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Als ich vor drikehalb Jalueii das Vorwort zum ersten Bande die- 
ser Sammlung schrieb, wareu wenige T.age seit deüi Ausbruch 
der Französische« Revolution im. Februar 1848 vorüber gegan- 
gen, und doch war ich durch diese schon bestimmt ^morden, den 
ersten Inind iiiuuKtelbar abzubrechen, uml «lalui meine näheren 
Gründe anzugeben. Ks ist eine iidialtschvi ere Zeit gefolgt, deren 
bedeutungsvolles Gewicht lur dieses Unternehmen keinen Augen- 
blick verkannt werden kann. Was ich in jenem Vorworte da- 
mals vorhersagte^ es ist mit der gewahsamsteu Erschütterung 
von halb Europa zur weltiiistorischeu Walirlieit geworden l — Da- 
durch ist aber auch mir zugleich die Veranlassung gegeben, von der 
im Prospectus verzeichneten Anordnun«: des Materials abzuweichen 
und die Verfassungsurkunden tür die Deutsclieu Staaten und die 
Schweiz itir den dritten Band zurückzuhalten. Der jetzt erschei- 
nende zweite Band liefert demnach die Grundgesetze für die Re* 
publik 1 rankreich, für Spanien und Portugal, für die Niederlande, 
Luxemburg und Belgien, Itlr Schweden und Norwegen, welche 
bis auf die Französische, Niederländische und Luxemburgische 
Verfassung aus dem Jalne 1848 bereits vor den politischen Um- 
geätaituugen der drei letzten Jahre festgestellt waren. 

Die GrundsätzCi welche ich iür die Bearbeitung dieser Samm- 
lung in dem ersten Vorworte näher erläutert habe, sind für die- 
sen zweiten Band genau beibehalten, so dass ich nebeii den, 
Deutsohen Uebersetsungen die Grundgesetze auch in der Original« 



IV 

spräche geliefert habe, wo es das Interresse des üegeiistandes und 
die Bilögiidikeit einer zweideutigen üebertragung naeb meinem 
Urtheile erforderten. Die aiisßibrlioberen historischen Einleitun- 
gen und Uebersichfen werden hoffentlich ihre Rechtfertigung in 
sich tragen und dem nothvvendigen Apparat einer solchen Samm- 
lung Mr die betreffenden wissensehaftliehen Zwecke entsprechen. 

Um noch ein Wort über das spätere Erscheinen dieses Ban- 
des zu sagen, bemerke ich, dass ich bald nach der Bekanntma- 
chung des ersten Bandes als Abgeordneter der Deutschen Natio- 
nalversammlung nach PrankAirt berufen wurde, und die dortigen 
Pflichten in den Jalircii 1848 und 1849 wenig Müsse vergönn- 
ten, um für die Fortsetzung literärischer Arbeiten zu wirken. In 
diesem Jahre hat mich mein Mandat als Abgeordneter des Volks- 
hauses in der Unions-Versammlung zn Erfurt wieder einige Zeit 
von der Förderung dieser Arbeit ahgeliaüen. Die Ausgabe des 
nädisten Bandes will ich nach solchen Vorgängen noch nicht 
näher bezeichnen, da ich theils meinenseits als Abgeordneter der 
ersten Preussischen Kammer för die nächsten beiden Jahre ander- 
weitigen Arbeiten entgegen gehe, Ümls das für diesen Band be- 
stimmte Material von der politischen Entwickelung der nächsten 
Zeit noch manche Bereicherung und Feststellung m erwarten hat, 
deren Berücksichtigung nur zum Nachtheile dieser Sammlung aus- 
ser Acht gelassen werden könnte: doch hoffe ich, was mich an- 
betrifil, die nöthigen Vorarbeiten noch vor Jahresfrist beendigt 
zu haben. 

Königsberg, den 22, August 1850. 

W. W. ScllUben. 
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(Fortsetzung.) 

Auf der letzten Seite des ersten Bandes dieser Sammlung schloss ich 
die liebersicht der Französischen Grundgesetze im Jahre 1849 mit 
der Bemerkung, dass bei der Correctur des letzten Bogens die Nach- 
ricfateo von der Französischen Revolution im Februar 1848 eingetrof- 
fen wären, und dass ich demnach auf die neue Gestaltung dieses im 
letzten Jahrhunderte so vielfacb veränderten Staates im folgenden 
Bande zurückkommen müsse. Die Staatsform der constitutiondlen 
Monarchie ist inzwischen in Frankreich in die der Republik überge- 
^ngen, und das Grundgesetz derselben ist jetzt als die nothwendige 
Ergäniung der firüher gelieferten Französischen Vef&ssangsiiriquiden 
vomlegen. 

Ztt feiner Einleitiing mögen nachsNiande gedntegte gescUcbt- 
licfie Nflchriohten dienen. Der Anfttand des VoUgbs In- FrierM 
(12. Januar 1848), welcher sich fai wenigen Tsged .über gern Sfetten 
aosdduile, schon nach zwei Wochen auch in Neaiwl (n. JHNiar) 
etee allganelne Erhdrang gegen die bestehende S^Müverwaltang 
hervorrief und demnächst in eben so Imner Zeit alle übi%cn ttaün- 
nischen Staaten in aU^emehie Auftcgung setife, veiMIte nfchtiiit 
seiner stürmMi forttreibenden Kraft auch die leideifschaftliottte 
Tbeihiahme bei den FVanzosen zu erwecken. Hatib bereits die letite 
Eroflhungsrede der Kammern am 28. Deoenber ldl7 den- König 
l4idwig Philipp in der bedenkHcfaen Aensserung veilettet ,4iiifMh» 
mich aufgewühlt m jegUcher AgüaUon, welche Midielfge Leid» 
Schäften oder binde Verirrungen brüteten, doch noch. In- dir conslf- 
tutionellen Monarchie, in der Einigkeit semer grossen Gewalten, die 
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ausreicbeDden Mittel zur Ueberwindung aller dieser Steine des An- 
stosses besitzen würde**; so erklärte bei der aufregenden Debatte 
über die Reform -Banqiiette in der Deputirtenkamnicr die Oppositions- 
partei ganz unumwunden, „sie wolle die Agitation des Volks der 
Corniption der Staatsregierung entgegenstellen ,** (7. Februar 1848). 
Die von der Opposition beabsichtigte (22. Februar) Aiiiilageacte ge- 
gen das gesammte Ministenum gab das Signal zift* allgemeinen Be- 
, wegung in Paris, der Rücktritt des Conseil- Präsidenten Guizot am 
folgenden Tage gewahrte keinen nachhaltigen Einfluss auf die Hem- 
mung des Aufstandes. Schon nach wenigen Stunden war durch den 
lurückgeschlagenen AngriflT eines Ministerhotels der Aufruhr über 
ganz Paris und die Umgegend verbreitet, und selbst die mit so aus- 
serordeDtlichem Kostenaufwandes errichteten Befestigungswerkc der 
Hauptstadt, als deren Zweck man stets mehr die Zügelung der gros« 
sen Bevölkerung, als die Abwciltf eines auswärtigen Feindes anzusehen 
sich gewöhnt hatte, vermochten trotz ihrer sehr starken militairischen 
Besatzung nicht einen Tag lang dem von allen Seiten losbrechenden 
Angriffe der angeregten Volksmasse Widerstand zu leisten Am 
24. Februnr Mittags entsngte Ludwig PliiJipji nach achtzehnjähriger 
B,egieruDg seiner Könfgskrone zu Gunsten seines Enkels, des Crnfen 
▼on Paris, ohne jedoch für die Anerkennung desselben auch nur 
einen kräftigen Versuch zu Stande zu bringen. Noch an dem Abende 
des 24. Februar wird eine provisorische Regierung aus sieben Äfan- 
nern eingesetzt, deren erste Proklamation die Republik als den 
gemeinschaftlichen Wunsch ausspricht, jedoch mit dem Vorbehalte 
der Bestätigung von Seiten des Volks. Die Auflösung der Deputlr- 
tenkaromer und das Verbot an die Pairskammer sich zu «versaininelii, 
waren noch die leUten Acte dieses Tages. 

OmtcIi 4it PradiuMirfte 4er pmi^orMwii 9^eruDg yom 
Februar wnrde Konigtliuin abgeseMI, die Rückkehr der 
frotoenBlyDastieD verboten, die eine und untheilbare Republik 
förmlich proclaniHrt, indem man die spätere Sanction derselben durch 
dia gesammte FranzöSisGhe Volk voraussetzte. Zur Entweiiung dar 
Viarfiissung WiHPde am 5. März eine assembl^e nationale con- 
fllitsante von der provisorischen Regierung einberufen. Dieselbe 
fotte aus 900 Mitgliedern bestehen, mit Einschluss der Repräsentan- 
ten aus Algerien und den Colonien. Zur Tlicilnahme m\ den Wah- 
len wurde jeder Franzose berechtigt, der das eiü und zwanzigste 
Jahr zurückgelegt und mindestens seeiis Monate einer Gemeinde ab 
Ansässiger angehörte; unj selbhl gewählt werden zu können, wurde 
bei gleicher Eigenschaft der Ansässigkeit in einer (ienieinde das zu- 
nick^ ete gte iuni und zwamugste Jahr erfordert. Die Wahlen wur- 
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den für jeden Htoiitert eines Cantoas auf den 9. Aprii feskgeieti^ 
mit Aas(^hnung eihes längeren Termins für Algerien und die €k>le> 
nien. Der Termin mr Eröffnung der constitnirenden National» 
versammfimg war antkngiicli aul den 20. April bestimnt, WOniB $tM 
dann bia auf deik 4 Mai müingert 

Unterdessen wurde der Yersucb vereilett« darcb dfe aofgereg- 
fßa Arbeiter-Massen die provisorische Regierung zu stvbrten und 
durch a'nea Wohlftlirts-Auascbass.zu ersetzen (16. April), indem die 
bewaffineten Bürger von Parts sich allgemein für jene erklärten und 
sie nachdrücklich vertheidigten. Noch vor dem Zusammentritt der 
Nationalversammlung erfolgten zwei sehr bedeutsame Decrete der 
provisorischen Regierung, von denen das erste auch selbst in dem 
damaligen wilden Taumel der Leidenschaften grosse Misbilligung her- 
vorrief, das andere dagegen als eine nothwendige Folge der Freiheit^ 
Gleichheit und Brüderlichkeit in der BepubUk allgeroein begrüsst 
wurde. Jenes hob die ÜnabseUbarkeit des Bichterstandes auf (17. 
April), dieses proclamirte die Aufhebung der Sclaverei in allen Fran- 
zösischen Colonien, welche zwei Monate nach Bekanntmachung des 
Derrets an Ort und Stelle ausgeführt werden sollte. Die Entschä- 
digung der Sclavenbesitzer wurde dem spatern Beschlüsse der con- 
stiluirenden Nationalversammlung anheim ggegeben. Am 4. Mai be- 
gann die constituirende Nationalversammlung, als kaum 600 Vertreter 
des Französischen Volks in Paris versammelt waren, ihre Sitzungen, 
und der hochhetafi^te Dnpont de l'Eure, der niemals seine republika- 
nischen Grundsätze verlaugnet hat, legte als Präsident der provisori- 
schen Regierung die bis dahin geführte oberste Staatsgewalt in die 
Hände der Nationalversammlung. Diese stellte nun an die Spitze der 
executiven Gewalt eine Commission von fünf Männern, in weiche 
mit sehr starker Majorität Fran^ois Arago, Lamartine, Garnier P^g^ 
Marie und Ledru Rollin gewählt wurden (10. Mai). Es gelang der- 
selhea am 15. Mai einen sehr bedenklichen Aufstand der rohen Yolki- 
massen in Paris zu dämpfen, welcher die Auflösung der CoostitiurQnr 
ddti Nationalversammlung und der Zusammensetzung diier neuiob 
nronsorischen Regierung aus den wildesten Radicalen und Socialisteii 
neiwecklie. Aber man vermocbte nur dadurch auf die Dauer Buhe 
und Ordnung zu erhalten» dass mm enie starke IkmimuMAt nwh 
Pvü zusammenzog und mehrere hewaflhele Caps (Qirde repubO- 
ci&e a 8. w.) tmd Giibbs auflöste. Unterdiessen batte die National- 
mamodmig f«i dite ToUfltjnd^ Für 
die VorberaUnmg und Prufang dir voFgdegM4BlJWifiMb> mlMm 

der MitgUeder vertMt» indem Jedes viHliiiHgw Iiibmi mm m 
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gliedern bestehen sollte. — Als wesentüthr Beschlüsse für die 2U- 
künftige Stellung des Staates müssen aus dieser Zeit die betreffenden 
Decrete über die früheren Djuastien aufgeführt werden. Ein Be- 
schluss Tom !26. Mai bestätigte in lioaug aut (1{ ii König Ludwig l'hi- 
lipp und dessen Familie das Decret der ersten [)rüvisorischen Regie- 
rung: „es soll das Französisclie Gebiet dieser Jüngern Linie Bourbon 
auf ewige Zeiten in gleicher Weise untersagl sein, wie dies durch 
das (iesctz vom 10. April 1832 für die iiltere Linie der Bourbous 
geschehen war." *) Es waren zwar durch dieses frühere Gesetz auch 
sämmtllche Zweige der Familie Napoleons getroffen, und noch jetzt 
brachte selbst die provison.stlie Begierung am 12. Juni einen Antrag 
für die Aufrechterbaltunir dieser Bestimmung in rji<» N'ifi(Hial Versamm- 
lung, aber diese erkannte schon dtü Tag daiaiii die Wahl des Na- 
poleon Louis öiarles Bonaparte als ihren CoIIegen, als den Abge- 
ordneten lür das Departement Charente- införieure**) vollständigen, 
und leitete daflurch die Rückkehr aller Napuleoniden auf den Fran- 
tösischen Boden ein. 

In Bezug auf ihre Ifauptaufgabe setzte die ( on.^tiluirende Natio- 
nalversammlung bereits am 17. Mai eine Commission aus 18 Mitglie- 
dern ein, um den Entwurf zur Verfassung zu rcdigircn. Diese {^oiiimis- 
sion vollendete in vier Wochen ihren Auttrag, so dass am iU .luiii das 
Verfassungsprojcct den 15 Bureai:s oder Ablheihujgen d^T Versanjm- 
lung zur weitern Priifnnf,' in den einzelneu Bestimmt iii gen id crwiesen 
wurde. Seit der Voriagc dickes Entwurfs schien jeder Zweifel über 
die Staatsform geschwunden: es musste eine Kepublik sein, aber keine 
dem 0 (■ ra tische und sociale, wie Barbes für seine Partei, die 
wieder autjueiebfe Bergpartei (Monlagne), die rotlie Republik eu- 
phemistisch ausjj;erufen hatte. An der Spitze der executiven 
Gewalt sollte ein Präsident auf vier Jahre stehen, dessen Wahl 
von der relativen Majorität sämmtürher ^T^^';ih^er in der Französi- 
schen Republik abhängen sollte; die gesetzgebende Gewalt wurde 
auf eine einzi;.^; Versammlung aus 750 Volksrepräsentanten über- 
tragen, deren nur für den Fall der Revision der Verfassunp^s 
Urkunde bis auf ^lOO Mitglieder erhöht werden sollte. Dies waren 
die Grundziige für die Form der Republik. Aber die Arbeiten der 
conslituirenden Nationalversammlung für die Verfassung wurden durch 
die sofort (20—21. Juni) vorgenommenen Beralhungen über das fer- 
nere Bestehen der NatiooalwerkstätteD UDterbrochen. Die auf der 



*J Vrgl. Bd. I. 376, wo in firr Anmerkung aus dmJtuUetindet Unt 
die (iesetidstflle im Original angegeben \st. 

**) Er wur auch gieichieitvg noch von dm Uepartemetits der Seine up4 
y<mn« üU Abg€in4n«kr gewüMi. 
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Bpsors^niss ihrer gänzlichen Aufhebiuiu gestutzten Agitationen riefen 
bereits am 22. Juni einen allgemeinen Aufstand der Arbeiter in Pa- 
ris hervor. Grosse Massen derselben weigerten sk\i in die Departe- 
ments ;ib/n;?ehen, obwo!il sie frulifr dngewilligt hatten, zu den von. 
der provisorischen Regierung dort angeordneten Arbeiten verwandt 
zu werden. Der sehr blutige Aufetand dauerte vom '13. bis zum 
26. Juni fort, bis er durch die Ueberiegenheit der Truppen unter- 
drückt wurde. Während desselben erklärte sich die NationalverMnun- 
iung am 24. Juni für permanent, versetete Paris in Belagerungsza- 
stand und übertrug die oberste execntive Clewalt auf den Genml 
Cavaignac, worauf die Mitglieder der provisorischen Begierui^s" 
freiwillig ihre Aemter niederlegten. Nacti dem völlig mterdrückten 
Aufstände Ib der Hauptsadt gab zwar General Gavaignac am 28. Juni 
die ihm anvertraute höchste vollziehende Gewalt an die Nationalver« 
Sammlung zurück, musste aber noch an demselben Tage auf den mit 
entschiedener Blajorität gefassten Beschluss der Nationalversammlung 
die oberste Leitung der executiven Gewalt unter dem Titel eines 
Präsidenten des Ministerrathes wieder übernehmen. Dieser 
Zustand sollte bis zur Vollendung der Verfassung und sur defltaitiven 
Einsetiung des nadi derselben bestimmten Staatsoberhauptes fort* 
dauern; die Ernennung des Mmisterinms blieb in dieser Zwischen- 
zeit dem Präsidenten ausschliesslich 'überlassen. Gavid|;nac's Verfü- 
gungen, „dass die Nationalgarden aufgelöst werden soDtCBt welche 
nicht auf den Ruf zu den Waffen sich willig einstellen würden, dass 
die als gefihrlich anerkannten Glubbs geschlossen und die Heraus- 
gabe der der executiven Gewalt feindlich entgegenstehenden Journale*) 
snspendirt werden soHten»" Ihnden bereits am Juni die Genehmi- 
gung der Nationalversammlung. Der Kampf gegen die wilden Ele- 
mente des Socialismus und Gommupismus sollte zum entscheidenden 
und dauerhaften Sieg für die innere Ordnung und die Existenz des 
gesammten Staates loiLgeführt werden. Dies blieb das Ziel der aus- 
übenden Gewalt, es schien nur durcJi die innigste Verbindung mit 
der Militärmacht erreicht werden zu können, und die überwiegende 
Mehrheit des französischen Volkes gewöhnte sich gleichfalls das ste- 
hende Heer und dessen geschickte und energische Führer als die 
Retter gegen Anarchie und Selhstvernlchtung gelten zu lassen. 

In solcher unageanderter Stimmung des Französischen Volkes 
wurden die Arbeiten über das Grundgesetz der neugestalteten Bepu^ 
blik fortgesetzt Am 30. August erschien nach vollendeter Delail- 



V £ilf faruer Journale waren am -Jü. Jum suspendiri, und ihre fer-^ 
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pröfting fn den Bureaus der Schlussbericlil uiwi die VorJige des de- 
finiliv zur ßeralhuiig der ronstituireiuJeo Nationalvefütimmlufig feslge- 
stellteri VP!'fassungseiitwur(s. Kine neue Prüfung desselben wälireod 
des fülgendpii Monats wurde den einzelnen Mitgliedern der Notioual- 
versamralunp und der öffentlichen i\leinung des gesammten Volkes 
aur Besprechung in den Tages -Journalen und 1 lugschriften gewährt 
Es wurden in dieser Zeit nur die acht Artikel der Einleitung bero- 
then und am 15. September angenommen. Die BeraÜiung über die 
darauf folgenden liO Artikel der Verfassung währte vom 30. Sep- 
tember bis zum 28. October 1848. Dann wurde naeh vorausge» 
gangener Revision und BcdBOtion der zahlreich amendirten Artikel 
die zweite Berathung vorgenommen, welche nur wenige Tage be- 
srhäftigte, bis dass am 4. November im Schoosse d< r conslituirenden 
NatioMl Versammlung*) unter dem einstimmigen Hufe ,«es lehe die 



CoiiNtitutioii Fran^aise, 

Adtptee ie 4. ^lovember 1Ö48 par 1 AssemhieQ Nationale. 

Preambuie de ia ConsiiiHiion* 

Adoptee ie Id. Septemt^er 1348 par l'A&^mhiee I^tiooale. 

En pr^sence de 0iea, et au oom du peuple francais, IVUsembl^ iif* 
tionale prodame et dkrftte: 

t 

La France s'est constitut'c en Repabll<|iie. En adoptant cette form 
definitive de gouverhement, eile s'est proposö pour but de marcher plus Ubre- 
ment dans Ia voie du progres el de la civilisationt d'assurer unc ropartition 
de plus cn plus cquilable de charges et des avantages de la socii U- entrc les 
uluyens, d'augmeuler , par la rcducliun graduee des charges, Ia sooime des 
avantages, et de falr^ parvenir touslescitoyens, sans nonvelle coOmoHon* par 
raetion saceessive et oonstanle des fnstitutioRs et des lois, i'uft(legr6toii(|0ttrt 
plaa dl0v< de nofaBK, de loni^nis al de iNen^tie» 

II. 

La Kepublique francaise est democralique, une et iodivisible. 

Elle raeaimait dm droits et das deraiia antAtaiiva et amirieim anx 
Um pantivas. 



V warm in üitttr SUnmg d$r NaUmuUvertammhmg ab$r 800110- 
(pfKsebr anwesend; von diesen stimmten 739 für Annahme der Verfassung, 30 

fjfffcn dinefbe (LpfitimUten inid Coirnnmisten. darnvier Hrrrrfef, Monialem- 

biTi, FrQudh(m, J^ia Pyah JPit#m i«roiM;^ ita^i^ muk 4mMil^i«im 
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Republik'' die feierliche Schlussöniiahme der gesammten Verfassung 
erfolgte. Am 12, November, einem Sonntage, wurde in einem Natio- 
nalfeste auf der Pfare (\v hi Concorde in Paris imter dem Vorsitze 
des Präsideiiteii der Nationnlversammlung, in Ce^rnwarl der überaus 
stark \ürsammeiten Bevölkerung der llauptsLiiJt und der zusammen 
geströmten Dcputationea aus aiieu Departements der |{epub]ik, die 
angenommene Verfassung als Grundgesetz der fi^ublik proclamirt 
Eine Woche später (19. November) folgte gleichzeitig die öffentliche 
(iKK^tonidtion der Verfassung in ganz Frankreich. Ich lege hier, wie 
im ersten Bande» diese Verfasrangsurkimde in ({er Sprach» des Orir 
ginab und in einer UeberBetsung vor. 

TwtBmims 4er FtanmSBiselieii 

Iteiwlilifc. 

Angenommen am 4. Norember 1848 von der Nationatversamnilungi 

MÜHteUtmg der Werfmm mmg . 

Angenommen am 15. September 1848 von der NationalverMmmlong* 

In Gegenwart Rottes und im Namen dss F«i«aüfii6€h(iJi Vi4ks proctamirl 
mkI bcBcfaUesst die Nationalrersanunltuig. 

1. 

Frankreicli hat sich als Kepublik constiluirt Indem es diese Hegie« 
rnngsfonD ab dne bleibende anaimmt, iiat es sii^ nmiZwecike gesteltt» freier 
auf dem Weg« des Foitadiritts und der CiviKiatifm fonngeheB, mdir und nefff 

Dach einem billigen Maasstdbe die Verthejlnog der Laatea und der Vortheile 

der Ge^^ellschaft iintrr die Staatsbiiri^pr zu sichern, dnrch cinr allmählige Ver- 
minderung der La&ttri die Summe der Vorlhcile zu vertuthren, und über- 
haupt alle Büi^er, ohne neue gewaltsame Krächiitterung» nur durch die fort- 
gesetzte und beständige Wirkung der Staatseinrichtungen und Gesetze zu ei- 
non neuen eibShterea Grade der Sitflidikeit, der AufldSmng und des WoM- 
itandes gelangen lu lanen^ 

U. 

Die Fmniöiiiciie Republik ist eine demokratische, einige und un- 
theilbare. 

ni. 

Aie erliMnt lleaMa «nd Pflichten an« welche älter und höher sind ab 
die positiven Gesetze. 

* 

der äuitertten LMun enthielten ßieh der AtMUmmung, Auch Vietvr Bu0q 
eUmmte gegen die Verfasmng und rechtfertigte sieh kn MonUenr darüber, dau 
er das JEinliammersystem als höchst geßhrlick für die Ruhe und Wohlfahrt 

des Landes prarhtr, daftf! er aber von TTerzen wünsche, durch die Zukunft 
seine Ansicht rciderlcgt zu sehen. Proudhon und seine Gleichgesinnten moti' 
Vitien ihr ablehnendes Votum dadurch, dass sie in einer Republik jede F«r- 
fasmng /ür überßimg hielkn» 
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nr. 

£Ue a pour princtpes la Liberte, TEgalite et la Fratemit^. 

EUe a pour bates b fiiaille, la propridt^ «I Potdn iMifaliCi 

> 

V. 

Elle respccff" !es nationnliti'S «'trang^res, comme olle entend faire respec- 
ler la sienne: ell^ n enlreprtnd aucune f^erre dans des voes de Oünqu^le, et 
n'enqtloie jamais ses lurces contre ia liberUi ü aucun peuple, 

VL 

Des devoin r^pioqnes obiigcnl ks dtoyens enven la A^pnbKque* H 
k R^publique envers les titoyeua. 

VlL 

Les citoyens doivenl aimer la Patrie, serrir la R^publique, hi (Mfendre 
mtaie au prix de lear ne^ partidpar anx cbarges de PEtat en raiioii de lear 

fortune, ib doivent s'assuier, par le travail, des moyens d'exiatNioe, et, par 

la prevoyance, des ressources pour l'avenir; ils doivent concourir au bien- 
6tre commuu eu s'entr'aidant fraternelieirrnt les uns les autrcs, et k l'ordre 
gcneral en observant les lois morales et les lois ecrites qui regissent la societ^» 
la lamilie et Tiudividu. 

VJIL 

La RtSpablkpie doit prot^r le dtoyen dm» sa penomie, la fionOIe, ta 

religion, sa propriete, son travail, etmettre a la port^ de chacun l'instracliw 
indispensnblp h tous les bommes; (!lle doil, par iine assistance fratemelle, as- 
surer l'existence des citoyens nccessiteux, soit en leur procurant du travail 
daus les limites de ses ressuurces, soil eu donnant, ä defaut de la famille, des 
aecoun k eeax qai soDt bois d'^tat de travaiUer. 

Ell vue de 1 accomplissement de tous ces devoirs, et pour la garanticde 
UM CM droits, PAsaenb]^ nationale, fld^le aux traditions des grandes assem- 
bKes qoi oot inaogar^ la RMoSion fnncaiie» deorite ainai qn'il sait laCon- 
slltntioa de la Rcpiüilique, 



Cansiiiuiian» 

Chapitre 1. — De la Souverainet4. 

Art. 1. La souveraineli* rt'side dans roniversalii^ des dtoyens fran^ais« 

ülle est inalit-nable et imprescriptible. 

Aucun individu, aucune fraction da peuple ne peut s'en attritmer 
rexercice. 

Chapitre IL — Droits des citoyens garantis par la Constitution, 

ArL 2. Nul ne pent ^e arr^^ ou d^lenu que suivant les preacrip» 
tiouü de la loi. 

Art. 3b La Uemeure de toute persooue liabitant la terra fransaise eit 
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IV. 

Sie bat zu ihren Gnindsiitxeii die Freibeil, die Gleichheit und die Un: 
abbäogigkeit. 

Sie bat la fliifs Gi<«ffligin JiFiiniliilikbWy teBigniliinl omI die 
dflentliche Qrdnaiig. 

V. 

Sie achtet die fremden Nationalitäten, wie sie für ihre eigene Achtung 
lu erhalten gesonnen ist; sie unlernimml keinen Krieg in der Absiciit mf 
Eroberung und verwendet niemals ihre Kräfte gegen die Ftciitek irgend 
eines Volki» « 

VL 

Gegenseitige Pflichten verbinden die Bllifer gegen die Republik, soirie 
, die Republik gegen die Borger. 

vn. 

Die Bürger müssen das Vaterland lieben, der Republik dienen» sie mit 
dem Preise ihres Lebens vertheidigen, an den Lasten des Staates nach dem 
VeibiltnisBe ihres Vermdgens Thefl nefamen; sie intlisen durch ihre Arbeil 
Mb sowoM die lüttel wm Unterhake, als auch durah Vorsicfat Hniftqiiellen 

flir ihre Zut^uft sichern; sie mUssen für das Geineinwohl Hülfe leitti^ 

indem sie sich gegenseitig brüderlich unterstützen, und fiir dir Atifrechtbal- 
tunjr der nllfremriTifn Ordnung die Sitt^ngesetze und die geschriebenen Ge- 
setze beobachien, welche die GeseUscbatt, dieFanüiie und den einaelaea Men- 
schen regieren. 

VIU. 

Die Republik muis die Bttiger in ihrer Person, ihrer Fanilie^ ihrer Re- 
ligion, ihrem Eigenthum, ihrer Arbeit beschützen und (&r Jedeiflsann den . 

allen Menschen unenthehrlirhf n !^ifcrricht bereit halten: sie rauss durch 
einen brüderlichen Beistaiui den Unterhalt ihrer bedürftigen Bürger sicher 
stelle« , sei es indem sie ihnen Arbeit in den Gränzen ihrer Hüllsmittel ver- 
schaflt, sei es indem sie denen, welche nicht im Stande sind su arbeiten und 
keine daxu fähige Familie haben, mnnittelbare HQlfe gewlbrt 

In Absicht der Erfüllung aller dieser Pflichten und lor Gewährleistung 
#er dieser Rechte, beschliesst die Nationalversammlung, treu den IJeberlie- 
femngen fder grossen Versammlungen, welche der Französischen Revolu- 
tiüu die Weihe gegeben haben, die Verfassung der Bepubltk in nachs t ehea« 
der Weise: 

BnUt CapiUL V<m der SomnniiML 

Arlikdl. IKe Soufarainetät beruht in der GesanimtheU der FranM« . 
sehen Bürger. 

Sie ist unver;nis«erllrh und unvcrj'ährbar. 

Keine einzelne Person, keine Parthei des Volks kann sich die AutiÜiung 
derselben beilegen. 

Ztoeites CapiUl. Reckte der Bürger» wekhe dmrek die Yerfcueung 

Art* 2* Niemand kann weder verhaftet oder feitgenomroen werden als 
nur nach den Vunschriften des Gesetzes. 

Art 3. Die Wohnung jeder Person, welche das FräntSiiscfae Gebiet 
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lf»4^>ri<aiieii<t ti ks commanes, de Iranmix public« propres k enpbyer kl- 
tuvs iiioccupes; eile fournit l'assisUiiice ttnx nnfants ahandonrirs, aux infirmes 
el anx vieillards sans ressources, k qui Icurs familles ne peiueal »eoaurir. 

Art. 14. dette pobHque est garantic. ' 
Toute espece d'engugeineiit pris pftr l*£lat avec ses cr^andeis est 
tnviolable. 

Art. 15. Toul impot est etabli pour riililite ctmimnne. 

CbaoHfi y oontribue en pfoportio» de ses facultas ei de la forUne« 

Art. t6. Attcun impdl ne peut ^Ire etabli oi per^a qu*eii vertu 
deialoL^ 

Art. i7. L'impdi direct n'esl consenli quc pour un an. 

te» impositions iodirectes peuvenl etre consenlies pour plusieurs ani^ees. 

I 

CA<yrilre Iii >- M pwumrt puMkt, 

/ Art. 18. IV»!» les pooToirs publics/ quels qa'ib soientt imanei^t dii 
peoplf. 

JUs ne peuvenl etre delegues herdditaireioeiU. 

A r I 1 ^ . La Separation dcA ^toirs «t ia preniiife ^ndition d'ua gti»- 

vememieni libre. 

• ' Guipitrc IV. — Du pouvoir Ugüiatif. 

Art. 20. Le peuple Iran^ais d61ägue le pouvoir legislatif 4 une Assem« 
bMe iimipie» 

Art. 21. Le nombre total des repr^entans du peuple sera de scptcents 
CMMpianle* y compris les representants de PAJgMe et des ook»nies fran^aisea. 

Art. 22. Ge nombre s'el^vera a neuf cenis pour *Ics assembl^s qui se- 
rönt appel^es k reviser Ia Gonstitation. 

' Ali. aSL I^Mlielion a pour basa la popuIAtion. 
Art 21 Le sulfra|pe est direct et oniTeneL 1^ serutiD est sMnt 
Art SS. Sont ^lecteurs tous les PraUfab Ig^ de vingt-un ans et jouis- 
sldit <)e leurs droits civils et poUtiques. 

' Art 2'*. Sont tiügtbles, Sans oondition de domiciU« tous les Heeteurt 
dfs vingt cinq aus. 

Art >7. La loi electoralc diHcrminrra les causes qui peimnipriwr nn 
CÜoyeQ Irancais du droit dVHre et d'elre elu 

FIIp rif'si^nrra les citoyens qui, exerrant ou ayant exerce des foncti<ms 
daus Uli (iepartement ou un ressorl territorial, ne pourront y Hre <*lu8. 

Art. 28. Toute fooction publique rttribuee est incompatible. avec {e; 
mapdat de representanl du peuple. 

Aucuu membre de l'A&seoibice nationale ne peut, pendant la duree de 
la legislature, ^tre nomme ou promu a des fonctions publiqucs salarices, dont 
Icf titulaircs sont choisis k volonte par le pouvoir executif. 

les eieeptions aux ^lispositions des deux jtaragra^^hes precedents^ feropt , 
d^teniun^es par la loi ticctorale organique. ' <« .^. \. . 
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die VeraBSUlfcung solcher öffenüieher Arbeilen, welebe eigeilUich nur mr Ver- 
Wendung unliMebilftjgNr KMe von dem SiMto im DepsiteDMali und Com- 
nmwn nntemoiiimen werden: sie gewährt Beistand den verlassenen Kindern, 
den Kranken und Greisen ohne Hmtoittd, weleben ihre eigenen Familien 
kane Hülfe zu leisten vermögen. ' 
Art. 14. Die Staatsschuld ist gar uuirt. 

Jede Art von Verpflichtung, welche von Seiten des Staats mit seinen* 
Gläubigern getroffen ist, ist unverletzlich. 

Act 1& .Jede Steuer is^ tQr das aUgemei^e Beste festgesetzt. 

Jeder trügt dani bei nadi den Verhältnissen seiner F3üugkeiten nnil sei- 
nes Vermögens. 

Art 16. Keine Steuer kaon anders Als nur Kraft des Gesetses einge- 
führt oder erhoben werden. 

Art 17. Die directen Steuern sind nur Hlr ein Jahr bewilligt. 
Die indirecten Steilem können fttr mehrere Jahre bewitli^ werden. 

Drittes CapUeL Von den Öffentlichen Staatsgewalten. 

Art 18. Alle StaaUgewattiBiir wie sie auch Jiescbaffenseiii mögeab geh^ 

ans dem Volke hervor. 

Sie können nicht eritlich übertragen werden. 

Art. 19. Die Trennung tier Staatsgewalt^ ist die erste ikdwgung ei- 
MT fiteieB .Begienmg. 

Viertes Capitel. Von der gaetzgebenden Gewalt. 

Art. 20. Das Franzdsiscbe Volk überträgt die gesetzgebende Gewalt 
eine einzige Versammlung. 

Art, 21. Die vollständige Zahl der Volksvertreter soll 150 sein» mit 
KhueMoss der VerMef fttr Algerien und die FrainSsMen GfilMM. 

Art 82. Diese Zahl wird auf MI fUr dlcffenigen Versamndnilgen erMMll^ 
wekdie zur Revision der Verfasmg «Inbamfen werden soUeiv 

ArL 23. Die Wahl hat zur Grundlage die Bevölkerung. 

Art. 24. Das Stimmrecht ist direct und allgemein. Die Abstimmung 
ist geheim. 

ArL 25. Wähler sind alle Franzosen, welche das ein und zwanzigste 
Jibr nirOdtgelegt haben und im Vollgenuss ihrer bürgerlidie« und poKlisdien 
Bechte stehen. 

Art 26. Wahlfähig sind alle Wähler nach zurückgelegtem fünf und 
zwanzigsten Jahre, ohne (einschränkende Bedingung des Wohnsitzes. 

Art. 27. Das Wahlgesetz wird die Veranlassungen bestimmen, welche 
einem Fninsösischen Büi^er das Recht zu wählen und gewählt zu werden ent- 
ziehen können« ^ 

Das Wahlgesetz wird die Bürger bezeichnen» welche« da sie in amtü-. 
eben Verrichtungen in einem Departement oder einem Territorialbezirke Ste- 
htn oder gestanden haben, daselbst nicht gewählt werden können. 

Art. 28. Jedes besoldete Staatsamt ist unverträglich mit dem Mandate 
des , Volksvertreters. 

Kein HitgUetl der iNulionalversammlung kann während der Dauer der 
Lagiiiatur derselben tu besoldeten Steastümtem «mannt oder befördert werden, 
deren Inhaber von der .«usDbeMlen Gewalt nach Beliebed gewählt werden. 

; .^JQie. Ausnahmen von den Restimmungea der zwei vorhergebcmto Pira- 
graphen sollen durch das ^tginische .Wahlgesetz fittiifwteH|i werden, .. 
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' Art aUb te» iKspwMniis de l'avlicit pMtot ne «wl pas afiplieibkB 
attr «fMBbMci Um» |MMr la iMsion de la GtMiMniNii. 

, . Art. M. L'ckcUoD des reprcsenUuts se fcra par Ueparlemeiit, el au 
scrulin de fiite. 

Les tiecteun TOterönt aa chtf-limi da canloii. Ifeanmouis» en niBon des 
riaipftinafff ImsIm, le cantoik pauna ^Ire divüd ea ploaieais df^onocriptioiu, 
dans la forme et aox condilions qui seronl detenninees par la loi ^leciorale. 

Art 31. L'Assemlil^ nationale est elue pottr trois ans, et se rftiioafelie 
integralcment. 

.Quatantraiq jours. aa plus tard. avant la lin de Ja l^islaturc, une loi 
detenninera Tepoque des nouTellcs elections. 

Si aucnoe loi bVsI interfenue dans le delai fixe par Ic parpgraphe f)rp- 
cedept, Ics ölecteurs se rifviussent de pleio droü kjtrealieoiejaiR'qiiiprccide 

la fin de la legislaturc. 

nouvclle Assembicc est convoquec de pleiii droit poiir le leode- 
mam dtl jonr ah finh le mandat de rAssemMee |Hre<^eBte. 

Art 32. Elle est penmuMBte. 
. •MaMMias, all» petat s^ajoonar 4 «u.janr fafflMf'fiie. 

Pendant la dar^ de la Prorogation, nne Conun is ii en , conpOB^e des 

membres du bureau et de nogHttoq repVesentants nonuncs par rÄssembl^ 
au scrutin secret et i la nujorit^ absolufif a le droit de la couToqoer eu cas 
d'algencp. 

I ^ piLsifient (\o la Repiibliqiie a aussi droit de cunvoquer 1 Asseitibipe. 
L Assembli f narionalc dctermine, le liou des seances; eile fixe l'iinpor- 
taiicc des forces ruiUuires » tahlic [)onr sa siirete, et eile cu d'sposc. , 

Art. 33. Les repn-sentants soiit toujours nvligiblei.. 

Art. y. r.es membres de rAssomblt'C nationale sool les reprcsenlanlSi 
neu du deparleiiient qui les nomine, mais de la France cnliere. 

* ' Alt. 3ÖU Iis- ne peuvent recevoir de maBdat imperatif. 

Art. 36. ' Les rcprvsentants du peuple sont Infiolabtes. 

Iis ne pourront dtre reeherches, aicuses, ni jugös, en aucun lenips. 
pour tes opinions^qulls auront «^mises dans le sein de I Assembl^ nationale^ 

ArL 31. Iis ne peavent dtre arr^t^s en matiere orimiiielle« qa^a cas 
dtt'^agnnt d«lit, ni paurMifis qn'apr^s qua rAasemfal^ a penais la 'panwitB. 

En cas d'arrestation pour flagrant dölit, il cn sera immedialement r^Hirc 
a TAssemb]^, qui antorisera on rerusera la continoation des poursuites. 

Gelte disposUion s'appttque au cas oä un citnyan d^tenn est nomn^ 
repqejiewllapt 

Art. 38. Chaqne representant du peuple recoit une indeninil^ h tllqiNm 
il ne peot teuanccr. ^ . ' ' * ' ' 

Art« 39. Les ^|u»s ;|lc;.VAssfDibl6e soul publiquai* • . .. . 

iiVanmoins, l'Assemblec peut se Dinner en oonQit<5 secret. sur la dcmande 
d'BP Bombw des rept<iwwlants «rt par le rtgieBwiit ■ ' ' • ^ < .<*•• 
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Art, 29. f)ie Bestimmungen des vorhergehenden Artikels sind nicbl 
auvietidbar auf die V er&aaimlungen, welche zur Revision der Vcrla&äung ge< 
wabU werden, ...... 

Ali. ao. Die Wahl der VoUcsverlrefer wird nach den DeparieneQjLi 
▼eranstaiteU und vermittelst einer Abstiramungsliste. 

Die Wähler werden im Hauptorte des Caiitons ihre Stimmen abgeben. 
Wicljtsdestoweniger wird, in Beriick'^ichtigunfj; iocaler Umstände, der Canton in 
mehrere Bezirke f^rtlinlt werden ki nnen, in der Form und ooter den Bcditt» 
gungeii, welche durcii das Wahi^c:>eU iestgeslellt sind. . 

Art 31. Die NaUonalvenainiiilutig ist auf drei lahr erwäfau und wird 
elndidi eneuert. 

Spätestens fUnf und viertig Tage vor dem Schlüsse der Legfslafurperiode 
HPirt ein Gesetz den Zeitpunkt Tür die neuen Wahlen festsetzen. 

AVenn ein solches Gesetz in dem durch den vorherj^ehcndcn Snir fe^tgr- 
StuUten Zeiträume nicht bekaimt gemacht ist, so treten die Wähler von Üechls 
w^en zu neuen W ahlen am drcissigslen Tage vor dem Schlüsse der LegisUi'- 
turperitdft sMaraMk 

Die neue NatHNttIveraaniiBlung ist von Rechts wegen auf den näcbslfo|«, 
genden Tag des Tages einberufen, in welchem das Mandat der vorhergehen- 
den Nationalversammlung ablüufl. 

Art 3?. Dil* National- Versammlung ist permanent. 

Während der Dauer der Vertagung erhielt eine Gommi&sion, welche aus 
den Mitgliedern der Bureaus und aus durch die Versammlung in geheimer 
Abslimmung und mit absolute^ Majorität gewühlten YolltBvertrMem zosiunnien' 
gesellt ist. das Recht die Versammlung in dringenden Fi'rllen einzuberufen. ^' 

Der l>räsideBl d«r Rc|M|Mik ial.gkicbfaUi dw UiuH die Vcrsanmlung 
einzuberufen. , ■ ^ 

Die Nationalvcrsammlutig bestimmt den Ort ihrer Sitzungen; sie si i/t 
die Stärke der zu ihrer Sicherheit aufgcstelllen piilitärischcn kiäfte fest und 
hat üher dieselben die Verfügung. . 

Art. 3$. Die VoUcsvertreter sind sfefs wieder wahlbar. * 

Art 34. Die Mitglieder der Nationalversammlnng sind nicht die Ver- 
Ireler für das Departement, welches sie ernennt, sondern fi^r ganrFrani^reiilfe.'' 

Art. 35. Sie können kein bindendes Mandat erballeo. ../ 

Art 3fK Die Vertreter des Volks sind unverletzlich. 
' Sie sollen xu keiner Zeit iUr die Meinungen, Reiche sie ku Sdious.se 
dsf WalimutHiswiiiiiUinii \\\ tnpriiflmn hihfi^ wednr varfirigl» noeh angeklagt«, 
nach cinam lioliteriidien IMieile uMterwoifim werde» kteneh, 

Art. 37. Sie kdnnen nn Ii nicht in Criminalfällen verhaltet werdaii,. niti 
Ausnahme der Ergreilmig auf frischer Ihat, noch können sie^VBlIrig^ fVTden« 
als nachdem die Versammlun'rr die Erlaubniss erlbeiit hat. 

In dem Falle der Verhaftung auf frischer That soll unmittelbar darauf, 
der Versammlung Betichl erstattet \vpr4en, welche die Fortsetzung der Ver- 
folgung genehmigen oder untersagen wird. . . ' 

Diese Bestimmung findet auch fikr den Fall statt, wcnii ein verSi.ifteier 
Bürger zum Volksvertreter ernannt wird ' 

Art. 38. Jeder Volksvertreter empfangt eine Entscbädigimgl auf weldie 
er nicht Verzicht leisten Ivann. 

Art. 39- Die Sk/ungen der A'ersamraltmg sind ölTenlHch. " ' ' 

Nichtsdestoweniger kann die Versammlung in ein geheimes lÜomit^si^ 
verwandehi. auf die Forderung einer durch uie GescKftftsordnunglesl^esetilipn ' 
Zdü ve« Volksverlreteni. 
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Qmp» tnffimini • U Mt 4*jttiluti«e jnriipcnitin; ü Vmn&n 
Mk» tas fonacs d^tenninte par le rt^emcnt. 

Art. 40; La pn^senoe de h moitie plus un des membres de TAäamr 
bl^ est'o^CMBalre poar validite du vote des lois. 

An. 41. Aucun projet de loi, sauf le c»& d'urgence, oe sera vot«^ defl- 
iiitiveBieiit qu'apres trois deUNrations» h des iotervalles qui ne peavent Htt 
' miSmitm de einq jotm. 

Art. 42. Touie proposiUon ayant pour objet de declarer Turgence esl 

precödec d un cxpos«- des motifs. 

Si l Assemblee est d avii» de donner suite ä la pioposilion d'urgence, 
tUe en ordonne le nnvoi dans les bureaaxh et fixe le noment od le rappori 
nur Vm§ene9 hfi ttra fthtnU. 

' Smt w ftüfpwif si rAssembl^e recomiiit rmgOMe, «He Is deftee at 
fii» le tDMiieiil dte k diseuarion. 

Si eile dedde qu*il n'y a pas d'urgence» le projet soft le eoiini des pn* 
posittons. ofdinaires. 



Art 43. Le Peuple fran^is delegue le po^voir eiKeeatif'i nn citoyen 
qui recoit le titre d« pr^deot de la R^nbliqae. 

Art. 44. Le president doit ^tre un Fran^ai». ^üre ä§e de trente ans au 
moins» et n'avoir jamais perdy la qualite de Francais. 

Art. 4.'}. Le president de la R6publique est elu pour quatre aiis^ et 
n'esl r^^ligible qu^pr^ un iutervalle de quatre ann«es. 

Ne peuvent« hon plus» ^tre äus apres lui» dans le mSine Intervalle, ni 
le vice-prvsident* lu aucun .des parents ou alli^s du pri^ident, jusqu'aa sixi^me 
dflgr^ indttsivement 

Art 46. L*«leclioR « lieo de pkm droit le derofemedinianehedu mois 

de mai. 

Dans le cas oö, par suite de lU-ch, de di'mission ou de toute aii(re 
cause, le president serait ölu a iiiie autre epoque, ses pouvoirs expireront 
deuxieme dimanche dy muis de mai de la quatri^me anuec qui suivra son 
HodidDi 

Le prtflident est nommd au acrutin seeret et 4 la majoiit« abMtao das 
Totants, par le snffirage direet de UNK ict <^6ete«n des d^rteneab ürancaia 
ctdelAigMe. 

Art. 41 Les proc^verbauX des tiections sont transmis immediatemqit 
ili rAssembl* e nationale. rpT? ?tntne snns d^ai sur la validite dti l'^lection, et 
proclame le president de Ij Ut'iiiil)]i(|ue. 

Si aucun candidat n'a obteim plus de la moiüe des sufTrages exprinies, 
et au moins deux millions de voix, ou si les condüions exigees par l article 
44 ne sont pas lenplies, fAssenbl^e nationale ^Ut le j»r^dent de la' Ri^pa- 
liliqttet ä,la nijgorit6 absoloe et. an scmlin secret, panni l^..cini| 'Caiididats 
4|j|$lil^ ifä oa^ obtenu la plus de voiz. , . ^ 
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Jeder Volksvertreter besitzt das Recht zur parlamentarischen InitiaÜfe; 
er wird es in den durch die Geschäftsordnung bestimmten Formen ausOben. 

An 40. Die Anwesenheit der um eins übersteigenden Hülfte der Mit- 
glieder der Natioinlvenanmilung ist nodiwcndig» 'mn fllr die BeMUnmHÜMM 
ttber Gesetze gQltige Kraft tu eriangen. 

Art 41. lieber keinen Gesetzesentwurf, ausser in dringenden Fälleii. 
soll di^ definitive Beschlussnahme anders als nach drei Berathungen erfolgeo, 
und z^v ar m ZwischenräumeOf welche nicht weniger als Hinf Tage von einan- 
der entiernt sein dürfen. 

Art. 42. Jedem Antrag, welcher eine DringÜcUEeila-Erklärttng für lich 
in Amproeb nimmt, man eine Anseinanderfletiuis der Gfflnde » wa nna- 
selit werden. 

Wenn die Versammlung der Meinung ist, dem Antrage auf Dringlich- 
keit Folgo 71! gehen, so ordnet sie die üebenvei<5TiTig desselben an die Ablhei- 
longen an, und bestimmi den Zeitpunkt, an welchem ihr der Bericht über 
die Dringlichkeit vorgelegt werden solL 

Auf diesen Bericht, sofern die Yersammhuig die Dringlichkeit aner* 
kenn^ erUirt lie dieielbe und setal den Zd^iankt cur Berathnng fett 

Wenn die Yersammlnng dagegen entscheidet, dass hei dem Antra|^ 
keine DriDgUdikeit forli?ge, so gelii er den GeMhäftsgang für gewöhnliche 
Antrage. 

Fünftes Capüel. Von der vollziehenden Gewalt. 

Art. 43. Das Franxösische Volk uberträgt die vollziehende Gewalt aut 
einen Bürger, welcher den Xitel des Präsidenten der Republik erhält ' 

Art 44. I)er Prilsident mu» ein seborner Firanime' aein, lAnOa^rnffa. 
das dreissigste ^ahr rorOdtgdegt mid niemals die Eigenschaft eines FmuHMflli 
ferioren haben. 

Art. 45, Der Präsident der Republik ist auf vier Jahre erVaUt und 
ist nur nach einem Zwischenräume von vier Jahren wieder wählbar. 

Eben so wenig können nach ihm in demselben Zwischenräume von vier 
Jahren weder der Vioq»rlisident» noch irgend emer der Verwandten oder Yer- 
Mfawagerleu des PrUsidenlen bis anf den seefasten Grad einschfiessKeb 
wählt werden. 

Art 46, Die Wahl findet von Redits wegen am iweiten Soimlage des 
Monats Mni statt. 

In dem Falle, wo in Folge des Todes, der Abdankung oder aus irgend 
einer anderen Ursache der Präsident zu einer anderen Zeit erwählt wer- 
den sollte, so soll doch seine Amtsgewalt an dem iweiten Sonntag des Monats 
Msi im vierten Jahre nach seiner ErwiUmg aufhören. ' 

Der Präsident wird in geheimer Abstimmung und nach absoluter Mino- 
rität der Stimmgeber durch directe Abstinunong alleir Wühler der Fkanadsischen 
Departements und Algeriens erwählt. 

Art. 47. Die Wahlprotocolle werden unmittelbar an die Nationalver- 
sammlung eingesandt, welche ohne Verzug Uber die Gültigkeit der Wahl Be- 
scUnss tot und den Präsidenten der Republik prodamirt 

*Wemi kdn Gandidat mehr als die Hälfte' der abgegebenen SCinmiiii und 
mindestens zwei MUlJonen Stimmen erhalten hat, oder wenn die im Art 41 
geforderten Bedingungen nicht erRillt sind, so erwählt die Nationalversamm- 
lung den Präsidenten der Repuhük nach absoluter Majorität und in geheimer 
Abstimmung unter den fünt wählbaren Gandidaten, welche die meisten Stim- 
men erhalten haben. 



Afi, 4ö. Avanl d'eotrer en fonctioi^s, le pre^ident de la Rcpubiique 
prK#« m sdn 4» fAncaM^ wlfaMrie, le MraKM dont la teneur suit: 

»^n pres^nee de Dfea et dn ¥tnp\e frjneais, repr^sente par l'Assembl^e 
MÜMiBle, je jure de rester fidije i la RepQbiiqve une et Indmnble, et de 
remplir tous les devoin que miropose la Constitution.'* 

^ Art 49. n a le droit de faire pr^seoti^r des projets de Im 4 VAmm' 
bl^e nationale par les ministres« ' , . . 

D surveille et assure rex^lion des lois. 

> Art. M. H dispose de la foree arm^, sans pouvoir la oommander ja* 
■Nif m penonne. ' f 

Art 51. II ne peot eeder aocuiie porüon dtt terrilwce» ni diwoudre, nl 
prorogcr I'Assemblcc nationale, ui suspendrOt en aucune nuuu^» rennpire 
de la Constitatioa et des lois. 

r 

ArL 52. II prtete diaque umke, par tm mesaage 1 rAsaenblte na- 
tMMMle» rexpoate de Mtat ste^ral des aliyrea de la R^uUiqne. 

Art 53. II ndgode'et ralifie les trait^ 

Aucup trait^ n'est d^finitiC qu'apr^s.afoir 4ti approuve par VAutmiiM»' 
nationale. 

Art. 54. II veWe k la Msase de FEtat« nait I ne pe«i entreprendre 
aoeune ^eire Mna le comentmeni de FAssenbMe nationale. 

Art. $9. II a le droit de faire grdce, mais 11 ne peut evercer ce droit 
^*aprb avoir pris Pavis du Gonseil d'Etat 

Les anmesties ne peuvent Mre accord^ que par mie loi. 

. .JU pr^d/ent de la R^ubUqne>'leB miDistres, ainsi que toutes kf autres 

personncs condamnecs par la' haute Cour de justice, ne peuvent Ute gnici6s 
que par l'As&eintike Datiqpak. 

Art. 56. Le pr^dent de la R^ublique promulgue les lois an nom du 
pevple firaneais. 

Art 57. Les lois d'urgence sent promidgu^es dans le delai de irois 
jours. ri Ii s aiilres lois dans le dt'-lni d'un mois, 4 partir du jour oü elles aa- 
ront iHe adopt« « s par rAsseniblce iialionalc. 

Art. 58. l>ans Ic jiour la |)r()mulgaliüii> ic presidenl de la 

U^'publtqut' [)<-ii(. par im iiir^Ha^c uidIin*', dcrnander uno noiivrilo drlibt-ralioii. 

L'Assc'iiibU'u d< liLcrc; sa rcsuliitioD dcvicnl definitive; i'tk isi transmis 
au pr^idcnt de la Republique. 

E& ce cas, la promulgaUon a licu dans Ic d6Iaj fixe par lois d*ur- 

genoe. 

Art 59. A diteot de Promulgation par le pr£sident de la R^pnbliqne. 

dms les diHais d^termini's par les articles prte^ents, il y sentit pounro par 
le President de TAsseinfol^e nationale. « 

Art 60. Les envuyes et l<>s -fmhns'^idetirs des püisBanoes ^traqg^reJi 
sont accredites aupres du pn-sidcnt de la Kepniilique. 

All. Ol. 11 prt'side aux solennitt's natiourilrs. 

AxL II e&i luge aux frais du k üiepublique« ei re^l un Iraitanent 
de six Cent miUe irancs par an. 
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Art. 48. Bevor der Präsident »eine Amtsgewitit antritt, leistet er in der 
Mitte der Nationairersaifiiiilung den Bid Mfjettdm Infaelts: 

»In Gcgßtiwarl Gottes und des Framösischen Volkes» welches durch die 
NationalTersamniluDg vertreten wird, schwöre ich der ^nigen und untheilba- 
Ten RppnMiV trf^u ZU bleiben und alle Pflichten zu erflilien, welche mir die 
Verfassung aufcrJpgl" 

Art. 49. Vr hat das Recht der I^atiooaiversammlung Gesetzeseniwürfe 
durch die Minister Norzuiegen. 

Er tiberwacht und stellt sicher die Ausführung der Gesetze. 

Art. 50. £r verfügt über die bewaffnete Gewalt, ohne jemals in Person 
den OberhefeU Uber dieselbe Ähren in künnen. 

• 

Art. 51. Er. kann keinen Theil des Territoriums abtreten, eben so ira- 
nig die NatiooaWersammlung auflSsen noch Vertagen, noch in irgend einer Art 
die Wirkiaoikeit der Vecfasanng und Geselle iuspep(firen* 

Art 68. £r legt jedes Jahr, durch eine Botschaft an die Nationalver- 
sammlung, einen Bericht ttber den allgemeinen Zustand d^ Angelegenheiten 

der Republik vor. 

Art. 53. Er unterhandelt und iiestatigl die Verträge. 

Jeder Vertrag ist iudess nur definitiv gültig, nachdem er von der Na- 
tionaliierBammlung gebilligt worden ist. 

Art. 54. Er wacht ttber die Vertheidigung des Staates, aber er lonn 
keinen Krieg ohne die ZnstiaipHUng der Nationalvenemmlung unternehmen. 

Art 55. Eri»t das Eecfat der Begnadigung, aber er kann dies Recht 
nur ausüben, nachdem er zuvor das Gutachten des Slaatsraths eingeholt iiat 

Die Amnestiron können m\r Auich nin i\nsv\7 bewilligt werden. 

Der Präsident der Uepubiik, die Minister sowie alle andere vom ober- 
sten Gerichtshofe verurthciltc Personen, können nur durch die Nationalver« 
sainMiung begnadigt wevd^ 

Art 96. Der Präsident dar Republik maqht die Gesetse im Nauen dat 
Französischen Volkes bekannt 

Art. 57. Die Gesetze von dringlicher Wichtigkeit werden in der Frist 
Ton drei Tagf'n und die übrigen Gesetze in der Frist eines Monats bekannt 
gemacht, von dem* Tage zu rechnen, an weichem sie von der Nationalversamm- 
lung angenommen sein werden. 

Art 98. Innerhalb der flkr die Öffentliche Bekahntmacfaung festgestell- 
ten Frist kann der Präsident der Republik durch 'eine motivirte Botschaft an 
die Nationalversammlung eine neue Beralhung verlangen. 

Die Versammlung berathet von neuem; ihre Besehliissnahmr wird defi- 
nitiv und wird als solche an deu Präsidenten der Republik übersaitdt. 

In diesem Falle muss die Bci.anuUiiacliuDg in der für Gesetze von dring- 
licher Wichtigkeit bestimmten Frist erfolgen* 

Art Wenn die Bekanntmachung durdi den Präsidenten der Eepu- 
falit in den durdi die vorhergehenden Artikel bestimmten Friatan ausbleiben 
sollte, so soll dafür durch den Präsidenten der NationalTenanmlung Soige 
getragen werden. 

Art. ßO. Die Gesandten und Botschafter der auswärtigen Machte sind 
bei dem Präsideuten der Repubhk accreditirt. 

Art 61. Der Präsident führt den Vorsita bei National-FeierliehlEeiten. 

Art 62. Er hat eine Wohnung auf Kosten der Rqpubfik und eiält 
eii6 jlWidie IkBCjdwg m MOyQOOFr. . . 
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Alt 10. ÜjnSiid^ io Ksa ä<89 PAmmbMe «lüHule* et ne peot 
loilir.da terr^toire bibs 7 Itre autoris^ par nne loi. 

ArU 64. Le President de ]a ' R^publi^e nomne et r^voque les mi- 
nbtres. 

I] nomme et revoqiie, en Conseil des ministres, Ics agents.diplomatiques, 
lc$ oonnitiidBiits en cbef des ann^ de terr^ et de mar, les pr^ls, le eom- 
mandant superieur des gardes nationales de la Seiuc, les gouverneurs de TAI- 
gerie et dos colosies, les procureursg^D^raox^i les fonctiotmaires d'on ordre 
$uperieur. 

» 

II nomine et revoque, sur la proposition du minislrc competent, dans 
les conditions reglementair^ d^termin^es par la |oi, les agents seocmdaires du 

gouvernement« *. 

Art t>5. II rf lo droit de saspendre, po<ir nn t^rme qui ne pourra 
excvUer .trou mois, les agents du pouvoir exucutü clus pai les citojens. 

11 ne peat les r^oquer qiie de l'avis da Gooseü d*£tat. 

La loi d^ermine le cas «oü les agants nhNMfo^s peuyent ^tre dManSs 

inäigibles aux m^mes fonctions. 

Ccttc dädantioQ d'in^gibilit^ oe pomra kre prononcte que par an 

jugement. 

Arf. Le nombre des ministies et knn attribations sont ixes par 

le pouvoir legisiatif. 

Art CT. Les actes du President de la Republique autres que ceux par 
lesquels il nomme ou r< voqae les ministres, n'oat d'effet que slls sont contre- 
sign^s par un minütre. 

Art 68. Le President de la Republique, les ministres, les agents et de« 
po^itaire^; de rantorit«« publique, sont responsables, chacuB en ce qoi k con*^ 
cerne, de tous les actes du ^ ouveroemeDt et de PadaiiDistration. 

Toute Qiesure par laqnelle le president de la R^abliqae dissoul l'As- 
^emblec nationale, )r proroge OU inet obstade k Texereice de soo mandat, est 
un crime de baute trahison. 

Par ce seul fait, le präidoit est ddcbu de ses fonctions ; les citoyens 
sont tcnus de lui refuser obeissancc; le pouvoir exöciilif passe de plein droit 
a rAssembiee nationale; les juges de la haute Cour de justice sc reunissent 
immediatement, ä peinc de forfaiture; ils convoquent ks jures dans ie lieu 
qu'ils di signenl» pour proceder au jugement du president et de ses complices; 
ils nomment eux-m^mes les nagistrats cbarg^ de remplir les fonctions du 
ministire public. 

Une loi dcterminera les autres cas de responsabilitä, ainsi que les for- 
ves et les eoodilions de la poarsoite.* 

Art. 60. Les ministres ont entrcc dans le sein de rAssembiee nationale: 
ils sont entcndus toutes les fois qu'ils le demandcnt, et peuveut se i'airc assis- 
ter ,par des oonunissatres nomm^ paif un d^cret da pr^dent de la 
pnbliqQet 

Art 70. II 7 a im jice-presidtat de la R^nbüfae nemmi par l'Ai» 
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Art. 63: Er hat siiiuii Wohniiti an dfem ^timgwrte der Natianalver- 

sammlung, und kann nicht ausserhalb des Fr^naosischen Territorhims gdim» 
ohne durch ein Gesetz dazu kevollmächtigt su sein. ' 

Art. 64. Der Präsident der Hepublik ernennt und enllassl die Minister. 

Er ernennt und enüässt im Ministcrrathc die diplomatischen Agenten, 
die Oberbefehlshaber der Landheerc und der Flotte, die Präfecten, den Oher- 
Cowwnamlanteii der NaUonalgarde im Departement der Seine, die Gouverneure 
von Algerien und den Golonien» die General-Prokuratoren und die Beamten 
eines höheren Ranges» 

Kr ernennt und entFässt auf den Vorschlag des betreffenden Ministers, 
uqter den durch das Gesetz bestimnitpri regelmässigen ^edingunggDi die Re- 
gieruDgshearalen in untergeordneter Sleliung. 

Art. 65. £r bat das Recht für einen Zeitraum, der jedoch nicht drei 
Monate ttberadireiten kann, die durch die fiUrgjer erwählten Beamten der 
▼ollxiehenden Gewalt au suspendirenf 

Er kann sie indess nur in Folge eines Gntachtens des Staatsraths 
eudassen. 

Das Gesetz bestimmt die F;dle, Jn welchen die entlassenen Beamten für 
nichl wieder wählbar atu denselben Aratsverriehtungen erklärt werden können. 

Diese Erklärung der ferneren Nicbtwähibarkeit kann nur durch ein rich- 
terliches Urflwil ausgesproehen werden. 

Art. 66. Die Zahl der Minisler nnd ihre Beibgnisse sind durch die ge- 
seUgebendc Gewalt festgestellt. 

Art. 67, Die Verfügungen des Präsidenten der Republik, mit Ausnahme 
der Ernennungen und Entlassungen der Minister, haben nur wirksame Rrafl» 
wenn sie von einem i\finistcr contrasignirt sind. 

Art. 68. Der Präsident der Republik, die Minister, die' Agenten und 
Be^wahüer der 5ffiBiitlicfacn AuctoriUtt smd, Jeder soweit es ihn belrUR; ftkr 
alle fliandhingen der Regierung und Verwaltung verantwortlieh. 

Jede Maassregel, durch welche der Präsident der Republik die National- 
versammlung auflöst, vertagt, oder ihr ein Ilinderniss in der Ausfllbung il)res 
Mandats in den Weg legt, ist ein Verbrechen des Ilochvcrraths. 

Durch diese Thatsache allem ist der Präsident der Republik seiner Amts- 
gewalt ( ntsetit; die Biir<?er sind verpflichtet, ihm den '.Lluirsam zu versagen; 
die vollziehende Gewalt geht von Redit&wegeu aut die Nationalversammlung 
über^ die Ricbter des öbeisten Gerichtshofes*) treten unnülelbar darauf 
sanunen bei Strafe grober Pfliditverletaung; sie rufen die Geschwomen ifh dem« 
Orte ausammen, welchen sie bezeichnen, um fiber den Präsidenten und seine 
Mitschuldigen Gericht zu hallen; sie ernennen selbst die obrigkeitürhrn Per- 
sonen, w elche mit der Ausübung der staaisanwaltUchen Yerpflicbluiigeu be- 
auftragt werden. 

Jbau Gebetz wird die übrigen Fülle der Verantwortlichkeit bestimmen, 
sowie die Formen und die Bedingungen fhr die gerichtliche Vetfoigung. 

' Art. 60. Die Ministe^ haben den Zutritt zu den Berathnngen der Na- 
tionalversammlung; siejnfissen so oft gehört wcailen, als sie es fordern und 
können sich durch Commissaricn untersti'it^en lassen» welche durch ein Decret 
des Präsidenten der Republik ernannt wci ilrn. 

Art, 70. Der Vicepräsident der Republik wird von der Nationalver- 

*) ütber aku JkMmmtimiMmi§ mid niim GnckMfi^tU 9$rgL «nlm 
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«mbl^e nationale, sur U preMntation de trois camKdats, faite par le prM- 
denlf dans le mta^ qui suit son ^lecUon. 

Le vice pr^dent prtte. le meme sennent qae le pNsident. 

Le vioe- Präsident ne ponit^ ftre choiai paimi les parents et alli^ du 
priSaidaitf jnsqu'au diibne degre indosivenieDt. 

.En Gas d'emplcliement dp President, le vice>prMdeni le remplace. 
' Si la prMdence derient vaeante par dee^, d(^nlission du prMenl ou 
autrement, il est proo^d^, dans le mols» i Pclection d'un pr^ent. 

OkKSÜHm 7L Du ComeU d*Btai. 

Art 71. 11 y anra un Couseil d'EtaU Le vicc-president de la R^pn- 
blique sera de droit President. 

Art. 72. Les membres de ce Copscil soiU noiumös \mnr sw ans par 
l'Assemblee nationale. Iis äont renouvelcs par moilic dmis U's deiix premiers 
mois de chaque l^gislatttre, au scrutin secret ei a la inajorit^ absolue. 

Iis sont indöfiniment reeligiblcs. 

' Art. 73. Ceux des membres du Conseil d'Etal qui ouront etc pris dans 
le sein de TAsscmbke nationale seront immedialeineuL rempiac^s comme re- 
presentants du peuple. 

Arl. Ii. Les membres du Conseil tTElat ne pcuvent ctro r<'\r»ques'que 
par rAsseoiblee, et sur la proposilion du presidcnl de la llcpublique. 

Art. 75. Le Conseil d'Etat est consulti sur les projels de loi de goa- 

vernemont, qni, d'apre.s la loi, dcvrotit elre soumis a son eiamen prealabK 
et sur les projets d'initiative parlernenlaire que l'Assemblee hii aura renvoyes. 

II prepare les rfeglements d'admini'^tr iiion publique: il f'nit sc nl ceux de 
ces ref^lcments ;i l'egard desqucls TAssemijiee nationale lui a donnc une de- 
' legalioii speciale. 

♦ • 

!! vxüTCv Vrgard des aJministratiuhs publiqiies, tous les poUfoirSjde 
coDtrdle et de surveiUance, qui lui sont deferes par la loi. « 

La loi neglera ses autres »ttributions. 



^ Chapilie yiL Uc i Adimnistraüun intcricurc. 

Arl. 7t). \.;\ di\ision du territoire en departements, arrondissements, 
cnnlons Ol communis, est mainlenue. Les ciroonscriptions actuelles ne pour* 
ront elre changees que par la loi. 

All. 7i. 11 y a: I" dans (-li,'H|n<' (i< |iai U'iueiil iiiu: aiiiuinislralion Cunipo- 
si*e d IUI pn-fel, d'nn (Conseil gi in r.tl, *l'nn Conseil do prelecture; 

2" Dans chaqne arrondissemenl un sonsprefet; 

Dans cbaqoe canton, un l.uuseü cautonal: n^nmoins un seul Conseil 
caulOBal sen «Stabil dans les inlies difisto en plnsleurs eulons; 
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Versammlung aut den vom PräsideQlen gmachlen Vorschlag dreier Candida« 

ten in dem Monate erwählt, welcher auf die Wahl des Präsidenten folgt 
Der Vicepräsident leistet denselben Eid als der Prisident 
Der Viceprilsident kann nicht gewSblt werden nnter den Verwandten 

mid den Vencfawligerten des Präsidenten, bis auf den sechsten Grad*ein- 

"sdlliesslidi. 

In den FäUen der Verhinderung des Präsidenten tritt d«r Vicepräsident 

in seine Stelle- ^ ' . * • 

Wciiii das Amt des Präsideutea durcli iuiicbiuli, Abdankung des Präsi* 
denten oder auf andere Weiafe erledigt wird, so ist in Hönalsfrist lur Wahl 
einea Prhid em en sa schrdtNi. . - 

Sechstes Capitel. Vom Staatsrathe. 

Art 71 Ks soll ein Stantsrath oingcset/t werden, Der ViceprSsident 
wird von Aintswef^en der Präsident desselben sein 

Art. 72. Die Mitglieder dieses Staalsraths sind auf sechs Jahre durch 
die Nationalversammlung eruaunL Sie werden mi ilälfle in den ersten zwei 
MonaCen jeder Legislaturperiode*) in gelleimer Abstlmnung und nach abso- 
loter StiinmenniehTfaeit ernannt 

Sie sind nhne weitere Beschränkung wieder wählbar. 

Art. 73. Diejenigen Mitglieder des Staatsraths, welche aus der Mitte 
der Nationalversanunlung gewähU werdeot sollen lofcirtals Vertreter des Volks 
ersetzt werden. 

Art. 74 Die Mitglieder des Staatsrathes können nur durch die 19a- 
titfoalvenMkiBlung entlassen werden und awar auf Vorschlag des FrSsidenlen 
dar Republik. 

Art 75. Der Staalsralh wird sowohl über die Gesetzentwürfe der Rop 
gierung befragt, welche nach dem Gesetze seiner vorgängigen Prtifung unter- 
worfen werden sollen, als anrli idn r die Entwürfe der itarlamcntarischen Ini- 
tiative, welche die Nationalversammlung ihm Uberwelsen wird. 

Er bereitet die Reglea^nts der Staatsferwaltung vor; er macht allein 
diejenigen Reglements» (ttr welche ihm die Nationalversammlung einen beson- 
dem Auftrag gegeben bat 

Er übt in Bezug auf die Staatsverwaltung alle amtlichen Verrichtung 
gen <ler ControUe und Beaufiuchtigung aus* welche ihm geietriicb übertra- 
gen werden. 

Das Gesetz wird seine übrigen Befugnisse anurdneu. 

Siebentes CapÜel. Von der innem Verwaltung. 

Art 76. Die Eintheilung des Staatsgebietes in Departements, Anron^ 
sements, Cantone und Gemeinden wird aufrecht eilialten. Die gegenwürtigen 
Abgränmngen werden nur durch das Ges^ verändert werden können. 

Art 77. 1) Es soll in jedem Departement eine Verwaltung vorhanden 
sein, welche gebildet wird aus einem Präfeclen» einem Gonseil general und 
einem Conseil der Praleclur. i 

2) In jedem Arrondisscment ein Unterpräfect. 

3) In Jedem Canton ein Cantonarath; jedoch soll nur jcln einziger Can- 
tonsrath in solchen Städten errklitet werden, welche in mehim Gantone dn- 
getfedlt sind. « 



*) der I^aliunalversammlung, da diese auf drei Jahr gewählt ist, vergl. 
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4« Dans cbaque commune, une administraüon compos^ d'on maire, 
d'adjoints, et iPun CJbnseil municipaL • 

Arl. 78. Une loi (l«Hcrinincr;i !;< coniposiliun el les attributious des 
Conscils göneraux, des Gonseils cauluuüiix, des Conseils municipaux, et lemode 
de nomination des maires et adjoinls. « 

Art. 79. J.cs Conscils gt'tu'raiix et les Coiiseils municipaux sont t'lus 
par le suffrage dircct de tous los citoyeiis domicilies dans le departcmcnt ou 
dans La comitiune. Chaque canlon 61it un membre du Conseil genoral. 

line loi speciale rrplora le mode d'electioii daus le departement de ia 
Seine» dans la ville de Paris el dans les viUes de plus de vingt milie ämes. 

Art. 80. Les Conseils g^^raux, les Gonseils cantonaux et les Gonseils 
municipaux peuvenl etre dissous par le pr^sidont de la Republique, de l'avis 
du Conseil d'EtaU La loi. fixera le delai dans leqael il sera procäde a la 
re«lecUon. ^ . • 



Chapüre VIIL Det fmwin fuMetaim. 

Art. 81. La justice c si rt iidiie gratuitement au nom du peuple fran^ais. 

Los delials sont pnlilics, k moins quo la puhlicit»' ne soit dangeren<^e 
pour I ordre et les mceurs; et, dans ce cas» le tribunal le d^dare par uu 
jugemenl 

Art. Ö2. Le jury conünuera d'&lre appliqu« en mati^re criminelle. 

Art. 83. r.a connaissance de tous les d(^lits poiiüques et de tou9^les 
d^liU conuuis par la voie.de la presse, appariient exclosiveinent au jnry. 

Art. 84. Le jury statae seul sur les dommages-int^i^tB redam^s ponr 
foits ou d^lits de piesse. 

Art. 8S. Lc juges de paix et leurs suppleants, les juges ^e premi^ 
instance et d'appel, les membres de la Cour de Cassation et de la Cour des 
ceinptes, sont nomm^ par.le pr^sident de la Repnl>Kqae, d'apr^s un ordre 
de candidaUire, Ott d'apr^ des oonditions qui seront rtgi^ par les lois or- 
ganiques. 

Les lois organiqucs determineront la competence', en matij^ de dälits 
d'injures et de diffamalion contre les particuliers/ 

• Art. 86. Les magistrats du minist^re public sont nömm^s par le pr^ 
sident de la R£publique. 

Art. öl. Les juges de premi^re instance et li uppel, les membres de ia 
Cour de Cassation et de la Conr des comptes sont nomm4 Tie. 

Iis ne peuvenl elro rt'Voq\i»'s uu suspendns que par un jugemenl, ni 
Ulis a la retraite que pour les causes et dans les luiines determinöes par 
les lois. 

Art. ö{i. Les Conseils de guerre et et de revision des arm^es de terra 
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4) In jeder Gi^mnindc eine Vrrwaltung, wekbe fcllildet ivird ns iiilMi 

Maire, einem Adjunctcii und oiiiera Municipalrath. 

Art. 78. Ein Gesetz 'wird die BilduriK und die BefugTiisse der Conjeils 
generaux, der Caalonsräthe, der Mimidpairatiie imd da& Verfahreu bei der 
Btiainung der lläirts «nd dcc A^juacUa beillinMn. 

Art TU Die CanMÜs gammu. uad die IfunkipalMe wmim &uA 
directe Abstimimiiig aller Bttrser gewUilt, wekhe im tai JPtywtenwi «ier 
in der Gemeinde ihren WebMili htbm. Jeder Gintaii erviUl eia IfllglM 

des Gonseil general. 

£in besonderes Ges<iU wird das Verfahren bei der Wahl im De]»arte« 
neot der Seine, in der Stadt Paris und in den grösseren Stidlen voft «uhr 

ale 20,000 Seelen anordnen. 

Art. hO. Die Conseils generaux, die Cantonsräthe und die Hunicipal* 
räthe icüuuen durch den Präsidenten der Republik nach eingeholtem Gutach- 
ten des Staatsraths au%elöst werden. Das Geseti wird die Frist bestijbmen, 
in vekber mn m eioir mboi WiU schniien mus. 

AxtSU Die aechtspflsje wild im Miwea des ftimMsdwa Veifci 

CBtgeldlich ausgeübt: 

Die Vcrhandlung;en sind öffentlich, sofern die Oeffentlichkeil nicht für 
die Ordnung und die Sitten gefährlich erscheint; und in diesem falle erklärt 
es der Gerichtshof durch einen richterlichen Ausspruch. 

Art 82. Das Schwurgerid^t soll ip ChminaUailen auch fernerhin |n-. 
gewandt werden. 

Art ä3« Dän Jb.rkenntnis$ übei' alle pulitisclien Vergehen sowie Uber 
eile PnwveigBhett gebärt tuiiehliesslidb dcv Schvwgeriiihfte m. 

An. 84. Das Sdiwiiiseridit entscheidet alleiii Ober den Scfaadenersatc, 
wekher fXkt HemJlnngen oder Yetgehen da Pr«ise in Anspruch gaMMi* 
nen wird. 

Art. 8S> Die Friedensrichter und ihre Stellvertreter, die Richter bei 
den Gerichten der ersten Instanz und den Apellationshöfen, die Mitglieder 

des Cassationshofe» und de-^ Rechnungshofes werden dnrrh den Präsidenten 
der Republik ernannt, und zwar nacli einer Reifienlul-c in der C.rindidatur 
oder nach deu Bedingungen, welche durch die urg<tmM:hea (ie^etzc le^tgesteUt 
sein werden. 

Die . orgMUsoben <iesciie werden die Gompeicni der Getidite in Bm% 
mT 4ie Veigsben der BdeidiguDg und Veiföunidong gegen Privalpcnonin 

Art 80. Die Beamten der Staalsanwallscbaft werden doreb den Piül- 
denlen der Republik ernannt. 

Art. 87. Die Riditer bei den Gerichten der ersten Instanz und bei den 
Apellationsböfen, die Mitglieder des CasSationsbofes und de» '^^^'?""fl'H?fr 
werden auf Lebensdauer ernannt 

Sie können nur durch einen richterlichen Ausspruch entsetzt uder sus- 
peudiri und auch nur unter den durch die Gesetze bestimmten Gründen und 
Formen .pensiouirt werden. 

Art ä& lUe Ikriepgerichle umi die Heviä^unshiili beim Laodheer niMi 

2* 
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iM-:äe •ffler, Jet tribonaux marhtmes, les tnbttoaux de commerce, les 
pradlioiiiiiies *) et antres Itilnii^itx spCdiaK, im tmM läut ofg an i sa ü rö '^t 

AH ^. £e8 -eanMii fl>Mjlrfb«lMr ctoti« rantotH)« tAaMmi^ fit ritt- 
torit^ judiciaire seront r^gMi*f>ir tm tribtnat .sp^daf de membres dtiia Cear 
.)de «assation et lia 'teipeaillen d'EM^ dimfft6» M« las tiete ms m nombre 
•«dga] Ieun.«iirp§- reafecUfs. 

i€e'4riMMi>teifrlir^id« par lemlnistre de 14 |utlee. 

Art. 90. Les recours pour incompdtence et exc^s de pouvoir contre 
'fti sxrks de la Golkr des eomptes, seront port^ tfevant la jurisdidioa des 
cwÄits. ' ' " . " . \ 

' Art. 91. üne haute Cour de justice juge, sans appel ni recours en Cas- 
sation, les accusatioDs portoes par l'^ssemblee nationale conlre ie ftr^ideut 
de 1« Ropubliquc on les ministres. 

Elle juge «^galement toutes personnes pr^enues de crimes, attcntats ou 
complots contre la si^retc interieufc et exterieure de l'fitat, que l'Assemblee 
nationale aura renvoyecs devant eile. 

Sauf Je cas prevü par fart. 68, eile nc pput fetre saisie qu'en vertu d un 
d^cret de l Assemblde nationale, qui dcsigne la ville oü la Goar liendra ses 
iVleiMBi«^ 

* Art. 9ii, La haute Cour est composde de cinq juges et de trcnte- 

'Cbäqoib iiim^, ibids tes quibie Premiers jdiirs du mois de novembre, 
la Cour de Cassation nomme, panni ses membres, au scriltin secrtjt 'et ä fa 
tail|orit^ absohie, les jügM Ite h baute €our, äu notnbi^ de cinq et deux 
soppl^ts. daq pg» tlpp^ k si^r fenmt cb«ix de fasur prittitei* 

"Lies magfstrats reroplissants les fonctions du mlnäbt^re public sont de- 
flignes par Ic prdsident r!c la KcpuMiqiie, et. en cas d^MCUsatioü du prcsi^ent 
ou des ministres, par l'Asseniblöe nationale. 

Los jurcs, au nombre (renle-six, et quatre jurt'S suppKantS» flOBt 
pris parmi les membres des Conseüs gi-nöraux des d^partementf. 

hßs repr^sentants du peuple n'en peuveot fEure pwtie. 

Art. 93. Lorsqu'an d^ret de TAssembl^ nationale ä ordönn6 la formation 
de la haute Conr de justice, pt, dans ras prövn par Vartiolp fi8, sut la n^- 
quisiiion du fir sidenl ou de I nn des ju^'rs, Ir pr> sident de h Cour d'appel, 
,et| 4 dclaut de Cour d appel, le presideuL du tnbunai de premi^i^ instance 
dn chef'lieu judiciaire du d^partement tire au sort, ea audience publique, Hb 
im 4*JW «Wffibre dn Gomcil gMiuL 



* 7 Wenn ätich durch Gewerhgeridde nicht vollständig der Umfang der 
(hfchäfis^ätigkelt 4» firtäuSriHhm Mitütimi dei: Prud*hommes getroffen 
WML, so «neAciM dies« Beuidmms doeh )i<m!A am 'ineiOm tu ääl^et^^, 
IHe Vrtprünge dieser hutituHw ton toihvei^mädigen 'Schiedsrichtern lassen 

tick in Frankreich bis in dm viersehnte Jahrhundeft zuHickßhren. Als eine 
neue zrntgcinässe Institution wurden si*- vnfer der Kaisrrfirhrn Jtrffirrung 
.dirc^ 4a« J^emi vm tö» Mütb itiOü im J^eben girMfen, wn m i'MrtA- und 
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PgatfhQUünn) uod andm Spedtlgenelita, beliaUeii ihre Orgamfatioii ^ii4> 
gef^wärtigen BtAigüMM lolailif bei, sMiß 4vtfAt «laGflseto.atigfslbMlArt,.^ 
werden solllen. 

Art. 8y. Die CümpeUMiz-Coiiüicte zwischen d. n VerwaUuitgsbehürden 
uad^ den Gieriohlshölen sollen durch einen besonder^ Gerichtshai geregelt wer- 
-mMtet au« Mitgliedern des Gassationshofc» Jiai des ^Steatmrthes geliiMflt» 
räd, indem dieselben alle drei Jabre in gleidier ZoU ton diasa» beiiMi Bm^. 
hörden data bezeichnet werden. 

In diesem Gerichtshöfe wird der Juslizhiinister den V^orsitz Tühren. 

Art 90 Die Recurse über die Inc^mpetenz und die üeberschreitnng 
der lieiiuiiieit gegen die Erlasse dos RecliiMiiigsiiole» öQUen der GerichU^ri^eit 
dieses Gompetenz-GeridHsbafes unterworfea sein, 

Art 91. Ein oberster Gerichtsbof entsdicidet, ohne wcftere Apellaflon * 
iintf Recur» auf CassMion, Uber die durch die NatioiialvefsanniDng gegen den 
Pritfdenlen der Republik oder di^^ Minister geführte^ AnUige-Actc. 

Er entscheidet auf gleiche Weise über alle Personen, weJrhe dos Ver- 
brechens, Attentats oder Complols gegen die innere und äussere Sicherheit des 
SUatcs angeiclagt sind und. welc|ie^. die J>i^tiooa^YefSf wmlung vor. denselben 
geteilt h^beu wird, . ^ • . 

Mjt .Ammihme.dea im Art. 68 vaigesebenen Falles kisok er nur ein- 
schreiten luraft eines Besddusses der'NationalversamlnluBg, welcher die Stad^t' 
bcMichnel, wo der oberste Gerichtshof seine Siltungen halten soll. 

Art. 92. Der oberste Gerichisbot ist« niSMnmwijKlrtst WS fünf Kiabtom 
und sechs und drcissig Gcschworncn. 

Jedes Jahr ia den ersten lunizehn lagen des Monats iVovember ernennt 
der CauaUonsbof aus der Reibe seiner Mitglieder, in geheimer Abstimmung unfl 
nach «bfohiter Stimmenmehrheit» die Richter des olieiiten GerifebtsboCis, dcf . 
Zahl nach fünf Richter und zwei Stellvertreter. Die Ittuf Richter Treidendann» 
wenn sie mr Sitzung berufen sind, ihren Präsidenten wählen. 

Die Beamten, welche die Verrichtiing;en des Staatsanwaltamtes zu erfüllen 
haben, werden durch den Präsidenten der Republik, und in dem Fall der 
Anklage des Präsidenten oder der Minister durch die Jiationalveriwmmlnng 
ernannt. 

Um GwchmiiiB» 4er laU nach sad^tinddiyiiaigiuidvier .Ergpiuungsr .. 
gascfawome , werden ans der Reihe der Mi%liedcr der GonseOi fanajtaiff ,«111 4ie|i^'. 
Dqnurteineiits genommeit 

Die Vertreter des Volls können dabei nicht hethcilipt sein. 

Art 98. Wenn ein Beschluss der Nationalversammlung die Bildung d» 
c^ersten Gerichtshofes angeordnet bat, imd in dem»« durch, den Art. üb. roit 
hefg§seb«i)W(FaH/», wird asC-db Aof&mleniQg. des Ciasidantan oder cin^ dflr 
Richter <des obersten Gerichtshofes) duir. Pi^isident des AppellationsgieriflhJto». 
und wo kein Appellationsgericht vorhanden ist, der Präsident des Gerichts 
erster- Instanz an dem Hauptj^erichtsorte des Departement?, in öffentlicher 
Sitzung durch dasLoos den Namen eines Mitgliedes^ des Gonseil genaral iiaham * 



HandeUgtadten SirvÜigkntcn zwischm dm Fabrikuntcrnehmem und andern 
Arbeit4untemehtnern oder Yorsieiiern und den GetelUn, Arbeitern und Lehr' 
^^s^f0w ^Nmii^pi^d^ftsaik *^Btos 4AAsj'aasdkQnMnsnds^l^QBi^iBhrM^4s^siiaiMMw*^iMi^^M^^ 

0«Mlf 90BI iivwl WO fiytiiii. 



Digiiizca by Liu^.' . 



\ 



2^ 

'» AH. Mb -Ab joor indiqa^ par le jageniart» »11 f t moiiit de MMUmte 
jmtH pnrisebls» ce nnmbre sera compl^te pwr des jwrie i^p|rf^enUires tires 
au sorf, par Te pn'sident de la -haute Cour, parmi ks neinl^ree dsGoueil gi- 
B^al du departement oü siegera la Cour. 

* 

Art. 119. hu jm4s qui p'auronl pas prodoH d'eidue valaUe tmnmL 
eoodmmiiä k uae amende de odHe ä dis DuUe fraoca, ei i la privation da» 
dniil» pelitkiiwa pendant cniq ans au plas. 

■ 

Art. 96b li'wcme et le mimst^ie public exeroenil le droit de r^cosatioii, 
eonme en matikte oidinaire. 

Art. 97. La deelafation du jury, portanL que l'accuse est coupable, ne 
peilt Hrt rendne qu'i Ja majorit^ des deox tien des jm%. 

Art.. 96. Dans tous Ics cas de responsabilit<^ dos ministres, TAssemblee 
nationale peut, sekm les j^onstances, renv«yer le ministre inculpe, soit de- 
va^t la httite Cour de. juslioet soit detaiit les tribunaux onUnaires, puur les 
H§un/Ham einlas. 

Arl. 99. L'Assemblee nationale et le president de ia Uopublique peu« 
vent, dans toos les cas, deferer rexamen des actes de tont fonctionnaire, antre 
qpt le pr^ident d« la R^nbtiqjue, an Conseil d'Etat, dont le rapport est 
renda public. ' , 

.Act 100. Le President de la R^publique n'est juslidable que de la 
lianle Cour de justice. 

11 ne peut, I Pexception du eas prM par Part. HS, Atre poun«i¥i qoe 
sur Paecusation pprt^e par TAssembl^ natioiiale et pour crines et dMts qn 
Mtmt d^teiloin^ par la loi. 



> , Chapiire iX De la forct publique. 

Art. 101. La furce publique est instituee pour defendre l'£tat confve 
les ennemis du dehors, et pour assurer au dedans le maintieB de Pordre et 

l'exrfcntion des lois. 

£Ue se compose de la garde nationale et de iarmee de terre et de mer. 

Art; 102. Tont Francais, sauf les exceptSons lixdes par la loi. doit le 
Service miUtaire et celui de la garde nationale. 

La faculte pour chaque citoyen de se libörer du senride mililaire per« 

sonnel sera r^gl6e par la loi de recrutemenL 

. , < • 

Art 103. L'organisatioB de la girde naliewaln . et It caiistiliHim db 
Vmalbt seront par la loi. 

Art IM. La foice publique est easentieBeiiieiit obtiasante. 
Nul Corps arm^ ne peut d^lib^rer. ' 

Art. 105. La force publique, employt e pour maintenir l'ordre r l'in- 
t^nenTf u'a^t que sur la requisitioQ des ^autonUs oonstituees, suivant les 
fiflis d^temindes par le p<:>uvoir legislatif. , • ' i > 



Art. 94. Wenn an dem durch richterlichen Aossprudi angezeigten Tag 
weniger als aecbsng Geschwerene «oweMod sind» so wird diese MI dQrdi 
stenvertretende Gachwoieiie ergänzt, welche von dem Präsidenten des ober- 
sten Gerichtshofes unter den Mitgliedom des Conseil general in dem Departe- 
ment, wo der GerichlÄof seine Sitzangen halten wird, vermittelst des Looses 
ernannt werden. 

Art 95. Dio CiPschworftK n, welche Veine gültige luHsf huldipung für 
ihr Ausbleiben vorgelegt haben werden, sollen zu einer Geldbussc von lüOü 
bif 10/XN> Francs und zur Entziehung der politischen Rechte während eines 
Zeitnunis von hScfasteos fttnf Jahren venirthdlt werden. 

Art 96. Der Angeklagte uAd die Staitsanwallschaft Üben das Ableb' 
naagKcciit ans wie bei dem gewobnlifiien Verlhbrai. 

Art. 97. Die BrUirmg der Geachworenen, dass der Angeklagte sdml- 
dig ist, kann nar mit einer Mehibeit von iwei Dritteln der Stimnen abge- 
geben werden. 

Art. 98. In nlirn Fällen der Verantwortlichkeit der Mini«^lrr kann die 
Nationalversammlung nach den L'mständon den angeschuldigten Minister, in 
Betreff der Ciril- Entschädigung, entweder vor den obersten Gerichtshof oder 
▼or die gewöhnlichen Gerichte verweisen. 

Art. 99. Die Nationalver^mmlung und der Präsident der Republik 
kOtmeii in allen FUIen die Mfimg der Hindlnngen jedes andern Beamten, 
, «la def Yraiidenten der Repnblik^ dem Staataratb ttbertragni» dessen Beiida 
dann in ▼erSffenIlichim ist. 

Art. 100. Der Präsidenl der Republik kann nur wr dem obcnten Ge- 
richtshofs zu Gericht stehnn. 

Er kann mit Ausnahme (ies im Art. 68. vorhergesehenen Falles, nur auf 
die Ton der, Nationalvenammlung erhobene Anklage und für solche Verbre- 
chen und Veilchen gerichtlich verfolgt werden, welche durcii da6 Gesetz be- 
stnnmt sein weiden* 

Niuntes CapiteL Von der öfftHtlichen MacM. 

Art. 10!, Die öffentliche Macht ist gehildet, nm den Staat fiepen die 
auswärtigen Feinde zu vertbeidigen, und um im Innern die AofrechtbaUung 
der Ordnung und die Ausführung der Gesetze zu sichern. 

Sie besteht aus der Nationalgarde, dem Landheere und der Flotte. 

Art. 102. Jeder Franzose ist, mit Ausnahme der durdi 4as Gesetz be- 
aitnmitcn RUIe, zum Kriegsdiensic and mm Dienste in der Nationalgarde 
Tctpllichtet. 

Die Yergftnstigung für jeden Bürger, sich von der persönKchen Ablei- 
stung des Kriegsdienstes su befreien, wird durch das Recratirong^esett ge- 
regelt werden. ' 

Art. 103. Die Orgnnisatiob der Nationalgarde und die Eiwicfatling des 
stehenden Heeres sollen durch das Gese tz icstgestellt werden. 

An. 104. Die öffentliche Macht ist wesentlich zum Gehorsam YerpUicbtet. 

Kein bewaffnetes Corps darf Berathschlagungen halten. 

Art. 105. Die öffentliche Macht, welche zur Aufrechthaltung der Ord- 
nung im Inneran venmndt wird, bandelt nur auf die Aufibrderung der em- 
g e a e men BabairdMi« iadem sie im dnreh die gesct^fbende Gewall beathnm- 
ten AnMmngen Folge leirtct 
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Art. 100, Une loi detenoBWlMa les csa dans Uiifliiils VHtU'd^ sMge-.poumi 
^tre dvdart» et regieca les formes vi les eflißU i|e c«Uc ansure. 

Art 101. Aucune troupc C'iraiigerc nc peat 6tre introduite snr 1e terri- 
loire francais saus le conMotenieiit prealable de l'AsseiAbl^ nationale. 



ChapUre X. Dispositions paiiktiiihr^ • 

Arl 108. La Li-gton-d iionncur csi Diainlenue; ,i>e> sUluls ^cruut revi* 
säs et mis cn härmonic avcc la Constitution. 

Art. 100. 1,0 tcrritoirc di- TAIgerie et des colonics est dcclar»- tcrrkoive 
frangäis, cl sera r< gi par des iois parliculi^res, jus(|u'4 KQ 4|tHiu« loi speciale 
le yiace sou& Ic regime de la prescnte Cun^UliUitin. 

Art. 110. T/Assemblt'e nahonale confie Ip dt'pnl de la jfrcscnlp flon- 
slitutioii et des droits qu'elle' consacre a la garde et au patriulisfflc de tous 
les Francais.* 



. Chapüre X,L , J)e Ia rh)mon de la ComtUutifiH» 

' * Art. III. Lorsque, dans U demi^re annee d^une logislalure» fAssem- 
Wpc nationale aura «•mis le vocu que la Tonst itntion ?(>it fnodiTM»?! en tout flU 
en paiiie, il sera procöde k cette r6vision de la manierc suivanle: 

* 

U vteu cxprim«'- par l'Asseroljli'-e sera converli en ri'solution defini- 
tive qu'apres trois di'lib* rations consi culivds, piises chacune i im mois d'in- 
tervalle et aüx trois quarts des suiTrages cxprimcs. Le numijrc des vulanls 
defra £tre de dnq eents au rnoins. 

L'assemblee de r^risioii ne sera nomm^ que pour trott mois. 

Elle ne dema^s'^oeDpcr que de- la r^visien ponr laqnelte eile aura ^ 

NtanoMiim,- eile poiinrar e& eas d*ni yce ^ pourvoir am nkm^Ult 
t^gldalivcs. 



Art. IISL Lea diapontions des Codes, Iois et r^emeoU exwlaoU, qoi 

ne sont pas contraires a la presente GonstilaiiQn» resteiti en« ngjoeiir j|U^'4. 
ce qu'M y soit Icgalement derogt^« 

Art. 14^ Toute» les autortU's consti(uoea< par les actucllev ilonea» 
rent en ezercice jnsqa'^ la pofalieatioii des leis otgaoiqww qui ley'oon B enw Mfc 

Art. Iii. La loi d'organisation jadkiaire d^tennineia le mode special 
de nomination poor la premi^re -compesition des nouveaux tribunaux. 

• Ali. Apres le vote de la ConstituUuu, il s«ra proeed«, par TAs* 
savhUü iiali«Mla oonsttt^antet i la i^dsfllieii.dea l«is»iagaM9HaiMkMM»» 
mMion sera d^tennui^ par nne loi speciale. • , . . «• • 
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Art. 106. Kin Osptz wird dir Fdlle' feststellen, in Welchem der Bela- 
l^erUBfpzQStand erklärt werden kann, und wird zugleich die Formen und die 
Wirlrangeii dieser Maassregel bestimmen. 

ArL 107. Ketme frenden Truppen köiHMiitoliiie di^ vorausgegangene Zu- 
ftinuiinng der Nationalversamiiilang auf da3 FraniÖsische Gebiet gefahrt wefden« 

s ZthfUis CapiteL Bes<md$re. B«gtimmimg*H» 

Art. 108. Die ETirenlf^^inn bleibt aufrecht erhahcn; ihre Statuten sollen 
revidirt und in Ueben instimuiun;^ mit der Verfassung gebracht werden. 

Art 109. Das Gebiet von Aigenon und den Colonien wird als Fran- 
zösisches Staatsgebiet erklärt und »ol] nach besonderen Gesetzen bis zu dem 
Zei^unkte regiert werden, dass ein eigenes Gesetz dasselbe unter die Leitung 
der gegenwärtigen Yeifiisiung stellt 

Aft 110. Die Nttfonahrenamadung vertrat *4iii Obhüt der gegenwär- 
tigen Verfasung und der cUerch rie geheüigMn ftedOe-dtr BestUtonag «Ml 
dem PatrifttinMts ^r Frannten an* 

♦ 

JSilfks Capitel. Von der Revision der Verfassung. ' 

AH. III. Sobald in dem letzten Jahre einer Legislaturperiode*) die 
NalionalTenammlung den Willen aüsgesprochen haben wird, dass die Varfas- 
•img im Quiiea oder tbailwalae medüloirt wenleii selb e#'Wird bei Hnar 

iMsion in folgender Weise verfahren werden: « 
Der durch die Versammlung ausgesprochene Wille kann nur In einen 

dcfinih'vrn Reschluss nach drei auf einander folgenden ßernthnnf^on vernan- 

delt worden, voh denen jede in dem Zwischenräume eines Monats gehalten 

und nüt drei Viertel der Stimmen zum Beschluss gekommen isL Die Zahl 

der SlmuDseber muss wenigi^ns ans ilOO beitaheo. 

Die Natioqalversammlnng lur Revision wird nur auf drei Monate erwählt 
l^e soll sich nur mit der Revisim beschäftigen dürfen^ für welche sje 

lusamracn !)erufen ist. 

Doch wird sie in 'dringliäien Fällen nothwendige legislatire Arbeiteb 

besorgen können. • 

Zw&ftet Cn^^Üd* Vor(iibei^h«nd§ Bettimmmge», 
* Alt 112. bie'BestiBunun''gen der bestehenden Gesetibttcher, Ges^ 

and Reglements, welche mit der gegenwärtigen Vcrrissung nicht im ^i^er^ 
iprdciie stehen, bleiben in Kraft« bis sie auf gesetzliche Weise abgeändert sind. 

Art. 113. Alle nach den gegenwärtigen Gesetzen eingesetzten Behörden 
verbleiben in Ausübung ihrer Fnnctioncn bia an der Bekanntmadmng'Asr 
o|:ganischcn Gesetze, welclie sie betreücn. 

Art. 114. , Das Gesetz über die Organisatiuii tlci (icrichtc wird das be- 
sondere \ erfahren bei der iflrnennung; für die erste Bildung der neuen Ge- 
richte bestimmen. 

ArL 115. Nach der Annahme der Verfassung wird von der constilui- 
renden Hktknatfertiinunlung zu derRedacüon cti*r organischen Gesetze fort- 
guMKkn werden^ deren Annhl daidi ein ' l>esondefes Geseta bestimmt 
fperi«i.ilrii. • 



* V ^0 rnb'glicher WeUi in jedem drUkh Jahre* 



02 

. Art. l l<k II sera ^raoNI^ 4 k priwiiir« ^iMlioA pr<^^ 
iwblique, eonformäBcnt khhA sp^iekle rakliie ptr YJktMwSMt iwüoMlt Ii 
S8» octobre 1848. 

J)4SMn en B^OM» publitne, h Hm, le 4 awrtmbt« 1848. 

Le prc^sident et les secn'taires. 

Armand Marrtut. Lt'vn Robert. Landnn. Btnard. £mUe Pean. 

^ Feupin. F, Degeorges. * 

Le President 4e i'Asseioblöe nationale. ' 
Jmumd ICamifl. 



0B ich hier nur eine Sammlung der Verfassungsurkunden zu 
liefern und den nothwendigen geschichtlichen Zusammenhang der 
Thatsachen za erläutern habe, so enthalte ich mich jeder Kritik ein- 
zelner Bestimmungen dieser Verfassung, die an sich rasch genug den 
Fortgang der polltischen Entwickelung der Republik aufdrängen wird. 
Nur so viel mag docfa flüchtig bemerkt werden, dass schon in Jah- 
resfrist die Verantwortlichkeit des Präsident^ 4er Republik neben 
der Verantwortlichkeit der Minister, die allein von dem verantwortli- 
chen Präsidenten zu ernennen sind, die stärksten Schwankungen in der 
gesammten Staatsverwaltung hervoi^erufen und statt eine Garantie 
der Freiheit zu gewähren, geradezu der WilUdihr ein geräumiges 
Feld eröffnet hat Man sehe nur auf das Beispiel der Wechsclung 
des Ministeriums am 1. November 1849, obschon dasselbe die iiber- 
wiegendste Majorität für seine Handlungen in der XationalversanuD- 
lung hesass. Man\ergleiche damit das frühere Benehmen des Prä- 
sidenten m der Römischen Angelegenheit (Mai» Juni 1849) und das 
Entgegengesetzte seiner persönlichen Handlungsweise mit dei; kn 
Minlsterrathe vom Präsidenten gebilligten Politik der Fraqzösiscfaen 
RiSgtoimg. Solches Verfahren soll in der persönlichen Verantwort- 
lichkeit des Präsidenten seine Rechtfertigung finden Als Ainlzig 
Jahre fr&her die französische Republik bei einer iUiqlichen GestaK 
tuDg die GonsularveHSiissung erhielt, wh*kte Napoleon Bonaparte min- 
destens ganz unverfaolai dahin, dass andi in' dn* Vetteungsurkunde 
nicht ehunal der Verantwortlichkeit der Gonsufai gedacht wurde 
(Bd. I. $.337.). Doch praktisch noch unverträglicher als die Stdlung 
des Präsklenten wird sich ofliMibar der grosse Antheil der National- 
versammlung an der vollziehenden Gewalt, besonders in Bezug 9uf 
die auswactigen Veihältnisse, zum grossen Nachlheil des Staates tMr- 
ausslellen. Die Vergleicfaung des Senats in den Nordamerikamsolien 
Freistaaten, der bei der geringen Zahl seiner MitgUeder wie eine 
Behörde ftwgirt, mit dem schwerfälMgeii Koiper eluBr JHfftionilver- 
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Art. 110.' Bt soll zur ersten Wahl dM msidenten der Republik nadi 
Anleitung des von der Xationalversamroluog im 28. Odober 1M8 gegebcMIl 
besonderen Geseties geschritten werden. 

Besc;faioss^n in üfTenÜicher Sitzung zu Paris am 4. November 1848. 

Der Präsident und die Secretaire. 
ArmoitA Umrad. Leon Robert. Landrin, ßmuurd» MmÜ PMm, 

Peupin. F. Degorgei, 

■ 

Der Prasident der Natlonalveraamnliing. 

I I I I .I... I 

saomiltmg am 7M Milgliedeni irM, anch abgesehen ten der gaoi 
vencUedeBirtigeii' SteRmg der Anerüatnisdwn YeiliiKiilBse tb dea 
EttropaifGlieD» die imaosMeiblidieD EMßnim fir eine xweekni8sl%e 
Leiliiiig der amwM'gen Politik der FhniidsiidieD Bepiriilik redft 
haM loa Ucht atellea. Die. Artfl»! 53, H ttOb 107 gewahren Min* 
destens den Bewa's, deas wohl begrundMe poMtiaeheErfthrongen hei 
der Beachhuanahme solcher B^aUmnniigen nidhi b€nlclniGht%t aind. 

Daa Jm Schluaaartikel der Verfbianngaurkonde erwibnie beaoa- 
dere Geaeta vom 28L Ocfober 1848 oi^dnete an, dasa die Wahl ilea 
ersten Msidenten der Bepnbfik nach Art 46 der Verfuaong am 
10. Deoember atattfnden adlte. Der WaUaet wofde an dem ftel. 
gesetaten Tage vorgenommen und di6 Wafalumen an dem Abend 
ilea niefastlbigendea Tages geschloaten. Es waren ilbdr 7,0001000 
Stimmen abzugeben, welche auf sechs Gandidatcn, Louis Bonaparte, 
General Gayalgnac, Ledru Rollin, Raspail, Lamartine tmd General 
Changarnier, aber in sehr verschiedener Anzahl gefallen waren. Die 
constituirende Nationalversammlung setzte am 12. Deoember eine 
Commission zur Prüfung der Wahlacts- Protokolle aus 25 Mitgliedern 
ein. Diese erstattete am 20. December in der Nationalversammlung 
den Bericht, nach welchem 7,326,345 Wähler constatirt waren, von 
denen 5,434,000 für Louis Bonaparte *) und 1,448,000 für Clavaignac 
stimmten. Der Bericht erwähnte, dass mit Ausnahme Grenoble's die 
Wahlen überall ruhig von statten gegangen wären, dass zwar meh- 
rere Unregelmässigkeiten sich bei den Wahlen an einigen Orten ein- 
geschlichen hätten, demungeaditet die Walil des Bürgers Louis Na- 
poleon Bonaparte als vollkommen regelmässig anzuerkennen sei. Der 
£iawand, dass Louis Bonaparte im Aaslande, (im Schweizer Ganton 



*J Am 21. December tourde von den üecretären der ConmUtion xur 
Prüfutua der WählprotokoUe ein genaueres Resultat der Wahkn wH^mUUehi» 
Nach aemselben betrug die Gesammtzahl der abgegebenen Stimmen 7,449,471. 
von denen ^öHä^ /lir Louis JSapoieon Bonaparte ^ 1,44&3Ü3 für Cavaignac, 
311.431 /ür Ziim JMt». 30^064 ^ BAspaU^ lim mtUm^ ml för 
Changämkii^ tS334 «miiiiswtt« Stkmmm mi 93^0 m^ffill^ Slimmma 
waren. 

aeb«|^«r^* YcrfHmamkniM* t M. 3 
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Thurgau) mit dem Stantsbürgerrecht beliehen worden und es dort 
auch wirklich ausgeübt liabe, wäre yon der Commission für nicht 
stichhaltig gegen seine passive Wahlfahigkeit erachtet Die Gommifl- 
sion schlug demnach Tor, den Bürger Louis Napoleon Bonaparte als 
Präsidenten zu prodamiren. Darauf betrat General Cavaignac als 
Minister -Präsident und Chef der provisorischen Verwaltung die Tri- 
büne und legte für sich und seine Coüegen die Staatsgewalt, die er 
sechs Monate geführt hatte, in die Hände der Nationalversammlung 
nieder. Unmittelbar darauf folgte von dem Präsideuten der National- 
versammlung Marräst die Prociaroation des Gewählten mit folgenden 
Worten: „Im Namen des Französischen Volkes proclamire ich hie- 
mit, in Betracht dass der Börger Gharlei Louis Napoleon Bonaparte 
die Wahlfähigkeits - Bedingungen erfüllt, in Bücksicht auf die Stim- 
menmehrheit, die er vereinigt, den Bürger Charles Louis Napoleon 
ßonaparte KruiX der Verfassung zum Präsidenten der Französischen 
Bepublik von diesem Tage ab bis zum dritten Sonntag des Mai's 1852. 
Ich lade den Bürger Louis Napoleon Bonaparte ein, sich der Tribüne 
2U nähern und den Eid der Verfassung zu leisten." Bonaparte legte 
den im Art. 48. der Verfassung vorgeschriebenen und vom Präsiden- 
ten der Nationalversammlung vorgelesenen Eid auf der Iribune ab, 
worauf der Letztere die öffentliche Bekanntmachung der Proclama- 
tion in allen Gemeinden der Französischen Bepublik anordnete und 
dem neuen Präsidenten das Wort zu einer Antrittsrede für sein 
Amt erlheilte. Aus der an sich wenig bedeutenden und kurzen 
Rede mögen nur zwei Sätze angefulirt werden, um die vom Präsi- 
denten gleich bei seinem Amtsantritt aufgestellten Grundsätze für 
geine Politik näher zu erklären. „Ich will wie Sie (die Mitglieder 
der iSationaIvers<immlung) die Bepublik begründen, die Gesellschaft 
auf ihren Grundlagen feststellen, kräftigen und alle geeigneten Mittel 
aufsuchen, nni die Leiden dieses edeimüthigen und einsiclitsvollen 
Volks zu lindern, welrhes mir ein so glänzendes Zeugniss seines 
Vertrauens gegeben hat. Mit der Ordnung und dem Frieden kann 
unser Land sich aufrichten, seine Wunden heilen, die irregeleiteten 
Bürger zurückführen, die Leidenschaften besänftigen und die un- 
glücklichen Völkerschaften unterstützen.*' — Noch an demselben 
Tage (20. December) ernannte der neue Präsident das Mim'steriu« 
Odilon Barrot,*) welcher neben dem Justizdepartement auch zugleidi 
den Vorsitz im Ministerium erhielt, jedodi mit der Beschräiikaiig 



*; Dasselbe hat fast ein Jahr ohne wesentliche Abänderung iU Venool- 

tung geführt; erst am L November 1849 trat eine gänzliche Emerterrmg ein. 
die aber nicht auf den Wimtrh der Miniater, sondern in Folge einer Entlas- 
na^ von Seiten des Präsidenten gegen den Willen der Minister vor sich ging. 
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ihn nur dann ta führen, wenn der Präsident der Repnblik dm 
verhindert wäre.*) Das Ministerium wurde in neun Fachmiiiuiterieil 
TOrtheilt, Ygl Art fSH^: 1) Jostii» 8) auswärt^ AngelegailwIteD» 
3) üDiiere Angelegenbeiten» 4) KriegeweKO, 5) Blarine und Golonien» 
6) öfleDtllcher Unterrfcht und Gultus; 7) düentfiche Arbefteo, 8) A<Aer^ 
iHiii und Handel» 9) Finanzen. — Zum Ticeprasideniea der Re- 
IKiblik wurde in Folge des' Art 70. der Yert, aus den drei vom 
Pra^ideiiten Bonaparte vorgeschlagenen Gandidaten Boulay (de la 
Menrtbe), General Baraguaj d*HiUiers und Staatsrath Yivien, von der 
Natfonalversanunlung in der Silxung am 20. Januar 1849 Boulay 
mit 417 Stimmen erwählt und sofort prodamirt lieber die Dauer 
setnes Amtes ist in der Verlhssung niebls bestimmt 

Die Redactioii der oi|;anischen Geselle, welche bn Art IIH. 
der Tcnftssung noch ab eine Aufgabe der constituirenden National- 
versammlung in Anspruch genommen wird, beschäftigte noch über 
em halbes Jahr neben vielen Gesetzentwürfen der einzelnen Ministe- 
rien und der Prüfting dos Budgets für 1849 die Thätigkeit der Na- 
tionalversammlung. Unter jenen verdienen besonders das Gesetz über 
die Organisation des Staatsralhes und das allgemeine Wahlgesetz her- 
vorgehoben zu werden, weil sie als eine wesentliche Efgänzungs- 
arbeit für die Verfassung betrachtet werden können, vgl. Art 27, 28 
und 75. Am 26. April 1849 hielt die conslitnirende Nationalver- 
sammlung ihre Schlusssitz ung, aber in einer der letzten Sitzun- 
gen (23. April) zeigte ihr Beschluss in Bezug auf die Verhältnisse 
Italiens und Ungarns, wie die Majorität ihrer Mitglieder doch zu 
einer besonnenem Haltung bei der Wijrdigung der auswärtigen Po- 
litik der Franzosischen Republik ^langt wäre. Der Beschluss (mit 
43t) Stimmen gegen 184 gefasst) lenkt zwar die emsthafte Auftneii[- 
samkeit der Regierung aiif die Ereignisse und Truppenbewegungen 
in vielen Staaten Europa s ; durch die daraus möglicherweise für die 
Freiheit und das Wohl der Republik entstehende Gefahr, sowohl in 
ihren innem wie auswärtigen Verhnltnissen , empßehlt der Beschluss 
der Regiemng die erforderlichen Massregein zu treffen, im sie kräf- 
tig zu scbütsen: aber Flocon's dringend empfohlener Zusatz zum 
Schlüsse »and um die Unabhängigkeit and Freiheit der Völker in 
Schutz zn nehmen" **) wurde mit 346 gegen 269 Stimmen abgeldmt, 
im mdit nnreife fiofiTnungeD im Aaslande sa oalireiL 

*J Dem neu gebildeten Ministerinm vom 1. November 1849 fehlt der 
Präsident und Bonapartc erklärte denuelben in der ersten Sitzung, dass es 
nur in seinem PcUaste sich su versammeln habe und er in demselben den Fof- 
i4ls fUm «BAri«. 



.Die erste gesetzgebende NafioiialverMniinkiDg (l'Assemblec na- 
tionale lögislalive), nach den vorgeschriebenen Formen der Verfas< 
sungsurkunde aus 750 Mitgh'edern gebildet, eröflnete ilire Sitzungen 
am 29. Mai 1849. Sic erhielt die nach dem Art. 52. der Verf. an- 
geordnete erste Botschaft des Präsidenten am (i. Juni, welche eine 
Darstellung der Angelegenheiten der Französischen Republik seit dem 
Amtsantritt des l'rasiJenten enthält, und sowohl die allgemeinen in- 
neren und aiisu artigen Verhiiltnisse, wie im Specielien die financielle 
und administrative Lage des Lond<»s erläutert. Der Versucli der 
Bergparthei, den I'rasidcnlen und die ^anze bestehende Regierung 
zu stürzen , nidem der Kampf gegen Koin ohne die Zustimmung der 
Nationalversammlung als eine Verletzung der Verfassung (Art. 54.) 
erklärt wird, scheitert völlig an der Festigkeit der Majorität in der 
Nationalversammlung. General Changarnier üii ernimmt den Oberbe- 
fehl über Paris (13. Juni) und die 9 mit der Hauptstadt gleichzeitig in 
den Belagerungszustand erklärten benachbarten Departements (erste 
Militär-Division), und in wenigen Stunden ist in Paris der Aufstand 
80 völlig unterdriickt , dass die naclifolgenden Bewegungen in den 
grösseren Städten des mittleren und südlichen Frankreichs keinen 
Anklang Onden und durch die gewöhnlichen Mittel der bewaflneten 
Macht beseitigt werden.*) Die gericlitiiche Verfoljjung der Rädelsfüh- 
rer dieses Aufstandes, welche theils ins Ausland entfliehen, theils 
verhaftet werden, befreit die ^iationalversammlung von den radical- 
sten Mitgliedern der Bergparthei, indem jene durch mclirnials wie- 
derholte Beschlüsse (auf die Reijuisiiionen des Generalprocurators von 
Paris am 14., 18. und 30. Junij die Genehmigung zur Verhaftung 
ihrer in diesen Aufstand verwickelter Coli* gen giebt. Der Process 
dauerte bis zum November; der oberste Gerichtshof hatte seine 
Sitzungen zu Versailles angewiesen erhalten, das Schwurgericht war 
nach Art. 92. und Iii der Verfassung gebildet: der Urtheilsspruch 
erfolgte am 13. November !849, durch welchen 25 Volksvertreter 
getrullen wurden. Von diesen waren 17 ins Ausland entflohen und 
sämmtiich wurden sie zur Deportation verurtheilt. ♦*) Seit dem Mai 
1849 sind die Arbeiten der gesetzgebenden Nationalversammlung durch 
keine innerti L'nruiien weiter unterbrochen; sie hnt noch zwei und 
ein halb Jahre bis zum Schlüsse des Mais 1852 zu tagen und kann 
bei der Permanenz ihres Versammlungsrechts nadi Belieben eine 
Vertagung nuf Jj^urze Zeit sich gestatten. 

*J Nur in Lyon konnte der Aufstand erst nach zweüagiycm öLuttgem 
Kampfe unterdrückt werdm, worauf die fünf benaehharkm Dtpartmmitli ttitf 
lindere Zeit in Belagr'mngszuxtand erklärt tc^ndm. 

*') Unter den abwesend Verurthexlten befinäm sich Ledru MoUm» Cm» 
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^Mellen« Gonsiitacion t^litiea de Ii MonaMiiili BiiMoli pi«^ 

molgad» en Cadix el 19 de Marzu de 1812 Cadiz Fol. 545. — £1 EstatuU 
Real promulgado en Madrid el lüde Ahn! 1834, Madrid Fol — In der Ga- 
ceta de Madrid befinden sieb die officiellen Abdrücke der GnindgeseUe 

ans den Jahren 1834—37. 

Bfilfsmlttela *} Francisco Martinez de Marina, tcoria de las 
Cortes o grandes Jantas nacionales de los reinos de Leon y Castilla, Madrid 
3f«L Bf^ int AüiuStiiehe AbarMltt, fürlt IM^ 8vo: «eiei Bndi bü 

dtm Vielschreiber Er. Mttnch vorzugsweise tmm flfichtigc GompUi» 

tion zu bearbeiten „die Scbicksalfi der elten und neuen Gniei in Spenioii,** 

Stuttgart 1824—27, 2 Bde. 8vo. — Spanien und dio Revolution, Leipzig. 
Brockhaus 1821, 8vo. — Toreno (Conde) hisloria del levantamienlo, guerra 
7 revolucion de Espaö^a, Madrid lötid— 36, 4vol: der vierte Band reidit in- 
des« eist bis 1001 Jahre 1812, in weicbeni die Yeffittsnng der Cortes gegeben 
wmiii Sehepeter Geschieble der Bevolatlsn Speniens seit dem Mwe 
1807. Berlin 1826-27, 2 Bde. Svo.; dcsselb. Geschichte Spaniens seit der 
Restauration Ferdinand s VIL, Berlin 1830, Bd. I. mu\ dcsselb. Geschichte 
Spanien's von 1814-23. Aachen 1832. — J. B. Pfeilschifte r, Dentwördig- 
keiten der Spanischen Revolution, A^^rhafTenburg 1836, 8vo : ''ie enthalten 
eine Ueb^rsetzung Spanischer Origmalabhimdluxigeu aus den Jahren 180Ö-2Ü; 
eben so desselb. Hittheiinngen Uber Spanien. Ascbiffenboig 1631» Svn« t Ue» 
ferongen. — Dafen, Duvergier» Goliection des Gonsliliitions» Fans 1^ 
tflm U. — P51iti, Eoiopaeische Verftisongen, Bd. E, 8, 249— OS. 



Die aMefoft GrtuidgesetEe Spaniens sind durch die neuem coa^ 
sütotioaellen tAngestaltungen dieses Landes so volbtandig ausser 
Krall gesellt, daaa sie nur noch einen hiatorischen Werth für die 
politisdie Entwiciceliing des Volkes behaupten kodnan. Zwar var^ 
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suchte Martincz de la Rosa, als er in seiner Stellung als Minister- 
Präsident die Verfaüj.uiig vom 10. April 1834 vorlegte, mit selir ge- 
wandter Feder in dem dazu gehörenden Einleituugsberichte nachzu- 
weisen, düss diese Verfassung? auf rein nationaler Entwickelung be- 
ruhe, und dass sie sich durchaus an die standische Aushilduiig in 
den letzten Jahrhunderten des MilteJüllers annähere. Aber es lässt 
sich weder in der Verfassung der Cortes vom 19. Marz 1812, noch 
in der zuletzt angeführten oder in der spätem Verfassungsurkunde 
vom 8. Juni 1Ö37 für ein unbefangene« Urtheil verkennen, dass sie 
zum grössten Theile als theoretische Schöpfungen des neunzehnten 
Jahrhunderts entstanden sind, und die Grundlage iiu-er politischen 
Erfahrungen und ihr ganzes Gepräge weniger aus den Spanischen 
Verhältnissen, als aus den Französischen Revolutionen und den durch 
dieselben gebildeten constitutione! [en Formen entlehnt haben. Es 
bleiben mithin aus den älteren (jnnidgesetzen nnr die Bestimmun- 
gen über die Untheilbarkcit des Staates i"\iT die Gegenwart noch von 
staatsrechtlicher Bedeutsamkeit , denn selbst die dynastischen in Bezug 
auf die Erbfolgeordnung sind durch die pragmatische Sanction Fw- 
dinands VII. vom 29. März 1830 wenigstens für jetzt beseitigt 

Sclion im dreizelinten Jalirhnnderte liatte Krinig Ferdinand III. 
von Castihen durch die Ley de Seilorio aus dem Jahre l:i3ü die 
Untheilbarkcit aller mit der Krone Castilien vereinigten Länder 
angeordnet, und dadurch dem auch für die Staaten der Pyrenaischen 
Haibinse! wie in Deutschland verderblichen Theilungsprkicipe der fürst- 
Jiciien Hauser einen Damm entgegengestellt, auf welchem der spä- 
tere Bau der Spanischen Monnrehie mit grösserer Zuverlässigkeit 
errichtet werden konnte. Mit (lie^e^l Gesetze verband derselbe König 
nicht lange darauf das M nj ora tsge setz (Ley de M n y o rui , *) nach 
welchem der vereint bleibende Staat nach dem Rechte der Erstt;eburt 
vererbt, jedoch keines\\eges mit ausschliesslichem Vorzugsrechte des 
Mannsstammes vor der weiblichen Nachkommenschaft in verschiede- 
nen Zweigen derselben geraden Linie, sondern mit der ausdrückli- 
chen Bestimmung, dass bei Ermangelung des männlichen Erben in 
gerader Nachkommenschaft der weibliche Erbe in gleicher Uaie dem 
männlichen io der entfernteren Linie vorangeht **) 

V Beide Gesetze befinden sich in keiner Sammlung, auch nicld in der 
ßr CatUÜM pofMändigtleH Caltechn fm«r«l 4* (Mm» Lt^, Affw «les. 
von Salva nacK ihrem goMtn Jnhalte oS^fadmcftf. Eu$o in di» 6nmit9' 

selten und Verf.-Ürk. S. 2. zwe^tU telibst, ob sie auch hanäHhriftlich noch 
gfiffenv:ärtig ej:i stiren. Wir kennm mir ihre Beäimmmgm OK* dim Qumt' 
iten und den Citateyi in den spateren Gesetzen. 

*V Mithin eine völlige Uebereinstimmung mit der noch jttü für diß 
Xrom tf r o fii r <tfgJ i t n*< »eiMMeii ßrbfolgtorimiig. 
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Beide Gesetze wurden auch Yoa dem Zweige des Hauses Habs- 
kmg aufrecht erhalten, welcher mit Phitipp I. nach dem Tode der Köui- 
giB Isabella 1504» als Gemahl ihrer ältesten Tochter Johanna, den Thron 
TOD Gastilien bestieg, während der eigene Gemahl derselben Fnrltin 
und Vater der Königin Johamw, Ferdmand der Katholische, nur seinen 
Erbstaat Aragonien und die von demselben abhängendrn Nebenländer 
beherrschte. Erst der gemeinschaftliche Erbe beider Könige, Carl I» 
(Carl V. später als Deatacher Kaiser), Philipps Sohn (durch dumm 
Tod 1406 KWg vdn Gailfltai) und Ferdhiiiiida det Katk Enkel» W 
dato imdi des ielilereii Ableben 1616 ans den YoraMgteo CastUMan 
imd Aregoniadiai Besitinqgen m Eani|ia, AnKrika» Asien und AMn 
die g foiae Spanische Monarchie, wekfae aeit dieaer Zeit in dem ge- 
mainaciyrftlichcB Nanmn Spanien die froher aHein iiblidM taan* 
■nngen der tendnedenen KonlgielcfaB Gaatilien, Leon, Aragon, Va- 
lencia, UMina, Mijorca iL a. w. venwihwaiden Ueaa. Aher fieiefa»- 
leitig versebwanden auch unter den Begienmgen Carla und sehKS 
Salinea^ des Königs Philipp U., die fitat daa ganae aechaadinte Jatir- 
hundert aaAwten Obit 11108), die gewiefatvoHen Beacfariinkungen der 
KSotgüdien Gewalt dunA die gewattaame Vemichtnng dar friMwiett 
verftasungsmittlgen Rechle d^ Gortes Tcn Gaatilien und Aragon: 
imd die absoluteste monarchische Gewalt wunelte sich In den Ländern 
lest, wo noch im fünfzehnten Jahrhunderte, wie in Aragon, die ver- 
sammelten Cortes gleich ihrem Könige, den Titel und die Würde der 
Majestiit für sicli in Anspruch nahmen. 

Curl II., der letzte Köm'g aus dem Hause Habsburg in Spanien, 
ein ganz unfähiger Schwächimg an Geist und Körper, auf dessen 
Tod gleich mit seinem Regierungsantritte Frankreich und Oestreich 
ihre Speculationt n anlegten, und doch 35 Jaiire lanj? \^ arten muss- 
ten*) (1665—1700), vermochte zwar nicht selbständig die autokra- 
tische Herrschaft auf Kosten der Stande und der früheren Grund- 
rechte in seinen Staaten noch zu verstärken , aber er konnte es ge- 
schehen lassen, was seine übermüthigen Minister trotz ihrer Abhän- 
gigkeit von dem Französischen und Oesterreichischen Gesandten in 
Madrid dnrchzusetzen verslanden. Bei seinen verschiedenen ßestim- 
mungen über die Nachfolge in Spanien und in den diesem Reiche 
eiaterJeibten Ländern wurden weder die Lay de SeuorJa noch die 



*J Man vergl. über die sehmählichen Verhandlungen und Theihtngspläne 
htider Staaten in dieser Zeit, wie sie uns Mignet aus dem Französischen 
Staatsarchive in den Negociations relatives ä la suecession d*Espagne, Paris 
1835^ AVol. 4to enthüllt, meine Abhandlung: Spanien in seinem Verhältnisse 
XU den Staaten EwrapaU um 166$ in Jtaiiiii«r# Atifor. Toi^taih, Jähr' 



Ley de Mayoria beachtet Der durch seinen Tod hervorgerufene 
iSpanische Krbtbigeiirieg führte eine Linie des Hauses Bourbon auf 
den Spanischen Thron, und in Folge des Utrechter Friedens 11 April 
1713) blieb Spanien von Belgien, Neapel und Sicilien und den iibri- 
gen Italienischen Besitzungen für immer getrennt. Es waren dem- 
nach mit der Spanischen Krone nur Boch die Ausser -Europaischen 
Begitzungen verbunden, als Philipp V., der erste König aus der 
■eaen Dynastie Bourbon - Spanien, für diese das Erbfolgegeselz 
vom 10. Mai 1713 ertheilte, in welches die wesentiiciisten Bestim- 
■HDgeh der damaligen Französischen Erbfolgeordnung übertragen 
rntUL Denn ausser der Festsetiung des Utrechter Friedcnmrtra- 
gel, dass die Spanische Krone niemals mit der eines andern souve- 
nten Staates in Europa vereinigt werden dürfte, ordnete dies Erb- 
iDlgegeieU das VorzogMrecht aller Zweige der männlichen Linie 
vor der weiblichen an, ohne jedoch die weibliche Linie gänzlich 
VMD Rechte zum Throne euttiifdilieflsen , welche jedoch erst nach 
völliger Erlöschung des Mannsstamms im Hause Bourbon-Spanien ihr 
Erbrecht wahrnehmen sollte. Die Yolljährigkeil des Köm'gs wurde 
nachträglich, nicht wie in Frankreidi mit dem Anftnge des vierzehn* 
ten Lebensjahre, sondern nach dem zurückgelegten vierzehnten 
Jahre durch ein besondflies Geseti bei d&r Thronentsagung Fhilipp's V. 
1724 festgestellt. Zur Anerkennung dieser Erbfolgeordnung als einet 
Grundgesetzes für die Spamsche Monarchie wurden noch einmal die 
Cortes nach alter Weise versammelt (1713); sie konnten noch ein* 
mal berathen und ein Grundgesetz genehmigen. Ansserdem Onden 
wir sie spater nur noch zweimal im Laufe des aditiehnten Jahrhun» 
tets venammelt, *) indess gleichftdb nm* um der Vüinnfichkeit zu 
genügen und bei der Thronbestejgaog eines neuen Königs den SId 
der Huldigung zu leisten. Denn als sie bei der Krönung Garl^ lY. 
im Jahre 1788 Beschwerden tiber eihgesdriicbene lissbrauehe und 
Verletzung au«r Privilegien von Seiten der Rogienuig voilningen 
woHten, wurden sie nicht beachtet und sogleich entbssen, bevor aie 
noch formliche Bemlhiuigen darüber anstellen konntai. 

Zur Vervollständigung des Erbfolgegeseties Pfaiüpp'a V. diente 
noch die pragmatische Sanction des Königs Gart Iii. fom 
6. Juli 1776: diese verpflichtete sSnnntlidie männlibhe und weihüdbe 
Mitglieder des Königlichen Hauses au emer standesgemSssen und vom 
Oberha^pte des Staates genehmigten VecmSUung mit Mmn und 
PrinieisinneD aas den souverainen FärstenhaiiBeni Europa*»: im em« 
gegengesetiten Falle verlieren dieselben, sowie die aus solchen Efam 
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entspröss^nen Nachkommen alle Ansprüche auf die Thronfolge, ähn- 
liche Bcstimii jungen, wie sie für das Britische Königs! laus durch die 
fioyai Mariago Jlct «la dem Jahre ^on Georg Iii, aog^onl- 
Mt »nd. 

Die Französscbe Revolution konnte nicht verfehlen, bei den 
lirifichen Berührungen zwischen beiden Ländern eine atarke Aufre- 
gobg waHm. den gebüctetaren Claasen des Volks hervorzurufen. Diese 
inusste um so stärker zunehmen, als die widerwärtige Begi^mog 
des Friedenftürstan nach dem Friaden zu Basel (1795) auf der einen 
Seite und die engere Verbindung zwischen Spanien und Frankreich 
aoit noa, bei der Abgeitiiiiipaheit und Theilnahmlosigk«it des 

CM IV* fir •lleiBegimiigihmdlyiigeB und Bfiformi, • in dm 
Volke iMi mit die alolie Erimieraig an die attea Votmlite d«r 
legieniig gegenber onmeokten, lOiiderD auch deo UnutiiK der mw 
htndeaen ;BcgienHigag0vrBtt ab den eine^H Rettuiiisweg tOm 
üesaeo, «n -Spanien aoa aeiaer aehmiUiliciieii Eroiadr^ing ufidar 
enporzufaebeo. Zwar veraocbte eine Parlbei in ctetti TbMMfjßt 
PardkMDd den Begünstiger der Befininennlurziialellciij WMt ea geliOf 
auch die Gmlt dea übemüthi^n Premierttiuiiiters, des zwM&M' 
gen Ofknattng« dea Königs and der Köo^, dea gegen die pngMih 
tMie SafietiM Carla III. bie in die KönigKehe Famili» dunii Ver- 
beirathmig erhobenen 'Friedenal&raten, dorcb eioien Aufetand in Ma- 
drid zu störten. . Aber donwla Temocfate weder Ferdiband nach im 
Spanische Volk selbst in würdiger Werae die. der Ebre d«B LandM 
gebührende Stellung einzunehmen. Das Spanische Volk nnisale erst 
den scharfen l^kuterungsproccss durch den Kampf nat Napoleon 
durchgehen, ehe ein neues äclbslständiges politisches Leben in Spa- 
nien wieder aufkommen konnte. 

Die zwislicron Häupter der Spanischen Dynastie, Carl iV. und 
sein Sohn Ferdinand Vli., wurden beide nach Bayoiuie gelockt, um 
aus der Hand des mächtigen Schutzherrn den schiedsrichterlichen Aus- 
spruch tider ihre beiderseitige Unfähiizkeit zur Reglenmg zu verneh- 
men. Beide wurden von Napoleon genr^thigt, Orl IV. am 8. Mai, 
FenSnand VIL am 10. Mai 1808, die Krone Spaniens zu Gunslen 
etner neuen Dynastie aufzugeben, weiche der älteste Brutler des 
Kaiaers, Joseph Napelefi» Bonaparte begründen sollte, tm diesem 
neuen Königsstamme in kürzester Zeit eine aligemeine Beistinunung 
des Spanischen Volks zü erwerben, wurde auf den unmittelbare» 
Befehl des Kaisers Ntpoloon eine Versammlung der Spanischen No> 
tabeln zur Entwerfung eines neuen Qnmdgesetz^ für Spanien unter 
F^nzösiscbem EmflosBe nach Bayonne berufen, wälifeud des Kai* 
aeni Sebiviger aoochim iinnt an der Spitio 9nm üba Ucga n un Fra» 

3* 
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zösischen Heeres in Madrid die interimistische Regierungs^unla nach 
seinem Willen lenkte, und zu ßittschriften für das vorgeschützte 
Spanische Interesse an den Französischen Kaiser drängte, obschon 
diese nach ihrem Hauptinlialte vdn Napoleon scU>st dfctirt waren. 
Diese Verfassungsurliunde Spaniens wurde am ü. Juli 1808 be- 
kannt gemacht, an demselben Tage, an welchem Napoleon seinen 
Bruder Joseph als souverainen König von Spanien und Indien feier- 
lich erklärte, und ihm die Gewährleistung der Integrität und Unab- 
hängigkeit dieser Staaten in allen vier Erdtheilen zusagte. Diese 
Verfassung ist nur als ein vorüherp^ebendos Staatsgrundgesetz fiir 
Spanien anzusehen, da es mit der Entfernung der Napoleonischen 
Dynastie wirkungslos von dem politischen Schauplatze verschwand, 
wie es denn überhaupt sehr wenig die nationnlen Eigenthümlichkei- 
ten und die geschirhtliche Gestaltunc^ des wSjianischen Volkes berück- 
sichtigt liatte, aber uberall ein Abbild des i'raiizösischen Kaiserreichs 
in sich trug. Dasselbe besteht aus dreizehn iiteln, welche in nach- 
stehender Reihefolge von der Religion, von der Nachfolge zur Krone, 
von den Beamten der Krone, vom Staatsministerium, vom Senat, 
vom Staatsrathe, von den Cortes, von den Spanischen Königreichen 
und Provinzen in Amerika und Asien , von der Gerichtsordnung, von 
der Verwaltung, der Finanzen, zusammen in 123 Paragraphen han- 
deln, und darauf im letzten Titel noch 23 Pan^aphen anfüllt mit 
allgemeinen Verfügungen über das ewige Schnti- uiui Trutzbündniss 
mllt Frankreich, über die Rechtspflege, über die Biqonte und Fidei» 
Goramisset über die verschiedenen Grade und Glassen des damalige 
Spaniscfaen Adels, über die Ritterorden, die Vorrechte der Baskischeo 
Provinzen und über die Presifreilieit. Am Sofalmse dieses sonderbv 
gestalteten Grandgesetzes würd noch das Versprechen geliefert, dass 
nach einem Zeiträume von zwölf Jahren .eine Reratbung mit den 
Cortes über Zusätze und Abänderungen dieser Verfossiing statt findea 
soHte. Aber diesen Zeitraum von swölf Jahren eihes unveränderte^p 
Bestehens überlebte dns Gesetz kaum zum dritten Theil» weil der 
UBDMttelbar darauf ausbrechende grossartige Nationalkampf dem Spa- 
■iadieii Vdke fiisdie Kraft sur nationaien Entwickelung Yerb'efa«. 

IMk^ hatte es zoior bedenUiefae SMim lo dureblanfen, naä 
bi efaMm toaelben, ab die Udiennacht des gewaltigen Siegers nü 
MineB Bo nfc s g e n easen ans Italien, den Bhebibundataatoi «id P6* 
len doGb .acbon gani Spanien bis auf die Halbnnel rnn Gadis skk 
unterworfen batte,^ wurde von dem Uearn IbeHe der Widented 
Menden Spanisr die Verfaaa«ttg der Cortes Tom tfk Harz 1812 
eatworfsD, welche auf dfe neuere Gestaltung dieses Staates den be- 
deutsamsten Uhiss aisuben soHte. Neben den Provincial-Jiin» 
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i^'s, welctie ah l«iler die Vertbeidlgoig der einzelnen Provinzen 
gegen die Franmen durcbsufiihren hatten und jenen denkwürdigen 
Gnerilla'skrieg organisirten, war in Gadiz eine Generaljunta ein- 
gesetzt, an deren Spitze in Ermangelung der in FVinkraicii getege»» 
gehaltenen Dynastie die Regenls'ciiaft stand. Diese berief die Gor- 
tes als Abgeordnete aus allen Standen Aach Gadiz» und ei 
waren .183 Mitglieder roifaanden, die mit iBinscUiiss des PrSsidenten 
Jene Verfassung Tom 19. Bförz 1812 unterzefchneten. Sie enthalt . 
Bedingungen, welche die Koniglkte Gewalt In den wesentlichen poth- 
wendlgsten Acten der Regierung über die Geb&br beschränkt, weil 
eine ruhige und besonnene Vertretung der Interessen der execuUYen 
Gewalt bei diesien Gertes nieht stattfand. Wir finden demnadi in 
den betieflMden Artikeln übenül ein selbstregierendes dement der 
Gojrtea jofan^ ^ König vorherrs9hen: wir kommen nicht über das 
scharfe Urtheil weg, dass durch diese Verfiissungsurkundö bereite die 
Uummkit fli eine Republik mit einem erblichen- Frasidenten unige- 
wandelt* M, der nur durch eine grössere Repräsentation und^ efai 
glänzenderes Hofleben von den Oberhäuptern in andern Republiken 
unterschiedßn ist Aus diesem -Grunde ist aber auch diese Yerfas- 
sungsurkunde ausführlicher abgeraibt, als iri^cnd ein anderes Staats- 
gesetz aus neuester Zeit , weil sie zugleich reglementarische 
Aiiurdnungen enthält, die der executiven Gewalt uberlassen bleiben 
sollten. Doch hat dieselbe bei dem wesentlichen Einflüsse auf die 
spätere Gestaltung des Spanischen und zweier Italienischer Staaten 
(Neapel und Sardinien) einen voliiionunenen Anspruch, hier nach 
ihrem ganzen Inhalte aufgenommen zu werden, die wir indess nur 
in einer getreuen Deutschen Uebersetzuug vorlegen. 
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vom 19. Mars 1812. 

\l%'n- 1 erüiiiand Vll., von GoUes Gnaden und kraft der Verhssung der 
Spanisdien Monarcbio Künig von Spanien, und in &fiimt Ab wesenheil juiud 
rttdcddiUicii .seiiier Gefimgensdiaft« die von der aussern-denUicheii General" 
versamniliiog der Cortes ernaDote Rcgentsdiaft des Reichs» tbim AU«! und 
Jeden, die Gegenwärtiges sehen oder hören» kund nnd zu wiss^» dass die 
' besagten Cortes nadistehende 

d^oretirt und sanctionirt habm. 

Im NaoH^ des allivachügen Gottes» Vaten» Sohnes und heiligen Geistes, 
des Urhebers vhd hiüchsien Gesetzgebers der menschlichen'* Gesellsdiafl. 

Die ausserordentliche Generalversanmlung der Cortes der Spanischen 
Nation, naclidcm sie sich nach der sorgfältigsten Untersuchung und reiflichsten 
Ucberlcgutig überzeugt hat, dass die allen Grundgesetze dieses Reichs, nobst den 
auf dtc feste und dauerhafte Sicherstellung der Yollziehui^g dcrseiitcn ab- 
zweckendeii V'crfügungea uad Vorsichlsmassregcbi, den grossen Zweck, die 
R))he, das GlUdc und den Wolilstand'der ganzen Nation xvLhefördem» nicht 
gehörig erflillen liönnen, decretirt naehsllehende politische Verfassung fDf die 
gut« Regierung und gerechte VerwaHung des Staates 

Erster Titel. 
Vm der SpamtcAen Naiüm und dm Sjpamem. 

Erster Abschnitt. 
Ton der Spanitektn Nation. ' 
^ 1. Die Spanische Nation besteht aus allen Spaniern beider Ilalbkugeln. 
2. Das Spanische Voile ist frei und unabhängig, und ist und kann nicht 
das Erbtheil irgend einer Familie noch irgend eines Menschen sein. 

(k Die Souveraiaelät wubuL ilit cm Wesen nach im \ oike; eben deäiialb 
Steht ftm ausschliesslich das Recht zu» seine Gruudgesetw auftustellcn. 

4. Das Volk ist verpflichtet, die bQrgerlicfae Freiheit, das Eigenthum 
und die andern gesetzm'assigcn Rechte aller Individuen, aus weichen es besteht, 
mittelst weiser tmd gerechter Gesetze zu erhalten und zu beschützen. 

Zweiter Abschnitt. 
Von dm SpanUm, 

6» Spanier sind: 

a) Alle freie, auf dem Gebiete beider Spanien geborene und ansaii- 

sige Männer und ihre Söhne. 

b) Ausländer, die Ton den Cortes Naturaiisalions - Briefe erhalten 
haben. 

c) DiQenigen» welche ohne der^eichen Natntalisations-Ilriere das in 
irgoid einem Bezirke der Monarchie gesetzmassig erlangte Bttr- 

gerrecht zehn Jahre lang ausgeübt haben, 

d) Die Freigelassenen» sobald sie ihre Freiheit in den beiden Spanien 
erhalten. 
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6. Valerlaödsliebc ist rinc (irr vorneblQslca PUichteu jedes SpanierSi 
eben so wie Gerechligkcit und WoiilthaUgkcil. 

7. Jeder Spanier ist gehdltcti, der Verfassnng tfeu tu. seia» den Gesetien 
XU gehordhen und die bestehenden Behörden zu' achten. 

& Jeder Sfianier ohne Unterschied ist auch' gehalten, im Verbiltniss 
seines Vermögens, zu den Ausgaben des Staats beizutragen. 

0. Eben so ist jeder Spanier verpflichtet, zur Verlheidigunt? des Vater- 
landcs die Waffen zu ergreifen, wenn er durch das Gesetz dazu aurgetbr- 
dert wird. * 

« 

Zweiter Titel. 
Von dem Qebiele beider Spanien, der Reliijwn und Hegiemny derselben^ 

und von dm Sj/antschen Bürgern. 

Krster Abschnitt. , 
Kon dem Uebictc beider Spanic7i. 

10. Das Spanische Gebiet umfasst auf der IlaUjinscl und seim ii utnliegen- 
den Ländern und Inseln: Aragonien, Aslurictur Altcaslilicn, Neueaslilieu, Calalo^ 
nien, Cordova, Eslremadura, Galizien, Granada, Jaen, Leon, Molina, Miircia. Na- 
varra» die Biddaciien Ftovinien, Sevilla und Valensta» die Baleariscben and Cana- 
riadieii Inseln ndbst den andern Besitmngen in Afrika*. In Nordamerika: Neu^ 
Spanien nebst Neugalisien und die Halbinseln Yucatan, Guatimah, die ibnern 
östlichen und die innem westh'ehen Provinzen, die Insel Cuba mit beiden 
Floridas:, den Spanischen Theil der Insel St. Domingo und die Insel Puerto- 
Rico, nebst den andern in der Nabe dieser Inseln oder des Conlinenls in eihem 
oder dem andern Meere gelegenen Inseln. In Südamerika: Ncugranada, Vene- 
nela» Peru, Chili, die ^vinzen des La-PlaU-Slromes und alle anliefpmden 
Inseln in der Sqdsee und im atlantischen tfeere. In Asien: die Philippinischen 
uttd die Ten der Regienuig denelben abhängigen Inseln. 

11. Sobald als es die politische Lage des Volkes gestaltet. soU eitte 
ptsMvdeie JEinthaüung des Spanischen Gebiets yoigeiUMiimen werden. 

Zweiter Abschnitt 
Fe» 'der HtUgion. 

12. Die Religion des Spanischen Volkes ist und bleibt fljhr immer die 
RömUeh - katholisch - apostolische, 'einzig wahre Religion. Das Volk schützt 
sie mittelst weiser und gerechter Gesetze und untersagt die Autiibung j€d$r 
andern. 

Dritter Abschnitt 

« 

Von der Regierung. 

13. Der Zweck der Regierung ist die Wohlfahrt des Volkes, da keine 
politische Gesellschaft ein anderes Ziel < hat, als das Glück der Individuen, 
iraiMt sie batefak 

M. Die Regienmg des Spaniscfaen Volkes Ist eine sfNidba, gmätrigU 

15. Die Cortes hdben^ mit dem Könige vereint die gaeiageüMe GewaUk 

16. Die Gewalt, die Gesetie in imti^i^bfingeD m lassen, wohnt don 
KIMügebei. 

17. Die Gewalt, die Gesetze in CiTÜ- ufid Oiminalsachcn anzuwenden, 
9tebt den durch das Gesetz auigfötellleü Tribunalen zu. 
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* ' Vir-rlcr A h'.flinitL 

Von den Sjjamschcn Bürgern, 

ib. Bürger sind die Spanier, welche ihrem Valer und ihrer MuUcr 
nach, aus dem Spanischen Gebiete beider Ilalbkugeln stammen und in irgend 
einem Bezirke dieses Gebiets ansässig sind. 

10. Gleichfalls ist BUi^cr deijenigc Ausländer, welcher, boreils im 
Genüsse der Hechte eines Spaniers, von den Corties ein besonderes Bürger-' 
dipiom erhallen hat. 

20. Dazu, dass ein Ausländer ein solches Diplom erhalten kann, ist 
erforderlich, dass er mit einer Spanierin vcrheirathet ist und irgend eine Er- 
findong, oder einen schätzbaren IndostrieKweig ntdi den beiden Spanien ver* 
pflanzt und in Gang gebracht, oder liegende Gründe crkaufl^hat, wovon er eine 
directe Steuer bezahlt, oder mit einem, nach dem Urtheile der Cortes hinläng- 
lichen und ansehnlichen Capitalc ein Handelsbaus emchlet, oder die Wohlfahrt 
und Yertheidigung des A'olkes durch ausgezeichnete Dienste befördert hat 

21. Bürger sind gleichfalls die rechluiassijien Söhne der in Spanien 
ansässigen Fremden, wenn sie, auf Spanischem Gebiete geboren, es nie ohne 
Erlaubnis» der Regiening verlassen, sich nach eriangtem cid und iwaniigyl«! 
lafare in einer Stadt dieses Gcbittts niedergelassen haben, um daselbst d« 
nQtÜiche» Gewerbci Gesdiäft oder niltilicben Industrietweig ni beträben. 

' Ws^ die Spanier anlangt, wdche von irgend einer Seile für Afrika- 
nischen Ursprungs gelten und gehalton werden: so Iconnfn sie durch Tugend 
und Verdienst lum Bürgerrechte gelangen. Demzufolge wer Ild die Cortes 
demjenigen, die dem Yaterlande ausgezeichnete Dienste crwie&cn haben, oder 
ctenen, die sidi dnrdi ihre Twente, ihr Bestreben und ihr Betragen ansieich- 
nen, Bürgerdiplome ehheilen, nnter der Bedingung jeäocb; dass äe aus rcdit- 
maSiiger Ehe von freien Vätern erzeugt, init einer freien Frau verheirathet 
und auf Spanischem (ipbicto wohnhnft «ind, und daselbst irj^end ein Gewerbe, 
Ge6cchäft oder nützlichen Industriezweig mit einem hinreichenden Gapitalo 
betreiben. 

23. Bios diejenigen, die Bürger sind, kSnnen Munidpalämter erhalten, 
und in den durch das Cresets bestimmten Fällen Männer diüni ernennen* 

24. Die Eigenschaft eines Spanischen. Bürgers geht verloren: * 
, a) Durch Naturalisation im Auslände. 

h) Wenn man sich von einer andern Regierung anstellen lässt. 

c) Durch einen ürtheilsspruch, wodurch eine körperliche und ent- 
ehrende Strafe ziierlanrit wird, wenn mau nicht die Wiederein- 
setzung in den vongcu Stand erlangt. 

d) Durch einen, ohne Anfing oder firhnbniss der Regiemng, fünf 
Jahre lang fortgesetiten Aufenthalt ausserhalb des Spanbefaen 
Gebietes. 

25. Die Ausübung des Bürgerrechts wird suspendirt: 

a) Kraft eines richterlichen Verbots w^en phjnacher oder moiali* 
. • ' scher ünfaiiigkeiL, • 

b> Wenn man dn insidventer Schuldner oder Schuldner der Staat»* 
hasse {dandor i Owcandalaa pablifiai> iit. 

c) Wenn Ml {ftr lohn dient. 

d) Wenn man lein Geschärt oder Handweric hat» und nidil ImImmI 

ist, wovon man sidi nährt. 

e) Wenn man ui einen CöoüaaippiNflK lemdcall iHk 
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• f) , Vom Jahre iä3ti an müssea diejenigen, weiche zum erstenmale 
die Aitfttbimg des Bürgerrechts entielen, lesen mid scbmbqi 
IcSmieK. 

26. Das Bürgerrecht kann einzig und allein aus in de^ beiden wo^ 
hergehenden Artikrin erwähnten GrOnden verior^ oder suspend^ weiden, 
und ans keinem andern. 

Dritter Titel. 

Vmi den Cortes. 

Erster Abschnitt. 
Von der Art und Weise, xnc die C ortes gebildet werden. 

27. Die Corlcs sind die Vcreiin-nni; aller, auf fhe nnlen angegebene 
Weise von den Bürgern ernannten Deputirten, welche das > olk repräsentiren. 

2Ö. Die Basis flir die Nationalrepräsentation ist für beide Halbkugeln 
ßt Bimlicfae. 

29. Diese Basis ist die Bevölkerung, welche aus den Eingeborenen be> 
Sldit» die Ton Vater und Mutter her von Spanischem Gebiete herstammen; 
femer aus denen, welche von den Tortrs oin Bürgerdiplom erhalten haben» 
so wie aus denen, die im Artikel 2l. aii[;egei)cn sin(!. 

30. Zur Berechnung der Bevölkerung des Spanischen (lebiets in Europa 
wird man sidi der letzten Zählung vom Jahre' 1797 bedienen. *) bis man eine 
neue wird Tetanstalten können; und eine- entsprechende Zählung soll auch zur 
Bececiinung der Spanier, die in den überseeischen Ländern wohnen, voiige- 
nommen, unterdessen aber die Zählungen benutzt werden, die unter den m- 
letzt angestellten die am meisten aulhonti'^rhen sind. 

31. Für jede 7{MXX) Seelen der aus den im Artikel 2^). angegebenen 
lotUvidnen bestehenden Bevölkerung erscheint ein Beputirtcr bei den, Corte», 

32. Wenn sich bei der, nach den verschiedenen Provinzen gemachten, 
VertheUung der Bevölkerung in irgend einer derselben eine Hehnalil vön 
mehr als 35,000 Seelen ergiebt; so soll ein Deputirter mehr er ^ Ii iL w erden, 
als wenn die Zahl sich auf 70,000 beliefc. Uebersteigt die Mehrzahl aber nidit 
d&JPOOt so soll sie nich't gerechnet werden. 

33. Wenn sich in irgend einer Provinz die Bevölkerung nicht auf 
70,000 Seelen beläuft, aber auch nicht unter ÜO.OOO beträgt; so soll ein Depu; 
tirtcp l&r sie ernannt werden. Beläuft sich aber die Bevölkerung nicht so 
hoch, so soll diese Provinz mit der zunächst ^legenen zusammen treten, um 
die zur Ernennung eines Deputirten errorderlichc Zahl voll zu machen. Eine 
Ausnahme von dieser Regel macht die Ins ol St. Domingo, flie einen Deputirten 
ernennen soll» ungeachtet die Bevölkerung derselben jene Zahl nicht erreicht. 

Zweiter Abschnitt. * 
Von der Ernennung der Deputirten zu den Cortes. 

34. Um die Deputirten zu den Cortes zu wählen, sollen Wahlversamm' 
Ittngen nach den Kirch^ielen, Districtcn und Prpvinzen gehalten werden. 

Dritter Abschnitt. 
Von den Kirchspiels - WahlverinmmJungen. 

35. Die Kirchspiels -Wahlversaramlungen (Juntas electorales de parro- 
fBia> satten aus alten, auf dem Gebiete des betrciTenden Kirchspiels wubn- 
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h^Aen und an^ässig^,*Bttrgern bestehen, woriu die SKCuIarisirleü GeisUicbeo 
miL inbegrifTen sind. 

30. Diese Wahlrenainmluugen werden auf der Halbinsel und den an- 
liegenden Inseln tind Besitsungen jedeneit am ersten Sonntage des Octobers 
in dem Jahre vor demjenigen, wo die Covtfes nisammentreten, gehalten 
werden. 

37- In den übersecischcti Provinzen weiden sie am ersten Sonntage des 
Decemijer-Monats, fünfzehn Monate vor Versammlung der Cortes, auf eine, an 
fie sowohl ab an jene, von Seiten der Tribunale (justiclas) ergangene Nachricht 
gehalten werden. 

38. In den Kirchspieliversammlangen soll auf jede 200 Einwohner ein 

Kirchspielwählcr ernannt i^erdcn 

39. Wenn die Zahl der EinwobiuT des Kirchspiels mehr als 300, jedoch 
njcht volle 400 beträgst, so sollen zwei ^Vähler ernauul werden; wenn sie mehr 
als 900, jedoch nicht volle 600 beträgt, so sollen drei ernannt werden, tind so 
immer fort 

40. In den Kirchspielen, wo die Zahl der Einwohner sich nicht auf '200 
beläufl, soll, im Fall deren l'O sind, ein Wähler ernannt werden; in jcnera 
aller, wo sieh diese Zaiil nicht vorfindet, sollen die Einwohner mit denen rines 
benachbarten Kirchspiels zusammentreten, um den oder die auf sie fallenden 
Wähler zu ernennen. 

4t. Die Kirchspielsversammlang soll mit Stimmenmehrheit II Gommis- 
sarien (comproraissaric»} wählen« welche den Eirdispielswähler ernennen. , 

42. Wenn bei einer Kirchspielsversammlung zw'ei Kirchsi)ielwahler ru 
ernennen '^iiii, so sollen 21 Commissarien, und wenn drei zu ernoimcn sind, 
31 ernannt werden; doch soll in keinem Falle, zur Vermeidung von Verwir- 
rung, die Zahl der Commissarien diese letzlere übersteigen. 

43. "Zur grösseren Bequemlichkeit Ueiner Flecken ist festgesetzt, dass 
ein Kirchspiel, welches 20 Einwohner enthält, einen Al^eordneten wählen soll; 
ein Kirchspiel von 30 bis 40 Einwohnern zwei, eins von 50 bis 60 drei und so 
fort. Die Kirchspiele, welche unter 20 Einwohner haben, sollen mit den sn- 
nächst gelegenen zusammentreten, um den Coniniissarius zu ernennen. 

44. Die dergestalt ernannten Commissarien kleiner Flecken (poblacioues 
pequenas) sollen in der sonächst liegenden Gemeinde (pueblo) sosammen 
kommen und. wenn sie il. oder' wenigstens 9 UitgKeder stark sind, einen 
Kirchspielswählcr ernennen; im Fall ihre Zahl 21 oder wenigstens 17 beträgt, 
soll sie deren 2, und wenn ihrer 31 oder wmgstens 25 beisammen sind, 5 oder 
die entsprechende Zahl ernennen. 

4d. Um zum Kirchspielswähler ernannt zu werden, muss man Bürger, ^ 
efai nnd iwanzig Jahre alt und in dem Kirchspiel an^tesig and wohnhaft sein, 

4t(. In den Kifchspidsveraammlangen soU der Gorregidor, Alcade oder 
Riditer der Stadt, des Fleckens, oder Dorfs (ciudad, villa, aldea), wo sie zu- 
sammen kommen, den Vorsitz führen, um dem Acte mehr Feierlichkeit zu 
geben, auch der IMarrcr des Kirchspiels dabei zugegen sein. Und wenn an 
einem und demselben Orte, w egen der Zahl der darin bclindiichen Kirchspiele, 
% oder mehrere Versammlungen gehalten werden, soll in der einen darCorre- 
gidor oder Albade and in djm ttbrigea die nach dem Loose bestinunten Regi- 
dores den ^^jrsitz führen. 

47. Wenn die Zeit der Versammlang, welche in den rrcmeindehluisem 
(ra'5ns consistoriales), oder an dem Orte, wo es sonst geh räuchbcb ist, gehalten 
wird, da ist, mid die BUrger, wekbe daran Iheil nehmen, beisammen sind. 
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so sollen sie sich mit ihrem Präsidenten in die Kirche des Kirchspiels verfügen, 
wo der Pfarrer eine UeiU^e-GeiSUnesse lesen, und dann eine iür die Umstände 
passende Rede halten wird. 

48 Nach der Messe worden sie sieh «n den Ort, woher sie gekommen 
sind, tnrflckverfugen, und die Tersaiinnilnng wird ihre Arbeit damit begimien, 
dass sie — Mes bei offenen Thoren — ans 4en anwesenden BDfgem zwei 
Wahlzeagen (escrudadores) und einen Secretair wählt. 

49. Hierauf soll der Präsident fragen, ob irgend ein Bürger eine Klage 
wegen Bestechung und Verführung, um Jemanden zur Wahl zu bringen, vor- 
zutragen habe, und wenn eine angebracht wird, so muss steh der Beklagte in 
derselben Versammlung öffentlich und mttndlicb rechtfertigen. Ist die Be- 
schuldigung gegrOndet, so verlieren diejenigen» die das Vei)|ehen begangen, 
ihre active und passive Stimme. Die nämliche Strafe trifft nlie Veiknmder, 
und von diesem Crthcilc findet keine Appellation statt. 

50. Wenn unter den Anwesenden Zweifel entstehen, ob einer von den 
Wählern die zum Votiren erforderlichen Eigenschaften besitze, so soll die 
Versammlung sogleich nach Gutdünken entscheiden, und was sie eiilscheidetf 
soll ohne wdlere' Appelli^n flkr diesmal und blos m dem Ende in YoUae- 
hnng gebracht werden. 

51. Es wird sogleich zur Ernennung der Gommissarien geschritten. Za 
diesem Ende wird jeder Rürt^er so viel Personen bestimmen, als Gommissarien 
sein sollen, indem er sich zu dem Tische verfügt, an welchem der Präsident, 
die W^ahlzeugen und Secrelare sitzen, und in ihrer Gegenwart die Namen der- 
selben auf eine Liste schreibt Weder hierbei, noch bei irgend einer andern 
W«U kann der Bürger, -bei Strafe, sein Stumnreebt^ Terliereii. sich seihst 
die Stinune geben. 

52. Ist dieses geschehen, so erdffiMn der Präsident, die Wahbengen nnd 
der Secretiir die Listen, und letzterer macht mit Lnilrr Stimme die Namen 
derjenigen Bürger bekannt, welche durch die Mehrheit der Stimmen zu Gom- 
missarien erwählt worden sind. 

53. Die ernannten Gommissarien begeben sich vur Auilosuug der Ver- 
sammlung an einen abgesonderten Ort, bespredien sich i|nter duander und 
sehreiten sor Ernennung des oder der Wähler des Kirchspiels, nnd deijeoige 

' oder diejenigen, welche mdir ab die Hälfte der Stimmen Ahr sich haben, sind 
die erwählten. Diese Ernennung wird hierauf der Versammlung öffentlich 
kund gethan. 

54. Der Secrelär fertigt den Beschluss aus, welchen er, der Präsident 
und die Gommissarien unterschreiben. Eine gleichfalls von ihnen unterzeich- 
nete Abschrift desselben wird auch den|erwäbllen Personen cingehindigtf um 
Ihre Ernennung darthun zu können. 

55. Kein Bfii^er soll sich aus irgend einem Beweggründe und Vorwande, 
CHler mittelst irgenff einer Entschuldigung diesen Pflichten entziehen können. 

56. Kein Bürger soU mit Waffen in der Kirchspielsversanunlung er- 
scheinen. ' 

5t. Ist die Ernennung der Wähler entschieden und bekannt gemacht, 
so geht die Versammlung sog^eidi ausemander, und jede weitere Vetfiandlong^ 
worauf sie sich einlässt, soll null und nichtig seui. 

58. Die Bürger, welche die Versammlung gebildet haben, verfügen sich 
jn die Pfarrkirche, wo ein feierliches Tc Deum gesungen wird, und der oder 
die Wähler g«hen bei dieser Gelegenheit zwischen dem Präsidenten, den 
Watilseugen und dem Secrelär. 

Schaberl» YwfwuMiwrtwaitoi 4 
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Tiert«r Abidiiiitt. 

Von Bezirks -WahlversamMkmgm^ (JunUs dectorales de partido.) 

59. Die Bezirks -Wahlversammlungon bestehen aus den Wählern der 
fijrchspicle, die sieh im Hauptorte eines jt den Bezirks versammeln, um d^n 
oder <Ue Wähler zu ernennen, welche sich nach der Hauptstadt der Provinz 
begeben nOssen, um daselbst, die Abgeordneten tu den Corte» in erwählen. 

(iOl Diese Wahlversaminlangen werden auf ^et Halbinsel nnd den be- 
nacbbarten Inseln und Besitzungen jederzeit am ersten Sonntage des November- 
Monats (!cs Jabres vor dem, in welcbera die Gortes ^ebalten werden s<dlen» 
stattfinden. 

61. In ikn Uberseeischen Provinzen sollen sie am ersten Sonulag^e des 
lanoar-Henats gehalten werden, welcher aufden 0ecember folgt, in wdchem 
die Sirchspiels-Versammlattgen stattgeliinden haben. 

62. Um zu er&bren, wie viel Wahler jeder Benrk m ernennen bat» 
wird man folgende Regeln bcubachten. 

63. Die Zahl der JBeurk&wähler soll dreimal stärker seini ^ die der in 
wählenden Depulirten. 

61. Wenn die Anzahl der Provinzialbezirke (parlidos de la provincia) 
gritsser ist, als die der WIbler, welche dem voibergebenden Artikel zufolge 
inr Ernennung der entsprecliendcn Dcpntirten erforderlich i^t, so soll dessen 
ungeachtet in jedem Bezirke ein Wähler ernannt werden. 

65. Wonn die Anzahl der Bezirke geringi r ist, als die der zu ernennen- 
den Wähler, so soll jeder Bezirk einen oder zwei oder mehrere ernennen, bis 
die erforderliche Zahl voll ist. Fehlt noch ein Wähler, so wird er von dem 
voikreidistcn Beiirke erwühlt* und mai^elt dann noch ein«r, so wird er von 
dem Bezirke erwahlv Wdcher nach jenem der bevölkertste ist, und so im- 
mer fori. 

66. Nach dem, was in den Art. 31. 32, 33. und in den drei vorber- 
gehenden festgesetzt worden, bestiinml es sich nach der Volkszahl, wie viel 
Deputirte jede Provinz und wie viel Wähler jeder Bezirk haben soll. 

67. In den Beiirks- Wahlversammlungen führt der Corregidor oder 
Richter des Haoptorts in dem Bezirke den Vorsitz, und vor diesem mUssen. 
die Kirchspiels - Wähler mit dem Documente, welches ihre W'ahl beurkundet, 
erscheinen, damit ihre Namen in dem Buche angemerkt werden, worin man 
die Protokolle der Versammlungen einträgt. 

68. Am bestimmten Tage versammeln sich die Kirchspiels-Wähier und 
der Mstdent in den VersammlongsSälen, und Dingen bei offenen Thüren da- 
mit an, einen SecretSr nnd zwei Wahfaceuigm aus d«i Wählern zu ernennen. 

iO. Hierauf legen die Wähler die Gertiflcate Ober ihre Ernennung vor, 
damit sie ^on dem Seoretär und den Wahlrengen untersucht werden, welche 
am folgenden Tage erklären müssen, ob sie in Ordnung sind oder nicht. 
Diese Bescheinigungen des Secretärs und der \N ahlzeugen werden von einer 
eigens ernannten, aus drei Mitgliedern der Versammlung bestehmden Com- 
miasion, untersucht, weldie am folgenden Tage Berieht darflber erstattet 

7U. An diesem Tage wird, wenn die Kircbspiels-Wahler beisammen sind, 
der Bericht ü!)er die Certificate vorgelesen, und wenn hinsirhlüch eine«; der- 
selben oder gegen einert Wätder, wegen Ermangelung der erforderlichen 
liiigensciulieu, ehvas einzuwenden \väre, so soll die Versammlung in letzter 
Instanz dariilier entscheiden und nach ihrem Gutbeflnden verfahren, und das, 
was sie beschliesst, soll ohne weitere Appellation in AusQbung gebradit 
werden. 

» 
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11. ht diesp? hopndfEjf, so begeben sich die Kirchspiels - Wähler mit 
ihrem Präsidcnion m die Hauptkirchc, wo eine Heilige -Getstmessc von dem 
vornehmsten Geistlichen gesungen imd eine den Umständen angemessene Rede 
geh&Ren wird« 

1% Nachdem diese rdigiSse Feierliclikdt vorüber ist. kehrt man in die 
Veraammlongss'ale nirttck, und wenn die Wähler ohne Unterschied ihre Plätze 
eingenommen haben, so liest der Secretär gegenw;irfic:cn AhscFinilt der Ver- 
fassung vor, worauf der Präsident die im 49. Art. i nth ilicne Frage thut» und 
man in Allem dem gemäss verfahrt, was dort voi geschrieben ist. 

73. Gleich darauf schreitet man zur Lrnennung des oder der Bezirks- 
wibler» wobei eine Wahl nach der andern mittelsl Z^ftel, mwanf der Name 
desjenigen, den man wählen will; geschrieben wird, vor sieb geht 

74. Ist das Totiren beendigt, sc fibenlUen der Secretär und die Wahl- 
zeugten die Stimmen, und derjenige, der wenigstens die Hälfte der Stimmen 
und dfifc darliber für ?ich hat, ist gewählt, und der Präsident macht die Wahl 
bekanUt. Wenn Jemand keine absolute Stimmenmehrheit für sicblhat, so wird 
fSbtt dUj iwei, welche die meisten' haben, nochmals balloürt, und derjenige, 

mei^^ä Srnmeä fttr sidi htf , ist erwählt. Bei gleicher 
Zahl entscheidet das Loo$. 

75. Um Bezirkswähler zu werden, muss man Bürger und im Genuss 
seiner Röthf«?, filhf und zwanzig Jahre alt, im Bezirke ansässig und wohnhaft, 
cniwcdei- Laie oder Weltgeisllichcr sein, und die Wahl kann sowohl Bürger, 
wdcfae bei der Versammlung gegenwärtig sind, als Abwesende iretTeu. 

ite; Der Secretär bringt die Beschlüsse ni Papier, welche er, der Pre- 
sident und die Wablfeogen ttntiencichnen, dnd wovon der^der denPerSbnen» 
die gewählt worden, eine von jenen vidimirte Abschrift zur Bestätigung ihrer 
Wahl eingehändigt wird. Der Präsident dieser Versammlun?:!: rihcrschickl eine 
zweite von ihm nnd dem Secretär unterzeichnete Abschriii an den Präsiden-, 
len der Proviiizial- Versammlung, und dieser lässt die Wahl in den <}fl'entUchen 
lilattern bekannt machen. 

. 17. Bei den Bezirks • Wahlversammlungen soll alles das beübachlct 
Verden, was in dem 55., 56 , 57. und 58. Artikel für die Kirchspiels - Wahl- 
voflammliingen vorgesdirieben worden ist. 

Fünfter Abschnitt. 
Von den Prtwinxifü'Veriommkmgm, 

78. Die Provinzial - Versammlungen bestehen aus den WUhleni a&er 
Pto^Dtiill-Bfedrke, welche sich in der Hauptstadt versammeln, um die «H- 
g^MMiiSk Zähl der Depntnten, die ab Beprisentanten der Nation deta teMi 

beiwofint ii sollen, zu ernenooi. 

79. Diese Versammlungen finden anf der Halbinsel und den bcuach- 
harten Frtseln und Besitzungen jederzeit am ersten Sonntage des Novembers 
in dem Jahre vor dem statt, wo die Cortes gehalten werden. 

ÖO. In dea überseeischen Provinzen werden de den sweilea Simntag 
M itbvMmt» desselben Jahres gehalten, in weldiem «Me Beririn-Vclrsunift» 
lyugen statT fmaen. 

84. Bei diesen VersataiAtengen führt der politische Chef der Hauptstadt 
(el.magistrado politico de la capital de provincia) den Vorsitz, und bei ihm 
rtlüssen die Bezirkswähler mit dem Hoi umeiitr üIut ihre Wahl erscheinen, 
daniit ihre .Namen in dem Buche, in weiches die Beschlüsse der Versammlung 
^ng^traj^ werden, iiemerkt wetden. 
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82. Am beftimmten Tage vemmmeUi aidi die Bwikswphler mit dem 
Pitndenteü in dep Gemeindehäusern (casas consistoriaKss) odor in daujemgeii 

Gebäude, welche^ man xn einer solchen Feicriiclikeit für das passendste halt* 
Im ofTcncn Thüren, und erwählen zu\ orderst durch SUmmomiehrheit aus 
den Wählern einon Sccretär und zwei Wahlzeiigen. 

83. Wüun eine Provinz nur einen Üeputirten haben soll, so sind zu 
seiner Ernennung wenigstens fünf Wähler erforderlich, und man vertheilt ent- 
weder diese Zahl auf die Bezirke, woraus sie besieht, oder bildet blos in 
diesem Zwedce Bezirke. 

84. Es werden die vier Abschnitte der V erfassung, welche von den Wah- 
len handeln, verlesen, dann folgt die Vorlesung der von den rcspcclivcn Präsiden- 
ten eingesandten Verilualion der Protocolle über die in den llauptorten der Be- 
zirke geschehenen Wahlen, und die Wähler übergehen zugleich die Cerlilicate 
über ihre Ernennung^ damit sie von dem Secret^r und den Wafahcugea untersuchl 
werden, die am folgenden Tage erklären müssen,* ob sie in Ordnmig sind oder 
nicht Diese Erklärungen des Secrelärs und der Wahlzeugen werden wiederum 
von einer, aus drei Mitgliedern der Versammlung hosfehmden Comniission 
untersucht, welche zu diesem Ende ernannt wird, um am iblgenden Tage ihren 
Bericht darüber zu erstatten. 

85. Sind die Beiirkswäbler beisammen, so werden die Beridite über' 
die Gertiflcate vorgelesen, und wenn gegen einige derselben oder gegen die 
Wabler, wegen Ermangelung der dazu erforderlichen Eigenschaften, etwas 
ptnrnwcndcn ist, so entsrhoiflf'f die Versammlung definitiv darüber und ver- 
fährt, wie sie es für gut hetindet, und das, was sie beschlossen, wird, ohne 
dass eine weitere Appellation stattfindet, in Vollziehung gebracht. 

88. Die Betii&wähler begeben üth hierauf mit ihrem Präsidenten in 
die Kafhedral- oder Hauptkircbe, wo von dem Bischöfe, oder in dessen £r* 
tnai^lung von dem vornehmsten Geistlichmi eine leierUche Heilige-Gcistmesse 
gehalten und dabei eine ch-u L'msländon angemessene Rede vorgetragen wird. 

87. Nach dieser religiösen Feierlichkeit kehren sie an den Ort zurück, 
woher sie gekommen smd, und der Präsident thul bei offenen Thüren und 
wenn die Wähler ohne weitern Unterschied ihre Plätze eingenommen haben, 
die Frage, welche im 40. Artikel enthalten ist, und es wird Alles beobachtet, 
was dort vorgeschrieben ist. 

• 88. Hierauf schreiten die anwesenden Wähler zur W^ahl des oder der 
Peputirten, welche einer nach dem andern erwählt werden, indem sie an den 
7 isch luulreten, an welchem der Präsident, die Wahlzeugen und der Secretär 
siUeii, und letzterer trägt in ihrer Gegenwart die Namen der Person, die jeder 
wüill, in eine Liste ein. Der Secretir nnd die Wahlzeugen geben ihre 9tim* 
men nerst. 

89. Ist das Abstimmen beendigt, so überzählen der Präsident, die 
Wahlzeugen und der Secretär die Stimmen, und derjenige, welcher weni«rstens 
die Hälfte und eine darul)er für sich hat, ist erwählt. Wenn Jemand nitht 
die absolute Stimmenmehrheit für sich hat, so soll über die beiden, welche 
die meisten haben, zum xwdtenmal ballolirt werden, und derjenige, weldier 
dann die meisten Stimmen bat, bt erwählt Bei gieidier Zahl der Stimmen 
entscheidet das Loos, und jedesmal» wenn einer gewählt ist, macht der Piisl- 
dent die Wahl bekannt 

9ü. Nach der Wahl der Deputirten schreitet man auf die nämliche Art 
und. Weise .zur Wahl ihrer Stellvertreter, und die Zahl derselben soU in jeder 
Pr^vins dei| dritte^ Theil der Pepotirten hetra^ea^ welche dje Provinz miifi- 
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ordnen hat. Hat eine Provinz nur einen oder zwei Deputirte m wählen, so 
wird dessen ungeachtet ein Stellvertreter (Dcputado su[>lenle) erwählt. Diese 
Stellverireter geben, sobald man gewisse Nadiricbt von dem Tode des Depu- 
tirlcQ hat, oder leisterer, nicb dem Aluspracbe der Gortes» ibrer Veisammlung 
nicht beiwohnen Innn, zu den Gortes ab; dieser oder jener Fall mag, so wel- 
cher Zeit es ist, nach geschehener Wahl eintreten. 

01. T'm Doputirtrr bei den Cortes m werden, muss man Bürger und 
im ausübenden Genüsse seiner Rechte, fünf und zwanzig Jahre alt, in der 
Provinz geboren und daselbst wohnhaft sein, uud sicli wcnigblens sieben Jahre 
dort angehalten haben, nnd endlich Laieroder Wri ige isllicber sein. DieWab| 
kann sowohl Bürger, die bei der. Versammlung zogegen sind, als solche, die 
es nicht sind, trefifeD. 

92. Ausserdem muss Jeder, um zum T>epu(irten der Cortes erwrihlt 
werden zu können, ein verhältnissmässiges jährliches iüni^ominen aus eigen- 
tbümlich ihm zugehorenden Gütern besitzen. 

03. Die Verfügungen des vorhergehenden Artikels bleiben so lange 
suspendirt, bis die Cortes, welche von jetxt an gehalten werden, die Zeit be- 
stinmt haben« wo sie in Wirksamkeit treten können, undsogldcfa die Summe 
des Einkommens oder die Beschaffenheit der Güter, wovon man es beziehen 
nmss, bestimmen. Das, was »iic alsdann beschliesscn, soll für eben so verfas* 
SUDgsmäisig angesehen werden, als wenn es hiermit ausgesprochen w'äre. 

94. Wenn es sich trifll, dass ein und eben dieselbe Person für die 
Provins gewühlt wird, ans weldier sie gebi&rtig, nnd für diejenige, wo sie 
wohnhaft ist, so gilt die Wabl lUr den Aufentbaltsort, und flir die Profm^ 
aus welcher, sie gebltrtig fot, tritt der entsprechende SteUvertreter bei den 
Gortes ein. 

95. Die Minister (los Secretarios dcl Dfspricho), Staalsräthe und alle, 
die bei dem Hofhalt des Königs angestellt sind, können nicht zu Depulirten 
der Cortes erwählt werden. 

90. Eben so wenig kann ein Ansiinder nun I^ntirten bd den Goites 
erwählt werden, wenn er nicht von den Gortes das Btkrgenocbt erhalten hat 

tnr. Kein von der Regierung ernannter Steatsbeamter kann für die- 
jenige Provinz, in welcher er sein Amt ausübt» nmiDepotirten bei den Cortes 
ernannt werden. 

96. Der Secretär verfasst das Protocoll über die Wahlen, welches er, 
der Präsident und alle Wähler unterschreiben. 

99. Sodann werden alle Wähler allen und Jeden der Deputirton; ohne 
irgend einen Vorbehalt, Vollmachten in nachstehender Form ausstellen, und 
jedem die entsprechende VoDmaebt einhindigen, nm bei den Gortes erschd- 
nen «i können. 

100. ]>ie. Vollmachten sollen folgendermassen lauten: 

Nachdem sich in der Stadt oder dem Flecken .... am ... . 
des Monats .... des Jahres .... in den .... SUen die Heften 
(hier folgen die Namen des PHIsidenten-ndd der Benikiwihler, 
wddie die Wahlversammlung der Provinx bilden) versammelt, 
haben sie vor mir, dem Unterzrichnetcn, und den zu diesem Ende 
znsnmmrn berufenen Zeugen erklart, dass, nachdem der politischen 
Vcriassung der Spanischeu Monarchie gemäss, und mit allen in 
derselben vorgeschriebenen Feierlichkeiten, wie aus den CertificajMl» 
deren Originale man bei dieser Gelegenheit gebrandit» erhellt, xur 
iSMitnnuiig der Klrcbspids- und (eiirkswlIUor gesdiritten woiden,* 



die genannten versamraeiten B* zirkswähier dpr Provinz ... an 
.... des Monats .... gegenwärtigen Jahres, die Depulirfcn 
erwählt haben, weldie Namen und als Stellvertreter dieser. 
frmhtt den Gorles beiwohnen sollen, nnd dass die Herren N. N. 

zu Dcpulirlcn dieser Provinz erwählt worden, wie sich aus dem' 
von N. N. angefertigten ritul unterzeichneten Prolocolle erj^iehl, 
dass sie in Folge dessen ihnen insgesammt und jedem einzchi 
Vollmacht ertbeilcu, um die wichtigen Verrichtungen ihres Amtes 
erftllen und mit den Qbrigcn Dcputirten bei den Gortes als • 
Repräsentanten der Spanischen Nation alles bewilligen nnd be- 
schliosen tu können, was sie dem allgemeinen Wohle fUr förder- 
lich halten, jedoch nur krafl der Befugnisse, welche in der Ver- 
fassung festpescfzt sind und innerhalb der Grenzen, welche besagte 
Verfassung vorschrcü)!, ohne dass sie auf irgend eine Weise einen 
von den Artikeln derselben unter irgend einen! Vorwandc auflicben, 
verändern oder anders mathen können, nnd dass die Constituenten 
für sieb, und inl Namen aller Einwoher dieser Provinz, k^afl der 
ihnen! als hierzu ernannten, Wählern ortheilten Vollmacht sich 
verpflichten. Alles för giftig anzusehen, Allem Fai^c zu lefstcn. 
sich nach Allem zu flVgen, was die besagten iJcpulirten l)ei den 
Cortes thun, und der politischen Verfassung der Spauiscbcn Mo- 
ftarchi^ gcml», bcaBdiKessen werden fiolches haben sie erklärt 
nnd bewilligt vor den Zeugen N. die ittit den BewilllKem 
gegenwärtiges Documcnt Beglanbigung unterschrieben meh, 

iOl, Der t^äsideni« die W'ahlzeugen und der Secretär sollen unver- 
ztiglich eine von ihnen unterzeichnete Abschrift der Protocolle über die W;d)- 
len an die beständige Deputation der Cortes übersenden, die geschchcneti 
Tt^ablen durch den Druck Öflenllicb bekannt maclien, und jedenk Fleckeu 
oder Dorf der Provinz ein Exemplar davon aukommen lassen. 

Ilm die Dfqmtirten sdbadlos zu ludten, soUai ihre betreffenden 
Provinzen ihnen Diäten bezahlen, welche die Cortes im zweiten Jahre jeder 
allgemeinen f)epiifation für die nachfolgende Deputation bestimmen werden; 
und den überseeischen Depulirten soll noch ausserdem vergütet werden, was 
sie, nach dem Urtbeile ihrer belrefleuden Provinzen, zur Bestreitung ihrer 
Hin- und llerrnse ibranchen. 

108. In den Provimial-ttrahlversammlungen soll alles das beobachtet 
werdsd, was in den Art 55., 56., 51., 58» vorgescfariebeB ist, mit Ausnahme 
dessen, was der Artikel ^iS besagL 

Sechster Abschnitt 
f<m dar JAüdiilgr Arr CoHet, 

Wi. Die Gories Werden sich alijährUdt iä der tiaaptsUdt des König- 
rtic&s in einern blos zu diesem Behufe hestimmten Gebä'Ude versammeln. 

101 Wenn sie es für dienlich erachtCö, steh in 6incn andern Ort /u 
begeben, so Jicrmen sie es, sobald es la eine Stadt ist, die nicht melir als zwölf 
Stünden ClegUasj Vod der llauptstadt entlernt liegt, und zWei Dritlheile der 

aöwesftirfen ttepotatton in diese' tetSegung cingc\Niiligt läS^ 

im. Die jährlichei^ dlttdttg^ d^ dmeä diMM» voiä t März an ge^ 

fMllWt, ätei Jkondte hinter einabdf^r. 

lÖ?. DJe forff^s können mrc SltzUhgeA blo^ M i^Vi Fallen um einen 

tfosutt ietimgmki ersUich» Wenü ei der Ümt^ ihtixa^» und zweitens, wenn 



ts die Corlei. mmm ßmitinm ton Evai PritAtuka 4cr I^nirtM, Skr 
aollug encbten. 

106. Alle zwei Jahre werden tämmtliehe Deptäirtt erneuert, 

109. Wrnu Krieg oder Besetzung eines Theils des Gebiets der Monar- 
chie durch den Feind es verhindert, dass alle oder ein Theil der Depuürten 
einer oder mehrerer Provinzen sich l>ei Zpiten einfinden können, so soilen die 
SleUen der Abwesenden durch die alteu JDeputirlen der belreübadeu Provinzen « 
enetit werden» mdem lie unter licb daran lowen, bii die «fuderiiehe ZaU 
vell ist 

110. Die Depuürten können nidit viedcr erwIUilt werden, wenn nkiit 
eine andere DepuUlion swicchen dea lieideiii wem lie gewiMt worden, ilntt 

. gefunden baL 

111. Bei ihrer Ankunft in der Hauptstadt meiden sie sich bei der be- 
sUwdigen Deputation der Gortes, welche übren Namen und den der Provinz, 

der lie erwllüt oBd, in ein bei dem Seewtaiiet der beeigi^ 
liclici Register eintragen laut 

112. In dem Jahre, wo die Deputirten erneuert werden, wird am 
15. Februar, bei offenen ThQren, die erste vorbereitende Vmammlung ge- 
halten, wobei der Präsident der beständigen Deputation den Vorsilz führt, 
und diejenigen das Amt des Secrelärs und der Wahlzeugen versehen, welcbc 
iiemgle Deputation aus ihren übrigen Mitgliedern dazu crwaUen wird. 

. lia. In dieser enten yemmmlnng rodieB alle Dcpnlirle üwe VeÜ- 
machten ein, und es werden mit Stimmenmehrheit zwei Gemit^'s nrnamü. 
eins von fünf Mitgliedern, uro die Vollmachten aller Deputirten zu untersuchen, 
und ein anderes von dreien, um die der Ainf Mitglieder des ersten Gomite's 
zu prlifen. 

* 114. Am 20$ten desselben Monats Februar wird die zweite vorberei* 
tende Vemmndung, elMniUb Jiei effenen IkBren, gdmHen, und jü diemr 
werden die beiden GomiU't ibre Befieble Uber die Gesetimissiglieil der 
Vollmachten erstatten; wobei lie die Piolecelle der Proviniial- Wahlen in 

AlKMdirift sich vorlpf^cn lassen. 

115. In dieser Versammlung, so wie in den andern, die bis zum 25sten 
desselben Monats Februar erforderlich sind, wird definitiv und uiit ^»timinen- 
mehrheit über uUe Zweifel m Umsicht der Gesetzmässigkeit der Vonmacbten 
VBd der Bigenuballen der Deimtirteb enlmlrfedMi. 

Ild. in dem Jahre, wekhee^ dt» folgt, wo die Depntirten erneuert 
worden, wird am l. Februar die erste, und bis zum fünf und zwanzigsten hin 
die weiteren vorbereitenden Versammlungen gehalten, welche man ftir nölhig 
erachtet, um auf die in den drei vorhergehenden Artikeln angegebene Art 
und Weise über die Rechtmässigkeit der Vollmachten der neu erscheinenden 
Deputirten zu entscheiden. 

III» Alle Jahre am fiknf and swawifMeii Febraar seil die leMe vor* 
bereitende Versammlung gehalten werden, und in derselben sollen alla Ddpn« 
tirten, die Hlinde auf das heilige Evangelium gelegt, folgenden £id leisten: 
Sciiwören Sie, die röfnisch - katholisch - apostolische Religion zu vertheidigen 
und zu erhalten, und kerne andere im Königreiche zuzulassen? — AnlHori: 
Ich schwöre es. — Schwijren Sie, die von den allgemeinen und ausserordent- 
lichen Gortes der Nation im lahre 1812 sanctionirte poliMsohe Yerfamung der 
Spanischen Monarchie gewissenhaft enfrecht in «hallan, imA difllr m aeagM» 
dm sie aufrecht erhalten werde? — Antwort: Ich lehwore es. — Schwören 
Sie* jyush btt der Minion» ivekhe ümm» die ;N«thMi mmlM bamrüi mid 
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redlich ni benebmeii, und stets das Wohl und Ol&ck dersetben im Auge xu 
bibeD? — Antwort: loh sihwöto es. — So belohne Sie Gott, wenn Sie es 
thnn, wo nicht, so bestrafe er Sie. 

118. Hierauf werden aus diesen DcpuUrten, mittelst vor'^rhlo^sener 
Zettel und mit Stimmenmehrheit, ein Präsident, cm Vicepräsident und vier 
Secretäre gewählt, wodurch sich die Cortes als constituirt und gebildet ansehen 
werden, und die beständige Deputation wird von dem Augenblicke an alle 
ihre Amtfverricbtangen einstellen. 

119. An demselben Ti^ wird eine Deputation von zwei und zwanzig 
Personen und zwei Secrelarcn ernannt, um sich zu dem Könige zu begeben, 
und ihm ftu melden, dass die Corles constituirt sind, und wen sie zum Fräsi- 
denten erwählt haben, damit der König zu t rkenneu gebe, ob er der Eröff- 
nung der Gortes beiwohnen werde, die am 1. März statt findet. 

190, Wenn der König nicht in der Hanplstadt ist, so wird ihm diese 
Mittheüung schriftlich gemacht und eben so vom Könige darnof geantwortet 

121. Der König wird in Person der Eröffnung der Cortes beiwohnen, 
und wenn er verhindert ist, soW der Präsident der Cortes am bestimm- 
ten Tage dieselbe vornehmen, ohne dass sie unter irgend einem Vor wände 
aui einen andern Tag verschoben werden kann. Dieselben Förmlichkeiten 
•oHen bei den Schlosse der Gortes beobachtet werden. 

122. Der König wird ohne Wedle' in den Saal der Gortes eintreten 
und blos von denjenigen Personen begleitet sein, welche nach den im Regle- 
ment Viher (iie innere Rerrjeruns^ der Cortes festgesetzten Ceremoniclie den 
köuig empfangen und zuriitki)egieiten. 

123. Der König wird eine Rede halten, worin er den Cortes das, was 
er fikr Ewedemässig h&It» vorschlagt, nnd der Präsident. wird ihm hieranf in 
aüienieinitt Ausdrikken antworten. Wohnt der KSnig aber nicht der Eröff- 
nung bei, so abergpebt er seine Rede dem Pfisidenten» der sie den Gortes 
vorliest 

124. Die Cortes konru ii nicht in Gegenwart des Königs beralhsrhbcren. 

125. im l-aii die SUalssecretäre ^Sccretarios del Despachoj den CoiWs 
hm MuMn des Königs «inige Vorsdiläge machen, sollen sie auf so lange und 
Mi der Art, wie die Cortes es beslMmnen werden, den Discossionen bdWohnen 
nnd sprechen, aber bei der Abstimmung nicht zugegen sein. 

m. Die Sitzungen der Cortes ?olloii öffentUrh sein, und nur in Fitten, 
wo GeiifimhaltiHig nöthig ist, sollen geheime Sit/iinf;en stall finden. 

127. liei den Discussiouen der Cortes und bei allem, was die innere 
Regierung derselben betffHt wird das Reglement beobachtet, welches die all- 
gemeinen nnd ausserordentlichen Gortes eriasaen werden, nnbeschadet den 
VerlBderaQgen, wekbe die folgenden Gortes hierin xu machen f&r ntthig 
erachten. 

188. Man kann den D( [)iiiirten wegen ihrer Meinungen nichts anhaben, 
imd sie können deshalb zu keiner Zeit, in keinem Falle, und von einer ße- 
hMe in Untersuchung gezogen werden. In Criminalproccssen, die gegeo sie 
anbingig geinacbt weiden,- ktenen sie blos dnrdi das Tribunal der Gortes, anf 
die im B^einent Uber die innere Regierung derselben vorgeschriebene Art 
und Weise, gerichtet werden Während der Sitzungen der Cortes, und einen 
Monat darnach, kimneri die Deputirten weder wegen Cirilsadien belangt nodi 
. Schulden haiiier gerichthch verfolgt werden. * 

♦ 1S9. Wihrend der Dauer ihrer Sendung, die von dem Tage an b^jinnt» 
WO jfav flnenming von der lieslIindiBeQ l^tation der Gottes anerinnnt 



«oNieD, können di« DepuUrten weder selbst ein Amt, woiu der König ernennt, 
annehmen, noch für irgend einen Andern um ein solches mhalten, oder eine 
*W i ttriami% ' «wh«, ilt <t M (htm iKtidfindwi AmIc Mmd Rang giebt 

190. Eben so kSnneii li^ wIfaraDd der Dauer ihrer Sendang, und ein 
lihr nach de^ tettlen Amfllrang Arer Amlsfeirichtaiigen, weder selbst eine 
Vension oder irgend ein Hirenseidien, welche der KÖnig ertheilt« erfaetten, 
Bedi fOr einte Andern dimm «nsnciien. 

« 

Siebenter Abschnitt 

* *' " Von den Befugniuen (faculdades) der CorUt. 

131. Die Corles sind ermächtigt: 

^ - 'a) Quttte in VoncMag zu bringen und zu beschHeiMH, tii ütUMU' 

legen und erlorderltchm jtaiit abzuschaffen; 
r ^>iieii IM dü Kanigs, dei Pkinm Ailnrien und dv Refcnt- 

iitftlli irie tr felriMvn Mi miyo t tri ehe n in» «imuMlinicn; 

c) aUe ftetiiehennd rechtliche Zweifel .(duda de hech* 6 de dered») 
zu hf>hen, welche in Hinsichi der Ordnung der Thronfolge ent- 
stehen; 

d) in den Fällen, wo die Verfassung es Yorscbreibt, die Regentschaft 
oder den Regenten des Reichs zu wählen und die Grenzen, inner* 
hrfb Welcber die Regentschait oder der Regent die kOnigliehe 
Gewalt «Mben kann« tu beMinmien; 

' e) den Pritlxen von AstnrieB öffentlich anxnerkennen; 
• i) in dem in der Verfassnns;: anjrej?ebenen Falle fttr den Iknndeijäfan* 
gen König einen Vormund /u ernennen; 
' g) die oliTensiven AUianzvertrage, die Subsidi6n* und speciellen Han- 
delsverträge vor ihrer Ratification zu genehmigen; 
h) die Zolatsung fremder Trappen Ins KdnigTeiGh zu gesutten oder 
zu verhindern; ' 
,* ■ i) tlte Errichtung oder Abschaffung von Stellen hei deft nach der 
Verfassung errichteten Tribunalen, eben so wie die Errichfong 
nnd Abschaffung von Staatsämtera .(offlcios publicos} zu he- 
scbliessen; * 
"'«'Üy^illc^ Mite ittf d^ Vorsdilag des Königs die Land- und Seemacht 
• t» bestimmen, indem lie festsetien, weldie Streitkiifte in Frie- 
dttiszeiten unterhaUen werden» nnd wie weit sie in Kijegsieilen 
• • ' vermehrt werden sollen;' 
*'* 1} für dt> Armee, die Flolle und Nationalmiliz, wie für alle veischie- 

* ' ' dene Zweige, aus denen dieselben bestehen, Verordnungen au 
erfassen ; 

wi^äk Amgäien ier SIaqinenBaUung festzmetun ; 
' h>itMle]l dl^'Anifm «na Auf lagen fu beeUmmen; ' ^ 
. ^ im. 9Ur es nöthig ist, auf den Credit der Nation Anleihen m 

• machen; 

" '* ' • p') die Verthcilting der Steuern auf die Prbvinzen ni genehmigen; 

fi^g Hechnungen über die Verwendung der Staaisgelder einxu* 
iehen und zu genehmigen; 
n; » i: r) 'dioMt ond dit ZtmuHt ^«iBoeies de derechos) fesuuset^; 
"I • -s^dli »MUb« VeHUgungtti für fit Verwidtong, Eihaltang oder 
' t'rfMHMMVB dm IfWlBMIigliltl 1« iKlTen; > 

4* 



. t> Watlh, 6«irkht» Gehalt, Gepräge «Mi Nmm MMMM.tfi**' 

ji) dM Gewiclü- und Maa^syslMi «HMniiatti« iwliilfi ai» Ülr ^ 

bcqacmste und richtipsie halten; 
v) jede Art von Industrie /u bdördem und nnzuregei^ uodJ^Oikr* 

nisse, welche dieselbe lahmeu, zu enUeroeu; 
w) den aUgememen Plan lltr den VoUcswileffi^K In 4er ^anm 
Monarchie ni entirerfen und an genehmigen, wu Ar die £Rie- 
hung des Crimen von Astnrien geschieht; 
x) die allgcmcinon Vorsrhriften in Hinsicht der Poliad nnd des Ge- 
sundheitszustandes des Reichs zu genehmigen; 
7) die politische Pressfreiheit zu beschützen; 
< z) daftkr zu sorgen, dass die Minisler und and«t SliatsbcamlCB 
wirkHcb snr Rechenschaft gos^Kcn wifdant 
aa) codlieh ileht es den Certes lu, in allen Fdllcn - nnd bei allen 
- Acten, wo der Verfassung zufolge ihre BinwWig«ng ndlfaig ilt, 
« dieselbe xu erifaeflen oder au verwetgern. 

Achter Abschnitt. 

Von der Abfassung der Gesetze und der königlkhen Sanction» 

132. Jeder Deputate üt befugt, den Cortcs schriftlich Gefetsentvmrf« 
vorzulegen, und die iiründe, wutauf er sich stülpt, aiuugcijcu. 

133. Zwei Tage wenigstens^ nacbden dce Cg^aalitmaipif übergeben nd 
Teitaett ist» wird er znin swe||kü Hai vwiai^ nnd^ die tSortas l^emlhidilagn» 
ob er rar Sprache kommen soll oder nicht. 

134. Ccfitattet man, dass darüber discutirt wird, und erachten die Cor- 
tes ^^ < g' n d< r \\ ichtigkcil des Gegenstandes für nuthig, denselben vorhea an 
ein üomiLu zu verMLeiäcn, buli dies geschehen. 

' 13% Längstens vier Tage, nachdem die Discniiioil des Enlworfiss geneh- 
«^gft wordettf soll derselbe anm dfitlen Mol vcilci^ und fm Tag snr ErSfl^ 
.mung der Discus^on festgesetzt werden. 

13G. An diesem bestimmten Tage soll Uber den Gti^elaantwuif im 
Ganzen und ü her jeden Artikel dcssellion discutirt Vierden. 

Die Cortes werden entscheiden, wann, der ij^costand hinlänglich 
besprochen ist, und nadidem entschieden wordoi,. das» dä der Fall ist» wird 
bestimmt, ob zur Abstinunung geschritten, wer^ solU oder nkhL 

138. Wenn entschieden ist, dasa. die Abstimmung statt haben soll, so 
wird auf der Stelle dazu geschritten, und der Gesetzentwurf entweder ganz 
oder theilweisc genehmigt oder verworfen, oder nach dc|i bei der DisCii&sioo 
gemachten Bemerkungen abgeändert oder modißcirt. 

139. Die Abstimmung gesctucbt naoh Mchrhpit der Stimmen; aber, 
um abzustimmen» muss' wenigstens die'illllfie aimpMiicber Deputirten, ans 

. denen die Cortcs bestehen, *und einer noch darüber anniesend sein. 

140. Verwerfen dir C.ortcs einen Gesetzentwurf während der Zeit, dass 
er geprüil \\ird, oder heschliesscn sie, dass nicht zur Abstimmung darüber 
geschritten werden soll, so kann, er in dcJO) nlimlif hcn 4f^''fi PV^t wieder in 
Vorschlag gebracht werden. 

141. ist er aber augcuoau^eii, ao vvad er twei Mal in Gesetzesform 
ansgefertii^ und in der Sitaun^^den tQwla»«ytiidsiWii> Wacidiü dies gaacbdiCB 
ist und beide Originale YOn dein MriÄMM iMd iMi fi>ii|rfn untenekh* 



»H wwka sM^ verdeo dieMibffD au£ 6(eUe diurh eine Ifeput^üon 
tm im KSnig ttberbndit 

• 142. Dem Könige sieht die Sanction der Gesetze zu. 

143. Der König voUfttbri diese Sanctuui mit ibigender, e^ieDbändig 
SCfCblififaener Formel .- 

. „Soll als Gesetz öffenllicb bekannt gemacht werden" CPubliquese 
como ley). 

144. Der König Terweigert «eine Sanction mit folgendor, eben&Hs von , 
ibn dgenbandig geschriebener Formd: 

^An die Gortes torlkcligcwicscn" (Vuelfa k las Gortes). 
ind fbgt zugleich eine Darlegong der Gründe bei, warom er seine SancUoH 
ferweigert hat 

145. Der Konig hat 3ü läge Zeit, um sich dieses Vorrechts zu bedienen. 
W enn er innerhalb derselben seine äanction weder ertheilt noch verweigert 
bat,, so wird dieses so angf^en, dass er sie gegeben bat nnd wirldicb 
^sben iriML 

141k. Dift*Sanction des Königs mag erfolgt sein oder nicht, so gelang! 

doch eins von den hcidm Originalen mit der bctroffcnden Formel an die 
Cortes zurück, um in denselben Bericht darüber abzuslatlcn. Dieses Original 
wird im Archive der Cortes aufbewahrt, und das JDuplicat bleibt in den Hän- 
den deä üotiigä. , , - 

^47. . Vefweifert dir Kdoig seina Ssoction* so darf dieser Gegenstand 
in dspa njlnilich«>i Jajbr» ml^ wiedto in dm Cortes iretbanddt werden; dodi 
Iiann es in denen des folgenden Jahres gescbeben. 

148. Wird der nämürhc Gesetzentwurf in den Cortes des folp^enden 
Jahres von neuem vorgeschlagen, zugelassen unti iAcu innigf, so kann der Kö- 
nig, nachdem er ihm vorgelegt worden, demselben zuni zweiten Male seine 
Sanction mit den in) Artikel 143. und 144. angegebenen Ausdriikdcen'erthetlen 
oder.VBgncifftB« und im telptm Falle soll in demselbeD Jahre dieser Geg^ 
stand abermals nicht verhandelt werden. 

|49». Wird der nänüiche Gesetzentwurf in den Cortes des folgenden 
Jahr^ zum dritten Male in Vorschlag gebracht, zugelassen und genehmigt, so 
versteht sich von selbst, dass der König seine Sanction ertheilt, und wird er 
dieselbe^ wenn ihm die Entwürfe vorgelegt werden, mittelst der» im li3. Ar- 
tikel «ntbalteoen Formel wirkUcb eitbeilen. 

•Ho. SoHte Yor Verlanf -der 90 Tage; wSfarend welcher der K5Big seine 
Sanction zu ertbeÜcn oder la verweigeni bat, der Tag eintreten, wo die Cor> 
les ihre Sitzungen beendigen sollen, so wird der Kimig dieselbe in den (»rstcn 
8 Tagen der Sitzungen der folgenden Cortes ertheilcn oder verweigern, und 
verstreicht auch diese Frist, ohne dass er sie ertheilt, so wird es eben so an- 
gesehen werden, als ob er sie gegeben habe, und er wird sie auch wirklich 
in der foriescbriebenen Form* geben. Verweigert aber der KSnig seine 
taelion, so können diese Cortes. nochmab Ober denselben Gesetaentwwf 
4tasntireB. . 

151. "Wenn auch, nachdem der König einem Gesetfentwurfe die Sano- 
tion verweigert hat, ein oder mehrere Jahre hingehen, ohne dass derselbe 
Entwurf, «o wie er urspriingUcb zur Zek derselben Deputation, die ihn das 
erste Mai angenommen odar wahreud der zwei darauf folgenden Deputationen 
von oeMi fai YovscUeg gebracht wird« so soll in fielreff deisciben» wis die 
«IW'l'Pi ^ kanijliriben Stuoikm anliagt» dofih immer das gelten, was in den 
M Todietiebenilyi» Artiktte k^jfßttM wvißi^ Wird.denelbe abajvaUu^ 
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der drei eben' ingegtÜbenen D^tAUmen bMH i6ä tOom wk WbMki^ ^ 
bracht, sondern später« obwohl in den nämlidien Aasdrilefteii abgebist', W 
getragen, so soll er dann hinsichHicK der oben aingeKig^ ^Mmtagen kä» «ni 
nener Entwurf angesehen werden. ' ' ' 

152. Wenn der Gesetzentwurf ip der in vorslehendera Artikel ange^ 
benen Zwiscln nzeil zum zweiten ndor dritten Male in Vorschlag gebracht und 
von den Cories verworfen wird, so wird er, er mag dann in der,Folge wieder 
vorgetragen werden, wann er will* als ein neuer Entwurf angesehen. 

153. Die Geselle werden mit den nandidiep Formalitäten nnd aof (lie 
^iipUche Weise wieder aufgehoben* wie sie erlassen, werden. 

Neunter Abs<^itt- 

Von der Kundmachung der Gesetze. 

154. Ist das Gesetz in den Cortcs bekannt gemacht, so wird dem 
Könige angezeigt, damit unverzüglich zur feierlichen fiekantttmachung dessel- 
ben geschritten wird. 

' 150. Zur üekanntinachung der Gesetze wird sich der König nachstehen- 
der f prmel bedienen: 

„Wh> — (hier folgt der Name des Königs) ^ von GotteeHsnaden tnä 
kraft der Verfassung der Spanischen Monarchie, König von Spa- 
nien, ihun Allen, die Gegen wärfJsres sehen oder hören, kund !md 
zu wissen, dass nachstehendes Gesetz von dtn Corles hesrhlim<rn 
und von Uns sanctionirt worden ist (.hier folgt der buchstäbliche 
Inhalt desselben). Demnaeb befehlen Wir alieii Gefiehtshüftn; 
Magistraten, Cheft, Gouveineu^ ubd andern» sowoM' Mrgeili- 
eben als Milttair- und geistlichen Beh6rden» wess Standes Und 
Würden sie sein mögen, dirses Gesef/ in allen seinen Thcifen 7u 
beobachten, und beobachten, erföllen und vollfllhren zu lassen. 
Ihr habt wohl darauf zu sehen, dass es zur Erfüllung komme, 
und werdict dafttr sorgen, das» et gedruAt, dffenflich' bdtlital 
gemacht und in Umlauf gesetst werde.«* (Bs wird in 'den belief- 
fenden Minüster geschiekL) 

156. Alle Gesetse werden auf Befehl des KSnigs durch die hetreffenden 
Minister bekannt gemacht und verbreitet, welche dieselben unmittelbar ^p|^ 

alle und jede höchste und Provinzialgerichtshöfe und andere Chefs uiMliQpei^ 
Görden schicken, die sie iiano an die ünterbehürden ü^er$enden<, . ^ . 

Zehnter Absehirilt i \ 

Vm der "bnländUfen hepuUiHan der torle$, ' ' L 

157. Bevor die Corles aus einander gehen, eraennen sie tint4N|ml^ 
iion, welche den 'Namen t«inmiennfareMk ito|Mlaiion im Giflife** flUirt. und 

aus sieben aus ihrer Mitte erwählten MitglliedaB besteht, hämNtbf drei ans 
fleYi Firropriisrhen Provinzen und drei au« dm iiberscei«''hen- der sfrhrnte wird, 
wie das Leos entscheidet, entweder ein Buropäisdier oder ein übcrsecisefaer 
Deputirter sein. ' • • .< . > 

■ ' 138. Zugleich werdeft die Cortes zwei Stdlvertreler für' dhtte DejMi(Ä- 
(io0 Irttä«^, ehvii "Burop&isehep und einen tUwiMsMff'«''«^''^'*^^*^ 



159 Die l)csiändige DepQüition tlauert fon der einen SiUung der Cor- 
te! bis 2ur andern. ^ 

160. Diese Deputation hat Nachstehendes zu besorgen: 

i) auf die Bcobachtimsr der Verfassung und der Gesetze. zu sehen, 
um bei den uach^ten Cortes RechenschaCl von den Verietsungen 
abtolegeDi welche sie wahrgenommen hat; 

b) fo, den in der Tetftssnng Torgeftbri€ibeiien Tillen ansserordent^ 
liehe Cortes zusammen tu berufen; 

c) die im III. onä 113« Aiükcl angegebenen AAUverricbtungcn zu 
, • . erfüllen; 

d) *den sU II vertretenden Deputirtcn anzuzeigen, wenn stc statt der 
eigenlUchea den Sitzungen beiwohnen seUen* inidw€iiK)üci\|s 
trifll, daM 4m De^rlen fflner Pn^vini oder ihre StnUvertntiK 

, .,. ansbleiben oder durchaus nicht, zusammen kommen k5nne|p. die- 
. ser Provinz die nötbige|i Befehle zuxusteUent zu einer nWtt^ 
. Wahl au, schreiten. 

• » IBMtofif Abschnitt. 

Ten den ausierorieiiUidken CwUt» 

iH I>i« ausserordentlichen Cortes bestehen ans dW.ilIhBlichen Depu- 
tirtcn, wekhe wihiend der xwei Jahre ihrer HapHl iea lüe eewöhnlicfaen 
fmwi'hilHam' 

i^. Die bestHndige Depulatloto der Gottes wird diescMMiin folgenden 
dni Fallen auf einen bestimmten Tag susaamen benfen: 

a) bei Erledignnfr der Krone; 

b) wenn der König aus irgend einem Grundo rJie Regierung nicht 
fahren kann, oder zu Gunsten seines Nachtolgers der Krone enl- 

' ' ^ sagen wiU. Bn erMen Füll IM-^ BefMatien er^äolitigt, alle 
Haassregeln an treffen, wdehe sie für aw«e1aHMg hllt, um sieh 
•'^ - ' '^m^dm Ursachen au tlhenmigen, =wMi» d«n'K9nig ftur Regier 
rung unfähig machen; 
■ • c)'wcnn der König untet sehr bedenV^irhen rms!?jnderi od( r wegen 
schwieriger Angelegenheiten ihre Zusainmenkunft für zwcckdien- 
' lieh hält, und die beständige Deputation der Cortes davon benacb- 

" Die ausserordentlichen Cortes werden sich bloss mit dem Gege«- 
stra^ besf^afiijfeii« weshalb sie zQsammen bepufen worden sind. 

*wL Die Sitzungen der ausserordentlichen Cortes werden mit den nSfim- 
Kchen FSnniichlceiteii ei;IÜShet und geschlossen, wie die gew8hnlidien, 
• /r .^Jf^i JlifillalMHii*^- •**9^'ordent}ichen Gottes soll., die W^ihl neuer 
ftipilMto^ ^ 4et t)aiiinimt»n Zai^ nicbl verhindern. 

166. Wenn die aosserordent^dm^Mes an dem t\ir Vorsammtimt? der 
geiröhBHrhen bestimmten Tage ihre Sitrfmgen nicht beendigt haben, so stellen 
sie ihre Amlsvcrrifhtnngen („-in. und die gewöhnlichen Cortes setzen das Ge- 
Ahaft'fort, deshalb frslero zusammen berufen worden sind. ' 
•iia<j.)i57^ Die beständige Deputation der Cortes seUtt in c^em in vorstehen- 
dem Art. digiei^benen Falle die ihr im 111. und 112, Aftttet' angewiesenen 
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Vierter Titel 

Von dctn Könige. 

\ 

4 

Efsler AiMcbnUL 
Ton der ihnurUtOtMeU 4m Königs. 

168. Die Person Ues Königs ist hcü^ und wwtrUtzlicfh und nicht mt- 
mUwortlich. 

i09. Der K«üg ftthrt den Titel: kalholiscbe Majestät. 

170. Der König hat ausschliesslich die Macht, die Gesetz^ in Vollzie* 
Bons bringen ni h»Mn, tnd Mine Geinit cntredEl sieb Mf tHes» w«s ndi 
auf Erhaltung der Ordnung im Innern nnd anf die Sidnriiflit 4el Staats 
aMen bezieht, der VerAasm^ und 'den Gesetzen gemlss. 

171. Ausser dem dem Kiinige zustehenden Vorrechte, 4ie Gesetze ni 
finctioniren und bekannt machen, hat er noch folgencic Haopl Vorrechte : 

a) die Dccretc, llegiemenls und Verhaltungsbefehle anszuierUgen, die 
er zür Vollziehung der Gesetze für zuträf^ich hält; 

b) dalllr n sorgen, da« im gunmi KSiiiBrajcM ^ Mii*fohiMll 
vnd fdttommeD anigeilbt werde; 

C) J&ie^ 1« trkXärtn oder Frieden xu schUessen und zu raüßciren, 
und dann iert Tortes ein« mü Dpcnmanian- baiagla Re^jhensebaft 
f darüber abzüstatten; 

d) auf Vorschlag des Staatsraths die Beamten bei allen Civil- und 
Griminalgerichten zu ernennen; 

e) alle Gvil- BBd HaiCMcUen m bemtBCB; 

f) auf Vorschlag des StaatsFalbs alle Bischdia m ernennen und alle 
Übrigen geistlichen Aemter undPfrOadailt wjvOfaar der König dias 
Patronatsrecbt ausübt, zu vpr5i:eben; 

g) Ehrenzeichen und Auszeichnungen aUer Art den Gesetzen gemäss 
zu wlbeikn;. 

b} die ItmMB «id FIottBft a« bafaUiiM nnd diftGan^^ 

selben ni ernennen; ' « . 

i) Uber die beyraflnete Macht zu fäfttgen ood aie i« an vertbeilen, 

wir es am zoträglicbstcn ist: 
kj die (iiplomaliscben und Handeisverhältnisse mit nndern Machten 

zu leiten und Botschafter, Gesandte und Consuin zu ernennen; 
1) itkr das Schlagen der HMnien an sorgen, wqranf leili ftnistUld 

fSüA sem Name gepragl ist; 
m) über die Verwendung der für alle Zweige der StaatSTerwaltuig 

bestimmten Gelder zu entscheiden; 
n) den Gesetzen gemäss Verbrecher zu begnadigen; 

* o) den Cortfö solche Gesetze und Verbesserungen Tornischlagen, wie 

er sie mr das WoM des y«ikl taf ttlrggiicbsien AUl» dfenH' mm 
} ' i» der bealmuBimi tarn ddHIbcr baiHbaairiaBeBf 
■ p)'^ sogenannten Ptsretis Oder Reaeiipte zu bewilligen, oder De- 

* * crete der Kirrhpnversnmmbinp;en und die päp^^tlichen Bulleti mit 

Einwilligung der Corles, wenn sie aligemeine A erfügungen ent- 
halten, zurück m behalten; wenn sie Privat- oder Regierungsan- 
. ^egpnheiten betreffen, f)en SUatsratb darüber si^ h^rens jn» fidl 

ticib sb'Cf tt^B sfepctti^o IPsQiftttf bflftdflftty ^l^flVrt^^^^^^MikfP^ 
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• .iiflmi diN^la'KttnilHte tn sdien, 

q) die SUatunituster zu eraennen und frei zu wählen. i r ^ 

i ^ 1^ Folgendes sind die Beiehränkungen der königlichen Gewalt : 

a) der König: tann unter keinem Vorwande die Abhaltung der Cor- 
tes zu der in der Verfassung bestimmten Zeit und in den dann 
angegebenen Fällen hindern, sie weder suspendiren, noch aufläsen, 
nodi mf tafOBd «tee Wdie Hireii SÜfoiigen und BenthKUagaii- 
gen HiiidflnDiiw in den Weg legen. Diejenigoi, welche ihm in 

. einem solchen Versüß rathen und dabei behülflich sind« werden 
für Verrätker erkllrt». on^ MSIeB als sokhe gerkhUich bdanil 

« werden; ' . 

b) der Konii? kann sich ohne Einwilligung der Curtes nicht aus dem 
"Königreiche entfernen, und wenn er es thut, su wird es so an- 

gw ih inb ali ob er 4fer Knme entsagt habe; 
* ^ dir iOMgliaiai weder die kSnigilche Gewalt, noch ligewi ein« 
' aelner Vorrechte veräussern, abtreten, noch auf irgend eine Art 
. ' einem Andern ührrtrn;[^en Sollte fr ntis irgend einer Ursache 
dem Throne zu Gunsten seines unmittelbaren Nachfolgers entsa- 
gen wollen, so kann er es nicht ohne J^nwilligung der Cortes 
>- thun^ 

• 4) ierKIMg lomn Mneftwfm, keim» SUdt, keinen necken, keine 
' » OHschaft, neek iifend einen Theil des Spenieciien Gebiet«, er mI 

^ flo klein als er Wolfe, Teräusseni, abtreten oder vertauschen; 

e^ der König kann ohne Ein^villlgung der Ctjrtes mit keiner fremden ' 
Macht eine OfTensiT- Allianz noch einen besondem Handelsvertrag 
sebliessen; - 

' f) dben so weni^ kann .er sich ohne EinwiUigung der Cortes dwdi 
liSM einett VMng veibi»aidk machen, irg«ui einer fremden 

. r • ' Ma<iit Subsidien zu geben; 

. g) der König kann ohne Einwilhgung der OtuAm Kattonaldoli 

nen weder abtreten noch veraussem; 
' h) der Küuig kann für sich allein, ohne dass die Cortes sie decrelirt 
haben, weder unmittelbar noch mittelbar Auflagen machen dder 
' tteni m eihlben, aie mAgen Namen haben, welchen, oder be- 
'^Mkaiit tein» an was ne welen; » 
I) (der König kMn we'der einem Einzelnen, noch irgend einer K8t^ 
perschafU ein ausschliessliche Privilegium ertheilen; 

• ■ k) der Köniff kann sich weder des Eigenlhums ii^end einer Privat- 

• person oder irgend einer Körperschaft bemächtigen, noch sie in 
' ' : • dem Besitze, Genüsse oder in der iSutzniessung derselben stören, 
« ' ' ivM seine es in irgend etaett Me für hfsnd Btwas, dli. ddin 

' « UM ile «wikhBnt nttüdich isl, "nothwentUg sein, irgendf Jemarfdtni 

' • 4lin £igenthum zu nehmen, so kann es tmf geschehen, wenn er 
7M gleicher Zeit entschädigt wird, oder, nach dem Ausspfmch 
■'**♦ Sachverständiger, rine aiig:emessene Vergütung dafür erhält; 
■»!• »i:, . J) der König kann ISiemand seiner Freiheit berauben, noch für , 

• •» . . üch irgend eine Strafe auferlegen Der Minister, welcher deu 

MbU dein nmemiduiet, and d^ Richter, der ihn veBiiah^ sind 
. .T.' > Mton 4Mr f e r am w ort l i d i , will WM^ ifls ehMsYetgeh^ 
«I der pefiiinlidun ffMMl iMWg bcitfillj Ifnr iifdenVUK 
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^enn das Wohl und die Sicherheit des Staats die Verhailung 
irgend einer Penon erfordern sollte, kann der König den Befehl 
^ ^ daxu erlheilen, jedoch unter der Bedingung, dass die verhaftete 
♦* ** Person binnen 48 Stunden dem gehörigen Richter oder Gerichts- 

fhofe übergeben werden muss; 
m) der König wird, bevor er eine Eheverbindung schhesst, solches 
den Cortes anzeigen, um ihre Einwilligung dazu zu erhalten; und 
thut er dies nicht, so soll es so angesehen werden, als ob er der 
Krone entsage. 

173. Der König leistet bei seiner Thronbesteigung, und wenn er noch 
minderjährig ist, dann, wenn er zur selbslständigcn Hegierung gelangt, in 
Gegenwart der Cortes folgenden Eid: 

tnb i »»'**'^ ^^'^^ Name) von Gottes Gnaden und durch die Ver- 
•Of oe fassung der Spanischen Monarchie, König beider Spanien, schwöre 

bei Gott und dem heiligen Evangelium, die Katholisch-Apostolisch- 
lg~ Römische Religion zu beschützen und aufrecht zu halten, ohne 

.* . irgend eine andere in dem Königreiche zu gestatten; die politische 

Verfassung und die Gesetze der Spanischen Monarchie zu beob- 
achten und beobachten zu lassen, und einzig und allein ihr Wohl 
und ihren Vortheil im Auge zu haben; keinen Theil des König- 
reichs zu veräussern, abzutreten oder zu zerstückeln; niemals 
^^jj^j irgend eine Quantität von Früchten^ Geld oder etwas Anderes zu 

verlangen, wenn es nicht von den Cortes decretirt worden ist; 
Niemandem je sein Eigenthum zu nehmen und vur allem die 
politische Freiheit der Nation und die persönliche jedes Einzelnen 
zu respectiren. Und wenn ich von dem, was ich geschworen, 
ganz oder nur zum Theil das Gegentheil thue, so soll man mir 
nicht Gehorsam leisten, sondern das, wodurch ich dem zuwider 
utlnuin handle, soll null und nichtig sein. So wahr mir Gott helfen und 
mich beschützen, und wenn ich es nicht thue, mich beslra- 

... i Zweiter Abschnitt .. . . 

, ; , Ion der kronerhfolge. 

1 •'• ."• . • r- 

174. Das Königreich beider Spanien ist unlbeilbar; die Thronfolge 
geht, nach Bekanntmachung der ^'erfassung, blos in regelmässiger Ordnung 
nach der Erstgeburt und Erbfolge auf die legitimen männlichen und weibli- 
chen Descendentcn der unten angegebenen Zweige über. '\ 

, 175. Bios legitime Söhne, die ^während der Dauer der gesetzmassigen 
Ehe erzeugt sind, können Könige von Spanien werden. < t*. 
^, 170. Bei gleichem Verwandtschaftsgrade und in gleicher Linie gehen 
die männlichen Nachkommen immer den weibhchen, und der Aeltere immer 
dorn Jüngern vor; aber die Frauen des näheren Zweiges oder näheren Gra- 
des in^der nämlichefi Linie haben den Vorrang vor. dep Männern eines ent- 
iernteren Zweiges oder Verwandtschaftsgrades. .. i-t . /. .. 

177« Der. Sohn oder die älteste Tochter des Sohnes des Königs, im 
^alle ihr Vater früher sterben sollte, bevor er die Erbfolge des Königreichs 
apgclreten, sollen ihren Oheimen vorgehen, und kraR des Erbrechts ihrem 
^o^vater. unmittelbar nachfolgen. 
^, . ,178. So lange die Linie, welcher die Ert^olge sustehi, , oicht erlöscht, 
gelangt der nächste Zwejg nicht zur Erbfolge. .){/|.. j .., . \ ni 



119. König von Spanien ist Don Ferdinand VIL von Bourbon, der 
gegenwärtig regiert. : - . ' 

180. In Ermangelung Don Ferdinands VII. von Bourbon, fo)|i(en ihm 
seine rechtmässigen sowohl männlichen als weiblichen Descendenten; fehlen 
diese, seine Brüder und Schwestern, Oheime und Tanten, Brüder und 
Schwestern seines Vaters, und ihre rechtmässigen Nachkommen in der vorge- 
schriebenen Ordnung, indem sie alle unter sich das Erblolgeredit und den 
Vorrang der nähern Zweige vor den entfernteren beobachten. • » t 

181. Die Cortes können alle und jede von der Thronfolge ausschliessen, 
die nicht fähig sind zu regieren, oder Handlungen begangen haben, wodurch 
sie sich der Krone unwürdig gemacht. 

182. Wenn alle hier angegebenen Zweige erlöschen, so sollen die Cor- 
tes aufs neue zusammen berufen werden, um in Erwägung zu ziehen, was, 
bei Befolgung der hier aufgestellten Ordnung und Kegeln, für die Erbfolge 
der Nation am zuträglichsten ist 

183. Wenn die Krone sogleich oder in der Folge einer Frau anheim 
fällt, so kann sich dieselbe ohne Beistimmung der Cortes keinen Gremahi wäh- 
len, und wenn sie das Gegentheil thut, so wird dies als eine Entsagung der 
Krone angesehen. 

184. Im Falle, dass eine Frau zur Regierung gelangt, erhält ihr Ge- 
mahl keine Gewalt Uber das Reich, von welcher Art sie sei, noch irgend einen 

Antbeil an der Verwaltung. 

. / 

Dritter Abschnitt. 

Von der Minderjährigkeit det König* und der Regenttehaß. 

185. Der König ist bis zum vollendeten achtzehnten Jahre minderjährig. 

186. Während der Minderjährigkeit des Königs wird das Reich durch 
eine Regentschaft regiert. 

187. Das Nämliche geschieht, wenn der König wegen irgend einer phy- 
sischen oder moraUschen Ursache die Regierung zu führen nicht im Stande ist« 

188. Wenn diese Verhinderung des Königs länger als zwei Jahre 
dauert, und der unmittelbare Thronfolger achtzehn Jahre alt ist, so können 
ihn die Cortes statt der Regentschaft zum Regenten des Königreichs ernennen. 

189. Im Falle der Thron erledigt wird und der Prinz von Asturien 
noch minderjährig ist, so soll, wenn die ordentlichen Cortes nicht versammelt 
sind, so lange, bis die ausserordentlichen zusammen kommen, die provisorische 
Regentschaft aus der Königin Mutter, wenn eine da ist, aus zwei ÄitgUedern 
der permanenten Deputation der Cortes, welche nach der Ordnung ihrer 
Wahl zur Deputation die ältesten sind, und aus den zwei ältesten Staatsrälhen 
nämlich dem Aeltesten und dem, der auf ihn folgt, bestehen. Wenn keine 
Königin Mutter vorhanden ist, so nimmt der der Anciennität nach dritte 
Staatsrath an der Regentschaft Theil. 

' 190. Den Vorsitz bei der provisorischen Regentschaft führt die Königin 
Mutler, wenn es eine giebt, und in deren , Ermangelung dasjenige Mitglied 
der permanenten Deputation der Cortes, welches zuerst zu dieser Deputation 
ernannt worden. 

191. Die provisorische Regentschaft wird keine andern Geschäfte ab- 
thun, als solche, die keinen Aufschub leiden, und nur interimistische Beamte 
ernennen und absetzen. 

192. Sind die ausserordentlichen Cortes beisammen, so werden sie eine 
aus drei bis ftlnf Personen bestehende Regentschaft ernennen. 

Scbabert, Verf«MH&gittrk.oA<iea. S. Bd. 5 
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and die freie Ausübung leiner Rechte geniessen. AustüDder« itUMi UMMiiiii 

BOrgerdipIome erhalten haben, sind ausgeschlossen. 

IM. Den V orsiu der Regentschaft führt dasjenige Mitglied derselben, 
welches die Cortes dazu bestimmen, und diese haben auch im Nothfall i'e&lzn- 
sejtx^, ob die Prüsidentacbaa nach der Heihe heriungeb«(L und anf «ie ln|i 
sii gefldirt werden soll. 

195. Die RegenUchaa wird die köaiiPidie Gewalt un^ der MwülIC 
aittttben, welche die Cortes für gut halten. 

196. Sowohl die eine, als die. andere Begcntschaft wird nach der im 
Art. 173. vorgeschriebenen Formel einen Eid leisten mit Hinzuset*ung üer 
Claudel: „dass sie dem Könige treu sein will", und die pjL'imauente Regent- 
tc^eft witd annerdvm noch hiniufttf^a, dius sie die vovk- d#n Gprtes ilpier 
GewaU^geaeUten Schranken beobadbien» und wenn der Kdnjg.sur Volljährig- 
keit gelangt, oder seine Unfähigkeit aufhört, die Regienuig de» KüMÜgreichs 
niederlep^en will, hei Slrafo, dass, im Fall sie es einen Augenblick verschiebt» 
üute >lMgUcdcr als Verrnther nn^esehen und bebandelt werden soiieu. 

197. Alle Beschlüsse der iiegenlscbafl werd^ im Xain^ des ü^oigl; 
bekannt gemacht. 

198. Vennund des mindeijährigen K^igf aoU deijenigr seini welcher 

von dem vcrslorbenen Könige in seinem letzten Willen, dwu ernannt wordfAi 
Hat dieser Niemand ernannt, so ist die Königin Mutler so lange Vormiinderin 
als sie Wiltwe bleibt. In Ermangelung derselben \\ird der Vormund von den 
Cortes ernannt. In dem ersten und jdrilten Falle muss der Vormund aus dem 
Königreiche ^eburüg sein. 

Die Bi^genticbaft wird daiauf tebeiii dau die Enie|iung des min* 
deijabrigen Königs in Allem dem grossen Zwecke seiner hoiien Würde ent- 
spreche, und nach dem von dm Cortes genehmigten Plapf» vor sich gehe. 

20U. Die Cortes bestimmen dem Gehalt, welcben die HUgUeder der 
Regentschaft gemes&en soUeo. 

Vierter Abschnitt. 
Ton der k9nigU^en FamiHt und der Attirktnwimg im Musen van 

^ Ästurien. 

m. Der ersigeborne Solin des König» l&hrt den Ttiel; Mm, m 
Aa^en." 

202. *i)ie andern Km i( i des Kuui(^ sind und heisseu inlauteu vüu 
Spanien (Infantes de las Lsj^aiias). 

Die Sohne und TöcU^r des Printen von A^urien sollen gleti^* 
lUls.Inftoten von Spanien heissen. 

204. Die £igensGbali Spanischer Inlän^n nachhinkt sich einzig und 
allein auf diese Personen, und kann nicht auf andere ausgedehnt werden. 

20"k Die Infanten von Spanien werden die bisher genossenen Auszeich- 
nungen und £hrenbe2eugungcu gemessen, und können zu allen Arten vou 
Aemtern ernannt werden, ausgenommen zu (jcricbts- ued DeputirtensteUen, 
bei den Cortes. 

206. Der Prinz von Aslurien kann ohne KinwiUigiiiig. der Cortes nicht 
aus dem Königreiche gehen » und wen« et es ohne ihre Ziistimnpig veriSsplU 

ist er dadurch von der Thronfolge ausgeschlossen. 

207. Dasselbe findet statt, wenn er längere Zeit ausserhalb des Reiches ■ 
bleibt» als in der i:.riaubmss iestgeseU^ ist, ua4..ai4 die vou den Cortest au ihn 
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ergangene Anffördonnig lur ftttokkehr in der von Uumo bMÜBMleii FiiH; 

sich nicht einstellt. 

206. I>er Prinz von Asturien, die Infanten und Infantinnen, ihre Kin- 
der aml De&i^ndenten , die Lnterlhanen des Königs sind, können ohne seine 
and der Cartes Ewwilliguug, bei Strafe» ihr Reeht enf die Krone m Teifienn» 
ncfa nidit veriieirathen. 

209. Die Cortes und in Ermangelang derselben die jpermanente Depa- 
Lition erhalt finn anfbcnlischc Abschrift von den über rlir Geburt, die Ver- 
mahiung un I <jnn l od aller Glieder der königlichen Familie aufgenommeaeQ 
Acten, um sie in ihren Archiven aufzubewahren. 

210. Der Prinz vonr Asturien wird von den Cortes mit den m dem ile- 
ijemenfr |lkr ihre imere Regierung vorgoscfariebenen FoimafiflUn anevktnnt 

211. Diese Anerkennuilg geschieht in der enteö Versanunbing der Gof- 
tat) -die nach seiner Geburt gehalten wird. 

212. Der Prinz von Asturicn leistet, wenn er vierzehn -Jahre alt ist» in , 
Gegenwart der Cortes folgenden Eid: 

nlch (hier folgt der iV'ame) Prinz von Asturien, schwöre liei Gott 
imd dem heiligen Evengdniin, dafls'ich die ApnitoliiciHRdinisdi- 
Kitholiscfae Religion verüieidigen.und anfrecbt halten, und kdne 
andere im Königreiche gestatten, dir Verfassung der Spanischen 
Monarchie beobachten, und dem Könige treu und gehorsam sein 
wÜL So wahr mir Gott helfe.** 

rUnttcr Ahschnitt, 
Fo» d.er Dotation der hf>nigiichen Familie, 

213. Die Cortes setzen für den Hofhalt des Königs jihriieh eiBeSoUBBie 
anSf welche der hohen Würde seiner Person entspricht. 

2!4. Dem Könige gehören alle königlichen Paläste, deren Besitz seine 
Vorgänger genossen haben, und die Cortes wf-rden die Ländereiea bestimmen, 
welche sie zu seinem persönlichen Vergnügen vor»ibehalten für dienlich 
erachten. 

Siö. Für den Unteriialt des* Prinsen Ten Asturicn Selsen die Goites 

gleich vom Tage seiner Geburt an. für die Infanten und die Infantinnea aber« 
nachdem sie sieben Jahre alt geworden sind, eine jäbrlicfae, ilirer reapectSven. 
Würde entsprechende, Summe aus. 

216. Die Cortes werden den Infantinnen bei ihrer Verheirathung eme 
angemessene Summe als Hcirathsgut aussetzen, nach deren Bewilligung die 
zum Unterhalte bestimmt gewesenen jährlichen Summen aufhören. ^ 

217. Wenn sich die Infanten verheiratben und in Spanien leben, so 
werden ihnen die bewilligten Pensionen ununterbrochen bezahlt; verbeirattien 
sie pich aber und halten sich ausseriialh des Landes auf» so hören die Pen- 
sion^n auf und sie ertialten ein fttr alle Mal eine Summe, weiche die Cortes 
bestimmen. 

218. Die Cortes setzen auch die Pension fest» wdche die verwittwete 
Königin erhalten soll. ' ' 

219. Die Besoldungen der HitgHeder der Regevtscfaafl wetdeii tom dar 
ftlr den Bslhall des Königs angewiesenen Summe genommai. 

220. Die Summen ftr den Hofhält des Königs und die Pensionen flir 
«eine Familie, ?on welehen in den voiheagsteien Ailikatai 4ieRiade iiti «if- 
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den von den Cortes lu Anfange jeder neuen Regierung festge&etit und könnea 
während der Dauer derselben nicht geändert werden. 

221. Alle diese Anweisungen werden bei dem Nationalschalle iDReeb- 
nang gebracht, der die Zahlungen an den vom Könige eniannten Adnunistri- 
tor leistet und mit demwiben aUe gegenseitige Acüva und Passiva in Ordnung 
bringt. 

* 

Sechster Abschnitt 
Ton den MvnUAttn oder 5faai«- und Defmk^Steti/Uiinn. 

222. Hinister (Secretarios del Despacbo) sind siel»en» nämüch: 

a) der erste Staatssccretär fSccrelario del Despacho de Estado); 

b) der Staalssecretär flir die Regierung der Halbinsel und der be- 
nachbarten Inseln (S. d D. de la Gobernacion de Heyne); 

c) der Staalssecretär ftlr die Regierung der überseeischen Länder; 

d) der Staalssecretär für die Gnaden- und Justizsachen (S. d. D. de 
Grada y Instida); 

e) da> Staatasecretilr der Ffnansen <S. d* D. de Hadenda); 
6 der Staalssecretär für das Kriegnreseui 

g] der Staalssecretär der Marine. 
I>ie folgenden Cortes werden in dinsrr Organisation der Ministerien die 
Arndt rungen vornehmen, welche Erfahrung und Umstände nöthig machen 
werden. 

223. Um Minister werden zu können, mnss man Bürger und im aus- 
übenden Genüsse seiner Rechte sein. Ausländer, auch wenn sie Büi^er* 
dqilome erhalten haboi, sind ansgesd^ossen. 

224. Ein beMmderes, von den Cortes genehmigtes, Reglement wird die 
jedem HinistArinm xukommenden GeMhlifte liestimmen. 

285. Alle Befehle des Königs mOfien vnn dem Minister desjenigen De- 
partements, wolum sie gehören runterzeichnet werden; kein Geridkt und kein 
Staatsbeamter <;oll einem Befeiile Folge leisten, bd wdchem diese Förml^di* 
keil nicht beobachtet ist. 

226. Die Minister sind den Cortes für die Verordnungen; welche sie 
contrasTgniren, und die der Verfassung und den Gesetzen zuwiderlaufen, ver- 
anhvortlich, ohne dass sie zu ihrer Rechtfertigung den Befehl des Königs fO^ 
schützen kdimfcn* 

227. Die Hinister verfertigen die jährlichen Anschläge für die Ansgaben 
der Staatsverwaltung, weldie sie in ihrem belreffoiden Departement ffir erlbT' 
deriidi halten und legen auf die Art and Weise, die weiter unben angegeben 
WjVden wird, Rechenschaft von denen ab, die de gehabt haben. 

■-"8. Um die Minister zur A''erantworlung zu ziehen, werden die Cortes 
vor Allen) den Beschluss ZU Dassen haben, dais ein geridiUidies Verfahren 
stall linden soll. ' 

229. Ist em sokher iiesehluss erlassen, so wird der Minister suspendirl, 
und die Cortes übergeben dera obersten Gerichtshofe alle Aclenslücke, wdeh« 
diesen Ptoeess beträen, 4^r von demselben Gericfalshofe anhängig gemsdit 
werden muss» wdcher.ihn instniirt und .den Geaetien gemäss entscfaddet. 

23a. Die Gorltt werden <die Gchilte festMCien, wekhe die Midattr 
wahrend ihrts AnlM gnieiMik aolicii. 
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SMbenler Abflchnitt 
Von l^aaitraiOui 

231. £s soll ein Staatsralh aus vierzig Mitgliedern besteben, die Büi^r 
md im aosttbenden Gemüse ihrar Kecbte sind. Auslliide^, auch wenn sie 
Böiserdiplome eriiaHen haben, sind davon ausgeseldoasen. 

' 232. £r wird aus folgenden Mitgliedern zusammen gesellt sein, nämlich : 
tos vier und nidit mehr Geistlichen von anerirannten and erprobtem Ver^ 
dienste und Benbmtheit, vromnter swei Bischöfe sein sollen; aus vier und 

nicht mehr Granden von Spanien, die mit Tugenden» Talenten und*dai n6- 
thigen Kcnnlnis?cn ^'07^erl sind; und dir übrif^pn 7\vptt!n(idroi«^«?ig sollen ans 
Männern gewähll werden, welche sirh diirtii ihre Berühmtheit und Kenntnisse 
oder durch ihre «ßuz vorzüglichen Dienste in einigen der vornehmsten Zweige 
der Staatsverwaltung und Regierung ausgezeichnet haben. Die Cortes können 
m diesen SteUen Niemand vorschlagen, der su der Zeit, wo sie besetzt werden» 
Depnlirter bei den Ckwtet ist Wenigstens iwaif Mitglieder des Staatsiliths 
Bllssen. abs den Qberseeischea Provinien gebtirtig sein. 

233. AUe Staatsrlütbe werden auf den Vorschlag der Cortes ▼on deni 
ISnige ernannt* 

234« (Im die Bildung dieses Slaatsraths ni bewerinleib'gen, wird in &m 
Cortes ein dfcifMhes Venäcfaniss aller oben angcAdirten Klassen vo» Candi- 

daten in dem angegebenen Verhältnisse angefertigt, woraus der König die 
vierzig Individuen wählt, welche den Slaatsrath bilden sollen, indem er die 
Geistlichen aus der Liste ihrer Kbsse, die Granden aus der der Granden nimmt, 
und so auch bei den übrigen verfahrt. 

235. Wenn eine Stelle im Staatsrathe erledigt wird, so werden die zu. 

nächst zusammen tretenden Cortes dem Könige drei Personen aus der Klasse, 
io welcher die Erledigung statt findet, vorschlagen, damit er denjenigen daraus 
wähle, den er für den passendsten halt. 

236. Der Staatsrath ist der allemige Hathgeber des Königs; leLxlcrer 
wird denselben in wichtigen Regierungsangelegenheiten, besonders wegen zu 

, erU^eüender oder xu verweigernder Sanction der Gesetse, wegen KriegsefUä- 
nugm nnd Abschluss von Verträgen, um seine Ifeinung fragen. 

237. Diesem ßathe steht es zu, dem Könige zur Präsentation fUr alle 
geiitliefae Pfründen nnd nir Besetzung aller richterlichen Stellen, drei dub- « 
jede vonusdilagen. 

238. Der König wird nach vorhergegangener Anhörung des Staatsrathet 
da Reglement für die innere Leitung des Staatsrathes festsetien* und dasselbe 
den Gortes aur Genehmigung vorlegen. 

839. Die Staasrithe lc5nnen ohne eine vor dem obenten* Gerichte ge- 
' feehtliitigte Ursache ihrer Stelle nicht entsetil vreiden. 

240. Die Cortes bestimmen die Gehalte des Staatsratbs.. 

241. Beim Antritte ihrer Steiien schwüren die Staatsrathe in die Hände 
des Königs, die Verfassung aufrecht zu erballeü, dem Kpnige treu la seiu und 
ilun nnr das m lathen, was sie ohne Privatabsicht und ohne PlivatIntereMe 
ftr das Welil in Kation mliiglidi ballen. 
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Fünfter Titel. 
Fol» den Gericktikifen und wm der VermaUimg dir CM' md 

Crimmal'JutiiM» 

Enter Abschnitt 
Fim dm 6fH«MiAo/«ii. 

242. INe*G«wiH, die Gesetze in Civil- und CrioniHiiicheD in Anwen- 

dmi zu bringen, kommt ausschliesslich den Gerichtshiifcn 711. 

243. Weder dip ('ortf? noch der Könif; können m irgend einem Falle 
richterliche Fiincliuiien ausüben, die schon anhängigen Processe zurücknebmeo 
oder schon entschiedene noch eiurnal %urnehmen lassen. 

214. Die G«utie werden die Ordnung -und F6fndidikeiten der Fromm 
bcstannen, die bei alleu Gerichtshöfen gleicfardmug sein sollen» und wovon 
woder die Cortes noch der Kdnig dispensiren können. 

245. Gerichtshöfe können keine »indcrcn Functionen ausüben» als 
Rectal sprechen und die richterlichen Sprüche in VolUidiung bringen lassen. 

^46. Eben so wenig können sie die Ausübung der Gesetze suspendireo, 
noch lifend ein Reglement über die Jmtiirerwiltang erlassen. « 

Mt. Rein Spanler kann wegen Civil- und Ciininalvergdien von irgend 
einer andern Commission, als dem compelcnten scbon vorher dnrcb das Cieseti 
hMtinraiten Gerichtshofe gerichtet ^n'crden. 

24S, In den gewöhnlichen Civil < und Crininaisachea giebi es Air oUe 
Hkssen von Personen stets nur ein (resetz. 

249. Die Gdsüicfaen werden iorlwehrend im Genüsse der Rechte ihr^ 
flinitB TerbMben, naeh den flealiininvngen, wekiie die taetae darttbor m/^ 
halten oder noch kOnflig vorschreiben weiden, 

250. Der HilüSrstand wird gleichfalls nach den in der Ordonnanz ent- 
haltenen Bestimmungen, oder denen, die sie noch in der Folge vorschreiben 
wird« besondere Gesetze gemessen. 

2dl. tm zum Sladtrath oder Richter gewählt zu werden, muss man 
auf Spanischem Grund und Boden geboren und über fünfundzwanzig Jahre 
ak sein. Die andern Cigenscbaften, wdehe beide besitaen rnttssen, wcirden in 
den Gesetzen bestimme werden. 

25?. Die Magistratspersonen und Richter können weder abgesetzt 
oder ihrer, sei es nun für eine bestimmte Zeit oder ftir immer, dauernden 
Function i>eraubl werUen, ausser wegen einer gesetzlich erwiesenen und vor 
Gericht abgeurlbeiiten Ufisache. Eben so wenig kunncn sie anders, als wegen 
einer gesetsmässig beabsichtigten Anklage^ suspendlrl werden. 

263. Wenn bei dem Rönige Riagen gegen eine HagiskraUperson ange- 
bracht werden, die bei angestellter Untersuchung gegründet scheinen, so fcaiin 
der König, nach Anhörung des Staatsrath«?, dieso Magistratsperson suspcndiren, 
indem er sogleich die Klage und Untersuchung an den über«;len Gerichtshof 
gelangen iasst, damit dieser den Gesetzen gemäss das Urtheü spreche. 

254. Alle Richter, welche die Gesetze, worin das geriditliche Verfidiren 
in Civil- und Criminabafffaeii bestimmt ist, nicht beobachten* sind persönlich 
dafttr verantwortlich. 

'^05. \ erftthning, Bestechung oder Veruntreuung von Seiten der Ma- 
gistratspersonen oder Richter veranlassen gegen diejenigen, welche gjch etwas 
der Art zu Schulden kommen lassen, einen Proccss im Namen des Volks. 

200. Die Cortes werden den Magistratspersonen und Ridilem eine §e- 
h9i%a Beioldiiiig iiiü«lseiL 
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257. Die Riditfpilegi^/wvEd.im Nunen- dai Kteip nrmital» mid die 
Kcsciailise und llirthciinprOciifl. der obcm Gericfatabdlb imrdcti gkidittlb in 
Nmem Namen ^riaMen. 

256. In der ganien Monarchie soll mit Vorbehalt der Abiiderutigeii» 
welche die Cortes unter hnsondercn Unr^tänden vielleicht darin vomelunen» 

eiOi und dasselbe bürgerliche, peinliche und H<TtidpJt;gPselzbuch gelteo. 

2j\}. iki Hofe soll ein Gericht unter dem tarnen »obefstes Justistri- 

bunal" statt finden. 

2t)0. Die Corles werden die Zahl der Räihe, aus denen es bestehen, 

und das Local, wo es seine Sitzungen halten soll, bestimmen. 

2(jl. Die Amtsverrichlungen dieses Obertril uiials lu!slehen darin: 

a) die Coropetenz der Gerichtshöfe (Audienciasi unter sich auf dem 
ganzen Spanischen Gebiete und die der Audieauas mit ^en in 
der Halbinsel und auf den nahe liegenden Inseln bestehenden 
Tribunalen und Spedalgerichlen su bestimmen. IKese Ciwapelcii- 
zen sollen in den überseeischen Ländern so geschieden und ver- 
thnilt werden, wie es in den Gesetzen bestimmt werden wird; 

' b) den Slaalsserretären und den Ministem das Urlheil m sprechen, 
wenn die Cortes beschlossen haben» dass ein gerichUiches Yer- 
faiiren g^en sie statt finden sgll; 

c) alle Abietnings- und SoBpendirangiprooesse der Staats- oder Ge- 
ricbtsrSihe «i enischeideni 

d) die gegen die Staats- und Depeschensecreläre, StaalsriUbe und 
Beamten der Audiencias ajihängenden Criminalprocesse zu ent- 

^ scheiden, indem es dem politischen Chef, der die meiste 4 ucloritat 
liat, zukommt, den Proces$ zu instruiren und ihn dem Obertribu* 
nale zu übergeben} 

e) alle gegai einxeine Uit^eder dieses Obergerlchts. anhängige Pro* 
cesse xtt entscheiden. Sollte licli der Fall ereignen, dais es n9th^ 
wäre, dieses Obergericht zur Verantwortung m ziehen, so sollen 
die Cortes mit Beobachtung der im Art. 228. festgesetzten Form 
zur Ernennung eines desfällsigen Tribunals schrpiten, welches aus 
neun Ricl 'ern bestehen soll, die durchs Loos aus einer doppelt 
so zahlreit hen Liste gewählt werden; 

0 Ober den Ort, wo &h jeder Staatsbeamte den Gesellen gegiaaa 
aufhalten muss, in entscheiden; 

g> alle streitii^en Gegenstünde» die das Patranatsrecht des Königs be* 
treffeh, zu entscheiden; 

h) über die Appellationen (recursos de fuerza) aller geislUcfaen Ober* 
hofgencht'.: zu entscheiden; 

i] die NuUiti.lsrecurse <rccursos de nuhdad) zu eiUscheidcii , welche 
gegen die in letiter Instanz ausgcsprodioiai EJrtbeile eingelegt 
werden; um den Process wieder in seinen anfänglicfaen Zustand 
zu versetzen, indem derselbe an ein anderes Tribunal verwiegen 
und die Verantwortlichkeit in Ausübung gebracht wird, von der 
im Art. 254. die Rede ist. Was die id)prsee!schen Länder be- 
trißl, so sollen die dort vorfailendcu K( cui^^c und Appellatiqiiien 
in der gehörigen Orts angegebenen Form entschieden werden; 

k>,die Zweifel der andern Tribunale über deo Sinn der Gesetze zu 
vemelimen, und den Kdnig über diese Zweifel und da«, wu Ümcn 
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«hra sa Gnndd litgt um Rath m* fragen, damit dieser die Cor- 
tes vennlasse, eine gehörige Eridiniiig darüber Yon sich tit 

geben; 

I) die Verzeichnisse der Civil- und Criminalprocesse durchzusehen, 
welche dip Audiencias demscihrn vorlpsren müssen, um die schnelle 
Verwaltung der Justiz zu i>eforderü, zu demselben Ende eine 
At)schrift davon an die Regierung einzusenden, um die öffentliche 
Belraniitmachimg denelben doreb den Drude aomordneD. 
2ßSL ABe Civil- nad Griiniiialproceaie werden in dem Benrice eines 
jedfen Tribunals beendigt 

263. Ben Audiencias snl! ps zustehen, alle Civilsachen der niedern Ge- 
richte ihres Bezirks in zweiter und dritter Instanz, so wie auch die r.riminal- 
pracesse nach den in den Gesetzen enthaltenen Bestiinmungen zu entscheiden; 
eben so wie die FlUle, wo es sich um Suspendining oder Ab&etzung der nie- 
dern Riditer ihres Beriii» handelt, jedoch immer nach der in den Gesellen 
festgesetzten Weise, nnd indem sie darüber an den Konig berichten. 

264. Die Richter, welche in zweiter Instanz erkannt haben, können 
nicht an der Untersuchung des nUmUchen Processes in dritter Instant Xheü 
nehmen. 

265. Die Audiencias entscheiden auch alle JurisdicUonsstrcitigkeilen der 
nntergeordneten -Riditer ihres Benrlcs. 

S96. Es Icommt ihnen gleicMUls so, die rechtskrüftigen Reeurse (re- 
cursps de fnen a) der geistlichen Gerichte und Behörden ihres Benrics an 
enlsefadden. 

267. Ehen so sollen sie zur Beförderung einer schnellen Justiz von 
allen imtergeordneten Richtern ihres Bezirks genaue Meldunsren über die Pro- 
cesse erhalten, die über grobe V' ergehungen anhängig geinaciit worden sind» 
und Vendchnisse von allen Civil- und Griminalprooessen« die bd ihrem Ge- 
richte bdrieben werden, mit* Angabe, wie es mit diesen oder jenen stdie; 

268. Die überseeischen Audiencias werden ausserdem noch die Ent- 
?chpi(!t]n}i; der ausserordentlichen Nullitätsrecurse ührr sich haben, welche bei 
den Audiencias angebracht werden müssen; die zahlrficli genug sind, um drei 
Kammern zu bilden, und wo der Process noch in keiner Instanz entschieden 
worden ist. Ber den Audiencias, die nicht aus einer so grossen Zahl von Mit- 
{^edern bestehen, werden die Rccurse von der einen an eii\e andere^ in dem 
Berdche des nämlichen Obergouvemements liegenden, übergehen; und im 
Falle» dass in diesem Gouvernement nur eine dnnge Audiencia vorhanden ist» 
an die n'ächsle eines andern Gouvernements gelangen. 

2W). Ist die Null- und Nichtigkeit ausgesprochen; so wird die Audien- 
cia, welche den Process entschieden hat, dem Obergerichte Rechenschaft von 
den Beweggründen ablegen und die gehörigen Beweisstücke und Acten bei- 
bringen, damit die ¥erantwörtlichkdt in Kraft ^gesetzt werde, von der im Art. 
254. die Rede ist 

270. Die Audiencias werden alle Jahre dem Obergerichte genaue Ver- 
zeichnisse von allen Criminalprorr';sen . und alle '^erh*^ Monnto von allen Cri- 
minalprozessen, sowohl den entschiedenen als den noi li unentsciiiedenen, mit 
Angabe ihres gegenwärtigen Standes und Inbegriff derer, die von niedern 
Geridltsstdlen an sie gdangt .sind, dnrdchen^ 

271. Die Zahl der Mitglieder der Audiencias, welche nicht unter sieben 
sein darf,. die I^orm dieser Tribunale und die Orte, wo sie ihren Sitz haben 
soDen, werden duidk besondere Gesetie und Verordnungen bestimmt werden. 
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272« Komint die iwecfcmtoiftere EinttieUiiiig des Spani^eD Gebiets, 
▼on der Im Art 11. die Rede ist; xur AoaiÜhnuig, so soll mit RQcksicbt dar- 
auf die Zahl der tu errichtenden Andiencias besUmmt und denselben ifara 
Bezirke angewiesen werden. ' 

273. Es soUen verhältnissmässig gleich grosse Cantone (partidos) gebildet 
werden, und in jedem Hauptoi te (cabeza de parlido) soll ein Oberrichter mit 
einer entsprechenden Gericbtsstelle (juzgado) vorhauiien sein. 

274, Der Gescfaäftskreis dieser Richter wird sieb Mos auf Streitsachen 
U yo oontendoso) beschränken, und es soll gesetiKch bestimmt werden, was 
fi&r welche in dem Hauptorte und den Städten und Flecken ihres Ganions 
(pueblos de su parüdo) an sie gelangen, und wie gross die Summen sein sollen» 
Ober die sie ohne weitere Appellation in Civilsachen erkennen können. 

. 275. In allen Städten nnd Flecken werden Aleaden (AlcaUes) bestellt 
und gesetzlich beslimml werden, wie weit sich ihre Macht in Streit-, so wie in 
Verwaltungssachen (en lo economico) erstrcickeb soll. 

276. Alle Richter der niedem Gerichte sind gehalten, spätestens in drei 
Tagen ihrer betreffenden Andiencia von den Processen, die wegen der anf 
ihrem Gebiete begangenen Vergebungen aiüiängig gemacht worden sind« An» 
zeige zu machen, und fortwährend zu der von der Atuliencia ihnen vorge- 
schriebenen Zeit Aecbenscbaft von dem Stande und Forlgange dieser Processe ' 
abzulegen. 

211. Audi müssen sie alie seciis Monate llaupllisten (Ji^^^ generalesj 
von allen Qvilsachen, und alle drei Uonate von allen peinlichen Processen, 
die vor ihren Gerichten anhängig sind, mit Angabe ihres leitweiligen Standes, 

an ihre betreffende Audiencia einliefern. 

278. Die Gesetze wenden entscheiden, ob es specielle Tribunale, fftr be- 
stimmte Sachen geben soll. 

279. Die Räthe und Richter müssen beim Antritt ihrer Aemter schwö- 
ren, die Verfassung aufrecht zu halten, dem Könige treu zu sein, die Gesetie 
XU beobachten und die Xostiz unparteiisch tu handhaben. 

Zweiter Abschnitt. * 
Von der Verwaltung der Justiz in Civilsachen. 

280. Kein SpntniVr knnn des Rochies beraubt ^vorden, seine Streitigkei- 
ten durch von beiden Parteien gcwälilte Schiedsrichter entscheiden zu lassen. 

• 281. Der von den Schiedsrichtern gethane Ausspruch wird in Ausübung 
^bracht, wenn sich nicht beide Theile, bei der Aoheimstellung au die Schieds- 
richter, das R^cht in appellinen vorbehalten haben. 

282. Der Alcade jeder Gemeinde (pueblo) vertritt das Amt des Friedens- 
i^chters, und deijenige, welcher eine Klage wegen Civilsachen oder Injurien 
anzubringen hat, muss sich dieserhalb an ihn wenden. 

?.33, Der Alrade vernimmt mit /.wci Rechlsverständigen, von dt nen jede 
Partei einen ernennt, den Kl'äger sowohl als den Beklagten, uulernchtet sich 
von den Gründen* woraui sie sich beiderseitig stulzeii, uad trifft, nachdem er 
die Meinung seiner beiden Gehilfen vernommen, die Vorkehrung, die er Ar 
xwedonässig hält, nm den Streit niXscfalichten, ohne dass die Sache weiter 
geführt wird, so wie sie wirklich beendigt ist., wenn beide Theile es bei die- 
ser aussergerichtlichen Entscheidung bewenden lassen. 

284. Wenn nicht dargethan wird, dass man das Jlüttd«der VersiUinnng 
versucht hat, kann kein Process angefangen werden. 

28a. Jede Streitsache, sie mag so wichtig sein, wie sie will,' kann nur 
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durch 3 Instanzen gehen, und es .können in derselben nur drei Endurtheile 
gesprochen werden. Wird von zwei gleichen Lrtheilen an die dritte InsUnx 
appellirt, so muss die ZaM der Richter, die darak>er wo. entsdieideii luihw» 

grösser sein, als die Zahl derer, die in der gesetimlisiig bestimmtHi Form an 
der Untersuchung des zweiten Urtheils Tbeil genommen tiaben. In dieser 
letzten Instanz wird auch, hin^ichllich der Wichtigkeit der Sachen, der Be- 
schaffenheit der Art der \ ci m liir ilrtK n Urtheile, entschieden, welcher Urtheils- 
Spruch auf jeden Fall in Ausübung gebracht werden soll. 

Dritter Abschnitt. 
Von der Justizverwaltung in Criminalsachen. 

.286. Die Gesetze werden die Justizverwaltung in Criminalsachen so an- 
ordnen, dass das gerichtliche Verlähren kurz und gut ai^estellt wird, damit 
die Verbrechen schnell bestraft werden. 

2ö7. Kein Spanier kumi ühne vorgaugige summarische Untersuchung 
des Factnois und ob es lu denen gehört, welche eine körperliche Strafe wr 
Folge iiabeft, verhaftet werden. Eben so gehört ein schriftlicher Befehl von 
Richter dazu, der ihm, wenn die Verhaftuog selbst statt findet, bekannt ge- 
macht wird. 

288. Jedermann soll diesem \ erhaltsbefehl Folge leisten* und jeder 
Widerstand.wird als eiii schweres Verbrechen angesehen. 

2Ö9. Im Falle der Widersetzlichkeit oder Entweichung kann Gewalt 
gebraucht werden, um sich der Person zu bemächtigen. 

S90. Der Verhaftete wird, bevor mav ihn ins Gefängniss bringt, wemi 
sonst nt€3i)l9 es verhindert, vor den Richter geführt, damit dieser ihm seilte 
Erklärung abnehme; kann ahpr diese nicht verifirirt werden , ?o wird er al> 
Verhafteter Cdetenido^ ins Gclarigiiiss abgeführt, und der Richter empfangt 
seine Aussage binnen 24 Stunden. 

29t. Die Aussagt ^ Verhafteten wird nicht beschworen, überhaupt 
soll in Criminabadien Aber ein persönlices Factum (hedio proprio) kein Eid 
abgenommen werden. 

292. Jeder auf der Thnt ergriffene Verbrecher kann sogleich verhaftet 
werden, und Jeder hat das Recht, iini fest zu nehmen und vor den Richter 
zu führen. Ist er vor diesen gestellt und in Gewahrsam gebracht worden, ?ü 
wird in Allem nach Angabe der beiden vorhergehenden Artikel verfahren. 

203. Wenn beschlössen ist, dass der Ergriffene ins Gefängniss gebracht 
werden, oder als Gefangeher (preso) dort verbleibe^ soll, so wird ein mpli' 
virter Befehl (auto motivado) angefertigt und abschrifUicfa an den Rerkermei- 
ster (alcaidc) übergeben, damit dieser ihn in das Gefangenenbuch eintrage. 
Wird dieses Ertoiderni^s nicht beoiiachtet, so darf der Kerkermeister, bei 
Strafe der grüssten VerantworUichkeit, iSiemand als Gefangenen aulhehmen. 

294. Bios bei Vergebungen, die eine pecuniäre Verantwortlichkeit nadi 
sich ziehen» kann Beschlag auf die Güter gelegt werden (hara embargo), und 
dieser wird sich nach der Summe richten, auf welche sich dieTerantIvorliiGh- 
kcit erstreckt. 

^'i"). Wenn nicht ein Fall da ist, wo das Gesetz ausdrücklich die An- 
nahme von Caution verbietet, so kann Niemand, der Caution stellt, ins Ge- 
fängniss gebracht werden. 

296. Sobald als sich aus der Sadie irgend ergiebt, dAss der Gefangne 
m keiner bürgerlichen $trafe verartheflt werden kann, soÜ <r dilmi 
fnm Fuw gestellt weiden. 
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. 297. Die QeT^ngiüste sollen so beschtfite sejn^ dass «ie wohl Fest- 
haltuDg, mdit aber nir Beschwerde der Verliafteteii dienen.' Deshalb wird 
der Kerkermeistec dieselben in gutem Gewahrsam halten, und diejenigen von 
einander absoudem« welche nach den Befehlen des Richters keine (lomcin- 
srh^ft mit oioaoder haben dürfen; doch sollen sie nie in unterirdiscbe und 
unfCäunde Kerker gesteckt werden. ' - 

298. Es Mvird gesetzlich bcstirnrat werden, wie oft die Gefängnisse un- 
tersucht werden sollen, und kein Gefangener darf bei dieser Gelegenheit unter 
iigeml «ioeoi Vorwande vorentballeii werden. 

299. Jkr Richter und Kerkermeister, welche gegen die in den vorher^ 
Bihenden Artikeln enthaltenen Verfügungen fehlen, werden als eigenmächtiger 
Gefangenhaltung, die in dem Strafgesetzbucb,e als Verbrechen aufgeführt wer- 
den soll, schuldig bestraft werden. 

300. Dem als schuldig BebandeUen (al tratado como reo) soll innerhalb 
24 Sluuduu die Ursache seiner Festsetzung und der Name seines Anklägers, 
wilia doer V4>rbanden ist« bekannt gemacht werden. 

301. Bevor der als schuldig Behandelte verhört wird, sollen ihm alle 
Bocuiäente in ihrem ganzen Umfang^, so wie die Aussa|pen der' Zeugen vor> 
gelesen, und der .Narae der letztern genannt werden; «nd wenn er dieselben 
nicht keiHii, so soll ibm alle mögliehe Auskunft, welche er verlangt» gegeben 
werden, damit er erfährt, wer ^ie sind. 

302. Die Processe sollen fortan in der Art und Weise und Form, welche 
gMeCiÜdi bestimmi werden wird, Öflfentfich sein. 

303. Gewalt und Folter sollen nie angewandt werden. . 

904. Eben so wenig soll die Strafe der Güterconfiscation stattfinden. 

305. Keine Strafe, sie mn^ - für -welches Verbrechen es auch immer 
sei — auferlegt werden, kann zu irgend einer Zfiii auf die Familie dessen, der 
sie leidet, übergehen. 

306. Man kann in keines Spaniers Haus gewaltsam eindringen, ausser 
in den mm Besten der Ordnung und Sicheilieit de» Staates geietdicli bft- 
stimmten Fällen. 

307. Wenn die Cortes mit der Zeit für zweckmässig erachten, einen 
Unterschied zwischen den Richtern der Thal und denen des Rechts (jueces 
del hecho y del derecho) festzusetzen; so sollen sie es in 'der Form tbun« die 
sie fUr passend halten. 

308. Wenn in ausserordentlichen Lmsianden die Sicherheit des Staats 
eine momentane Snspendining einer von den in diesem Abschnitte flir dfo 
YvAtÜxatg der Minqucnten vorgeschriebenen Fonnalitäteti im ganzen Um* 
ftnge der Mönarcbie oder einem Tbeile derselben erheischt; so Itönneite die 
(Softes dieaellM tüt ^jmt bestimmte Zeit beschfi^essen. 

Sechster Xitel. 
Km der wmem M^gMrwtff der Frovmsm und Städte, 

£Mer Abftiiilick 
Vm dm S»odttaiktn (Ayunlaa&eiitos). 

309. Die innere Regierung oder Polizei der StSdte sollen Stadträthe 
besorgen, die aus dem oder den Alcaden, den Regidore? und dem Syndicus 
(Procurador syndico) bestehen, und in welchen der politische Chef, wenn ca 
einen giebt, und in dessen Ermangelung der Alcade» oder wenn es zwei giebtt 
der xuersl erwiUte den VoräiU fuhren soll. « ' 
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310. Ia den Städten und flecken, wo .es noch kdoto^Gimikemcierath giebt. 
und denen docH eitMr nikliäe« Wird dn bestellt Die. irdehe tOat iidi, 
oder Büt flirem Weicbbilde- lOOlf Sedto enthallen; wniitn einen erballcD, 

nnd es soll ihnen zu dem Ende ein tngemessener Bedrk angewiesen \n erden 

311. Die Zahl der Individuen von jeder Ciasse. ans welchen die Stadl- 
räthe mit Riicksicht auf die Bevöllt^ruug bestehen sollen, wird gesetzlich be« 
stimmt Vi erden. 

312. Die Aleaden, Uegidores und Syudici in den Städten sollen durch 
W^l emeiuil werden, and die Regidoces» so wie die andern Beamten tnf 
lebensieit, sie mögen Kamen und Titel haben , welchen sie wollen, anfhom. 

313. Alljährlich im Monate Becember werden die BOrger jeder Stadt 
oder jedes Flecken«? zusammeyi kommen, um mit Stimmenmehrheit im Ver- 
hältnisse ihrer \'o!k';menge eine bcsUmuile Zahl von >\aiilniannern zu ernen- 
nen , welche in derselben Stadt wohnen und das Bürgerrecht des Orts ge- 
messen. 

ZU, Die WahlmSnner ernennen in demselben Monate mit absoliiter 
Stimmenmehrheil, den oder die Alcades, Regidores and den oder dieS|ndi(i 
damit sie mit dem erstoi Januar des folgenden Jahres ihre Aemter antreten. 

315. Die Aleaden werden alle Jahre erneuert: die Regidores alljährlich 
zur Hälfte und eben so am ii die Syudici, wenn es deren zwei giebt. Ist aber 
nur einer da, so wird alljährlich ein anderer gewählt. 

316. Wer eins von diesen Aemtern geführt bat, kann da, wo die Be- 
TUkerang es gestattet, vor Verlauf von wenigstens zwei Jahren nicht wieder 
gewählt werden. 

317. Um Alcade, Regidor oder Syndicus werden zu können, muss man 
ausserdem, dass man Bürger und im Genüsse seiner Rechte ist, 25 Jahre alt 
und wenigstens 5 Jahre in dem Orte ansässig sein. Die ijbrigens zu diesoi 
Aemlern erforderlichen Eigenschaften werden gesetzlich bestimmt werden. 

316. Niemand, der ein öffentliches Amt^ hat, das der König vergiebt. 
kann Alcade, Regidor oder Syndiens werden; dbeb sind in dieser VeHOgiuig 
diejenigen nicht mit inbegriffen, die def Nationalmiliz dienen. 

319. Alle drei erwähnte Municipalstellen sind Stadtämter (carga auL* 
c^i^, wovon sich .Xiemand ohne gesetzmässige Ursache ausschliessen kann 

32ri Wi l jVdem Stadlralhe wird ein Secrelär sein, der von ersterem 
mit aüäuiuler SUmnicnmchriieiL erwählt und aus der Gemeindekasse besol- 
det wird. 

321. Dem Stadtrathe liegt ob: 

a) Die polizeiliche Sorge für die Gesundheit und Hequemlichkeit. 
* bj.Dem Alcaden in Allem, was die Sicherheit der Personen nnd des 
£igcnthuras der £inwolmer und die Aufrecbtbaitung der Ordnung 
anlangt, beizustehen, 
c) Die geset£- und vorschriftsmässige Verwaltung der Einkünfte von 
den liegenden Grflnden nnd Abgaben, mit der Verpflichtung, ei- 
nen Einnehmer n ernennen, der die Gelder in Verwahrung hat» 
und Tür den ^ütfenigen, die ihn ernennen, verantwortlich sind. 
4) Die Verlheiinng und Erhehnni; der Steuern und die Ablieferung 
derselben an die respectiv* K.isse (Iresorena). 
. e) Die Sorge für alle Elementarschulen und die andern Erziehungs- 
anstalten, welche aus den Gemeindekassen unterhalten werden, 
f) Die Sorge ftlr die Spitäler, Armen- and Finddhluier uid adSere 
milde Amtaltcn nach den ni erltMenden Voncbrift^ii. * 
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g) Dip Sorge für die Anlegung und WiederhersteTliinp der Wege, 
Riuislstrassfn, Brücken und Gcfängnissp, Wälder und Holzungen 
der Gemeinde, und alle öffentliche Werke, die nothwendig und 
ttttldidi liiid, <ri«r larZEtrd« geraeliSD. 

b) Die StadtverordQuogen (ordenonai mutücipafcs del piieblo) ' ab- 
ntfaaseB und sie mittelst der ProviniMldeputation, die ibr Gut' 
achten hinntfügen wird, den Ck>rtes tor Genehmigang la fiber- 
senden. 

i) Die Beförderung des Ackerbaues, Ciewerbfleisses und Handels, 
nach der Beschaffenheit und den Umständen der Orte und in so 
weit, als es nützKch und wohlthätig für sie ist. 

322. Wenn Arbeiten oder andere Dinge, die von allgemeinem Nutzen 
sind» vorkomineD und man, iweil die EinlcQnfle von den liegenden Grtknden 
nicbt binnichen, tu. den Auflagen (arbitrios) seine Znflucbt nehmen muss, sO 
können diese nicht eher auferlegt werden, bis man durch die Provinzialde- 
putation die Genehmigung der Cortcs erhallen lial Im Fall das Werk oder 
der Gegenstand, wozu sie verwendet werden' sollen , dringend ist, so können 
die Sladlralhe mit Zustimmung der erwähnten I'iovmzialdeputation dieselben 
inzwischen, bis der Beschluss der Cortes ankam mi, verwenden. 

323. Die Gemeinderäthe verrichten alle diese Functionen unter Auf- 
siebt der ProTinzialdepoUtion, der sie aUjäbilicb eine belegte Recbeucfaaft 
von den Sifentlicben Geldern» die sie ebgenonnnen nnd verwendet baben, ab- 
legen werden.' 

* Zweiter Abschnitt 

Von ^er polUitchen Regierung der Provinxen und 4m Provinzialr 

depulationen. 

324. Die politische ^ (tns altung der Provinz steht dem vom Könige für 
jede Provinz ernannten oberbLen Cbei (xefe supcrior) zu. 

In jeder Pronnx soll es eine sogenannte Frovinnaldeputation ge- 
ben, die das Wold derselben befdrdem sollt lind worin der Gbef der Profini 

den Vorsitz führt. 

326. Diese Deputation soll aus dem Präsidenten, dem Intendanten und 
7 anf die unten angegebene Weise erwählten Mitgliedern bestehen, doch mit 
dem Vorbehalt, dass die Cortes in der Folge diese Zahl, wenn sie es für dien- 
lich erachten, oder die Umstände es erfordern, ändern können, wenn die neue 
^tbeilung der Provinzen, wovon im IL Artikel die Rede ist, stattgefunden 
baben wird, 

321. Die Provinnaldeputation wird alQabrlicfa zur ^älfle emeoert, in- 
dem das erstemal die grossere, nnd mm sweitenmal die kleinere Hilfte an»* 
tritt, welches immer so fortgeht. 

328. Die Wahl dieser Individuen geschieht durch die bezirkswahlman- 
ner (electores departido) den Tac? darauf nachdem die Deputirten /u den Cortes 
ernannt worden sind, und auf dieselbe Weise wie diese erwählt werden. 

329. Zu gleicher Zeit und au( dieselbe Weise werden ftkr jede Deputa- 
tion drei Sappleanten erwüblt. 

330. Um Mitglied der Provinzialdeputation zu werden, m\m man Bür- 
ger und im anslibenden Gennsse seiner Recbte, mündig» S5 Jabre alt, nnd in 
der Provinz gehören sein, oder sich wenigstens seit 7'Mren'dort aolisebalCen 
«Dd «m biniangÜGbes ' Einkommen baben, um anständig kben la können. 



Digitized by Google 



KwMr 4m g l yt riltf rti , die dir KSvig cnMint «hI fon denen im 
Äfft dlS die Rede kann es werden. 

331. Damit eine and dieselbe Perstin warn xweitenmai gewählt werden 
kann, müssen wenigstens von der Zeit fOA, wo sie ihr Amt niederlegte» vier 

J^hre verstrichen s^in. 

332. Weiui (kr Chef der Provinz nicht den Vorsitz in der Deputation 
tUktm keiiB» to ftthrt ika der InteBdant»' und ia Emwgelung dessen das 
Mitglied (el vocalX dM znerst gewiUt worden. 

333. Die Deputation ernennt einen Secretllr, der am den tüTentlidien 
Foods dar Provinz besoldet wird. 

334. Die Deputation hält jährlich höchstens 1)0 Sitzungen, die auf die 
liim am meisten passende Zeit verlegt werden, Aul der Halbinsel sollen die 
Deputationen am 1. März» in dep überseeischen Provinzen am 1. Junius bei- 
Bum yffi sein« 

. 335« Diesen Deputationen liegt ob: 

a) Die Verlheilung der der Provinz auferlegten Steuern auf die Di- 
stricte und Cantonc mitmachen zu hclf^'n und sie zu genehmigen. 

b) Auf die gute Verwendung der ötTenLlichcn Gelder in den Städten 
und Gemeinden zu sehen» die Rechnungen darijber zu untersu- 
dien, damit sie anf ihr Gutheissen (visto boeno) die böfteftf '6^ 
ndittigang erhalten» und dafttr Sior^ »i tri^> dast itt Allem 
die G^etie und VoncbrSflen beobachtet wtfden. 

C) Zu sorgen, dass den Verfügungen des Art. 316^« gemäss Gemeinde» 
räthe (ayuntamientos) angestellt werden. 

d) Wenn neue für die Provinz allgemein nützliche ^erke zu unter- 
nehmen sind, oder die ulteu wieder hergestellt werden solien, der 
Regierung die Abgaben (afftitrios) vorxuscMsgen» weldie Ü6 fOr 
die swedünisdpten MXt, vm Von den Gortcs die nöthige Erlaab- 
Ate 4ldn In eiiudten. 

Wfnn in dpn nberseeischen ProvinT-pn die öffentlirben Werke 
so drine:eni] nüthig find, dass man den Hf^schluss der (Portes nicht 
abwarten kann, so kann die Deputation mit ausdrücklicher Ge- 
nehmigung des Provinzialcfaefs sogleich die Abgal>en verwendet, 
mOB» aller wegen der Genehmigung der Gortes sogfejck der Re- 
glcr!:ng Rechenschaft davon ablegen. 

Zar Erhebung dieser Abgaben wird die Deputation anf ihre 
• Verantwortnno: einen Einnehmer ^deposit^rio) ernennfn, und die 

von ihr durchgesehenen Rechnungen ijlif r die Verwendung der- 
selben an die Regierung senden» damit diese sie verificiren und 
dafdber difcatiren lasse» nmi sie ami Ende den Cefite W Geneli- 
MBinng übergebe. 

e) Die Erziehung der Jugend den genehmigten Planen genäss fta 
brfordcrn, Ackerfjau, Handlung und Gcwerbüeiss durch Bcschtiz- 
n\u'i derer, wrirhe in irgend einem Zweige derselben neue Erfin- 
dungen machrn, zu begünstigen. 

f) Der Regierung aUe Missbräuche anzi^zeigen, die sie bei der Ver- 
waltung der bffemHciien Gelder gewahr werden. 

g) Die YoUiBiaU nnd die statbtlsiien Verhältnisse . der Pro? inien 
aufzunehmki. 

. . h) Dafür zu sollen, dass die milden Sliflungcn und \y'oblthätigkcits- 
anstaUcn ihren Zweck erRUleo» indem sie der RegiifEung dj« ibom 
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Bedünken nach.zweckmässigsten Uaassregehi v^i AbstellitDg der 

bemerkten Missbräuche vorschlagen, 
i] Den Corles die Verletzungen der Verfassung anzuzeigen, die sie 

in den Pnivinien wahrnehmen. 
1t) Die Ilepotationen der Obersedschen Provimen werden dn wich- 

sames Auge auf die Au^^aben und Einnahlbeli, Ordnung und 
Fortschrilte der Missionen lur Bekehrung der ungläubigen India- 
ner haben, und diejemjjen. welche damit beanflraf^t sind, werden 
ihnen Rechenschaft über das, was sie in der Hinsicht gewtrlft 
haben, ablegen, damit Missbräucbc vermieden werden, und die 
Deputationen werden die Regierungen von dem Allen in Kennt- 
liiss setf en. 

136. Wenn irgend eine Depotalion Ihre Gewalt mtesbrtildtt; io kanh 

der Konig die Mitglieder derselben suspendiren. indem er den Coites diese 
Verfligung und die Gründe, welche Anlass dazu trogeben, 7ii wissen thüt. 
Während der Zeit, dass sie suspencfirt sind, sollen ihre Functionen von den 
Suppleanten versehen werden. 

337. Alle einzelne Mitglieder der Gei^einderäthe und Pruvinzialdcpula- 

litHleB leisten bei dem ^IrkNcfaen Aptritte ihres Amts, jene in die Binde des 

znerst ernannten Aleaden, diese in (iie Hände des Provinzialcheb, eitlln Eid, 

die Verfassung der Spanischen Monarchie m erhallen, die Gesetze zu beobach* 

ten. dem Könige tren xa sein mid gewissenhaft die Pflichten ihres Amts xn 

erfttten. * 

« 

SiebenterTitel 

Vm. den SteMern, 

Eaniiger Abschnitt. 

338. Die Cortes bestimmen oder bestätigen die direcien 5owohl ah dSe 
infirecten, allgemeinen, Provin7ial- oder städtischen Abgaben, so dass die alten 
he$tehen bleiben, bis sie öffentlich ahgesrhaflt oder neue eingeführt werden. 

339. Die Steuern werden im VeriiaUnisse des Vermögens, und ohne 
dass irgend [eine Ausnahmt oder Privilegium statt finde, atif alle Spanier 
vertfieitt. 

S40. Ilie Stenern sdlen den Ausgaben, welche die Cortes Ibr aUe 

Kwetge drr Staatsbedürfhisse aussetzen, angemessen sein. 

Ml Damit die Cortes die Staatsnncprabpn und die zur Deckung der^ref- 
ben erforderlichen Steuern bestimmen können, sp soll ihnen der Staatssecretär 
ftlr die Finanzen (Secrelario del Despacho de Hacienda), sobald sife vertammelt 
sind, einen allgemeinen Ansdilag vorlegen, worin die einzelnen AnschTäge Ar 
die betrMTenden BepertemeaCs der andern Ktnisler ferdnigt sind. 

342. Derselbe Staatssecretit wird lugleich mit dem Anschlage dcar'ÜLii^ 
gaben emen Plan flir die Steuern vorlegen, die xor Dedning derselben anfer» 
legt werden <^ollcn. 

343. ^Venn dem Könige irgend eme Steuer drückend od<'r schädlich , 
scheint, so soll er es den Cortes durch den Finanzminister zu erliennen geben, 
und zugleich eine andere, die er für zweckmässig hält, vorschlagt. 

344. Ist der Betrag def dliMAen Steuern bestinml» so ndbmen die €op* 
Ics die .Werth iHlnng dera^lett auf dk Plwinten vort ^ihA fArweiien auf jede 
derselben i inen Theil, der ihrem Reichthone angemdMen ist, «0 wdMtt 
Bnde der Finanirainiiler rtficfafalls die nölbiae& Ai^Aiito» «aiie|M| sei. 
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3l5w E» mH flir die gtfiie Mation ein allgemeiBer Schate (tieionria 
general) bestehen, der ttber den Ertrag aller (ttr die BedÜttmiae des Staats 

iMMliinnilen Einkünfte zu verfügen hat. 

346. In jeder Provinz soll eine Hauplkasse (Tresoreria) bestehen, in 
welche alle in derselben für den Staatsschatz m erhebende Steuern f mQiessen 
sollen. Diese Hauplkasseu werden mil dem allgemeinen Sciialzc m \ erbin- 
dung stehen« su «dessen Verfügung sie aDe ihre Fonds bereif halten werden., 

347. Keine Zahlung vird von dem Schatmefsler in Rechnung gebracht 
i^erden* wenn sie nicht in Folge einer Icdnic^chen, von dem Uinister contra- 
signirtcn, Verordminc; geschehen isl, worin angci;eben ist, wozu sie bestimmt, 
U4<1 die Verordnung der Corles, wodurch diese An«j^abe genehmigt v^ orden isL 

348. Damit der allgemeine Schatz seine Rechnungen mit gehöriger 
Genauigkeit anfertige, so sollen wegen der Verification der Berecimuug der 
G^er und der Vertheilang der Staalseinicanfte, der betreffende Gegenstand 
der Zahlung und das Datum dabei bestimmt werden. 

Diese Bureaus (officinas) sollen mittelst einer besondern Instme* 
tion so eingerichtet werden, dass sie den Zweck üirer Einrichtung gani 
erfüHen. 

3o0. ¥ür die lintersuchuitlg aller itechuungeu über die Staatseinkünfte 
soU eine Oberrecbnungskammär (Contaduria mayor de Cuenlas) errichtet 
werden und mittelst eines besonderen Gteeties ihre Organisation eihalten. 

' > 3dl. Sobald die Rechnung des atlgeineinen Schatzes, welche sich ttber 
den jährlichen Ertrag aller Steuern und Einkünfte und ihre Verwendung cr> 
strecken soH» definitiv von den Cortcs genehmigt worden ist, so soll sie ge- 
druckt, bekannt gemacht und an alle Provinzialdeputationen und Gemeinde* 
räthe ausgetheilt werden. , 

352. Die Rechnungen, wekiie die •Staatssecretare Ober die Ausgaben 
ihrer betreifenden Departements anfertigen» soUen ebenfeBs gedruckt^ ölfentüeh 
bdcpont gemacht und in Umlauf gesetzt werden. 

Die Verwaltung der Staatsfinanzen soll stets von alloi andern 
Gewalten, als der, w elcher sie anvertraut ist, unabhängig sein. 

354. Zollämter soU es nur in den Seehäfen und an den Grenzen geben, 
doch suü diese Verfügung nicht eher ins Werk gesetzt werden, bis es die 
Cortes heschliessen. 

' Die Cortes sollen vor allem andern ihre Aufeierksamkeit auf die 
anerkannte Staatsschuld richten und es sich ganz vorzüglich angdegen snn 
lassen. Tür die allmähligc Tilgung derselben und für die Bezahlung der Inter- 
essen, so wie sie falÜ^ wr rien, zu sorgen, indem sie Alles anordnen, was die 
Führiins; dieses wichtigen Adminislralif)ns7\vL'j|/cs Ix'lrifTt, sowohl in Hinsicht 
(j^r IciiUuseUenden Abgaben (^arbitriosj, die ganziich getrennt von dem Suais« 
schatte verwaltet werden sollen, als derRecbnungsIcammer (offidna de Cuenta 
j ftaion). 

Achter Xitel. 
Vjm dtr NaiwnalkriegmtuhL 

« Erster AbschnilL 

Fon dm sithendm Bart, 
356. Ml eihe »tehendä Land* und. Seemacht xur Vertheidigmig das 
Staalas nach Aus^ und-wAufirechthaltung der Ordnung im fnaam nntir- 
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357. Die Cortes werden jährlich die naeb d«n Umsföaden eriorderlicbe 
Iruppemahi uud die Art und Weise, wie m ausgehoben werden soUen, ^ 

' .BbMisao Mden "sit jlbriith die Zahl der Kricgsfcbiffe' (buqttfs 
de la marina mflitar), die neu armirt werden, oder armirt bleiben Mlleiif b«- 

slimiiien. 

3d9. Die Cortes werden mittelst besonderer Verordnungen Alles, was 
die Disdplin, das Ayanccment. den Sold, so wie Alles, was die ^te^fiini^d)- 
lung des Heeres so wie der Marine betritVt, festsetzen. 

360. £s sollen Kriegsschulen zum Unterricht und zur Bilduiig m aileu 
Zweigeii des Land- und Seediewrtai «rrfdMM merden. 

au. Kän Spalte louHi «ich im KikgidlHiite ft^ padlfn. . wenn er 
» M tnnlMig dawi ^ ii fc w il fc n winl, 

Zweiter Absrbnilt. « , * ' • '. -.i 

Yiifi den Natiomlmüiz&n. * 
3ß2. In allen Provinzen sollen Corps von Nationalmihzen ^richtet 
werdeu, die aus den Einwohnern derselben, nach Verhältnisi ihrer Bevölke- 
rung und ihres tetaades, gebildet werden. *- ; 

m Die Art uaA Wein ihrwr BiMang. ibt« Zahl omI bMondw« Biw- 
richtDDg in allen ihren Zweimen soll durch «ine befondere Verordnung gm< 
g^ werden. 

364. Diese Milizen sind nicht fortdauernd im l^ienste, sondera nur 

wenn die Umstände es rrfordrm. 

385. Im Nothfall kann der Köni^ innerhalb der botreftenden Proviqz 
über diese Milizen verfUgeu, .auss^rlialb jedoch sie mciil ui^e ZusUuoiung 
der Ooriea vitiv^nidiii*- • • > 

< ■ 
N e u n i e r T i 1 e 1. • . * . , 

■•«1 . * . . , i 

Von dem iigetUUclien UtUerridUe» > ' 

' \ * EUuiger Abscbiiitt, ' , . , 

366.* bi .aibn 'SUMIcn und *4ieBebiden das Rotthi (p«ehIos) 4>Uan. 

Bbnaitarschulen angelegt und darin die Kinder im Lesen, Schreiben, 

men und im Katechismus der katholischen Religion, der auch eine kuiva 

Bestellung der bürgerliche^ Pflichten enthalten soll, unterrichtet werden. 

387 Eben so soll auch die gehörige Zahl von Uuivecsiläten und andern 
ünterricliLsüDstalten, äie mau für den Unterricht in allen VVisseaschalten, 
in der Literatur und in den schönen Künsten f^r iwwdanawig aradbtet, a|i- 
gvortetmidi fitrÜchtet. werden. 

i '39%. Der aUgMudne, Unterriditsplan soH jm ganten Edcfae j^ich sein, 
uad auf allen Universitäten und literäristifaen Anstalten, wo man die getsU^. 
eben und politiseben WissenschatUn lehrt,. si|jll auch die poKtiscbeL V'erfassuqf 
der Monarchie erläutert werden. 

369 Ks soll eine (ieneralstudiendirection bestehen', deren Mitglieder 
Männer von anerkannter Gelehrsamkeit sein sollen, und die -unter .^uctoritätr - 
4« Bn^ung di« AalbkAA Ikber dffentlicfaen .Untenuiit führeii wird. . 

370. IKe fiMtas wtfdenTeiinittilifcJPliiia.unA boondansr fittaluten Altas» 
was daMtn "WiohiigiB:i.6flgeiiltaild< $IMIiehen:I]iilorricfats angabt, ein- 

8«h«b«rt> VeiflwoMmlMifca. IM* 6 
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371. Allen Spaniern steht es frei, ihre politischen Ideen, ohne dass sie 
«iaer vorgängigen Erlaubniss, Rtviflimi oder itgBAd ^oßt CMinnignng %^ 
dDtfen, piedenfMChretbeb, drucken zu lassen und bekannt xu machen, otit 
«T«ri^i^alt der in den GeseUeiii beslUMiiiAe» 'EfeMMnkttnfleii und Verant- 
ilMidikelt 

Z e h n t e r T i t e 1. 
Fott der Btuiachiung der VWfassyng und J>'r Art, wie man terfahrt, 
um y'eründt Hingen dann vorzulehnen. 

Einiiger Abschnitt 

* 372. DJ« €ortes werden gleich in ihrer e^'^tpn Sif7Mn? fJie wahrgenom- 
menen Verletzungen der Verfassung in Erwiägung ziehen, um zweckraäsnge 
Massregeln dagegen zu ergreilen, und diejenigen, die derselben zuwider ge- 
handelt haben, zur Verantwortung m ziehen. 

973. Jeder Spanier hat dai Aedht, den Cottes oder dem Könige Vor- 
iMfcuiien n mathen» und die Bfol)aditiill( der-Vfcrfassung zu reclamiren. 

' 374. Jeder, dar ein .Staatsamt erbialt, es sei beim €ivil, beini Militär, 
oder bei der Geistlichkeit, soll bei dem Antritte desselben den Eid leisten, die 
Verfassung lu erhalten» dem £.öni|^ treu zu sein und sein Ami gehörig zu 
wrwalten. , 

375. So lange, bis die Verfassung nicht 8 Jahre lang in aMen ifafen 
Irenen i» Wirkanbkllt gewewn ilt, darf keine Atrandtroflg. heki Zusata, keine 
Umwandlung irgend eines Artikels derselben in Voisahlag gcbradit werden. 

310. 1^ icgOid eine AbSodernng, Vermehrung oder Reform in der 
Yerfassnng vornehmen zu kijunen, mnss die DepulatioTi, welche definitiv dar- 
über zu beschliessen bat, zu dem Ende mit besondeien Vo^iUJiteo ver- 
sehen "sein. 

377. Jeder Vorschlag zi|r Reform irgend eines Artikels der Verfassung 
muo schriftlich geschehet, tmd urenigUens von 91 Oeputirten uuterstfitzt und 
vnt^izeidmet sein. 

378, Der Vorschlag der Reform soll, in Zwischenräumen von 6 zu 6 
Tagen von einer Vorlesunc; zur andern , dreimal verlesen ^> erden. JNach der 
dritten wird man berathschlnfi;en, ob er zur Discussion iommeii solh 

' * 379. Ist er für die Discussion angenommen, so sollen dabei die näm- 
Uehen Förmlichkelteüi und derMihc Gng bedbaebtet wetzen, die Ar MB* 
lassuHg der 0«aetfle,««rgeschrielMi shid, «onif tnan dami h aitfnwti üiM, 
Oifin der nächsten Generalversammlung von Neuem berathschlagt werden soll. 
I}nd dalbit diese Erklärung edol^n kann, müssen awei t>ritüiüle Her StiupMn^ 
für den Vorschlag sein. 

380. Die folgende Generalversammlung kann, nach vorgängiger Jieobach- 
tnng der Form Ikcii keilen in allen- ihren Theüen, in einem ihrer beiden Silzungs- 

mitfinwilligung von zwei MtlhaSen ibrar Milgliader aridMi; dan 4t$ 
A^iffirtigiing von iMaondem VoB w acfaHii flir dl» wgaichiageiia Ibeftmi aMt 
finden soll. ■ ^ 

381. Ui (lirse Erklürnn? geschehen, so soll sie «iftVntlieh bel^annt pe- 
raaeht mid all* n Provinien mitgetheill werden, und diedoi tos w erden, ^itfolge 
der Zeit, wenn sie statt gefunden, bestmimen, ob die nächste, oder die darauf 
fiB%ende Versainmlong die Spe9laIvoUniäehten daM^flübtiiigiii adl. 

. ae«. .DM ¥oaniiealitMi iferden dotfoh« die< W^ttüfastdi . 
«ffiheUt, Indem sie au den gewöhnlichen no^ nachstehende Clausel bini»M||ltt,F 



m 

(4pf# eribeiil sie ihaen noci» eii»« SpeqalvoUmaclit, um die Reform in 4er 
Verfa^nng voiiü|iehaien, von wdchw ^du Decrel ,der Covtei bvidelt, das 
fol^ndennasseD lautet: [^er folg^ der bnebstäbliche Inhalt des Decrets}.' AUes 

in Uebereinstimmüng mit dt-m, was m der Verfassung vorgeschrieben Ist). 
Tnr! He machen sich verbindlich, das, was kraft dieser Vollmachtcii besehlMltB 
useriien wird, als Tcrfassiingsmässig anioerkenncn und zu halten. 

383. Die vorgeschriebene Reform soll vou IS'euem in BerathschlagUDg 
geiu)mmen, und wenn zwei DriUheile der Abgeordneten sie genehmigen, verfas- 
snopmässiges Gesetz, und als solches in den Cortes bekannt genmcfat werden. 

804. Eine Bepntation soll das Beeret Über die Refbnn dem KQnige 
ikberreichen, damit er es bekannt machen indui «OrBcbbideik niid Gnumd^ 
rühre der Monarchie vertheilen lässt. 

G^gabefi Cadis» den 18. März i^ii ^ 

^ VincenU i^off^ual, Abgeordneier der Stadt TerueU. 
* ' Präsident. 
(Nach dem PrSsidenten folgten die Unterschriften von 182 Cortes.) 

Demnach befehlen Wir allen Spaniern, llnsern l iitcrthanen, wcss Stan- 
des und Ranges sie sein mögen, die vorstehende Verfassung als das Grund- 
gesets der Mhinarelfie aiillm|A m erhalten und gleicheanaaen aihni Geridils«' 
iaCBD» «eiiidbtBn, CheHi, Gdnermort wmA aiidani sowohl Gvil- ab IfiUt^ 

Wt4 geistlichen Behörden jedes Standes und Ranges, die erw|i^te Yerfassiuig 
in allen ihren Theilcn aufrecht zu erhallen und aufrcclit Laltcn, vollstrorlon 
und befolgen zu lassen. Solche«' wprdrl ihr owrh ^rcsnpt sein lassen , Alles 
thun, was zur Vollziehung desselben erforderlich ist, und es zum Druck be- 
fördern, ößenUich bekannt machen und vertheilcn. ^ 

Joaquin de Motquera y hiyueroa, Präsidtot» ; i 
' (unten.) Juan ViUameencio, 

, • Ignacyo Rodrigwt 4$ KfoOff« 

Cadj]^ d^ 19. Märs 1812. 

(nnten.) A, B. /{^noeip dt la fmiHa. 



Diese mit einer wahren geordneten monarchischen Gewalt 
schwer lu vereinigende Verfassung wurde zwar von Ktiiu'g Ferdi- 
nand Vll-r nachdem Spanien ilurch die glucklichen Waflfenthaten der 
gegen Napoleon verl mtidi t( n Machte befreit war, angenommen. Denn 
Napoleon hatte bereits nach scinei) Niederlageii in Deutschland einen 
Vertrag mt> Ferdinand VII. zu Valengay am December 1813 ab- 
geschlosseo und in Folge desselben die fernere BehauptoBg fi^anieoi 
lir moe Dynastie anfgegebea. £r hatte dem Könige von jSpanlBD 
6inen freieo Verkehr mit den nach Frankreich gekommenen Abge- 
- ^inipejtea des Sp^ii^iftffaea Volkes y erstattet; welche von den ersten 
iMlicIl dieser Ver&sfuing auf de» 1. October 1813 einbeniftiMK «vdfntR 
Kflhe« Gorteg^ •bgff^nlMt wann. FevduiuMi ¥iL gmg Meii, Aich« 

V atuiefordenüiclyen Cortes, von denen die Verfassung autgegan- 
fin tffaff halten $ick |t«i20L Ag^eqi^iäiä ^ufstiMtf »^^ekkv^ m varker fturOk 
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dem er die Pyrenäen ain 2± Mar?. IH14 überschritten halte, nicht 
sofort nach Bladrid, da ihm eine grosse Anzahl \m reichbegiiterten 
Granden, angesehenen (ieisthchen urfd oinflussreichen Generalen, 
welche für ihre Macht und ilir Vermiigcn gleichmässig vor den Era- 
wirkiHj^ I) der Cortes Besorgnisse hegten, mit der übereinstimmen- 
den Versicliprung entgegen eilte, dnss der grössere Theif des Sj iiii- 
schen "Volkes eine fnlschiedenc Alaicignii^^ gegen die neue Vcrfnssung 
bekunde und von üeni besten ^\llIcn beseelt wäre, den König wie- 
der III seine alten unlj( sdirunkten Regierungsreclile einzusetzen Kö- 
nig Ferdinand war bil i entschieden; sein Vnfenihnlt m Frankreich 
w;ir ktine Schule zur Lmpfangh'chkeit für die neuen t onstiiutioneHen 
Lehren der Spanischen Cortes gewesen, er verweilte den Monat 
A{ ril 1814 in Valencia, um sich noch einen grösseren ^Vnhang zur 
Bestauratioü der alten Monarchie zu versichern. Darauf verkündete 
er am 4. Mai 1814, dass er die Verfassung der Cortes vom 18. März 
1812 verwerfe, alle Schritte und Maassregcln der Generaljunta, sov^ie 
der Regentschaft und Cortes von Cadiz für ungesetzlich erjdäre und 
jeden ferneren Anhänger dieser Verfassung für einen Majestätsver- 
brecher u^d der Todesstrafe für verfallen ansähe. Gleichzeitig befahl 
er eine vöhige Wiederherstellung der. SjMinlschen Zustände an, wie 
< sie in allen ihren innern VerhäMnissen vor dem Jahre 1808 gewesen 
wäret)) und nar mit dem zweideutigen Trost suchte er das durch 
beispiellose Opfer bewährte treue Volk zu belobneo» dass er selbst 
die vielfachen Missbräuchc der früheren Regierungswillkühr aner- 
kannte, den I>espotismus als mit Spaniens Gesetzen unverträglich und 
bassenswerih nannte, jedoch siph selbst die £nt\(erfung einer neuen 
Verfassnngsurkunde vorbehielt, wenn er davon auch die Mitberathung 
der' Abgeordneten aus Spanien und den Golonien nicht ausgeschlos- 
sen gedachte. ' 

. In der Nacht toib 10. auf den 11. Mai 1814 wurde die YentoMi« 

' . . . ' ♦* 

zahlreiche Decrete nach dir Uekanidmachung der Verfassung das gesammle 
alt« politische Leben von Grund aus enehüUert hatten, ohne in dessen Stelle 
ein niuei foohigegUederles hef^Ugen xti kihinm. Zwei HiMvIe vM^ n^aljMI 
«id 0. Wober 1812 schafften die alten Gerieht^ö/h ab Und Miukmrmmit 
di^ Beeret^ vom 23. Mai 1SI2 und 23. Juni 1B13 §eWm ßßim Mnrieh- 
tungen der Gemeinden und die Wahlen ihrer Obrigkeiten ordnen; durch das 
Beeret vom 8. Juni 1813 lour.den alle Zünfte aufgehoben und das Geu prhr- 
wesen völlig frei gegeben. Das Beeret vom 4. Juni 1813 befahl den i erkauf 
^B^OmmMkgü&r und iMlte tine TMikeSfmig ierjM^ asi dU$ GmaMB- 
^Mlttim JlMififAI; nath'-4m Aaenüm «0» 13. md l*. S^pmn^ i3U Mit 
Im alle Staats- und Krongüter zum Verkauf gettellt, sämmttiche alte Abgaben 
und Steuern auf grhohrn und für die Befried^ung dir S^auifkedUrfttUse dwrck 

Mmfühmmg einer emtigei^ Skwr getotiß yrnrimk • > . ^- »i'. i » ' • 
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]Dng der Cortes lu Madrid ^rch Soldaten BHseinandergespr^ßgt, die 
wichtigeren Partheifälirer wurden verhdftet ; überaH wa in* den PriM 
Binzen sich Neigiiiig zur Yertheidigung dor VerfoiMg HBter denr 
Volke bemerkbar machte, wurde jeder Versuch znra Widerstande 
im erqfen Keime durch ' die bereit gehtiileRe militärische GewiR 
streng mtefidriiekt Damit mM» aber auch' die Vtoiieic|äuiig do»« 
Könige «Dt eine- Rem VerfisMiiig erloidiefi, imd das dieaelii FksMt 
aigebomüastrauov - Schoo damals diiNli eine BerunMete goMüdicf 
Haid KmmeiNlIeiier ' GamariUa gemiubraucht, trieb iiMwr j8her> tu 
eifter flMnfllosen WiiUtährfcemchaft, in. ireidhcr dag Land «MI- 
Volk auf die widerwärtigste Weiie xa* jGrande gerichtet^ wdrdeii. 
DaduRTch erseügte sidi aber von neaem eme wahn^'SebnMiolft naefr 
der eben bo ividenuilHrlifllitn Rinengung der moiiariMch«! GewaM, 
wte des did BestbniBiingeii der Gortea- Verfiissang forderten;, ^^nd 
gerade von den einzelnen Theilen des stehenden Heeres, das wenige 
Jahre vorher seine unbedingte Hingebung lur das angestammte Herr- 
scherhaus durch die gewaltsame Beseitigung der Cortes - Verfassung 
bethätigt hatte, gingen nach einander die Versuche aus, demselben 
(Grundgesetz volle Geltung und lebensfähige Anerkennung zu gewin- 
nen. Ohne der frutier verungiückten militärischen AulsUini'^ für die 
Wiedereinfulirung dieses Grundgesetzes zu gedenken, von General 
Porlier ab, gehe icii so^^feich zu der Cndizcr KmpÖrung M>m 1. Ja- 
nuar 1620 über, welrlic bei Gelegenlieit einer der allgemein grhfiss- 
ten Expeditionen nach Siidamerika unter den dort versammelten 
Truppen ausbrach. Anfänglicii kaum beachtet, erlangte sie bei d^ 
illgeodeinen Missstimmung in allen Provinzen durch die Prociamation 
dieser Ck)rtes -Verfassung bald die Zustimmung aller Stände, und id 
nenigen Wocben sah sich König Ferdinand, nachdem sein Vorschlag 
YOin d.,Mirz zur E;inberufiiiig. der Stände nach aller Weise (Cortes 
por estamentos) entschieden ittrj^eligewiesen wurde, genöthigt, m' 
7. Hirz 1820 abemkala nicht nur iwfne Bereitwilligkeit für die An- 
Mbaie 'dieder V^aisung ni eriddren, ioddem sie noch an demset- 
beft' tage viMr der amiferegten Velkamaiae au beschwör, nftd in 
dam Dtoete Tom 8. Marx bercM» die neueii Cortes --aelbsC ämo«; 
bhmfen;*) ■ -i • ' ■ 

Kacbder AMMbine der Cortj^^Verftssung lefgten sieb bidMi 
bald sebr lutoalldie EHbbrungen,* welche aus der Unziilitigliebkeüder 



*J Gleiehzeifig wurde durch ein officielles ^Rundschreiben an alle Höfe 
Xmfia*» vom 10. Män trMärt, das* ESnig Ferdinand diam SthHU am 
ff9km BHUMiüe lAtd nee^ tvdlicAer Srwägung gdhm M»? ' dkie *Erkiä* 
rung umrdt in mehreren öffieieUen AeteMf^ken' Ür nttchsUn MevUlk ff^eder» - 
M, Yßk JMmw d^fUmatiquei, SMtg. im» wH iil, & IM ntfOfi* 
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Befugnisse der Hp«ierungsgewa!t und deso Uebergewichtc der Cortes 
und ihreni pniiiuHdeiireridoii I jnflusse auf alle Kegieruiigshandliuigen 
entsprangen, indem die auMilx nde Gewalt bald durch widerwärtige 
dazwischen preworfene Hindernisse gehemmt, bald durch Unent- 
schlossciilieit, Verzö«?erungon aller Art und Versagiuig der nolhwen- 
. digsteij Ililfsniiitrl uirkunaslos gttmaclit wurde.*) Da2u kam, dass 
die Beschlüsse der versammelten Cortes vorzugsweise gegen den 
fröheren übcrmächligen Kinfliiss des Klerus imd dt s hohen Adels 
gerichtet sieiu mussten, und beide Stände u\ dem i^rossten Thcil ihrer 
hervor rae enden Glieder in die Reiben der Feinde der Verfassung so 
wie der bestehenden Uegierung trieben, während gleichzeitig durch 
die Aufhebung der Zünfte zahlreiche Älassen des Pöbels arbeitslos 
und zu den aus&chwejlendsten Hoffnungen aufgestachelt in den Haiipt> 
Städten der Provinzen angesammek wurden. Gs entstand in kurzer , 
Zeit eine tiefe Kluft zwischen 4en verschiedensrüfipea Vertbeidigern 
der CQngervativen Elemente und den riicksichtslosen Freunden der Neue- 
rungen, welche die letzteren ohne weitere Prüfung und Modificirung 
«1« tiiMBiastbare Reformen für das Wobi dot Spanischen Volks dwcbw- 
führen sich bemübten. Darüber begannen häufige Auswanderungon 
der Missvergnügten nach Frankreicb; es biidete tk^ «ine eigene Uß* 
gMilpebeft im lüenea des iefantea I>eB Carlos, welche durch Amcf- 
hHfig eigner CHavbeMlleere ui Nevirr«» Gabüoüien und Biscaya einen 
BuiseriErieg für die "Wiede rh e w teUnag dos imteiefareBtoten k/biugü- 
Ohe». AMtas imd theilweise für die. veHe AMikewiiHig der Privi- 
leuPBo 4ier .BMfcMieD ProTimeii uatemtihni. 

Der Wrifirliriec fiir de EinnUirmig der Gtoteft-Veriiimü mm 
dam lehre 1819 brach aber nicht nur avi der Pjfee«ifciieii Salb- 
iiiflel aus: dfti übeimdieQd leiohte CieüageB thror Jkoßfkmmii 
Su^m der beurtianiscbea Dynaalie in Spanien In, Folge «iner miülii* 
naehen levQlalioiik hatte auf der ttaliemsohen xm aWieh* 
BevoIntiinieB in Neapel ond Piemont hervoi^gemfiw, die; auf nkbli 
GBriogereyi als auf eine VerpQaaion^ der Gniadsalae der Gotlee^ 
VerüMStung auf dieten Boden aoagiagen. . Diee fiiMe an^deo Euro? 
paeischen Qongreneii in Uyhach und Ymmfi (1831-^22), durcli dem 
Beschlüsse und angeordnete militärische HiNh nicht nur Jm 'A«^ 
st^e in Italien 'unterdrucitt *und die Wiederherstaibmg der frittieren 
politischen Zustände vermittelst desferreicbischer Heeire erzwungen, 
sondern auch die Gestaltung der Spanischen Verhältnisse zur Auf- 
gabe der allgemeinen Europceischen Diplomatie gemacht wurde. 
r— i! . 

V rergl.namenüiek dit $t 131. wnd m 4i$m F«f^ 4mm fOgm- 
rekktTkmtztmg sehr leUM 4u gtnbigAmi» 0maU mgtM/UfHfflm 4ßr 
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Ein Beschiuss des Congreues zu Verona (Circolar - Depesdie i 
vom 14. December 1822) ordnete die tewaffnete Intervention in dte 
SpaniicheD inneren Angele^heiten an, und übertrug die Ausführmig 
derselben trotc dem Widerspruch der Britischon Grossmadit» det* 
von ihreaa BipritoteHiiltM ond enten Mdlitmi, dem Ilericige m 
Weiütfgton, mif diesem Gongresse dagegen eingelegt wufde, der 
FransesiMlieii R^giiniiiig. Das iPktnideiicfae Interi'eiitlenBfaeer von 
mim mma Mte^ iKi dem Zwteqnlle In SiMniMiini Volke «md 
M dem mverkemiberea idlgemeineii BMntrmii «die Beftiiar- 
Mt der GMe^Vcs'AMiuog in flrali, genam Ijmtogei eUerdinge irar 
^ Werk ^Mmt Geniffenneii-Sxpeditioa in ferricht^D» wie* der Ste» 
ger i» ühemülthige« Bofaiie anmdrucken sich beliebte; denn ewHr 
dar drefraontüdieft Bela^eriM^ ven €adis Jmd dOl Sc^pUfm- 
bee 1833) war beiiie Wilfentiiat von etMgem Jeimge ra beridiMii 
Hmig rettfkund ¥11. ging am 1. Oofober 1823 in /Jas FranMSikdie 
Lager und erlclärte gleichzeitig alle seine ße^^chlüsse vom 7. März 
1820 bis zum 1. Octobcr 1823 für uii^ulUg, indem er ausdrück- 
lich trotz seiner frühem Krklaiung hinzufügte, dass er denseiiien nur 
in einem nicht freien Zustande seine Zustimmung ertheilt habe. Es 
wurde sofort das alle willkuhrhche Regiment nach allen seinen Rich- 
tungen hin in Spanien wieder eingeführt, der König blieb in den 
IJrinden der AlisoluUstas und Camarilla *) ein so willenloses Werlc- 
Zöug, (Inss (-1 gegen deren tyrannische Anordnungen selbst mit Sem 
Opier seiner eigenen Neigung nicht einzuschreiten wa^te, wodurch 
dann nicht selten da«? traurige Beispiel ü^ei^eben wurde, <Jags Spani- 
sche Communen gegen ihre eigene liegierung die \ ermiltelirtig oder 
wohl aucli geradezu die üülfe des traiuöuschea tteseti^uegabeeres jo 
Aflsprüdi nahmen. 

Die neue staatsrechtliche Feststellung der unumschrankteA 
Königlichen Gewalt erfolgte durch die königliche Erkkiruug fom 
VI A^'A 1S25. **) hl derselben wird jede spätere Reform oder 
T^euerung auf dem Wege ständtsdier Berathungen ausdrücklich iiit 
rückgewiesen» mobile weder jetzt noch irgend jemals das Mindeste 
dwon (von där wimnschrankten königlichea Gewalt) lu vergebet^ 
und obia dip Errjchtung voa Kammern ade» ahdereoJnsUtutloneD. 
»I gesfi|t(ei9it sobald sie unseren äebsätiphen. und Gatzen zuwider* 
Iraienk" Der Spmiscbe NaUonalstolx vers^le nicbt dem Monarcbei^ 

*J Diete vwrde igkderum wn d«r opotlolltei^ Junta la coacQpe»Dfi» 
gtieitet, welche in cUhn JVovtnzen in den himmlitehen Wohnunsen iftrf 

Spttialfunten hatten, 

Mgednukt in dm Staatsacten fSfuttgartJ Bd* /. S*4»unä /»a- 
IH», Smv^iit^ rtrßtmngM, Md. IL S. ' ' 
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j?e\vissei liiassen aJs Drohung, wenn imn seiner efgnen Maclilfulle 
uiclit vertPciuen wollte, hinzuzufügen, „(Jass ich von meinen erlauch- 
ten Bundesgenossen, welche mir so viele Hpvvpfsc ihres innigen 
Wohlwollens jjihI ihrer tliätigen Mitwirkung zum Wohle meiner Kö- 
nigreiche ue-eljcii haben, die teierhcbäte und bestimmteste Zusiche- 
ruu^ erhalten liabe, dass sie (ortfahren werden, bei jeder Gelegen- 
heit die legitime und unumschränkte Gewalt meiner Krone zu iin- 
terslützen, ohne mir jemals mittelbar oder unniillell);ir irjii nd eine 
Neuerung iii meiner Kegierungsform weder zu rathen, noch vorzu- 
9cl)lagen.'* Als eine sichere Schutzwehr f ür die abgolutistischeD Be- 
strebungen dieses erneuerten Verwaltungssysteras bildeten sich in 
allen Provinzen die Corps der königlicheji Freiwilligen, welche 
indflw bald in frocfaem Selbstverlrauen solehB Forderungen aufstellten, 
dfiBS dem unbefangenen Beobachter die grone Bedenkiichkeit einer 
solchen Uilfe fiu' die SdlbfllAUiDdiglDeit der sottveveinaa StMtBgewaM 
nidit eotgfiben Iraittte* 

Die, (Nilillflche Verüiutening, welche fn dem Nadiberreiche P6r* 
Mgol nrit ilem Tode* des KMg« Joao "VI. (Johann) sm 10. M&n 1826 
for s{c|i ging, mdem dessen Nacfafblger Dom Pedro deii Portugiesen 
eftie freie Verfbasung am 19. April 1816 gewährte und darauf tt 
Gmsten seiner Tochter Donna Maria da GloHa am 2. Mai jl836 dier 
Krone entsagte, wirkte insoweit auf die Spanische Regierung ein, 
jlass Perdlnand VIl. ideht mehr mihedlngt der tetei der Absolntis^ 
ten folgte, uhd demgemSss bef dem demals ftberans hinfigen Hinisfer* 
wefhsel in diesem Staikte, auch gemässlgtere Männer von emer übe» 
raleren ttichtuhg zu seinen Rathgebern wählte. Dadurch fühlten sich 
aber alsbald die Absohitisten verletzt, und traten jetzt unter einem 
peuen Schutzmantel als Verlheidiger der kirchlichen Interessen, unter 
dem Namen der Aposlolicos oder Agni\iados, gegen die u»ij iiii im nicht 
gebilligten 'Massregeln der Regierung nuf, indem sie ihre vorziiglichste 
Stütze In dem ältesten Brniler des Königs, dem InfantenDon Cnrios zu - 
besitzen holTlen, und deshalb .lueJi schon dnmafs als Carlisteu (^lasCar- 
Ifstas) sich zu einer gefürchlet ri Macht ausbildeten. Sie erneuerten 
in zuvei^ichtHchem \ ertrauen out den Frfolg den Bürgerkrieg in dtfn 
östlichen Provinzen des- Staates, durch die benachbarte Französisrhe 
Grenze stets gedecTvt, bis ihre Forderungen nach dem veränderten 
Hcuicrungssy^tem in Portugal, wo der Infant Dom Miguel am .3. Mn'i 

mit der Aufiiisung d^T (iortes den Absolutismus von neuem 
befestigte, auch an deni Spanischen Hofe wieder zu eiuer höhern 
Geltung'kamen, und abermals alle Aussichten auf angemessene Re- 
formen durch die Regie]:ungsgewait verloren gingen, inzwischen 
veränderte sich wiederum wesenlii^ ^die.^luog der '4|ft Siwmi4i»W4 
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Hof und die ermattete WiHenslonll des kinderloMn König» bekenr- 
Kbeoden Fractionen, als Ferdioand VIL nach dem Tode Sellter drit- 
tm.QemabKn Maria Josephina (f 17. Mai 1829) in wenigen ttonaten 
»ir vierten Ehe mit der neapolitanischen Prinzessin Ghristina, Toch- 
ter des Königs Frsiu I., am IL Deoember 1820 schritt, und deren 
schnell wachsender Einflosa auf Kosten des präsumtiven Nachfolgen» 
des Infanten Don Carlos, ein neues Grundgesetz veranlasste^ In 
dessen Folge die gegenwärtige Kön%in mit Beselt^ung der beste- 
henden und von sämmtlfefaen Bourbonisclien Höfen anerkannten 'Erh- 
folgeordnung zur Regierung der Spanischen Monarchie berufen ist. 
Dies M dM hier In Deutseher Uebersetzung folgende Grundgesetz: 

n. llie pragmatische Sancflon Fer« 

dinand's TU.,*) 

oder 

liü« die JErbfoiffeorftHung der Spanischem ' 
Mirmme festMieiiende tii^nigiiche MMecrei * 
V9m 9a. März M&BO. 

hDod FerdlDand VII^ von Gottes GoadeD König von Castilien und Leon 
u. s. w. den Infanten, Prälaten, Herzogen, Marquis, Grafen,, Rioos Hombre«,**) 

Prioren, Commandeurcn der Orden und T'ntcr-Commandeuren, Aleaden von 
Caslilien u. s. w. und allen Richtern oder Jurisdtclioncn, Beamten und Per- 
sonen aller Städte und Burgen Meiner Königreiche und llerrschalten, tbuü 
Wir sowohl jetzt als für alle Zukunft kund und zu wissen, 

d«A den Corte», die Im Jahre 1189 in Heineni Palaste 8aen fietiro 
gehaltffiD wurden» der VcrKhUag det K&migt, Heine» erlanehlen Vaten, der Im 
Himmel ist, vorgelegt warcj, in Betreff der Notbwendigkeit und Zweckmässig- 
keit, das dnrrh die Gesetze und durch nndenkh'che Sitte flir die Thronfolge 
von Spanien eingeführte regelmässige Terfahrcn beoJinchten zu machen, indem 
man den altern Sohn dem Jüngern und das männliche Gieschlecht dem weib- 
lichen in den betreffenden Linien, ihrer Ordnung gemäss vorzog: und nachdem 
sie die uoermessltchen yortheile^ welche der Monarchie aus ihrer Beobachtiing 
in einem Zettraume von mehr als 700. Jahren eni;achsen waren, so wie die 
Beweggründe und eventudlen Umstände in Erwägung gezogen hatten* welche 
Izu der durch die A^ten vom 10. Mai 1713 decretirlcn Reform Anln'?^ gegeben, 
eglen sie seinen königlichen Händm eine Petition vom 30. September 1780 
vor, erinnerten an die giossi- W uiiUhat, die für dieses Königreich schon vor 
dem Zeitpunkt der Vereinigung der Kronen \oii Castilien und Araguuien aui 

) . = . . 

V Abgedruckt M äe Ut Talles, QuekÜhU dit ihm Carht mu im 
Enfi, wmlh. F. B, üngewUtar, JTfHIfi 1833^ 5. 219-23; fmur Staattaeient, 
M XrilL, S. 89. Pmtt, Swnfp, Yftfunmgwih BO, /F. 5.601, wid Moni- 
la«^ 1830, No.Wlk 
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der in dem zweiten Gesetze, fanftehnten Titel spedfldrten ThronfolgeordiMig 

entsprungen war, tind baten ihn untprthänijr, er möchte ohne Bücksicht auf 
die durch oben angeiiil rtc Acten aulgestcUlc .Neuerung lH f( iilen, dass man für 
alle Zukunft bei der Thronfolge der Monarchie die besagie. seit undenklicheii 
Zeiten bestandene Sitte so beobachte und beibehalte, wie »e immer beobadh 
tet und gehalten ward, und ehiepragmattseheSanctioobckannt'madienlasM 
die in der Versammlung derCorfes erlassen und gebildet, du» BnttcfalieMUng 
ind die Widerrufung der oben angerührten Acte feststellte. 

Mein erlauchter Vater fasste nach Empfang dieser Petition den £ntschlu$s, 
den das Wohl des Küni^roichs erforderte und antwortete auf den Bericht, 
womiL du Junta der Assistenten des Hofes, der Gouverneur und die Minister 
Meiner kuuigiichen Jammer von Castilien die Pelilion der Cortes begleitet 
hatten: '«dass er cifaien der besagten Bittschrift gemessen EnlSfAliiiS tsebsit 
bitte.** Er empfahl ihnen aber fttr den Angenbliä, das grosste Geheimniis 
zu beobachten, weil er dies für seinen Dienst am nützlichsten erachtete: und 
in dem betreffenden Decrete befahl er seinein Conseil „die Air einen !(blchen 
Fall gebräuchliche pragmatische Saoclion auszufertigen". Die Cortes schickten 
mit Berücivsichügung dieses Umstandes auf dem vorbehaltenen Wege eine be- 
glaubigte Abschrift der oben gemeldeten Bittschrift und alles sonst sich darauf 
Biniehendin, nnd es ward Alles in der VcfianmIuBg mit dm badbften Vd^ 
behalte bakannl gemadit* 

DieUnrahen, wsekbedamabEnrapa hetsisucbten und diejenigen, welche 

die Halbinsel später erfuhr, gestatteten die Vollziehung dieser wichtigen Ab- 
sichten nicht, die ruhigere Tage erforrlortp?! Xarhdem Ich mit Hülfe der 
götÜichen Barmherzigkeit den Fried tn mul die Or jnung glikklirhprwolHP M\t- 
dcr hergestellt habe, deren Meine gciiebtcn X üikcrsosehr bedudien, nachdem 
Ich diese ernste Angelegenheit gepr&ft und die Absidit eifriger Minister für 
Meinen Dienst und für das Staatswohl angehört habe: befahl ich dnrch Mein 
königliches Decret vom 20. d. M., dass in Bezug auf dfe Originalpetition nnd 
die in dieser Hinsicht von Äleinera vielgeliebten Vater getroffene fintsfiiliessung 
nnd die Certiflcnlion der ersten Secretäre d(>r Cortes, welche diese Urkunden 
begleitete, das oben besagte Gesetz unverzüglich und pragmatisch in der ge- 
hörigen Form bekannt gemacht werde. 

Nachdem Ich es iu Meinem General-Conseit unter dem Beistande Meiner 
beiden Fiscale bekannt gemacht hatte, die mündlich am 27. desselb. Monats 
angehört worden, entsdUoss man sich dahin, ihm Yotlendung dadorch m 
geben, dass man es mit Gesetz^kraft und als eine pragmatische SancCion, dh 

in der Versammlung der Cortes geschehen und bekannt gemacht, ausfertige. 
Ich befehle demnach, dass man für alle Zukunft den buchstäblichen Inhalt 
des zweiten Gesetzes, fünfzehnten Titels, zweiten Theils der Petition der In 
Meinem Palaste Bueu Ketiro im Jahre 1789 versammelten Cortes gemäss, deren 
wortliflher Inhalt hier folgt, beobachte und vollziehe: 

„Der Vortheil der Erstgeburt ist ein sehr grosser Beweis der Liebe, die 
Gott den Söhnen der K&nigif erweist, die noch' andere Brttder haben soUen. 
Deijeniips, dem er diese Ehre erweisen will, bdierrscfat die andern, die ihoi 

gehorchen und ihn als ihren Vater und Herrn ansehen mtkssen. Die Wahr- 
heit dieses Satzes beweisen drei Gründe: der erste entspringt aus der Natur, 
der zweite aus dem Gesetz, der drille ans dem Herkommen. 1) Ans der Nätur; 
denn der Vater und die Mutier wünschen sehnlichst, Geschldchtsabkunft zu 
haben, die das, was ihnen gehi>rt, erbt, und der £rstgeborne, der friiber zur 
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Erfijlinng ihrpr Wünsche gflfommcn ist, m\n^ rleswcgen auch mehr von ihnen 
geliebt werden, und kapn darauf Anspruch marhen. 2) Aus dem Gesetze; 
dCDii unser Herr Gott sagte ru Abraham, als er ihm, um ihn auf die Probe 
III steilen» befahl, Isaak, seinen eiu^geti Sohn, den ci zarüich hebte, zu neh- 
mm «ad ihtt «os lielie'xu ihm m opfern, wd sagte dies aus iwei GrOnden; 
a) weil dieser der Sohn i^ar, den er aus dem oben angeflttirten Grunde wie 
lichr edbst liebte« und b) weil Gott Ihn als Heiligen auserwählt hatte, als er 
wollte, dass dieser zuerst auf die Wolt kommen sollte, und deswegen auch 
das Opfer desselben verlangte; denn nach dem, was er in einem alten Gesetz 
zo Moses sagte, sollte jede männliche F.rstcreburt n!s eine goUgerechte Sache 
aogesehen werden. Dass die Brüder den £räLgcborncn als ihren Vater ansehen 
sollen, geht daraus bervor, weil er ilter als sie und snerst auf die Welt ge- 
kommen ist, und dass man jbm wie seinem Herrn gehorchen soH, gdtt eben- 
TaiU ans den Worten Isaaks an Jakob seinen Sohn hervor, als er ihn in der 
Meinung, dass er sein ältester Sohn sei. den Segen gab: Du wirst der Herr 
Peincr Brüder sein, und die Kinder Deines Volkes werden sich nach Dir 
wenden, und derjenige, den Du segnen wirst, wird gesegnet sein, auf denjeni- 
gen aber, dem Du fluchen wirst, wird der Fluch fallen. Man giebt demnach durch 
Wortesu verstehen, dass der Erstgeborne Gewalt Uber die andernBt&der alle, diese 
hat ajs Vater und Herr, und dass sie ihn als soleben anniscben haben. Da ferner 
3) dem alten Herkossmen zufolge die Väter gemeiniglieh Mitleid mit den ai^ 
dem Kindern haben und nicht wollen, da« der Adteste Alles Ijabe, sondern 
dass jedes einen Antheil haben sollte, so erkennen gleichwohl weise und ge- 
lehrte Männer in Sachen der Nachfolge an, dass diese Vertheilung in dem, was 
die Königreiche betrifft, nicht stattfinden könne, wenn man diese nipht zer- 
stören wolle, nachdem was unser H£rr Jesus Christus gesagt hat, dass jedes 
Ktaigreicf,'dis Yerfhält wurde, der Veibeenmg ausgeselit sei» Mem er ab 
einRee^t ansah, dass die Herrschaft oder das Reich allein dem ältesten Sohne 
nach dem Tode seines Vaters lofcommen sollte. 

„Und dies VrAT nnn anrh immtr i^cltriinrhli'^h in allen Ländern der 
Welt, . wo die Herrschaft in der Nachkommenschati blieb, und insbesondere in 
Spanien. Um grösseres Unglück zu vermeiden, das eingetreten ist und noch 
ferner eintreten könnte, war man der Ansiciil, dass die Herrschaft des König- 



itticbs inmier du Brblheil derer sein seUte, die in gemder Unie abetamniA 
und aus diesem Grunde seilte man fest, dm wenn keine mannKchen Kinder 

vorhanden wären, die älteste Tochter dat ESnigrcich erben lolll«; nnd so 
befahl man niich, (in«;s wenn der älteste Sohn verstorben sein ';n11tp, ehe er in 
das Erbe eingetreten wäre, und von seiner gesetzmässigen Gemahün einen 
Sohn oder eine 2 oc/i/cr hinterHesse, der erstere^ und dann die zweite und sonst 
keu^ andere Person dasselbe haben sollten. Würden aber diese AUe sterben, 
80 saUte das Königreich als £rbtheil dem nächsten Verwandten nifallen» wenn 
er ein fähiger Mann sei und nichts gethan habe, um die Erbschaft ni verlie- 
ren. — Durch alle diese Verhältnisse ist demnach das Volk verpflichtet, zum 
wahren Besten des Königreichs den ältesten Sohn des Königs als seinen Sou- 
vefain anzusehen. Es müsste. daher Jeder, der ge^^rn das Obengesagte handeln 
würde, als Verräther behandelt werden und als suh her die islrafe empfangen, 
denen dem Gebrauche zufolge diejenigen ausg^etzt sind, welche die Gewalt 
des ESnigs binlenansetsen,** Diesem «ufolge befehle ich nun euch Alkn und 
Mem insbesondere^ in euren Bedrken und Jurisdictionen, diese pragmatische 
teclioB MeroH und in Allem was sie enthält, befiehlt und anweist, zu be- 
fMlifi% M crfltfIeD und an roUsieben und bei diesem Anlese alle liaurcijslrt 
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die drr Fnll rrfordcrt, zn tr^^fTfn ohne flass eine andere als die gegenwärtige 
Erk!;irimg nöthig sein sollte, die ihrp ^■ollziehtlqg von dem Tajjo an erhalten 
soll, ys'o sie zu Madrid und in den Stadien, so wie an allen andern Ortschaf- 
ten unter Meinem Gehorsam lid[aiuit gemacht wwdeft wird, ihdm iUm die 
Wohlfahrt Meines Ifom'glicfaeii Hauses nnd den StaAtsvorthifl aller Meiner 
Taiallen betrifft.' Dies ist mein Wille u. s. w. 
Gegeben im Paläste den 29. Man 1830. 

Ich der König. 



Dieses nach seiner Form und seiner Redaction seltsame Grund- 
gegetz jgnorirte durcliaus die Cortes-Verfassung vom 10. März 1812, 
welche allerdings in den 5 Artikeln 174—78 ganz dieselben Grund- 
sätze in Bezug auf die nähere weibliche Erbfolge und noch weit 
klarer feststellten, und einen weit entsprechendem Anhalt dargeboten 
hätten, als dies für eine vor vierzig Jahren verabfasste Petition der 
früheren Cortes gefordert werden konnte, welche weder von König 
Carl IV. zum förmlichcii königlichen Beschluss erhoben, noch von 
den Agnaten der Dynastie genehmigt, noch von den früheren Stän- 
den selbst als eine für Recht bestehende Anordnung angesehen war. 
Eine Berücksichtigung jener Artikel der Cortes- Verfassung konnte 
mindestens als ein« zweimal von Spanischen Cortes im Jahre I^^12 
und 182tr gebilligte Xhronfolgeordnung betrachtet werden, bei wei- 
cher das Interesse des Landers und das der Dynastie, d. h. des auf 
den Spanischen Thron berufenen Zweiges der Boiirhons, von, eioem 
unbefangenen Staiidpunkte beurtheilt erscheinen (iurfte. 

Es lag allerdings in der Absicht des Königs Ferdinand, diese 
pragmatische Sanction durch eine Versammlung der Cortes por esta- 
njentos anerkennen zu lassen, um so mehr als seine vierte Ehe in 
üherrn sehender Schnelle mit Nachkommenschaft gesegnet wurde, diese 
aber eben in zwei Töchtern bestand, Maria Isabella, geboren den 
10. December 1830 und Maria Luisa Fernande, geb. den 30. Januar 
1832. Jedoch die* Juli -Revolution in Frankreich, die Wiedervertrei- 
buDg des älteren Zweiges oder Hauptstamraes der Bonrbons begün- 
stigte fiir die daihalige Spanische Politik ein Schaukelsystem zwischen 
4eni Absolutismus im\ Liberalismus, indem jener in dem Tnfmten 
Don Carlos seine glückliche Zukupft ahnte, dieser auf die Königin 
Bla^ia Ghristina als Regentin seine Hoffnung setzte, um durch deren 
nottiwendige Verbindung mit König Ludwig Philipp auch in Spaden 
die coBStitutioncilIe Uonaröhle zur Wahrheit zu madien. Bei der in 
häufigen AitfSIIen des Starrlorampfii Jahrelang sich hinschleppenden 
.und doch jeden Augenblick lebensgefährlichen Krankheit des Königs 
Ferdinand war «der Intrigue zwischen den Anhängern der Königin 
imd des Infaptoi) e(n weiter SdiauplaU geofliiel, auf welcbem 4h 
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vMerwartigsten Scenen abwechselten, ohne dass eine der beiden 
Parthelen zum unverschleierten Angriflfe übergehen und alle seine 
Kräfte versuchen durfte. Dennoch gelang es dem \icl vermögenden 
Minister Calomarde den König in einer harten Krisis, in geistiger 
und fast körperlicher Bewusstlosigkeit am 30. September 1832, zur 
ünterzeichiiuDg einer bereitgehaltenen Ordoimanz zu bestimmen, nach 
welcher die pragmatische Sanction zu (iunsten des Infanten Don 
Carlos und seiner männlichen Nachkommen zuruligenommen wurde. 
Aber der todesmalte Konig erholte sich wider alles Vermuthen noch 
einmal, und dies gewährte den entsfhpldr^nden Sieg der Königin 
Maria Ghristina, die schon 5 Tage darauf (4. October 1832) zur 
Begentin (Gobernadora) wahrend der Krankheil des Königs ernannt 
wurde und einen förmlichen WiderniC jener untergeschobenen Acte 
yfotn 30. September bewirkte, indem vermittelst ein^ neuen könig« 
liehen Decrels vom 31. December 1832 die pragmatische Sanction 
nochmals als GrundgeMtt der Spanischen Mooardue feieriidi proda« 
nirt wurde. *) 

Ks lieisst mn Scbloase dieses DecreH: »Nunmehr m KenctniM 
lesetit von der Loge, womit Yenifiiei^ dfe LnjaliliiI meiner Uionem 
^panier» stete getreu den Naehlcommen iinres Königs, verlemdet hal- 
ten; voUkommen iiberzettgl, dass es* weder in meiner Macbt nedi in 
mefaiem ^Wilien ist, das unYordenklidie Bekommen liiMiclitlidi der - 
seit Jaliriianderlen ÜestgesteHten, dnrqb daS'Geseti sanelioniiteD» dordi 
die beriUimlen Hddinnen, meine Yorgängerinnen anf dem Thron ge- 
reieiillSBrt^ten mid durch den einfaeiiigen Wunsch in mehwm König- 
reiche geAnrderten KHblg0 ahinsehafl^ und nunmehr erlöst von iler 
Einmischung und dem Drange jener unglücklichen Umstinde: — thue 
ich feierlich meinen unbedingten Willen und. nach meinem freien 
Entschlüsse kund, dass das von mir unter den Todeskämpfen, in 
meiner Krankheit unterzeichnete Decret mir durch Ueberlistung ent- 
rissen wurde, dass es die Wirkung der falscfen Besorgniise war, 
mit denen gewisse Personen mein Gemiith bestirmten, und dass es 
nichtig und von keiner Kraft ist, da es mit den Grundgesetzen des 
Königreichs und den mir bow oli! als König wie als Vater .obliegen- 
den Pflichten gegen meine Nachkommenschaft in Widerspruch steht 

Der Infant Don Carlos hielt sich nach diesem Decrete zu einer 
entschiedenen offenen Vertretung seines Thronfolgerechtes gedrängt, 
er veriiess Spanien und legte von dem Portugiesischen Schlosse Ra- 
mdhao am April 1833 einen formlichen an den Kön% gerichte- 



V Abgedrückt unter den Aetenttwken bei de lot Valli»^ a. a. 0^ 



Digitized by Google 



I 

(MI ProM^ §tsfsoit die AnordMngen d«r pragmitisdMB Smdloir 
eu, folgenden Inhalts: »Ich Don darioe Ifarw iiidor von JBow&mi, 
MIniI yod Spanien, durchgängig ubenengt von der Gesetiniasaigkeit 
meiner Rechte an die Krone,, die ich auf den Fall, daas ich Euer 
M^estituberlebei und dass ^ keinen männlichen Erben hinterlassei^ 
heiilae», erkläre dais mir weder mein Gewiaaen noeh mehie Ehre 
gealattet» andere Rechte als jene zu beschwören oder anzuerkennend ** 
Ferdmand YIL verbot in folge dieses Protestes am 6. Mai dem Infiniten 
dte RMckkehr nach Spanien^ mit dem Bemerken» „dass seine Anma^ 
sangen den Hissvergnügten nar als ein Vorwand zur Ruhestörung 
dienen Vierde." Er wies demselben zu seinem ferneren AafenthaMe 
den Kirchenstaat an und schloss das Decret**) mit der Erklärung: 
„Spanien ist unabhängig von jedem auswärtigen Einflüsse oder einer 
Einvrirkung in Allem, was seine innere Verwaltung betrifil: und ich 
wurde gegen die freie und völlige üiiabhängigkeit meiner Krone han- 
deln, und das von sömmtlichen Souveränen Europa's allgemein ange- 
genommene l'rincip der Nichteinmischung verletzen, wenn ich llinen 
die Mittiieiiung machte, (Üe Sie in Ihrem in meinen Händen befind- 
lichen Briefe verlangen^ (da Carlos gefordert, dass der König selbst 
seine Protestotiun an alle Souveraine Europa's mittheilen sollte). Aber 
es wurden in der That gleichzeitig von den beiden nächsten souve- 
rainen Agnaten des Hauses Rourhon- Spanien, von dem Könige 
Ferdmand 11. von Neapel und dem Herzoge Carl von Lucca prote- 
stirende Erklärungen gegen diese veränderte Erbfolgeordnung einge- 
sandt» indem sie behaupteten, dass das Thronfolgefresetz vom 10: Mai 
17h3 nur mit Zustimmunfr aller Agnaten wesenllidi abgeändert wer- 
den durfte, llnter solcheu Umständen erschien die Anerkennung der 
prngtniilischen Sanction tlurcli die Cortes por estamentos als die be- 
ruhigendste Abwehr gegen alle Störungen der Innern Ruhe durch 
solche Anarfffe Sie wurden durch das Decret vom 18. März 1033 
nach Madriri berufen, um der noch nicht dreijährigen Prinzesshi 
Marra Isaheila die eventuelle Thronbuldigung zu leisten: aber nach- 
dem di^ Feierlichkeit am 29. Juni 1833 in der Kirche des heil. 
Hieronymus zo Aiadrid voii den Abgeordneten der Provinzen und 
Städte vollzogen war, wurden die Cortes sofort wieder anfgeloat» 
olm6 aof irgend einige Reform- Vorschläge fiückaicht xu nehmen. 

Dnrch den Tod des Königs Ferdinand m am 29. September 
1833 gelangte seine älteste annmnd^ie Tochtai: zum wirkUohen Be- 



V Abgedrttckt bei de los yaUes a. a, 0. S. 233, nebst dem BtghU' 
$tkrjnben an König Ferdinand. 

•V Bei de los Valles, S. 233-34. 
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9^ des Thrones, inden ihn BMler OiMfiia iIiiMenMidiiNi dfo 
Regentschaft übernaiiiD, welche iie nach dem am iL Oetober 1838 
«öffneten Xastaneate des Köb^ vom la Inü 1830«) hfe tu deren 
WÄckgf^gtem achtaeluiten Lebenqahre fortfdhreii soHte. Zwar 
W der RegeBtiA nach demMiben Teatamenle ein Regentschaftsrath 
■WM«« Aitiiiedeni m Seile gMettt, ifit dem sie in schwierigen 
Angelegenheiten heratfaen soHte^ namenCHcfa m solchen „welche mög- 
Miaar Weise in Insend ehiem Grade die Wohlfahrt meiner Untertha- 
M beefatrieh^geif konnten*; doch war auch ausdrücklich hinzuge- 
JlMAlt 12. des Testaments), „ohne sie (die Regentin) jedoch in 
■Wid einer Art zu verpflichten, sich dem Willen- der Regentschaft 
gttian tu fügen*. Die ßegenlin entfernte ^war augenblicklich ihre 
MHIk ?on der Parthei der Absolutisten und band sich weder an 
dfo Wahl der von ihrem Gemahl schon im Vornus bestimmten Mit- 
ipieder des RegentsclKiflsrathes, noch achtete sie auf den bisher i^- 
folgten Gang der Regierung. Aber eben so wenig entschied sie sieh 
gleich anfänglich für durchgreifende Reformen in den gesammten 
innem Verhältnissen durch ein allgemeines Staatsgrundgesetz, viel- 
mehr erklärte siq sich in dem Manifeste vom 4. Oetober 1833 
die Aufreciithaltung der bestehenden Ordnung der Dinge: „Idi weHe 
die Form und Grundgesetze der Monarchie gewissenhaft aufrecht 
erhalten, ohne gefährliche ^ieuening^ zu gestatten/ wie achthar 
sie auch in ihrem Principe sein mögen, denn wfr haben M. 
der beiieiU ihre traurigen Folgen erfahren. «Die beste Bekle- 
rungsform für dieses Land ist diejenige, an welche das- 
aeibe gewöhnt ist. Eine feste und compacte, auf aHe Gesetae 
gegründete, durch lange Gewohnheit ki Achtung stehende und durch 
den Verlauf ?on Jahrhundttten geheiligte Hemchaft ftt da»^ mlak 
tigste Werkzeug cur Beförderung d» Wohlfthrt der ^IMonen, Wk 
tfnrch Schwndiung der höchsten Gewalt» Bekämpfung festgestellter 
Meininigen, Gebr&uehe und Efairiehtungen, durch Störung bestehen- 
der Interessen, tu dem Zwecke, um neue ehrgeizige Bestrebungen 
fege lu madien und neue Anmassungen und Forderungen ins Da- 
fehl an rufen, »indem die Leidenschaften der Menge aufgeregt, die 
wsddedenen Klassen' der Staatsgesellsehaft gegen einander im Kampf 
verwickelt' werden und Verwirrung in die ganze Masse gebracht wird, 
nie in erreichen ist'' 

Als aber der Infant Don Carlos von Abrantes in Portugal aus 



V Äb g kh rudtt umtir dtt^ ÄOmMt^ hri de los ValUs, 5.235-40, so 
W9U ff« Ml iImi Ihcnt der XMghi Chri$Hna vom % OefoStr hokmnt ge- 
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seinen Protest gßgen die veränderte Thronfolge in Spanien erneuerte, 
selbst die Rechte und, den Titel eines Königs von Spanien als 
Carl V. annahm: als die Baskischen Provinzen zuerst zu den 
Wafieii für diesen König Carl Y. griffen, indem sie ihre Landespri* 
vÜQgieii« die Selbstbesteuerung und Selbstbewaffiiung, besser durch 
den ihnen in seinen Grunflsätzen bereits bekannten Infanten als durch 
eine in ihren Grundsätzen veränderliche Weiberregierung geschätzt 
zu sehen hofllen; als diesem Beisimle Navarra folgte und in den 
meisten Provinzen Spaniens der noch viel geltende Klerus für Carlos» 
den wlimisten Vertiheidiger der apostolischen Parthei, die Gemeinden 
10 entflimimen suchte; da wandte sich die Peiitilc der Königin Chris* 
ttna, und gedachte In den tahlreicben Anhängern liberaler Belbnnen 
eine neue Vermehrung der Krlfte sur Yertbeldignng der Anspröche 
ihrer Tochter lu gewinnen. Sie wagte Indes» nicht durch einen ein- 
fociwn kenigllclMa Befehl die Achtserklärung und die Yerbannoilg 
vem^Spanlsdieii Boden für den Inftnten Don Garioa und seine Nach- 
kommen, bhne die Unterstiitzung der Spanischen Granden*) odar 
selbst einer Versammlung der allgemeinen alten Gortes» ausiusprecfaen^ 
und von Seiten der Fhmiösiscfaen Begierung, welcher der Biirger- 
krlag an Ihrer Grense fär die Grundsatse absoluter Bourbonen-Herr- 
schalt sehr ungelegen war, wurde eine kraftige Unterstützung in 
Aussicht gestellt, wenn eine Annäherung der Spanisclien RegierdUg 
an die constitutlonelle Franzosische eine Yerehugung über die Blcfap 
tung für die digemeine Politik möglich machen würde. Alle diese 
Zustände wirkten gemeinschaftlkdi auf den Sturz des Bfinlsterlums 
Zea*Bermudez (15. Jan.. 1834) ein, das mehr in der Yermittelung der 
Nordischen Mächte und einer Aussöhnung mit dem Infanten Spaniens 
innere Ruhe zu befestigen wünschte. Die Bildung des nachfolgenden 
Ministeriums \\ urde dem für zeitgemässe Reformen begeisterten Mar- 
tiiiez de la liosa, dem vormaligen Minister der Cortcsregieruug über- 
tragen, mit dessen Verwaltung eine neue Periode lur den Eritwicke- 
lungsgüiig der innern und äussern Verhältnisse Spaniens begann. 
Die letzteren erhielten alsbald eine entschiedenere Richtung durch 
den Abschluss der Quadrupel-Allianz vom 22. April 1834, nach wel- 
cher die Königin Regentin und der Kaiser Dom I'edro, Namens sei- 
ner Tochter, der Königin Donna Maria von Purlugal, unter Mitwir- 
kung der beiden Hauptmächte des westUchen Europas, Frankreich'« 
und Grossbrittaniens, sich gegenseitig verpflichten, alle in ihren Kräf- 
ten stehende Mittel anzuweudeni um die Infanten Don Garlos und 



V IH* Grtmäen wUer den Coriet wirm vorzugncetH Ur§tkU0, ÜfT 
ThrimtlrHIiißtettm m wilMditiL 
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Dom Mf^el vom Spanischen und Portugiesischen Territorium zu ver- 
treiben.*) Aber glei chzeitig machte die Hei;i( rmig in der Anordnung 
der iimern Verhältnisse entschiedjene Fortsciiritte, die zwar 'nicht gleich 
1« einer alJgemeinen neuen Beichsverfassung führten, jedoch die 
saehgemasse Einleitung dazu gewährten, in welcher Art durch vor- 
herige Berathung mit den Abgeordneten des Volles die Verhältnisse 
des Lamta so geregelt werden könnten, um auf Grundlage dersel- 
}m eine consolidirtere Verfassungsurkunde zu gestatten. Demgemäss 
wwdM die im Mure 1625 errichtete Stastiiunta für die allgemeine 
toetigetoig sowie die alten höchsten Genfaraliiebörden des Staates, 
der t^scjo de Castilla, der Gonscrjo de las Indlas anfgehoben (Alan 
1834), welche zugleich die höchsten verwallenden, richterKdien und 
goetigdieiiden Gewalten ausgeübt hatten, and dafür ewe gesetsge- 
bmde Versammhing. in zwei Kamnern angeordnet Dies geschah 
darch das firtaCuto Real ?om 10. April 1834, welches Ich hier m 
Deatsdier Uebersetzmig folgen lasse: 

Das konfg^Ilche SfaUlt 

vom 10. Aprü im.**) * . . 
Titel I. 

fon d«r Zmmnmbetvfitng dtr aUgemiin»^ CwU» ^ EanigrHtht. 
Art 1. In UebereiQjitamminig nüt den Bestimmungen des GcsetiM 5^ 
Ittel 15., Theii 2. und der Gesetie 1. und 2., Titel VII., Buch VI. der neuen 
Ceselisammlung <Ja .Nueva BecopilacionV**) hat Ihro Majestät die Königm 
Rpgenlin, im Xamon ihrer crlauchlen Tochter, beschlossen, die allgemeinen 
Cortes des Königreichs zusammen zu berufen. 

Art 2. Die allizcnieinen Cortes werden sich aus zvvei Kammern (Esta- 
mentos — Stünde) bilden, der der Senaloreu des Königreichs cProceres dcl 
reiüo; und det Abgeordneten des Kdmgrddis (Procaiadores del rcino), 

. Art. 3. Die Kammer der Proceres (Senat) ^rd sich bilden: 

1) aus den bocfawürdigstca Enbischdfen und Bischöfen; 
• 2) ans 'den Granden von Spanien; 

> U\ i II I I 

• 

7 0iese Müs.rvgd wird von allen vier MäciUeu durch die Zusaizartikel 
ik der Quadrupel - Ailiaaz vom lö. Auguit 1834 i» B$iug auf Don Corhi 
noch *«ftr erweitert: IH de tot Fallet vntef dek ActenetSu^ & 24840.^ 

•V Gaeeta de Madrid, AprU 1834; tn FrantSti^ I7«(fmf«iiiV 
Mlwr^ Vm 183i April, nnd M Hugo, dü GrundgeteUe u. t, S. 83-94. 

' GetetMtammllitangen fuhren m Spanten den allgemeinen Namen 

MeeofflacUmet. Die hier anführte kam wnUr defn Titel Nueva Recopilacion 
dk fiük^leifet^de Eepaüa y de las Indios zuerst Madrid 1563 in 3 Bdru fei 
heraus, und ist dann in mehreren Ausgaben iciedn-hoU und bis Ul^l fortge- 
ttUt; vr^ meine StaaUkunde, Spa^, S, 18Ü-Ö1. • " '• 
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3) aus den Titelwürden von Castiiien (Tituios de CdJliUa)*ji 

4) aus einer unbestimmten Anzahl von Spaniern* welche in dm vei^ 
Khiedenen Dieiistlauft)aha€9t ra höheren Worden geUi^ sind ^ 

durch ihre DienAleistinignt flidi ausgezeichnet haben, sie 
mögen Hinister» Staatssecretäre. Mitglieder der Kammer d^^r Pro 
curadoren, Staatsräthe, Botschafter oder beTolImnchtigie Mtnisicr» 
Generale, Admiräle oder Mitglieder der obersten GerichtohdÜB ^ 
vesen sein; 

5) aus grossen Gnmdberittem, Eigenthttmem von Fabrikanten, Bfä- 
no&etnren and indoitriellen Aulalten, weldie mit ihren pert&n* 
lidien Verdienste und anderen lifOlBden der Auszeichnung den 

Genuss eines jährlichen Einkommens von 60,000 Realen") ve^ 
binden und vorher Mi igli cd er der Kammer der Procuradoreif oder 
Abgeordneten gewesen sind; 

0) aus solchen Personen, welche beim Sffentlichen Unterrichte odtt 
I in der Ansbildnng der Wissditthiftett and Literitvf ehien gn» 

sen Namen nnd Berflfanlhtit eriangt haben, and dabei ein Jlte^ 
liehe» Einkommen von eßfiO^ Eealen geniessen, sei es aus IhreOi 
eigenen Vermögen oder aus einer Besoldung des öffentliduRi 

Schatzes. 

Art. 4 Es wird auch genügen Titulatur-Erzbischof, Titulatur^Bischof ***) 
oder Coadjotor xu sein, um m dieser Eigenschaft für die Kanuner der Prooe* 
res ernannt »i wanlen nnd in denelben fleinm Sit» «ehme« «n können. 

Art. 5. Alle Granden von Spanien sind gebome Mitglieder der Kam- 
mcr der Proceres, und sie nehmen in derselben ihren PlaU ein» sobald sie 
folgende Bedingungen crrüllen: 

1) ein Alter von fünf und swaniig Jahren voUsläudig erreicht zu 
haben; 

SE) im Besitz derWQrde ehies Grande «cb zu befinden nnd dieselbe 
durch ein eigenes Becbt zu besitzen; 
. S) den Genuss eines Eiidcommens von 200^000 Realen****) nachwei- 
sen zu können; 

4) ihre Güter durch keine Art von Hypotheken - ISchnld belastet m 
haben; 



V Titulos de CastUla sind die Titelwürden eines Marques, Conde oder 
Vüeonde, welche von den Spanischen KÜnigm für ausgezeichnete dem Staatt 
§MMf IHentU ohne AUdMeAt auf Oh Gnmäbn^xungtn des Erkohkn nr 
fJMft lenrdM, Im Oegentaixt der vorzugsweite auf GrwnibttUs in SpMm 

oder im Auslande basirten Würde des Spanischen Grande. Vrgl. meine 

Staat^Jmnde, Spanien, S. 42 — 43. Es durßcn aber diese Würdenträger nnrh 
ihre Titel mit dem Namen eines ihrer kleineren Erbgüter verbinden, vergL 
Bourgoing tabl. I. pg. lÜU—iÜl, ausserdem waren sie berechtigt, den Tüd 
Vwettra SeÜoria für sich in Anspruch Zft nehmen. 

•V EtuDOS Über 4330 Thlr, Preuss., da 1 Reale de ydlon ^ 2 % Sgr^ 
oder SO Reah, d<< auf «iflen Piaeier ffehen » 1 Thlr. 13 Sgr. 6 pf für im 
äUgemeine VtrgteMmnff lu lelswi «Ind. ' 

Also Erzbischof oder BittJulf In poi^tes infUkIkm wMn Mf i 
4k Biga bereiU Weihbit^ vom 9ä§iimm 



1.« . 
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5> tmkt unter d«r VMIgnng eines CriroinaYprMeM OL i 
" • (S) nicht tlnterthao einer andern Macht zu sein. 

Art. 6. Die Würde eines Procere des Köni^cfas ist für die Granden 
▼on Spanien erblich. * 

Art 7. Der König erw'ählt nnd ernennt die Übrigen Pr^res (Sena- 
toren)« und ihre Würde ist lebenslänglich. 

Art/8. Die Titelwürdenträger vuo Casliiien, welche za Proceres (Seqa- 
Uium).W9mA weiden wtUlm, mOfBCO nachweise, daas de folgende Bedin- 
gongen vereinigen: 

1) ein Lebensalter von fünf und zwanzig Jahren erreicht zu haben; 
I S) im Besitz der TitelwUrdn von Gastilien sich ZU befinden «fv * die* 

selbe durch ein eigenes Recht zu besitzen; 

2) ein Einkommen von 80,000 Realen zu geniessen; •) 

4) seine Güter durch keine Art von Hypotheken -Schuld belastet 81 
haben; 

5) nicht nnter der Veribigiing eines Crimmalprocesiet a atcfaenj.' , 
<6 vaij^ ynCerihan einer andern Hacht m sda 

Art. Q, Ope AnieU der Precem dei KSnigreicfas ist mdiegiimt. * 
Art 10. Die Würde des Procere geht allein durch gesednüisige |hb: 

fikigkeit wiierei^ in feige eine» ürtbeiliivniilw» der eine infcmirendh Sbrtlift 

viriiingt. 

Art. 11. Em Kegiement wird alles das bestimmen, was die imieret^^ 
loi^ und die Art der Berathung der Kamoier der Proceres belriflft. 

Art. 12. Der König wird unter den Proceres bei jeder Zii«:ammenbe- 
rulung der Corles diejenigen ernennen, welche wahrend der Dauer der Session 
das Amt eines Pnsidenten und eines VfeeprItoldAilen dieaer KanoMr ter* 



Titel n. 

Von der Kammer der Frocuradores des KönigrtU^ 
Art. 13. Die Kammer der Procuradores (Abgeordneten) wird ans den- 
jenigen sich iMtden» welche nach der VorsdurilL des Wahlgesetzes erwählt 
mden soUoi. 
• Art 14. Ilm fireearador an n i N en , nnss mm 

1) ein gebomer Spanier oder ein Sohn Spanisdic» Eltern saiB} . 
1^ vdlle dreisag Jahre surfidcgelegt haben; 
3)*ein eigenes Einkommen von 12,0üü Realen besitzen;*') 
• 4) in der Provinz geboren sein, in welcher man bevollmächtigt ist, oder 
in derselbm seit zwer Jahren seinen Wohnsitz haben, oder in 
derselben ein Grundeigenthum in*der Stadt oder auf dettLandep' 
oder ein Einkoaunen ans grandslenerpOichtigeBi Vermögen (Genso) 
besitzen» welches die HUfle des oben geforderten geiammten Ein- 
kommens (f on 12,CXX) Realen) erreicht. 
In <3e«> Falle, wo eine und dieselbe Person in zwei Provinzen wrwallU 
werden sollte» wird sie das Recht der Wahl «nt^r beiden haben. 



V Bie Summt von mig$fdhr 5778 2%ir. IVemi. 

Die SUfnm tw> 966% 2%ir. iVetM. 

^ Smmff^ ^* ^^^^^ 
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Art 15. £8 dOriMi nicht in Procoradorcu gewählt wenUn; 

1) di^enigen, wekbe tidl mltr Mir Vctfelgung «Idm CrittiMlpro- 
caiMS belndtn loOteii; 

2) diejenigen, welche dordi einen Geriditfiiof m einer inHuniNBdflp 

Strafe verurtheilf sein sollten; 

3) diejenigen, welche miL einer notorischen physischen ünrähigVeit 
oder mit einer chronischen (lorldauernden) Krankheit bchaflet 
sind; 

4) die Saufleotet wekbe in eildirtiii Bankerott stehen, oder ihre 
Ztblmigen sospendirt haben; v 

5) die Eigenlhümer, deren Gnmdcigenänun mit hypothduriachOB 

SchriMen behaftet sind; 

6) die Schuldner des öffentlichen Schatzes. 

Art 16. Die Procuradores werden in ihre Functionen eintreten auf 
i»rand ihrer Vollmachten, welche ihnen anr Zeit ihrer Wahl ausgestellt smd, 
und fn dem Zeiträume, weidien der kdnif^e Ebbemfimgibefehl fesl* 
lelseii wird 

Art. 17. Die Dauer der Vollmachten der Procuradores wird auf'drd 
Jahre festgestellt, insoweit nicht vor diesem Zeiträume der König die Goriea 
aufgelöst haben sollte. 

Art 18. Wenn man neue Wahlen vornehmen wird, sei es nach £rid- 
sdinng der Vollmachten oder aei es naeh einer AnflSsong der Cortes, ao wv- 
den 'die firttheren Pioenradores wieder erwiUc werden ktaen, nnter der 
Vorannetiong» dtes sie immer die eribrderilcfaen Bedingnagen cfMcnwIlliii, 

Titel III. 

Von der Vertammlung der Kammer der Procuradores des Königreichs. 

Art. 19. Die Prucuradorcs werden sidi an dem durch die könif^UciM 
Ebibemfang bestinnnten Orte versammeln. 

Art So. Das Regtement der Cortes wird das Verfaliren und die PofnM& 
heteichnen, welche Ar die Vorlage imd die Veiiflciliott der Vollmachten an 

beobachten sind. 

Art. 21. Sobald die Vollm.ichtfn der Procuradores genehmigt sein wer- 
den, werden sie zu der ^Vahl von f uij[ Candidaten aus ihrer Mitte schreiten, 
unter welchen der König den Präsidenten und den Vicepräsidenten der Ram- 
mer bemiehnen wind. 

Art 22. Die Fonetieoen dcs-Prisidenten nnd dm ViceiAisidenten der 
Sammer bürcn mit der Auflösung der Cortes auf. • 

Art. 2.'^ Eiti Ref2;lement wird alles dasjenige bestimmen, was sich auf 
die innere Leitung und das Verfahren bei' der BeraUuing der iLammer der 
Procuradores bezieht * 

Titel IV. 

Art £4. Dem K^inige steht ausschliesslich das Recht die Cortns 
auammen zu berufen, zu suspendlren und aufzulösen 

Art. 2.5. Die Cortes versammeln sich auf Gruiul einer königlichen Ein- 
berulung an dem von dem ikönige iür die genannte Versammlung bestinun- 
ten Orte. 

Art 20. Der König wird die Eröflhmig nad dOn Mbns der Cortes 
Tonefamen, sei esmPerson, sei es indemerdneHrdte'lll|ifller(5liMaaecie^^ 
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damit darch ein besondires Decret beaniknigL ^«eteiMl fmt iem fiü rti im tMi 
des ICnister-Conscils contrasignirt ist. • 

Art. 27. Auf Gnind des Gesetzes i., Titel 15., Theil 2. der Noera Re- 
MptiadoD soUen die aUgemeiaea Cortes des j^öoigreicbs nach dem Tode des ' 
Kfinigs cinbenifeii weiden, damit ma Maeliiäger ia der llitte dcKielbcii,dM. 
Beobtcfatang der Gesetie beschwören nnd ?on den Gurtes den Eid des Gehor- 
sams und der Treue empfangen kann 

Art. 28. Die Corte.s* werden auf gleiche Weise in ^olge ar}c:prührtrn 
Gesetzes einherufen für den FnH der Minderjährigkeit des Prinzen oder der 
Prinzessin, welcher die Krone erben sollte. 

• Art. 29. In dem durch den Toi^erg^enden Artikel vorgesehenea Falle 
iollei^ die Voimfinder cGoardadores) des mindeijafaiiBen Etoigs for den Oer* 
tm iflkwiMB, aiT lofrie Wepie Uhr dieOl^lmt des KSnjgf Sorge ni Icafpnnnd 
die Gesetze des Staates nicht su verletaen. Sie werden im lYamen des KSni|i 
den Eid der Treue von den Cortes entgegen nebman. 

Art In Uebereinstimmung mit dem Gesetze 2., Titel 7.» Bad^ß. der 
Nueva Recopilriclon sollen die Cortes in dem Fnllc eines wichtigen Ereignisses 
versamnfelt werden, dessen Bedrwtsainkcil nach dem Urlbeile des Kwiigs er- 
heischen wird, dass die Cortes beratheii werden solten. 

Art. 31, Die Cortes sollen über keinen Gegenstand beratben können, 
welcher nicht ausdrücklich ihrer Prüfung in Folge eines königlichen Decretes 
Obvwiesen ist 

Art. 32. Nichts destoweniger verbleibt den Corte$ das Recht bestitigl, 
welches sie immer ausgeübt haben, Petitionen an den K5nig zu richten, wie 
dies nach den von dem Reglemente b^timmten Formen statt haben soll. 

Art. 33. Zur Annahme eines Gesetzes wird die Oeuefamignng^ beider 
Kammern und die königliche Sanction erfordert 

Art 34.* In Uebereinstimmung mit dem ( rcsetze 1., Titel 7., Buch 6. der 
N"ucva Rccopilacion sollen keine Stenern ncoh Auflagen irgend einer Art er- 
hoben werden, welche mcht durch die Cortes auf d^ V'orschlag des Königs 
genehmigt sind. 

Art 35. Die Anflagen sollen nur für den Zeitrinm von iwei Jahrisii 
auferlegt werden Itönnen, und vor dem Ablanlb ^eses Zeitraums sollen sie 

aaft von den Cortes genehmigt werden. 

Art 36. Bevor die Cortes die Auflagen genehmigen, solV ihnen durch 
die betrefTf fiden Minister ein Bericht vorgelegt werden, welcher den Etat eines 
jeden Zweiges der öffentlichen Verwaltung darstellt. Der Finanzminisler wird 
darauf den vorgeschlagenen Etat der Ausgaben und der Mittel denselben zu 
genügen vorlegen. 

Art 37. Der KSnig wird vermittelst eines vom Msidenten dea IGairtBr^ 
Gonscils oontrasignirten Deerets die Gorles Mspendfren können» und nach der 
einfachen Vorlesung dieses I^ecrets werden die Kammern sich trennen, ohne 
nooh fernerhin sich veisammeh» odw irgend eine BerathschUgung voiAehmen 
m können. 

Art. 38. im Falle der Suspension der Cortes sollen, Sie sic|i nur auf 
Grund einer neuen Einberufung versammeln können. * • 

Art. 39. An dem durch den König zu einer neuen Versammlung der 
Cdittis beieichneteto Tage sollen dieselben Procuradores dort ihren Sit« ein- 
ndlUMn, soweit ae nfcbt die drei lahre der Dauer ihrer YoHmichteii bMls- 
UbenAoflttitA Bdheik 
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is Petwm oder dordi «in vom Mddentai dm WiatHw-Com^ contniiiiiw- 
In DmmC thuB. 

Art. 41. In dem einai imd m dem andMii Fille tnita die bofim 
Knamem sich nntarfttelbar dtranf aofloaen. 

Art 4S, Nach der VerkOndigDiig der Aufldsnng der Cortes dordi den 

König sott .die Kammer der Procuradores sich nicbt mehr versammeln, noch 
irgf^nd einen verbindlichen Beselins fauen kdnnen, als in Folge einer könig- 
lichen Einberufung. ' ^ 

Art. 43. In dem Falle der Aiafloawig dir Cofftes «HMen feoliicii die 

V^fanachten der Procuradores. 

Alles was dnr^nf von denselben getban oder IwMMoaMi wa ^ dm aalü» 
wird an sich null und nichtig sein. 

Art. ii Dif Corte?; mihson nnrh einer AufloSODg in den^Zcitmilllie 

e(ne$ Jahres wieder zusammen berufen werden. 

Art. 45. Jede Einberufung der Cortes' begreift die gleidlieitife Tc^ 
sadUnluDg der einen und der andern Kammer. 

Art. 46. Eine Kammer kann nicht venMMMll «nden» ohne 4m ei 
nacht die andere in deneiben Zeit itt 

Art. 47. Jede der beiden Kammern wird ihn Sünngen In etaiB fee- 
sonderen Locale halten. 

Art 48. Die Sitzungen der beiden Kammern werden öffoitliefa sein, 
mit An^inabme deijenigcB Fälle, wekhc in dem ft^glfment bettimoit idn 

werden. 

Art 49. Die Prooeres und die Procuradores sollen fttr ihre Meinungen 
und Votn unverlet^lieh sein» velebe sie btt der Awffttbwng ihrer VoUmaditiB 

al^egeben haben werden. 

Art. 50. Dns Reglement der Cortes wird den Gp5;chnfl<;vcrkphr der ei- 
nen und der andern Kammer unter sich und mit der Regierung bestimmen. 

^hmeiseo MarüMM de fo Mam, Nitdat Mkurla ^wün, Jktkmm 
Bmon Zareo M VaSh, Jue FoffiMf 9l0Hr99f Jörn de lauub 
Xotkr de Awyot. 

4 

INeses kjonigliche Statut wurde vermittelst nachstefaendto kflotg- 
Uoiieil Oec?eli der Kpnigm BcnenUn Cbristina bekannt gemacht, wel- 
ches demnach mit diesem Gfiwdgesetze orgiBiscb verbuMleQ ist 

»Indem ich die Grundgesetze der Spanischen Monarchie in ihrer Stäike 
und gesetzlichen Kraft wiederherzustellen wi'msche, und das, wa-' durch diese 
Gesetze Hir die F illc der Minderjährigkeit des i hronorbeii fcst^'t^setzt, ist, zur 
Ausführung bringen wiii, in dem vdlen£ifer auf festeu und Aiauerutien Grund- 
lagen daa fiiilclc> «nd den Snbm dieser groiibersigen Nation m begründen; 
so habe ich in da« Namen meiner erlandilen Tochter angeordnet, wiebdem 
ich vorher das Gutachten de^^Eegentscbaflsraths upd des Conseils der Mini- 
ster eingeholt habe, dam dieses gegenwartige Statut fttr die iKinben^iMig dsc 



Digitized by Google 



1 ► 



■ ll gc neinea Cories des KÖnigracbs btk«Qt>i gemacht, beobachtet, gewahrt uid 
#d&iU werden soll Ihr habt es vernommen und werdet Alles tn seiner Auar 
Abrang einiicbteik.«' 

Analaei, den 10. April 1834^ 

Ünteitddnwt ? dn dir kdnigtidiai Htnd der Ktalgin Rfgentitt. 

Fnmeiteo Martinex de la ftoto, ' 
. • MiliMitd«tfliinisler<GflBüils. 



Atufertfem m&ssen als Ergäniungea dteses kdoi^Gheii SUtote 
noch «Dgefiilirt werden: 1) dm besonder» Waflilgesetz ffir dte Kam* 
ner der Procnnidores vom 20. Mai 1834,*) an welchem Tage tu- 
gleich eine vollstäntligere allgemeine Amnestie dem Spanischen Volke 
bekannt gemacht wurde; 2) das Gesetz über die Ürganisirun^ der 
Gemeinderäthe (Avuntntnientos) vom 25. Juü 1835.**) Die Bestim- 
mungen dieser Grundgesetze konnten allerdings noch wenig Befrie- 
digung gpwäliren, da sie mehr auf das Formelle der gesetzgebenden 
Gewalt, als auf den Inhalt ihrer Rechte gerichtet waren, von welchen 
ntnr der 4. Titel des Statuts in zu nltiremeinen Ausdrücken eine c^edrängte 
üebersicht srewährte. Die er ste lirnennuiig der Senatoren (Proceres) 
erfolgte am 17. Juni 18Ü4 und zwar in der Zahl von 86 Mitgliedern. 
Drei Tage später \vurden die ersten Wahleii fnr dir Kammer der 
Abgeordneten (Procuradores) gehalten, aber nur mit grosser Lau- 
heit sah man die Mehrzahl der Gemeinden sich dabei betheiligen. 
Die Eröffnung der Gortes erfolgte erst am 24. Juli 1834, die finan- 
dellen Fragen' und namentlich das masslose frühere Verfahren bei 
dem Contrahiren der Spanischen Staatsschttklen hessen bald unter der 
erdrückenden Last der vor allen Dingen zu befriedigenden Staats* 
■MMusae den weiteni Auabau der verftssungsmlssigeii Berechtigim- 
^jtm -der Gortes Tertagon. Das MioiBteriirai -Martmet de la Eoaa 
ftacMe dem eftteehiedeneren des Grafen Toreno Plats, das ftideH 
taid die Firaorge für das ÜBandelte Heil an Uendaabal ilberlaaseii 
.jDUsate» WD wenig spater denselben Mann an dfe Spitae' des gesamm* 
Ml Mlniateiloma geMII zu sehen. • * 

Die Zahl der Anbanger Ar die Cuistilntitm Ton 1612 halle sMi 
Incwiädien wieder mehr and mehr verstärkt (Eiatlados), neue mn^ 
taranfstande niteien in ekiiehen Regimentern zn Gonsten dieser Ver» 
fassung wiwier üeberhand; eine Erweiterung der Pressfrefheit, das 
Versprechen der Aufhebung aller geistlichen Orden und der Einzie- 



^ 158-59. 
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hung ihrer Guter fum Besten der Staatsfonds, der Anordnung von 
Provinzial - Junten zur Leitung der alf^omeincn Bewaffnunc:, diente 
nicht mehr zur Ausgleichung.' der zu gf spaiuitcn Forderungen, welche 
überdies in den gleichzeitigt n ßewe^unj^en des Partheikampfs in 

, Frankreich reichliche Nahrung landen. Ein neues Wahlgesetz sollte den 
am 16, November 1835 wieder versummelten Cortes vorgelegt wer- 
den, aber auch die Gemässigten (Moderados) fühlten sich noch nicht 
durch Mendziabal's Concej^sionen befriedigt, obschon alle Klöster, die 
weniger als VI ordinirte Mi^lieder zählten — und deren gab es über 
900 aufgehoben und ihre Einkünfte vorzugsweise zur Amortisa- 
tion der Staatsschulden angewiesen wurden. Der VereiBi^ng der 
l^oderaitos und Exaltados vermochte Mendizabul nicht zu widerste- 
henit als die in die Stelle der am 26. Januar 1836 aufgelösten Cortes 
neu gewählten Abgeordneten nach der WiedererötTnung der Cortes 

' (am 22. März 1836) einen noch stärkern Widerstand entwickelten. 
Der Moderado Francisco Xaver Isturix übernahm am 13. Mai 1896 
«lle Bildung des Ministeriums und musste docb tieieits am 22. Biai mr 
abermaligen Auflösung der Cortes. schreiten. Die neuen Wahlen er* 
f egehi in allen Provinien die ofifenbarste Wideraetzlichheit gege« die 
Begiening. Der Aufstand in Madrid vom 3. August wurde zwar wi- 
terdriickt, doch die Königin Regentu wurde selbst In ihrer Sommer- 
resideni zu la Gianja durch ein dorthin eilendes aufiruhreriscfaes Pro- 
vinzialregiment, mit welchem nach wenigen Stunden die dortigiB 
Garde*Besatsung fratetnisirte, in der Nacht vom 12. cum 13. Amuit 
1836 zur abermaligen*) Anerkennung der Gortes*GoDitl- 
ttttlon vom 19. Marz 1812 genöthigt 

Nach dem Decrete vom 15. August Ibao sollten nach den Be- 
stimmungen dieser Verfassung constituirende Cortes einberufen und 
den Beschlüssen derselben die Feststellung der etwa imter den vor- 
liegenden \ erhältnissen nöthig erscheinenden Modilicationen überlassen 
werden. Als- Muiistor - rriisideiit Irat jetzt Jose Maria Caialrava an 
die Spitze der Verwaltung, und am 24. October desselben Jahres 
wurden die constituirenden Cortes durch die Königin Refi;eiilin Chris- 
tine eroühet. Die Veränderungen der Verfassung urden zum gros- 
sen Theile nach dem Muster der im August 1830 reformirten Fran- 
zösisclkii Verfassung vorgenommen und fast ohne Ausnahme mit 



V Abei^nals erfolgtr in der küniyUchen Proclajualion vom '2'2. AuffVUi 
1S36 die Erklärung äcr honigin Hegentin Christina, wie sie früherhin vm 
4hMm €hmahU Ferdinand gelautet, „dass sü- sich bisher in der Slimmuna 
der Nation ffelämeM haU undjM tkh ßr Überxeugt halit^ dati'ak Ctmd' 
luii&n von 1812 das GnmUgmli iMSkunkt ita# Ikr^' fftginmni M htktrr' 
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sehr uberwiegender Majorität genehmigt Erst im Juni des Jahres 
183? erhielt das so umgestaltete Grundgesetz die königliche Geneh- 
migung und wurde am 18. Juni von der Königin Regentin Christina 
im Beisein der noch nicht siebenjährigen Königin Isabelia in der 
Mitte der constituirenden Gojrtas beschworen. Eb lautet in der wirt^ 
KciiCB Deatsdieo üebenetmng^ w» lolgt: *) 

♦ ' - 

IV. IMe Terfkusfsuiiiff Tom 18. Juni 188? . 

Obtft itab«lU IL, Ton Gottes Gmden imd dorcii die Gonstitutioii im 
ijpIllildieD Monarchie Königin der Spanier, und in Ihrem königl. Namen \XoA 
während ihrer Minderjährij^Veit die Konigin Wittwe, ihrn Mnlter, DorTa Maria 
Christina von Bourbon, He^^ontm des Reichs (gobernadora del reyno) an Alle, 
die Gegenwärtiges sehen und huren: Wisset, dass die allgemeinen Cortes ▼er- 
ordneL und äancliomru uud Wir damit übereinstimmend angenommen haben 
was folgt: 

Da die Nation von ihrer Souverainetat Gebrauch machen und die am 
10. März 1812 in Gadix bekannt gemachte Staatsverfassung revidirt wiu«n will» 
to vcrordDen nnd sanctioniren die hiersu berofenen Cortes folgende 

€!m9m§Uuiim$ aer SpanUehen Monarehie» 

Erster Titel 
Von den Spaniern. 

Art 1. Spanier sind: 1) alle in den Gebieten von Spanien geboraen 
Personen: die Söhne von Spanischen Vätern oder Müttern, wenn sie auch 
ausserhalb Spanien geboren .^uul: 3) die Auslander, welche Naturalisations- 
bnele erhalten haben; 4J diejenigen, welche ohne diese in irgend einer Ge- 
aeinde der Monarchie ein Domidl (vecindad) erworben haben. — Ilie Etgen- 
idiaft eines Spaniers geht verloren dorcfa Naturalisation im Andmde» oder 
durch Anndune einer AnsleUnng von einer andern Eegierong ohneErlaiilmtii 
des Königs. 

Art. 2. Alle Spanier können, mit Unterwerfung unter die Gesetze, ihre 
Gedanken ohne vorgängige Censur drucken und frei her;iusgeben. Die Qua- 
lificirung der Pressvergehen steht ausschliessend den Geschwornen zu. 

Art 3. Jeder Spanier hat das Recht, schriftliche Petitronen an dife 
Cortes nnd den König zu richten, vrie die Gesetze bestimmen. - 

Art 4. Ein nnd dasselbe Gesetzbncb wird in der ganzen Monai^cbie 
gelten, und es wird für alle Spanier im gemeinen. Civil- und Criminalproceiie 
nichi mehr als ein Fornm {reben. 

Art. ö. Alle Spanier sind zu den utVenÜichcu Stellen und Aemtera 
nach ihrem Verdienste und ihrer Fähigkeit zu zulassen. 

Art 6. Jeder Spanier ist verpflichtet, das Vaterland mit den Waffen in 
der Hand xn vertheidigen, wenn das Gesetx ihn dam ruft, und naGh^Verhllt- 
nin seines YennSgens xn den Ausgaben des Staates beisutragen. 



V Abgedruckt in der Gaceta de Madrid, Juni 1837, und bei X B' ^<> 
PfeiUthifttr, JfiltMiM^ AM« $9<mm, . JUMn^rg I83i; U iMfrg, 
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Art. 1. KefnrSpaiuer kann anders festgehaHeD, gefan^^ gesetsit oder 
voD seioeoi Wohnort entfernt« und es kann in sein Haus nicbt anden eiage- 
dningen werden, als in und mit den vom Gesetie voigeicltfiebeneii FlUen und 
Fonnea. 

Art. 8. Wenn die Sicherheit des Staats unter ausserordentlichen Vm- 
«tl^nd^» <1»e reitige Suspendirnng dessen, wa«^ in dem vorherfjehenden Artikel 
bestimmt ist, m der ganzen Monarchie oder einem i heile derselben erfwlein 
sollte, so wird dies, durch ein Gesetz ausgesprochen werden. 

Art* 9. Kein Spanier lunn anden als von dem «mpetüileo BichUr 
odir f)tt«ui,«linA eiMB m 4am ^n^Atm ■arlafmnn Ccmüs «nd H ter 
gesetzlich vorgeschriebenen Form, vor Gericht geführt und verartheOt irer^en. 

Art. lü. Die Strafe der Güterrnnfiscirung "^011 nie mjsfj^e^prochen, und 
kein äpanier icann seines EiKentbums andei^ als zum liercchtferligten Hcbufe 
des öffentlichen Nutzens mit vorgängiger entsprechender Entschädigung be* 
raubt werden. 

All. iL Die Netioii veipflidilet -sich, den Gultw «ad die lUeMr 4« 
Imlhirilfleh« Keiigioii, wekbe die flpenier bdssuMm lo uniMWtei. 

Z w e i l e r T i t e 1. 

T om den Cortes, 

Art. 12. Die Gewalt, Gesetze zu geben, ruhl lu Ueu Cortes mit dem 
Könige. 

dttt. la. «ie'€arlee tmkthm m» twei ejItegMUlmi (o««iriybM) 

Körpern mit gleieben Befngmssoi, dem Senate und det Vemmmhmg der 
Abgeordneten. < 

Dritter Titel. 

Vom Senat. 

Art. 14. nie Zahl der Senatoren (Proeeres) lieträgt drei FOnftd der 
Zahl der Abgeordnelen. 

Art. 15. Die Senatoren werden vom kumge ernannt, nach Vursdilag 
einer dreifachen Liste» welche die Wähler, die in jeder Provint die Abgeord- 
neten »I den Cortes ernennen, vorlegen. 

Art. 16. Jeder Provins stdit so, eine ihrer Bevölkerung entsprechende 
Anzahl Ton Senatoren vonosehlagen; jede muss indess wenigstens dnen Se- 
nator haben. 

Art. n. üm Senator zu werden muss man Sp.inier, 40 Jahre all und 
101 Besitze der Subüistenzmiltel und sonstigen Verhältnisse sein, die das W ahl- 
gesell bcstininit. 

• Art' 18. ABe Spanier, welche 4iese Qualitäten in sich vereinigen, kSa« 

nen yon jeder Provinz der Monarchie zu Senatoren vorgeschlagen werden. 

Art. 19. So oft eine allgemeine Wahl von Abgeordneten stattfindet, 
entweder weil die Zeit ihrer Vollmacht nb'jfplaufen ist, oder weil die \ etsainm- 
lung autgelost wurde, scheidet ein Drittel der Senatoren nach der Ancienoetat 
aus; die Austretenden können immer wieder gewählt werden. 

Art 20. Die Sohne des Eonigs und des nnmitteUiaren Tronediett sind 
mit 85 Jahren Senatoren.* 

Vierter Titel. 

>kKk St. Mt ffrovftut enNmt atf Je SO^jM-Scetea ter Pe i ^wm 
wfnjgitali eincD Abgeordneten. 
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AjcL.22. Die Abgi&(irdiie(^.v<r(ije.ft direcl gewählt \ip^ koauen immer 
mder gewählt werden. 

Art. 23. Iln AliQeordiMfter iii werden, muss nun linier, wdt&Keb 
Standes, Tolk 25Jfahre alt sein und die Obrfgen EigeBichafien besitieo, wdche 
das Wablg^etK veclangL 

Art, 24 Joder Spanier« der diese fiigenscbaften besitzt» kann von jeder 
F^evinz gewählt werden. 

Art. 2d. Die De^tirtea sind auf drei Jahre zu wählen. 

Fünfter TiteL 
Fon der Vertammkmg und den 9tfiigfimtn der Cortee* 

ArL 9S. Die Cortes vefMBimebl sich jedes Jahr; dem Eönige steht es 
zu, TW berufen, ihre Sitzungen zu suspendiren und zu schliessen und die 
Versamralung der Abgeordneten aufzulösen; jedoch mit der \Vrpffirhtnnff, im 
letstern Falle andere Corles zu berufen uml sie innerhalb der Zeil V4»n drei 
MoLutitu L\x versammeln» < 

Art. 27. Wenn der König einige Jahre bindurcb onteiSassen sollte, dfe 
Cortes vor dem 1, December zu voisainaiefai, so haben sie genau an diesem 
Tage zusamiBenzntrelaB, und im Falle, dass in demselben Jahre die Volt- 
macht der Deputirten erloschen sdlle» so haben die Wahlen am ersten Sonn- 
tage im üctober lur £rnennung neuer Abgeordneten m beginnen. 

Art 2Ö. Die Corlcs versammeln sich ausserordentlich, sobald die Krone 
erledigt uder der Kutug auf irgend eine Weise zur Regierung unfähig wird. 

Art. 39. Jeder der coUegüslativen Körper gjiebt sich das Reglement für 
seine innere GescbäftsfiUirong sdfaat,, und prüft die Gesetzmässigkeit der Wah- 
len und (Se QiiaUtftlen seiner tfitgtieder. 

Art. 30. Der Congress der Abgeordneten erwählt sich seinen Pr&sideii- 
ten» Vicepräsidenten und die Swretäre. 

Art. 31. Der König ertieunt für jede I^egislatur unter den Senatoren 
selbst den Präsidenten und Vicepräsidenten des Senats, und dieser erwählt 
seine Secretäre. 

ArL 32. Oer l^önig edySoet «nd acUiestt die Cortes, in Penon oder 
dnreb die Hinister. 

Art 33, Es kann nicht einer der coUegislativen Körper vectanDMlt 
sein, ohne dass es nicht gleichzeitig; niich der andere ist, den Fall ansgenom- 
nen, dass der Senat die Minister richtet. 

Art. 34. Die coUegislativen KLörper können weder vereint noch in Ge- 
genwart lies K-önigs beralhen. 

Art..as. Die SeisioBen des Senats und der Versammlung der Abgeord- 
nden sind SümtSch, und «bkis in Fallen, die Verschwiegenheit erheischen, 
kann eine geheime Sitzung stattfinden. 

Art 36. Der König und jeder der coUegislativen Körper kann Gesetie 
in Antrag bringen. 

Art 37. Die Gesetze über die Auflagen und don Slaatscredit werden 
zuerst der Versammlung der Abgeordneten vorgelegt, and wenn sie im Senate 
cme Abänderung erleiden soUlen, welche jene nachher nicht billigt, so wird» 
was die Abgeordneten mletxt besdiliessen» sor kÖD«^dien Sanction vorgdegt 

Art 38b Die BesdUQsse werden in jeden^ der coUegislativen Körper 
mmillifilsl ih idliili i Slimmenraehrheitgefässt; all.ein zur Votirung von Gesetzen 
rnuss wenigstens ein MH^M Uber die Hälfte 4ffr, Ge^mmtzahl der Mitglieder 
«msend seia. 
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ArL 39. Wenn einer der coIlegisIatiTen Körper einen Gesetientwurf 
nriUkweiMii, oder der König die Sanetum verweneni lolUe, so kann Uber 
demdben Gegeostand in deflMllMii icgjslilnr ein Geseteentwurf nicht TOfge- 
werden. 

Art. 40. Aiisspr dpr pf^ptzj^ebenden Gewall, welche die Cortf> drm 
Könige ausüben, sieben ihnen noch folgende }?efugnis8e zii: 1) dem Konige, 
dem unmittelbaren Thronfolger und der llegt^utscbafl o4er dem Regenten des 
Reichs den Eid abzandiroeii, da» sie £e Gonsütotioa und die Gesetze beo- 
bocbten woUcn; 2} jeden Zweifel de ftcto oder de jore Ober die Ordnnog der 
Thronfo%e zu entsdieiden; 3) einen Regenten oder eine Regentscbaft dei 
Eeidis zu erwählen und dem minderjährigen Könige einen Vormund m er- 
nennen, wenn die Constitution es verlangt; 4) die Verantwortlichkeit der Mi- 
nister 7u verwirklichen; die Vorsammiimg der Abgeordneten hat sie an- 
zuklagen und der Senat zu nebten. > 

Art 41. IHe Senatoren nnd die Abgeordneten sind nnverietibar fthr 
ibre in Ausübung ibres Amtes geäusserten Meininiken imd Alutinmiungen.* 

Art. 42. Die Senatoren und Abgeordneten kflnnen während der Sessio- 
nen ohne Erlrrtibniss ihres betreffenden Körpers weder p^erirhtlirh hrhns;! 
noch verhaftet werden, ausser wenn sie auf 'frischer l h;it ers^riffen werden; 
allein auch in diesem Falle und wenn sie zur Zeit, wo die Cortes geschlossen 
sind,, gerichtlich belangt oder verhaftet werden sollten, ist dem betreffende 
KÖrfMr die scblennigste Rechenscbaft zu geben zu seiner Kenntmssnabne und 
Entsdieidung. 

Art 43. Die Abgeordneten und Senatoren, welche von der Regierung 

oder dem l^^n^glichen Hause eine Pension, ein Amt, zu dem sie in ihrer be- 
treffenden Laufbahn nicht vorrücken, eine Commission mit Gehalt, £bren oder 
Auszeichnungen annehmen, unterliegen einer neuen Wahl. 

Sechster Titel. 
Vom Könige. 

Art. 44. Die Person des Königs ist heilig und unverletibar « und bat 
keine Verantwortlichkeit. V'crantwürllich sind die Minister. 

Art. 45. Die Gewalt, die Gesetze vollziehen zu lassen, ruht im König, 
und sdhe Auctorität erstreckt sieb auf all», was mr Aafrecbtbaltnng der 
^ffcnUicben Ordnung im Innern und rar Sicherbeit des Staats nach Aussen 
der Constitution und den Gesetzen gemäss dient. 

Art. 4(1. Der König saiictionirt und macht die Gesetze bekannt. 

Art. -17. Ausser den Vurrechliu, welche die Constitution dem König 
einräumt, steht ihm noch zu : 1) die zum Vollzug der Gesetze geeigneten 
Verordnungen, Bestimmungen und Instructionen zu erlassen ; 2) zu morgen, 
dass im ganien Königreiche eine rasche und ToOständigc Justiz gepflegt werde; 
3) die Venirtheilten mit Beachtung der Gesetie in begnadigen; 4) Kri^ zu 
erklären und Frieden zu schliessen und zu ratificiren, und den Cortes hierauf 
eine documentirte Rechensrhnft abzulegen; 5) Über die bewafTnete M^rht zu 
verfügen nnd sie zu vcrthcilen, wie es am zweckmässigsten ist; 0) die diplo- 
matischen und commercieUen Verhältnisse mit den übrigen Mächten zu leiten: 
7) für die Prägung der Httnzen zu sorgen, auf weidien seine BQste und sein 
l^aqe m prigen ist; 8) die Verwendung der für jeden Zwe% dtr Staamw^ 
waltnng bestimmlen Fonds anzuweisen; 9) alle flflfontliche Beamten zu ernen- 
nen und Ehren und Aoiieicbnungen jeder Art su gewähren mit RlIctaMit 
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luf die GeseUe; U^) die Minister nach ^freier Wahl lu ernennen und zu 
«lliiieiL 

Art. 48. Der König oniss darcb em speaeOes Getetf autansirt irerdeD: 

1) um irgend einen Theil des tpanisdien Gebietes zu veräussern, abzutreten 
oder zu Tertauschen; 2) um /r€mde Truppen im Reiche zuzulassen; 3] Oflfen- 
siv-Anianztractatc, besondere Handel«; verträte und solche, worin Subsidien an 
cifie fremde Macht fcstgeselzt werden, zu ratificiren; 4> um sich aus dem 
Lande zu entrernen; 5) um eine £hc einzugehen oder zu gestatten, dass 
Pfenooen, die seine Unterthanen und durch die Verfassung zar fhroofolga 
hm&n siad, cioe solche ejngehen; 6) am die Krone m Gunsten seines un- 
nütdlMren Nachfolgers Diedertolegen. 

Art. 49. Die Civilliste des Königs und seiner Familie wd beimBegüm 
jtder Aegiemng von den Gortes festgesetsl. . 

Siebenter Titel- 
Von der Thnmfoifft, 

Aru 50. Die legitime Konigin der Spanier ist Dona Isabeüa II. tmi 

Bonrbon 

Art. 51. Die Succession auf dem Throne der Spanier findet in der re- 
gelmässigen Ordnung der Primogenitur und der Erhbert i htit^ung sfall; die 
Iiiare Linie geht immer der jöngern , und in derselben Linie der nächste 
Giid dem entferntem, mid In demselben Grwle das minnUche dem weiblichen 
Gcsddedile, und in demselben Gescfalechte die altere Person der jfingem vor. 

Art. ö2. Wenn die Linien der rechtmässigen Nachkommen von DotTa 
Isabella IL erloschen sind, so folgen nach der eingeftihrten Orf!nnna ihre 
Schwester und die Brüder ihres Vaters, MFinner und Frauen und ihre recht- 
nässigen Nachkommen, wenn sie nicht ausgeschlossen sind. 

Art. 53. Wenn alle bezeichneten Linien erlöschen sollten, so werden 
^ Corles neue berufen , wie es der Ration am zuträglichsten ist. 

Art. 54. Die* Gortes heben jene Personen, weläie unfähig lum Regie- 
Kn sind oder etwas gethan haben, wesswegen sie das Recht auf die Krode 
n Terlieren Terdienen^ Ton der Erbfolge aussuschlicssen. 

Achter T i t e 1. 
Von der Minilerjaltrujkeit des Königs und mn der Regentschaß. 

Art 56. Der König ist minderjährig, bis er 14 Jahre alt ist. 

Art. 57; Wenn der König in die Unmöglichkeit kommt (sc impossibili- 
lare>, seine Aucloritit ansxuQben. oder wenn die Kroi^e wegen Mindeijahrig- 
keit des unmittelbaren Thronfolgers erledigt ist, so ernennen die Coites zur 
Regierung des Reichs eine Rc^entschart, aus 1, 3 oder S Personen bestehend. 

Art 58. Bis die Cnrles die Begcntschafl esnennen, wird das Reich 
provisori«;cb vom \:\U'r oder der Muller des Königs, oder in deren Ermangc* 
lung vom Minislerrai he regiert. 

Art. 59. Die Regentschaft übt die volle .\uctorität dcä Königs aus* in 
dessen Kamen die Regierungsacte bekannt gemacht werden. 

Art. <X). Vormund des mindeijährigen Königs ist die Pirson, welche 
der ventorbene König in seinem Tntamente dazu ernannt bat« vonusgesetztt 
dass sie ein Spanier von r,phiirt ^ei* wenn Niemand ernannt ist, so isind es 
der Vater oder die Mutter, so lange sie verwittwet bleiben. In deren Erman- 
gelung ^werden die Gortes^ jhn ernennen, doch können die Aemter eines 
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INgenUn md ^kus VoliiiMlei 4er Königs ilicht in einer Person v^nift 
werden, mit Aosnalmie des Vaters oder der Mutter dessellMn. 

Neunter Titel. 
Von Miniitenu 
Art. 61. Alles, ^<->« fler Könfc; in An«rihiing; seiner Auctorit'ü befiehlt 
öApt anordfict, muss durch den bclreflVniifii Miruslpr nntmeichnel sein, und 
kein otleotUcher Beamter hat eine Handlung zu vollziehen, welcher di^eS 
Kribrdenuss fAH. 

Art. de. Die Minister kbmrn Senatoren odto Abgeordnete sein nnd in 
der Verhandlung beider collegislativen Körper tfceifaefameR; sie Ikabeii jedoA 
Mr in dem, welchen sie angehören, ein Votom. 

Zehnter Titel. 
Von der richLerltchen Gewalt. 

Art. 63. Den IriLiuualcu und Gerichten steht ausscbliesend die Gewalt zu, 
die Gesetse ifi Civil- und Crininal-Uriheilen aniawenden; sie kSnnen andere 
Functionen nicht aasQben, als die, zu richten and die Volltiehung des Vrtheilf 
SU bewirken. 

Art. 64. Die Tribunale und Gerichte, die es geben soH, die Organisa- 
tion eines jeden, seine Befupnisse. die Art und Weise, sie auszuüben, und 
die EigenschaAen, welche die Mitglieder haben müssen, werden durch di« 
Gesetze bestimmt werden. 

Art. 65. In Criminalfällen ist das Verfahren öffentlich in der von des 
Gesellen bestimmten Form. 

Art. 66. Kein Mitglied eines Tribunals (magislrado) und kein Richter 
kann von seinem Amte temporär oder auf die Dauer anders als durrh ein 
executorischcs ÜrLheil entfernt, oder anders als durch richterliches ErkciMiin ss 
oder kratt eines Befehls des Kijnigs suspoudirt werden^ wenn dieser iha mit 
bcgrüBdcten Motiven durch das compcfente Gericht gerichtlich ni belangen 
bedddL 

Art 61 Die Richter sind fttr jede Verletsung des Geselies» die sie 
begehen, persönlich veranhvorllich. 

ArU 6S. Die Justiz wird im tarnen des Königs gehandhabt. 

Elfter Titel. 

Art ^0. In jeder (rovins besteht einProviniialrath (deputacion provindal); 
er h|t so viele Mitglieder als das Gesetx beslimmt, und wird von denselben 

Wädilern, welche die Abgeordneten ernennen, gewählt. 

Art. 70 Für die innere Verwalfunfr f!er Gemeinden bestehen Gemein- 
derätbe (ayunlamiento), welche von den King« tiiirgerten (vecinos^, denen das 
Gesetz das Recht dazu einräumt, ernannt werden. 

Zwölfter Titel 
Fo» den ÄufU^tn» 

JkA ISL Met Mv legt die Regierung den Goilei rar Piftlbiig vai 
Geieinigunf den Vetansrhisg äm Ausgaben flkr das» bbrnmüda Jahr nrii 
den Eitwurf der Auflag und Dockongsmiltel vor; eUtev din MeabnlMiiin 
9äm finihiie und Vemtedang der iümUete fieUer. 



Digitized by Google 



I 



MI 



An 79. Es ktiin keine Steuer oder Abgabe auferlegt werdea, «tie nic^ 
(durch das Ba^t oder ein specieUes Gesetz geneiiiaigt jmL 

Ali 74. QAMit Amoriiatioosttt ediirderlidi, um Uber fligeottuim du 
Staates m verfügen oder auf den Credit der NaUoii Anleiheo m machen. 

Art 75. Die ftffwtlici» Sdiiild ist unter doi beiondcm Sdmii der 
Mton gmtelk, 

-Breitelinter Titel, 
f (M der iiiM^fliafffi W$M i» JVUioii. 

Art 76. 'Bie Gortes werden jedes Jahr auf VorMtdag 4m «Biiigs ^ * 
jmmmnentc bewaffnete Macht zu Land und zur See festsetien. 

Art. 77. In jeder Provinz werden Corp«» von Nationalmilizen bestehen, 
deren Organisation und Dii nsi* < in Losonüeres Gesetz bestiramen wird, und 
der König kann lui faii der Noth über diese Macht innerhalb ihrer Pruviuz 
verftgen, jedoch sie ohne Zustimmung der Cortes nidit ausserhalb derscNMft 
^w^Pcstdan* 

Z u s a t z - T i t c 1. 

Art. 1. DIp Gesetze werdi n die Zeit und Form bestimuieu, wann und 
wte da«) Geschwurnengeridit tur jede Art von Vergeben einzufUbr^i sei. 
'M, 2. Sie flberseeisehen Profinaen irerden naoh taondeni Geseto 

im FiUaste dar Cortas tu Madrid, den la Juni im. 



Bald nacti der Bekanntmachung dieser VerfassuDg wurde das 
Wahlgesetz von den coDStituirenden Gortes in Berathung genommen 
(luni) und von der Königin genehmigt (Juli 1837). Seine ilaupt- 
bestimmungan sfaid folgende: Jede Provinz ernennt für je 50;000 
Seelen einen Abgeordneten und schlägt auf je 85,000 Seelen drei 
Ca&didaten fiir den Senat vor. Die Wahl geschieht direct nach 
StfamiieDiiidirbeit. Um Wähler zu sein» rnnss man 200 Realen an 
(Kredten Steuern (14 Thhr. 13Vs Sgr. Preuss.) bezahlen, oder hrgend 
ehi Hestea Einkonnnen aadi nnr von geringem Wertiie nachweisen 
tonnen. Die Provinzial-Depntationen verfertigen die IJsten der Wih^ 
1er und Ifaeilen ihre Provtaz in Wahldistricte ein. Um Abgeord- 
neter werden za können, Ist nur erforderlich, an irgend einem Orte 
des Spanischen llei«:h8 ansässig zu sein, ohne cto bestinmites 
inmmen nachweisen zu d&rfen. Dagegen muss derjenige, weidier 
in den Senat erwählt werden soll, mindestens efai jährliches Ein- 
kommen von 50,000 Realen (3011 Iftb. Preuss.) oder eine eben so 
hohe amtliche Besoldung beziehen. 

'Die letzten iMonate ihrer Sitzungen brachten diese constituiren- 
den Cüitei» vorzugsweise mit Berathungen über kirchliche Angelegen- 
heiten zu, uud erreichten fiir ihre Beschlüsse auch die königliche 
:Geeehmiguii^ , wie am 28. Juli für die Aufhebung des geistlichen 
Zehnten, sümmtlicher Klöster und für die Einziehung sämmthdier 
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Güter des Klenis *) zu Guneten der Staatsfonds, indem die Geiitifcheii 

fortan wie in Frankreich aus StaatsiiiUteln ihren Unterhalt bezielMl 
sollten. Die constituirenden Cortes wurden am 4. November 1837 
entlassen, und die nebgcwalilten beiden Kanmjeni der Cortes wur- 
den bereits am 17. November d. J. wieder in Gegenwart der sieben- 
jährigen Königin Isabella von der Königin Christina persönlich er- 
öffnet. Der Fortgang des Bürgerlirieges, weither oftmals gcgeaseitig 
den widerwärtigen Charakter eines Vernichtiingskampfcs mit Beseiti- 
gung aller völkerrechtlichen Gebräuche angenommen hatte, — nach- 
dem schon drei Jahre vorher fast einstimmig durrh die Cortes be- 
schlossen war, dem Infanten Don Carlos und alldu ^^einen Nachkom- 
men nicht nur das Erbfolgerecht auf die Spanische Krone für immer 
£U entziehen, sondern sie auch des Rechtes für verlustig zu erklären, 
jemals auf das Spanische Gebiet zurückkeliren zu dürfen — äusser- 
te unverkennbar seine sehr entscheidende Einwirkung auf die Con- 
solidirung der Verfassung. Je nachdem die Kriegsereignisse ilir 
wechselndes Geschick tür die Christinos oder die Carlistas günstiger 
fallen Hessen (in den Jahren 183 i— 40), erlangten Generale wie Es- 
partero und Minister,- Präsidenten wie Ofalia und Perez de Castro 
ihr imponirendes Uebergewicht über die Progressisten und selbst über 
die Moderados, in Folge dessen wesentliche Veränderungen der be- 
deutsamsten Rechte der Verfassung, namentlich in Bezug auf die 
freie Presse und die Selbständigkeit der Ayuntamientos, den Cortes 
.bilUi angedrängt, halb mit ibrer eigenen Zustimmung abgenöthigt 
wurden. 

Wir halx^u aus diesem Zeiträume noch zu bemerken die Fest- 
stellung des Reglements für die Geschäftsführung der Kammer der 
Abgeordneten, welche im December 1837 erfolgte. Mach demselban 
werden sowohl der Präsident mi VIcepräsident» wie die Secretare 
dieser Kan^mer für die ganze Dauer der Session gewählt; Jede 
Kammer wird für die Behandlung der Geschäfte in eine hestinunte 
Ansahl von Sectionen getbellt; Jeder Dtscussion über einen Gesets- 
entwurf in der Büimmer muss eine spedelle und voibereit^e Dis- 
cuBSion in der betreffenden Section vorhergehen, sowie für jede 
mit der Prüfung von Gesetzentwürfen beauftragte Gommission aus 
jeder Section ein Abgeordneter zu ernennen ist 

Oer Bürgerkrieg nimmt unter der Gonoentrirung der «Kräfte 
Spaniens durch den zum Herzog von VIttoria erhobenen Qierfeld- 

V Ein späteres kdniffHehes Beeret vom 12. October 1831 ordnete oj^ 
dass alle Kirchengeräthe von Gold, Silber und Edelsteinen «im Behuf der 
Kriegskotten zu (ield gmachi und 4wrch Hnfaehtn Gträthi mtt9t 
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fcerrn Es^rtero für die Glirislinos bald öfri^n ip^instlgöfti VertaiTf, bHj 
die n^bereinkTinf! 7\vf«:chpn «fif^spiii und dem Cnrlislischen (i«'fu ral 
Raphael Marolo zu Bergara am 31. August 1831* dpii Infanten Doa 
Carlos und €len grössten Thetl der ihm noch treu gebUebenen An^ 
bänger zor Flucht nach Fraokreich nöthlgte, und den Baskischen Prb^ 
tinzen die Wiederatiefkenttung Sirer Fueros gewährte. Der Knmpf 
W<irde seit dieser ZeH nnr erfolglos von einzelnen Carlisten - Haufen 
fottgefilhrt^ besonders MAcMem auch die Gorles am 7. October 1839 
einstimmig doa Geaett üler dfe Bewüligiing der FJ^ros för die Bas« 
liiQtai #1^11201 •) oBgeneiiinieii habetL Die selwii totliAildeiie 
flpMMMg iKrilBcbett der. Königf« ifiegemili mid dem stolzen Sitzet 
UpMero thirds #Br^eii dte am 15 Jirii 1646 erttieiiten köntgSdieii 
8estit%Qi^ d(js toetm über dte Ayäntmiieuto's iiecb bedetitsai«i 
miMutt HidMl Meli deiMettten die Zaihl der VnStAet vermMerC, 
Iii l«ttimiiiter Siew^att zur Bedingung der WabUShigkeit g^atte^ 
Mr Staatsbeamten die Fähigkeit wieder eingerauint wurde, Aeibl# 
ttf dBt liiiiuei(»8l{lit za erlangen und überbaupl die Staarfsregierung 
UMM tfu dem Rechte kommen sollte, eine allgemeine Controlle über 
die Ayuntamiento's und ihre Geschäftsführung auszuüben. Esparfero 
drang auf eine Veränderung des Ministeriums. Die Königin Cliristina 
gab zwar nach, ober sie legte auiJi am 13. October 1840 die Re- 
(fentschafl nieder, indem sit* ciie Mittel nicht bilfi^ren tu können vor- 
gab, welche das neue Ministerium zur Beruhigung des Landes Yor- 
sehlug. 

Nachdem die KoTiiirin Christina nach Medcrlpi^urm der Ki'L^rMit- 
schaft nach Frankreich abfioijaiigen war, nahm der intant I nim is'^o 
de Paul.5 am '25. October 1840 das Hecht der Yormundschaft über 
die Königin Isabella in Anspruch, aber die provisorische Regentschaft 
iehtite dies Verlangen am 25. November ab, mit der £rklärang, dass 
dfe Königin Christina sich das Recht als Yormünden'n ihrer Kinder 
yorbebalten, dass äbetj wenn die FVage der Vormundschaft zulr Ent- 
MlMlong kommen seilte, dies nur durch die Abgeerdneten des Tot- 
UßB gescbeben könne. E^arte^ hatte uhterdessen als Präsident des 
MMerrMs bereits am 2. Novemlber eliif Gbrcuiiirsdireibeii an die 
flMMMttltt^ ter den Provhzen erlassen, um die feste Tersidienmg 



*J Ein voUstanätyes Gesetz über die Fueros von .\at:arra wurde erst von 
devi Regenten Efpartero am August 1841 genehmigt. Durch dasselbe wer" 
äät' W A tU kn ifiMgie» Air der Rechtspflege» S«t BtiUueninff «ikd|^ei»i SäAr 
Iknoä Jfeit» 9ttimt Mnlfmimif im# Mer mmmr-^bitUfm «MM» «M» 
in den übrigen Provinzen Spaniens, einem Ober- Commandanlcn itberwiesen, 

dAi» fMm »ef^ jeiHm m m mHUH ÜM Bmi^Mitm einM 
Vieekönigs beeidet totrden darf, 

^ lahmJiari» TuftMainikmlm. a M 8 



Digitized by Google 



114 



XU geben, nur die yerftwüng vom 18. taJ M7 anfridt «Ma 
III woOeii, und die Eineneniiig dei Senats niar nacii den Besymmim- 
gen dieier TerfassuDg geschehen xu lassen. Die am 19L Man 1841 

eröffneten Gortes zq Madrid fassten in vereinigter Sitzung am 8. Mai 
1841 mit 153 gegen 136 Stimmen den Beschluss, für die bis zur 
Volljährigkeit der Königin Isabella noch fehlenden Jahre die Regent- 
schüft des Keichs auf eine Person zu übcrtrageD. Sie wählten mit 
179 SUmmen gegen 103 Stimmen au demselben Tage Espartero, 
Herzog von Vittoria zum Regenten, welcher am 10. Mai in der Milte 
der Gortes den Eid für sein Amt und die Erhaltung der Verfassung 
ablegte. In gleicher Weise erklärten die vereiniglen Kammern 
der Gortes am 10. Juli die Vormundschaft der im Auslande sich be- 
Jtindenden Königin Christina über die Königin von Spanien mit 203 
gegen 36 Stimmen für erledigt bestellten aber in Augustino Arguel- 
les neben dem Regenten einen besondern Vormund für die Königin 
und ihre Schwester, olme auf die Protestation der Königin Christina 
vom 19. Juli Rücksicht zu nehmen:*; er wurde am 28. Juli in der 
Mitte der Cortes für sein Amt vereidigt. Die /wischen den Anhän- 
gern der Königin Christina und der bestehenden Regierung ausbre- 
chenden Feindseh'gkeiten drohten einen neuen lang\^ierigen Bürgerkrieg 
zu entzünden, der jedocti in der allgemeinen Erschöpfung des Spani- 
schen Volkes glücklicherweise zu wenig Nahrung empfing. Erst im 
Herbst des Jahres 1842 wurde die Gefahr für den Regenten emst- 
licher» als Gatalonien sich gegen ihn erklärte, und die am 3. Jannar 
1843 aufgelösten Gortes nur noch durch feindseligere Kammern er* 
fetzt wurden. Nach der Eröfihung der neuen Gortes > Versammlung 
am 3. April 1843 vermoGfate ein doppelter Ministcrwechsel die Ruhe 
nicht mehr wiederheraustellen, indem die Majorität der Gortes dem 
Regenten gegenüber das entlassene Ministerium Lopez in Schutz 
nahm. Das Decret des Regenten vom 26. Mai zur abermal^en Auf- 
loanng der Gortes erregte hi den meisten Provmzen Anfttünde^ nnd 
ehie grosse Anzahl von Pronuncuunendoa (Manifeste) worde gagan 
den Regenten ans allen grosseren Städten erlassen« Die grossece 
Masse der Truppen erklärte sich durch ihre dem Ragenten fehidie- 
Mge Generale gleitet* gegen den Regenten, und das usurpatocisdi 
aufrecht erhaltene Mmisterhmi Lopes, Hess durch ein Decret des 
KriegsnUnisters Frandsoo Serrano am 20. Juni den Beriog Yon Vit- 
toria der Regentschaft wahrend der Mhiderjährigkeit der Eon^ 
Unbella entsetzen. Die Gortes vurdeli darauf durch diea MhiistariinD 
auf den 15. Octoher 1843 berufen, aber der Ragent wMesa benlls 

Vielmehr trkm dfe JUi(fiiilic*«/l an ä litfwi sin Mmifid gtfm 
Mm Frokttaäon, 
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am 30. Juli •) den Spanischen Boden mit einer protestirenden Erklä- 
rung gegen alle Handlnngen, die im Widerspruche mit der Constitn- 
tioii von 1837 vorgenommen werden sollten. In Erwiederung darauf 
entsetzte ihn das regierende Spanische Cabinet am 16. August aller 
seiner Würden, Titel, Grade und EbrenstcIIi n und erklärte in Gegen- 
wart der obersten Centraibehörden des Keichs die Königin Isabeila, 
der noch 2 Monate an der Vollendung des dreizehnten Lebensjahres 
fehlten, für volljährig, 80 held sie vor den neu einberufenen Corte» 
den £id auf die Verfassung gefeistet hahen würde. Die ara 15. Oc- 
tober versammelten Gortes erhielten gleich in den ersten Tagen ihrer 
Sitzong den ministeriellen Antrag auf die MajoritataerkÜning der 
dreizehnjährigen Königin; die Kammer der Abgeordneten erhob Ihn 
Bovörderst am 30. Octeber zum Beschlnss» worauf beide Sammem 
vmaiigft oüt 193 gegen 16 Stimmeii am a November die Yolljäh- 
figkeit der Kon^iii auaiiraGfaeiL Die Kdnjgm wurde auii als trauriges 
Werkieug ndnislerieller Wüikubr sowohl unter dem Ministerium 
IHozaga wie unter Gonzalez Bravo gemlssbraucht Ganz SiMmien 
wurde in Belagerungszustand am 8. Februar 1844 erklärt, alle Civil- 
HBwalten wurden unter Uilitärbehörden gestellt und der Anwendung 
nm Kriegmesetien die Zuridtfihnmg der kmem Bnhe überiassea 
Dieser Znstand dauerte drei Monate, bis zum 4. Mai» wahrend wel- 
cher Zeit die Königin Christina aus Frankreich nach Madrid zurück- 
gekehrt war. Das unter ihrem Einflüsse gebildete Ministerium des 
Generals Narvaez begann mit mancherlei Beschränkungen der durch 
die Verfassung von 1837 verbürgten Rechte, namentlich in Bezug auf 
die Zeitungspresse und die Selbständigkeit der städtischen Verwaltun- 
gea Aber man fand solche vereinzelte Acte für nicht ausreichend, 
und legte daher den neu versammelten Cortes am 18. October meh- 
rere umfassende Veränderungen, welche namentlich die Zusammen- 
setzung des Senats, die Wahl der Abgeordneten, die Errichtung der 
National -Milizen und die kimflige Vermählung der Königin betrafen. 
Die Kammer der Senatoren nahm dieselben mit iibcrwiegender Ma- 
jorität am 25. October» und auch bei den Abgeordneten gingen sie 
in deren Gesammtbeschlusse am 4. Deoember mit 124 gegen 26 Stim- 
men durch; dies sind die letzten wesentlichen Veränderungen, 
welche die Spanische VerSissung bis auf den heutigen Tag erfahren hat. 

Da Indes» die Verftssung von 1837 als Grundlage erhalten ist» 
10 erscfaehit es nicht nothig, hier den vollständigen Inhalt der am 
519. Mai 1845 bolinnt gemacfalen*^ revidirtm Verihssung wiederzu* 



*J Er sfhiße tich zu Cadix ein und nahm teinen Aufenihalt vi England, 
Sie itt auch bereits in der Gueeta de Ma<irid von diesem Tage aitgedruck$. 
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T. TeräHderte ader neue Arfiliel ans 
der revidlrten Verfassung vom 23. Mai 
im Verbftltnisise zur Verfassung^ 
yom 18. Juni 183f . 

Art. 2. Der zweite S;itz desselben ,,di> Beiirtheilung der PlreSSvei|^eo 
steht nii'?'?cWicsstich den Sc hwurgerichten zu" ist weggefallen. 

Der litel IH. vmn Senate, Art. 14—20, ist folgender Gestalt geändert: 

Art. 14. Die Anzahl der Senatoren soll unbegreaat sein) die ErifeeauuAjg 
^^Ifel^ Itefat Könige zu. 

4rt. 45. fja Senatoren können nur diejenigen Sp^ni^r ernanfit lyerdeni 
irdd^e Qber dreissig Jahre alt sind und zu folgenden Klassen gehören: 

a) Präsidenten der posMzji^phfndpn Knmmem, Senatoren oder Ab^f»- 
ordnete, wenn sie dreimal zu den Portes zajrelasaen worden, und 
ausserdem ein EinkooMDen von ao.tXHO Heaien ') be$itz«i|, da» »\ß 
^enen Gutem oder Besoldungen fiir solche ^^o^^r herrm^ 
^eldie nvr durch ricbterlichen Aussprach, Pensionirung, Entsa- 
gung oder Austritt aus activem Staatsdienste verloren gehen können. 

b) Staatsminister, Staatsräthe, Erzbisdiöfe, Bischöfe, Granden von 
Spanien, General -Clnpftäne der Arm^e und der Flotte, General- 
Ueiitenanfs der Arrnce und Admirale, Botschafter, beTollmächligte 
Miuister, Präsidenten der höchsten Gericbt^iiöff , {{ei&^tz^r und 
Fiseal'Procuratoren derselben» Uarquis, Grafen» Tisconcle'f und 
Barone, welche keine Granden sind (Tilulos de CastOUi}, venn st« 
ein Einkommen Ton 66,000 Realen besiliün; endlffli diejenigen, 
welche im Jahre vorher 8000 Realen an directen Stenern bezahl- 
ten, ferner Senatoren. AbiZpnrchwte, Aleaden io Ortschaften von 
30,000 Einwohnern, Präsidenten der Provinzial-Junta's oder Han- 
del^ericbtc, sowie diejenigen, welciie wegen ausgezeichneter Dienste 
dne dlirch ein Gesetx angeordnele Natiiiiia] - Bdohnnn^ erhalten 
hafien* 

iirt 16. Die ErfofdcradBSa, welche um zum Senator ernannt wefdwifll 
l^MViMi' verlangt werden, können durch ein Gesetz abgeändert werden. 

An. 17. Die Ernennnng der Senatoren wird durch besondere Decrele 
geschehen, in welchen der (irund anzugeben ist, auf weld^em in Fol^ deü 
vorhergebenden Artikels die Ernennung sich stützt. 

Art f& Die Würde eines llltgiedes des0eaatls seH^ hbwrtlhuJhh adn» 

Art 1». Die ßeine dn ftouigp. nd a» nrnHirihanih HkmmOm 
sind mib 4ci« ti^fri|d(it|jQg^ ffiaf ood gfsanaigili» Ii<i^<aMj»tffi KKttfjedn^ ^ 
^ena^* 

Art. 20. Der Senat übt ans^pr seinen legislalorischcn Befugnissen in 
(elenden Fällen richterliche Gewalt aus: 

a} wena er übee die von der Kammer der Abgeocdoetim angeklig- 
ten Hinister Drtlieil zu spreduui hat; 

V Diese Summe hHrnfft — 2irift» , Thlr. Prms»^ die fpäht; wt:kmmen- 
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I^VIMi er in Gemässbat der gesetzlichen Bestiramungen ibir 
Movere gegen die Person oder die Würde de» Königs oder gegen 
die Sirhrrhrit des Staate» Richtete Verbrechen zu eckennAn bat; 

c) >fnn er über Mitglieder des Senats xu Gericht sitzt. 
Art. 25. wurde djaJuo abg«jiadert: »«die At^eordneten werden aui fünf 
Jahre gewählt." '* 
Art 27. tm gänzUcb aus. 

Art 28. wird dahin a|]tgeixufert: «die Cnrtea sollen «Mdrficklich zusan»' 
men prüfen werden, sobald die Krone erledigt ist, oder der König auf irgend 
eine Weise unfähig wird, die Regierung zu führen" Ccuando ei Äey 
possibililare de qualquicr modo para el gobieroo). 

Art. 37. fällt gänzlich aus. 

Nach Art. 49. wird nachstehender eingeschaltet:*) „Bevor der König 
^Btf ^enMthlung eingeht, wird er die' Cortes da:v(m benadirichtigen. mid ibrer 
Gmfamigimiil sind die Slip«iaUonett nnd Cbecontracte nnterworfen, die den 
Gcgtetfand eines Gesettes ausmachen.' Oasselbe ist in Bezug auf die Eb^ 
des unmittelbaren Thronerben za beobachten. Weder der Küni^ noch seil> 
unmittelhnrer Thronfolger dürfen eine Vermählung mit Personen eingebedi 
welcfac das Gesetz von der Ihronfolge ausschliesst •*) 

Art. 54, wurde dahin abgeändert: „Die Personen, welche zu regieren 
anfi&hig sind, oder etwas gethan haben, weshalb sie verdienen 3lr Recht an 
^ IMi m ^eriiarai, M dwdr dn ficsets m der ThMfol^a an» 
ij^liipiUifn 

Art 55. Wird der Thron durch eine Königin eingenomilMn, SO 
Cieipabl keinen Thcil an der Regierung des Könijrrpich?. 

Die Art 57., n«, und 59, <;ind in nachstehende fünf umgewandelt: 

Art. 57. Wenn der König minderjährig ist, so wird der Vater oder di^ 
Muller des Königs, und lo deren Erniaogeiuug der Verwandte, weMier nadl 
der in disr (k>MfiUitia|i feftgp«ffaa«Bl9!rdnttngd«rJ^«cb»tbered)tigte airl(i««(r 
folge ist, sofort die'Rogevtsehaft antreten ^nd dieselbe wUirend 4er pn- 
tm Dauer der Minderjährigkeit ausüben. 

Art Ö8. Damit der nächste Verwandte die Regentschaft führen könne, 
mnss er Spanier S(pin, zwansig Jahre zuröckgelefrt haben und nicht zuvor ?on 
der Thronfolge ÄUSgeschlosi^n gewesen sein. Üer Valer oder die Mutter des 
lVö^i|^ l^MRUen nur ^n die Re^tsch^A i^bernöhipeD, wenn sie uj^ver« 
in^hl^ bleiben. 

Art ai. Der Hegent ttbt die vQ|Ie Gewalt des KSnigs ans, *m dessen 
Mbtteni dl» ▼efAgangOl der Regiaimg veröffentlicht werden. 

Art. 60. Der Rcgfnl legi vor den Cortes den Eid ab, dem minderjHh* 
^ß/m. jK^a Iren I« Sfjn «»4 4i« V||faflmf vnd OoMlM das Konigreioba 

^ Iktffiffen fOH die ßnfU BetHmmmg du Art, 4& weg, dwrcb ißMi 
dto* mnl$ äuvth du httmätnt Omü ennM^f merdm iöim, «in$ Fdm 
m^J^i^ einzugehen tind 4i£ Erlauhniu mut Bhe für solche Peveomn M ar* 
fyaUe» die durch die ConHÜution zur Thronfolge berufe» teavef^ 

**J. JHeAer ÄrUkd und namentlich tein Schlmsatz, welcher gegen dm 
Infanten Don Carlos und dessen ^^achliommpn gerichtet ixt, veranlasste in 
beiden Kammern sehr lange und lebhafte Dehatten, nachdem er in die Kam- 
mer der Abgeordneten als Amendement eingebracht und angenommen, vjfStSf 
iri^ 4m Smate vftgeififi wmdi» 
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» üechieiiwi. floOteii die Cortes nkiit mnmm^ feni. m lut der Begeiil 
dieedben sogleich einisbcrnftfii tmd in der Zwischenzeit vor dem Hinisterralhe 
denselben Eid za leisten und zu verspfechen, ihn abermals vor den Cortes 
abndegen, sobald diese versammelt sein weMen. 

' Art 61. Sollte keine Person vorbnndpn cpin, wplrher von Rerbt^wigen 
die Regentschaft zustände, so werden die Cortes diese ernennen, und sie wird 
aus einer, drei oder fünf Personen bestehen. Bis diese ErncDDung geschieht, 
iHtd der Minlsterrath das Reich fofKiifig regieren. 

Der Art 10. wurde dahin abgeändert: »In den Ortsdiaften wird'« 
ATontanienlos geben, die von den Einwobnem ernannt werden, welchen dai 
Gesetz dieses Recht zuerkennt. 

Der Art. 17. Uber die Errichtnng der Natiunalmiliz ist ansge&Den. ' 

Eben so ist der erste ZusatarUkcl Uber die Einflibrung von Schwur- 
gerichten fTir alle Klassen von Vergehungen ausgefallen. Der zweite Zusatz« 
artikel bildet den letzten Art 80. der revidirten Verfassung, so dass diese mit 
den hinzugefügten 2 Artiiieio über die Kegeotscbali überhaupt aus ÖÜ Arti- 
keln besteht 



Die Eingang^fonnet der Verlwsaiig Tom 18» Juni 1837, in 
dwr am dem Rechte der NatkHial • Soaverahiitat die Beftigiiini der 
Cortes zur Revision der Verfassung vom Jahre 1812 und rar Fesl- 
stelhmg anderweitiger Restimnrangen abgeleitet wird, ist in dieser 
revidirten Verfassung gleichihlls unterdrudtt; dagegen heisat es in dem 
begleitenden Berichte des Hinisterraths an die Kooigfai vom 10. Oc- 
tober 1844, welcher die Motive lo den vorgeschlagenen Ve ia n d e m n» 
gen entbllt: .^die bestehende Verlbssnng (von 1837) wäre so mangel- 
haft, dass mehrere auf efnanderfolgende Cabinette es unmöglich 
gefunden hatten, innerhalb der von ihr bestimmten Schranken tu 
regieren und daher genöthigt gewesen, mehrere ihrer Bealimnmngen 
um taten des Landes su verletzen, und wum auch manehe Ver^ 
hülnltoe dem unruhigen Zustande des Landes zuzuschreiben wiren, 
so läge doch der Hauptgrund des Uebels in den Mängeln der Insti- 
tutionen. Es wäre daher eine Reform der Constitution unerlässliclH 
um der Regierung die nothweudif^e Stutze zu geben; auch habe sich 
die öffentHche Meinung bereits d(|lur ausgesprochen. Da die könig- 
liche Auctorität in den bestehenden Institutionen nicht diejenige Stärke 
fände, welche zur ßeschützung der öffentlichen Interessen und der 
persönlichen Rechte nothwendig wäre» so müsse man den Thron 
entweder sclmtzlos der Anarchie und der Empörung preisgeben oder 
zu ungesetzbchen Mitteln seine Zuflucht nehmen. Um die Wieder- 
kehr eines solchen Zustandes zu vermeiden und der Regierung der 
Königin Isabelia den Glanz und Ruhm zu verleihen, die aus der 
völligen Uebereinstimmung in den Institutionen hervorgehen, haben 
die Minister es für ihre Pflicht gehalteut dtcjenigen yerändarnngen 



r 
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der Yeriiissung Torzasditogen , welche in ihrem GeseU^wurfe zur 
Befoiin der GoiutUution enthalten Bind." 

Der neue Senat, nachdem der bestehendh dorch ein besonderes 
könlglicbes Deeret am 28. Jnli aul^hoben, wurde durch eine komig" 
fiche Ernennung Ton 54 neuen Hitgliedern am 20. August 1845 lu 
den in ihrer Wurde gelassenen aus 119 IfitgHedem suverderst tu* 
sammengesetzt, unter welchen sich 28 Granden von Spanien, 30 Ex- 
ministe, 2 Minister des damaltgen Hinisterratbes, der Gardinal-En- 
hMiof T<m SeTffla und 13 andere Erzbiscbdfe und Bischöfe und 
ausserdem eine grosse Anzahl von OberofGcIeren des Heeres befan- 
den. Schon 5 Tage später (am 25. August) wurden abermals 43 
neue Senatoren ernannt, so dass die Gesammtzalil der Mitglieder die- 
ser Kammer aus 162 bestand, und in dieser SUirlie mit geringen 
Veränderuiigt n durch zeitweise Ergänzung der durch den Tod abge- 
gangenen Mitglieder sich erhalten hat. Die Kammer der Abgeord- 
neten hat in ihrer voUea Zahl 250 Mitglieder, kann aber nach dem 
Wahlgesetze, welches auf je 50,000 Seelen die Wahl eines Abgeord- 
neten gewährt, nach dem kundigen Fortschreiten der Bevölkerung, 
gasetzmässig verstärkt werdea 

Die ßefestigung der innern Verhältnisse Spaniens für die wetb- 
hche Linie des Hauses Bourbon Spanien, unter der nachhaltigen Un- 
terstützung der Französischen und Britischen ReL^ierunp:, veränderte 
bedeutsam die politische Stellung der Garlistischen Parthei. Oer In- 
fant Don Carlos erkaimte, dass für seine Person die Aussichten zur 
glücklichen Erreichung seines Endzieles auf den Sf aiiischen Thron 
verloren wären, er hoffte aber eine neue Helebung (ier^elben. wenn 
er sie auf seinen Sohn übergehen liesse. Er entsagte daher am 18. Mai 
1845 zu Bourges seinen Ansprüchen auf die Spanische Krone za 
Gunsten seines ältesten Sohnes, des Infanten Garlos Maria Fernando 
Isidor (^eb, 13*. Jeniiar 1818), indem er den Titel eines Grafen von 
llolina annahm. Der letttere, der sich seit dieser Zeit Graf von Mon- 
lüiioliii nennt, erliess am 22. Mai eine Froclamation an die Spanier, 
in welcher er bekannte» dass er die Institutionen achten würde,* die 
ans der Aevointion hervorgegangen wäreni dass er aber seiner per- 
sooKelien Würde «nd den Reehten sein«r Familie nichis yergeben 
konnex und dass es nicht seine Sahuld sein, würde, wenn die Tteor 
nnngi welcbe in. Folge des Ablebens des Königs Ferdindbd TU statt 
geftmden habe, nicht aufhören sollte, indem er bereit sei» jedes mit 
Ehre nnd Gewissen vereinbare Opfer xq bringen. Er bt bis Jetst ^ 
nodi innrerpiahlt, hat dj9D C^anfosisGfaen Scbots-AutoUult la Bonr- 
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MI It. S^iMiber 184i wlMieii*) lüi hMa Mit «Mf M 

theils in Itelien, Iheils in England: von tdnen liiidei Brüdan isC 

der ältere, Infant Juan Carlos seit dem 6. Februar 1847 mit der 
Erzherzogin Maria von Oesterreich -Este, zweiten Tochter des Hw- 
zogb iranz IV. von ,AJodcna, vermählt aber noch kinderlos. 

Die Königin ls;ii)olia liess durch ihr MiiiLsteriuni am 19. Juni 
1845 die Sügeuaiinte .\bdication des bon Carlos für einen Act der 
Treulosigkeit und blinden Versessenlieit auf die Erregung neuer 
Zwietracht erklären; Don Carlos wäre rait seiner gedämmten Familie 
für Spanien gesetzlos, von dessen Buden vtHi»anijL und erhlos, ui^d 
jeder, der ihre eingebildeten An^prucke einzuführen trachtete, wurde 
im Fall seiner Jlahhaftwer^ung uiuinüflbar einem Kriegsgerichte ver- 
fallen. Ein Jahr später machte die Konigin, nachdem sie fast ihr 
sechszehnles Lebensjahr vollendet halte, durch ein Üecj et vom "^Sstea 
August 1S4C ihre bevorstehende \ ermählung mit dem Infanten Don 
Francisco de Asis Maria **) bekannt, dem ältesten Sohne des Infan- 
ten Francisco de Paula, ***) indem sie die Cortes zu eine r \ ersainm- 
lung auf den 14. September einberief. Beide Kammern erklärten 
fast einstimmig am 19. September, dass sie sowohl diese Vermählung, 
als die der einzigen Schwester der Königin (und präsumtiven Thron- 
folgerin) mit dem Herzog von Montpensier, dem jüngsten Sohne des 
könifs lä»m Philipp von Frankreich, billigten. Beide Yermäfalungsi 
wurden am 10» October 1846 vollzogen, nachdem von der Frami- 
aiicben Regierung durch Guiao^ als Minister der auswirtlgoi Ang^ 
logenhctten, in einer Note vom & October erklärt war, 4afts difc 
AnnahiMe des ßiitisdiea Ministeriums, wie durch die Vermi^lang des 
Hsnogs von Montpensier mit der Spanischen Infantin, dne Yeröic^^ 
MtiBlg, der Kinder der ietiten auf de« Spanischfi» ThmD Iü den Be- 
itfiBMiigeii der Fnedeiföverträge von Utrecht solion vorlis^ durdkid^ 
IlHiliielien widerie«! seL««**) Der MuA Genriil der Kö^ 
eriMt an den VemiaUttn^rtage durch bonWielMn J»9crfl den W 
jmäg" und »liaJe6(•t^ jedecb wie es verftimig9iiiiM% feHilell, 
eine AallM an der el^teii SUMtsverwaltung. E» ailpilheinffi 



V Vier Tage vorhet (12. SepUmber 184<V erUen er eine nelue Praeh- 
motf on eil df» Spankr ihUMm Meir, mU wtdk itMvnr FeMüUhe« 
itmtr cmufiMiotiellen GrundeätM tmd v&l»f$r 4A|parlMtt6AM geffm ü» 

'V Gthann am 13. Mai ISSSl. 

-V Jbetßinfferm Srudert det £fin^ JFMfyuM F/i. : 
****J Der Harke dii^matitche NotenwechMl üifer düs^- Angelegml^eit 
tcuräe am 12. Januar den F^anzödschen 'Jlßiflu^ Wld äm S9l Joiimriitl 

4m Mngiuclm Farlamenk vorgeUgt, 
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AOMlUe-Decret vom 17. October 1^46 b^Ieitete dieiü^ mmtOMh, 
den Yermähhjngsfeierlichkejten, indem allen Spaniern, welche den 
£id der Treu& der Königin leisten würdi|D» Vßd nicht als. Militiir- 
oder CiviUChels in don ^rlutiscbqn UiinifaBR verwickelt .gewesei^ 
dnivh 4a»e]be ^ Bc^^iase .zur Ruohlihr nach ihfinyi Yaterlinile 
«qgengt, wurde; diea Decr^.wurde necfameb erweitert eq| .3. Sepf 
tewkfr lW för die $paiiiBchen Auigewenderten« jm*>mt der 
»chriinlnjinft da«» den vormaliiett GarKstipciMia SoMateqh der AxAoftM 
in den nordoadichen j^vinten Spaniens untersagt wurde. Zwei 
Jabre spater wurde die Amnestie dufcli ein königliches Deoret Tom 
B. Hai 1840 auf alle politilMdie Tergehen bis zu diesem Tage aus- 
gedehnt 

Die politischen Ereignisse in Frankreich und Italien in d^ 
ersten Viertel des Jahres 1848 äusserten zwar ihre Rückwirkung 
auch auf Spanien. Es wnrden in Folge von Unruhen in der Haupt- 
stadt am 26. März 1848 die Cortes geschlossen, Madrid in Belage- 
rungszustand erklärt, und auf Grund des Art. 8. der Verfassung wur- 
den in ganz Spanien die vfTfasüuugsmässigen Garüiitit ii aufgehoben. 
Der Rath des Britischen Cabinets auf Um^estiiifung des Verwaltungs- 
systems (lÖMarz), um es in ein mehr verfassungsmässiges umzuwandeln, 
wurde jedocli auf (];is entscliiedenste zurückgewiesen (7. April 1848), 
„weil dem Britisclien Minister der auswärtigen Angelegenheiten die 
Beurtheilung der innern Angelegenheiten Spaniens niclit zustehe. *) 
Die beiden Geschwister des Gemahls der Königin Isabeila, der In- 
fant fleinrich (geb. den 17. April 1823) und die Infantin Josephe 
(geb. den 25. Mai 1827), wiA'den ihrer Würde als Infant und Infan- 
tin von Spanien und ihrer Ansprüche auf die Thronfolge in Spanien 
am 13. Mai und 28. Juni. 1848 für verlustig erklärt, weil sie sich 
ohne ködlgiicbe Genehmigung unter Verletzimg der Bestimmungen 
der pragmatischen Sanction vom 27. März 1776 (vergl. ob. S. 40^ 
Termihlt hatten. Aber bei der Eröflhung der Cortes am 15. Decem- 
ber 1848 konnte die Kön^ Isabella in voller Wahrheit rühmen, 
«dass des Spanische Volk mitten unter den revolutionären Umwäl- 
zungen in vielen Staaten Europa's fest am Throne gehalten, wenn 
«oeh dar Aufirtand hier und da sein Ittupt effapben habe.** Der in 
den neirdoetlichai Plt>vlnzen Spaniens und namentlich in Gatalönien 
an mehreren Punkten wieder ausgebrochene Börgerkrieg wurde bald 



*J Mü dem päpstlichen Hof& ist von der gegenu ärtigen Spanischen Re- 
gierung htnUt am 27. Jpril 1845 im^ CtuHlh y Ayenta iv Jlo» Om^ 
cordat äbgetehUuun, nach welehem ItabeUa als die legitime SSmiginSpmtient 
amtkaihnt, und mieh die Gültigkeit des Verkaufs der Nationalgüter (der wr- 
mtiigm Mürchm^ imd KMergükrJ imi StOm du Fepttt$ trUlärt tif. 

8^ 
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erstickt, sTs der Graf von IVfanteböTfn adf de^ FVanzÖ^igchen Gffihte, 
V?fe er gerade im Bf^griff war, die SfNillitehe Granze tn uberschrei- 
ten» am 5. April 1849 verhaftet und nur unter der BedfAgung, nach 
England in das Privatleben zurückzukehren, freigegeben Wurde. Es 
gingen in der That die Jahre 1848 und 1849 voribc»', ohne dass 
die Spanische Verfassung nach irgend einer Richtung bin umgestaRel 
wurde unid tien^ch noch gegenwirtig die ito Jähre 1845 revidirte 
teiftösmig vcA ldd7 hH . dm- cdiMtllQCivMelle 6nttid$eii6tx dfesei 
Hekiis gilt 
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Qoelleii und Hill f^mltfel« Bumoat, Gorff^4)pIomatique vol. VI. 
upd Küussel Suppjeint^tU au Corp^ dip]omaUq\^ vol. 1, J. J. bchmaiiss, 
Q)roiis ji^ris g^enUuo) acadenpijcum, I^^jpzig 1730, vd. L ttiid' f(9. ^ ]!)Qliau 
ConectioB des comM^Uoiis, f^m idä Ufm, V. 'Carta'dt I«i 

1H26, Lis))oa 1826. — La Charte cbnstitntioneRe de Portugal, du 19. April iaii< 
Pari» im. — Pölitz. Europ«ische Staatwerftmligen Bd. IL S. 29d-^2. 
Neueste Slaatsarten. Tübinj^en. 1825-26, Band L, IV., V. und VI. 
LMäncl^ Gruivicüge ^icrr Geschichte des Reprdsenlalivsystems von P,ortugal, 
Leip^g, 1827, ftvo. — Schaler, (^eschichte Fprlugals, Hamburg, 1836—50, 
3 Bde. 8 TO.;. dies tre|nicbe Werk reicht indess erst bis zum Jahre 1580. 



Ja d^r iweitcm HaJIle des oeupten Jipi^kli^ffifff^ 4>egano der 
Kampf von ößm chrWäim li^lgreji^^e Leo^ ^ ^ Laa^ 
zwischen dem Mioo und Duero den Arabern abzugewinnen, und Kö- 
nig Alfonflo HL drang bereito über deo Dum» eroberte 871 Goimbra 

Mi Mniftaii Uml ^ kt^tm Wm 4m 9mh (S^r 9lipbfi 

nach dem |hm|Mti, im tkfm GnfHf 1^ V^m VqrtaeaUa der 

M «eQM Indaa» Olüfilm im KMüpfis Cbi;ia^ mfi^ 

Anbcni, U BfohCuiig auf den VctjoflpiB, wie dieier m Pfwlugal. 
Ml s|itt'4f6s Spaniseheta Namens Tajo genamit Ab aber die 
E^obemng^D in ^em benachbarten Spanien von dem Intwisched vef*' 
eiojyiteii Edcbe Leon-Gastilien |iuf Kesten de.^ Islajn' rascbeir'' |^<»^^ 
schritten, setzte dessen König Alfonso YI. (1065—1109) mit grossem 
Glueke auch den Kninpf auf dem linken Ufer des 'fe^p fort, und 
hille in dem Grafen Heinrich von Burgund, dem Enkel des Her- 
zogs Robert L von Burgund und ürenkei des Königs Robert II. von 
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Frankreich, mit einem stattlichen Französischen Kriegsgefolge den 
bewährtesten Helfer Als Lohn dafür erlangte Heinrich die Tochter 
des Königs zur Gemahlin und die Landschaft Portugal als eine Lehns- 
grafschaft GastiHenfl*) (1093), mit dem spater (1107) erwei» 
t^rten Bechte, dieselbe auf sdne Nachkommeii Ter erben in lassen. 
Bereits der tapfere Sohn des Grafen, Alfen so L Henriqnez» be- 
nutite die inneren nnd äusseren Kriege GastiKens inr Erlangong sei- 
ner Selbständigkeit, indem er im Jahre 1137'Qnter päpstUcher Ver- 
mittelung mit Konig Alfonso VIL von Gastillen Frieden sdiloss, dabei 
zwar zur Entrichtung eines Jahrgeldes an den päpstlidien Stuhl sich 
* TerpOicfaten musste, aber auch die völlige Unabhängigkeit vod 
dem benachbarten Belebe sich erwarb. Qorch seinen glänzenden 
Sieg aof den Feldern zwiKÜen Femirii nhd Ourique im Jahre 1130 
trieb er die Arsber bis hinter die Sierra de Honchique in Algarve, 
und Hess sich von dem begdsterten Hern zum König von Por- 
tugal ausrufen. Die Bestätigung dieser erhöhten Würde für sich 
und seine Nachkommen suchte er nach den damaligen staatsrechtli- 
chen Bof?riffen, da er schon aus der Lehns Verpflichtung zu einem 
andern Staate ausgetreten w.ir, wieder bei dem Römischen Stuhle 
nach. Papst Innocenz H. ertheilte im Jahre 1142 seine Genehmi- 
gung zur Beibehaltung der königlichen Würde, wie er denn aber 
auch die fernere Zahlung des Jalirgeldes nech Rom «ich ausbedang. 
Im Jahre darauf wurden der höhere Klerus, der Adel, Abgeordnete 
der Städte und viele Geistliche und Mönche zum ersten Reichs- 
tage nach Lamefljo berufen, um das erste Reichsgrundgesetz aus 
gemeinsrhaffliclicr Berathung hervorgehen zu lassen, in weichem die 
noch jetzt hGstehen'Ien Bestimmungen für die Thronfolge, neben den 
ausbedungeneu Hechten des Adels und der femerc;n Verwaltung^ der 

_ , ■ . >■■ ; : ; r • ^, r— 7 T"— 

I« Miege» liAmeceuseiii de regiil Ijnsltanlel sae« 
cessione et Jiirlbiiis. A. 1143. **) 

■ 

I, In Nomine sancte et individne Trinitatis, Patris et Filii et Spiritus 
Sancti, Trinitatis in«eprirabilis. qnp nuDquam separari potest. Ego Alfons«?, 
Goinitis Henrici et Kevine Tareje filius, .mag:niqnp Alfonsi Iin|)eratoris 
nianiia nepoä«. ac pietale divina ad regium suliMtu nuper sutUimalus, quomaiu. 
im,ftsoßBt^ D^iif qttiUari et d«Se victonsm de. Mavis« nostris, ioiiDicis, eli 
proptera hal^its aÜqnantum respiratifmen]'» ne , forte nos ^pos lAjon habea- 
mns postea, "conyocavimus Qi|ine$ istos: Anjhiepiscopüm Bfacharenstoi» BfSM' 

V yergl. meine StaaUkunde, Band III. Portugal S m^m. 

**) Ahgedrurkt (n Lüteinüeher Sprache hei Schmauss Corp jur. gcnt J 
S, 4—7 und bei Routtet Su§p^ flj» Cfff9%4ipi9^f i< ^'^"^^ fr.^nzo- 
aUcher Spreche. 



Digitized by Google 



m 



Becfatspflege festgestellt wurden. Wir theilen daher dasselbe in der 
Sprache des Originals *) nebst einer genaaen Deutschen Uebersetznng 
mit, da dieses Grundgesetz in wesentlichen fiestandtheifen noch Jetzt 
gültige Kraft besitzt, in den sieben Jahrbanderte» während seines 
sBestehens so häufig als der Angelpunlit des politischen Lebens tn 
Portugal betrachtet ist, auf welchem dfe gegenseitigen Berechtigun- 
gen und Terpflichtcngen der Regierung und der Regierten sich stutz- 
ten» und da es fibenfies eben sowohl wegen sanes hohen Alters' 
als wegen seiner elnfadien eigenthümlicheD gespriichs- und Tertrags- 
weisen Form als staatsrechtliches Document beachtet zu wer(bil 
Tfcfdfent in der Urliunde selbst befindet sich weder das Jahr noch 
der Tag der Ansstellang vermerkt, aber jenes ist unzweifelhaft 1143,**) 
wie nicht nur die Eingangsworte des Art. I. und II. der Urkunde 
(die frische Erinnerung an den Sieg bei Ourique und die papstliche 
Bestätigung der königlichen Würde) erweisen, sondern auch die be- 
ständige und allgemeine Uebexeinstinimunp der Portugiesischen Re- 
gierung und Stände vollkommen bekundet, welche diese Verhandlun- 
gen der Codes von Lnmego zu allen Zeiten und unter den verscliie- 
densten Umständen als die Grundgesetze des Staates ansah. **'^) - 



1« Die Gesetse wm I^amem Aber die Thres« 
folipe und die Reehte liii Kdni^relehe 
Porlngal, mnm dem Jalire 1148* 

I. Im Namen der hdligeo and untheilbaren Dreieinigkeit, des Vaters« 

des Sohnes und des heiligen Geistes, untrennbare Dreieinigkeit, welche nie- 
mals getrennt werden kann. Wir'***) Alfonse, Sohn des Grafen Heinrich und 
der Könipsto« hier '"***) Theresia. Enkel Alfonsos des Grossen, Königs von 
Spanien, durch die göttliche Gnade jüngst auf den königlichen Thron erhoben, 
haben, da uns Gott vergönnt hat zur Ruhe zu kommen und einen Sieg über 
die Hanren,' unsere Feinde, Teilidien bat, und wir deswegen einige Erholang 
babed, tond wir ^tcr etwt ein« Micfae Zeit nicfatr liatwii darOeii» alle nacb» ' 
attbaiide Wi$tm ■•sammenberufeo: den £rtbischof von Bng«, .den Bischof 

*) Die Lateinische Sprache blieb in Portugal bis in das vierzehnte Jahr- 
hundert die allgemein übliche für die ScMussergebnisse der StaMsverhand- 
htngen. 

**} Man naHm früher da» Jahr 1181 an, aber Bitgo a.a*0. S*t nofik^ 
BrmtOao und Schwer a. a. 0. /. 5. d3 naeh Swsa und Figwiredo's Onttr- 
sn^umgen toiderlegen bereits diese Ztoeifd, 

••V Schäfer a. a. 0. 1. S. 53. 

*'**) Der König fängt an mit Ich, geht dann aber in'demselben Sntse 
in die Pluralperson Wir über, so dass in der üebersetxung der DeiUlichkeüf 
wegen gleich mit Wir angefangen wurde. 

***V Sie hatte bald nach dem Tode ihres Gemahl* HefnHeh ßlli/ den 
TM EOMgin tthgenomnien» wUe er in nMtreren VrhaMen tef$ dem Jähre 
im «tnjM^fWta/l «ofioi^ 
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copura Visensera, Episcopuni Portucnsem, Episcopuna Colimbr^^n^i^m^ Efjßf^ 
pum Lame LLiiscm , Virua ctiaiu noslrc Curie intra positos,*) et proqur^nteJ|, 
bonam proicm per suas civitates, per CoUmbriam, per \ Kiiaranes, per Lamc- 
cum, per Viseum, per Barcellos, per Portum, per Trancosum, per Chaves, per 
Castrum regis, per Boucellas, per Parietas Vetulas, per Senara, per Covilhanam, 
per Montemagiore, per Isgueiram, per ViUam regis, et pro parle Dommi 
Regis Laurentius Venegas. Et miiltitiido ibi erat de ilonachis et Clericis, et 
congregati sumus Lamegum in ecclesia Saacle Marie Almacave, seduquc Rex 
in sollo regio nne imi^oiis re^, e( sorrcJ^U {iaure()Uu9 V&üe^ ProQUfütqr 
R^S» et dixit; 

Ii. Gongregavit vos Rex Alfonsus, quem vos fedstis CMlpo in Aurü|iii«k/ 
iit niittgk liOoas Htaras Domiai Pape, et dioitis, st vultis, qmA lit U« 
Dix«niiit onüBS, M.voliimu& fuod nl Aax. Sk lüxif PuminAw: Qüomodo 
ent Aex^ Jpse et fiKI ^us, tut IpM aoliM Bet? £t dfararuiit «dm«, Iffee I« 
qmutttli vivet, «t li]ü< ejp» po6t4«|iiaM mm visorit. El dixit PmwnlOF, ai 
itt f Dltb dit« illi ioflfgne. Et diieniDt omne», donoa in, Bei moiiiie. Et 
raumnt ArdilfepiNi^iis ErM^arcosis» et tulit d€ nauib«» AbinMs de taiwhei» 
eowbam nagnam awreara cum nniltis lisirgaritifl, q^e Aieiat da RcgibiiB Gcl»- 
mm el Merant Ifonaflerio, et posiieniDt iUaUi RagL Et Domiuis Rar eim 
qiata nuda in manu saa, com qua ivit in beUo, dixit: Benedictas Dens, qui 
me adjuvavit Coro ista spata liberavi vos et vid bestes nostros, et m me 
fecAtfs Begem et sociam ▼estram. $iqu2dem me fedstis;, conStttüaiAli|.kgeSr 
per qoas terra neatra sit in pace. Dixeront omnes, volumus Itenine nex, et 
plaoet nobis constitnere leges, qnas vobis bene visum faerit, fH nos sumus 
onmes cum flliis flliabus neptibua et nepotibos ad veslrum mandare. Vqoivil 
dliaa Oeminus Rex episcopos, viios nobiies et prectttatoces**) et dixemü 
iflUer se: Iwiamns in prindpio leges de bereditate legnt et fsMlMt ifta» sc- 
qnentes. 

.. III. Vivat Dominus Rex Alfunsus et habeat ret^uum. Si habuerit 51io$ 
varones, vivant et habeant fegnum. ita ut non sit necesse faeere illos de novo 
reges. Ibunt de isto modo. Paler si habuerit regmini, cum fverit tn(irtuu?, 
filius habeat, postea ncpos, poslea filius ncpotis, et postea iilias liliurum iii 
secula seculorum per Semper. 

IV. Si fiierit mortuus primus fiUus, vivenle rege patre, secnndus erit 
Rex, si secuüdus tertius» si tertins quartmi, et deinde omnes per istmn 
modum. * • 



'*J Sie sind nicht näher zu bezeichnen, da die ZcugcnunlerschrifUn oder 
Ifammangäbm am Schlutte äiner ürhunAe nicht hinzugefügt tind, 

**) Sekon^ in ümr äH^tkn (MBvndfi werden diß 4bgeordmtm mU 
derßejmtnungj^roQtraktrei, Proeurmfkt todcfciy^ . €im .^tyxw ftf i|a|| 4(t> 
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IVB 'VÜCii, den BMif Pdrtö, den Bischof von Cötmbira, deh Bischof von 
Lamego, auch die unten anf«?pführten Männer unseres Hofes, und die wacke- 
ren Abgeordneten aus ihren Slädteu, für Coimbra, für Guiniaraes, für Lamego, 
für Viseu, für Barcellos, für Porlo, für Trancoso, für Chaves, für Castello real 
(Bodrigo), für Braganza» für Torres vedras, für Sines, für Giviliiao, für Mon- 
miior o Velho, ittr bgadra und fttrVina real, und von der Seite des Königs 
deii IMreiuo \muf0^ Und es war daselbst Audi 'ehie lle»ge lan Itöncben 
alid Geistlichen, vmd wir sind versamaadt tu Lamego in der Kirche der hd'* 
ligen Maria Almacave, und der König sass auf dem königlichen Throne ohne 
königlichen Schmuck, und es erhob sich Lorenxo Venegas» der.Proi;mator des 
Königs, und sprach: 

II. König Alfonso, den ihr auf dem Felde zu Ourique zum kunig 
gemacht habt» hat euch ▼«naannelt, damit ihr das If&ttitig» Schreiben dtt 
Herrn Papstes sShet und saget, ob ihr wollt, dass Jener König sei Alle ha- 
boi ^eqliochton: wir wollen, dass er König ssL Und der Procurator hat dann 
gesagt: auf welche Weise soll er König sein, er seihst und auch seine Söhne, 
oder er selbst allein nur König? Und aI!o !nhon gesprochen: Er selbst, so 
lange er leben wird, und seine Söhne, nachdem er nicht mehr am Leben sein 
wird. Und der Procurator hat dann gesagt: wenn ihr so wollt, so gebt ihm 
den königlichen ScboMcb ^flfll alle hftb«n gesprochMi» Hd tkm 41m vns in 
Gottes Namen geben* Und der Krzbiscfaof von Braga hat sich erhoben und 
aif»'den 'fllMlen diss Ahtiea (van Lorvao eine .grosse goldene Krone mit vielen 
Be^Q'feiMimmen, welche von den Königen der Gothen herrührte und die sie 
dem Kloster gegel}en hatten, und hat die Krone dem Könige aufgesetzt. Und 
der Herr König mit dem blossen Schwerte in seiner Hand, mit welchem er in 
den krieg ging, sagte: Gelobt sei der Herr, welcher mich unterstützt hat. 
Mit diesem Schwerte habe ich etfdi hefireit und unsäfe Feinde besiegt, und 
ihr habt mich zu euerm Könige und Genossen gemacht. Da ihr aber mich * 
Mft #Äiacfat habt, so inst dns Goetae ibstMettoi, dtrih welche unser Land 
i»'Frieden bleiben soll. Alle haben davanfrgasagt» Wir wollen es HerrKSnig, 
TOld es gefällt uns, Gr{ct7r frsteustcUen, welche vorzuschlagen Euch pnt dün- 
ken >vird, und wir sind alle bereit mit Söhnen, Töchtern, Enkeln und En- 
kelinnen CS Eurer Ansicht zu überlassen. Der Herr König rief darauf schnell 
die Bischöfe, die Männer vom Adel und die Abgeordneten der Städte zusaip- 
men, und de hAben 'hnt rfniiider abgemacht: lamttins-sherst'Gatetie iflier di^ 
MMflt im Königreiche feststeUen, nnd sie haben diese nwdiMgeiida fsmaeht 

HL Der Herr König Alfonso soll ao lange er labt, die JcSnigliche Herr^ 
urimftlhihaltiin Wenn dieser Kinder minnliehcn Geschlechts erhaltttt hat 
mid sie bleiben leben, so sollen sie die königliche Herrschaft haben, so dass 
es nicht nölhig ist, von neuem Könige zu machen. Sie werden aber auf nach- 
stehende Weise auf einander folgen. Wenn der Vater, der die königliche 
Herrsthafl gehabt hat, gestorben ist, so soll sie sein Sohn erhalten, darauf der 
£nkel, nach diesem der Sohn A4» Wdk^'noA deauMst der Sotm dieses 
MmM'Wi so fon läHthnndan w Jabrhundm in allen Zeiten firt 

•IV. W«m dar lllaste Stihn bei Lebieiten des Vaters gestorben sehi 
sontCf so wird der zweite König sein; wenn der zweite gestorben, der dritte; 
wenn der dritte geHarben, der vierte und denmüchst alle in deraelhen Adge. 
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V. Si morluus sil Rex sine niü«. si habeat fralrem, sit Rex in vita ejus» 
et ciira fiierit mortuiis, non eril Kf'\ iilius ejus, si non fpcprint eum Episcopi 
et Procuratores et nobiles Curiae Kegiü, si fece^nt Kegem, erit Rex; si non 
fecerinW non erit Rex. 

VI. Dixit poslea Laurentius Yenegas, Procurator Domini Regis ad Pro- 

carantes. Dixit Rex, si tultis quod intrent filie ejus in hereditatibus regnandi, 

et si Tultis facere leges de illis? Et pusteaqaam allercavenint per inultas 

horas, dizeruni: etiam filie Domini Regia sant de lumbis ejus, et Tolumus 

eas intrare in regoo et quod fianLkges anper istud. £t epiacopi et nobiles 

feoenuit Icges de islo aodo. 
• 

Vn. Si Rex Portugalie non hahuent masculum, et habnerit filiam, 
sta erat Regina, post quam Rex fuil morluus, de isto modo: non accipiet 
virum, nisi de Portugal, oobilis, et talis non vocabitur Rex, nisi poslquam ba« 
baerit de Regina filium Varonem; et quando fuerit in congregatione maritus 
Regifie, ibift in nunu manca, ei maritiia non ponet in capite coronan repu. 

VIII -Sit isla lex in .semfiiternum, quod prima filia Regis accipiat mari- 
tnm de Porlugalia, ut non veniat regnum ad estraneos, et si casa^eriL cum 
Prinupe eslraneo, non sit Regina, quia nunqiiam volumns, nostnim regnum 
ire for de Portugalensibus, qui nos sua fortiludine reges fecerunt, sine adju- 
toho aUeno per suam fortitudiuem et cum sanguine suo. 

IX. Iste sunl leges de bereditate regni Hoslri, et legit eas Alb er tu» 
Cancellarius Domini Regis ad omnes et dixi runt: bone sunt, juste sunt, volu- 
mus eas per nos et per semen nostrum posl nos. 

X. Et dixit Procurator Domini Regis, dicit Dominus Rex, vultis facere 
le^cs de nobilitalc et jusLitia? El xe^pündciunl umnes placet nobis, sit ita in 
Dei nomine et fecerunt istas. 

XI. Omnes <k aemine Regb el de ganeralioiilbiia iHorom et- a^NiM 
snnt nobitissimi ?iri. Qui nen tont de Bfanris- et de' inlMtefibns Ittdeb; aed 

Portugalenses, qui libcraverint personam Regis aut ejus pendonem, ant ejus 
filium vel generum in bello, sint nobiles. Si aliquis comprehensus de jpfide- 
libus rnurLiJus eril. propler quod non vult esse infidelibus, sed stal per legem 
Christi, UVu ejus smt nobiles. Qui in iiellu malaverint*) Regem inimicutn vel 
ejus filium et gancaverint ejus pendonem. sint nobiles. Omnes qui sunl de 



V Majare = tödten, wohl nur verstümmelt für mactare; weit weniger 
enUprechend ist die Ableitung von uuitarus oder matara Wurfspies$, wie Jht 
Cmift mtM, matort oho ßr mtttm^ transfi . •uy.t-,. . 
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V. Wenn der König ohne Söhne gestorben sein, aber einen ßruder 
haben sollte, so sei dieser König so lange er lebe; wenn dieser aber gc- 
iUMPben Sern wird, so soll der Sohn desselben nicht König sein, wenn ihn 
nicht Biscl^dfe, AbgeoidMto <d«r>miti- «mi BMMte «Mil HM^'d^ 
K9iii0 erniiuit haben werden; wenn sie i|^n. aber xiun Kon% gmohUhabeiv 
ID mII er Köniif i&A', wenn sie 'thn nicht ernannt haben» so sou er nicht 
IlÜg itein. : " V 

VL Darauf sprach der Procurator des Herrn Königs Lorenzo Venegas 
zu den Abgeordnettn: Oer König hat gefragt, ob ihr wollt, dass auch seine 
Töchter iu diß<^rbsc^ai); der ^imi^licbejQ li^egiecung eintraten sollen^ und (ii)^ ^ 
i^r wollt G^etie in Bang auf diese niachenj Und nachdem jene vi^e Stunr 
daa ^rübek' gcstrittl» battin^ sagten sie: aXich dIe 'T&chter des Herpi WStigjk 
lind aus'ieimn Lenden, und wiir ,woUepi, dtis-He in der königlieboi.'.Würde 
nachfolgen uqd dass dart&bei: Gesetze gemacht werden. Un4.dicBUdiiifi|,iyif| 
die £deln haben die (iosot/o in folirendcr Weise gemacht. 

VII. Wenn ein König von Portugal keipon Sohn, aber eine Tochter 
hat, so. wird diese I^ÖIligin sein nach dem Tode des- Königs in folgender 
Weise. Sie soll sich mit keinem Manne vermählen, ausser o^it e|aem ai^ 
dem Adel Ton<Portugal,' aber dieser soÜ nicht Köni^ genannt werden, ibcrrdr 
er jpichl.^ dwc'iftlnitin einet» Mn- erfaiilai hat. Und :wenn dieser Gemahl 
in öffentlicher YeifaninlHiik sein wird, SQi.seH er der Königin Wiilwlnvi 

gc^^en und auf dem Kopfe nicht die Krone des Ueichs tragen. 

VIII. Dies Gesetz soll aber für alle Zeiten sein, dass die erste Tochter • 
des Königs einen Gemahl aus Portugal wähle, damit nicht das Reich auf Aus- 
la^d^ komme; und.weim sie sich mi^ eingu auswärtigen jbiirslep yermäbit 
faben sollte, so soll sie nicht Koinigin sein, weil wir.njdit wolleOf dass .vnsfP!« 
tMn^iche HerrscUbft'Yon clen Portugiesen. ^bfcomme,'. weil wir durdi iinsei^ 
Tapft^ri^it d!^ RGnIge' gemacht haben, Vihi^i! fremde BfUfe, durch ittisere fsp- 

• liikfit und «b! nnserem Blute. •) ' . 

IX. Dies sind die Gesetze Uber die Erbfolge unseres Königreichs, und 
der Kanzler des Herrn Königs Albert hat dieselben vorgelesen und die Stände 
haben gesagt: sie sind gut, sie sind gerecht, wir wollen dieselben für**) uns 
«ad:ltir iWB flf ü Hadiipmmen nach uns.. ' /• ■* ' . • . .* • ' 
I > . ü Jü.f Und .der Wramimkn dei Him KUlSp,hA fcsagt: dec Harr lMg 
fragt» ob ihr Geselse Über den Adel und dys Rechtspflege machen wollt? tl^^d 
äHe haben geantwortet4 es gefällt uns, mag es so in Gottes Namci^ {sp^^hebent* 
ttlÄ sie haben nachfitohende gemacht. 

X#. Alle Sprossen des Königs und aus der Abstammung seiner Söhne 
und Enkel gehören zu dem höchsten Adel. Diejenigen aber, welcl^e nicht 
von den Mauren und den ungläubigen Jiiden' iJistammen' und Porlugjesen ' 
Aid/w(fildNM'dkl''lP^rsoiir 'dtt oder seföPüftbr. 'welcbe seinen Mb oder 
Schwiegersohn im Kriege befreit haben, sotten tum ldil:geMim Wenn Je- 
mand von den Ungläubigen gefangen niTd getödtet sein «sollte, deshalb weil 
er nicht ungläubig worden wollte , sondern bei der Religion Christi stehen 
blieb, dessen Söhne sollen zum Adel gehören. AVer im Kriege den feindh"- 
fil^^ ^^iMPg d^fAcn.Soha getödtet oder dessen Panitu* Robert haben 

— ■ » • 

, •/ Smm oder suo ist hier dem Sinne nach wizweijtihuß iih<tioHram 
•7 pie Profotition per wird in dieser Urkunde fa4 durchweg für pro 

tfhnbeti, Te ite i ui^aitiB de«. i id 9 
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ikMtirk"Ciirtti 'et fu^riföl de anäjjuo lioliiles* iiiit pBt sempcf' nöjäües^,' Wiim^ 

^ Xn. Nobiles si fugcrint de Lide, si percusserint cum spata aut lancea 

mulierem, si non liberaverint Regem aut Glium ejus aot pendoneni pro suo 
possc in Lide, si juravcrint falsutn testifflonium, si non dixerint veritatcm 
Regibus, si raale falaverint **) de filiabus ejus, si ftigeriöfad Maaros, si fur- 
taverint de alienis, si blasfemavcrint ad Jcsum Christam, si vdlueiin^ ttiaUre 
Regem, non sint nobiles, neque illi, neque filii eorum per Semper. 

XUL Ist« ümt leget de nobiüiil^, el fegit eas CeruiclUtMttt ft^ A!l> 
bertu^ et iUi diiehtut: bone ixM, ^mte soÜL, Tohtmitf et per 

^enep Aostram pott nos.. ^ „ . • • 

> • mv. Ottmef'tfe regaoPoitagette' obeÄtat et AltMiflilMiäi IöH>nittf, 
qOl (beritit ftü pro noHune Regtntf , et isti jo^cabunt j)er is\^ tege^ justitie. 

XV. Homo si furtaverit pro prima vice et secondar ponant medium ves^ 
titem in loco per nbi omncs vadunt, si magis fulKaverit poUant in tes^ ist- 
tronis Signum cum ferro caldo, si magis jfbrtavent, moriädtnr: jet 'iimr 
bimt rä'siiM jiiS8a.l)omiiu Regia., . 

♦ XVI. Ifdlier ii fecetiht nuffaii« vif« suo Mi fattibtne iXä(6 TStUi, 
ejus 'accnsaverit eam ad Alua^, et s! Mt boiii t^es» etm^H 'am- '^i^ 
tasf dixqnnt .totniD ad domipum begem» et oreneti^ vir «ile.niB'Uji^ 
A maritiis non vult quod cremetor molier ^ mriMm wmai^fm Im ^JfA 
Mt.BMiWro* eed viiit libäi», (|i<« non eH hxt ?iv^ tä§ tt iMtartf'lllan. 

XVIL Si aliquis occiderit homincm, sit quis esl, moriatur pro illo. Si 
quis sfortiaverit ••*) virginem nobilem, moriatur, et totom SUum avcre sit <k 
virginc sfortiata. Si mm ett aoinlMr naritentup iBÜM»^'lAve 410010» nebilis sit; 
sivc non Sit ' ' — " • • • 

XVIII. Quando aliquis per vim japment afene |{pei(in||«/yj|d«l fftfk 
et ipoMt i^neveia«». et AlwuU ftttitwal ilHi Mn «fte. 

deiH^ )?pide Tel ^fgao^ttf^^tälih S9^t,ßi\fa^ Ai^^Jitfof^^ 
ft'Piidbare deoem moiyAtiDOi. > . • .. ' •< ' .1- i • m.-. p.m .'. ^i'*. %r: ^ 



1 »■ » ■ ip III iimi i . ,(, «j, f mIiI. 

Xau^f, Streit, und sfßar m kriegerischen Sinne. "~ 

'V Falare schwatieft, plaUäern, närrisches Zeug f reihen, dtxwn foefc 
das im Französischen erhaltene Wort Falot für einen närrischen Sehvfä^i^. 

***) Sfortiare oder fortiare Gewalt anthun, 'tvq^ föjjjl^ ^iKtftd^^ 
anderen J^omanischen Sprachen erhalten, force, sfona, * * * 
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5^^e, soll zpuAdc^ fif^ör^ü. Alle welche zu unserin Hofe gehören und von , 
älter "Ztift %er Bdelieate siiia, äbtlen flir iiiiii^''ziim Adel gehören. Alle die- 
jtoil^, itMß Iii deoi grössea Kampfe MdÖB'Mfe'bei Oorique geWfeseri 
and, soDen gleich dtü -AM Mü^ imi m^'f^mtma fg^imiA'WMCmnm 
ihrß ßßmen Geschlechter. ' 

* XII. Wenn aber Edellcute von dem Schlachtfelde gcOohen sind, weqn 
sie ein Weib mit einem Schwerte oder einer Lanze getödtet haben, wenn 
sie nicht den König oder dessen Sohn oder dessen Panier nach ihrem Ver- 
möfqo 4i|f dein Ka^fpJ^tzc b^fr^if |)^u, wenn sie einen faiscl)«o ^id ge- 
schworen, weon sie de^i K5ni||eii mdit die Wahrlieit gesagt, oder, wtnn sif 
ton seinen ^rSehtern sehledit getprochAi liabeo, wenn sie xta* den Ilaären 
geflohen ^fid» 4rton sie fremdes Gut geranbt, wetm si^ auf Jesus Christof 
geflucht eder wenn sie den König tMten gewollt haben, s» sollen sie iilcll 
Wukt zum Adel gehören, weder sie noch ihre Söhne, für alle Zeiten. 

XIII., Dies sind die Gesetze über den Adel, und der Katizler des Kö- 
nigs Albert hat dieselben vorgelesen, und jene Stände haben gesagt: sie sind 
guft, sie sind gerecht» wir wolleo dipselben fQr uns und für unsere Nachkom- 
dien tfaeh Hill, • * . • .... « . .•. i .m.-^.t 

XfV.. ARe^^il d«M KaniglwiclMi ItMgal'iiAni Mioltlin mta'^' 
KoyDge uui'dMLAhaKii's der Ortschallw,; welche daselbst im Namen d^ 
Jl^&pge stehen, eod «Ueso.^ti«« nyfr, d^fv. " <W| ) ^tcJ»W ^ qft fielet^ ^|le(^ 

pOege Urtheil sprechen. 

XV. Wenn ein Mensch zum ersten und zum rweiten Male einen Dieb- 
st^Jil b^Dgeo hat, so sollen sie ihn halbbekleidet an einem Orte hinstellen, 
WO äHe vorüber gdien; wenn er noch mebmids dnen Diebstahl begangen 
hm so* aale» lia on Kepfie defMbes eiB-Bi»imipiiil iiiwliiawit>tleisseBi 
^i|i^,lliMr|icken; wenn er dapn nocb ^er gestohlen hat. so soll, er getödlfl 
if^^:|dp(^ sollen sie ^ense^h«^ pif^t, ohpe Befehl des Herrn König» tödtfsa^ 
Xvl. Wenn ein W'eib Ehebruch getrieben hat mit einem .andern 
Manne, und ihr Gatte sie bei dem Alvazil angeklagt hat, und wenn bewährte 
. Zeugen dafür sprechen. So soll sie verbrannt werden, nachdem sip alles an 
den Hetm König bericbtet haben werden, und der .Ehebrecher mU n^^t ihr 
wfmm wtynde«* 'WfWi W ihr Gffttf ni<^ wiQi^^aii lüe Vna W4gw ^ 
iruchs Y^rl^ninnt werden , soll* so,,foll, s^iff» lücht der Hann verbrannt 




werden, welcher mit il^r Ehebruch getrieb«^ bat» fonaem frei davon gebet 
iklü es nicht gesetzlich ist jene leben m lassen und diesen zu tödten. 

'XVII. Wenn Jemand einen Mensehen erschlagen hat, sei es wer-es 
wolle, so soll er für jenen die Todesstrafe erleiden. Wenn Jemand einer 
Jungfrau von Adel Gewalt angethan hat, so soll er Todesstrafe erleiden und 
«faie ganze Jta^ der ge»tfaiiid<etti Mpran "InAlUeB. IfeMI 4ie lonff^ 
ftik'm^'^ läid pibMl fl^ soAm sieb beidi»' btirifbra, tt^* dor Ite*' 
fA Adel sein oder nicht. 

XVIII Wenn Jemand iait G(;walt fremdes Gut an sich gerissen hat. 
sO^^^l^der Beschädigte zum Alvazil gehen, und Klage darüber anstellen» und 
djsr Alvazil soJ^ihm für die Wiederherstellung sorgen. * • ' •'. 

• '«^ ' XiX. Wenn ein Mensch einem andern eine Verwundung zugefügt hat 
Bit einem eisernen Wbrkzeoge» oder awli abne Ji^nes, wenn er ihib Teriaiafc 

im jener den Sdnden teiglUife onl nfan MM»«4i't^ nli|(l^,^i. \ .. . <■ ,> 
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"XX. ITomo qui feceril injuriam Aluazili, Alcaidi, liomini misso a Do- 
mino Rege, vcl cliam sajoue, *) si percusserit, assignetur cum isno cal4o* 
QOHrpecbe quioquagiota loorabiUoBos compqiiftt dj^niun« 

XXL ' Jbec sunt leges josütie, et leg;it.eas Cmeellfnias Kegis Albertus 
fljl oiibiies, et dizenmt: bone Mint, ji|8te..m^». volimmji, efif .^ff ijfs 
HQiea iio9trum poH nos.. 

XXn. Et dixit ProcQfator Regi^l Laurentius Venegas, fMi tfutä IM- 
minus kcx vadat ad Cortes R^s dedLeone, Tel det tributum Uli aüt alicui 

pcrsone for**) Domini Pape, qui illum regem creavit? Et omnes surrexerunt 
et spatis nudis in altum dixerunt: nos überi sumus. rex noster Uber csl, 
inanus nostre nos liberavernnt et Dominus Rex, qui lalia consenseril, raoriatur 
et si Rex fuerit. non regnet super nos. Et Domiuus Rex cum Corona iterum 
surrcxit, et simililcr cum spata nuda dixit ad omnes; Vos scitis, quantas lidcs 
fecerim per vestram libertatem, testes eslis, tcstis brachium meum et isla 
* spata, si quis talia conscnserit, monatur, et si filius aut nepos meus fuerit, 
' non regnet. Et dixerunt omnes, bonum verbura, morientur, et Rex si fuerit 
talis, quod consentiat Dominium alienum, non regnet. £t iterum Rexi* 

^ mH •■■I' "" * ' nj ■■■■ w i i i n .i .».I ^n i 'i ■ i il ^ji'Ht ' 



Dieses Heichsgrundgesetz des Portugiesishen Staates blieb über 
vier Jahrhunderte, so lange sich seine Selbständigkeit erhielt, die 
Hauptgrundlage für die gegenseitigen Verpflichtungen^und Rechte des 
königlithen Hauses und der Vertreter des Volks. Die legitimen 
männlichen Nachkommen des ersten Königs Alfonso waren mit K.Ö- , 
nig Fernando im Jahre 1383 (22. October) ausgestorben. Die Cor* 
tes, welche seit dieser Zeit auch Curia, Concelhos oder Ajuntamentos 
|;eoannt werden/**) wurden nicht regelmässig zusamtnen berdfett; 
sie ^att^.awiir den König Fernando im J[a^, !^?.7ji)$^(^> iSi 

U^mm^^vemMiAtßki tu loftti^. Von den äUerft^,,efffliff^^ 

stehen uns ater keine sicheren Kenntnisse offen, da tf^.^^J^liipp II, unür 
der Spanischen üerrsc^Mß sämn^licf^ dem Yerhehr entz(^e^ wurden. Wir 
können daher yncht einmal Jß^ bßt{iltt^gil^^f^^ 

Silber gejpräf/t uaren. . " , ^ * \L :'V 

jn<! Saju oder Sagio ist der Gerichtsdienert Gericht*hot^ ijgQT^^ir 
MaJbrere Stellen in Du Cangc's Glossarium zu finden sind. - . • - < 

Por in dies verstümmelte Romanut^Lei^ein aufseMnVMtifürfori$i 
in der Bedeuimf auntr, ' ■• •'-^«'J' "•.*.•.•>> .-.-»b tsu-k ^» 

Tgl' den.ißiemgen Abschnitt in Schäfer, Gueh» EmrtrEd.Tl^ 
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XX. Wenn ein Mensch ein(»m AlvaxHi dftem Aledden, ein^ Boitt 
lies Herrn Königs oder auch cinpiu S^ayom ((>richtsdipncr) eitif Beleidigung 
nigefügt und ihn auch noch gcwä^agfh hat, so so^l er mit heisrem Eisen ge- 
|>randniaikl wpr^f^, und wenn er nicht geschlagen b^t, so soii er fai}l<if; 

Dies sind di^ besctse der RMhtspilege und dfeir 
wiß'JiaheTl hat dieselben allen Versammelten vorgelesen, und sto'luAai ^ 
sagt: sie sind gut, sie sind gerecbt, mr:Wotteti dws«tt»en llir. m md llr 

Nachkommen nach uns. 

XXJl. T'nd der Procuralor des Königs Lorcnzo Ycncgas hat gefragt: 
ijroHt ihr, dass der Herr König zu den Cortes des Kimigs von Leon gehen 
ind !inn oder irgend einer andern PenMn ausser dem Herrn Papst, welcher 
ifai am ftSllig erteben batt'tnftitt nhlBti sottr^ UAd M toben üOk eiMwl 
md jnH 'doa ]jiio«den Scliwwlfm fflgei» d^ .HiinvMili geviefatH ge^pfoebeik: irir 
sind unser König ist frei, unsere Hände haben uns befreit, ifnd dbrQecr 
König, wolrhor *;olrhe Dinge zugcslandf^n hnbcn soHte, soll stcrlion, und wenn 
er noch König sein sollfr, nicht mehr iUu r uns icpricren, Urnl der Herr Kö- 
mg mit der Krone auf dem Haupte r^rlmli sich al)erma!s und sprach inf i^hn- 
Ucbe Weise mit ciitblösstem Schwerte zu Allen: ihr wisst, wieviel Schlachten 
ich für ^ure Freiheit tusg^kämp^. hidie« ttur- läd-.diivon Z^en, mein Am 
und di^s Schwert sind Zeugen» wenn Jemand sokbe Dinge, vpge^nd^ 
oaben sollte, so soll er sterben, und wenn es mein Sohn \ind Enk^ wäre, so 
soll er nicht regieren. Und alle Stände haben gesprochen: ein gutes Wort', 
ae sollen sterben, und wenn der Körsig ein «?olrher gewesen ist, dass er lU 
eaner fremden Oberherrsdiaf^ Sjcine Kinwiitigung giebt, so soll er nklii' regier 
ren. Und wiedeftim sprdcb der König: so soll es geschehen. • < i^-y 

kaimM' eriialten, er werde a'nberüfiEiii, "Vthok es flun 'uttd dem 
bmde zum Wobl tiiid Frammeni gereüefaen werde. Doch Winnie 
^Hesii ForderiiDg voii 'to xu Clsnaboti ha Mre 1979^ raiahflMelteii. 
GbHes wiederiioK und M diesef Clel^enheit der Anfrag 'ge^feHl; 
dass ohne Ziistüümüi^' der StiUde tcein Krieg g^f&brt und 
U&tue 'geprägt Werden sollte , 'dass die Äuiligftben !üA ItönSlßdaiai 
Hoiss massig und auf fe<4Q SunMnoi beslimittt scün,' wid dass dte acielf 
äßä BeschtQ^Baf'1dldr'^ten anft'Mn^rai Corfes getrofltetMl Ahbtdi 
Atldgen treii beijfbachtet und die dagegen erlassenen ](öhigli(^tt -Bei 
feble für ungültig erklärt werden sollten. • ' • ""' 

Die kfHijgliche Würde ging nun nnf die natürliche Linie des 
ersten Königshönses über, indem der erste derselben, König Joäb 
(1985 — 1433), diT Tinlüriiche «Sobn des Königs Pedro . des Strengen 
war. Auf Trier ersten Vcr?^ammhIng der Cortes unter sejner Kegie- 
rung zu Coitnbra wurde ihre Forderung in Bezug auf das Beoht des 
Kriegs und Friedens von dem Könige dabin bewilligt, dass Kriiig 

f i;pe<|en uniner nur m\t Einwiliigqi^g. d^r Gprte^ l^t^SchkMSCB 
tendeü: sollten. Die ^QAcbwerde über erzwungene Vai||eiraU)ungeil 
fit iLömgüchen Befehl wurde gleichfalls gesteift: lum HsInIIhÄ 
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sollte fortan Niemand gezwungen yresäßp^ doch nahm 4er Köaig auch 
dieselbe Freiheit für sich in AnsprnftSy so dass für die Zukunft den 
Corles kein Einwilligungsrecht in die Vermählung des Königs einge- 
nlumt sein sollte, nur eine Anzeige von der Vermahlung gestand der 
König den Cortes zu. Die schriftlichen Anträge der Abgeordne- 
ten in den Cortes hjessen zuerst allgemein Aggravamentos 
(BeScliwerden), wie sie bis in dos vierzehnte Jahrhundert g^annt 
werden; darauf nannte man sie Artigos (Artikel) bis kur Cortes- 
versammlung von Guimaraens im Jahre 1401; aber von der folgenden 
yer6axnmIung((er ,(4ortes ab, die zu Sanlarcm im Jahre 1406 statt fand, 
j&apitulos,*) welcher Name ihnen auch blieb, weno sie zu Beschlüs- 
«an :«rhol>eii wurden. Nach ihrem lahaile wurden sie in allgemeine 
lind sondere gethoill; jene waren von allgcmefnem Interesse finr 
(keni garize Reich, diese nur für ehie Provinz, einen Stand, wohl auch 
nur für eine besondere GfßmejiKle. Die von den Königen bestätigtea 
fieaoblüMe der GoFlba Hatten volle Gesetzeskraft» ohne dass sie Törm^ 
Noll als besondere GeMtze Terkündigt worden, nur den Abgef)rdnete» 
illfc^' zn jfef (kirtes beroc^^ wie (^en (jeaj 

lÜ^rm und des üeb. ertheilte man Absebrif^n y^,<^i^ WSsi^sk 

dar..BitoiMing de» IMgs 1«^* II* (^l^h^^thmy^^iiBbftim^ 
zu Evoni nodi im Mve 1481 gehaltenen OxtimMmv^^ 
sdUecMe 2hi8tand der Rechtspfl^e besonders ^rugty der nuuentöch 

^qzd^.e!iig^rj«3^;iv^> dass die drärch Icönigliche |kbef|^MngM)fl^ 
f^l .yoTi^p^^erteii.Qipn flericl|lsj»arjcei^ vWer. Alles Gfi 

JHffi,SlfU^V^^ ^n^fibtKirte i|ine^ j||ctit zuoßbörl^.Qel^ie^ 
l^^dj^s^ bauten: es wprde der icbon früher erhfk^ieoe Axttr^g fr^ 
n^Mßrt,; dass kep^ gerichtliche Vorladungen W niop^ 
eiTolgea sollteo.,, Der König erkannt» die ^.<^^echttgkeit det^^^jj^ 
sch werde, ordm^ö in den beiden nächste^ Ja^req, eine, Wi^tj^l^^ 
y«tersuchung der verschiede^cgrt^eii.§erecht^^e an, ohne:|fdf[^ 
meJir zu Stande zu bringen, als dass der in Rede stehende Rqc^ 
Grundsatz die königliche Billigung erfahren hatte; , • > 

V Diel glankvoUe Bagitming des Königs Manuel (1495—1.521) 
'i|lei Snulnuel des Grossen, die auswärtigen siegreichen dnterneh- 
mungön auf der nordwestlichen und .westlichen Küste Afrika'« und 
inOstindieii drängten die Wi^ksamMk^dcr Städte in den Hintergruiadi 
liabo.fcMNll•||esdMll^diea unter dM mdilNgendea VM^ ioioiMh 



asiliUii'H «ncx :iilil«»3d^ dfnuff ld')l98 ii*jri.>il^inÖi 1it6 
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iM^ondere. nacildeni die .j^So^firrog der jfe^^ in 
ta^4 ^taät hier gerade das rechte "Feld' ihrer ausg^dehnti^Men Thä- 
tigkei't iü6 Bbfe* und in der Regierung faod. Nur das Gebiet der 
£ntddbeidung über die Thronfolge überliest nach dem*^FaIl des ju- 
^ncflichen Königs Sebastian auf der Afrikanischen Küste (1557—, 
1578), der letzte" König dieser zweiten Portugiesischen Dynastie, der 
vormah'ge Cardinal Heinrich (1578 — I5S()) den zu diesem Zwecke 
i&äch Lissabon im Jahre 1579 berufenen Cortes. *) Die Macht und 
das Gofd des gewaltigen Naciibarn, des Königs Philipp II. von Spa- 
nien, verfehlten nicht ihren Einfluss auf die feile Mehrzahl der dama- 
ligen Cortes zu äussern, die sich nocii günstiger für die Spanischen 
Ansprüche zeJ^ton, als die Cortes zum zweiten Male in diesem Jahre 
(October It779) zu Älmeiria versammelt wurden. Und auch depj 
eütscbie'^enere Wille der Cortes w ürde in dem stark zerrlittelei^ 
Portugal niclits ausgerichtet haben, als gleich nach ^en» ,1j'pjl^^e| 
Konij^ Ü'einrich (3t. Januar 1580) Herzog Alba ""'^^''^ci^'-^^fiH^^^ 
tteere^äie Erbrechte seines Herrn durchführte. Philipp Ii. war d^ 
äohn der ältesten Toch^_^f^,I^^>,,^U>il^,fpa|.eK die ,M 
Carl T. vermahlt war. ^ ^ ^ ^ ^ . , ^ v 

^^^0as IJkönigrdcb l^orÄigai WYor au^ secoszjg Jahre CI^-tI^^^^ 
1^06 $$Ili8taiidigkeit als Si^'schp Prolins, aber es i>ufstc| auph fifepcj]- 
sfltii^ sein Üebergewicbt im Welthandel und'm .den Au^W-Sur^^rä^ 
men äesitzimgen eiq, Nur dcar Trost wurde fmk gegönnt/ ms 

lien iiess. Und da nun dessenungeachtet die äjramscfien'Stftilitbal 
und ihre Unterbefehlshaber in Portugal immer wlllkührlicher uftd 
sdirankenloser verfahren, weder «äle tteehte, noch di§ Y^mögä^ 
nöch die Elire der Portugiesen schotileh,' e*^hMmie der Volksh^ii 

baW so allgemein, dass die mürbe gewordenen Fesseln der Sp^^^- 
schen Macht in allen Iheiloh des voripaligen Portugiesischen Swats- 
gebiets, so weit es noch von den Spaniern ^ behauptet \yur.<^, in 
raschln. Angriflf zerbrochen w urden. 

r i. l^AO IV., der Segränder der gegenwärtig noeh regier 
i^ftden Dynastie, vord^ *ar«og ton Bcaganza und der reiettW 
Gr^^idbesitzer in Portugal, war durch seine Grossmutter Catharinä, 
W J^WP^ ,)[o!q||^ deji ^pigs Manuel, ejn zur Thronfolge berech- 
WPftWmdW^^ leiA^ArfissTat^ 
Mo:IMMr<imtai|ata^ >te Sehn .<iM^ Ba itM#it w t^a» MheM 

V Vgl Schäfer, (hipit'Mi^'um.'s:iseW)i:Met.1ii^ 
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Königshause, auch von männlicher Seite eben so natürlich mit der 
frühern Dynastie verwandt, wie diese es mit dem ersten Königshaus« 
gewesen war. Er hatte sich am 1. Deceraber 1€40 an die Spitze 
des Anfstandps gegen Spanien gestellt, und war in einigen Monateiv 
als König*) allgemein aherlsannt (• — 165G), da die mit Spanien riva- 
h'sirenden Seemiichte und Frankreich in ilircm eigenen Interesse sieb 
r&r ihn erklärten (I. u. 22. Juni 1641 und 29. Januar 1642). ' ;^ 
' Aber mit der wieder erlangten Unabhän^i^eit des Köni^e|aD^ 
Portugal traten auch die alten Cortes wieder m ihre Kechte^/Sw^ 
ihactiten zuerst einen gewlcbtvoHen Gebraupb von denselben, indem 
sie gleich nach ihrer ersten Vorsammhmg am 28. Januar 1641 eii^ 
Manifest an das Yulk und all^ Mächte Europa s erliessqi» weichet 
als eine vollständige Erneuerung und Erweiterung jenes 
Haut») -Vertrages von Lamcgo zwischen König und Stände an- 
2usehen, und* liuch von dem Hause Bragan3;a als solche in seinei| 
Biaifiliuiige|i jgegen die übrifi|eii Staaten gewürdigt ist^ wiewohl eii 
äusdrudd^e königliche Sanctionimi^K fehlt, ich will nicht cfen vot 
ständigen luhait diesem wichtigen fiocumentes hiqr aufiielmieii*^ sr 
dem knlcb liur auf die' wesentlichsten Aäie desselben beschr^"^ 
weif . lu, viel Ausiäji^ aus den einzelnen Testamenten vers 
ICÖnige und ifeiii histörische Tbätsadheh in Bei^ug auf die Verl 
zu Spariien in dieser Ürlomde ypriLOtnin^, dfe nur Von geschi(^fi(^ää 
Werthe aber ohne weiteren 'EUktfuss auf das naoifolgende Pdrtügiem^ 
•Staatsrecht sind.' Dagegen bezeidmen' andere l$fell& um'so ,8€ltfi|^ 
iiHö die Stellung der Cortes iur königüchen Gewalfüiks eitfe.,4of' " 
abgesehen werdCl) 'koll, weldier in kritischen Fal|e|^ auch die 

scDBidung über das königtbum zusteht ' . ' ^^^ ' ' ^^ 

'vjjioii*:6°c tiiib^.uißcj? üifr jt»JiT,i •^tiiiiideteu nun ab bfl^i .83*^» am 

«•II« ' t . 

IT. ^iis Killte aus dem Manifeste der Stftiide 
des Könlisreiclis Portugals betreffend die JKr- 
llöltuiBS de» Köni|(s «foao IT* aus dem Hause 
' iBramnza und das Reell t der Tiironfolse-. 
lUrdnuni^^ vom 26, Januar 1691.**) " 

Die drei Stände, das heisst, der Klerus, d«T Adel und das Volk des 
K9nigreichs Portugal versammelt und alle zu Purlugal ^ehöre^e Ueiche re- 

fümKknmi* tun der gauMU AiKtdrfUK tni'li^lü, dia Urnen beigelegt ist, 
baMn b eat Ni p fli eDi um dmp VerNiinilQiiB.||i galer ,Weise aMpftHgen^ Jajüir.af 

*J In Lissabon bereits am l.Decbr. und nivderholt am 
**J Abgedrilclit in Französischer Sprache bei Schmauss Corp. Jur. 
§€nt, toi. II., pg. 22yO-300 und in Dumont Corps. dipL vol. VI, pg. 202—7 
iti dMi iKUitTiH, Abdrucke hifiindmuiek auch die Mmen sämmtHcktrJII^' 
glüdtr d<r CofUt: e$sHidS Bischöfe, 29 MUgüiiir iei^AMt 
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nüihi$ i&U durch w^e von allen unterzeichnete üCTeDlUche Acte zn ^tscbeideo, 
«bat itt Recht des KSoigUiiiiiis und 4ter sooveraineD Obeigewalt^ Umen nutandl 
und däu es von jettl ab dem s«Jir maebiigen Könige Dqm Jom, dem vierten 
dieses Namens, dem Sohne des durchlaucbiigsten Henog Tbeodosins von Bra- 

ganza und Enkel der durchlauchligslcn Prinzessin Cntharina von Braganza zu 
Sicht, die eine Tochter des durchlaucbiigsten Inianten Dom Eduardo und eine 
Enkeim des Koni^^s Dorn Manuel rühmlichen Andenkens ist. 

Daher ist derselbe mil Gerechtigkeit das ersLc iüai m dieser Stadt Lissa« 
bon am 1. Dec^mber des Jahres iM als Ronig proctamirt, und wenige Zeit 
nachher in dek Obrigen Kdnigreiche, vnd danrauf ist er am idten desselben 
Monats als solcher in der genannten Stadt anerkannt und angenommen. Die 
drei obengenannten Stände haben sich nichts destoweniger heute in dem 
Hofe versammelt und ihre Sitzungen an di^^ 26, Januar IMi mit den er^ 
' forderlichen F(;ierlichkeitcn eruiluet. 

Sie haben dafür erachtet, dass, um die glückliche Pruciamalion des ge- 
nannten Königs und seine Wiedereinsetzung auf den Thron zu bestätigen uild 
üuerlicber ni machen» es angemessen -w^re, inf Namen desselben KÖntgreiahi 
diese Erkllirung schriftlich ni wiederholen, durch welche sie ihn flkr ihren 
legitimen König und Herrn anerkennen und annehmen, ihm in dieser Eigen- 
schaft Gehorsam leisfen tind ihn auf den Thron wieder einsetzen, welcher 
seinem Vater uti l seiner Grossmutter züstand, indem sie sich dazu der Ancto- 
rität und des KccIiLä bedienen, welches dieses Kuoigreich besitzt, zu besUm- 
meu, aiuuurduen und einzurichten, was mit der Gerechtigkeit übereinstimmt. 

Bs ist also geschehen, um <tie Sialnten und Förmlichkeiten ausauUben, 
welche seit der JEnicbtung dieser Honarchie mit dem unbesleglichen Konige 
Alfonso Heinrich beobachtet sind, welcher der erste König derselben gewesen 
ist, nachdem er zur k(3niglichen Würde auf dem Schlachlfelde von Ourique 
erhüben ist, wo fünf unglaubi<;c Känige gegen ihn in Schlachtordnung gestan- 
den hatten: der Titel des Königs wurde ausserdem noch im Jahre il4^ durch 
den Papst Innocenz IL bestätigt U^d darauf ist derselbe von neuem durch 
die drei Stlnde, welche in der Stadt Lamego gegen das Knde des Jahres 1143 
versammelt waren, als König prodaroirt und anerkannt. Und man hat darüber 
achrilUidi eine authentische Acte au%enommen, um für immer das Andenken 
an diese feierliche Handlung und an den Xitei aulkubewahren« welchen mAi 
diesem Fürsten gegeben hatte. 

Man nimmt auch als einen unantastbaren Grundsatz in dem Rechte an, 
dass das Künigthum und die drei Stände berechtigt sind zu urlheilen und zu 
entscheiden Uber die rechtmässige Thronfolge in diesem Königreiche, so oft 
es einige Schwierigkeit und Zweifel unter den Pritendenten giebt, in Erman- 
gelong der Desoendenten des letzten Königs,* welcher die Krone besessen hat, 
und ansserdem noch wenn sie beschlossen haben, sich von der Herrschaft 
eines Königs zu befreien, der durch seine schlecht p Rcgit-rung sich der könig- 
lichen Würde nnwerlh gezeigt hat. Auf solche Weise hat sich das Königreidi 
in dieser Macht behauptet, seit der Zeit, dass die Völker jenen zum ersten 
König emlhnl^ weldi^r sie zu regieren hat. Und demnach ist es also wahr, 
dam sie keinen andern fUr ifarin Oberherm anerkennen, dem diese Anetorititt 
nslehen solltet wenn nicht die Völker des Königreichs selbst ihn snvor an- 

•rkiMit baben 

Dies sind die Gründe, welche dieses Königreich gehabt bat, Dom Joio IV. 
zum König zu proclamircn, die Proclamalion und seine Einsät znng zu wieder- 
holen und nochmals auls neue in der gegeowürtigeik Versammlung zu erkläreur 

9^ 
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dass die Krone diese« Königreichs ihm gesetnnässi^ angehört, und das^ es 
gerecht war, sie ihm zurückzugeben^ wenn auch der katholische Kbuig voa 
Cattüten sich im Bentie dieser Krone befand.*) 

In BetreflT des Eides der Trene, weldhen die Stande 

den katholischen **) Königen von Castilien geleistet haben, so waren sie Icei- 
nesweges verpflichtet dpncplbon zu halten, weil es nicht in ihrer Macht 5land, 
sich von dem Joche ihrer Herrschaft zu befreien, und weil die Absichten des 
katholischen Königs Philippus IV.» seitdem er in den fiesitz dieser Kuaigreiche 
fetreteii isl, ehuSg anf sein besonderes Interesse tmd aicfat auf das gemeine 
WoU gerichtet waren; eine Behandiuttgsart» wdcbe nach den Aossprficfaen 
derRcchtsgelefanaiileit schon genügte» um emen König nnwtirdig <a nutcheii» 
diDl Scepter ferner zu führen. 

Tnd nü^smiera erhielt er- nicht das Konigreicli in dem Genüsse seiner 
Rechte und Freiheiten, im Gegentbeil er verletzte sie auf inannigiache Weise; 
er bemühte sich nirgends um die Verlheidigung des Königreichs und die 
IVfederenAerang der Be9itsoi|gen dieser Krone» welche TeraachiSssigt wniden, 
und deren die Feinde des Reichs sidi bemächtigt hatten; er beUtttete die 
Yölker mit unerschwingKchen Auflagen ohne die Zustimmung der Stiinde des 
Reichs, indem er die Gemeinden durch eine übermuthigc Gewalt zwang, zur 
Erhebung der genannten Abgaben ihre Einwilligung zu geben; er gebrauchte 
die ZolleinküDlle von den Waaren, welche in dieses Königreich eingeflihrt 
wnrden, nicht allein zu auswartigett Kriegen, sondern anch an solchen Dingen, 
die in ]»iner Hinaidit xom Besten des Staates dienten; er erniedrigte den 
Adel, er mhrte die Käuflichkeit ,der Aenter in den obersten Gericbtshfilin 
ein, er lies'? dieselben durch unwürdige und unfähige Menschen verwalten; 
die Gcisilii liLU un i Klöster waren von Abgaben erdrückt, auf welche er ein 
Privilegium an diejenigen ertheilte, welche ihm den Rath gegeben hatten, 
Salssteuer einiufähren und auf andere Weise Geld aus dem Laude zu ziehen; 
mit einem Worte er beging diese Ifissbiüudie und eine lleiige anderer nr 
Beeinträchtigung des allgemeinen Besten,« durch Einmisdiung raärerer schledit 
gesinnter Minister und Feinde des Vaterlandes, deren er sich bediente* ob- 
gleich sie die boshaftesten l^nterlhanen des Staates waren. 

Wenn aber auch die katholischen Könige einen gerechten und legitimen 
Anspruch aui die Krone dieses Königreichs besessen hätten, was man noch 
Starte in Abrede stellt, und w«m man in dieser Beaiebung keine Veranlassung 
gehabt hätte sie flir Usurpatoren antnsehen, so würde man sie nichts desto- 
weniger nach ihrer Art den Staat zu regieren als solche betrachten mttssen: 
und eben deswegen befnnd sich das Königreich in seinem Rechte, sich loszu- 
sagen von ihrer Herrschaft und ihnen den Gehorsam zu Tcrwelgem^ ohne deik 



V Et folgt nun eine sehr iMMufigt ÄiufikhfMnf «er dot gtHn§m 

ErbfolgerecM der Spanischen Dynastie, die aber ßr den Zweck dieser Somt^ 

lung von keinem Interesse ist, ^chficffnUch aber darauf hinausläuft, dass Jedm^ 
falls im Jahre 1580 die endgültige Entscketdung über die Thronfolge durch 
die Cortes erfolgen musste, dusc aber noch schwebte, als bereüs das Spanisdtt 
Mur i» PoHugal eimMls «md Btsitz wm Lande ergnff. 

*V i^of BHmrt katholiteh dkiU hier xügleidi ais die hesonderi 
Mhth ButUkmmg dm jKMi^ vm 8pMU^ da d mssii s » fUM AMMts «Mb 
4lkftf der Känig^von Portugal ßhrU, der erst einen ä^iehen »rtm JtiiSlril 
wm «I rttß fid^ktimeF* iaiMrt im wm FtfiU BmdiHMlf, «riNMF, 
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Mid m vmMMtm, wMaa sie teiii voidun gdMM Men. tan es ist aoob 
nach dem natürlichen und menschlichen Rechte, selbst wenn die Stande der 

Königreiche alle ihrr Aurtnrifnt und Crwnlt den Kr'inij^pn iibcrtrnfü^en und ho- 
wiUigt hiatlen um sie zu regieren, dies nichtsdestoweniger doch nur unlvr clor 
stillschweigenden Bedingung geschehen sein würde, sie mit GcrechUgkcit zu 
leiten und zu beherrschen, nicht ai>er mit Gewaltthätigkeit Daraus folgt, 
4ua» wann die Untertbanen von ihren Seoverainen tyranniMli liehandelt wor- 
den sind, es auch in ihrer Gewalt sSdit« ihnen die Erone ra neluneD, weö et 
lieh um ihre eigene Yertheidigung handelt: und in einem gleidien 'Falle soll 
man sieh niemals einbilden, dafis die T'nterthrmen ihre Treue zu halten sich 
Terpflichtet haben, N\etm sie nicht die Yerpüichtungea ihres Jüdes auch iiis 
dabin ausdehnen können. 

Und da alle diese oben genannten Dinge üialsacheD sind und uberail 
SO bekannt, dass es nicht nötbig ist, darüber den recbUicben Beweis zu f&h* 
rem, nnd da der K5nig vonGastilien kdnen sesetilichen Grand anführen kadn» 
m aeiBen Vertheidfgungen gehört m werden, nnd da es keinen anderen ge- 
setzmässigen Oberherrn giebt, zu welchem man den Rccurs haben könnte, 
abgesehen davon, dass die haiiHgen Beschwerden und Klagen, welche mehr- 
mals an denselben kathoüschen König von Gastilien gesandt, vergeblich gewe- 
sen sind, und dass bei der Menge von Excessen in den letzten Jahren, sowohl 
m Bnira ab an Maren Orten dieses l[8nigreichs, wo das Volk sich erhob» 
iili''fldi van der Last der nnerschwhiglieben Anflagen m bcfteien, man des* 
Mb vUki den Druck der Regiidrung gemässigt, sondern im Gegentbeü die 
Völker mit noch grosserer Härle als jemals vorher behnndelt hnhe - : so ha- 
ben die eben aus diesem Crundc versammelten Stände des Königreichs, indem 
sie suh der Gewalt bedieulen, welche ihnen Gott zu ihrer gcsetzmüssigen 
Verlheidigung verlieben hat, den Beschluss gcfasst, jenem Könige den Gebor* 
um m verweigern »d üm ttfaenntragen anf den Herrn K9ai|;tai Jodt^lV«» 
wvkber bereits nach dem ihm ven seiner Gronmutlcr Gatfaarina ttberkemme- 
Den Rechte der redbtnriMfige König und Erbe di^es Königreichs war." *) 

Die Schlussworte dieses Manifestes lauten: „Die drei Stände haben in 
wenig Worten aus ihrer . eigenen Bewegung? die-^e von allen unler/eiehncte 
Erklärung ausgehen lassen, damit durch diesen ersten Act dieser Versammlung 
die Iv^achkommenschaft unterrichtet werde, mit wie viel Gerechtigkeit alle diese 
Piqge vorgenommen und aosgefttbii sind; nnd man beittlt sich vor, eine nooh 
vdtilttfigere BeweisfUirung für alle die oben angeftthrtcn iNnge. sowohl in 
Bezug auf die Thataachcn wie auf die rechtficfae Deduction, in einem Buche 
niederlegen zu lassen, welches im Namen des gesammjten Kdnicpraici^ gedrodd 
mid bekannt gemacht werden solL** 



Unter diesem ersten Könige aus dem Hause ßraganza biiebca 
die Cortes bei ihrer gemeinschaflifchen Gefahr in \olier üeberein- 
stimmung mit der Regierung. Sie versumüieiten sich in den Jahren 
1645, 1646, um neue Geldaui Jagen zur Fortsetzung des Kjunpfeg 

V Es tcerden nun Tltalsachcn angeführt, weshalb weder Catharina noch 
Är Sohn Theodonus, der Vater des Königs Joao IV-, in duser Zwischenstü 
ikt$ Bechtf auf die ^firhi0^n99he Mnm$ gegen Spanien gOtend mochm 
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gegen Spanfai ZU bewilHgen. Aber gerade «b bei diesem EWege 
stets einen Äusschuss der drei Stände zur Seite zu haben, 
Tvurde die Junta dos tres EstadOB im Jahre 1643 errichtet» 
welche indess bald der Regierang (nn wißigeres Wericzeug für ihre 
JPbrdenmgen als die Gesammt-Versaniiiilunlk der Cortes erschien. 
Dil» R^ieruDg äbeitnig daher nach und nach allcf Obliegenheiten der 
Gortes auf diese Junta, abschon sie sjmter nicht einmal Abgeordnete 
aus allen drei Ständen in sich verein^, sondern nur vorzugsweise 
aus Hftgliedem des Adels bestand, und Hess dann die Versammlttng 
der Gortes ganz unberufen; denn schon im J. 1697 unter der Regle* 
rung 'Pedro*s iL (1683--1706) des dritten Königs aus diesem Hause 
Breganza, des Jiingeni Sohnes von Joao IV;, wurden diese Gortes 
nach der alten Einrichtung zum letzten Male versammelt, 
nachdem sie iiberhauplr 07 filale seit 1143 einberulen worden. Der 
letzte bedeutsame Act ihrer entscheidenden lliätfglceit, wie sie <fie* 
selbe in den beidea Acten von Lamego und Lissabon im zwölften 
und siebzehnten Jahrhunderte in ihrer Stellung zur königlichen Gewalt 
sidi vorgezeichnet hatten, war in der Versammlung des Jahres 1667 
die Unfähigkeits -Erklärung für den König Alfonso VI., den ältesten 
Sohn Joao's IV., welcher zwar noch minderjährig zur Thronfolge 
gelangt (165t), zur Kesignatfon 16G7 genötliigt, f 1683), auch später* 
bin vollkommene Stumpfheit gegen alle Regierungsgeschäfle bewies, 
und sie äubscbliesslich der Willkühr seines Günstlings, des Grafen 
Castel-Melhor überliess. Die Cortes bestimmten, dass er zurücktre- 
ten müüste, aber den königlichen Titel behalten könnte; die Regierung 
wurde der Königin Francisca Maria (einer gebornen Prinzessin Ne- 
mours), übschon sie von Alfonso keine Kinder hatte, und dem Bru- 
der (los Königs, dem Infanten Don Pedro als künftigem Thronfolger, 
überlassen. Erst nach dem Tode des von der Regierung entfernten 
Königs Alfonso VI. (f 1683) erhielt Pedro nach seinem eigenen 
Rechte die Krone und vermählte ?;ich mit seiner Schwägerin Fran- 
cisra Maria, aus welcher Ehe König Jodo V. abstammte. ") Nur als 
Regent hatte er einmal 1679 und dann nochmals in dem obenge- 
nannten Jahre 1697 die Cortes zusammen berufen, beidemal vorzugs- 
weise nur zu dem Zwecke, um die Thronfolge -Ordnung zu regeln. 

Im achtzehnten Jahrhunderte gewährte ausschliesslich die oben- 
genannte Junta dos tres Estados die Erinnerung an die ständische 
Wirksamiieit für Portugal,**) iDdem man derselben noch eine safar 

. « 

*) Jo^o VI., der Grossvater der jetzigen MöjUgin Maria da Gloria, 
icar erst der Urenkel dieses Königs Jo7.o V. 

**) Balbi behauptet zwar in seinem Essai statistique sur le royaume de 
Portugal, vol, L, S. 245» üu^s diese Junta nicht um alt Ersatz der Cortet ftf 
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fllB{§fiQngte niABdidlie ah' dein Best6a€itiiig8reciitd zogertond. Dkitfir 
Mro's Nachfolger, dem Kdnige JoSo V. (9. Dec. 1706» f 31. Juli 
1750), wurde in deA Jahren 1712 und* 1726 in dem AinadtfeflräH 
(wegen neuer Auflagen) an^ dpe Stadtobrigkeiten (damaros) mr er- 
wähnt» daaa die Bedrähgni^ad' der Zeit nicht gestattet hättest suv* 
die CoHrtea lu versammeln, und daw dieae VersammloDg dem VoIIm 
Hnch Termeliite Kosten veranlasst haben würde, dass aber der König 
nicht gesonnen wäre, überhaupt auf das alte Herkommen der Einbe- 
rnfung der Cortes zu verzichten. Inzwischen bereif eten dio v(>l!i^e 
Geistesschwäche und der unter epileptischen Krmupicii iust td^iich 
erliegende Körper des Königs, dass tlio gesammte Staatsverwaltung 
theiJs von den eif^ennutzigsten Ansichten des Premierministers (na- 
mentiich so lange (iardinai Amolha dieses Amt bekleidete), theils von 
dem Beichtvater des Königs allein abhing. — Unter dem folgenden 
Könige Jose Manuel (31, JuH 1750, f 24. Februar 1777) erlai^gte 
das Land zwar manche entsprechende Reformen in der Gestaltung 
der inneren Verhältnisse dnrch die cuerp^ische Verwaltung des Pre- 
mierministers Carvalho, Graf von üeyrus und Morquez von 
Pombai, aber ohne alle Mitwirkung der Cortes. — Krst das Her- 
annahen der drohendsten Gefahr, die politische Unabhängigkeit aber« 
mala völlig einzubüssen, rüttelte das Portugiesische Volk aus seiner 
langen Erscblafifung auf, und trieb es allmablig in den Wettkampf mit 
seinen nächsten Nachbarn auf der Pyrenaeischen Halbinsel, auch fv 
sich die Anerkennung einer grossem Selbatandigiieit zu gewinnen. 
Hindemd stand allerdings dagegen die Begierung der Königin Mari« 
(24. Februar 1777, f 2a Hän 1816), welche als der einsige Descan« 
dcnt des vorhergehenden Königs Jose Hanne! mit dessen Bruder, 
dem Inümlen Pedro, seit dem 7. Juni 1760 vermählt war, diesen 
auch, nachdem sie .mehrere Kinder von ihm gewonnen, bei ihrer 
Ihronfeesteigung den Titel eines Königs verfassungsmassig zugewiesen 
hatte, jedoch ohne dass auf dIesea TItel ihm der Httldigungüeid von 
den Staatiangdidrigen geleistet worden, wie diese Feierlichkeit hi . 
Bezug auf die Königin Biarfa am 13. Mai 1777 vollzogen wurde. 
Dieser Titelkönig Pedro starb aber bereits am 25. Mai 1786, und von 
seinen fünf mit der Königin Maria erzeugten Kindern war im Febr. 
1792 nur noch der jüngste Sohn, der Infant Joao als der einzige 
Zweig des Hauses Braganza übrig geblieben (geb. 13. Mai 1767), als 
die Königin Maria in völlige Geititesabwesenheit verfiel — aus der 



dienen errichtet sei, aber er hält sich nur an die Worte der königlichen Vef' 
Ordnungen, nicht an den Geist der Handlungen der Regierung^ sonst toürde 
V i$r allgemtimn AnndU^d^r Midmuelm ßchriftstellfr wUM wider^ro- 
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lie flieh «pob nicbt mehr wälmd ihres noGh*ft4 .4ri»e tamMta 

Lehens, eriiolte — nnd diesem Infkoteo ain 10, Fehniir lt83 die 
B^erai^ uberlragen werden mosste. 

Joao Hess mit vollständiger üebergehun| der seit sechshundert 
und fünfzig Jahren von den ^ort^uiesischen Regenten anerkannten 
Rechte der Cortes, in Bezuf^ auf die Entscheidung über die lliron- 
folge, im September 1796 nach eigner Anordnung sich als Souverain 
des Landes ausruf(Mj, und am 15. Juh' 1799 sicii als wirklifln^n und allei- 
nigen Regenten des Reichs erklären. Doch nahm er den Königstitel 
und mit ihm die Reihenfolge der Könige als Joao VI. erst nach dem 
Tode seiner Mutter an (20. März 181G, er selbst stirbt den 10. März 
1826). Gegen die Einwirkung der Französischen Revoluiion wurde 
Portugal eine Reibe von Jahren theils durch seine entfernte r^age, 
thcils durch seine gänzliche Abhängigkeit von 'der Politik des ßritf- 
schen Cablnets und durch dessen auf der MiiiKlnng des Tejo und an 
der ilbrigeri Portugiesischen Küste stationirlc KriegssrhilTe geschützt. 
Als aber nach der Errichtung des Franz^isisrhen Elb - Kniserüinms 
die veränderte Politik Napoleons für neue erbliche Dynastien seines 
Hauses auch die Pyrenaeische Halbinsel als Schauplatz bostitrimt hatte^ 
begann er zuerst mit Portugal. Bald nach der Ankunft des Franzö- 
sischen Heeres auf dem Portugiesichen Boden, schifRe sich der Regest 
Joao mit seiner FamiHe am 25. Novemher 1807 nach Brasilien ehi, 
landete zu Rio de Janeiro am 6 Januar 1808, und gab da& erste 
Beispiel eines längern Aufenthaltes einer fioropsischen Dynastie 
ausserhalb Europa's, um von einer Colonie aw«; das Mutterland la 
regperen, obwohl er erst den 16. D(;cember 1815 Brasilien zu einem 
betpBderen» jedoch mit Portagai auf ioiaier Tereinigtan Königreidie 

Die VerkheidigUQg Portugals überHess JoSo seinem Volke und 
der verbündeten Englischen Regferuog, und nach drei wiederholten 
Biiilällea der Franzosen (In den Jahren 1807— «lO), die stets mit sehr 
bedeutiaiiiepi Niederlagen für die eingfsrncfcten nransoaiscfaai Heere 
CB^Blaii, war das Land befreit und das Volk sa einem edleren Seibat- 
gefäbi seiner Ihm inwohnenden Kraft angeregt Untor dem EngK* 
sehen Schutze und in der hmigsten Geroeinsehaft mit den Masaen 
von Engündem und Spaniern aus allen Votkaldaasen wihrmd des 
Kampfes gegen Napoleon, bildeten sidi poGtiscfae AnaichteB und 
dürftdsse, die nach - der WiederlierstelluDg der inneren Bube auf ebm 
entsprechende Befirledigung vollen Anspruch machtea Durch den 
FWedensrörlrag tu Paris am 90. Mai 1814 wurde das Kon^pmb 
Portugal in schien alten Grämen wieder hergestellt» aber dfe in der 
Hauptstadt Brasiliens waltende Regierung nahm MM BfidWcbt jlUf 
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iReVoiMlMnigra der B^gentochaft in l^issib^ '^fnllc^ fünf Mjttff 
liMrtMttl (tem YoniUe des Petriarchen Ton Uasabon gebildet, nur 
ittft grossem Verdrösse Jeden 1^ erfiibren mosste». wie aus der Lage 
4es, Landes liervoiyeliendeABordnangen und Forderongen am Brasilia- 
nbcbfjn Hofe mit Uebermdlh beseitllgt wurden. Die Junta dos IM &ta. 
dos war bereits im Jahre 1808 ao%äioben. Die allgemeine Uji|iqft^deüi^ 
fteit hatte im Lande bereits einen sehr hohen Grad erreicht, als 4^ Auf- 
stand Itai benachbarten Spanien (Januar 1820) zu Gunsten der Q^fttesver* 
fessung Tom 19. Marz 1812 (vergl. ob. & 85) ^ gilfiben Ausbruch 
tes Toftsonwfllens beschleunigte. Der Aul^tand brach zuerst in Porto 
Im August 18S0 aus,, eine constitutlon^e Regierung wurde ite dieser 
$tadt am 24. August eingesetzt.*) Die nördlichen ProTinzen des 
Beichs traten augenblicklich bei, die rasch gesammelten StreilkriiRe 
rückten auf Lissabon los, und die Besetzung desselben am 15. Sept. 
führte die Auflösung der Hegentschaft und die Einsetzung einer neuen 
provisorischen Regierung herbei. Di^ am 1. October 1820 zusam- 
men getretene constilulionclle Junta forderte eine den Verhältnissen 
des Landes angepa?;ste Umarbeitung der Spanischen Verfassung, 
und berief die Cortes nach Lissnbon, aber nicht in der Zusam- 
mensetzung der alten aus den drei Ständen des Landes, sondern 
atis allen Staatsbijrgern nach den Vorschriften der oben angeführten 
Iranischen Verfassung. 

Die Eröffnung der constltuirenden Cortes im National-Congresse 
erfolgte am 26. Januar 1821; es wurde die sofortige Rückkehr des 
Königs nach Portugal gefordert und eine Gommission zur Entwer- 
fung der vollständigen Verfassung eingesetzt. Die Insel Madeira er- 
klärte sich für die constitutioneUe Regierung; ihrem Beispiele folgten, 
die Azorischen Inseki, und bald war auch eine gleiche Stimmung in 
den BrasilischeD Provinzen Bahia, Para und Rio Janeiro. Unterdessen 
waren die Grundzi^ge der Verthssung von der Comnussion beendet 
and wurden ais ein Projecto para discussao, **) also als ehi Entwurf 
für die wtitere Verhandlung» im Marz 1821 beicannt gemacht; dem- 
ungeachtet musste bereits am 29. Marz ?on allen Civil-, GeisttichsB- 
imd Militihr-Behoidea der Eid auf diesdhe abgelegt werden, sie treu 
SU beobachten und aufirecht zu erhalten. König io5o entscbiloss sich 
dieselbe ansunehmen und kehrte iwt semer Famih*^, mit Ausnahme 
aeuMs ältesten Sohnes, des Infanten Dom Pedros den er als Regenten 
te mit ^ortogai noch vereinet hleihenden Kdnigraidi» Rrasilien 

JSL3M01 

**) Et befindet sich in diMT FhMM^iUdm üebmeümtg hH Malhi 
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zurückliess, nach Portugal zurück. Er landete am 1. Juli 18Sf 

Lissabon, und beschwur am 4. Juli die oben genannten Grundzüge 

der Verfassung, welche in zwei Abschnitten und 37 Artikeln 1) von 
den individuellen Rechten des Bürgers, 2) von dem Portugiesischen 
Volke, seinem Volke, seiner Regierung und seiner Dynastie handeln. 
Nucli demselben war dem Könige die executive Gewalt ausschliess- 
lich, aber bei den Acten der Gesetzgebung kein absolutes, sondern 
nur ein suspensives Veto eingeräumt. Die gesetzgebende Gewalt 
sollte nur in einem einzigen Körper der Repräsentanten des Volks 
berulit ii, vvelclier jährlich auf drei Monate in der Hauptstadt sich ver- 
sammelt, von dem Könige weder vertagt noch aufgelöst werden 
konnte und ausschliesslich die directe Initiative zur Gesetz- 
gebung besitzen sollte. Die Sou verainetät wurde wesentlich dem 
Volke vindicirt, „weit sie frei und unabhängig ist und nicht das 
Eigenthum einer i'erson sein kann.^ 

Auf solcher nicht haltbaren Grundlage setzte die Commission 
ihre Arbeiten fijr die vollständige Verfassung fort, indem die damals 
in Spanien wieder anerkannte Cortesverfassung aus dem Jahre 1812 
fast in allen Titeln die wesentlichsten Bestandtheile lieferte. Im 
Laufe eines Jahres war sie vollendet und von den constituirenden 
Cortes am 23. September 1822 angenommen.*) König Joao VI. er- 
theilte derselben am l. October 1822 die königliche Sanction und 
beschwur sie in der Mitte der Cortes.**) Sie bestand aus sechs 
Titeln in 229 Artikeln, weiche fast in ähnlicher Ausführlichkeit wie 
jene Spanische, mit übertriebener Beschränkung der königlichen Ge- 
walt ein sehr detailirtes Material aufstellten: 1) Von den Bechten 
und persönlichen Verpflichtungen der Portugiesen; 2j Von dem Por- 
tugiesischen Volke, seinem Gebiete, seiner Religion und seiner Dynastie; 
3) Von der gesetzgebenden Gewalt oder den Cortes; 4) Von d» 
Tollzichenden Gewalt oder vom Könige; 5) Von der richterliclMD 
Gewalt; 6) Von der. adminlstrativea und oeconomischen Regiennig 
der Provyizen. 

Dieses Grundgesetz vom 23. September 1822 lasse ich iniwi- 
schen in dieser Sammlung niclit abdrucken»'***) weil es m k^aet 

V Ahqrdruckt in Deutscher Ucbersetzung hei Pölitz, EuropcBische Verf. 
ßd. IL, S. m—m; in FranzösitcKer bei Dufau, ColUcL vol. V. PQ. 148 
wnd folg. 

*V -4m 3. November 1Ö22 vmrde tie von sämmtlichen Beamten besckwih 
m; nur dt« Königin Carloia fChorkittJ, dte 5eftio««ffr du KSnigi /M- 
luiad VIJL von Spanien, hatte den Mid geradew verweil und HM li^ 
epäter an die Spitze der Contrerevolution. 

***J Der Charakter dieser Terfassnng in seiner weiteren Entwickehng 
der oben angeßhrten Grundiüge wird am richtig$ten auf den MeeUw^^inä^'^ 
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eigentlicl^n Geltung für das gesammte Reich gekommen ist, da in 
Folge der Beschlüsse des Conjrresses von Verona und des Sturzes 
der Verfassung in Spanien (vrgl. oben S. 87) die Parthei der Abso- 
lutisten unter der Leitung des. jüngeren Sohnes des Königs, des In- 
fanten Born Miguel, in dem Heere bald die ansreichende Uülfe ZQ 
ihrer Beseitigung fand. Dom Miguel verliess am 29. Mai 1823 Lissa- 
bon, setzte sich an .die Spitze einiger Regimenter und erklärte die 
Verfissttiig für aul||eliobeii« Die Gegenerkifirung des Königs Dom 
Jodki VI. vom 30. Mai kennte keine Wirkung herrorfiMingen, da die- 
ser selbst swei Tage darauf ron Lissabon nach Sautatem ging und 
sich mit seinem Sohne aussöhole, und von fater aus seibat die vob 
ihm beschworene Verfassung vernichtete, indem er die Ck^rtes au^ 
löste und aicfa gieithzeiiig eine zeitgemasse Umgestaltung der attea 
Standtscben Veiteung vorbehielt, welche durch e(ne iunta sUr 
Vision der Verftssung vorbereitet werden sollte 

Aber die Parthei der Absolutisten, durch den Infanten Miguel 
sicher gestellt, war mit dem Triumphe über die* vollständige Beseiti- 
gung jener extravaganten Verfassung noch nicht zufrieden. Es soll- 
ten Lei der völligen Rückkehr zur alten Uofverwallung auch nicht 
die geringsten Ueiormen in den innern Verhältnissen dmchgefulirt 
werden, so dass selbst den Majestätsrechten des Königs Joao nicht 
Rechnung getragen wurde, und in einem neuen Militiraufstande am 
30. April 1824 das bestehende Ministerium gegen den \\ illen des Kö- 
nigs entsetzt wurde Nur das Einschreiten des Englischen und Franzö- 
sisclien Gesandten vereiLelte diesen Versuch. Auf ihr Andringen iluh der 
Konig auf ein Englisches I inipnschi(T in der Mündunt? des Tejo, for- 
derte den, Infanten Mtguel zur Unterwerfung auf und verbannte ihn 

über die VoUu-Sauveränetät erkannt. In Bezug auf dUse keis&t es Art. 25.; 
„Die Souieränetät wohnt wesentlich der Aation hei ', allein stp kann nicht 
anders als durch ihre gesetzlich erwählten Stellvertreter ausyeiibt werden. 
Kein Individuum, noch irgend eine Corporation kann eine öffentliche AuctO' 
Hm autiam, ufdd^ mldii wm 4ir Audorim mufkniJ* Artfß,: IWeiMdii 
ift frei und mtMänffiff und haim utelU dat BiginlhiiAn irg$nd Jmaudet ukt, 
J%r aüHn Hthi es zu, vtrmiUiUt der Abgeordneten zu dpi Cortes ihre Fer- 
faaung oder ihr Grundgesetz, unabhängig von der Sanction des Königs 
ZH gehen '* Ausserd>'m sollte nach dem Schlüsse jeder Sitzung ein Ausschuss 
von sieben Abgeordneten der Cortes „als eine permanente Junta der Cortes'* in 
der Hauptstadt bis zur Eröffnung der neuen Cortes verbleiben; „sie sollte be- 
rechtigt sein, die Einhensfüng der WsMversasnmlungen ammmrdnm, dü Vir* 
samnUung der Cwiu fmgubemtm und auttererdentliekß Cort$$ xmammm 
m ftvrt^en* umn dir^ Thrim efUdifft toird, wenn der KSnig äkdatUm wU 
oder auner Stande itt mu regieren, oder tcenn unchtige und, dringende Ereig- 
mt^p ersrheinen, oder fkr den Staat g^ährliehe ümttände wH dieser Junia 
eriiannt werden.*- ' ' 
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ausserhalb des Landes, indem er ihm den ferneren Aufenthalt im 
Oesterreichischen Staate anwies. Der Aufstand wurde nun in allen 
Thailen Portugal's leicht nnlertlrikkt, aber damit wurde auch gleich- 
zeitig von Seiten des K(jiiiL,\s Joao die Verheissung auf eine neue 
Umgestaltung der Verfassung beseitigt, indem er nach förmlichem 
Widerruf der Verfassung vom 23. September 18'22 sich mit der kö- 
niglichen Krkl.inmg vom 4. Juni 1824 begnügte, »dass die alte 
Verfassung nach dem Reichsgrundgesetze von Lamego 
mit den drei fieicbfiständeii in voiigültige Kraft wieder geseUt sei." 

Unterdessen \{ar in Brasilien der Mniregent Pedro graathlgt 
worden, um dies Land seiner Dynastie zn erhalten, »Brasilien zq 
einem von Portugal unabhängigen Kaiserthum" am 11 Ge- 
ber 182SI zts o^liren und demselben dne constitutioneUe Verfassung 
SB gebea Deruber waren alle freundlldien Verhältnisse zwischen 
dem Mutterlande und Brasi'ien gegen drei Jahre abgebrochen, bis die 
gegenseitigen Interessen und materiellen Bed&rfhisse beider Staaten 
unter der Vermfttelung des Englischen Gesandten Charles Stuart 
einander wieder näherten. In dem Vertrage vom üi, August 1825 
verpflichtete sich König Joao Brasilien als ein unabhängiges nnd von 
Portugal für immer getrenntes Reich anzuerkennen und seinem älte- 
sten Sohne l^edro die Kaise^^^ü^de voti Brasilien zu uberlassen, in- 
dem er für sich selbst, aber nur lur seine Person, die Beibehaltung 
des Titels „Kaiser von Brasilien* ausbedang. Beides wurde durch 
eih königliches Decret vom 15. Novbr. 1825 für Portugal bekannt 
gemachti aber der Kaiser von Brasilien in Lissabon bestand schon 
nach einem halben Jahre nicht mehr, da Joao VI. am 20. März 1826 
verstarb. Portugal fiel demnach nach der bestehenden Thronfolge- 
ordnung an den Kaiser Pedro von Brasilien, doch dieser konnte beide 
Regierungen nicht zugleich führen, weil weder Brasilien noch Por- 
tugaf auf die dauernde Anwesenheit ihres Monarchen verzichten 
wollten, überdies auch sein rücksichtsloses Verbleiben in dem einen 
dieser Reiche geradezu den gänzlichen Verlust des andern für Pedro's 
Nachkommen befürchten liess. Kaiser Pedro entschloss sicli daher 
augenblicklich zu Gunsten seiner Kinder die Trennung beider Keiche 
für gesonderte Dynastien aufrecht zu erhalten. Nachdem er als älte- 
ster Sülm des verstorbenen. Königs von Portugal und Algarve sein 
Anfallsrecht der vereinigten beiden Kronen förmlich wahrgenommen 
hatte, in die fieibe der Monarchen von Portugal und Algarve voll- 
ständig eingetreten war, gab er am 19. April 1826 diesem seinem 
neuen Reiche zur sicheren Wahnmg sebier Rechte gegen die bbsohitis- 
tische Partbei und vornehmlich gegen seinen Bruder lijgueV ein neoAS 
der damaligen Franiäuschen sowie der Brasilischen Varteung nadb- 
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geblMetes OAmdgeseU» Garta de Lei» und entsagte erst dann 
der eigenen Verwaltung dieses Reiches am 2. Mai 1826. za 
Gunsten seinor ältesten, damals erst aiebeqjalnigen Tocliter Maria dt 
Gloria (gelMiren am 4. AprO 1819) und ihrer Naeklummen. *) Ailer- 
diDgs beabsiditfgte er eine Vfermlhlang seiner Tochter Maria mit 
Sehlem Bruder Miguel, durch welche er die vollständige Beruhigung 
Portugals leichter und fortdauüind erlangen zu können hoßle. 

Dieses Grundgesetz, mit welchem die gegenwartige Königin 
Maria da Gloria gleichzeitig dem Portugiesischen Volke gegeben 
wurde, hielt Kaiser Pedro als Bedingung seiner Entsagung fest, eben 
80 wie die Annahme seiner Tochter als Königin vou Portugal, so 
dass ^wenn eine dieser beiden Hedingungen vom Portugiesischen 
Volke nicht angenommen wurde, die Resignation des Kaisers auf die 
eigene Regierung nichtig wäre*. Die von seinem Vater auf dem 
Todeslafjer noch zur Regentin des Portugiesischen Reiches ernannte 
(am 6. März d. J.) dritte Tochter, die Infantin IsabeUa Maria, wurde 
von ihrem Bruder dem Kaiser in dieser Eigenschaft während der 
Minderjährigkeit der Königin anerkannt, wenn sie die Verfassung 
beschwören und treu nach derselben zu handeln entschlossen sei. 
Die Garta de Lei wurde am 13. iuli 1826 in Lissabon bekannt ge- 
macht, am 1, August dess. Jahres von der Infantin Regentin, den 
obersten Staatsbehörden und in sämmtlichen Gemeinden, und am 
4 0cloberd.l. zu Wien von dem Infanten Miguel unbedingt und 
ofine Vorbehalt beschworen. Sie ist die Grundlage der heu- 
tigen bestfli enden Verfassung, wenn auch In den folgenden- vier 
und xwaniig Jahren eben sowohl Suspensionen der ganien Verfiu- 
aung, als wesentliche aber Terfassungsmässig zu Stande* gekommene 
Veriinderungeen derselben eingetreten smd. Ich habe daher dieselbe 
für diese Sammlung vollständig auljBenommen und gebe sie bei der 
allgemeinen Unbekanntacliaft mit der Portugiesischen Sprache nur in 
Deutsdier Uebersetxung. **) 



*) Dax Kahcrthnm FranHen, als den für die Zuicunft tceit hedeuUame- 
rm Staai, bewahrte er für srinen einzigen Sohn, für den Infanten Pedro de 
Alcantara, welcher damals erst fünf Monate alt war (geh. den 2. Decew^er 
1825>', und ieitdem in Folge der zweiten Resignation seinti Folert.itodk vor 
dm veOmdttm 4tduim Jähre am 7. 4»ril 1831 alt jr«iM«rl'lMiro/X.oi^dM 
BrariHtd^ Thron vrhobm M. 

**J Äbgtirudsi in den neuettm StMsacien 18M, Bd. F. S, 2S»-54 
vnd hei Pölitz, Europ, Verf.. Bd. II, S. 323-4L Carta de LH oder die 
ßHimtde der Gesetze ist sie gleich der ältesten diaei HiMt, den kfee jUNNf 
fmei, dm QeaUen wn Itamego, ImUmhL 
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IP. yerfassim^snrkiindc (€ariii«de Lei| 

vom 19. Aprü 1826. 

üoii P<dro von Gottes Gnaden, Kdnig Ton Portngal und Algarve elc 

* Ich maqfae hiermit euch allen, mdne portagiesichcn Unterthanen, Inmd 
und zu wissen, dass Jch Mich bewogen gefunden habe, folgende Yerfassungs- 
Urkunde (Carfa de lei) 711 srhafTen, zu geben und unmittplbar von den drei 
Ständen des Reiches besch^^ören zu lassen, welclic A erl i'-Mingsurkunde von 
nan an Meine Reiche und Besitzungen regieren wird, und also lautet: 

Erster Titel. 
Vom Eümgreich Portugal j dessen Gebiet ^ Regierung , Dgmitie 

und Religion, 

Art. 1. Das Königreich Portupi ist die politische Verbindung aller Por^ 
toglesischen Biirger; sie machen eine freie und unabhängige Nation aus. 

Art. 2. Ihr Gebiet bildet das Königreich von Portugal und Algarve and 
|»^paft in sich: 

1) in Europa: das Reidi von Portugal, bestehend «ot den Arovin- 
Ml Umho, Tra>-o»-Montes, Beira* Estranadun, Alemtqo, dem 
Rdcho Algarve» den Inseln Madeira, Porto-Santo md do« 

Azoren ; 

2) in Afrika, auf der Westküste: ßissao nnd Caschaö, Mina-o- 
forte, St. Joan-Battista d'Ajuda, Angola, Benguela uod was davon 
abhängt, Cabinda undMalimbo, die Inseln des grünen Yorgebirgs, 
die von St Thomas, die Primen-Inaeln und vras davon abhänget; 
— auf der Ostkttste: Mozaabkiiie» Rio de Senao, Sofida« In- 
hambane, Quelimane und die Inseln des ^Yorgebirgs Delgado; 

3) in Asien: Salvetc^Bardcz, Goa, Pnmao, Diu, die TSledeW 
lassungen zu Macao, und auf den Inseln Solor iind Timor. 

Art 3. Die Nation entsagt nicht ihren Rechten, die sie auf irgend einem 
Gdrietsthefl in diesen drei Welttheilen haben könnte, wenn er gleich im vor- 
stehenden Artikel nicht enthalten ist 

Art. 4. Ihre Regierungsform ist monarchisdi, erblich und repräsentativ. 

Art. 5. Die regierende Dynastie wird fortgesetzt in dem durchlauchtig- 
sten Hause Braganza und tn der Person der Prinzessin Donna Maria da Glo- 
ria, in Folge der Abdankung und Abtretung ihvrs königlichen Vaters Don 
Pedro I., Kaisers von Brasilien, legitimen £rben und Nachfolgers Jo^o s VI. 

Art 6. DieRSnttSch-SatlioÜscIl-Apostoiisebe Rdigion wird fortwährend 
die Rdigion des Königreichs sein; alle Übrigen Religionen sind den Fremden 
mit hänsiicbem Gottesdienste gestaltet» ohne ansserUche Zeichen und Tempd. 

Zweiter Titel. ^ 
Vm dm Portugiens^m Bürgern. 

Art. 7. Portugiesische Bürger aiiui: 
$. h diejenigen» welche in Portugal oder den davon abhängenden GebielMi 
geboren und gegenwirtig keine Rrasiliseben BQifer sind, wenn ghich 
ihr Vater ein Fremder ist; ns^ darf dieser nicht im Portugal ftkr 
Dienst seiner Nation sich anflialten; 
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iL 2. die Söhne fine«; Portugipsischen Vaters, und die unehelichen Kinder 

eiuer Port ui&jicsi sehen Miitli-r, welche, obgleich im Auslande geboren» 

nach Portugal kommen, um dort ihren Wohu^Lz zu uehmen; 
& 8. die flibie tüjm PortofiMiMlMi Vaters, wddie «idi im Andaad« im 

Dienste des Königreichs belinden, aeilift mm sie nieiil in tetngal 

zu Wehnen lamatau 
$, 4. die natural isirteo Fremden, Ton was ImTncr für einer Religion; ein 

Gesell wird die Eigenschaften bestimmen, welche xur frimfong der 

Naturalisationsbriefe erforderlich sind. 
, Art. 8. Es verliert seine Rechte als Portugiesicher Bttrger: 
i. 1. wer sish in einem fremden Lande nstnralisiren lisst; 
$, 2» mr ohne Briaohniss des E9nigs euMO Dienst, eine taih» oder De* 

coration von einer fremden Regierung anninunt; 
8* 3. wer durch einen Urtbeilsspruch aus dem Reiche verbannt worden. 

Art. 9. Die Ausübung dor politischen Rechte wyd Ulipcindirt 
S. 1. durch physische oder moralische UnfHhigkeit; 

S. 2. durch ein Strafurtheil oder VerhaiUdecret» so lange dessen Wirkongen 
dauern. 

Dritter Titel 

Vm dm GeiöaUm tmd der NoiumdlrepriifentaHm. 

Art. 10. Die Trennung und die Harmonie der politischen Gewalten sind 
das erhaltende Princip der Rechte der Burger und das sicherste Mittel, die 
Bürgschaften wirksam in maehen, wcicbq die Verftisanf ilinen darl>ietet, 

Art 11* Der in Portugals Verfassung anericannten Gewalten sind fier: 
die g^tigebende, die leitende (modeiador), die Tolliiehende nnd die gericbt- 
]i(be Gcwnlt. 

Art. 12. Die Repr äsentanten der Portugiesischen liitioa sind der König 
und die allgemeinen Cortes. 

Vierter Titel. 
Fof der gesetagebendm GemU* 

Erstes GapiteL 

Foii dm Xwe^m der gesetzgebenden BewäU und Ihren BefiiffnUten, 

Art. 13. Die gesetzgebende Gewalt steht den Cortes unter ^»anction des 
Kuiii^ zu. , 

Art. 14 Die Cortes bestehen aus swei Kanunem, ^dcr PainkaoNMr 
nnd der Kammer der Abgeordneten. 

Art. 15. Es liegt in den Befugnissen der Cortes: 
8. 1. den Eid des Königs, des Kronprinaen, des Riigenten und der JBlegMti- 

schall zu empfangen; 
$, % den Regenten oder die Regentscbalt zu erwählen und die Gränsen 

ihrer Macht zu bezeichnen; 
S. 3. den Kronprinien als Erben des Thrones in der ersten SÜmg, die 

nach seiner Geburt Statt haben wird, annedceonen; 
g. 4. dem minderjährigen Könige einen Vonnund tu einennen^ wenn dessen 

Vater in seinem Testamente keinen ernannt hat; 
S. beim Tode des^Kömgs odes bei Erkdigimg des thrwi aiBMi Ve^ 
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waUuDgsrath m bilden, der die Mis?bräurhe aufsöche und abfiteiie» 
welche sich in die VerwaltuDg eingeschlichen haben konnten; 
6. Gesetze zu geben, sie auszulegen, zu suspendiren, zu widerrufen; 
. S* 1» Ikber die Briilltaiig der VerCuMmg in wadieii mid für das tUgwiMine 
Wohl der' Kation in fongen; 
S. 8. die Staatsanflgaben Jllirlicii Manaetaen» nnd die diredan Stanem aa 

verthcüfn; 

den Eintritt fremder Land- und Seemacht in das Innere des Reidis» 

oder in dessen iläfen zu verweigern; 
§. 10. jährlich, nach dem Berichte der Regierung, die Stärke der ordentlicheD 

nnd ausserordentliciMn Land- und Seamaebt fiBfUoMlMi; 
•9. i% die HülfsqueHen anfinsndien nnd m erOiiien, um die Zaiiinng der 

Staatsschuld zu sichern; 
S. IS. die Verwaltung der Staatsdonsainenlm leiten und deien Veriuasemng 

anzuordnen; ^ 

$. 14. öffentliche Aemter zu erschaffen oder aufzuheben und deren Besoldun« 

gen an bestimmen; ' 
S 15. Gewicht, Gehalt, Werth, Umscbrift, Gepräge und Benennung der 
Münzen, so irie die Norm der Masse und Gewichte zu bestimmen. 
Art. 16. Die Anredeformel an die^ Kammer der Pairs wird lauten: 
„Würdige Pairs des Reichs", und jene an die sweite Kanuner: iJieine Herren 
Abgeordneten der Portugiesischen Nation." 

i Art. 17. Jede Periode der Legislatur wird vier Jahre dauern, und jede 
jährHcfae Versammlung drei' Monate. 

Art. la Die kdnigUche Bröflbungs-Sitiung wird jedes Jahr am 8. lan 
statt haben. 

Art. 19. Die Schluss-Sitzung wird gleichfalls eine königliche sein, und 
wird wie die FrofTniirgs-Sitzung in allgemeiner Versammlung der Cortes, der 
beiden vereimirtcn Kammern Statt haben; die Pairs zur Rechten, die Abge- 
ordnelen zur Liniien. 

Art. SO. Das Geremomdle der Sitzungen nnd das, was sieh auf die 
Anwesenheit des Königs berieht, wird durch ein besonderes Reglement be- 
stimmt werden. 

Art 21. Dir Ernennung des Präsidenten und des Vieepräsidenten der 
Pairskammcr steht dem Könige zu ; zur Besetzung derselben Stellen in der 
Abgeordneten-Kammer wird der König unter den, ihm von der Kammer vor- 
geschlagenen, Individuen wählen. Die Wahl der Secreläre der beiden Kam- 
mern, die Prttfnng der Vollmachten ihrer Glieder, die Eidesleistung nnd die 
GeschSftsleitnng wird unter den, in ihren innem Reglements TOigesebriebenen, 
PSfmlichkciten statt linden. 

Art. 22. Wenn die beiden Kammern zusammen treten, ■\^i^d der Prä- 
sident der Pair^Vnmmfr dir* Arbeiten Ipüt n , und die Pairs und die Abge- 
ordneten werden ihre Pialze einnehmen, wie in der i^rütlhungs-Sitzung der 
Gortes. 

Art. 33. Die Sitzungen einer jeden Kammer werden Öffentlich sein, 
mit Ausnahme der Fille, wo das Staatswohl erheischen sollte, dass sie ge- 
heim seien 

Art. 24. Die Geschäfte werden durch die absolute Stinunenmebcfacit 

der anwesenden Glieder entschieden. 

Art. 25. Die Glieder einer jeden Kammer *8!nd» nnverletrüch wegen dey 
Meinungen, die sie in Ausübung ihrer Berufspflichten aus&ern. 
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Art 26. Kein Pair oder Abgeordueler kann, während seiner Abord- 
noDg, voh irgend einer Behörde verhaftet werden; es sei denn, er würde auf 
Ufa» That ergriffen, welche die Todesstrafe nach ikii iMht , 

Art. 21; Wenn dn Piir oder Abgeordneter in Aiiklagexiiatand geriHv 
so wird der Richter alle weiteft gericbüiche Schritte einstellen und der be- 
treffenden Kammer Bericht erstatten. Die Kammer wird entscheiden, ob der 
Process fortgeführt und das angeklagte Mitglied von aetnea Verri^mgeii 
su^endirt werden solle oder nicht. 

Art. 28. Pairs und Abgeordnete konucn zu dem Amte eines Staals- 
ministers oder Staatsratbes ernannt weiden, mit dem Unterschiede jedoch, 
dass die Pairs Ibrtfobreii werdai, in ihrer Kannftr su litiea, während der 
Abgeordnete seinen PlaU verlassen» und nun in einer neuen W«U s^ireiten 
wird, durch welche er wieder erwihH weiden und beide FuBdionen mit eift» 

ander vereinigen kann. 

Art. 29. Sie werden gleichfalls beide Fnnclionen vereiiiij^en, wenn sie 
schon das eine oder andere der obengenannten Aemter im Augenblicke ihrer 
Wahl bekleiden. 

Art. 30. Uan Icann nicht sn 'giddier Zeit Mitglied der bsidet Kanh 
mem sein. 

Art. 31. Die Ausübung eines jeden andern Amtes, als des eines Staats- 
minist^rs oder Staatsraths, hört während der Daner der Verrichbmgen eines 
Pairs oder eines Abgeordneten gänzlich auf. 

Art. 32. In der Zwischenzeit der Sitzungen wird der König keinen 
Abgeordnelen ausserhalb des Heiches verwenden, und kein Abgeordneter die 
VerrichtUDgen seines Amtes selbst ausüben können, wen& es ihn in die Dik. 
mögücbkeit versetste, sich bei der Zusanunenberofang der oidentflefaen oder 
ansserordentlichen Cortes einzufinden. 

Art. 33. Wenn durch ein unvorhergesehenes Ereigniss, wovdh die^ 
öffentliche Sicherheit oder das Wohl des Staats abhängen kann, es unerlas»- 
lich würde, dass ein Abgeordneter sich entferne, um andere Verrichtungen 
zu übernehmen, zo wird die Kammer, der er angehört, darüber entscheiden. 

Zweites Capitel. 
ymt^i$r Kammm dtr JijfaerAulfn. 
Art. 34 Die Kannner der Abfeofdnelen »wird ^ewlUl «nd mm wai 
bestimmte Zeit 

Art 35. Dieser Kammer steht als Pcivilegium die Initiative zu: 
S. 1. über die Auüageu; 
S. 2. über die Recrutirung. 

Art. 36. Der Kammer der Abgeardnelen steht gleiehMlB als -Prifia* - 
ginrnn:' 

%, t. die Prttfüng der Torhergegangenen Staalsverwaltung, und die AbsMI- ' 

lung der Büssbitudie, die sich in dieselbe eingeschlichen ; 
$, 2. die Erörterung der von der vollziehenden Gewalt gestellten Anträge. ' 
Art. .37. Unter die pnvilegirten Jiefu;^'nissc besagter Kammer gehört 
auch, zu beschlies^en , dass ein ijrund^ur Anklage gegen Staatsminister oder 
g^eu Staatiralhe vorbanden sei. ' , ^ 

AxU SAi Die Abgeordnelen werden wibrend der Vetmnmfcmg eine 
Gsid-Jinisdiidigung beneben* weldie in der letzten -Sitzung der Torhergegan- 
genen Legislatur festeeaetst worden; auch wird iban pbnen «ine EntscbIdigaDff ' 
Ar die Kosten der mw vnd Binnise bewilligen. 
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Drittes Capitel. 
Yon der tairskammer. 

Art. 39. Die Pairskammer besteht aus lehenslänglicheii und erblichen 
Gliedern, die vom Könige in unbestimmter Zahl eraannt werden. 

Art 40. Ifer Kronprini niut die Inftnten sind Pftin fOD Rechtswegen, 
und nehmen Site in der Kammer, sö hald sie das fllnfondswanzigste vlabr 
errrekiit. haben. 

Art 41. Unter die r)o«schliesslichen Brfngnisse der pTirslnrnmer gehört: 
%, i. über die persönlichen Vei^ehen, welche von Gliedern der königlichen 

Familie, von Staatsministern, Staatsräthen und Pairs — . so wie Uber 

jene Vergehen zu enceimen, welche von Abgeordneten während einer 

Vetsanmlnng der Legisbtnr begangen worden; 
8. 2. Uber die Vera n twort M chteit der Minister'^taatisecretilre und Staatorllfae 

zu erkennen: 

%i 3. beim Tode des Königs dieCnrtos zusammen zu rufen, um eineKegenl- 
schaft zu ernennen, wenn eine nülhig sein sollte, und wenn die 
Gortes von der provisorischen Regentschalt nicht zusammen berufen 
wei'den» 

Art 42. Bei BenrfheiluDg ▼on yerbrechen, deren Anldage d|br Kant- 
mer dtr Abgeordneten nicfat ansteht, wird derProcnrator der Krone die Ver- 
lfditlDper des Antl'ägers ribernehmen. 

Art« 43. Die Sessionen der Pairskammer binnen und fndigen zu der« 
selben Zeit, wje die der Deputirtenkamiiier. 

Art 44. Jede Vereinigung der Pairskammer ausser der Zeit, wo die 
Deputiitenkaomier I^Caongen hUt, ist gesetiwidrig nnd- nichtig, die von der 
Veiftsfong bdeiduieten Illle aosgenommen. 

Viertes Capitel. 
der Geiitu, 

Art 45. Der Vorschlag, die Bestreitung (Opposition) und die Geneli« 
mignng der Gesetzentwürfe steht jeder der beiden Kammern zu. 

Art. 46. Die volhiehende Gewalt las«;t durch *inen der Staatsminister 
dm Antrag machen, der ihr bei Abfassung der Gesetze zusteht; und erst nach- 
dem eine Commission der Deputirteniiainmer, von welcher der Vorschlag aus- 
gehen muss, ihn gepriUt haben wird, kann derselbe in einen Gesetzentwurf 
▼erwaiidelt'Verden. 

Art 43. Die llinister können den Antrag naidi dem Berichte der 
Commission unterstützen und erörtern; aber sie können weder abstimmen, 
noch bei der Abstimmung gegenwärtig, sein, ausgenommei), sie wären Pairs 
oder Abgeordnete. 

Art 4d. Wenn die Depulirtenkamme^r den Anlrag annimmt; so sendet 
sie ihn der Piiiskanutterinit folgender Frnmel au : 

«Die P^pofirtankamaier tlbersendet der Painkammer hejgldiimden 
Antrag d^ foil^ehenden Ge^lt (mit oder ohne Abänderung) und 
glaubt, daSB Grund da sei, den Ki>nig om seine Sanetioii 0i er- 
suchen." 

Art. 49. Wenn sie den Anlrag nicht annehmen l<;aiiii; so hciichtol sie 
darüber an den König vermittelst einer Deputation von jbieiitu MiigUedenir 
and twar anf folgende Alt: 
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' „t)ie Kammer der Depiitirten beieugt dem König ihren Danlc für den 
Eifer, den er für das Beste des Königreichs beweiset, und bittet ihn 
ehrerbietigst, den Antrag der.Rcgieroiig itt albere UekerJegung 
guäfiget n elefaen." 
Art. 60. feil AVgeiiieiDen sollen die Antrige* irMm die DepalMtir 
bnner EulSsst und aaiiiBiiiU 4at PKiekMUMr «Hr üBifmder f ooaiel m* 
fjadMÜLt werden: 

„Die Depulirtenkaniraer schickt der Pairskammer beiliegenden Antrag 
zu. und hält dafür . der König solle um seine ;aanction gfebebea 
werden.** 

Art. St. Sollt« üm jedoch dieMnkMwmr nichtifeUilindig «HMtoeiv 
mkm ibii mit eiitem AiMadencnft begleitet, «der «iMti Zusatt m deaiid* 
bot gemacht haben, eo eoU sie iba auf folpade Art inrttchNfaickeD: 

;,Di€ Pairskammer schickt der Depntirlenkammer die<5en (oder jenett) 
Antrag mit beiliegendon Ammdcmt rits oder Zusätzen 7.u, und biU 
dafür, der König solle um seine Bestätigung gebetcü werden." 
Art. 52. Wenn die Pair:>kaaiiner nach vorberiger Beralbschlaguug dafür 
bal|, dass die AnBahmc dei Aataigei nicbt etatt bebeo aoUe; ea jeH li« licii 

^rtß ^^^^^ JflJ^P^llÄ^^iBBBl • 

^Die g-wip»«' der Pairs schickt der Deputirtenkenner den Antrag 
abermals zu, indem sie^enaeUnn ihre BeittinmMing aieht bat gebeo 

können." 

Art. 53, Eben dieser Wep wird eingeschlagen von Seiten der Üeputir- 
tenkammer gegen die Pair&kammer, wenn der Gesebiesantrag von dieser letzten 
ausgegangen sein solUe. 

Alt S4. WeoB die BeptttlrteniBBiiiiMr di« juncBdewenhi oder MUie 
dw FiinitaiMiicr nicht geaehmigt, oiier neagekehet» und die Kaeiflier imor- 
adttet der Verweigerung ihrer Genehmigung deBKOch beiehUesst, da» der 
Antrag vortheilbaft sei, so wird eine Conimission von einer gleichen Anzahl 
Pair« und Deputirlen ernannt, und was diese entscheiden wird, soll entweder 
zum tiesetzesvorschlag w et den, ixier für ^nzliche Verwerfung gelten. 

Art. 55. \Venu eine oder die andere Kammer, nach geschlossener 
fieralhschlagung, Geselieaeiktrag der endem KaeBBwr «iigeiwmBMIi het; 
I« Im* aifi iha in Fona eines Deerele et», aal aaoh geacbeheaer Vetleewig hi 
diinlbini fiMtung« leB sie es dem König in doppeller, vom Präsidenten uvA 
zwei Seeretären unterzeichneter, Ausfertigung fihenenden und ihn naifehw 
Sandion in folgenden Ausdrücken bitten: 

„Die allgemeinen Cortes senden dem Könige^ beiliegendes Deeret zu, 
sie halten es für vorlbeUbalt und aut^icb für das Königreich, und 
bitten Se. Majestät, Sie möchten ihm Ihre Stnctiea «UhdleB.** 
Art, 56. Diese Zasendong en den Sönig geicbieht «durah lia» Hepata- 
tiMUrea eiebea llilgliedenif «welefae die zuletzt berathschlagende Kammer ah* 
schidct; und diese Kammer ^vlrd zugleich die andere» in welcher der fientMi 
o^vtstf fein Dasein erhielt, benaobriebtigen: 

„dasH sie ihren Vorschlag, betreffend elc angenommen und dem 
Kunige zugesendet habe, um sieb dc^en Sandion zu erbitten." 
Af t. 51. Verweigert der König seine Oeoehmi^og; so Ufird er in fol- 
IMidea AMdi:(Mto mltvorln: 

„Der König will den Qm^tiKmfmvn Sn MieriegHig Adimen. ma 
zu ^ioer.M senen Torschleg MmwI mmbm.* 

10» 
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Sie dankt Sr. Majestät Cür ji«s Interesse, das Sie der Nation 
iridmet.'* ' 

Art. 58. Diew Verwcigennig Jist eine absolute .WJtfciNg. 
Art. 50. Der König ertheüt oder verweigert jedem Decrete idne Sone* 
tioa Innerhalb eines Monats von dem Tage der Ucberreichung an. 

Art. 60. Wenn der König den Antrag der^allgemeinen Cortes annimmt; 
10 drückt er sich also aus; 

^Der König willigt ein.** 
Hiermit ist er aanctfoiiirt» imd die Fonueo sind erfllBt« im ab Geiflli des 
Königreichs bekannt gemacht zu werden, UQd eine dec beiden e^cnhSndigen 
AusfertigODgen, nachdem sie vom Könige unterschrieben ist, soll im Archiv 
der Kammer, die es cingcsthickl hat, hinterlegt bleiben, und die andere dazu 
dienen, dass nach ihr die Bekanntmachung des Geset/cs dunh den Slaals- 
Secretär, den es bctrifil, gemacht werde, und nachher soü sie im Staats- 
ArchiTC niedergelegt werden. 

Art* Ol. Die Bekannimachong des Geseiaes wird lautn: 
• mDou Pedro, von Gottes Gnaden Kitaiig von Portugal und Alganro 
etc. machen allen Cnsern Unterthanen zu 'wissen, dass folgendes 
Gesetz von den allgemeinen Cortes dccrelirt und von Uns genehmigt 
worden ist." (Hier folgen die Verfügungen des Textes des Gesetzes.) 
„"Wir befehlen daher allen Behörden, die dieses Gesetz kennen und 
vollziehen mijsäen, es ganz iu der Art, wie Wir es abgefasst, voll- 
sieben ai lassen. Unser Staatsinjttisttr .... ist mit dem Drnd» der 
Bdtanntmachang desselben beauftragt" 
Art. 62. Das vom König unterzeichnete, vom betreffenden Staalsminister 
Tidimirfe und mit dem Rcirh<^sicgel ver?phcnr, Gesetz wird im Original in 
den Reichsarchiven aufbe^^ .ihn, und gedruckte Exemplare davon worden an 
die Justizkammem, die Gerichtshöfe und alier Orlen, wo es vonnölheo, 
versendet. 

Fünftes Cnpitcl. 
Von den Wahlen. 

Art. 63. Die Ernennungen der Abgeordneten zu den allgemeinen C«^ 
Ics werden durch indirecte Wahlen bewerkstelligt; die Masse der acfivt-n 
Bürger vereinigt sich in den nach Pfarreien abs^etheillen Versammlungen, 
und ernennt die Wühler der Provinzen, und diese die Stellvertreter der 
Ifation. 

Art. 64. Das Recht, bei diesen Primürtvahlea xu stimmen, haben: 
$. 1. die Portugiesischen Bülger, die im Genüsse ihrer pofitüdun 

Rechte sind; 
S. 2. die naturalisirlen Ausländer. 
Art. 6ö. Ausgeschlossen von dem Stimmrechte bei den Primirversamm- 
Inn^n» sind: 

S. 1. die Hindeijührigen, unter flknfiindiwantig Jaincii (dodi g»- 
niessen veihcirathete Hlnner und Offidere, Eaeoalanreen und 

Kleriker, wenn sie einundiwamig Jahre alt sind, dieses Recht, 

als wenn sie schon das ftinfnndzwnnzigste Jahr erreicht hätten); 
S* 2. die Famiiiensohne, die im Haus*- ihres Vaters si&(t iusofiBm slo 
♦ ' nicht ein uffentliches Ami bekleiden, 

Ii 8* dieBadienteB (doch sind in die^e Ciasse iiichL einbegriffen: die 
Bachbalter vnd Gmirar de^ HMahbiiier, di^ Diener der 
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' ItonigllclK'n H'nüser, die keine weissen Tresiea tragen, und di« 

Aufseher der Pacbthöfe und Fabriken) : 
$. 4. die Mönche und Alle, die in einer idüslerlidieD Gemeinschaft 
leben; 

9, 9. «q'eaigeo, die.niebt dn jähriidwsEäikwiiiieii von 100.000 Eds 
CDDgenilir m TMr. Fmiis.) hähmt, ndmm» lM|HMten Qmto^ 

Industrie, Handel oder einem Amte. 
Art. 66. Alle diejenigen, di»» nirht in den ersten Pfarrei-Versammlungen 
stimmen dürfen, können auch nichl gewählt werden, noch für die Ernennung 
irgend einer n^ü hl baren National- oder.Localbehörde ihre Stimme geben. 

Art. 61 Alle diejenigen, welche in den Kirchspielversammiungea sUm- 
men kSiinen, Unnen auch bd der Wibl d«r AligMrdnden Wahtmlnner adn 
nttd milstinmidi; didn davon sind ansgessidosssn: 

1) äffe Personen, welche kdn tdnes JBnkommcn von jihrlidken 
200,000 Reis (330Thlr. Preoss.) aus liegenden GrOndan, ans Siran 
Kun<;tflei5<;, Handel oder dnon Amte haben; 
'2) (hc Freigelassenen ; 

3) diejenigen, welche in Criminaluntersuchung wegen persö.niichen 
AngrifTs oder aus andern Ursachen stehen. 
Art OB. Alle Personen» wdclie WaUhenren ada ktaan, dnd andi 
fibig, n DepntiiCcn ernannt tu werden; ausgenomaien; 

1) alle diejenigen, die kein reines Einkommen von 40üyOOO Reb (oder 
WO TMr ) nach den Arükeln 66. nn4 «. haben; 

2) die natiir.ilisirten Fremden. 

Art, 6y. Die Portugiesischen Bürger, sie mögen sich aufhallen, wo sie 
wollen, sind in jedem Wabldistricte fähig, zu Abgeordneten gewählt zu wer- 
den, wenn de sneh nicht dorl geboren, wohnhaft oder anslBsig w&ren. 

Art 9a Ein Regienentargesetz wird das praetisdte Verfahren bd den 
Wahlen und die Zahl der AbgeoMfaieten im VerbUtmss der BeTÖlinning des 
Kdnigrcichs bestinmen. 

Fünfter Titel 

Erstes Capitd. 
Vom J[Mgt, «on 4lsr nsrndürfndm QewalL 
Art Ti. Die TenviUdnde Gewalt ist derScblussstein der ganien poli- 
Üscihen Organisation und gehört ursprünglich dem Rünige als höchstem Ober- 
haapte der Nation, damit er beständig über die Handhabung und Erhaltung 
der Unabhängigkeit, des Gleicbgewichls und der Harmonie der andern politi- 
schen Gewalten wache. 

Art. 72. Die Person des Königs ist unTcrlelzlich und heilig j er steht 
dorcbaus anter kdner Verantwortlichkeit. 

Art 73. Sdne Titel dnd: König von Portugal und Algsrve, diesseüs 
und lenseils des Meeres, in Afrilta, Herr von Guina und der Eroberung, der 
SchiflDihrt, des Handels von Aeiliiopien« Arabien, Perden nnd Indien; und 
wird genannt Allergetreueste Majestät. 

Art. 74. Der König übt die vermittelnde Cewnlt an«: 
1) indem er die Pairs in unbestimmter Zahl ernennt; 
2J indem er die allgemeinen Cortes und während der Zwischenzeit 
ihrer Bitsungen, Im Falle das Staafswohl dieses erfordert, die 
ausienirdenllidien Cortes lusanmen beruft; 
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3> iMem er die Dfcretf nnd Reich der GeneraJrfiQrtes sanctionirt« 
damit sie die GesetztskrafL Labcii (Art. 65.) ; 

D indem er die ZusainmenberofuDg der General-Cortes Tersohiebt oder 
vüranrttdct» oder indom er die AnOöning der Kammer der De- 
pmirleti tu dem FaBe, dass das SlaetswoU solches crheisdie, 
iifordMOl «ad mnnenfitlieii cwe «tdei» an ifafo Stelle fosanmen • 

bernfl; 

5) indem er freiwillig die Staat«?minister eruennt oder absetzt; 

6) iDdcm er die gericbUidicu Obrigkeiten im Falle des Arlikels 121« 
suspendirt; , . 

7) Iffdem er die Strafen der GiumnilferlireGbfrr die iImcQ «ennSge 
Ürtheils auferl^ sind, mildert, oder ihnen ganz nacblässt; 

8) indem er im dringenden Falle eine Amnestie erlbeilt, ood wenn 
die McBScbUciJceit und da& Staatfwohl ea also erfordern* 

, Weites Gapit^ ^ 
Von der vcUxUhendm GwtaU, 

Art 13. Der KMg isl da« Oberbaupt der Tolliieheoden Gewalt und 
fibt SOlcbe durch seine Staatiminister aus; ihre vorzüglichsten Befugnisse sind : 

1) in dem Königreich Portugal den 2. Mai des vierten Jahres der 
beslphfnden Geselzgebunp:. und in den folnnicn das Jabr SUVOIV 
die neuen allgemeinen Coiies zusammrn zu berufen; 

2) die Bi$ch(>fe und lu ileu geisüicbeu riründen zu ernennen; 
^ an allen weltlieben und geistlifiben Aentem w emennen; 

4) die BefeUshaber der Lnnd- und Seemacbt an ernennen, und 
sie jedesmal, wenn das Wohl des Staats es erfordert, abzuändern; 

5) die Gesandten und alle anderen Bandels> oder poUUwben Agenten 

zu ernennen; 

0) die poliüschen UnterbandiuBgen mit den auswärtigen Natip^ien an 
leiten: 

T) Allianx-, OffeusiT*, Defensiv«, Subsidien-, Handels- Yerträge zu 
schlieasen, sie nach daren Abscfaliessung zur Kennlni» der allge- 
meinen Cortes zu bringen, weUn das Interesse und Wohl des 

Staats es gestalten. Im Falle diV m Friedenszeiten geschlossenen 
Verträge eine Abtretung oder Austausclying vom Gebiete des 
Königreichs oder von Besitzungen, worauf das Königreich An- 
^rflAe hüte, veranlassten; so sollen dieselben nicht ratÜldrl 
werden, ,obDe da» die allgemeinen Cortes sie bestätigt hätten; 

8) Krieg N erklären und Frieden au scUiessen* utid dabei der Yer* 
Sammlung diejenigen Mittheilungen zu machen, welche mit dm 
Interesse und dem Wohle des Staats vereinbar sind; 

9) Naturalisatiüüsdiplüme leni (jesetze gemäss zu ertbeilen; 

10) Titel, EhrenstcUeo, MiliUrurdeu und Belohnungszeichen für die 
den Stsate geleisteten Dienste lu erlheilai, wobei die Pensionen, 
die auf dem Staate haften, von der Genehmigung der Venemm- 
lung. im Falle, wo sie durch ein Gesetz ausgeselst und besünpit 
sind, abhängen: 

11) die Decrete, Instruclioneu und Kcglements, welche nöthig und fUr 
die gute Vollziehung der Gesetze tauglich sind, zu fertigen; 

12) die Verwendung der durch die Cortes iiewiUigten Einküuftc filr 
die verschiedenen Zw^ der Verwaltung zu decreUreu; 
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Ii) das Biequaia» ier ConcUiendrcrite wnk aiOÜtüsdMQ Brie<l» «af 

Jede anderen kircblichea Verfassungen, wenn sie der Verfassung 
nicht luwider sind, tu hewillipren oder zu verweigern, wobei im- 
mer die Genehmigung der Cortes vorangehen muss, wenn solche 
allgemeine Verfügungen enlhäll; 
14) überhaupt fOr ABes» ww die fauMvIiÄ« RohA des SUtli bebrüR, 
in dw d«nh die Veiftssiittg TOfiMtbrielieMb Fennea sw sorgen. 
Äfft 70. Der König, che er als solcker «asgerufen wird* wird ii d» 
Hände des Präsidenten der PainkanuiMr, bei YcmmeUeii lieidei» Kennam 
irigendoi Eid schwüren r 

^Icb schwöre, die Katholisch- Apostolisch-Römische Religion zu hand- 
haben, die polilische Verfassung der Portugiesischen Nation und 
alle autkreu üeseUc des Königreiche zu beol>acbtea und beobachten 
XU lassen, und in Allem, so viel in »eiDen KritfUn stobt» PS» 4m 
i B gMia i pe Besle dar Nalioii m settm*'* 
Art. 77. Der König kann ohne Eilauhmss der iillpBMinrn Corles nicht 
ans dem Königreiche Portugal gehen, und wenn er es deuueeb ^3tuA§ SA SOV 
€s e n g eiefc ii i werdeikv als habe er der Krone enisail. 
■ # • 

Drittes Capitel. 
tw der königUelm Fetmilü und ihrer JhtaHan* 

Art 9a Der venmUliiialie Erbe des K&dflrskh» soll den Titel Iconii^ 
KsiMr Prhu, und se» iltester Sohn den Titel Prini ven Beira ttthren; alle 

anderen Prinzen heissen Infanten, Der Kronprinz, so wie der Prinz von 
Beira, werden königlicbe Hoheit titolirt Die Infanten werden iiobeit 
betitelt. 

Art, 79. Der vermuthüche Erbe« wenn er 14 Jahre erreicht hat, soü 
in die WMb Msidcnten der Plalnlaaimer, bei ▼enanmellen BeMsh 
Kammern, folgenden Eid leisten: 

Mkh schwöre, die Katboliscb-Apostoliscb-Bomhche Religion tu 
handhaben, die politische Verfassung der Portugiesischen Nation II 
beobachten und den Gesetzen und dem Könige zu gehorchen." 

Art. 8ü. Die allgemeinen Cortes, sobald der König zur Ref^ierung ge- 
langt, müssen ihm» so wie der Königin seiner Gemahlin, eine ihrer hoben 
Würde gemässe Dotation aussetien. 

Art. 81. Die Cortes mfissen ebenftlls dem Kronpfinsen und daii Infiui- 
len> rom Tage ibter Geburt an. eine Dotation aussetzen. 

Art» 82. Wenn die Prinaessinnen oder Iiifantinnen sieb verheirathen 
sollten, so mr)';sen ihnen die Cortes eine Anssteuer auiseleen« und bei deren 
Bezahlung hört ihre Dotation kuf. 

Art. Ö3. Den Jqfanten, die sich vermählen und künftig ausserhalb des 
Königreichs r^idireu weiden, soll ein lür allemal eine gewi2>£c, von den Coc« 
Im -festgsoalite, Summe ansbeiahU werden« «nd fon dem Tage der AuiImp 
sahinng derselben an ihre Dotation aulbönm. 

Art. 61 Die Dotationen und Aussteuern, von denen in obigen Artikeln 
die Rede gewesen, werden aus dem königl. Schatze bezahlt, und einem von 
dt'in Könige 7.xt ernennenden Intendanten übergeben, mit dem atte Activ* und 
Ptö8ivgeschalte des königlichen Hauses verhandelt werden. 

Art. 85. Die Paläste und königlidien Latidguler, welche der König jetzt 
besessen hat, bleiben das Bigenthum seiner Aacbfolger, und die Cortes^ werda« 
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Tür dk Ankäufe und Bauf«n, dfe ^ie «unwohl dir WttrdA alt dni TIngiittgffi 
des Königs dienlich erachten. Sorge iragea. 

Viertes Capitel. 
Von ä«r Erbfolge. Mur Krim. 

Art. 80. Die Königin Donna Maria II., von Gottes Gnaden, un(i doidi 
die förmliche Abdnnknn!? und Abtrettin;^ drs HeTRIt FedlO Lt KaiMI» VQIl 
Brasilipn, wird immer in Portujrnl htTrschen. 

Art. 8/. Die;* legitimen Nnchiforaraen derselben werden auf dem ibrone 
nach Ordnung der Erstgeburt folgen, so dass immer die ältere Linie der jUn> 
gern, iü denelbeB Linie der nShere Grad dem entferetem» m danufflbeD Grade 
daä nlimliche Cxesehlecfat dem weiblioben, and in denisdlwB GeaeUechte die 
iltere Person der jiingem vorgezogen werde. 

Art. 88. im Falle do«; vollständigen Ausslerbcns der geraden Linie der 
legitimen Nachkommen der Königin Donna Maria IL wird die Krone an die 
Seitenlinie übergebn. 

Art, 89. Kein Fremder kann in der Krone von Portugal nachfolge«. 

Art 90. Die Vennäh1iing:der Prinxessin venmithliehen Tbronerbin wird 
immer mit Einwilligung des Königs, und nie mit einem Fremden vor aicfa 
geben. Wenn der König in dem Augenblicke, wo man sich mit dieser Ver- 
mählung hesfhäfhffpn soll, schon anfu^ohört hätte zu leben; so wird sie nicht 
ohne die Einwilligung der allgemeinen Cortes ins W erk gesetzt werden können. 
Ihr Gemahl wird keinen Thcil an der Regierung nehmen, und den Namen 
'König eni dann tragen, wenn die Königin Hmi dnen Seim oder eine TodUer 
geboren hat 

Fünftes Capitel. 

Von der Regeniichaft während der Minderjährigkeit» oder wegen einer andern 
ühoehe, die den KSnig verhSnäeri, m regieren, 

Art. 91. Der König ist miDderjahng.biä zum zurückgelegten aditzehn- 
ten hkte. ' 

Artr 92. Wlbrend setner llinderfibrif^eit soll das Königreich dnreh 
eine Kegentscbaft regiert worden, welche dem nächsten Verwandten des Kö- 
nigs nach der Ordnung der Throntolge zugebdrt, und der settter Mt Voll* 
jährigkciL von 2b Jahren erreicht haben muss. 

Art 93. Wenn der König keinen Verwandten hat, der diese Eigen- 
schalt besitzt; so soll das Königreich durch eine bleibende Kegentschaft regiot 
«erden, ireldie dnreh die allgemeinen Cortee emamt wird» aus drei llitglie- 
dem bMteht, nnd woron das älteste Präsident ist 

Art. 94. So lange diese Regentschaft hoch nicht erwählt sein wird, 
soll das Königreich durch eine provisorische Regentschaft regiert w erden, w elche 
ans den zwei Staals-Minisl* i n des Innern, und der .Insiiz, und aus d -n zwei 
ältesten wirklichen Staaisraiheu besieht, und in weicher die Königin Wiiiwe, 
und in doren Ermangelimg der älteste Staatsrath den Vorsiti führen wird. 

Art 96. Im Falle die Königin Regenlin stirbt* soll ibr Gemahl in der 
Aegentschaft den Vorsitz ftihren. 

Art. 96. Ist der König ans irgend einer physischen oder moralischen 
Ursache, welche durch die Mehrzahl in beiden Kammern der Cortes offenbar 
anerkannt ist, in der Lage, dass er unmöglich regieren kann; so soU derKnUh 
prinz, wenn er 18 Jahre alt ist, an seider Stelle regieren. 
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Art» 97. Die Reg«ntiii, so wie auch die Regeniscbaft, sollen den im 
Art 75. erwähnten Eid sdiwören, nebst dem Zusätze des Eides der Treue 
gegen den König, und dass sie ihm die Regierung sogleich bei seiner VoU- 
jährigkeil, oder beim Aufhören der ürsachen» die ihn zu regieren verbindcrlen, 
lUm^eben werden. 

Art M. Die Act« der RcgeBtwhift ind dei Regenleii Mika in Nanes 
des KItadgi nnlir folgender Formel bekannt gemKht werden: < 

„Befiehlt die Regentschaft im Namen des Königs bflMtC 

drr Kronprinz Rejrent im >'amcn des Königs." 

Art. 99. Weder die Kegentschaft noch di r Kegent sind vcrantworthVh, 

Art. 100. Während der Minderjähri^^keit des Tlnonrülgers soll seipi 
Vormund derjenige sein* welchen der Kouig in seinem leslamente daxu er- 
Miiii haben irird. In dessen Emangelnng wird dieKönigni Hutter Vormfln« 
dcrin, «nd m Eraungdaiig der KSniffin soUco die sügemeinen CSoiles dm 
Vormund ernennen. Jedodi darf niemals Vormund des minderjährigen Könip 
derjenige sein, welchem die Krone im Falle des Todes des JLönigs ibirdi'diD 
Erbfolge zufallen würde. 

Sechstes GapiteL 
Fon» Mim9ietim» 

Airt 101. fis wUen mehrere Staatssecretire besteben; das Geseta wird 
dieGescbliftebeiekbDen» die jedem derselben ihsteben; es wird diese Tereini* 
gCB oder trennen, je nachdem es zweckdienlich sein wird. 

Art. 102. Die Minister sollen jeden Act der vollziehenden Gewalt 
unterzeichnen, und diese Acte können ohne diese i*^ormaJität nicht voüasogeiv 
werden. ' ^ . 

Art. 103. Die Staalsminister sollen verantworilicli sein: 

1) wcgw Verrfttherei; 

2) wegen versnchter Bestechlichkeit» Anstiftnog Ton-Verbfeebcn oiid 
Hegen Erpressung; 

3) wegen Missbrauchs der Gewalt; 

4) wenn sie gesetzwidrig handeln; 

Ö> wenn sie auf irgend eine Art gegen die Freiheiti Sicherheit und 

das Eigentbum der Bürger bandeln; 
6i) wenn auch nur die geringste Tersdiwendung der Staatsgdder 

begeben. 

Art 101. Ein besonderes Gesetz soll die Bescbafienheit dieser Verge- 
bungen, und die Art, wie dagegen verfahren werden soll, bestimmen. 

Art. 105. Der miindlicho oder schriftliche Befehl des Königs rettet die 

Minister von der V'erantwurtlichkcit nicht. 

Art. 106. Die Fremden, auch wenn sie naturalisirt sind , können nicht 
Staalsoiimüter sein. 

Siebentes Gapitel. 
Vom Staatsrathe, 

Art 107. Es soll ein Staatsrath sein, der aus R'äth«it die lebenaünglich 
bleiben, besteht, und sie werden vom Könitz: ernannt. 

Art. 108. Die Fremden, anch wenn sie natur^|igirt sind, können nicht 
Staatsrathe werden. 

Art 109. Die Staatsrathe, ehe sie die Geschifte antreten, müssen in 
dis Binde des Sdnigs den EM ablegen, die Eonucb-KgUmiiichi MWn » 



Digitized by Google 



hantlhabpTi. die VerfasniDg und die Gesetze eu beobachten, dem Eönige ge- 
treu zu sein , ihm nach ihrem Gewissen zu nthen, uod da^ei nur 4a9 Wohl 
der Nation vor Augen zu huiicu. 

Art lfd. Dfo BßtgMer d«s fltaatttite faUen liei aNen wkiiligCB An* 
gdegoiheiten und bei den allgemeinen Verwaltnngsniinregeltt, beaonders ttber 
Iridlrung des Krieges mit answlitigtli Nationen, fo irie auch bei allen An< 
gelcgenheiten angehört werden, wo Her Konig'dic Absicht hat, eine der, der 
vermittelnden Gewalt zustehenden, Befugnisse, wekhe im ArU 14. benannt 
sind, auszuüben, mit Ausnahme des Ü. ö. 

Art III, Die Slaatsrftthe sind iOr die crtheftcn Ratbschläge verant- 
iVMllkb, wenn sie gegen die Gci«lia und das Beate deaSteales edfenbar nach- 
tiNiUg sind, 

Art. 112. Der Kronprinz, sobald er 18 Jahre luriickgelegt bat, ist 

Mitglied des Slaatsraihs von Rechts wegen; die tibrigen Prinzen des Vonig- 
lichen Hauses kimiu n nur nach vorläufiger JBmennung von Saitea des ikoiMSS 
in dra Siaatsralh kommen. 

Achtes Ghpitcl. 
Fon der Mri^fmadit, 

Art. 113. Alle Portugiesen sind verbunden, die Waffen zu ergreifen» 
um die Unabhängigkeit und die Gesammtheit des Königreichs zu untipMIttien, 
und um es gegen die innern und äussorn Feinde zu vf»rthpidifren 

Art il4. So lange die allgemeinen Corles dir sU licnde Kriegsmacht 
zu Land und zur See nicht bestimmen, soll die gegenwartig bestehende bis 
aoitt Angenlilidce fbrlbesteben, wo die Corles sie feraMcm odair wumtkam 
werden. 

A^ 115. Die Kriegsmacht ist in ihim wescnfIMhcn Zutlande an Ge- 
horsam gebunden; mc kann nur dann zusammentreten» wcmi sie durch die 
gesetzmassige Gewalt den Befehl dazu erhält. 

Art. 116, Der volhiehendcü Gewalt slelil es ausschliesslich zu, die See- 
und Landmacht so zu gebrauchen, wie sie es zur Sicherheit und zur Vertiieidi- 
gung des KDnigrddis für iwedcmissig hditen wird. 

Art 117. fine hasoadeteOfdonnant wird die OigamsaÜan'der Annee» 
ihre Beförderungan und Kriegmicht, so wie aneh dasaalfa* hei der Seemacht 
segeln. 

Sechster Titel. 
Von der gmchtUchen Gewedt* 

Einziges Capilcl. 
Von dm Richtern und den GcrichUücUen. 

Art, Ilö. Die gerichtliche Gewalt ist unabhängig, und soll bestehen 
aus Hichlcrn und Geschworenen, welche letzU r( ti sowohl in bürgerlichen als 
Criminalfällen und in den durch die Gesetzbücher zu bestimmenden FlUleu 
und Formen statt haben sollen. 

ArL lie. Die GeaAwomen s|waehatt «her den Thalhcstmid» und die 
Richter wenden das Gesetz an. 

Art 120. Die Richter bleiben beständig im Amte von Redits wegen; 
dies will jedoch nicht so viel sagen, als ob sie nicht von einem Orte nach 
eiuem andern je aui eine, durch das Gesetz <zu besiuuneDidey Zti^ u^d Art 
imttt «antehiumten. 
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Art. 121. Der R5iug kann auf gegen sie eingckommene Klagen, nach 
vorheriger Anhörung und deshalb eingeholtem Gutachten des Staatsralhs, diese 
Richter suspendiren. Alle sie bctreflFendcn Actpn'itlirlie sollen jedem Districls- 
gerichte übergeben werden, damit dieses nach den gesetzlichen Formen gegen 
fie vertahre. 

Art. 122. Die Richter ktmnen ihr Amt nur durch ein Urtheil verlieren. 

Art 123w Alle Richter des Beichs und alle Justizbeamte sind für die 
Missbräuche ihrer Gewalt und für Amtsvergehen verantwortlich, welche sie 
sich in ihren Aemtern zu Schulden kommen lassen; diese Verantwortlichkeit 
wird durch ein Reglementargesetz verwirklicht werden. 

Art 124. Wegen AnslifLung von Verbrechen, wegen versuchter Be- 
stechung, Veruntreuaiig und Erpressung findet gegen sie eme Populariclage 
stitt, «ici dicM kann gegen sie inneriiitb Jahr vnd Tag entweder dordi dCn 
Kligeir scUmt» oder durch jede andere Person aas dem Volke, un\v Beolyaeh* 
timg der gesetiUdi vorgeschriebenen Prooessordnong, eingeleitel werden. 

ArL 12j. Lm die Sachen in zweiter und letzter iuslanz zu richten, 
sollen in denProvinien des Königreidis Gerichte errichtet werden, welche die 
Begaendidikeit des Voi|is erheisdien wird. 

Art. 126. In Criminalsachen sind das Verhör der Zeugen und alle andere 
Processverfahren von der Beschuldigung an üflentlicii, und zwar \oiii heutigen 
Tage an. 

Art 127. In Civil- sowohl als Criminalsachen können die Parteien 
Sc^üedsrichter ernennen; ihre Urtheile werden ohne Appellation vollzogen, 
wenn die beiden Gegenparteien desshalb fkbereinkommen. 

Art, l2ö. Weiui man nicht zuvor bewiesen hat, dass man das Ver- 
gleichsmittel versucht hat, kann man auch keinen Process anfangen. * 

* 

Art. 120. Zu diesem Ende werden Friedensrichter bestellt^ welche zu 
derselben Zeit und auf dieselbe Art erwählt werden, wie die Mitglieder 
der Municipalitäten« £in Gesetz wird ihre Belugnisse und Bezirke be- 
stimmen. 

Art. 130. In der Hauptstadt des Königreichs ?oll ausser dem Gerichte, 
dai» dort, wie in den andern Provinzen sein wird, nocii ein Gericht unter dem 
Kamen des höchsten Justizgericiits bestehen; es soll aus gelehrten Richtern 
bestehen, welche nach der Ancaennitllt ans den andern Gerichten gezogen 
älhd; sie werden mit dem titel: .Räthe belegt Bei der ersten Organisation 
kann tm zu diesem Gerichtshöfe die Richter aus den Gerichten nehmei^ 
Welche man eingehei^ m lassen fbr nöthig finden wird. 

Art. 131. Dieses Gerichtshofes Befugnisse sind: 

1) in den durch ein GcscU zu bestimmenden Sachen und i oimeu 
die Zulassung zar Cassation zu gestatten, oder zn verweigern; 

2) Ober die Vergehungen und Irrthumcr der Richter in ihren Amts- 
verrichtungeii, der, Oberrichter > und der Angesteliten bei dem 
diplomatisdien Corps sn erkennen; 

3) in Sachen streitiger Gerichtsbarkeit und Competenz der PlOTin- 
• zialgerichte zu erkennen und zu entscheiden. 
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Siebenter Titel 
Toft «isf Verwaltung und V9% den JVovinMii* 

Erstes Capilel. 
Von der VerwaUung. 

Art, 1S2. Die Verwaltung der Provinzeii Mbi Ar die ZalfOlifl Wit tlm 
ilW Ihs iie diuth eio Gesetz tbgeäiufert irird. 

Zwdtes Capitel. 
Fo» den Stadi-Maffu^okn, 

• 

Art. 133. In allen Städten und gegenwlitig varinedOMB Markkfiedren 

und in allen denjenigen, welche künftig noch entstehen werden, sollen Muni- 
cipalitäten crrichlr t werden, welchen die polilisrhe OekMUMDU ttlld dk MüB^ 
dpalverwaltung besagter Städte und Flecken zukünmit. 

Art. 134, Die Municipalitäten werden gewählt, und bestehen aus einer 
dndk da» Geäets xa bestimiiiendeii Aniahl; das Mitglied, das die neiiteD 
ftiDuneii fUr sieh hat, wird Prisideiit 

Art 135. Ijte Ausübung ihrer llaiiidpa]|il!idlteD» die Abfassung der 
PolizeianordnungcD, die Verwendung ihrer Einktinfte und nndercr Gelder, 
alle diese fiefu^^iisse sollen durch ein ReslemeutaigeseU bestimint werden. 

Drittes Capitel. 

ArU 136. Die Einnahme und Ausgabe der öÜenLlichen RinkHnfte ^ird 
dardi eine Behörde i>esorgt, weldie den Namen: öfllmülclicr Sdiaii fUhrti 
ivttrin vendiiedeiie geaetdich errichtete AlitheUangan die Terwaltnng desacl- 

ben und seine Rechnungen besorgen. 

Art 137. Alle dirertf» J^teuern, ausgenommen diejenigen, welche aar 
Bezahlung der Zinsen und Tilgung der Stantsschnld bestinimt smd, sollen je 
für ein Jahr durch die allgemeinen Cortfs brsUinnil werden, aber so lange 
fortdauern, bis sie Öffenthch für abgescbaüt ei klart, oder au deren Stelle an; 
dere eingeführt sind. 

Art 138. DerStaatsminiater der FinaoMn, nacbdan ar von den andern 
Hinistern die Mnisterialbudgets ihrer Ausgaben erhalten haben iM, sal 
jährlich der Kammer der Abs^cordncten, und sobald die Cortes vcrsaminrfl 
sein werden, cme allgemeine Bilanz alier (jflentlichen Ausgaben des beror- 
stebenden Jahrs und den Betrag aU«r Abgaben und oÖenUichen üinküofie 
vorlegen. < 

Acliter Titel 

Aüjftmme YeFfügmgm vnd GewäkrkisHmgm der bUrgerlkkeH nrnf 
pdäiehen JteeATe der Paringiekid^ Bürger* 

Art 199. Die allgemeinen Cortes sollen Yom Anfange ihrer Sitzungen 
an wtersodien, ob die iMtiHsche Tetftsshng des KOnigreichB genau beobaefa- 

tet-ivorden ist, 

Art. 140, Wenn nach Verfluss von vier Jahren, seitdem die Verfassoog 
des Königreichs beschworen worden ist, anerkannt würde, dass einer ihrer 
Artikel abgeändert werden mösste^ so soU der Antrag deaabaih schnflüch 
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gMBaeht, tisd di^f'r mmf, Ton der Kammer der AbgeordMkMl aiiflgeben« und 

VOB «inwm Drittel ihrer Mitglieder unterstützt werden. 

Art. 141. Oer Antrag soll dreimal, in Zwischenzeiten von sechs Tagen 
von einer zur andern Vorlesung, vorgelesen werden, und Dach der dritten 
Vorlesung berathscblagt die Kammer, ob der Antrag untersucht werden 
mlBt; Übrigens «ifd aMum veifahren, tvie bei der Benthsefakgung Ober 
etil Gesets* 

Art Idt. Wem die CMersucfanng zugelassen und die Nothwendigkeil 
der Abänderung des verfassongsmässigen Artikels ganz bewiesen ist; so soll 
das Gesetz ausgefertigt, vom Könige sanclionirt und in der gewöhnlichen Form 
bekannt gemacht werden; allein man soll den Wahlherren der Abgeordnelen 
für die nächste Legislatur aufgeben, dass sie ihnen in ihren Vollmachien be- 
sondere Aufträge wegen einer erüMTderitchen Abänderung oder Verbesserung 
dvr Verihsfong etlheilcn,' 

AtU 143. tn der folgenden Legislator ond deren ersten Sitnrog soll der 
Gegenstand vorgenommen ond verhandelt werden, und das Eesaltat soll die 
Frage mtscftidden, ob die Aenderung oder Verbesserung an dem Grundgesetze 
l^emacht werden soll. Diese wird dann der Verfassung beigef&gt und feierlich 
bekannt gemacht 

Art. 144. Vprfassnnpsmn«;«;iV ist nnr da«;, was der Verfassungsact in 
Rycksicht d( r (,rän;^en und wcchsclscjligcn Befugnisse der Sta'atsgewaiten und 
der politischen und mdividuellen Rechte der Staatsbürger bestimmt Alles 
was nicht verfassungsmässig ist. kann ohne die erwähnten- Formalitäten durch 
dU gewöhnlichen Legislatoren abgeändert werden. 

Art Ub. IHeUwreiktsKchkeit dnr blliiarlichen ond politiwheo Rechte 
dir pMli«iesi8Qhas Staa&ibai|«r, watahe die FMhdt. die »eiiöiliche Si<4icr- 
heit und das fiitwthnin s«r Gfondlage baban, isl diireh din Verfassong das 
KlÜiptiohBi anf Mgonde AH «Hkhert: 

f ) Kate SHatsbürger kann verbunden (der abgahalm laerden, etwas 

III Ihiin, als durch das Gesetz. 
2) Die A erfüguag eines Gesetaes kann keine ciu^twtrkende Kraft 
haben. 

3} Jeder kana seine Gedanken entweder nsundlich oder schtiftlich, 
oder im Brodte bekannt madwn» «hne einer Gsnsnr unterworfen 
10 fdn; nnr ist er dabei fbr den Missbraucb, den et von diesem 
Rechte madien würde, in den, durch das Gestts bestimmten Fäl- 
len und Fonnen verantwortUcb. 

4) Niemand kann wo^ron seiner religiösen Ansichten belaugt werden, 
so lange er die Religion des Staats ehrt und die oftontliche Moral 
nicht verletzt 

5) Jeder kann im Königreiche bUeiben oder es vetisssen, irie es ihm 
• beSebt, und all sein Efgenthom mit sich nehmen; nnr moss er 

sidb nMh den F^ci- V^nftgan^m rishlSB, und die Ansprüche 

der Dritten befKedigen. 

•) Jedrr Bürger hat in seinem Hanse ein unVerl,et7lfche«5 Asyl; bei 
Nacht darf raan es ohne seine •Einwilligung nicht be[reien, äusser 
im Falle einer HüUsforderui^g von innen, oder im Falle einer 
leuerä- oder Wassersnoth von aussen her; und bei Tag soll der 
Emtiilt in das Hans nor in den» tod» da» (BeiaU bestimmte!) 
Man on^lbaacn «MM säte* 
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1) Niemand k^m ohne eine gegen ihn eingereichte Klage verhaftet 
werden, ausser in den gesetzlich bestiniinten Fällen, und in^escD 
Fällen 8o1|: der Richter innerhalb 24 Stunde von- der Emlwritemiig 
an, dtai Verhafteten durch eine uAtenächnele Note den Gmnd 
seiner Verliaftinig* die Namen der Ankläger und der Zeugen, 
wenn er sie kennt, kund thun. Dies soll in Städten. Marktflecken 
oder Dörfern, die nahe bei dem Wohnorte des Richters liegen, 
innerhalb der 24 Stupden, und in den entfernten Orten^ innerhalb 
emer möglichst kurzen Zeit, die das Gesetz mit Rücksicht auf die 
AnsdebnuDg des Gebiets bestimmeii wird» geschehen. 

tti Auch wenn eine CrinuDalldage eingereicht ist» kann Niemand ins 
GefUngniss geführt, Bocb in demselben zurQckgehalten werden, 
wenn er in Fällen, wo p? das Gesetz zulässt, Büri^schaft leistet, 
und überhaupt kann der Angeklagte bei "Vergehungen , deren 
höchste Strafe secbsmonatliches Gefängniss oder Verbannung aus 
dem Bezirke ist, verlangen, auf freien Fuss gestellt zu werden. 

9) Mit Ausnahme der Ergreifung auf frischer That kann Niemand 
ohne schriftlichen Befehl der rechtmässigen Behörde ins Gefängniss 
gebracht werden. Ist dieser Befehl willkürlich gegeben; so wird 
der Richter, der ihn gegeben, und derjenige, der darum einge- 
kommen ist, mit Strafen belegt, die das Gesetz bestimmen wird. 
Was hier wegen der Verhaftung im Gerängnisse vor förmlich ein- 
gereichter Klage gesagt ist, umfasst nicht die MiUtärbefeUe, die 
war Erhaltung der Kriegsiacht fand rar Recratirung .der Armee 
nöthig sind, noch die Fälle, welche nicht rein criminell sind, und 
wo das Gesetz dennoch die Verhaftung einer Person verhängt, 
weil sie den Vcrftigimgen der Justiz ungehorsam war, oder eine 
Verpflichtung in einer bestimmten Frist nicht er(lillte. 

10) Niemand kann verurlheilt werden, ausser durch die gehörige Be- 
hörde Teimiige eipes frOber erlassenen Gesetzes und in der dnrcb 
dasselbe vorgeschriebenen •Form, 

11) Die Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt soH aufrecht erhalten 

werden. Keine Behörde darf eine ahhlnjpge Sache vor ein anderes 
Gericht berufen, sie unterdrücken, oder abgemachte Processe 

wieder ins Leben rufen. 

12) Das Gesetz ist für alle gleich, es mag schützen oder bestrafen; es 

belohnt je nach seinem Verdienste. 

13) Jeder Bürger kann zu jeder Öffentlichen, bürgerlichen, politischen 
oder militärischen Stelle gelangen, ohne allen Unterschied, ausser 
dem seiner Talente und Tugenden. 

14) Niemand ist von der nach Verhältniss seiner Habe berechneten 
Beisteuer zu den Staats*Ausgaben enthoben, • 

19) Alle Prinlegien sind abgeschafft,, ^ie nicht wesentlich und wegen 
des gemeinen Besten mit den Aemtcm ▼olliioainica verbunden 

sind. 

« 

16) Ausgenommen die Saclren, die ihrer Beschaffenheit nach und ver* 
möge der Gesefze vor besoridere Kictiter «»ehören, gicbt es keine 
privilegirte Gerichtsbarkeit noch Specialcommission weder in Grü- 
noch Criminalsachen. t 

17) Es soll so bald als mögiicli«ein (ÜTii- und ein GrimiMl-Gesetibncb, 
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gegründet auf feste Bisen der Gerechtigkeit an^ Billigkeit, abge- 

18) Von diesem An^rrnhlirkr ;,n sini abgeschafft der Sf.itipbesen, die 
Tortur, die Brandmark ung und alle anderen noch grausamere 
Strafen. 

19) Keine Strafis soll sich weitw erslracken» als auf die Peraon des 
Verortheilten; 'daram wird in keinem Falle die Confiscation der 
GiKer statt haben; nnd die Ehrlosigkeit des Uebelthäters kann kd* 
nen seiner Verwandten in irgend einem Verwandschaftsgrade treffen. 

2Ü) Die Gefängiiis'^e «sollen sicher« reinlich und gut gelüftet sein, auch 
mehrere Ahthrilungen für die Angeschuldigten den Umst*änden 
gemäss und je nach der Bcschatfcnheit ihrer Verbrechen haben. 

21) Das £igeQlhumsrecht ist in seiner ganzen Ausdehnung gesichert. 

22) Die Staatsschnid ist ebenfalls gesichert 

fi) Keine Art Arbeit, Landbau, GewerbsOdas oder Handel kanp ver- 
boten werden, so lange er den dffentlichcn Gebräuchen, der Sidier« 
heit nnrf Gcsnndheit der Büi^er nicht zuwieder ist. 

24) Die Erftmier hehallen das Eigenlhumsrecht ihrer Frfindungen 
oder ihrer Producte. Ein Gesetz sichert ihnen ihr ausschliessli- 
ches Privilegium für eine gewisse Zeit oder eine Entschädigung 
Ar. den Schaden, den sie erleiden kSnnten, wenn sie ihre Erfin- 
dung bekannt machten. 

25) Das Geheiraniss der Briefe ist unverletzlich. Die Pnstverwa|tnng 
ist für jedes Vergehen gegen diesen Artikel streng verantwortlich. 

26) Die Belohnungen für die dem Si^Mc geleisteten Civil- oder Mili- 
tärdienste bleiben garantirt. das Recht, dieselben zu erwerben* 
wird durch ein Gesetz bestimmt. 

27) Die öffentlichen Beamten sind streng v«*antwortlich für die Ifiss^ 
bräucfae und Veraachliissiguugen, die sie sich bei der Ausfibnng 
ihrwr Amtspfliefaten m Schulden kommen lassen, so wie auch da- 
flir, wenn sie ihre Untergebenen nicht snr Vcrantwoitong gen»* 

gen haben. 

28} Jeder Bürger knnn «chrifllich der esc! /gebenden oder vollziehen- 
den Gewalt Ansprüche, Klagen oder Bitlschriften vorlegen, wenn 
sie irgend eine Verletzung der V erfassung aufdecken, und dabei 
die wiiidicbe Yeiantwortlklikeit der Debertreter bei der gehörigen 
Behörde auffordern. 

29) Die Verfassung garantirt auch die ÖflEentlicben Hülfs- Anstalten. 

30^ Der Primär-Unterricht ist für alle Bürger unentgeldlioh. 

31) Die Verfassung garantirt den Erbadel und de-^s^n Vorrechte. 

32) In CoUcgien und auf Hoehschiilen sollen die EJrmt nie der ernst- 
haften und schönen Wissenschaften so wie der kUnstp gelehrt 
werden. 

33) Die verftssungsmilssigen Gewalten kdnnen weder die VerfasBunf 
suspaiidiren, noch die uMtividuelien Rechte anlasten, ausser in den 

Fällen nnd Umständen, die im fofgenden Artik^ bestimmt sind. 

34) tm Fnll von Aufstand oder Einfnll des Feindp«;, wenn die Sicher- 
heit ci (ordert, dass man für eine {»e'itinmUe Zeit lang einige der 
Fnrmlichkeiten auf die Seite «lefze, wodurch die individuejle Frei- 
beil garauLirt ist« wird man dafür' durch einen speciellen Act der 
geiet^iabendeii Gewalt sorgen. Wenn die Ckmes iMt leitlg 
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genug veremigt werden könuea oder die Gefahr dringend würde» 
soll die Regierung dieselben Massregeln als provisorische und un- 
umgängliche Hfilfe Bdimei|..<Ulifeii> und den gewöhatiiheii Gang 
nacb dem Drange der Nolbwandigkeii nupoidiren können; aber 

in allen Fällen muss »e den Gort es, sobald sie versammelt sein 
MVfTdon, einen Bericht nebst Ancrabe der Beweggründe zu den 
vorgenommenen Verhafluogcn und andern Mas&regcin vorlegen. 
Jede Behörde, welcher die Vollziehung derselben aufgetragen 
gewesen sein mag, ist für die dabei begangenen Missbräucbe ver- 
antworaich. 

Ich befehle allen Behörden, welchen die Kcnnlniss und die Vollziehung 
gcgenw'ärtiger verfassungsmässigen Charte zusteht, d,T=<; sie dje^ell c beschwö- 
ren und beschwuren lassen, und sie in ihrem ganzen Inlialt und m jedem ihrer 
Artijtel befolgen lassen. Die Regentschaft meiner Königreiche lud JBaaittnn- 
g^n bat sich darnach zu richten, fliitbin soll sie besagte Terfassnngsurknnde 
in ihrem ganten Umfange und jeden ihrer Artikel ^rucken, bekannt machen 
vollziehen lassen und aufbewahren, damit solche gUllig sei gleich einem in 
der ran7lei ertheilten Act, ob ?ie ?:!eirh dort nicht ertheilt ist, ohne Rücksicht 
jeder entgegengesetzten Ordonti an/ n, weicheich dabei vernichte und dagegen 
jene für güllig erkläre, und unerachtet aller etwaiger Fehler in der Abfassung 
nnd Ermangelung anderer StyKormliehkeiten, deren leb hiermit an enlbeben 
genibe. 

* Gifiben im Palast an ftio -Janeiro» 4en iOton Tag des Monats April 
dfi Jahni» dar Mmi ansares Herrn lesiis Christas ISM» 

Vnteneicbnet: Oer König» nebst Handnig. 



Als Ergänzung dieser Verfassung lialti^ Kaiser Pedro am Güsten 
Aprft durch besondere Decrete*) Ol Pairs nach Artikel 39. die- 
ser Verfassung ernannt, darunter 5 Erzbischöfe und 14 Bischöfe auf 
die Dauer ihres Amtes oder I.Lbenszeit und 72 weltliche F;iirs (zwei 
Herzuge, 26 Blarquese, 42 Grafen, 2 Visconde's) mit Vererblichkeit 
dioser Wiirde auf ihre Nachkommen. Au demselben Tai^e war auch 
ein Decret von ihm m den Wahlen der Ab^eordnettM) h Artikel 
6^^—70. der Verfassung erlassen,**) indem er der Regentschaft die 
nach Art. 70. bestimmten weiteren reglementnrisrheu Anordnungen 
überliBss. Diese erfolgten in dem Wahlgesetz vom 7. August I82f) 
«Die WaUttft der Ab^^dneten gingen in den nacbstgn Woclien vor 

V ms FomH. diTMttm isl if» dm n€U$$U9k StMU9*Um 1886^ M 
5* 2ft4r alig«in(dUL 

**J GlHchfallt in dm neuesten StaaUaeten o. a. (X oHig^dntcliL 

***J Dir allgemeinen Anordnungen, d'ie aber durchana niehtvon dem 5ten 
. CapitH des iten Titels der Vcr/assung.mrkunde ahu-tichcn, sind lon diesem 
hu auf 50 Ai'^ikel amgedehiüen Woklgesei^^ in <N nenasitn Siaattacten 



Digrtized by Google 



t 

äät, s» A» benüi hu 301 Oetober 18M die Cortn ntdi der 
f^Mmilg durch die Inranfhi-Regentlii Imbella Maria erSflkMt wiir* 
den kmnleii. Aber die ftmere fiuiie Portugals war dainlt indit iieri> 
gestellt, denn, obwohl der Infant Migael zu Wfen am 20. Octrber 
dess. Jalires durch Procuration feierlfch den Verlobungsact mit der 
siebenjährigen Königin Maria da Gloria vollzogen haUc. war zu seinen 
Gunsten mit Unterstützung der Königin Mutter Carlota und der 
Spanischen Regierung gegen die Verfassung ein Militär - Aufstand in 
den nördlichen Pro?inzen Portugals ausgebrochen, der bald die Hälfte 
des Landes überschwemmt hatte und nur in der entschiedenen Aus- 
sprarfie und Hiiile des Britischen Cabioets den nicht so leicht zu 
öberwtüdenden Widerstand fand. 

Der Infant Miguel spielte inzwischen 'seine zweidentige RoUe so 
gut« dass er seinem Bruder, dem vom Schauplätze entfernten Kaiser 
in ftio Janc^ll'o rorspiegeln konnte^ wie es nur dem Mangel an Ener- 
gie bei der infantin-Regentin und {bren schlediten Ratbgebem zusu- 
sebreibett ware^ wenn nicht ganz Pertagal forbm beruhigt unter dem 
Schutze der neuen. p>n8titaUon lebe. Pedro erfleis daher noehmah 
als Kaiser und König Ton Portugal, wiewohl ihm <Bes eigentlich nicht 
mehr zustand, am 3. Juli 1827 ein Beeret, durch welches er den 
Infanten Dom IMiguel zu seinem Stellvertreter crnünnt und iiim Seine 
Gewalt ials König von Portugal und Algarve während der Minder- 
jährigkeit der Kontgin Maria da Gioria i\bertrug, „um dieses Reich 
nach 'der constitutionellen Charte vom 19. April 1826 zu regieren.* 
Der Infant Miguel nahm bereitwilligst den Auftrag und die Bedin- 
gungen an, der Bürgerkrieg in Portugal war jetzt beseitigt: Miguel 
ging am iS. December 1827 aus Wien und kehrte uhci Paris und 
London, jedes Cabinet nach seiiK n damaligen verschiedenartigen poli- 
tischen Ansichten befriedigend, n<uli I^ortugal zurück. Am 22- Fe- 
bruar 1828 übernahm er zu Lissabon aus den fänden seiner Schwe- 
ster Isabella Maria die Regentschaft, leistete nochmals als Regent am 
26. Februar d. J. ^en Eid auf die V erfassung und warf dann nach 
zwei Wochen die Maske ab. Am 13. März 1828 löste er voU den 
seit deili 2. Januar d. J. versammelten consütutionellen Cortes, die 
Stonner der Abgeordneten auf, beb sodann am 17. März das Wähl- 
gesetz Tom 7. August 1826 auf und ernannte eine Gommission zur 
Ekitweifbng neuer Wahlanonfaiungen, »welche mit der TerüMsung 
liieht Weniger» wie mit den alten CSebrauchen und den der Menardiio 
eigeattfimllcfaen Gewohnheiten des Landes" hi £iiAlang stehoi soll* 
tcB. Darauf Hess der Intot Regent das Dectet vom 3. Mal, 
folgen, Iii Wtdcbem er die allen drei Stände des Kdn%reicfas nach 
der VerfossuDg der Görtes you Lamego berief, »um auf feierliche 
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und geMixliche WeiBe nach den Gewohnheiten #iind Gebiandien det 
Königreichs, ivie in Beotucfatung der* bei ähnlichen Gelegenheiten 
gehrauchten Formen» die wichtigen Punkte des Portugiesieohen Staats» 
rechts in Anwendung zu hringen*. Diese Versanunlung der alten 
drei Stande wurde unter dem Vorsitz des Infiinten Miguel am SSsten 
Juni d. i, erqfihet und beschäftigte sich sofort mit der UntersuchuQi; 
ob nicht Dom Miguel durch die alten Grundgesetze des Reichs zur 
Erbfolge seines Vaters Jo5o VI. berufen sei. Und schon zwei Tage 
spater waren diese Cortes mit der* Prüfung' der SuccessionsreGfate 
fertig, nnd erklärten am 23» Juni Dom Bliguel nach den sogenannten 
Grundgesetzen des Boichs als den fccbtmässigen König von Portugal 
und Algarve; Miguel sanctionirte diese Erklärung der Cortes zu sei- 
nen Gunsten am 30. Juni und verrichtete von diesem Zeitpunkte ab 
alle Regierungsliandlungcn als König , ohne Bücksicht auf seine be- 
schworenen Verbindlichkeiten gegen die Verfassung, gegen seinen 
Bruder und seine Niclite. 

In denselben nördlichen Provinzen Portugals, aus denen Miguel 
vor vier Jahren seine Reaction begann, erhob sich nun der Bänger- 
kämpf zu Gunsten der Verfassung vom 10. April 1826. Porto vnirde 
nun der Hauptsitz der Constitutionellen, der Kaiser Pedro nahm jetzt 
seine Decrete zu Gunsten Miguels zurück und forderte als Vater und 
Vormund der Königin Maria da Gloria die Portugiesen auf, die Ver- 
fassung und das Recht der Königin gegen die obherrschende Faction 
des Absolutismus zu verthe'idigen. Die Junge Königin kam'*nadi 
Europa (Sept. 1828), nur die Unterstützung der Englischen Begie- 
rung hielt ihre Sache gegen die übrigen Staaten und auch bei den 
schon erschöpften Vertbddlgem des Gonstitutionalismus in Portugal 
selbst aufrecht; aber dennoch war Miguel nahe daran', seinen Sieg 
vollständig sicher zu stellen, da schon der Papst, die Nordamerikani- 
sdien Freistaaten und der König Ferdinand \lh von Spanien ihn als 
rechtmässigen Beheif scher des Portugiesiscben Staates anerkannt 
hatten (1829—30), und ein gleicher Schritt von der Französischen 
Regierung bevorstand, als die Juli -Revolution in Frankreich lind der 
Sturz des Tory - Ministeriums m England für die SScherstellung der 
oonstitutionelleu Systeme auf der Pyreneischen Halbinsel neue Garan- 
tien gewährten. Alittelbar leistete Miguel gegensicbselbst dadurch 
eine nachhaltende Unterstützung, dass er sich schonungslos einer 
wahrhaften Schreckensregteruiig iiberliess und blebei nicht nur das 
Portugiesische Volk in allen Abstufungen sich immer mehr entfrem- 
det^ sonderp auch mit der Britischen und Französischen Regier ung 
wegen Verletzung ihrer beiderseitigen IJnterthancn in mthrerc Cun- 
flicte gerietli. Doch fehlte den militäri^tiiea OjperaUgxieu für dm^ 
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joDge Königin auf dem Portugiesischen Boden eine enUprechende Lei- 
tung; um die mannigfachen Ansprüche der Par theif ahrer zu beseitigen, 
bis ihr Vater nach Entsagung auf die Kaiserkrone von Brasilien zu Gun- 
sten seines Sohnes Pedro IL am 7. April 1831 selbst nach Europa kaiu, 
Bod «ach dem Manifeste von 2. Februar 1832 die legitime Regie- 
mog seiner Tochter Maria in Portugal wieder herzustellen erklärte^ 
md die obere Leitung des Kfuipfes übemahm. *) Er wählte als 
seinen ersten Schauplatz die Aiorisclieii Inseln (Man bis Juni 1832)» 
landete daoD in Porto (9. Juli 1832), eiobeite von hier aus in sehr • 
IngianentFortsdireiten mit mittelbar Unterstützung der Britischen 
und Qranzdelacfaen Regierung die nördlichen Provinzen Portugals» und 
Bich dem Siege feines talentv<dlstiBn Genends VHIaflor (Herzog von 
Teroeita) auf dem Ihiken Ufer des Tejo [am 23. Juli 1833, öflhete 
lünabon sehie Ibore und , wurde wieder der Sitz der neuen 
eoostitntionellen Regierung; die Königin Maria hielt ihi^ Einzug in 
die Hauptstadt erst am 23. September d. J. Dennoch dauerte der Bör- 
gerkrieg noch gßgen ein Jahr bis zur gänzlichen Niederlage der 
Migueiisten bei Asseicera din ch den Herzog von Terceira am Kl Mai 
1834, worauf in*der Uebereiiikunft zu Evoramoiite am 20 Aiai Dom 
Miguel sich verpflichtete, in 14 Tagen den Portugiesistiien liudeii zu 
Teriassen, •♦) weder nach Portug;il noch nach Spanien zurückzukeh- 
ren, und wie er in der eigenhändigen Erklärung voni 2!). Mai aus- 
drücklich liinzufügte, sich weder direct noch indirect in die politischen . 
Angelegenheiten Portugals einzumischen. Dies hinderte ihn aber nicht, 
gleich nach seiner Ankunft auf der Küste Italiens (Genua) unter dem 
2i Juni 1834 eine Protestation gegen diese Gapitulation zu erlassen, 
zu welcher er sich nur gezjvuogen gesehen habe, um 'grosserem 
Ungläclie und Blutvergiessen^ uiiter seinen getreuen Unterthanen Vor- 
nbeugen, \ind deshalb lege er Einspruch gegen jeda Neuerung der 
lOgenwirUgen K^^ierung zu Lissabon ein. * 
^ Nach der Ueberwältigung des Inneren Feindes wollte der Her- 
sag von Braganza (Kaiser Pedro) seine Unternehmungen f&r Portugal 
mit' dar Gonsolidlrung seiner VerCassung vom- Idb April 1826 
krönen» Er erliess im Namen der Königin ein Decret am 3. Juni 
1834 übei; die Wahl der Abgeordneten für die .nadisten Ck>rtes. , Auf 
Seelen sollte ein Abgeordneter gewählt werden: die Gesammt- 
lahl derselben wurde anf 141 festgestellt, daru^^ter 121 für die sechs . 

. * .*J Er fSäaU imk itr EiUsayung ,äen TU$l einet „Herzogt v,Sraganga,'' 

*V Er erhUU et» JahrgehaU wm 37d»000 Fru: flWßO^r. VrmtJ 
mi Ml» HÜ dfeifr ZeU UaJ^tn, am häufigsten in Rom; er vmrde noch 
dne M Uaig von im ^aümSidien SUuOim, namenUkh wn SarÜnU^, 4Ut 
siiiiaiiiiimo SSnitt nwlrfaiMit'' 
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Provinzen Porlug-il s fMiüho = 16, Douro=:27, Tras-os-MoDtes = 12» 
Beira = 28, Estremadura = 20, Alemtejo = 9 und Algarve = 9), 
8 für. die Azorischen Inseln, 4 für Madeira, 4 für die'äbrigen Afrika- 
nischen und gleichfalls 4 für die Asiatischen Besitzungen (Goa, Ma- 
cäo, Timur und Sulu). Die ersten Q>rtes wurden, am 18. Augtut 
4- J. noch durch den Herzog von Braganza im Namen seiner Tochter 
eröfihet' Nachdem die Anerkennung der neuen Portugiesischen Re- 
gierung Ton vielen Europaeischen Staaten glücklich erlangt wäre, be> 
leichnete er als die flauptgegenstande der JhatigkBit der Cortes: 
Gesetze zur Begelnng der Pressfreiheit, der VerantwortitddLdt der 
Minister nnd Staatsbeamten, der Unverletzbarkeit der Wobnungeo, 
der Ueberlassung des Eigenthams anm allgemeiiien Besten Expro- 
priation), der Organisation des olTentlicben Unterrichts und der fM- 
ren Studien, der frommen nnd mildtbätigen Anstalten,^ der BefMenmg 
des Handels, der Gew'erbe nnd besonders der landwirthschaft, end- 
lich der überseeischen Besitzungen* Der Herzog von Braganza •wurde 
von den Cortes (am 25sten von den Abgeordneten und am S6» Au- 
gust v^n den Pairs) als Regent, während der Uinderjährigkeil der 
Königin bestätigt; ihm wurde am 12. September von den Cortes dai 
Recht* eingeräumt, den Gemahl der Königin zn wählen. Aber sdiM 
sechs Tage später erklärte der Herzog von Braganza , dass seine e^ 
schlitterte .Gesundheit ihn verhinderte, die öffentliche Verwaltung d« 
Portugiesischen Reichs zu leiten, \\üiaiif beide Kammern der Cortei 
sofort aiti 18. September 1834 beschlossen, die Königin iMaria für 
vollj lirig zu erklären, damit sie unverzüglich die ^usübang der ihr 
zusiihciidcii Gewalt anfrale. Die Königin Maria stand im sechszehn- 
"tcn Lebensjahre, als sio am 20. September in der Versammlung der 
Cortes den vorgeschriebenen -^Eid auf die Verfassung leistete, uod 
bereits am 24. September starb der Herzog von Braganza. Nodi in 
• demselben Jahre vermählte sich die Königin am 1. December durch 
« ProcOration *) mit dem Herzoge August von Leuchtenberg, dem äUi- 
sten Sohne des vormaligen Vicekönigs von Italien, Eugen ßeauharnais, 
des Stieftofines von Napoleon: aber diese Lhe wurde nach wenigen 
Monaten durch den frühzeitigen Tod des Herzogs August (28. Man 
1Ö35) getrennt, ohne- einen Nachfolger dem Reiche gegeben, zu haben. 

Es folgte nun eine traurige Zeit für Portugal/ in welcher HoP- 
intriguen, Ehrgeiz einzelner Bathgeber der Königin, Militäraufstande 
von den entgegengesetztesten politischen Partheien hervorgerufen 
oder mindestens unterstützt, endlich Einmischung in die inneren Un- 
mhen des benachbarten Spaniscfaen Bdcfaes, das Land und das Yoik 
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von oeQ» I^'fl an Band des Verderbens herangenofea Di6Nr 
Zustand* woNe keinam$8^ doreh den Absdblute der. iweiten Ehe 
der KMiigui «it dem Prinien Ferdinlnd Yon Sadisen-Gobffrg (durch 
Procoraffon am 1. Janmo: i« Wien nnd peraoplicb am 9. April 1896 
wm lismbeA voHxogeo), dem üteiten Sohne des Henogs Ferdinand *) 
Ml Coiborg und der Fürstin Antoinette von Kobary, günstiger ge« 
aieHt Vielmehr lie« sich dieeer firioz, den seine Gemahlin bereita 
mm 3. Hai inm OberhefehlBhaber des Fortagiesischen Heeres ernannt 
liatte, bald als ein sehr thätiges Werkzeug in dieses Parthei-Getreibe 
Terwic|[eln und zog dadurch noch innerhalb des ersten Jahres seines 
Aufenthaltes ia Portugal einen fast allgemein verbreiteten Voikshass 
auf sich. Die Er.eignisse ia Spanien während dieses Sommers (vergl, 
oben S. 104) stachelten die Constitutionellen zu übertriebenen For- 
derungen auf, nachdem sie das Vertrauen auf die redhchen Absichten 
des üofes für die Verfassung vom Jahre 1826 verloren hatten. Bei 
den erneuerten Volksaufständen zu Lissabon und Porto (am 9. und 
13. September 1836) »wurde, wie in Spanien, die Rikkkchr zu der 
noch mehr die königliche Gewalt einengenden Verfassung vdh 1822 
verlangt Die Königin gab nach, ihr Gemahl musste den Oberbefehl 
des Heeres niederlegen und ein neues Ministerium wurde aus ent- 
aohiedenen Gegnern des Hofes gebildet Der Britische Schutz galt» 
weil hier das Interesse beider Länder in geioeinsamem Vortheil standt 
als das einzige Rettyngsmiltel für die Königin, um billigere Bedidgun- 
§aa nur Modification dieser Verfassimg und Aonäherung an die Pe- 
jMstische in erUngen» Dies war der^ Erfolg der Unterhandlungen 
mriscfaen der unter den ScfauU der Englischen Truppen nach Beiern 
fsflncfateten Kdnighi und der Nationatgarde» welche sich m Gunstoi 
der Veifaasung von 1^ erhoben hatte. N^h der Uebereinkunft 
fom 4. November 1930 sollten durch constituirende Gortes nothw^* 
dig erscheinende AlNüiderungen dieser Verftssung getroffen, und den« 
dieselbe als Reichsgrandgesetz für Portugal aufrecht erhalti« werden. 
Die Eröffnung dieser Gortes - Versammlung, welche nur aus einer 
Kammer gebildet war, fand am 26. Juni 1837 statt, nhiT ein neuer 
Bürgerki'icg zwischen den Anhängern der beiden Verfassungen (von 
182^ und 182Ü) unter häufig wechselndem Gliik verheerte das Land 
in dem darauf folgenden Jahre, in welchem jedoch die Geburt des 
Thronfolgers, des Infanten Pedro de Alcantara am 16. Septbr, 1837, 
eine günstigere Stimmung für die Parthei der Könisrin im Lande ver- 
anlass ic, weil sie durch die Sicherung der Xhrontölge auch eine be- 

*J Dieser Herzog Ferdinand ist ein Brudei"^ d^s.damals noch lebenden Uerzogs 
Eni^ WM Sachsen' Coburg- GoÜm und steht dem Lebensaflßr nach zwischen^ 
dMM «Nd dm ßingw» Bmä^r liopofd, Kä«^ von MOjfim. 
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gründetere Wiederhersteiiung der Buhe im Lande verhiess. Es 
eriangle dadurch gleichzeitig der Vater des Thronfolgers den Titel 
einea «Königs tod Portugal", ohne dadurch mit hestiMrten Recht«D 
an der executiyen Gewalt hetheiligt zu werdea 

Die Arbeiten der constituirenden Cortes, weiche zuletzt doch 
weniger auf eine Verschmelzung der beiden Verlkssungen als auf die 
WiederauGiahme der Charl» des Kaisers Pedro in. den wesentllcbs^ 
Pmiftten ausgegangen waren» indem sie dem Geiste der Verlhasnng 
von 1822 ganz entgegen gleich anfänglich sich über die IMIdnog 
zweier Kammern und das absolute Veto des Königs geeinigt haHen, 
wurden am 5MK Marz 1838 beend^ Am folgenden T^e* wurde 
diese neue Verfossung genehmigt ünd Ton den etetelnen llitgKedeni 
unterzeichnet, sie entiuUt 13^ Artikel» also sieben weniger gegen *dfe 
Verfassung von Pedro» welche Verringerung durch den AnsfMi des 
Gapitels von dem Staatsrathe entstanden Ist Ke Königin empfing 
die§ Grundgesetz »als einen neuen gesellschalUicfaen' Vertrag*, gendh 
migte dasselbe und' besdiwur es samt ihrem Gemahle am 4. April 
in der lifitte der constitfÜrenden Cortes, deren Auflösung darauf so- 
fort crfolgle. Am 6. Mai d. J. geschah die Beeidigunf^ der Behörden, 
der Vorstände der Gemeinden, sowie sämmtlicher Soldaten und Na- 
tionalgarden auf diese Veirassung in allen Europceischen Theilen des 
Portugiesischen Reichs. •*♦) Bei der vielfachen Uebereinstimniung 
der Artikel dieser Verfassung, die sich bia jetzt in gelten- 
der Kraft behauptet hat, mit der oben vollständig abgedruckten 
aus dem Jahre 1826, beschränke ich mich, wie bei der Spanischen 
Verfassung aus dem Jahre 1845, m dieser Sammlung nur die ab- 
"weii liL'iidcn Bestimmungen aulzunehmen, durch welche einzelne 
Artikel jener Verfassung gänzlich aufgehoheti sfnd. Dies ist haupt- 
sächlich zu bemerken in Bezog auf die Verwandlung der erblichen 
Pairskammer in eine Wahlkammer von Senatoren auf sechs Jahre^ 
auf die Vertauschung der indirecten Wahlen mit directen bei den 
Wahlen der Abgeordneten, auf das Wahlrecht einer neuen Dynastie 
durch die Cortes nach dem Aussterben der regierenden, au( das sehr 

*J Seit fUexrr Zeit hat sich die Naehkommensrhaff der h'ömgin noek 
ansehnlich vennehrt; es sind gegenwärtig fünf PHtudm und zwei Frinustin^ 
nea am Leben, * 

*V GleiehMeitig eHiist Mt Königin ein allgemeines Ämnestie-Decrel für 
a!U poUHteken VergeKen seU dm September 1836, um beiden Parmtitn 
d€r auf dem Roden der Verfassung sich bekämpfenden Faetionm MU vnreShuiL 
Der Cardinal - Patriarch von Lissabon und die höchsten Centrat' 
behörden mussten den Eid in die Hände der Königin ablegen: ni den Provin- 
zen warm die' oberstet\, geisiiichen Behörden mU der Alfnahme des Eidef 
beauftragt. ' - " • 
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iiachtheilige Verbot für die Abgeordneten» ein Verwaltungsamt wäh- 
rend ihrer parlamentarischen Thätigkeit aaaninehaien» eodiicb Quf deo 
Wc^Gdl der losUtutioa de$ StaitUratlu. ' , 

WW* Veränderte oder neue Artikel ans dei; 
Verfassnus vom 4. April 1S3S^) Im Verhält« 
. nlsse xur Carta de lel Tom 19. April tSM. 

Art. 15. Den Befugnissen der Cortes wird noch hinzugefügt: ,,nacb 
dem Aussterben der regierenden Dynastie das Hecht eine neue zu wählen." 

Art tJg Jede L^slataf wird drei Jahre (statt vier) dauern. * INa 
DKoer der eitndnen SeMionen wird nicht beslimnit 

Art, IQ. Statt eines für alle ^ahre bestimmten festen Termins der Br* 
50Qung der Tersammhing der Cortes ist dem Könige das weitere Recht er* 
öffnet: „Die Knmmorn einzuberufen, lu eröffnen, zu vertagen und aufxulösen. 
In dem letzteren Falle (der Auflösung) müssen spätestens nach Ablauf von 
30 Tagen neue Cortes oinberufon werden. 

Das dritte Capiiel im Titel IV. von der Pairskammer ist völlig um* 
l^eataltet, indem die le|MnsiangUdien and erbliebeii Mrs in wlfalbare Sena- 
toren fibeigehen. * 

Art. 39. Die Kammer, der Senatoren besteht aus wählbaren Mitgliedern, 
die von denselben Wählerschaften gewählt, wie die Mitglieder der Kammer 
der Abgeordneten. Jeder Bc7irli', der vier Abgeordnete zu wählen hat, wählt 
iwei Senatoren. Die näheren Anordnungen werden durch das Wahlgesell 
bestimmL» 

Art. 40. Nur der Kronprinz oder Thronfolger ist nach seinem Seclile 
Mdanendes lfflgliea,de8 Senats, nnnmt mit dem rarttckgelegten achtielmiiB 
JUure sciani Sita im Senate ein, hat idier erst nach seinem rarOekgalcfllmi 
fltof «od Kwanagsten Lebenijahra das ftacktt mitsnstunmen. . 

Art. 41. Die Senatoren müssen (ausser dem im Art 40. bezeichneten 
Falle) fünf und vierzig Jahre alt sein und entweder aus Grundbesilzungen ein 
jährliches Einkommen von 2000 Milreis (3300 Thlr. Preuss.), oder, w^nn sie 
ein Geschäft betreiben, ein jährliches Einkommen von 4000 Milreis (6600 Tür. 
FrensB.) besitien. Hohe Aemt« in der Militir* und Ginlverwaltung geben 
fjNcUüls dm BechttJtt der SieUe «incB Senators 

Art 42. Die Senatoren werden auf den Zei^aum von seblis Jahren 
erwählt: findet in dieser Zeit eine AuQösung der Kammern statt, so scheidet 
die Hälfte der Spn Vr)rei> ans» aber jeder der ausgetretenen Senalor<{n km 
wieder gewählt werden. • • . 

Art. 43. Der Senat ist ausschliesslich hefogt, über die Verbrechen dc$ 
Hocbvcrraihs das ürlheil zu sprechen. • * * 

Art. 44. Die Mitglieder des Senats beliehen als solche keine Taggelder. 

Für die Wahlen der Abgeardnalcn sind folgende Verinderiingcu ge- 
troffen: 

■ *J Abgedruckt im Lissaboner Diario do Governo Apr. 1838; in 
Franzötiieher Ueberselzung im flioniteur, Apr. 1Ö38; im Ausiug in der 
Preussischen StaaUzeiiuna und in der allgemtintik fAugsburgerJ Zeiim^t 
' ipr. 1838. 



Digrtized by Google 



m 

Afttt» M* Mitglieder <kr KMNoer de» iUi yoi JMi m kwImi liwh 

direkte WaU«i* «nf den Zeftnimi von drei lehren fewehit lede Gnl- 

Schaft wird in Bezirke* getheiltt von welchen jeder nach dem Verhältnisse dcf 
BevöileniD^ drei bis sechs Ttfitglieder wäldt Die näheren Anord n op p n W 

den durch das Wahlgesetz besümmt.* 

Art. 64. Die Befähigung mm "Wähler erfordert ein jährliches Einkom- 
men TOQ 80 ülilreis (i32Thlr. Preuss.]^ die Quelle desselben mag sein« irekhe 

AttgesebkBsenvoitdteWaUredito^ 
ainen dienenden Peiionen. 

Art, 6G. Die Bpfähijj:un^ zum Abgoordneten p^ewähll m weidCD afti^ 
dttRi ein jährliches Einkommen von 400 Mürels (öüO Thlr. Preus8.> 

Art. 67. Jeder Abgeordnete erhält täglich 3 Mürels (beinah^ & TUft 
Prcuss.*) an Diäten. • 

Art 08b Kein Abgeordneter derf ein öffentlicface Amt innehnwn. 

In dem Titd V. ven der vollziehenden Gewalt sind drei wesentUdie 
Ter^derungen zu bemerken Zu den Befugnissen des Königs als Oberbaopt 
der vollziehcndrn Gcwnlt trilt im 2len Cnpii. Art 7i. noch das Recht binni, 
in den Adelstand zu erbeben, doch darf mit einer solchen Erhebung kein 
legislatives Privilegium verbunden werden. Dagegen muss wiederum die Be» 
scbränkung hinzugefügt werden, dass weder der König noch die k()n)glichea 
l^iinM den Oberj>efe^ der beweflheten Macht Obemehmen dHrfeiv**) — 
Das 7teC8pL,«elditeYomStnt8rilheinderVec£ vimi J,18aSinAit.1U^ 
]0t himdilt»» «t gans ipiigcfalleD. 



Das in dieser Verfassung verheissene Wahlgesetz wurde nach 
wenigen Tagen von der Königin genehmigt; es .wurde bekannt 
macht im Diario do , Goyerno nm 25. April 1838. Nach demsefbe« 
war das Verhältniss der Bevölkerung für die Abgeordneten im All- 
gemeinen auf einen Tür ungefähr 20,000 Seelen oder 6— 7 000 Feuer- 
stellen oder Familien gestellt, für die Aiisser-Europaeischen BesitzuDgea 
eifi geringeres nach den eiiienthümlichen Local - Beziehungen. Die 
Gösammtzahl der Abgeordneten wurde auf 142 festgestellt. 
Davon sollen in Portup^nl imfl Alfrnrvo in 24 Wahlbezirken 116 Ab- 
geordnete gewählt werden, z. Ii. in dem Wahlbezirke Lissabon, da- 
mals mit 81,330 Feuerstellen oder Familien (die Stadt seihst mit 
54,42Q Feuerstellen) 12 Abgeordnete» in dem Wahlbezirk Porto mit 
52,623 Feoerstellei) oder Familito 8 Abgeordnete. Von den Ausser- 
£urd))6ßischen Besitzungen wählen die Inseln Madeira (1 WahibeiRt) 
ond die Azoren (4 Wahlbezirke) 12 Abgeordnete, die übrigen Golo-' 
ifteil Iii Afrika und Asien (in 7 Wahlbeiirken) H Abgeordnete. Dje 



•) Genauer 4 Thlr. 28'/i Sgr, 

**) ])ü$ war als eine Erfahr^nff au* dm letiUn Bürgerkriege» fttiidufit 

MnOkimM Jüfiul ^ Ai^ JMtmond» Mvi^s (fnSakl Mvrci; tti f» 



CteMni^irtiiU der 'Iß^ißoixT Aoi Scmfs y/fwt^ ilww Iftttemo^i* 
mSMg genau anf die Hüfte mit 71 nofmH jedoi^ Mietten die f 4 
Bedrka Pflirtagab 59* abo einen über Hillle wegen der Qir 
denUrenfolger Torbehaitenen farldaneradan Stdie Im Smte; dage^ 
gen worden flir die Inseln lladdra und die Aioren nur 5 Senatoren 
taUinnit, also einer imter der HiMte der lAr die Inseln in wlldeB* 
den Abgeontoeten; den Ql^rigen Goloiiien In A^frilai jind Asien wurde 
In 7 Senaturen die folte Hüfte der Zahl Ihrer Abgeordneten ein- 
gorännit. 

Diese Verfassung hat sich bis jetzt erhalten, wenn auch ver* 
einzeke Angriffe im Laufe der nun folgenden zwölf Jahre auf die- 
selbe erfolgt sind, die eine bald grÖ!)sere bald geringere Unter- 
«Cutzung in einzelnen Regimentern und den sich selbst bekämpfenden 
Partheien des Hofes fanden, jedoch nicht weiter, als bis zur Suspen- 
sion der Artikel über Pressfreiheit und über Sicherstell uns^ der per- 
sönlichen Freiheit auf einige Monnte führten.*) Unverkennbar aber 
bleibt es, dass das Portugiesische Volk im Allgemeinen eine grosse 
jGleichgiiitigkeit gegen seine VerfassunGj zeigt, dies durch seine geringe 
Theiinabme bei den Wahlen bekundet und dadurch eben so wohl 
jme AAgnfle begünstigt, als auch überhaupt die Consolidirung der 
consliiationellen Wirksamlceil nottiwendig verringert IHe erste Vor» 
fammtong der beiden Kammern der Cortes nach dieser neaen Vcr- 
ftaanng wurde am 9. Deeember 1838 eröffnet; die Lösung von dem 
gebietenden Einflüsse des Britisdien Gabinets beschäftigte sie «m 
meiirten, wie sich dies namentildi in der Angelegenheit des Sdarntt- 
taandds südlich vom Aeqnalor bewahrte» ohne bis loA angestr^tn 
8ele dnrehdringen in können. Die iweite Session dieaer dortesi 
welche am 2. Januar 1840 Ifaren Alifitng nahm» endete am Fdtf* 
ntttlfarer Auilösongi da die Kammer dei^ Ablgeordneten unter dm 
widerwärtigsten kleinlichen Streitigkeiten hi secha und vierzig 
Sitzungen nur mit der Discnssion der ersten Hälfte der Aijresae 
zur Beantwortung der Thronrede fertig geworden war. Die fioigBiBh 
dea Cortes hielten ihre regelmässigen Sitzungen in dem verfaflamfa 
massig bestimmten Zeiträume von drei Jahren (1841—43), tedem alle 
drei Sitzungen am 2. Januar dieser Jahre eröffnet wurden, entweder 
durch die Königin selbst oder durch eine damit beauftragte Commis- 
slon aus dem Ministerium, und bei der letzten ErÖffiiung am 2. Jan. 
1843 die Königin die vollständige Herstellung des diplomatischen 
Verkehrs mit allen Europaeischen Staaten anzeigen konnte, also mi^ 
telbar' m^der allseitigen An^kennung ihrer fiecbte aucjbi eine Gi^Qe 

o 



Digitized by Google 



m 

far die YerfassuDg gegen deren Haiiptfeind» den Infanten Jtfjgi^l und 
seinen Aulmng, eHnngt hatte. 

Seit dieser Zeit sifld abermals zwei dreijährige Sitzungsperioden 
der Portugiesischen Cortos abgelaufen, indem nur mit Ausnahme des 
Januar KS47 wegen des zu weit verbreiteten Aufstandes, immer ara 
2. Jnnuar der Anfang der jährlichen Sessionen stattgefunden hat; 
die erste fiir 1844—46, die zweite dagegen für 1848 — 50, weil für 
diese die Abgeordneten erst im Februar 184d gewählt sind. 

Keine die Verfassung ändernden Beschlüsse aind aua den Be- 
rathungen und Beschlüssen der Cortes hervorgegaBgeii aber 
einige Decreto sind -von Seiten der PortugiesiacfaeA Regierung in 
Folge von nusgebrocfaeaan Aufständen *) (fast Immer in den nördli- 
dten Provinzen) erlassen, von deften unzweifelhad behauptet werdan 
maUf dm aie entweder nicht ohne die Cortes erlassen werden koi»> 
teo, oder wenn sie i^ar Zeit der sieht versammelten Cortes nothge- 
dnmgeii verlangt wurden, spater denselben zur Prüfung un4 Geneh- 
laigiiiig vorgelegt werden, raassten. Dahin gehört das Deoret vom 
% August 1844 über die Absetibarfceit der Beamlen und die Ver- 
aet^barkeit der aupi Ricbterstonde gehörenden Personen; das Decrrf 
vom 31. Mai 1846, welohes'die durch «das Blimstaiuai Costa Gabnl 
im Jahre 1841 aufgelöste Nationahniliz oder Ij^onal^sarde wieder 
henteJlte, aber durch ein neues Decret vom 7. October desselben 
Jsibres widerrufen wurde, gleicltceittg mit der Suspension der ean- 
«titdUttnellen Borgsefaaflen, der personlichen Freiheit auf die Dauer 
des Au&tandes; noch erweitert durch das Deciet vom 27. October 
idess. J. YormUen aber fst als das wichtigste daa Wahlreglement 
vom* 28; Juli 1846 für die Wahlen der Abgeordneten anzoführea, 
obwohl dieses Im Interesse einer grösseren Wahlberechtigung, uüd 
lam bei der damaligen aiigemeiaen MisssUnunung im Lan^e j9dea 

Iii \ 

V Btrgtßh/iiitksU war der im Mai 1846 «nlifandme, tp«leh<r ubtr ^ 

Jahr dauerte; er hraek in Coimbra aus, dehnte sieh ufter das ganze nörd- 
liche Portugal und dann auch Iis nach der Hauptstadt aus. König Miguel 
vmrde in verscfnedenen Provinzen proclamirt, und dieser Hess auch unter dem 
24. Juni 1640, ganz cntgeoengcsetzt gegen die Erklärung von Evoramonte aus 
4em Jahre 1634 (vergl. oben S. IQQJ, einen neuen Protest in Portugal verbrei' 
ten, dau er ttiemaU un^viUer keinen Umiianden eeinen Sot^veränetäUrii^i^itm 
auf Poriuifal. enteagen Heerde» Sei dieeemAufetandi wurde auch xw rae^eren 
Beseitigung der Miguelistischen Umtriebe das ganze nördliche Portugal in 
xwei Yerwaliungshezirke (den des Duera und dm des Mondego) getheilt, deren 
Militär-Gouverneure zugleich die obere CivilverwaUung in allen dringenden 
Angelegenheiten erhielten. Der Affstand selbst konnte erst durch kräftigeren 
Zutrüt der britischen und Spanischen Hülfstruppen von der See- und Land- 
itiie der OeUr^Hnkmifi SU London volkUMf9.m$ir^ 
drficU werden. ♦ • . , - • ■ - i . • ^ i • - , /.* * 
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Schein von dem Ministerium zu entfernen, sich die Wahlen sichern 
zu wollen, gegen die Verfassungen von 1826 und 1836 mehrere Be- 
günstigungen des Volks gewährt. Nach demselben ist jeder Portu- 
giese, de! dos fünf und zwanzigste Jahr zurückgelegt, nidit Bankerott 
gemacht hat oder wegen eines Verbrechens angeklagt ist, ohne noch 
völlig freigesprochen zu sein, in den Wahlbezirken zur Theilnahme 
an den Wahlen berechtigt» wenn er eine der niedrigsten Quoten des 
Censns nach den im Reglemente näher angegebenen Verhältnissen 
der £uropaeischen Provinzen und der Ansser-Europaeiscben Besitzun- 
gen bezahlt (statt des iriäier festgesetzten jährlichen Ehikommens). 
Ansserdem sümI aber Wabler auch obiie die Entrkiitung des Gensns 
aUe von der Landes -Universität zi^^etor^ inend einer Faen]tiit^ 
promovirte Personen, sowie dfejenillif, vveffi» ijptaierenibäiriai-* 
stalten in Lissaben ted Porto besneht uiärJo^dinwAßi» ihw pw- 
8QS vollendet haben. Die Vertheilung «dir Abgeordneten auf die 
Seelenzabi ist nicht verändert, sondern nur auf die mittlere Dnrch- 
schnittszahl gesetzt, nämlich I Abgeordiieter auf 6500 Familien od^ 
Feuerstellen. Die Zahl der Wahlbezirke ist von 24 auf 25 für Por- 
tugal erhöht, weil Madeira jetzt zu Portui?al gerechnet wird; für jje 
Azoren sind 4 und für die übrigen Colonieen sind 7 Wahlbezirke 
erhalten, so wie auch alle andere hier nicht berührte Bestimmungen 
in der Verfassung für die Abgeordneten- Wahlen unangetastet geblie- 
ben sind. • 

Die politischen Umwälzungen des Jahres 1848 haben in der 
That auf das von dem grossen Schauplätze der Bewegungen entfern- 
ter liegende Portugal keine nennenswerthe Einwirkung ausgeübt, und 
die Königin Maria war durch die vor Augen liegenden Folgen wohl 
berechtigt, in ihrer Rede an die Cortes, mit welcher sie am 15. Au- 
gust 1848 die Sitzungen derselben schloss, auszusprechen: „inmitten 
der Ereignisse, welche Europa umgestürzt, sei in Portugal die Ruhe 
nirgends gestört worden." 
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• Das KOnigreieh der Medcrlaode and das 
Grossherzogtliiiiii Luxembw^ 



flaellen tmd Hfilfiimlttel. Grondwet (Verfassung') voor het 
Koningrijk der Nedorlanden van het jaar 1815, Haag 1815. — Grondwet 
voor het Koningrijk der Nederlanden van het jaar 1840, Haag lt>40. — Grond- 
wet voor het Koningrijk der Nederlanden van het jaar 1840, mct aanduiding 
van de OTcreeDsleiiiiiieiide bcpaliiigeii in de Gmndwetten van en iWXk 
eo van het Ontwerp der Sttits-Comiiiisdclvaii 17« Haart 1848, Deventer Ifitt» 
8vo. — Dufau, Duvcrgier et Guadet» CoDection des conslitutions u. s.ir. 
vol. in. — Pölitz, Eiirop.T^ische Verfassungen, Bd. H., S 118—29. — Frh. fon 
Kcvcrberg vonVKönigreich der Niederlande, aus dem Franzosischen übcrsetat, 
Stuttgart 1836, 8vu. — La coQstiiuUon du Grand-Ducb^ de Luxembourg, 
Lu&embourg, 1848, 4to. — 



Die VerfassnogBurkuiideii des Königreichs der Niederlande ste- 
llen mit dem früheren politischen Leben der zu dieseai Staate gehö- 
renden Länder in gar keiner inneren Verbindung, ao dass ich weder 
auf die Zeiten derjyormah'gen Republik der Terehifgten Niederlande^ 
noch auf die des französirten Königreiehs HoUand oder der Franxö- 
siacfaen Herradiaft eingehen kann* Die AnkniipAingspankte an die 
Grundgesetze jener alten RepubKk sind fihr^die Zustünde des neueren 
Grundgesetzes nur gezwungen herbeizuziehen, denn es ist elt^ die 
Verfassung vom 24. August 1815 auf keiner historächen Grundlage 
erbaut Die im Zeitalter der Rwzosischen Bevolutibn diesen ian- 
dern auf kurze Zeit dargebotenen Verfiissungsurkunden sind haltuogi- 
lose Nachahmungen der jedesmaligen fVattzÖsisdien Goostitotkuwa^ 
sie zeigen sich hier eben so als vorubeigehende Erscfaemungen ohna 
aacfahaltige Fü]gen, wie im Mutteilande. Es dairf daher weder der 
Organisatioa der Bataiisciiea Bqniblik» noch ffanr drd Verlusntigs- 
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urkonden vom 23. April 1798» ma 16. October 1801 und vom 
15. Marz 1805 nähere Erwähnong geschehen, von dm&k die letste 
schon ein Zwitterdiog von monarehischer Gewalt in der dgenthüm- 
licfaeo Wiederbelebung und retcfaKcheli Ausstattung des Rathspensionars 
mH mmiarchiscbeii Bechten aufiitellte. Die Terfiissung des Königreichs 
' floUand vom 7« Aug. 1806 war durch Fransösische Federn zu Mains nie- 
dergeschrieben. König Ludwig Napoleon, seit dem 24. Mai 1806 ein so- 
genannter Monarch dieses Landes» wurde zur Resignation genöfhigt^ als 
er ernst daran dachte, daas es ein verscfaiedaiartiges Interesse für sei- 
nen Staat und das französische Kaiserthum geben könnte, und dass er 
als König jenem nicht entgegen handeln dürfte. Aber die Entsagung 
Ludwigs zu Gunsten seiner Söhne am 1. Juli 1810 genehmigte der 
Kaiser nicht, er hob vielmehr auch förmlich die doch schon seit 
fünfzehn Jahren (Januar 1795) an Frankreich verlorene politische 
Selbständigkeit auf, und verleibte alle Niederlande dem grossen Fran- 
lösischen Kaiserthum als einfache Departements ein (9. Juli 1810). 

hk diesem Zustande befanden sich die Niederlande, als der Be> 
IMingsfcrieg nach der Schlacht bei Leipxig ein Preusslsches Armee» 
Gcirps rar Losung der hart driickendeii ünteijochung nach diesen 
KnteDländani d^ Nordsee führte^ dem» das immer mehr absterhende 
Ldben aller Ihrer HandMorafle jetst eineo starken am allgemei* 
ner Erhebung xad sa einem krifligeii Aufschwung für ihre kunfl%e 
&nigung gewährte. Der Preossische Feldherr GÄeral von B&low 
boBUtite dieselbe, er leitete den Au6cfawang nicht mir sor rasehen 
Vertreibung der Franzosen aus diesem Lande, sondern auch zur 
übereinstimmenden Erhebung des Prinzen Wilhelm Friedrich von 
Nassau - Oranten, des Sohnes des letzten Erbstatlhalters Wilhelm V., 
der im Januar 1795 den Niederländischen lioden verlassen hatte, .über 
nicht als Erbfürst des Landes; denn dies war eben eine Republik, und er 
war nur für sich und seine männlichen Nachkommen mit dem erblichen 
Oberbefehl der Land- und Seemacht und einigen höheren Verwaltungs- 
rechten einer Statlhallerschaft in einigen Provinzen ausgestattet. Sein 
Sohn Wilhelm Friedricli wurde jetzt zum souveränen Fürs ten der 
vereinigten Niederlande ausgerufen, am 6. Decbr. 1813; er konnte in sei- 
ner Stellung zu der Preussischen, Russischen und Hrilisclien Regierung 
das Anerbieten sicher annehmen, und seine Aufgabe niusste nur da- 
Imi gerichtet sein, die günstige Zeit des Augenblicks zur Sicberstel- 
long der Verhältnisse des neuen monarchischen Staates für seine 
Qjnastie zu benutzen. In seinem Interesse, aber auch in der redli- 
chen Absieht die Gunst der seinem Hause jetzt entgegejikommenden 
Niederländer durch gesicherte f^eiheiten sich zu erhalten, liess er 
euoeD VerfigmDgseQtwmf ausarbeiten, und Iqj^ diesen, aus 9 Gapl- 
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teh und 146 Artikeln (von der SonverinitSt des FiMpn* w den 
Generat-SUaten» von den Staaten (Standen) dereinxelnen Ptovinien, von 
den 5 Efouptzweigen der Verwaltung» Ton den kAnft^en Terindenln* 
gen in der Yerfassong) gebiklett der nach dem Haag lusammenbe» 
rafienen Vefsamnilung der Kotabeln vo^. Diese nahm mit überwie- 
gender Majorität, Indem von 600 anwesenden BiitgRedem nur 25 auf 
einige nicht einmal sehr wesentliche Aenderungen antrugen, diesen 
£ntwurf am 28. Marz 18t4 an; aber die rasche Entwickdong in 
dem Yemk^tnngskriege des Eransöslschai Kaiserthnms verhinderte 
die vollständige Verwirklichung dieser Yerfessung. 

Durch den Friedenssclilnss zu Paris am 30. Mai 1814 '*) wurde 
im Artikel VI. festgesetzt, dass Holland unter die Souveränität des 
Hauses Oriiiiieu gestellt, eine Vergrösserung des Landerbe- 
standes erhalten sollte, dass aber in keinem Falle der Titel und die 
Ausübung der Souveränität eiiiciu turslen zugehören durfte, der eine 
fremde Krone besässe oder zu deren dereinstigem Besitze berufen 
wäre. Durch die Art. II. und III. dessell)en Friedensvertrages war 
die Gränze vom 1. Januar 1792 als die ferner bestehende für das 
wiederhergestellte Königreich FrankrfM* ii n klart , und demnach stan- 
den die von Frankreich abgetretenen Üelgischen Provinzen den sieg- 
reichen verbündeten Mächten zur Verfügung. ' Der friihere Besitzer, 
das Haus Habsburg-Lolhrin^en, war in den Venetianischen Besitzun- 
gen, Dalmatien, Ragusa, Salzburg und Berchtesgaden für seine Be- 
sitzungen jenseits des Hheines entschädigt, die Ansprüche anderer 
Machte auf die trefflich gelegenen Belgischen Lande oder eine Ver- 
taHschung mit dem Königreiche Sachsen wurden durch die RivalHit 
in der Politik der Europasischen Grossmacfate abgewehrt. Man kam 
daher bereits im Juni 1814 in den Conferenzen zwischen den Mim* 
Stern der Grossmächte dahin überein, „dass die Belgischen Provinzen 
mit den Niederlanden vereinigt werden sollten". Der Britische Gesandte 
im Haag, Graf Glancarty erhielt die Vollmacht, im Namen der ver- 
bimdeten Mächte die weiteren Verhandlungen über die Toriäo%e 
Annahme mit dem souveränen Fürsten der Niederlande zu führen, 
woraus die Acte vom 21. Juli 1814 hervorging. ***) Diese setste m 
8 Artikeln fest, dass die Vereinigung der Niederiande mit Belgien 
dergestalt hmlg und vollständig geschehen -soil^ dass sie fortan einen 
einsigen Staat bilden, regiert nach der schon hi Holland ebgeführisn 

V Totttländig abgedruOst bH PöUtM, Eitnp. Virf, M S, 
**J*Ab9e4nM t« der JF^rmaStUdun Spntehi det Origintdi M Mür^ , 

tent im Supplement au recueil des iraiUs, vol. II, pg. 6. 

'*'J Abgedruckt in der Sprache dei Originals bei Martens imSifffk' 

meni a. a. 0. Jl., pg, 30-40. * 
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VerflissQng mm 28. Wkz 1814, welche jedoch in gemehiBehsftficher 
UeherdbstimfiBung nach den neuen Umstanden modlfidrt werden 
sollte Es wird femer in dieser Acte jedem Gultos ein gleicher 
Schdtx und den Anhängern der verschiedenen Glaubensbelcenntnisse 
ohne Bucksicht auf dieselben Zulassung zu den ÖfTentlichQn Aemtern 
zugesichert; in gleicher Weise eine angemessene Repräsentation der 
Belgischen Provinzen in den General-Staaten eingeräumt und zwar so, 
dass abwechselnd die gewohnlichen Versammlungen bald in einer 
HollaniJis ( hen, bald in einer Belgischen Stadt gehalten werden sollen. 
Alle Hanüelsvortheile mit Einschluss der Coloiiien sollen gleichraässig 
von den Niederländern und üeljiiern genossen werden, die Verzinsung 
der HoIInndischen und Belp;isrhpn ScIuiMen dem allgemeinen Schatz 
der vereidigten Niederlande zufallen und ebenso alle Kosten, "^vefche 
zum i^enicinschaftlichen Besten für die Festungen und die Sicherheit 
des Staates zu tragen sind» dagegen der Bau und die Erhaltung der 
Dämme auf Kosten der zunächst dabei betheiligten Bezirke gescheHen, 
jedoch ohne Ausschluss der allgemeinen Hülfe bei ausserordentlichen 
Unglücksfällen, wie diese auch bisher in Holland üblich geleistet wäre* 
Die vorläufige Vereinigung Belgiens mit den IfMerlanden 
.wurde durch den Vertrag vom 31. Hai 1815*) zwischeii den vier 
GrasBUiächton (Preossen, Busslandj, Grossbritannien und Oestemidi> 
und den Niederlanden in eine definitive umgestaltet, hiden der 
vereiiiigte Staat als ein Königreich der Niederlande anerkannt 
wird, und zwar in der Erbfbige Wilhdm's von Nassau -Graden, dea 
souveränen Fürsten der Niederlande, der die Königsreihe wieder ab 
Wilhelm I. beghint, und schon seit dem 16. März 1815 den könig* 
liehen Titel angenommen hatte. Es wird demselben ausserdem das 
Grossherzogthum Loiemburg als eine Entschädigung für die Deut- 
schen Fürstenthümer Nassau-Dillen bürg, Siegen, Hadamar und Dietz, 
die auf Preussen übergehen, unter der Bedingung gegeben, dass 
Luxemburg zu den Staaten des Deutschen Bundes gehören, und für 
dieses die Erbfolgeordnung nach dem Nassauischen Erbverein von 
17b3**) zu Gunsten des Herzogs von Nassau aufrecht erhalten wer- 
den soll. Die ( bipfe Acte vom 21. Juli 1814 bildet für die Verhält- 
nisse der vereinigten Länder unter einander und zum Bogenten die 



*J Jhr Vertrag iH äbffedfwkt hei Martent Supplement a, il 0^ 
voLIl S. .^27 32. • 

**J Er befindet sich in Martens Recueil d. t. in der 2. Ausgabe, vol III, 
pg. 645. Nach demselben hat die männliche Linie der Herzoge von Nassau 
vor der weibliehen in der Ererbung dieser Länder den Vorzug, währeild 
ß,r die übrigen Xiederländischcn Besitzungen der Linie der Hersoge von 
Ikutau aie solchen gar kein Erbrecht zusteht. 
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GruoJItge, und die acht Artikel derselben behalten eben so gültige 
Kraft, als wenn sie buchstäblich in diesen Vertrag mit aufgenommen 
wären. Der Vertrag selbst ist ausserdem als ein wesentlich noth- 
wendiges Annexum der Final -Acte des Wiener Congresses vom 
9. Juni 1815 unter 'Beilage X. angeschlossen, das heisst, es ist ihm 
diesi Ihe Geltung beigelegt, als wenn er vollständig in diese Acte des 
Wiener Coni^i esscs mit aufgenommen wäre, und hat derogemäss die 
volie Aneri^euDuug aller diese Acte abflchllessenden Alächte Europas 
erlangt. 

Die Wiener Acte ♦) selbst enthält 9 Artikel, nämlich No. 65 bis 
73 iocLt über die Bestimmungen für das Königreich der Nieder- 
1/inde und das Grossherzogthum Luxemburg, welche aber ausser 
der genauem Angabe der Gränzen g^en Frankreich, Preussen» und 
Bannover nidits weiter als die abermalige Wiederholung der Aner- 
Jtennang aller oben angeführten wesentlichen Punkte aus der Acte 
vom 21. Juli 1814 und dem Vertrage Tom 3h Mai 1815 gewahren. 

Das neue Königreich war dunli den Wiederau^jbruch des Kam- 
pfes der verbündeten Machte mit Naf)o!cun am stärksten gefährdet, 
denn innerhalb seiner Gränzen saninu Uen sich die Streitkräfte von 
allen Seiten. Aber diesmal gab es nur eine entscheidende Schlacht, 
wenn sie auch drei läge dauerte: die Niederlage der Franzosen bei 
Belle Alliance am 18. Juni besiegelte erst kräftig die Beschlüsse des 
Wiener Congresses. König Wilhelm I. hatte unterdessen den General- 
Staaten (55 Mitglieder), verdoppelt durcii Mitglieder aus Provinzial- 
Ständen, zur Hälfte aus Niederländern, zur Hälfte aus Belgiern zu- 
sammengesetzt, den Verfassungsentwurf vom 58. März 1814 vorgelegt, 
um ihn nach (Jen durch die Verträge vertirnJerten Verhältnissen für 
den gesammten Staat umzuarbeiten. Die Aufgabe war in wenigen 
Tagen gelöst, für die nördliche Provinzen günstig, da diese mit dem 
früheren Entwürfe sich völlig einverstanden gefühlt hatten und die 
Verfassung ihren Anforderungen för entsprechend erachteten; sie 
wurde demgemäsa eben so rasch von dem Könige genelunigt, als von 
den Holländischen Abgeordneten einstimmig angenommen. Anders 
verliielt es sich bei den Belgiern: die grosse Schuldenlast der Hollän- 
der, die nicht völlig klaren Verhältnisse der Niederländischen Marine 
und Golom'en, die kostspieligen Detefabaaten, und mehr als alles an- 
dere der starre Geist des Katholischen Klerus» der den Gedanken an 
eine vöIUge Gleichstellung des Cultus seiner Kirdie mit dem Protei- 



• V ^» d^r Französischen Sprache des Oriymals bei KlübeVt tQuellen- 
SamnUung tum Öffentlichen Recht des Deutschen Bund^, S, 12—93 und Mit* 
Unt Supplement o. o, 0* «ol, //^ pg. 319-431. 
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tttitiselMD» Imd an dl^ gleiche Berechtiipiiig der EvangeKsdieii m den 
olltotlidieD Aemfern Belgien nicht ertragen konnte^ erregten eine 
grom UiMhnniung gegen das neue Terfossungsweii» das Omen 
nur nie dn ansündiscbes und anfgedrungenes erschien. Es würde 
eineTersammlong der Notahehi nach Brüssel auf den 8. August 1815 
berufen, es sollten 1603 Mitglieder erscheinen* Von diesen icamen 
280 gar nicht zur Versammlung, und 796 erklärten sich gegen die 
Annahme der Verfassung, während nur 5*27 für dieselbe stimmten. 
Unter den ersten, den 79t) Verwerfenden, hatten inzwischen 126 ihre 
Stimmen mit der Clausel abg( geben, dass sie den Verfassungsentwurf 
ohne die darin vorkommenden Artikel über die Gleichstellung des 
Cultus, welche sie mit ihrem Gewissen nicht vereinige könnten, 
keineswegs gemissbilh'gt haben würden. Und welcher Geist durch 
den Klerus in Belgien schon wieder damals, als kaum die Befreiung 
des Landes durch die Waffen der Verbündeten errungen war, ange- 
facht wurde, ersieht sich ans der Adresse desselben, weiche der 
Bischof von Gent, Fürst Moritz Broglio, gleich nach Eröffnung der 
Notabein -Versammlung dem Könige überreichte; es heisst in dersel- 
ben, „es werde das Ganze in Verwirrung untergehen, wenn diie vor* 
geschlagene Begünstigung jedes Glaubensbekenntnisses statt haben 
sollte". Aber König Wilhelm I. liess sich dadurch nicht irre macheni 
im Besits der zwingenden Macht, da die Heere der Verbündeten nur 
in geringer Entfernung um die Französische Hauptstadt conoentrirt 
'standen, und gestutzt durch den Wortlaut der Vertrage mit den vier 
Grössmaditen und deren Anerkennung In der Wiener Gongressacte, 
madite er die Verfassung als ein von den gesetz Udien Vertretern des 
YuXks genehmigte und von ilmi sanclionirte am 24. August 1815*; 
bekannt, und dass sie von nun an als das für Reclit bestehende 
Grundgorotz des Eönigreidis der Niederlande geachtet werden sollte^ 
indem er ehie nahe Zusammenberafung der beiden Kammern nadi 
Brüssel verkündigte. Der königliche Erlass, welcher diese Bekannt- 
macliung begleitete, erklärte: „dass seine Absiebten in den sijdhcheÄ 
Provinzen verkannt oder unrichtig ausgclcgl wären. Die angegriffe- 
nen Artikel über den Gottesdienst und die Gleichstellung seiner Be- 
kenner stimmten mit der sehr lange bestehenden Gesetzgebung ande- 
rer Staaten überein, sie seien auf Vertrage mit den Europa^ischen 
Mächten begründet und nach den Grundsätzen festgestellt, welche 
jene Souveräne in das Europaeische Staaten-System eingefulirt hätten; 
sie könnten aus dem Niederländischen Grundgesetze durchaus nicht 
wegfallen, ohne den Bestand der Monarchie in die ^ Wagschaaie zu 

V ^ GeburUfest dei Königt gewähU, der an diesem Tage das 

drti wnd vUrMigeie JUbeiu^akr hetlMe. 
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legen und die Garantie des Reichs zu Termindern. Die General- 
Staaten der nürdlichen Provinzen hätten ihre Beistitnmung zu dieser 
Constitution zu erkennen gegeben, eine Beistimniunsr, die um so 
merkwürdiger sei, da sie in. einer zahlreichen Versammlung ein- 
müthig gefasst wurden, aiso für die deutlich ausgedrückte Meinung 
aller Bewohner der nördh'chen Provinzen gehalten werden müsse. 
Da nun auch 527 \ot;ibeIn aus den südlichen Provinzen für dns 
Grundgesetz gestimmt liiitten, könne gar kein Zweifel über die 
Gesinnungen und Wünsche der grossen Mehrheit der 
Nation obwalten.** Auf so künstliche Weise wurde gleiih beim 
Anfange der Vereinigung beider Reiche die Mehrheit heraus^erechnet, 
und es konnte daher ungeachtet aller Anpreisung des glijcklichen 
Ereignisses* doss nun endlich nach zweihundert und fünfzig Jahren 
die getrennten und zu ihrer gegenseitigen materiellen Ergänzung 
sich so bedürfenden nördlichen und südlichen Niederlande wieder zu 
einem gemeioschalUicben Staate zusammen gekommen wären, doch 
nicht lange verborgen bleibem, dass schwer zu überwältigende Hin- 
dernisse einem fest dauernden inneren Verbände entgegen treten 
würden, deren glückliche Besiegung nur von dem günstigsten Zu- 
'sammenwirken der Regierung und der beiderseitigen Volksvertreter 
zu erwarten stände. Am 21. September d. J.*) waren die beiden 
Kammern <des Königreichs lum ersten Male zu einer ausserordent- 
lichen Standeversammlung hi Brässet vereint Auf dem dortigen 
Komgsplatze leistete König Wilhelm I. den Eid auf die Terfassung» 
und wurde darauf nochmals als König der Niederlande durch -^i^ 
Wappenherolde ausgerufenf Ihm folgten die Stande» und die be- 
schworene Verfassung blieb fünfzehn Jahre lang das Band der beiden 

' SU einem Konigreldi vereinten Völker Aber nachdem auch die Bel- 
gier sich von den Niederländern im Jahre 183Q getrennt hatten und 
jedes Volk darauf für sich in einem besonderen Staate lebte» ist diese 

. ' Verfassung doch in dem einen noch zehn Jahre lang unverändert ge- 
blieben, und hk dem andern in sehr wesentlichen Xbeilen die Grunct- 
lage f&r die neue Verfassung geworden. Deshalb nehme ich hier 
den vollständig^ JUhalt dieses Grundgesetzes auC aber um Raum so 
ersparen» nnr'hi der Deutschen Uebersetung, da ich überdies von 
dem neuesten Grundgesetze für die Niederlande aus dem Jahre 1818 
Original und Uebersetzung geben werde. 



*) ihr Jfßnig toiei in det Eröffnungsrede vor den vereinisUn ieUm 
Ml^jmmmi an dmtelben Tage wnsugßweUe a/uf dat xu hoffende Oludißr in 
Miguche VbUc hin, wie ti^ dies nothunndig amt der ituSgen VerkMiimg mH 
4ei» nordlidun iVovinxm erg^en mieee. * > 
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h CIrinHiffMetz ffir das KSnigreiiA «er 

mederlande 

vom i4« August 1815.«) 

. ' Er stes Ca p j te I. 

Vom Königreich und seinen Eimoobnem, 

-Art 1. Das Königreich der Niederlande, dessen Granzen durefa den am 

9. Juni 1815 unleneichneten Vertrag der auf dem Wiener Congress vemm* 
melten allürten Iläcbte feslgesleUt sind, ist ans, folgenden Provinien lusam- 
mengesetzt: 

Nordbrabant» Südbrabant, Limburg, Geldern, l^ütüch» Ostflandem. 
Wdtlhiiidmi» finmegaii, HoUiiid, Seeltnd» Namflr, Antwerpen» Utnchl» 
Mednid, Oberjtfd, Grdningai, Dnnthe. 

Das Grosshenogthum Luxemburg, nach seinen im Wiener Vertrag fest- 
gestellten Gränzen, unter der nümlichen Souverainetät wie das Königi'cich der 
Niederlande, \Mrd ikkIi demselben Grundgesetze regiert» unbeschadet jedoch 
seiner Verbindung mit dem Deutschen Bunde. ' 

Art, 2. Die Provinzen Geldern, Holland, Seeland, Ltrecht, Friesland, 
Oberyssel, Groningen nnd Drenlhe behalten ihre gegenwiftigen Grinsen. ' 

Nordbrebent besteht ras dem TenHorinm der Prorins, welche gegen- 
wärtig Brebent heisst, mit Aosnihme jedoch desjenigen They«, welcher dem 
De^MTtcment der untern Maas angehört hat, 

Dif Provinzen Südbrabant (Departement der Dyle), Ostflandem (Dcpt 
der Scheide), Weslflandern (Depf. der Lys), Hennegau (Dept. von Jcmmapes) 
und Antwerpen (Dept. der beiden Nethen) behalten die gegenwartigen Grenzen 
dieser Departements. 

Die Profim Limburg iit »uammengesetit ans dem ganien Deparle* 
ment der untern Ibas und de^fen^en Tfaeils des Roer*Departements, wel- 
cher nach den Bestimmungen des Wiener Vertrags dem Kdnigreich zuge- 
fallen ist. 

l)ie Provinz Lüllich begreift das Territorium des Departements der 
Ourthe, mit Auäualime desjenigen Theils, welcher durch denselben Vertrag 
davon abgetrennt worden ist. 

Die Provinz Ifamfkr umfasst den TheÜ des Departements der Sambre 
und Maas, welcher nicht lum Grosshenogthum Luxemburg gehört 

' Die Grenien des- Grossherzogthums Luiemburg sind durch den Wiener 
Vertrag festgestellt. 

Art. 3. Die iür nützlich oder nothwendig erachteten Berichtigungen der 
Grärrzen dieser Provinzen sollen durch ein Gesetz bestimmt werden, welches 
eben so sehr auf das Interesse der Einwohner, als anf die Bedürfnisse der 
allgemeinen Verwaltung Rficksicbt nehmen wird. 

Art 4. Jedes Individoam, das ^ch auf dem Territorium des König- 
reiebs befindet, sei es ein £ingebomer oder ein Freqider, geniesst den doi 
Personen und Gütern verliehenen Schutz. 

' Art. 5. Die Ansftbttog der bikrgerlichen Rechte wird durch ein Gesetz 
bestimmt. ♦ 



*J Grondwet voor ket Xoningrijk der i\€derlanden. Haag, 1815, Öi>o. 
^ PhmsMdb bH Dmfam «. o. O. «ol. ///., vag, 106 folg,; IMsdb 
0. 0. 0. Bd. Um S, 
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Art. 6« Bas Slimmrec^t in den Städten und aui dem Lande, so wie 
die ZnVissigkeit zu Local- und Provinzialverwaltungen, werden durch Lociil- 
und Provinrid- Sumte fesigesetit. 

Art 7. Die auf jenes Recbt und Jciie Zoläsngiceit sich beiiefaendeD, im 
vorigen Artikel erwähnten, Bestimmungen der Statute werden, wenn sie zehn 
Jahre nach der Promulgntion dieses Grnndgeseties noch in Kraft sind, wie 
XheUe dieses Gesetzes betrachtet. 

ArU ti. ISit:mand kann Mitglied der General-Sualcn, Chef oder Mitglied 
einer Qeneralverwaltung, Staatsrath» Commissarius des Königs in den Pro* 
flnien oder Mitglied des obersten Gerichtshofes werden, wem er Dicht £iB- 
wohner der Niederhnde, im Königreiche oder in seinen Kolonien geboren ist, 
und Ton Eltern herstammt, die darin wohnhaft sind. 

Wrr in der Fremde, während einer vorübergehenden Abwesenheit sei- 
ner £iicru, oder während einer längern im Staatsdienste geboren wordevi 
geniesst dieselben Rechte, 

Art 9. Die gebomen Niederländer, so wie die, welche als soldie be* 
trachtet werden, entweder durch eine Gesetien-Fiction oder dorcfa Naturalisi' 
tion, sind zu allen Aemtem ohne Ausnahme zulässig. 

Art. 10. Während eines Jahres, nach der Promulgation dieses Grund- 
gesetzes, kann der Kiinig Personen, die im Auslande peboren, im Königreiche 
aber wohnhatt sind, das Hecht des lodigenats und die Zulässigkeit zu allen 
Aemtern verleihen. ' 

Art 11. Jedermann ist so allen Aoitein niüsi^. ohne UBtersdiied ^ 
des Ranges oder der Geburt, unbeschadet jedoch dessen, was als Folge des ' 
vierten Capitels des Grundgesetzes in Beziehung auf die Bildung dw Pn>ffin> 
aial-Stände in den Reglements der Provinaen festgesetit ist 

Zweites Gapitel. 

Vota KoiiHje. 

Erste Abtbeilung. 

Ton der Thronfolge, 

Art. 12. Die Krone des Königreichs der Niederlande ist und bleibt 
Seiner Majestät Wilhelm Friedrich, Prinz von Nassau -Oranien, erblich [auf 
seine legitimen Nachfolger, den iuemäcbsL loigeuden Bestimmungen gemäss» 
tibertragen. 

.* Art 13. Die legitimen Nachkommen des regierenden Königs sind die 

jetzt lebenden oder künftig gebomen Kinder aus seiner Ehe mit Ihrer Maje- 
stät Friederike Louise "Wilhelminc, Prinzessin von Preussen, und im Aüfie- 
meinen die Nachkommen aus einer, vom Könige in Uebereinstimmung mit 
den General-Staaten contrahirten oder eingegangenen £he. 

Art 14. Die Krone ist nach dem Recht der Erstgeburt erblich, so dass 
4er 'iUteste Sohn des Königs, oder sein männlicher Pcscoident nach Repräsear 
tationsrecht ihm nadifolgt 

Art. 15. In Ermai^ung eines männlichen Nachkommen des ältesten 
Sohnes geht die Krone auf die Brüder oder deren männliche JNachlliOlDmai 
über, ebenfalls nach Erstgeburls- und Repräsentationsrecht 

Art. 16.. Bei gänzlicher Ermangelung männlicher Nachkommenschaft im 
Hause Oranien-Nassau sind die Töchter des Königs nach der Erstgeburfl^ 
Ordnung berufen. . , . 
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Art. 17. Hat der König auch keine Torlitcr hinterlassen: <o poht dio 
Krone auf die ällo'^fr Prinzessin der ältesten männlichen abslimenden Linie 
des letzten Königs und auf ihr Haus über, und im Fall sie vorher verstorben 
irt, wird sie durch ihre Descendenten vertreten. 

Art 18, Ist Icdne mlnnliche absteigende Linie des leisten Königs vor^ 
banden, so folgt die lltere weibliche absteigende Linie dieses ESnigs* nnd iwar 
Mi dass immer der männliche Zweig dem weiblidien» und der ältere dem jün- 
geren, und in jedem Zweige der Mann der Fran, nnd der äitere dem jttn« 
$aeü vorgeht. 

Art 19. Stirbt der König, ohne Nachkommen su hinterlassen, und ist 
keine männliche Nachkommenschaft im H^tu^e Oranien-Nassau vorhanden; so 
fillgt der nltelisle Blutsverwandte des letzten KSnigs, des königlichen flaoses, 
aad seine Descendenten, im Fall Jener Torber -gestorben ist. 

Art 20. Geht durch eine Frau die Krane aof ein anderes Hau fiber, 
so kl dieses Haus in alle Rechte des gegenwärtig regierenden Hauses eing»> 

setzt, und die vorhandenen Artil^el sind auf dasselbe anwendbar, so dass die 
männliche Nachkommenschaft, mit Ausschliev^m^' der Frauen und der weib- 
lichen iSachkommenschaft, folgt, und dass keine andere JAme auf den Thron 
bcnifm werden kann, so lange diese Nachkommenschaft noch nicht giän«- 
fidi erioscfaen ut 

Art 21. EineWniessin, die sieb ebne EinwiUignng der General-Staaten 
jsn^t, bat kein Recht auf den Tbron. ' 

Eine Königin entsagt d r Krone, weun 810 ohne EinwiUignng der Ge* 

atral- Staaten eine Ehe eingeht. 

Art. 22. Im Fall der gegenwärtig regierende König, Wilheln^ Friedrich 
Ton Oranien -Nassau, keine Nachkommen hinterlässt. su laiiL die Krone auf 
Mine Schwester, die Mniearin Friederike Lonise 'Wilhehnine von Oranien, 
Wittwe des verstorbenen Kail Georg Augnst, Erbpcinsen von BravnschweiQ' 
iAadnrg« oder auf ihre legitimen Descendenten, die in einer nach doiBi^ 
Simmungen des 13ten Artikels geschlossenen Ehe ^boren werden. 

Art. 23. Hinlerlässt diese Prinzessin krinr legitimen Desrendentcn; so 
gdit die Krone auf die männlichen Erl « n der J*rinzessin Caroline von Ora- 
nien, Schwester des verstorbenen Prinzen W ilhelm V., Gemahlin des verstor- 
benen Prinzen Ton Nassau- Weilburg, über, immer nach Erstgebnrls- nnd 
Reprlsentatioiisrecht. 

Art. 34^ Wenn betedere Umstände Veränderungen in der Thronfolge 
des Königreichs nothwendig machen, so kann der König einen Gesetzesvor- 
schlng hicrührr den Genera! ^^fnnten, bei vereinigten Kammern, vorlegen; in die- 
sem Falle wird die zweite Kaininei m doppelter Anzahl zusammenberufen. 

Art, 25. Der König, der kt^nen nach dem <jrundgeselz zum Thron be- 
rufeneu Nachfolger hat schlägt den versammelten und nädi den Bestimmungen 
des vorigen Artikels snsammengesetiten Gaieral-Staaten Einen vor^ 

Art. 96. Wird der Vomcfalag von den General -Staaten angenommen; 
macht der König seinen Nachfdger der Nation in den für die Publicalion 
der Gesetze vorgeschriebenen Formen bekannt, und prorinmirt ihn feieHtch. 

Art, 27. Ist vor dem Tode des Königs Kein Nachfolger ernannt w unJen; 
so ernennen die versammeilen, nach dem Art. ^4. zusammengesetzten, General- 
Siaaten einen, solchen, und prodamiren ihn feierlich. 

Art 28. In den fai den Art. 22..23. 24 25 und 27. erwIhn^n-FiHen 
bleibt die Erilbige eben so, wie sie im 13. 14. 15. 19.- 17« 18.49.^ nnd SQsten 
Aililnl foitsesteUt ist 
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Art. 20. Der König der Niederbsde kan^ Iceine andere Kione tiagVL 
in keineitt.FeU d«if d<^ Site der Re^^ning ausseriialb des Mvagi&ki 

Zweite Abiheilung. 
Von den Einkünfien der Krone, 

Art. 30. Der König genietet «ns dem öffentlidien Scfaits ein jähiüdMi 
Einkommen von 2.400,000 fl. *) 

Art. 31. Wenn der jelrt regierende König Wilhelm Friedrich von Ora- 
nien - Nassau den Vorschlag macht, Domainen in vollem Eigenthume bis zu 
einer Saume von 500,0€0 II. jihfiidier Kenten in erlangen; so künnen Uni 
dimdben durch em Gesell angewiesen und Ten dem im vorigen Artäet be* 
stimmten Einkommen abgezogen werden. 

Art. 32. Sommer- und WintcrsrhlÖsser, geziemend meubürt , werden 
dem Könige tm Wohnunp^ eingerichtet, mit oiner jährlichen Suumie zur üo- 
terhaltung derselben, welche nicht tiber lüO.üüÜ fl. steigen darf. 

Art. 33. Der König» die Prinzen und die Prinzessinnen seines Hauses 
sind von allen persQnlichen und dlreden Lasten bcMt; von der Grandsteur 
sind sie nur fttr diejenigen Wabiiungen, die ihnen angeirieien sind, belMt; 
allen übrigen Stenern bleiben sie unterworfen. 

Art. 34. T>pr König ordnf^t sHn Ums nach eigenem Gufdunken. 

Art. 35. Emc königliche Witlwe geniesst während ihrer Wiitwenschaft 
ein jährliches Einkommen von 150,000 fl. aus dem öffentlichen Schatz. 

Art. 36. Der älteste Sohn des Königs, oder sein männlicfaer Desceodent 
mid prlsnmtiver Tbroneibe, ist des K8n^ erster Unterthan und lUirt dm 
Titd Ptha von Oranien. 

Art 37. Der Prinz von Oranien erhält als snldier, wenn er aditzeho 
Jahre alt ist. ein jährliches Einkommen von 100,000 fl. aus dem öffentlichen 
Schatze; dieses Einkommen wird auf 200,00011. erhöht« wenn er eine Ehe oacb 
den Bestimmungen des AVt 13. des Grundg^tzes eingeht 

Dritte Abtheflnng. 
Von der Vormmifyehaß dee Konigt» 

Art. 3Ö. Der König wird mit dem Ablauf seines acblzehnlen Jahres 
sdVOirig. 

Art. an. Im Fall der Ifindeijibrigkdt steht der König unter der Vor- 
mundschaft einiger Mitglieder des königlichen Hanses und einiger angesehcnett 

Bingebomen des Königreichs. 

Art 40. Diese \ onnundschaft wird schon vorher durch den rcgiercndeo 
König in Uebereinstimmung mit den Gendl'al- Staaten, bei vereinigen Kam- 
mern, angeordnet. 

Art 41. Ist sie aber von dem Vorgänger nicht angeordnet urordsn, so 
gndiieht dies durch die General -Staaten bei Verein^;len Kammern» die sid» 
so viel als möglich mit einigen der nücbsten Blutsverwandten des mmdojlb- 
rigen Königs darüber verslilndigen. 



*J Der UoUändüche Gulden beträgt in Preumschem Gelde 17 
VU Pfennige; also 10 FL sind ^ ö Thlr, 22'/, Sgr, Mithin lOaOÜO Fi = 
StAU nftr. i3y» Sir^ löO^OQO Fl* « 86^166 IWr. 20 Sgr,; SOOOOO A ^ 
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. Art. 42. Jeder dieser Vormünder leistet, r he- er sein Amt antritt, vor 
<fer Vemmmlung der General-Staaten, bei vereinigie(i Kammern, in die üände 
des Präsidenten folgenden Eid; 

nieh schwöre Treue dem Könige. Ich schwöre, lUe Pflichtea ge- 
winenhaft zu erflilleii, welche mir die Vormmidschaft tkber ihn auf- 
erlegt, und besonders ihn» Anhänglichkeit an das GrondgeseU des 
Königreichs und Lit he zu seinem Volk einsttflösseik** 
„So wahr mir Gott beUel** 

Vierte Abtheilung. 
Von der lUgtnit^aft, 

Art. 43. mhread der Mindeiiäibrigkeit des Königs wiid die königliche 
Gewall düMh einen Eegenicn wahrgeDommen. — 

Dieser wird vorher Yon dem regierenden Könige in Uebereinstiramong 

mit den Gcneralstatm in vereinigter Sit7nn5 ernannt. 

Die Nachtbli^e in der Kegentschafi waiircnd der Üinderjährigkeit des 
Königs kann auf dieselbe Weise angeordnet werden. ' 

Art 44. ist während der Lebzeit des Königs kern iUgent ernannt 
worden» so geichieht es durch die Yereuiigten und nach dem Art. 9i susam- 
mengesetiicn General- Staaten. 

Ist die Nacbrolge in der Regentschaft nicht festgesetzt, so kann dies 
durch den Regenten in Uebereinstimmung mit den auf die eben besagte Weise 
lusanunengesetzten General- Staaten f^eschehen. 

Art 45. Der Regent ieislet vor der Versammlung der General-Sfaafen, 
in einer vereinigten Sitzung derselben, in die Hände des Präsidenten folgen- 
den £id: 

jtich schwöre Treue dem Könige. Ich schwöre in der AnsQhung . 
der königlichen Gewalt während der Hindeijabrigkeit des Königs 

(so lange der König ausser Stand ist zu regieren) das Grundgeseti 
des Königreichs zu befolgen und aufrecht zu erhallte n, und in keinem 
Fall und unter keinem Vorwande, es sei welcher es wolle, mich 
davon zu entbinden, noch zu erlauben, dass sich irgieod Jemand 
davon entbinde/' 
* „ich .schwöre femer, mit'aUen meinen Krlften die ünahhSngig- 
. keil des Königreichs und die Dnverietslichkeit seines Grnndgebie(s su 
v^theidigen und zu erhalten, di< allgemeine und besondere Freiheit 
zu bewahren, die Rechte aller und eiues jeden der Unlertbanen des 
Königs zu beschirmen, und znr Aufrecbthaltung der allgemeinen und 
besondern ANobliahrt alle Mittel, welche mir die vifsetze darbieten, 
anzuwenden, so wie ein guter und geueuer iiegent sojir 
„So wahr mir Gott helfet'* 
Art 4Ö. Die köni^iche Gewall wird durch, einen Regenten gleichfalls 
wahrgenommen, wenn der König ausser Stand ist zu regieren Der Staats- 
rath, zusammengesetzt aus den ordentlichen Mitgliedern und den Ghe& der 
ministeriellen Departements, beruft, nachdem er durch eine genaue Unter- 
suchung festgestellt hat, dass dieser Fall eingetreten ist, die Gener.il Staaten 
zusammen, und zwar die zweite Kammer in doppelter Anzahl, um für die 
Zeit dieser Verhinderung Maassregeln zu treffen. 

Die Mitglieder der General-Staaten, welche sich am emnndswanzigsten 
Tage nach der Zusammenheruhing an dem Orte» wo die Regierung ihren Sita 
hat» hdfaiden, eröfihen die Sitsnngen der Kammm. 
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Art. 47. Wenn eine Aufsiili! iiher drn Konig, der steh in dpm vnr- 
hergehenden Falle befindet, nölhifi eraehtet ^vird; so werden die in dem 39. 
und 41. Artikel festgesetzten Uegein über die \ ormuodschalt eines minder- 
jährigen Königs befolgt. 

Art. 4B. Ist in diesem Falle der Prinz vonOranien Ober das aehtidmte 
Jahr Iijnaii8,'80 ist er Regent von Rechtswegen. 

Art 49. Hat 4^t Prinz von Oranien sein achtzehntes Jahr noch nidlt 
vollendet, und sind die ?n drn Art. 27. nnd 14. vorhergesehenen Fälle einpf- 
treten; so nimmt der Slaabrath, anf die im -ifl Artikel bestimmte Weise 
zusammengesetzt, die i^uniglicbe Gewalt y>'»hr, bis die General-Staatoi Vor> 
Icehrungen darüber getroffen haben. 

Die Kit^ieder dieses Raths legen in die HInde der PrHsidenten, nnd 
dieser «iederum in Gegenwart der ganzen Versammlung, folgenden Eid ab: 
„Ich schAvörc als Mi^ied (Präsident) des Staatsralhs, zur Aufrecht- 
haltung und Befolgung des Grundgesetzes des Königreichs, in der 

, Ausübung der königlichen Gewalt, bis die General-Staaten hierüber 
Vorkehrungen getroffen haben, beizutragen.*' 
„So walir mir Gott helfe!** 

Art W. Der Act» welcher die Regentschaft errichtet* nrasa aodi die 
Summen, welche ?on den jährlichen Einktlnften der Krone für dieEosten der 
Regentschaft erhoben werden, bestinftmen. Diese einmal festgesetzte Summe 
darf während der Dauer der Regentschaft nitbf mehr verändert werden. 

Art. 51. Hat der König den General-Staaten keinen Thronfolger vor- 
geschlagen (Art 25.); ist er nicht mit ihnen Uber die Vormundschaft eiues 
mindeijährigen Königs ttbereingekommen (Art 40.) ; hat er nicht mit ihnen 
einen Regenten des Königretchs erwählt (Art. 43.); so fcrseben dies die General* 
Staateni so wie es in dem 27, 41. und 44» Artikel vorgeschrieben ist 

Fttnfte Abtheilung. 
Fun der femUthm EinuUmg des MSmg§, 

Art at Der König wird M seinem Regiennigsantritt in matt öffimt- 
lieben und veremigten Sitiung der General -Staaten feieriich eingeseixt 

In Friedenszeiten findet diese Einsetzung abwechselnd zu Amsterdam 
Ul)lLin einer Stadt der südlichen Provinzen nach der W<ihl des Königs statt. 

Art. 53. Narhdrm in dieser ötrentlichfn Sitzung das ganze gegenwär- 
tige Grundgesetz dem Künige vorgelesen worden, leistet er in derselben fol- 
genden Eid: 

»ifch schwöre dem Volke der Niederlande, das Gmndgesets das 
Königreichs aufrecht xn erhalten und zu befolgen, und bei kein^ 
^ Gelegenheit und bei keinem Vorwande, er sei welcher er wolle, mich 
davon zu entbinden, noch au dulden, dass sich irgend Jemand daven 

entbinde^** 

„Ich schwöre ternci", aus allen meinen Kräften die Unabhängigkeit 
^ ' des Königreichs und die Unverlelzlicbkcit seines Grundgebiets zu 
vertheidigen und zu «halten, die allgemeine und besondere Freiheit 
lu bewahren, die Redite aller und eines jeden meiner ümsfibanan 
^ zu beschirmen, und zur Aufrechthaltung, und zum W^adistbiHn dsr 
allgemeinen und besonderen Wohlfahrt alle Mittel, welche mir ifie 
Gesetze darbieten, anzuwenden, so wie ein guter König soll.'" 
„So wahr mir Gott helfel" • 
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Art. 54. Nach der £idcsablcistung wird der Kiönig ia derselben Sitzung 
durch die General - Staaten iürnilich eingesetzt. 

Zu dem Bode veriiest der PrSaident folgende foi^rlich« Eild&mng, die 
er und alle Mitglieder» jeder dnrch einen beModecA Eid» bekrilUgen: 

„Wir schwören im Namen des Volks der Niederlande, dass wir Sie* 
dem Grundgesetz dies^ Staats gemäss, als Kunig annehmen und 
einsetzen; dass wir die Rechte Ihrer Krone aufrecht erhalten, Ihnen 
gehorsam und getreu in der Vertheidigung Ihrer i?erson und ihrer 
königlichen Würde sein werden. Wir schwören, alles zu erf&Ueo, 
was gute und getreue General -Staaten zu thun vorpflicfatet s^nd.** 
„S^ wahr uns Gott helfe!** 
Art 55. Der König macht den Provinzial-Standw leine Fmifttwig be- 
kannlt die ilia dann in folgender Weise huldigen: 

,,W!r srhwören, Ihnen als gesclzlichom Könige der Niederlnndp in 
der Vcrlheidigung Ihrer Person und Ihrer königlich cn Würde getreu 
zu sein; dem Grundgesetz, gemäss den Verordnungen, die uns von 
Ihnen oder aus Ihrem Audra^^ zugestellt werden, zu gehurdien» und 
Ihren Dienern und R'Atben HQIfe und Beistand snr VoiliiehnnK 
derselben lu leisten, und ausserdem alles m thun» vas geCiene 
linterthanen lu thun schuldig sind." 
„So wahr uns Gott helfe!" 
Kinp feiorliche Deputation einiger Mitglieder der Pfovimial-Stände Uber- 
' bringt dem Könige diese Erklärung. 

Sechste Abthciiung. 
Von den königlichen Vorrechten, 

Art 5&> Der König hat die Leitung der auswärtigen Angd^genhaiten; 

er ernennt und ruft ah die Gesandten und die Consuln. 

Art 57. Der König erkliärt Krieg und scbliesst Frieden; fr setzt hei(fe 
Kammern der Gcnoral-Staatcn davon in Kenntniss; er fügt die Mittheilungen 
hinzu, welche er mit den Iiileressen und der Sicherheit verträglich findet 

Art 5& Dem Könige gehört das 'Hecht, alle anderai Verträge an4 
Ueberdnkommen lu scbllenen und in bestit^en. 

Er giebt den General-Staaten KeqnUibs da?on, sobald er glaubt» dass 
das Interesse und die Sicherheit des Staates es gestattet. 

Sind die Verträge in Frieden^^eiten gesrh!o«;sen, imd enthalten sie eine 
Abtretung oder einen Tausch eines liieiis des Grundgeijifls des Königreichs, 
oder seiner Besitzungen in den andern Wclttheilen; so dürfen sie nicht von 
dem Könige bestägtigt werden, bevor, die General« Staaten ihre Zustimmung 
dasn gegeben haben. 

Art 59. Oer König gidnetet Uber die Land- und Seenadit'; er ernennt 
die Offiziere, und cntlässt sie, mit Pension, wenn sie dazu bere^ht^ sind« 

Art. no Der König hat die nhorste Leitung der Golonieen und dar 
Besitzungen in den andern WeUtheilen ausschliesslicli. 

Art. 61. Der König hat gleichfalls die oberste Leitung der Finanzen; 
er Qrdnet und besLimmt die Gehaile aller Behörden und Beamten, weiche 
aas dfem öflbnUicfaen Schafs ansgeiahlt werden; er ttsst sie auf das Ausgriie- 
Bvdget setaen. 

. ^ , üt» Gdudte der ricbtorfichen Beamten werden doidi iin Gesetk 
gcMdlt» . • . 



Digitized by Google 



m 



Art. 6?. Der König hat das Recht, ISttBMO acfalagen m lasten, er Icaim 
sein Bildniss darauf prägen. 

Art. 63. Der JCönijg erbebt m den Adelstand; die, welche er adelt, 
ttbenreicben ihr Diplein den Stinden ihr^ Anwinx: 'sie nehmen sofort an 
den YorRcbten des Adels Theil, namentlich an dem Rechte, in die l^ttc^ 
Schaft cihgeMlirieben ni iverden» wenn sie die dam ndthigen Brforileniisis 
iMitxen. 

Art. 84, Ritterorden können nur durch einGesets, auf einen Vorscfalig 
des Königs, errichtet werden. 

Art. 65. Fremde Orden, die mit keinen Verpflicbtüngen verbunden 
sind, ISnnen ^fon dem Könige und den Prinzen seines I9auses, wenn er seine 
SinwONgiing dam giebt, angenommen werden. 

Kein fremder Orden, welcher es auch sei, darf von einem andcn 
Unterthan des Königs, ohne seine ansdrOdcliche £rlanbniss, angencmma 
werden. 

Ar^ 66, Diese Erlaubniss muss ebenfalls fUr die Annahme von Xitcbi, 
Würden oder fremden Aemtern eingeholt werden. 

Künftig können Adelsbriefe, von fremden Fürsten ertheilt, von lieiiMa 
Unftrthan des Königs angenommen werden. 

Art. 67. Der König hat das Recht, zu begnadigen» nachdem er da 
Bericht des obersten Gerichtshofes des Königreichs darüber vernommen. 

Art. 68. Ausser in den durch dasrip^rfz selbst bestimmten F'ällen kann 
der König, wenn Eile nothwendig ist, und die Goneral-Sf aalen nicht versam- 
melt sind, Dispensation an Privatpersonen auf ihre üittc und in ihrem beson- 
dern Interesse ertbeilen, wenn er rorfaer den Staatsiath darüber ?emonunen; 
in Reditssachen dürfen solche Dispensationen nicht eher ertheilt werden, liii 
die Meinung des obersten Gerichtshofes darüber eingeholt worden ist, und in 
andern Anp;elegenheitcn die der bctrcfT^ndi n Drpnrtpmcntsverwnltnnj^. 

Der Kijnig giebt den General- SUuiUjn Kruntniss von allen DispeDsa* 
tfonen, welche er in dem Zwischenraum von einer cor andern Sitzung der* 
selben erihciU hat. 

Art, M. Der Künig entsd^det über afie Streitigiceiten twisehen svci 
jbder mehreren ProWnsen, im Fall sie nicht gütlich ansgegÜchen wcidai 
'können. 

Art 70. Der König kani^ den General-Staaten GesetSforsdllige oder 
auch jede andere Proclamation, die ihm guldünkt, machen. 

Er kann die Vorschläge, die ihm von den General -Staaten gemacht 
worden, bestätigen oder verwerfen. 

Siebente Ablheiluiij^. 
Vorn Staatsratk und von den Minüterial- DepartemcnU. 

Art. 71. E? pVbt rinen Staalsrath. Dieser ist aus höchstens vierund« 
zwanzig Mitgliedern /u.siiniin ngeselzt, die, so viel mögHch, aus allen Pro- 
vmzen des Königreichs ausgewählt werden. Der König ernennt und est- 
fiisst sie. 

Der König prlsidirt im Staalsratlie. Er ernennt, wenn es ifaB^* 
dünict, einen Staats -SecreUIr zum Vice-PrÜsidenten. 

Avi. 72. Der Prinz von Oranicn ist von Rechtswegen Mitglied des 
Staatsraaths. £r nimmt an den Sitzungen desselben Tbeil, sobild V dtf 
achtzehnte Jahr zurückgelegt hat. 
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Die nbrigen Priox^Rde8lE<iiiigUchen Haasts kdaneiiy wenn si« Tomilirlg 
WMI» durch den König dazu berufen 'nerdm. 

Sie sind in der für die ordenUich^n Milgüeder festgesetiten Zahl nicht 
flulbegriileo. . # 

Art. Der König bringt sur Berathung vor den Staataratb alle Vor- 
fgU%B, tf« er den fienertf-Staitien vfuAA, cder die ihn fw dcMcHictt ge- 
nucht «erden» 9^ wie alle dIgeneineiillMsregeln der ii»em YcrwaUang dei 
Königreichs und feiner Besitzungen in den andern Welttheilen. 

Am Anfange eines jeden Gesetzes und nller Irönidiehen Bestimmungen 
mum Meldung getban werden^ dass der Staatsralli über dieselben vernommen 
worden ist. 

Der König vernimmt ausserdem die Meinung des Staatsratbs in allen 
Apgelegimfcrftf räii allgem^nen «der hMabdenm BUimw, dk er Ihm fnr- 
«h«w Ar g«t UlL 

Der König ailein entacheideti nnd bringt jede dieser RntscfaeMnngsfc 
m Kenntniss des Staatsratbs. 

Art. 74. Der KTmig kann ausserordentliche Slaatsräthe, ohne GehiML 
ernennen; er beruft sie zur Reralhung> wenn es ihm gutdünkt, 

Art. 75. Der Kuuig errichtet Ministerial-Departements; er ernennt die 
Qie& derselben and enUässt sie nach seinem Willen; er kann einen oder 
Mlurert deisdben mr TheitaMliBe tn. den Beratfaangen des Staatsraihs bendcn. 

Art 76. Der Eid, den die Cbeft der Miriisteriri'Depertenwnls» so wie 
die ordentUcben und aosserordenlh'ehen Staalsräthe ablegen, muss unabhängig 
von dem, was der König besonders hinruznfügen ftir gut findet, die Ver» 
pflichlong «ntbalten, dem GrundgeseU getreu zu sein. 

Drittes Gapitei. • 
Van dek Gmsral^ StaaUm. * . 

Erste Abtheilung. 
Ton der Zusammensetzung der General ' Staaten, . 

Art. 77. Die G enera>- Staaten repräsenliren die Nation. 
Art. 78. Die General -Staate bestehen aus zwei Kammern. 
Art. 79. Eine dieser Kanunem besteht aus hundert lehn Mitgliedern, 
dÜ Ten den Proviniial-Stsaten (StSnden) in ^gender Weise gewlidt werden: 

fbr Nordbrabant 1 Mitglieder, 
„ Sfldbnbent 8 » 
„ Limburg "4 „ 
„ Geldern 6 „ 
„ gütlich 6 
„ OstOandem 40- 
4 «Westflendem 8 
,„ Hennegatt H 



»♦ 



Holland - 22 

Seeland 3 

Namür 2 

Antwerpen 5 



n 



Utrecht * 2 ' » 

„ VdesiiMl 5 « 
« Okerysid . 4 „ 

13 
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für Groningpn 4 HÜ^toder, 
„ Drenlhe 1 ^ 

„ Luxembui^ 4 •» * ' 
Art 80. Die ndere Knnmer, die den' Namen der^iertten fttrl» liiiFd 
an nindeslei» vicndg mid bÖehMa» seäsdg Mili^ledeni sunumneDgesettt; 
sie BttlMii das vierzigste Jahr vollendet haben and werden Tom König auf 
Lebenszeit, unter den durch Yrrdinnstt^ um den Statl* dirdi Gebort oder 
Vermögen ausgeseichnetsteo Fersonen, ernannt. 

Zweite Äbtheilung. 
Fo» dtr MmiU» Mammer 4er General- SUiaten, 

Art 81. WlJdbar Ar die fweite Kammer lind alle Personen, die in 
den Provinzen, von welchen sie ernannt werden, wohnhaft nnd volls droaäf 

labve alt sind. 

Die in derselben Provinz erwahllcn Mitglieder dürfen nicht niher, als 
dritten Grade mit einander verwandt oder verschwägert sein. 
Land* und See-Miiere sind nur dann wflittNir. wenn sie einen iiMievu 
alt Bamptmannsrang l»eitldden. 

Art. 82. Die Mitglieder dieser Kammer werden auf drei Jahre gewählt. 
Die Kammer wird jedes Jahr um ein Drittel emeoeit, naeh einem &e- 
fgMBtt welches zu diesem ßehuf ab£?efas=;l wird. 

Die austretenden Mitglieder sind sogleich wieder wählbar. 
Art 83. Die Mitglieder dieser Kammer stimmen l&r sieb seOlBt» ohne 
Auftrag oder Rttckspraehe mit der Versanunlong* wildie sie ennnal krt. 

Art 84« Beim Antritt ihrer Functionen schworen sie, jeder nacb den 
Vonchriften seines Glaubens, (folgenden Eid: 

„Ich schwöre Cgelobe'), das Grundgeselz des Königreichs zu befolgen 
und aufrecht zu erhalten; bei keiner Gelegenheit und unter keinem 
Yorwande mich dessen zu entbinden, oder einzuwilligen, dass sich 
irgend Jemand davon entbinde, aus allen meinen Kiiften die Unab- 
lAngigkeit desKönigreidis und die Öffeniliclie und persdniicbe Frei- 
heit zu bewahren und zu schützen; und so HA es an mir liegen 
wird, zu dem WachsÜinm der allgemeinen Wohlfahrt beizutragen, 
ohne mich davon durch irgend ein liesottderes oder provinzielles 
.Interesse abhalten zu lassen." 

„So wahr mir Gott helfe!** 
Zu diesem Eide werden sie sugdassem, nachdem sie Toiber feigenden 
geleistet haben: 

„Ich scbw5re (erldare>, dass ich, um mm Mitglied der iweilen Kam- 
mer der General -Staaten enrahlt zu werden, Niemandem, welcher 
in oder ausser Amte stehe, weder Versprechungen gemacht habe, 
noch Geschenke oder Gaben, direct oder, rndirect, unt^r welchem 
\ orwaudc es sei, geben oder verspredieu werde.** 

»leb schwOre (gdebe)» niemals, fon wem es sei, unter keinem 
Verwände, weder direct noch indireel, Gescbenke oder Gaben an- 
zunehmen, um in der AusObung Me n er Ftoctimten iigend cCwM 
SU Ihun oder zu unterlassen.*' 

„So wahr mir Gott Jielfe!" 
Diese Eide sind in die Hände des Königs, oder in der zweiten Kammer 
ui die des Präsidenten abzulegen, der von dem Ikümg dazu aulorisirl wird. 



\ 
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Art. SS. Der Präsident der zweifln Kammer wird für die Dauer cinfr 
Session vom KöDige aus einer Liste von drei Personen» die ihm die Kwooier 
überreicht» erwählt. 

Art. 86. Die Mitglieder dieser Kammer erhalten für, die Reisekosten 
tech Hfas Geseto fcHgestellte Eatsciijidigung, i/elolM |iach der Entliw^ 
dir Orte bopaolnwt wML 

Sie erhalten auiierdeiii fUrKoittti det Aiife&tlMlU jlbrüch «Be Smm 

2500 Gulden.*) 

Diese Entschädigung, -welche monatlich ausbezahlt wird, können die» 
jenigen Mitglieder in der Zwischenzeit von einer Session lur andern nicht 
erheben, die nicht bei den letalen Sitzungen gegenwärtig waren; ei sei denn» 
ne tMwtesoi, dm lie durch KraDkheit abgehallcii vf^rden sind. 

Dritte Abtheilung. 

Von der ersten Kammer der] General- Staiteh: 

ArU 87. Die Mitplieder der ersten Kammer erhalten für Eeise- ttvd 
w^vfenihaltsko^teB eine Summe von aoOO Gulden jährlich. **> 

Art 88. Wenn sie ihre Functiohen antreten; so leisten sie, jeder nach 
4«i Vonahnftni adm CicnbeM» diueibMi Eid üi dl« flGtedfi d«. KQuigs, 
dar fttr die Mitg^eder der sweileo Kimmer Torgeschrieben ist. 

Ali 89. Der ESm$ emeniit den ^laidaiiteii der erstell KiMer flir 
daer SÜtoog. 



Vierte^Abtheibmg. 
fSmeintdutlUichelfiei HmmuH^ii ßr Ifeide Kmmenu 

Art 00. Niemand kann zu gleicher Zeit Mitglied beider Kammern 

Art 91. Die Chefs deifiUgeaMiiieiiikpMleiMital-Verwaltiitig^ haben 
Xatritt in beide Kammern. 

Sic haben aber nur dann eme berathschlagende Stimme, wenn sie vijidb 
hebe Mitglieder der Kammer sind, in der sie sitzen. 

Art 02. Die Mitglieder der General- Staaten dur&n nicbt zu gleicher 
Zä» Miti^eder der Becfanungdcaiumer sebi, oder fedmongspflicbtige SteUen 



Art 03. Ein Mitglied der Provinzial- Stände, das zu den General- 
Staaten erwählt ist, giebt, wenn|es seiBea Sitz in den letztem einiiimiDt« da- 
durch seine crstere Eigenschaft auf. 

Art 9i. Jede Kammer untersucht die Vollmachten ihrer Mitglieder 
und richtet iiber die Beschwerden, die darüber erhoben werden. 

Art^OS. Jede Kammer emeoat ihren AmtsschrilUtthrer. 
. Art* 06. Jede der beiden Kammern führt den Titel: ^ EdeJmSgende 
Harren« 

Art 07. Die General -Staaten versammeln sich wenigstens einmal jähr- 
lich; die ordentliche Sitzung wir,d 4en dritten Montag im Monat October 
er^flhet. • 

Der König kann die Kammern auch ausserordentlich susammenberufent 
wenn er es für gut Ihidet 

, m 

•*) Mra^ IVmiif. » rm% Alf. 
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ArL Ö8. In Friedemneiteft vi ord^n die Siizun^on ilpr Kammern ab- 
wechselnd, Jahr um Tnhr, in einer bUdt der nördlichen und in einEr der 
südlichen Provinzen abgehalten. 

Alt 99. Beim Tode dei Königs vemmmdn sidi die Kannaem ohne 
fwlierige ZumqiDeiiberafiiiig. Die Mitglieder, weklM lich fluifhdui Tage 
nach dem Ableben des Königs an dem Orte befinden» wo dblUgNTOng ihKM 
Sita hat, eröffnen die a««55erordentliche Sitzung. 

Art. 100. Die Versammhuigen der General- Slaateu werden durch den 
Konif? oder seihe Coromissarien m einer vereinigten Sitzung beider Kammern 
erötfnet. Sie werden auf dieselbe Art geschlossen, wenn der König glaubt, 
dasa daa intemae des Rdeha die Forfsetnuig dendben oidiC mcfar oöihig 
macht. 

Eine ordentliche Sitzung muss wenigstena awanzig Tage dauern. 

Art. 101. Krine dc>r beiden Kammern darf einOL iBeicUosa £UMai, wentt 

nicht über die ^ialite ihrer Mitglieder vfrsnmmelt ist. 

Art 103. Alle Beschlüsse werden nach der absoluten Slimmenmebr- 
heit gefasst. 

ArL 108. lieber alle Sachen wird dorch Nameaaaafrof imd kut al^ 
gaalfanmt« 

Nur über die Wahl nnd den Voncfalag von Candüateii wM gafarim 

abgestinunt 

Art. 104. In den 1 ailen, wo nach den Bestimmungen des Grund- 
gesetzes beide Kammern (die zweite entweder in ordentlicher oder doppelter 
Anzahl) in einer Sitzung vereinigt sind, nehmen die Mitglieder, ohne Unte^ 
schaidong der Kammern, ihren Sita ein. 

Oer Miident der ciateii Kanuner^kätel alsdana die Berathongen. 

Fünfte Abtheilung. 
Von der geteUgebenden Gewalt, 

Art lOö. Die gesetzgebende Gewalt wird vereinigt durch dei^ König 
und die General -Staaten ausgeübt 

Art 106. Der Konig richtet an die zweite Kammer die Vorsdillgc; 
die er den General -Staaten machen will, und zwar entweder dürch eine 
schriftliche Botschaft, welche die Motive derselben enthUt, oder doldi 6oat- 
missarien. 

Art. 107. Ueber einen vom Könige gemachten Vorschlag darf die Kam- 
mer in allgemeiner Vcrsammiung nicht eher bcralhsch lagen, bis derselbe in 
den verschiedenen Sectioncn geprüft worden ist» in welche sich die Kammer 
verthetit, und welche periodisch durch das Loos emenerC werden. 

Art. 108. Die Sitzungen der zweiten Kammer der General-Staaten shld 
otTentlich; auf den Antrag jedoch des zehnten Theils der anwesenden Mit^Ke* 
der, oder wenn der Präsident es dienlich erachtet, berathschlagt die KaoHMr 
bQi verschlossenen Thüren. 

Ueber diejenigen Gegenstände, worüber bei verschlossenen Thüren be- 
ntben worden ist, lann auch eben so ein-Beschluss gefasst werden. 

. ^ Art. 100. Wenn -die zweite 'Kammer, nachdem ihr tkber die Aiisifht ' 
ihrer Sectionen Bericht erstattet worden, den VofScHag genehmig; so sendet 
sie ihn der ersten kammer in folgender Form zu: 

„Die zweite Kammer der General -Staaten übersendet hierbei der 
ersten Kammer den Vorsrhiaf? des Königs; Sie gianbt, dass Gmnd 
vorhanden ist, denselben anzunehmen.** 
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Art. HO. Wenn die «weite Kammer den Vorschlag dos Königs nicht 
genehmigen zu können glaobt; so setzt sie den König in folgender Weite 
davon in Kenntniss. 

„Die zweite Kammer der (jeneral- Staaten bezeugt dem Küuige ihre 
Dtnkbarkeit für den Eifer« womit er Uber (fie Interam des KiSiiig- 
reiclis wacbt, mid bittet fbn ehrerbietigst, seinen VorscUag in 
nocbmtlige Erwigong m neben. 
Art III. Wenn die erste Kammer einen von der zweiten Kammer an« 
genomm^'nf^n Vor<;rhln£^ des Köni^r«; ompfängt; so iihprfiifht sie ihn den See- 
tiüncn. und wenn sie, nachdem sie in allgemeiner Sitzung darühcr heralhsclilagt 
4iat, den V orschlag annimmt; so setzt sie den König auf folgende Weise davon 
in Kenntniss: 

wIMe General-Btaaten bezeugen dem Kdnige ihie Dankbaiiteit fUr den 
JBifer, mit welchem er über die allgemeinen Interessen wacht, nnd 
stimmen seinem Vorschlage bei.** ^ 
Wt4 4ie iweite Kammer in folgender Forme): 

„Die erste Kammer der General - Staaten brin2;t znr Kenntniss der 
zweiten, dass sie dem ihr am ... . zugestellten und das . . • • be- 
treffenden Vorschlag des Königs beigestimmt hat." 
Art. 112. Wenn die erste Kammtir. den Vorschlag nicht genehmigen zu 
können glaubt; so spricht äic bich auf die^im Artikel 110. bestiinmle Weise 
darüber ans. 

• Der iweilen Kanuner giebt sie in folgender Formel davon Kenntniss; 

»»Dije erste Kammer der General - Staaten bringt zur Kenntolf^s der 
fweiten, dass sie den König ehrerbietigst ersucht hat, den ihr am 
.... zugestellten und das ... , betreffenden Vorschlag in noehina^ 

lige Erwägung zu ziehen." 

Art 113. Die General-Staaten haben das Recht, dem Könige Vorschläge 
^u machen, mit Beobachtung folgender Voix linfien: 

Art. 114. Das Ret ht der ersten Beratbscblagung der General - Staaten 
über einen dem Könige zu machenden Vorschlag gehurt ausschlSes^cb der 
«weiten Kammer. Sie prttft denselben in der ffir -die Gesctiesfiirsoblige be- 
jKhiiebenen form. * 

ArL 115. Genehmigt sifc densdhen, so theilt sie ihn der ersten Kunmer 

i»lio%eDder Formel mit: 

tfIMe Kweite Kammer der General- Staaten übersendet der ersten fall 
hier beigefügten Vor«rhtng, und denkt, dass Grund vorhandoi» dit 

Genehmigung des Königs dafür einzuholen." 

Ait, 116. Wenn die erste Kammer in der ordentlichen Weise darüber 
berathen und ihn angenommen hat, so richtet sie ihn an den König mit fol« 
gender Formel: • 

Mt General •Staaten fUiefsenden dem KSnige den beigefügten Tnr* 
schlag, den sie nfitiUcfa und vortheilhaft für den Staat erachten. Sie ' 
bitten Se. llqestät, ihm die königliche Genehmigung ertheilen'n 
vv'ollen." 

Sie unterrichtet davon die zweite Kammer in folgefiden Worten; 
JDie erste Kammer der General-Staaten setzt die zweite in Kenntniss, 
dass sie dep auf .... sich bczie|ienden Vorschlag vom .... ange- 
nommen und Sr. Maj. überreicht hat, um die königliche Genehmigung 
in erbitten.'* 
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Art. 117. V'erwirft die ersLe Kammer den Vorscitlag; so unterrichtet 
sie davon die xweite Kadimer in folg^den Worten: # 

nDie erste Kammer der General*Slaaten sendel der iweitm den kA* 
Beflllglen Yondilag xurQck, i|em sie nicht ihre Zntinunang erthejlca 
zu können geglaubt hat.** 
Art. 118. Nimmt der König einen YoracUag der General •Staaten an; 
M drückt er sich folgendcrmasscn aus: 
wDer König willigt ein." 
Verwirft' er ihn; so spricht er sich so aus; 

»Der K5nig wird ihn in Erwägung ziehen.*' 
^rL 111k Die vom Könige und den beiden Kammern ■ safcno — un ü 
Gesetsesvorschläge werden Gesetze des Reichs und von dem Könige prodaauiL 
Art. 120. Das Gesetz ordnot die Art der ProoianaÜen und die Au^ 
drücke, A\o(lurch die Gesetze verbindlich werden. 

Die Formel der Publication wird folgender Art abgerasst: 

wWir . . König der KiedcilaDde, o. s. w., Allen, die das Gegen- 
wärtiiie sehen, Unaem Grusa. ^nnd sei: 

Naohdem Wir in Erwägung gezogen» u. s. w, 
(Hier wehten die Motive eingeCUgt.) 
Aus diesen Gründen, 

Nachdem \V ir Unsem Staatsrath vemoramen, 
Und in Lebereinstimmuhg mit den General -Staaten haben Wir ver- 
ordnet und verordnen hiermit: 
• (Der Teit des Geseties.) 

Cegeben n. s. w. 

Sechste Abtbeünng. 
Fan ien SlatMuigH. 

Art. iäl. Das Ansgabenbudget des Kfioigreichs musi di^ ZnstittnMing 
Senend-SlMten haben; es wird Tom Kitaige der xwdten Kammer in den 

ortleiltlichen Sitzungen voi^elegt. 

Art. 121? Das Budget vird in 7woi Theile getheilt. Diese Theilong 
wird bei dem Budget des Jahres 1620 gemacht, und wenn die UmsUunde es 
eslauben, noch früher. 

Art 123. Der erste Theil enthält alle ordentlichen fixirtenund stehende 
A»5gahcB. welche an» dem gewBlndichen Lauf der Dinge faerrlduPtD» ndd sich 
flsnx besonders auf den Friedenselat berieiien. 

Sind diese Ausgaben einmal von den General - Staaten genehmigt, so 
werden sie in den zehn nächsten Jahren den Generai-Staaten nicht yehr snr 
jährlichen Bewilligung vorgelegt. 

Sie können w ahrend dieses Zeilraumes nicht mehr Gegenstand der Ver- 
handlungen werden; es sei denn, dass der König der Kammer anzeigte, dass 
irgend .ein Gegenstand der Ansgatien au%ehört habe oder TerÜndert wer- 
doi sei 

Art. 124 Wenn dieser Theil des Budgets festgestellt wird, so mfissen 
anch m gleicher Zeit die Mittel bestimmt werden, wodnicfa diese Awgabcn 
bestfitlen werden. 

Diese werden ebenfalls fUr zehn Jahre festgestellt und bleiben uuverän- 
deilicb, es.aei denn, dass der König die Anzei^ mache, es sm nothwendi^ 
cinr dieser Mittel su crsetien oder an veriindefn. 
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Art. 125. Ein Jahr vor dem Ablauf dirses Zeitraums, filr welchen diese, 
bestimmten Ausgaben geregelt worden sind, legt der König den Kaamem da 
neues Budget für die zehn folgenden Jahre vor. 

Art 196. ©er zweite Theil des Budgets enthält die ausserürdciitlichen 
«Bvorfaergesehenen, ciDgewisBeii Ausgaben, wddie, namentlich die des Krieges, 
UMh den 9mitliideii geregdt werden mUssen. 

Diese Ausgeben, so wie die Mittel, ,sie'iu decken, werden nur jihr- 
iicll bewilligt. 

Art. 127. Die Ausgaben jedes Departemprits der allgemeinen Verwal- 
tong sind der Gegenstand eines hcsondern Capiiels im Budget. 

Die für ein Departement bewilligten <ielder müssen ausschliesslich für 
dfo Ansgaben desselben verwendet werden, dergestalt, dass keine Summe von 
einem Gapitel der allgemeinen Yerwaltnng auf das mä&n ohne Mitwirkung 
der General-Staaten Ubertragen werden darf. 

Art. 128. Der König lässt jährlich den General -Staaten eine detdUirte 
Redmnng Uber die Verwendung der öffenüidien Gdder ¥Oriegen. 

■ 

Viertes Capitel. 

\on den Provinzial -Ständen. * 

£rslf! .Vblhcilung. 
Joii der Zusammensetzung der Provinxihl- Stände. 
Art. 129. Die Pro \ inzial-Stände werden zusammeng^etzt aus den durch 
die drd folgenden Stände erwahlteu Mitgliedern: 

1) durdi den Add oder den Ritterstand, 

2) duMh die 

. ^ doidi da» fladie Land. 

Art. laOL Die toammlaniabl der Minder, woraus die Piranmial* 
Stände losammeogesetit weideA, und die 2aU der von einem jeden der drei 
Stände zu erw'^hlenden, wird von dem Könige nach dem Bencht einer Com* 
mission, welche er m jeder Provinz crncnnl, bestimmt. 

Art. 131. In jeder Provinz werden die Adeligen entweder in einer 
Ritterschaft vereinigt oder uichl. je nachdem es dienlich beiunden wird. 

Die erste Zosammenbe^ufung des Adels oder der Rittersdiaft und jlie 
erste Zulassung su dieser Rittendiaft gehört dem Könige. 

Sie unterwerfen ilir Reglement der Gutheissung des Kdnigs und Übeiw 
sdireiten in der Abfassung desselben nidil die im Grundgesetie au^esteHten 
Frindpien. 

Art 132. We Stadtverwaltungen werden auf die Weise organisirl, wie 
eavon den bestehenden Verwaltungen und von den durdi den König ernanuten 
Spedal-Gonunissionen verordnet werden wird. 

Diese Verordnungen werden den Provinnal-Slinden ingestellt, wetehe 
iin mit ihren Bemerkungen dem Köm'ge zur Gnthdssung Toric^en« 

Sie bestimmen die Art der Wahl derjenigen Mit(^fieder der Prodndd* 
Stilide, welche durch die Städte gewählt werden. 

Art. 133. Jede Stadt hat ein Wahlcollegium; dieses wird jedes Jahr 
zQsammenbernfen , einzig zu dem Zwedce« die vacaAten Stellen in dem Stadt- 
rathe zu ergangen. * » 

.Art. IMt Die fliinnllhigen Ibnrofaner jeder Stadt ernennen zu den 
VMMicA MMh- in den WabkoHegieii. Die EnieimangeD gestehen jlhrlidi 
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durch Stimmfiiunebrheit. Die Stimmen werden auf unterschriebeoft und ver- 
•iegelle Stimmiettel geschriebeD, wdcbe die Geniemde* Verwidtoagiii dw 
WobnuDgen der Einzelnen sammeln lässt 

Die Verordnungen jeder Stadt bestimmen das directo^St^erquantuni, 

das jeder Wähler zahlen, und die Eigenschaften, die er in sich vereinigen muss. 

Art. 135. Das flache Land wird» um sein« Wahlrechte austtben «i 
können, in Bezirke eingetheilU 

Art 136. Niemand kann zu gleicher Zeit MitgUed mehrerer Provinaal« 
Stlnde Min. 

Art. 137. Der König ernennt in allen Provinzen CommiiMrien, unter 
welchem Namen er will, und giebt ihnen die nöthigen Instructionen, um die 
Vollstreckung der Gesetze zu sicheni und über die Inlereflsen des ILönigireicbs 
und der Provinz zu wachen. 

Sie präsidiren in den Sländeversammlungän und bei deujemgeu Depu- 
tationen, welche nach den Beslimmungen des Art. 153. ernannt vcfden. 

Bei ihrer Ernennong leisten' sie den Eid, dem Grondgesetse gttteu 
lu sein. 

Art 138. Die Mitglieder der Provinzial- Stände lebten, ehe sie ihre 
Function antreten, jeder nach den Voiscbrifien seines Glanbens» folgen- 
den Eid: . 

„Ich schwöre (gelobe), das Grundgesetz des Königreichs zu befolgen, 
und mich in keiner Weise und unter keinem Vorwande daveo m 
entbinden; müh nach den VeixMdnungen der Provinx m richten, 
und aljes zu thun, was' in meiner Miclit steht, um ihre WohlCdirt 
in befördern.*' 

„So wahr mir Gott helfet** 
Sie werden zu diesem Eide zugelassen, nachdem '^i^' vorher geschworen 
haben, nichts versprochen zu haben und keine verbotenen Geschenlie oder , 
Gaben anzunehmen, gerade so wie es für die Mitglieder der General-Staaten 
im Elsten Artikel vorgeschrieben ist. 

Art 139. IHe Provinzial- Stände versammeln sich wenigstens einmal 
jähriich, und werden jedesmal durdi den Kfoig lasammen berulea 

Art 140. Die Mitglieder der Provinzial -^täi^le stimmen fUr sich ohne 
Auitrag und ohne besondere Rflcksprache mit deqenigen YersanmiluDg, von 
der sie. ernannt worden sind. 

Art. 141. Die Provinsial-Stande können keinen Beschluss iaisen, wenn 

nicht tibcr die IlUIfle ihrer Mitglieder gegenwärtig ist 

Alle Beschlüsse werden durch absolute Stimmenmehrheit gefasst 

Art. 142, Die Mitglieder der Provinzial-Stände sümraen laut und durch 

NameDsautruf. Nur die Wahl und die Präsentalion von Candidaien geschieht 

durch geheime Abstimmung. 

Zweite Ablheiluug. 
Von den Rechten der Provinzial- Stände. - * 

Art. 143. Die Stünde legen dem Könige die Kosten ihrer Verwaltung 
vor, welc[u'r, wenn er sie genehmigt» sie auf das «Ugemeine •JBudgel dir 
Staatsausgaj^eD setzt 

Art tu. IHe Provinzial - SUinde ernennen «us ihrer eigenen Uitle o4er 
ausseitialh d^selbcn die lUtglieder der jiraitcn Kimnier der Cinwril ffli^w 
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St> 'Mahlert ^le, ISO vid «b irgend mOglkli, m den tenehied€«ie& tbeileii 
ihrer Provinz. 

Art. 145. Die Provinzial-Sla Ilde bpschäftigen sich mit den Geselzen ijl)er 
den Schulz der verschiedenen Glaubensformeu und deren Ausübung, über 
den {MTeirtlidkeB Umtinicbt, Uber die WohHhltigkeits*TerwaitDngen, Ober die 
MM! der MMerang !det Adkeriieiis, des Bendels und der Manufactaren» 
eo wie mit eUen andern Geselieii, weldie der König ihncjn in dieser Bcxiehnng 
torlegt 

Art. 146. Dir' Stände sind femer mit Allem boauftra^rt, was die Ver- 
waltung lind die innere Oekonomie ihrer Provinz betrifft Die Verordnungen 
und Reglements, v^elche sie für das allgemeine Interesse der Provinz nötbig 
und nttUKcfa erachten, müssen, ehe sie vollzogen werden, von dem Könige 
genelUttSgt worden sein. 

Art. 147. Sie wichen darüber, dass der freien Ein* und Allsftihr, to 
Wie dem Durdigänge der Waaren keine andere Beschrünkungen auferlegt 
werden, nls die durch das Gc-^rtz brstimmt sind. 

Art. I is. Sic suchen die Strciiigkeilon der T.ocal •Verwaltungen beizu- 
legen. Geüiigt dies ihnen nicht, so i^erd^n dieselben zur £ntscbeidung dem 
iLönige vorgelegt. 

Att 141. Ber König kann diejenigen VescblUsse der J^rofinsial-Slindb, 
welche den Gesellen oder dem allgemeinen Wolile »widerlauto sospendiren 
oder Temichten. 

Art. 150. Die Provinzial- Stände schlagen dem Konige die Anlegung 
und Unterhaltung solcher Arbelten und Kinrichtuogen vor, welche sie (Ur.ibre 
Provinz nütJjlich erachten. 

Sie können zugleich die Mittel angeben, die Ausgaben ganz oder 
theilweise auf Kosten der Provinx zu decken. 

Genefataigt der Kitnig dieselben, so haben sie die Leitnng der Arbeiten 
irad die Verwendung der Mittel, mit der Verpflichtung, Kecfanung abzulegen. 

Art 151. Sie können die Interessen ihrer Provinz und der Einwohner 
derselben bei dem Könige nnd don General - Stnnfcn verlrctrn. 

Art 152. Die i.von den Prrninzinl-Slätidcn abgefassten, vom Könige 
sanctionirlen Reglements bestimmen die W eise der Ausübung der ihnen durch 
da5 Grundgeselz und in lolge desselben verUehenen Gewalt. 

AjfU 153. Die Stinde ernennen aus ihrer Mitto ein CoHegiom, weidMt 
sowohl während ihrer Sitiungeq, «le wenn sie nicht Tersammelt säMl, ftber 
«Hos wacht, was die tJIgJiche Verwaltung und die VoUstredoing des GeioliB 
betrifft 

Die Provinz Holland, in Betracht ihrer Grösse und ihrer Bevölkerung, 
kmn zwei solcher CoUegien haben. 

Dritte Ablheihing. 
Von den Gemeinde- VertDaltungen, 

Art. 154. Die Verwaltungen der Herrscbaftcn, Bezirke und Dorfschaf- 
ten werden auf die den Umstanden und den l.ocd Interessen angemesseosle, 
und mit den gesetzlich erworbenen Rechten vertraglichste Weise organisirt. 

•■o Die Provinzial-Standc treffen in dieser Beziehung, und in Uebereinstim- 
iiiuv^'d"BGB«edgisili,'iyewfdnungen, wMe sie mit {fareft Bemerkungen 
^tei Mige m Gisiäunfgang «Mtogiii. 

Art, 185. Die Gemeind^Verwaltupgen haben niMiittiB tel ^^ 
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Reglements die ganxe und volle Leitung ihrer besondern und häusliclien In* 
tcressen. Die Verordnungen, welche sie in dieser Beziehung erlassen, werden 
in Ahschrift den Pronnnal-Ständen vorgdegl» ^fUttoi aber sidit' den GeseiMO 
und dem allgenleinen Jnterene xnwiderianfen. 

Der König hat imnier das Redit« üher die Verwaltung der Gemeinde- 
Obrigkcitcnlnformaüonen zu verlangen, und in diescrReiiebimg aUe MaflMHSfiiB 
zu treflen, die ihm nuthi^ scheinen. 

Art. 156. Die rtpmeifide- Verwaltungen sind gehalten, ihr Ausgabe- und 
£mnahmehudgct den i'iuMtuiul' Ständen vuizuiegeu, und sich nach dem, was 
ihnen die Pcovional-Stinde in dieser Benehung voescbreibc&t sn richten. 

Art lö7. .Wenn die Gommunallasten Auflagen eribrdem, so milswa 
die Gemeinde-T^altungen pfinclUch alle die Bestimmungen der Gesetze, der 
Verordnungen und der allgemeinen Reglements über die Tinanzen befolgen. 

Ehe diese Auflagen erhoben werden, müssen sie ;die Zustimmung der 
Provinzial- Stände haben; welchen die Vorbcliiäge mit einer genauen Ausein- 
andersetzung der Bedürfnisse der Gemeinde vorgelegt werden. 

. Bei der Untersndiung dieser Vorschläge waciten die Provimial- Stande 
darüber, dass die Torgesddagenen Auflagen die freie Durch- und Binlohr der 
Land- und der industriellen Producte anderer Provinzen, Städte oder Land- 
gemeinden nicht beschweren, und denselben härtere La<;ten aulksSAf als den 
Froductcn des Ortes selbst, wo die Auflage eingeführt wird. 

Art. 158. Keine neue Gemeindeauflage kann ohne die Zustimmung des 
Königs eingeführt werden. 

ArL 159. Die Stände legen den Könige alle Gemeinde-Biidgcls vor, die 
er verlangt 

DerKönig erlässt dienöthigenlnalniotioiien flbex dieRechnungsaMdilsse 

der Gemeinde- Verwaltungen. 

Art. 160. Die Gemeinde- Verwaltungen k<'»nncn die Interessen ihrer Unter- 
gebenen bei dem Könige und den Ständen ihrer Provinz vertreten. 

Vierte Ablheflung. 
Aügtmeine B«ttlmnnm0m, 

Art. 161. Jeder Einwohner des Königreichs hat das Recht, schriftliche 
BiUsebriften den eompetenten BehQrden einznreicben, irenn er sie persSoBdi 
Ar sich und nicht im Namen mdirerer ab&sst; das leWere ist nur den 
gesetilich constituirten und anerkannten Corporationen ab solchen eilanbti and 
fwar nur für Gegenstände, die m ihren Gerechtsamen gefahren. 

Fünftes GapileL 

Von der Rechtspflege. 

JErste Abtheilong; 
Allgemeine Bettimmmigen. 

ArL 162. Die Rechtspflege iviid im «umn Unftaga dai KSnlgnUl» 

im Namen des Königs verwaltet 

Art. 163. Es soll für das ganze Königreich ein nllgemeinp«; Gesetzbuch 
über das Civil-, Criminal- und Handels -Recht, über die Einrichtung öer 
richterlichen Gewalt und tibcr das Vcflabren in üvü- und r. riminai .Bgehti- 
ndleut eifigclUbrt werden. 
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Art. iM, Der fripdliche Besitz und Geauss seine» Eigenlhums wird 
jedem Einwohner garanlirt. 

Es kann Niemandem dasselbe entzogen werden» als nur für das üiTent« 
liebe Wohl, ond in den darcb das Gesetz bestimniten FäUen, in 'der gesetzlich 
vorgeschriebenen Weise and nach vorheriger gerechter Bntscfaädigong. 

Art 165. Alle Streitigkeiten, welche Eigenthum oder die daraus her- 
lliessenden Rcphte, Schulden oder überhaupt Privatrechle zum Gegenstände 
haben, gehören ausschliesslich vor die (jerirhtsbarkcit der Tribunale, 

ArU 166. Die richterhche Gewalt i^ann nur durch Tribunale ausgeübt 
werden, die durch das Grundgesetz oder in Folge desselben eingeführt sind. 

Art Memand harn trider MinüD Wilkn dm HAter. denr ifaai' 
das Geaeii anweiset, entzogen werden. 

Art 168. -Niemand darf, ausser wenn er ^uf der That erla|ipt wird, 
anders als in Folge einer Verordnung des Richters verhaftet werden, welche^ 
die Gründe der Verhaftung enthalten, und dem Verhafteten, entweder im 
Augenblicke der Verhaftung, oder unmittelbar nachcr, zugestellt werden muss. " 

Das Gesetz bestimmt die Form dieser \ erordnung und die Frist» binnen 
welcher alle Angeklagten müssen vernommen werden. 

Art. 100. Wenn vnler ausi^rofdcntlicben Ümstinden die^ Öflfenllicfaa 
Obriglceii einen Emwohner dAsKÜni^eichs veriiaftai lisat; so -muM derjeniget 
auf dessen Befehl die Verhaftung geschehen ist, binnen vier und zwenaig 
Slnnrlen dem Richter des Orts davon Kenntniss geben» • und ihm spätestens 
binnen drei lagen die verhaftete I'erson ausliefern. 

Die Criminal- Gerichte sind verpllichtet, jedes in dem Umkreise seiner 
GericliLsbarkeit, über die Erfüllung dieser Bestimmung zu wachen. 

Art 170* Niemand darf die Wohnung eines Andern, gegen dessen 
Willeti, betreten; es sei denn, dass dies anf Befehl eines Beamten, welcbea 
das Gesetz in dieser Beziehung für competent erkllrt hat, und mit Befolgung 
der gesetzlichen Formen geschehe. 

Art 171. Fttr kein Verbrechen darf ;die Strafe der ConQscation der 
Gäter statt finden. 

Art 112. Jedes Criminal- Urtheil, welches eine Strafe ausspricht, mxm 
das Verbrechen mit allen Umständen, die es begleiten, anzeigen, und die 
Artikel des Gesetzes, welches die Strafe darflber verhängt, cnllvilten. 

Art 173. Alle Urlheile über bGrgerliche SUrdtigkeiCen mfissen die 
Gfflnde des Urtheils enthalten. 

Art 174.* Alle Urthefl« mttssen in dUBnUicher Shztmg ausgesprochen 
werden. - • 

Zweüe Abtbeilung. , 
Fo» 4«m httkm Aotte imd 4en TrüWMkiu, 

' Art 175. Bs besteht für das ganze KdnigreiGh ein obctsterGeriehtahof, 
welcher den Namen: „hoher Rath der Niederlande" tührt. 

' Die Mitglieder desselben werden so viel als mögliOi ans allen Pronnzen 
erwählt 

Art. 176. Der hohe Rath unterrichtet die rweite Kammer der General- 
Staaten davon, wenn eine Stelle in seiner Mitte erledigt wird. 

Der König ernennt zu derselben aus einer Liste von drei Mitgliedern« 
die ihm diese Kammer aberreieht 

Er ernennt den Pi^denten des hoben Raths waß den Ißfglledeni 
dessdbeiL 
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Er ecnml ^fo Goiertl-Pkocitfitor* 

Art. 1/7. Die Mitglieder der General- Staaten, die Chefs der Beparte« 

mcnls der nügpraeinen Verwalliiog, die Staatsräthc und die Commis<iarien 
des Königs in den Provinzen werden von dem hohen Rathc wegen alier 
Vergehen, (|ie sie ^alirend der i)a^9^ ihrer funcuonca begangen babo)» 
gerichlel. 

Wegm Vergehea, 4i« «ie in der AnsObuiig ihrer FoiifitioiiaD bcgansm 
liaben» k5tiiieii sie nkht eher verfidgl werden« bis die Gcnerll-SlMten di^ 
VeKiirilgiing tntorisirt haben. 

Art 178. Das Gesetz beslinwit die übrigen Beamten, weiche von dMft 
hohen Rathe während der Dauer 4er Ausilbimg ibier Fanclienen wegn 
Verbrechen gerichtet werden. 

Art. 178. Klagen gegen den König, die Mitprlipder seines Haines 
gegen den Staat k'>nnen nur vor dem hohen Rathe gciuhrt, ausgcnommeQ die 
Realklagen, welche vor den gewöhnlichen Richter gebracht werden. 

Art, 180. Der hohe Rath wacht tilicr die Verwaltung der Redits- 
pflege in dem ganzen Umfange des Königreichs; er wacht darüber, dass 
alle GeriehtshÖfe und Tribiinale die Gesetse gerecht anwenden. Er TeridcbM 
die Beschltisse und Ürthcile, welche jenen zuwiderlaufen; alles dies in Po]^ 
der Befugnisse, welche ihm das Geseltboeh ttber das gerichtHcbe VeMiea 
verleiht. 

Art. 181. Die Berufung in denjenigen Rechtsstreitigkeiten , welche nach 
dem Gesetze in erster Instanz dnixh die ProTinzial- Gerichtshöfe gerichtet 
worden» wird vor den hohen Rath gebracht 

Art ld2. Es giebt einen Gerichtshof für eine oder mehrere Provinzen. 
Der KSnigevnennl au den erledigten Stellen desselben aus einer dreilMheii 
IdSle Ton Personen, die ihm durch die Pronniial-Slande flberreicht wird. 
Er ernennt die Präsidenten der Gerichslsh5fe aus ihren IfilgUedeni. 

Er ernennt die General -Procuratoren. 

Art J-^il fiie Criminal-Gerichlsbarkeit wird ansschliesslich durch die 
Provinzial-Geriühbhüfe \in<i andere Crin^ioal- Tribunale, deren Einrichtung 
l|i^lhig erachtet wird, verwaltet. 

Art 18i Die Verwallung der Civil- Gericbtsbailceit ist den Proviiidd- 
Qmlitahören und de» Civil -Tribunalen anvertraut 

Art ISS. Die Einrichtung der Provinsial-Geriehtsbofet, der Civi^ und 

Cruninal*TribunaIe, ihre Benennung, der Umln'eis ihrer Gerichtsbarkeit, ihre 
Befugnisse, die der General • Procuratoren und andern PrDcaraturbeamlJQyv 
werden (]urch ein Gesetz bestimmt. 

Art. ISi). Die Mitglieder des hohen Raths, der Provinzial - Gerichtshöfe 
und der Cnminal -Tribunale, so wie die General- Procuratoren und andere 
ywHwmtytteiwtso ba| diesen GencbtshQISBn nnd Tifbiiiitte* werdeu auf 
lebeiuieit ernannt 

Die Dauer der Functionen der andern JUditer und Prucufturheamten 
wird durch ein Gesetz bestimmt. 

Art. 187. Das Gesetz bestimmt die Weise, alle SireitigjjlLeji^ und 
üebertrelungeii in Stenerangelegenheiten zu entscbi i lpn. 

Art 188. Eiü. Kriegsraiii und em oberster miiilarisciier Gerichtshof 

riditet aber aUe von Land* od« SeesoUaten ohne Aamüim heg^iwi 
Tetbrecben. 

Dieser Geriditihof wird ans einer i^eichen AbmU von Eedits|i|fiM9. 
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und Land- und $eeoCficieren best^h^, die vom l^öfiige ^( l^ben^it er- 
naimt werden. 

Ein Rechtsgclebrter mnss immer in denselben den Voisita lEibren. 
Art. 189. Die ordenUidieii Tribunale entscheidea flb^r alle gegiHi einen 
Ittlilar gerichtete GvOklagen. \ . 

♦ 

Sechstes Gapitel 
Fofi dem G&tietdimsh, 

Art. 190. Die voUkommeoe Freiheit aller religiösen Meinuogen wird 
Jedermann garantirL 

Art 191. ANen religiösen Gemeinschaften, welche in dem Königreiche 
bestehen, ist gleicher Scfanti veriiefaen. 

ArU 102, AHe üaterthanen des Königs, ohne Unterschied ihres religio- 
seil Glaubens, geniessen dieselben bürgerlichen jind politischen Reabte« und* 
bab^Q gleichen Anspruch auf alle Würden und Aomter. * 

Art, IQJ. Kein Gottesdienst darf in ^nncr öffentlichen Ausübung 
verhindert werden, ausser ucnn er die Ordnung und uifenüipbe Buhe stören 
könnte.. 

Art, 194. Alle Ciehall«^ Pensionen o4er andere Einbanunen« von wMiHr 
Art sie sein mögen, welche die verschiedenen Gotteidiensle «nd ihse Geis^ 
Kdien gegenwärtig geniessen, sind ihnen garantirt 

Denjenigen Geistlichen, welche noch keinen Gehalt haben, kann ein sol- 
ciicr verliehen» und andern, deren Gehalt unzureichend ist« decfielba arb^ 
werden. 

Art. Idä. Der Kuiiig wacht darüber, dass die für den Gottesdienst 
hewtUii^ Snmmen, wekfaie ans dem öffientlidben Scfaalaa aisbenhit werden, 
an heinaiii andern Zwecke «emodt werden,* als wpfhr sie ansdrttdiUih b«- 
stunmt sind. 

Art 190. Der König wacht darüber, dasakein Gottesdienst in dfir-freien 

Ausühunc:, die ihm (i;is Grundgesetz zusichert, gestört werde. 

ür wacht ferner darüber, dass jeder Gottesdienst sich innerhalb der 
Gränaen des Gehnrsaoii i^alle, den er den Gesetsen des Staats scbuldi^ ist. • 

Siebentes CapiteJ. 

.A,rt 192. £s darf ohne ein Gesetz keine Auflage zum Behuf des öffent- 
licben ä<ibalaes erhoben werden. 

Art. 196» Es &M!tk keinem Stenerprivilegien ertbeilt werden. 

Art. Jedes Jahr muss in dem Interesse der Sfaatspbibiger die 
öffentliche Schuld in üeberlegung gezogen werden. 

Art. i.MK> Das Gesetz ordnet das Gewicht und den Gehalt dier Hünaeni 
es besUrarat den Werth derselben. 

Art. 201. EinCoIlegium, unter dem Namen „Käthe und Generalmeister 
der Münzen'*, leitet nnd besorgt alles, was die Münzen betrifit, indem es sich 
nach den IqsCmelionen richtet, die ihm das Gesetz vorscbreibL 

Der König ernennt zu den vacanten Stellen dieses CkiHeghims ans eilllBr 
dreifachen Personenliste, die ihm von der iweiten Kanuner dar -General^ 
SMei^ 'überreicht wird. ' . * 
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'Art. 202. Es soll für das ganze Königreich eine Rcchnungskaramer 
bestehen, welche mit der Prüfung und Liquidation der jährlichen Rechnungen 
der Departem^ts der allgemeinen Verwaltung, so wie überhaupt aller Rech- 
mnigsplliehfieeii des Staat«, nach den darch das Gesetz vorgeschriebeiwa 
iDSlmdionen , beaußragt ist. 

Die Mitglieder der Recfanuneskaminer soUen so viel ab möglich ans aUen 
Pro inzcii pE^wählt werden. 

Der König ernennt zu dfn vacanten Stellen aus einer dreifachen Perso- 
nenliste, die ihm die zweite Kammer der General -Staaten überreicht. 

Achtes CapiCeL 

} 'on der Verllieidiyumj des Staals, 

Art. 203. Nach den alten fiewohnhoiten, nach dorn Gri^fr der Pacifica- 
tioü von Gent und nach den Grundsätzen der Union vun I trrrlit, ist es eine 
der ersten Pllichten eines ünterthans des Königreichs, für die Erhaltung der 
UnaNiängigkelt und flir die Vertbeidigung des Gmndgebiets des Staats die 
Waffim lu tragen. 

Art. 204. Der König sorgt dafür, dass zu allen Zeiten eine nueicfaende 
Land- und SeeniacRt, durch freiwillige Anwerbung ton Eingehomen oder 
Ausländem, beständig unterhalten werde, um in oder ausser £uropa* je nach* 
dem es die Umstände erfordern, zn dienen. ' 

Art. 205. Fremde Truppen durlcn nur nach gemeinschafllichem Leher- 
einkomiBeii des Königs mit den General* Staaten nim Dienst des Ktaigrefchi 
angeworben werden. Die Capitnialionen, die der Kdnig in dieser Betidtoog 
Macht» tbeilt er, sobald als möglich, den General -Staaten mlL 

Art. ?0f>. Unabhängig von der stehendrn 1 rmd- ?iind Srcmacht wird 
eine Natioiiilmiiiz besteben, die in Friedenszeilen jährlich um ein Fünflbett 
entlassen wird. 

Art 207. Diese Miliz wird so viel als möglich aus Freiwilligen ange- 
worben, so wie das Gesetx es vorsdireibL 

Ist die Zahl der FreiwiRigen nicht tureichend; so wird sie doidi das 
Loos ergünzL AI1c3am ) . Januar jeden Jahres noch nicht «erheiratbete Manner, 

die npini7rhn Jahre alt sind, aber ihr drei und zwanzigstes Jahr noch nicht 
vollendet hahen, nehmen an dieser /iehnng durchs Loos Anlheil. Die, welche 
ihren Abschied erhalten haben, können unter keinem Verwände zu keinem 
andern Dienste mehr berufen werden, als zu dem der Communaigarde, wom 
nachher gesprochen werden wird. 

AtL aOä. In gewöhnlichen Zeiten Itommt die Miliz jlbrlich dnci^lfoiiat 
zusammen, um sich in den Wallen zu üben. Der König kann jedoch, wenn 
das Interesse des Staats es erfordert, ein Viertel der Miliz zusaoumen be> 
ballen. 

Art. 209. i/Ti Falle eines Krieges oder unter andern ausserordentlichen 
ITotttinden, kann der König jedoch die ganze Miliz zusammenberafen ond 
betsammen halten. Sind die General-Staaten nicht versammeh; .so behift er 
sie iu gleicher Zeil: er macht sie alsdann mit dem Stande der Dinge bcüinot, 
und vereinigt sich mit ihnen über die ferneren Massregeln. 

, Art. 210. In keinen Falle darf die Miliz in den Golonien| gehraocht 
werden. * 

Art. 211. Die Miliz darf, ebne die besondere Zustimmung der General- 
Staaten, nicht über die Gränzen des Reichs hinausgeführt werden, es sei doh 



aogenbUcklicl^ dringende Ge^,^}lr Torhanden, oder wenu bei Ciarnisonsveran- 
derungen die nächste iUaiichruute über iremdes Gebiet tührt. In diesen 
bdden FSIleii giebt der Kdnig General-Slaaten in der möglich kürzesten 
Frist Kenntniss ?on den Befehlen* die er ertbeilt bat 

Art 212. Alle Kosten iur die ^rmst des Staats werden aas dem oiflfept- 
lidien Schatze entrichtet. 

D'w Einqnartif rung und der ünterbnlt der Soldaten, die Transporte und 
Lieferungen, \oii welcher -4rt sie sein mögen, die die Truppen des Königs 
oder die Festungen erhalten» dürfen picht zur Last eines 'oder mehrerer Ein- 
wohner oder Gemeinden: gelegt werden. Wenn unter unvorhergesehenen Um- 
stinden Ihnliche Leistungen Ton£inselnen oder von Geihefndengetfaan worden 
sind; so muss der Staat dieses berechnen t und ihnen eine Entschädigung n^ch 
dem durch die Reglements festgesetzten Tarif entrichten. 

Art 213. In allen Landgemeinden, deren Bevölkerung 2500SeeIen oder 
mehr beträgt, sollen, wie früher, Coniuiunnlgarden (Schutterijen, Bürgerwehr) 
errichtet werden, welche die üfTenliichc Ruhe aulreeht erhalten; sie dürft n iru 
Falle eines Krieges gebraucht werden, um die Angriffe des Feindes zurückzu- 
schlagen. 

In den andern Gemeinden soll es Communalgarden geben, welche jn 
Friedenszeiten ausser Activitat sind» im Falle eines Krieges aber sich als Laa^ 
Sturm mit den Übrigen Communalgarden inr Vertheidigung des landes v«^ 
einigen. 

An. 214. Ein Gesetz soll die Bestimmungen [feslslellen, welche der 
König iür die Organisation der Miliz» die Anzahl der Mitglieder derseibei)^ 
dl« Gommunalgarde und den Landsturm nöthig erachtet 

Neuntes Gapitel. 
Vm der Verwaltung der Brücken^ Ckanmee» und Gewäeser. 

Art 215. Der K$Dig hat die Oberaufsicht über alle WasacRudMilsi^ 

Brücken nnd Chausseen, ohne Unterschied, ob die Kosten densibeB aw den 
öffentliche]^ Schatze, oder auf andere Weise gedeckt werden. 

Art. 216. Der König lässt die allgemeine Verwaltung der brücken, 
Ciiauäseen und Gewässer ausüben, wie es ihm am besten dünkt. 

Art 217. ünabhUngig von der Obennfilcbt, welche der König der 
allgemeinen Verwaltung Ikber die WerlA. welche auf Kosten der GbUegien, 
Gemeindoi und Privatpersonen unterhalten werden, erlheiloi k^m^ ist diese 
Verwalimifr nach den ihr vom Kön%e gegebenen inslructionen, auch mit der 
Besorgung aller Wasserarbeiten an Seehäfen, Rheden, Dünen, Dämmen, 
Schleusen und andern Werken, so wie der Brücken und (liiausseen^ deren 
Bau gani^ oder iheiiweise auf Kosten des Öffentlichen SchaUes geschieht^ be- 
anitragl. 

Art 218. Wenn unter den am Ende des vorigen Artikdis aufgezählten 
Werlwii einige sind» deren Verwaituiq; entweder aus einem weniger f^igiwiftinftu 
Interesse» als aus Gründen der NfUilichkeit und Panlicfakeit« den Finnnaal* 
Stinden anvertraut werden knnn; so soll ihnen dieselbe entweder aussdUien* 

lidl, oder in Verbindung mit der Generalverwnitnng überfragen werden. 

Art 219. Der Kütjig bestimmt, nacLdein er die Provinzial- Stände dar- 
über vernommen und auf den Bericht des Staalsraths, welche Arbeiten der 
Verwaltung der Stände m. übeilasBen sind, und giebt zu gleicher Zeit die 
Art afi, die Köllen ilner ünlei^altiiig la deekeiv 

An»m WttmlMtwnc» Mkmtä oder aadiw WwInrwW^ d^ 



Digrtized by Google 



208 

bestimmt ?ind. die Gewässer im Meer- und Flussbette zurQckzohaUen, auf 
Kosten von CoUcgien, Gemeinden oder Privatpersonen unterhalten oder von 
ihnen geleitet werden; so bat die General Verwaltung die unmittelbare Aufsicht 
Qb«r diese Arbeiten. Sie sorgt dafür« dass der Bau oder die WiederiiHV 
Stellung derselben dem allgemeinen Interesse nicht schade; sie giebt ^ 
Collegien, Gemeinden nnd PriTatpenoncn alle in dieser Beciehnng nofbig^ 
Innructionen. 

Der König kann auch den Provinzial-Sfandon die nnmitlf^lfinre Aufeicht 
Uber diese Werke ans Gründen der Nüt/lichkoit oder PassVirhkrK verleihen, 

Art. 221. Die Provinzial-Slüude haben die Aufsicht ubt>t alle im vorigen 
Artikel nicht begriffenen Wasserwerke, so wie Uber alle Canäle, SdiiffiAit 
Seen, Gewisser, Brucken und Chausseen, welche auf Kosten von Cotteglcii. 
Gemeinden oder Privatpersonen gehen. Sie wachen darflber, dasS diese At- 
betten gut und gehörig gebaut und unlcrbalten werden. 

Art. 222. Die St'ände haben die Aufsichl über alle Collegien, welche 
den Namen führen: „Hoogheeraraadschappen, Ilcemraaiischappen, Wateriugeo, 
VVaterschappen," über alle Verwaltungen von Deichen oder Poldern, unter 
welchen Namen diese auch in ihrer Pronnx bestehen« unbeschadet jedoch der 
Bestimmungen des Art 220. Uber die Befugnisse der Generalverwalfnng in 
BeriehuDg auf diejenigen Werke, welche daxu dienen, die Gewässer In dem 

Meer- und Flusshettp znriirl^/nhallen. 

Die gehörigen Orts gut gehcissenen Reglements dieser Collegien, welche 
als Grundlage ihrer Institution dienen, können von den Ständen mit Geneb- 
mignng des Königs verändert werden. Die Collegien schlagen die Verände- 
rungen vor, welche der Nutien der Beiheiligtcn erheischt 

Die Stihnde Überlassen dem Könige die ISmennung oder den Vorschlag 
la den vacantcn Stellen in diesen Colinen. 

Art, 223. Die Stände hab^n in ilirpr Pruvinz die Aufsicht iihrr die 
Aiisgrohiiiiu^ der Torfgruben, Stein- und Kohlenbrircho und andere Minen 
und Bergwerke, so wie Uber alle Wässerungen, Verdcioiiungen und Austrod- 
nimgen. 

^r König kann aus Gründen der allgemeinen oder grösseren MttttlidH 
keit dieser Werkii die Ansicht Ober diesdben der GeneraherwaiRuttg dar 
Brfteken, Chausseen und Wasserleitungen übertragen. 

Art. 224. ^^^ i n in Zukunft ftir einige der in diesem Capile! begriffe- 
nen Arbeiten (ieldliii!(< ji aus dem Slaatssclialz licwiiligt werden, so soll zu 
gleicher Zeit die An der Verwaltung und Aulsicht Uber dieselbe festgestellt 
werden. 

AH. <S5. Die Wege-, Brficken* und Schleusengelder soBen tQr-Uiiltt>- 
hdtung wiad Ausbesserung der Chausseen, BrQ<to, CanSle und schiffbaren 

Flüsse verwendet werden. Ist ein Ueberschuss vorhanden, so bleibt derselbe 

für An«[^aben derselben Art, in derselben Provinz aufbewahrt, mit einziger 
Aiisnalimr drrjrnigcn Gelder, welche auf den grossen Communicalionen ^ 
Königreichs erhoben worden; der Ueberschuss der letztern kann überall, ItO 
der König es verordnet, zu denselben Zwecken benutzt werden. 

Zehntes Gafiltel 

Von dem u[fintUchm "Ünterrin^t und dm fVokUhäligkeitsanslalte»* 

Art. 226. Der öffentliche Unlerritlit ist ein beständiger Gegenstand 
der Ffirsorge der Regierung. 0er Eönig l'it&t jSlirlich den General -Staaten 
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Eecfaensdiift ablegen Ober den lastend der* oberen, mittlem und unteren 

Schulen. 

Art. 227. Da die Presse dns geeignetste Mittel ist, Kenntnisse und Auf- 
klärung zu verbreiten, so knnn sich Jeder, ohne voiherige Erlaubniss. dersel- 
bedienen, um seine Gedanken mitzulheilen. 

Jedoch sind Verfasser» Drucker, Herausge^>er und Vertheiier für die 
Scbrükeii verantworüicbt welche die Bedite der Cesdlechaft oder Einzelner 
verleben. * 

Art. 228. Ab ein Gegenstand von hoher Wichtigkeil werden der Für- 
soi^e der Regierung anvertraut die Verwaltung der Wohlthätigkeit und die' 
Erziehung armor Kinder. Auch hierüber soll jilhrUGb den Gmral- Staaten 
Rechenichafl abgelegt werden. • ^ 

Eiifles Kapitel. 
lieber Veränderungen und Zusätze, 

Art 229. Wenn durch Erfahrung Veränderungen ond Zosätze zu dem 
Grundgesetze nöthig w erden sollu n, so muss ein Gesetz, zu gleicher Zeit, wenn 
es diese Nothwendigkeit ausspricht, diese Veränderungen mit Bestimmtheit 
angeben. 

Art S3D. Diesee Geseti wird den PRyfintial-Stil&den sagescbickt Diese 
wühlen äMtai in dem Zeilraune, welchen jenes festsetzt, eine gleiehe AmaM 
nnsserordentlicber Mitglieder zu den ordentlichen Mü^iedem der Gencval- 

Staaten, und zwar auf dieselbe Weiso, wie die letztern gewählt werden. 

Art. 231. Wenn in Folge der Artikel 27., 44. und 46. des Grundgesetzes 
die zweite Kammer der General ' Staaten sich in doppelter Anzahl versam- 
naeltt so geschieht die Ernennung durch die Provinzial - Stände» welche von 
den die fcdmgliche Gewalt ausQbenden Beamten ausammen' berufen worden. 

Art. 232. Die iweite Kammer der General -Staaten kann keinen Be- 
schluss über eine Veränderung oder einen Zosata zu dem Grundgeselz fasseiv 
wenn nicht zwei Briltheile ihrer Mitglieder gegenwärtig sind. Die Beschlüsse 
werden nach einer Mehrheit von drei Virrtc! öff Summen gefasst. 

Alle für die Abfassung eines Gesetzes vorgeschriebene Kegeln müssen 
püokLiich befolgt werden. , 

Art. 233. Wühlend ^ner Regentschaft darf keine Yerindening mi| dem 
Grundgesetae oder mit der Thronfolge vorgenommen werden. * 

Art 234. Die Veränderungen und Zusätze zu dem Grondgeselie we^• 
den demselben angehängt und feierlich bekannt gemacht 

Ergänzende Artikel. 

Art. i. Der König ist aulorisirt, nlte Maassregein zu ergreifen, um in 
der nacli^en Umständen möglichst kürzesten Frist das vorstehende Grundge- 
se^ in allen seinen Tbeilen und regelmässig in Ansübung zu bringen. Er hat 
xft dimi Ende die Ernennung zn allen Aemtem und Behörden, wie auch iin^ 
mer die Art der Ernennung durch das Grundgesetz vorgezeidhnet ist. 

Art. 2. Alle Obrigkeiten bleiben in ihrA Stetten und alle Gesetie in 
Kraft, bis darüber» anderweitig verftigt worden ist. 

Art; 3. Der erste Austritt der Mitglieder der zweiten Kammer der 
Gemeral'Slaaten findet am dritten Montage im October 18)1 statt 
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Das neae Königreicfi erhielt bald nach der Annahme der Ver- 
fassung noch einen Zuwachs' des Tenitoriunis an der Belgiscfaen 
Gränze', indem durch den zweiten Pariser Frieden vom 20. Novem* 
her 1815 *) als das Resultat abermaligen UeberwaltiguDg'Fraok* 
leicbs unter Napoleon, noch die Beste der vormafigen Oestarreidii- 
sdien Niederlande von Frankreich herausgegeben werden mussten. 
Es war ein an Hineralproducten ergiebiger Landstrich zwischen 
Hennegaü und Namur in den Ardennen mit den Festungen MarieiK 
bürg und Philippeville, mid ausserdem erlingte der König der Ki» 
derlande die Souveränetüt über das unter der HediatherrscfaafI des 
Fürsten von Rohan-Monthazon stehende Herzogthum Bouillon zwischen 
dem GrosshcTzoglhum Luxemburg und der Champagne. 

Die innere Missslimmung des Volkes nahm indess bald einen ent- 
schiedeneren Cliarakter aii,^und zwar in doppelter iiiclUunp;, in der natio- 
nalen und confessionelien. In dernationalen Richtung wurde die gegen- 
seitige Erbitterung der Befgier und Holländer dadurch besonders 
genährt, dass jene, in ihier lie\oikerung um eine Million stärker als 
diese (— das \ erhällniss war im Jahre 1816 3,210,700 Belgier ge- 
gen 2,016,157 Holländer — ), bei der höheren Verwaltung, namentlich 
aber in den diplomatischen und iniiitärischen Verhältnissen, sowie in 
den Ministerial - Departements si li zu wenig berücksichtigt fanden, 
dass kaum ein 1 ünt'tel dieser Beamten aus den Belgiern gewählt 
wurde. Die confessionelien Streitigkeiten wurden bei dem starren 
Fanatismus des Klerus in den südlichen Provinzen von Jahr zu Jahr 
mehr ausgedehnt, indem aucli die entschiedensten Reformen und Ün- 
terstülzungcn von Seiten, der Regierung verdächtigt und zur Aufrei- 
zung gegen den König und das Ministerium bei allen Gelegenheiten 
gemissbraucht wur4en. So geschah es, dass der Bisrh nf von Gent, 
gestytzt auf eine Note des Cardinal ConsaIvi»vom 19. Marz 1816, den 
Pfarrm seiner Kirchspiele untersagte, denjenigen Absolution zu er- 
theilen, welche dem Könige und dieser religionsfeindUchen Verfassung 
den Eid der Treue geschworen hatten. In den General - Staaten, 
welche in jährlichem W echsel zu Brüssel und im Haag gehalten wur- 
den, «ah man die gehässigste Disposition von 'der Mehrzahl der Belgi- 
schen Mitglieder geführt, diä eine um so grössere Unterstützung fand, 
als gleich in dem ersten Jahre in Brüssel C1316) ein Belgier zId 
Frasidenten gewählt^ und im zweiten Jahre (1817) im Haag eMkia 

V MkrFriidmneriraff üt ot^Mlmlkf hei Martim HkueÜ ete, Suppl9^ 
m$nt, vol. II, pff. 662-90; der betreffende ArtiUel ut Nr. /, pg. 685. Jkum 

gekört der Vertrag zwischen dem Könige der Niedertande and Preitssen Ä*r 
die Ausgleichung der Gränzen vom 2& Juni 1610 bei Marten» o. 0» 
Svppkm, vül» UL pg, 2lli—4A* 



Digitized by Go 



der Präsident und sogar auch der Vicepräsident aus den Reihen der 
Belgischen Mitgheder genommen wurden. Der Bischof von Gent 
(fürst V. Brogho) setzte seine Angriffe gegen die Verfassung immer 
kecker fort; in seiner Sclirifl Jugenient doclriiial erklärte er, „wenn 
die Verfassung allen christlichen Confessioiien gleichen Schutz ver- 
spräche, so heisse dos, dass man den irrlhum eben so w ie die Wahr- 
heit schützea waUe**; „und eine Yerfa^ung als ein heiliges Gesete 
zu beschwören, wenn dieselbe einem Souverain, der sich nicht zur 
Katholischen Religion bekennt, das Recht der höchsten Aufsicht über 
den Religionsunterricht zusteht, heisst das heihgste Recht der Katho^ 
tischen Kirche verrathen". Der Process gegen deo Bisehof, seine 
Flneht . nach Fninkieicb» seine VenirtheiluDg vor den Assisen xn 
Bniflsel in contumaciamy so wie dessen Aofrecfatbaltang dorch dfin 
paMtticben Hof imd das Domcapitel zu Gent, steigerten die allge- 
tiiäne liäUinnig aosserordentlich in den Jahren 1817 und 1818, und 
kirnen schon damals anf einen immer jäher werdenden Brach zwi- 
schen den beiden Haupttheilen des noch nicht befestigten SUiatsTer- 
bandes hin, der nnr fai der ernst sich bewährenden Vermittehmg der 
Regierung verzögert, aber nicht geheilt werden Iconnte. Dazu iimpa 
ton Niederlindischer Seite die Anforderungen auf erhöhte finandelle 
Leistungen (besonders wegen der Staatsschulden und des Wasser- 
staates [M.'jrinc und WasserbauJ), auf Veriinderungen in dem stehen- 
den Heere und der Nationalmiliz, die bei den Belgiern missliebig waren, 
Beschränkungen der freien Presse, um sich vor den nichts schonenden 
Angriffen des Ultramontanismus sicher zu stellen; während die Vortlieile, 
welche für die Belgier aus dem durch die Verbindung mit Holland 
erweiterten Handelsverkehre und aus der allgemeinsten Tbeilnalime 
an dem Seehandel für ihren noch mehr aufliliihendcn Ackerbau und 
Bergbau, sowie für die bedeutsamsten Zweige ihrer technischen In- 
dustrie hervorgingen, mit gleichgiiltigen Augen nur als ein notli wen- 
diges Ergebniss des wiederhergestellten Friedens angesehen wurden. 
Eine neue widerwärtige Aufregung, die sicher von der Regierung, 
l^ttö tetmfeden werden sollen, brachte der königliche Erlass vom 
15. September 1819, nach welchem der Gebrauch der Französischen 
Sprache in den südlichen Provinzen des Königreichs möglichst, bi- 
scbninkt werden und die Flamländisch - Holländische Sprache vom 
r. Januar t823 als die einz^ gesetzliche gelten sollte. Dieser An- 
griff auf die' Nationalität^ welcher allerdings unter der zwanzigjähif- 
gqn i'^rsn^äj^f^n Herrsdiaft ein stark Französirter Charakter aufge- 
|i|t^1i^rrfeftgfe sehr geschickt von dem Katholischen. Klerus be- 
' u m Ihn mit den. immer grösser werdenden Gefiihren 
llIRMMPHbtn feibihden, und jede-Glasse des Volks zur ge- 
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meinschaftünhen Vertheidigung der bedrohten Rechte aufzurufen und 
seinen besonderen Zwecken unterwürfig zu machen. Es konnte da- 
her leicht erklart werden, dass durch die H(]i:isrhen Abgeordneten 
die von der Hp^-^iening vor^efep:ten Kiitwiirfc nhcr das vcrfnssungs- 
mässifre zehnjährige Budi^p!, iiber die Burger^^arrlen verworfen wur- 
den, und dass es späterhin als ein glückh'ch über die Schwache der 
Regierung errungener Sieg gepriesen wurde, wenn diese solche Gc- 
Mtse voUständig zurückzog oder in ganz umgestalteter Form von 
neuem vorzulegen versuchte. Auch die Verfügung in Bezug auf den 
Gebrauch der Holländischen Sprache wurde gemildert, nur sollte 
nach der neuen Anordnung' vom 26. October 1822 in den Lehran- 
stalten und bei öflentlichen Verhandlungen die Nationalsprache (Hol* 
lindiacbe odee Ftämisdi^) ausscblieaslidi gebraucht werden. 

Die mit jedem Jahre vergrösserte Spaltung zwischen den Re- 
pnisentanten der nördlichen und südlichen Provinzen wurde 1821 
durch zwei Ereignisse noch stärker vergrössert und die Wurzeln der 
unversöhnlichsten Zwietracht wurden dadurch recht offen der allge- 
' roeinsten liuLrachtung zur Schau gestellt. Das eine financiellcr iSalur 
dient zugleich als Maassstab für die Beurtheilung der gegenseitigen 
politischen Stärke und materiellen Entwickelung in den beiden Thei- 
len des Niederländischen Staates. Bei einer Veränderung der indirec- 
ten Steuern verlangten die Holländischen Abgeordneten Begünstigung 
eines freieren Handelssystemes und das Aufgeben einiger Zölle auf 
die Einfuhr bestimmter Fabrikate. Die Belgischen Abgeordneten 
waren auf das Lebhafteste dagegen, indem sie diese Zölle als einen 
wesentlif h nothwendigen Schutzzoll für ihre einheimischen Fabriken 
betrachteten. Bei der Abslimmung standen önfangli( h ^ Mitf^lieder 
auf jeder Seite, da gingen zwei Belgische Mitglieder zu den Hollän- 
dischen über, das Finanzsystem der letztern siegte, aber in ganz 
Belgien erscholl ein gewaltiges Geschrei über den Verrath des Lan- 
des, über das Hinopfero der inleresien Belgiens für die Holländer. 
'Das zweite Ereigniss war eben so emster Natur und griff fast noch 
mehr in das innere Leben Relgiens ein. Der nach Frankreich ent- 
flohene Bischof von Gent war dort am 19. Juli 1821 verstorben und 
die Regierung hoffte nun zuversichtlich, die mehrjährigen Streitigkei- 
ten mit dem Domcapitel yon Gent und den davon abhängenden Pro- 
vinzen leichter zu beaeitigeii. Aber gmde seit dieser Zeit galt der 
im «Asyl verstorbene Bischof noch höher, er wurde als Märtyrer für 
die gerechteste und heiligste Sache dem Volke vorgestellt, und 
noch mdir als vorher zu dem entscbiedeDsten Wtderstj^llde.9i|pB 
die Haassrogeln der Bogierung iii den kircUichen und damit jMli 
verwflüdteii AngelegeuheiteD entflammt, smnal für dle-BegMIiMS 
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solcher Widersetzlidikeit d(T sicfiere Beifall des Papstes und der 
sammten Katholischen Kirche in Aussicht gestellt werden konnte. 
Dies machte sich durch aufftilligc Manifestationea überall kund, und 
die folgenden Jahre 1822 bis 1825 geben dafür die triibsten Beispiele. 
Solche Schonungslosigkeit von der Seite des grössten Theils des Ka- 
tiiOliSGhen Klerus trieb auf der andern Soitp auch die Regierung wie- 
dar xa härteren Schritten. Im Mai 1820 erfolgte die königliche Ver- 
ordDQDg; dass in Zakimft keine Schule ohne BewilUgDOg der Regie- 
nmg errichtet werden siillte» dass die Regfemng «liein die Lehrer 
craennen wvde, .und daas alle ohne AutoriMlion der Regierung 
erdffiiete Schulen mit dem 1. October 18915 gesefaiosflen werden soll* 
ten. Ein sweiler königKcfaer Belbhl ans derselben Zeit ordnete die 
Erricfatong eines philosophischen OoUeghmis so towen an die 
snm geirtlicbett Stande bestimmten Katholiken, woraafder Bisdiof fon 
lüimor erklärte^ dass er die hi diesem Golleginm ausgebildeteten jun* 
gen Leute niemals in seiner Diöcese zu Geistlichen ordhiiren lassen 
werde : der erste Geistliche des Landes, der Erzbischof von Mecheln, 
stimmte, obschon er zum Curator des neuen CoUegiums von der Re- 
gierung ernannt war, solchem feindlichen Auftreten seines Suffragan- 
blschofes vollständig bei. Endlich ein dritter Erlass vom 22. August 
1825 verbot die Anstellung der Niederländer und Belgier, welche 
nach dem 1 October 1825 auf einer ausländischen Lehranstalt philo- 
sophische oder theologische Studien getrieben, in irgend einem Amte, 
namentlich aber in einem geistlichen, um endlich, wie es hiess, die 
jungen Leute der Gefahr zu entziehen, auf ausländischen Lehranstal- 
ten Grundsätze in sich aufzunehmen, die dem wahrhaften Interesse 
des VaterUmdes entgegen streben. 

Biete, traurigen Zostande des inneren Zeifaliens ier Miederlan- 
diBcfaen llonardne verbesserteil sich kehieswegs dorcb die Nacfagie* 
Ugkeit des Königs Wllhefan L bei denf Abidihisse*) des Omcordalis 
mit der Bomisdien Curie Tom 18. Jnnf 1827, wekfaes der König 
gegen den Rath seines flünisterioms am 29. JitU 1827 ni Rrusael 
bestStigte. Die gdioffte Anssöhnong der KathoUken mit der Rejgi»* 
rung ging im geraden Gegentheile in noch verstärktem Hess dher, weR 
das Concordat keiner Parthei im Lande genägte^ und die Majorität dar 
und General-Staaten in demselben efaie Ueberschrdtong des Art ltl4. des 
Grundgesetzes erkennen wolKe, da die Regierung nicht zur Dotirong der 
bischöflicliefi SeminarieD und Dom-Capitel berechtigt gewesen, indem 
sie nur die Befugniss habe, den Religion^ilehrerii der verächiedenen 



*J Zu Rom; von NiederländUcher Seite verhandelte Graf de Cellee, von 
lf(^fäUek$r dfr CmrduMl CofMlIaH, 4tr naekmaiigt Pe^it Gregor J[Vl, 
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GonfesBkmen neue Gehalte oder Gebaitsculaieii zu bewilligen. Db 
Von dem Ministerium unterstützten Journale betheiligten sich selbst 
bei den Angrideii auf das Concordat und reizten nur um so mehr 
noch zu grösserer Bitterkeit in den Repliken der Belgier. Die Par- 
tliei des Klerus wurde inzwischen immer stärker, mimenlliin iuldteüer 
hohe und niedere Adel sich stets gegen denNie I i 1 indischen bei der Ver- 
waltung zurückgesetzt, und vermehrte nun biindiings gegen seine eige- 
nen geistigen und materiellen Interessen die Keihen der ultra mon- 
tanen Op|)Ositjonsmänner. Uoiii konnten sie die Vollziehung des 
Concordats nicht zu. Stande bringen, und neue Ijüleriiandluiigeo 
mussten zu Rom in Gang gt lu at lit werden, die nur gleichzeitig eine 
erliöhtere Spannung und gcLMus» iligf^ Ueberwachung bei beiden Par- 
theien im Lande hervorrielen. Üie üxcesse der Presse im Jahre 
1828, die pöbelhaflesten Angriffe gegen die Person des Königs hatten 
die Zahl der Press-Processe vervielfacht, aber auch nach den Forde- 
rungen der Niederländer, die das Ministerium darin unterstiit/ten, 
eine Verscli;i(liiiipr der Pressgesetze als nothwendig gezeigt. Üie den 
General-Staaten vorgelegten Entwiirfe (November 1828) erregten ei- 
nen Adressen- und Petitions-Sturm gegen dieselben in den Belgisrhen 
Provinzen (Üecember 1828 — Februar 182^)). Eine gleiche Verschie- 
denheit der Ansichten zeigte sicli bei den Vorlagen über das In« 
situt der Geschwornengcriebte, mindestens bei den Pressvergehen; von 
den UoiJändem entschieden gemissbilligt, als ein nicht dem Volkscbaral^i 
ter angemessenes Institut, fand es nicht minder entschieden auf 
Belgischen Seite die wärmste Unterstützung, ond daher war seine vor- 
lauflge Ablehnung eine neuer Anlass zu veimehrter UnzafriedeDheit 
und stärkerer Anfeindung der Begierung« 

In der Botschaft vom II. December 1829, welohe.der König 

nach der Verwerfung des zehnjährigen Budgets und des GesdMl 

utier die Tilgung der Staatsschulden im Mai d. J. den im Odobsr 
wieder erötTneten General - Staaten bei der neuen Einbringung dsi 
zeJiiij ihri^^en Budgets zusandte, heisst es bereits: „Dem Staate droht 
eine waltsame Bewegung, ich werde nichts versäumen, ihr zuvor 
zu kommen und sie im Nothfalle unterdrücken. Ihr v\ollt die Wohl- 
fahrt eures Vaterlandes, es ist der einzige Zweck aller meiner Be- 
mühungen. Ich hure von Best Ii werden reden, ich habe sie sorgfältig 
untersucht und werde mich fftrtwiihrend mit ihnen beschäftigen. 
Unter ihnen sind viele, welche ich abgestellt habe, andere, v/elche 
meine Li br r/eugung mich nöthigt, als ungegründet ab- 
zuweisen und noch andere, welciie der Gegenstand meiner fernem 
Aufmerksamkeit sein werden." Ich werde alles bewilligen, was mein 
Gewissen mir erlauben wird; aber nie wird füjr ^ie Schm^^Ui^' 



gen einer ungestümen Wnth/noiA für unpassende Forde* 
rungen die Zeit kommen, wo icli ihnen werde nacligeben 
können."*) Und auch nach dieser Botschaft wurde das zehnjährige 
Budget nur mit 61 gegen 46 Stimmen angenommen, von denen die 
letzteren fast ohne Ausnahme Belgische Mitglieder waren. Das Jah- 
resbüdget oder das der ausserordentlichen Ausgaben erhielt durch 
ministerielien Einlluss die Majorität nur von einer einzigen Stimme 
(54 gegen 53) in der zweiten Knmmer der Gejicral - Staaten. Die 
.Aufhebung des philosophischen Collegiunis zu f owen am 0. Januar 
1830, welche die Regierung mit financielien Motiven rt^cht fertigen 
wollte, erschien ihren rieirnern nnr als ein neuer Triumpii über die 
Schwäche der Regierung, welcher den Muth zur Verdoppelung der 
Angriffe sogar erhöhen musste. Die Entlassung der Beigischen Beam> 
ten aus vlem Staat^ienste, welche in den General-Staaten gegen die 
königliclien Voriagen gestimmt hatten, reizte zur rascheren £rbetung; 
derProcess gegen de Potter, lielemans, Bartels und Gefährten, weiche 
wegen eines Gomplotts zur Veräoderang der Regierung vor den Ge- 
richtshof zu Briissel gestellt und am 30. April zur Verbannung auf 
sieben bis acht Jahre verurtheilt worden, wurde als eine gemeinsame 
Anklage gegen alie Yertiieidiger der Rechte Belgiens ausgebeutet 
Im Hai und Juni des Jahres 1890 wurden die General - Staaten mit 
mehr ais 1009 Petitionen (und 300,000 Unterschriften) übersdiijttet; 
sie forderten sammtlich aus einem Tone »Volizielrang den Concordats, 
gesetsliche VerantworÜicfakeit der Minister, Schutz der freien Presse^ 
KrefiieÜ des Unterrichts, dreien Gebrauch der Franzosichen Sprache^ 
definitive Organisation der Gerichte CGesdiworenc), gleiche Yerthei- 
long der Aemter zwischen Holländern und Belgiern und Poblicität 
des Geroemde - Budgets." Die General - Staaten wurden am 2. Juni 
1830 vor Beendigung ihrer Arbeiten auf Befehl des Königs ge- 
schlossen. 

Der um wenige ^\ ochen spätere Ausbruch der Juli-Revolution 
in Frankreich liess olsbald seine Wirkungen in dein durch so viele 
Bande verknüpften Belgischen Nachbarlande empfinden. Der Bruch 
mit den Niederlanden war unvermeidlich, wenn nicht durch entschie- 
dene L'ebermacht der Sieg auf der Seite der Regierung blieb. Schon 
am 25. August 1830 brach der Aufstand in Brüssel aus, in dem Ver- 
laufe weniger Tage war er über alle grosse und mittlere Städte der 
Belgischen IProvinzen ausgedehnt. Die TrpnnnT}g wnr sogleich ent- 
sc^eden» aber noch nicht die Lossagung von der Dynastie Oranien- 
Naisau« Man wünschte den Primen von Oranien, für den sich firisher 

V «• KtvsrUrg» vom Wiiisr^ der NieäMuidep 5. 
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sehen io Be^n immer «ine stärkere Sympathie als fiir den Köni^ 
seinen Vater, gezeigt 'hatte, als unabhängigen Herrscher, aber für 
immer ton Holland abgesondert* Der König schien anUnglich selbst 
nicht abgimeigt; adf diesen Gang der Entwickelnng sich einsnlassen. 
Er berief am 5. September eine ausserordentliche Versammlung der 
General -Staaten auf den 13. September nach dem Haag xusamoMO^ 
welche die Beschwerden der Belgier untersuchen und die Frage der 
Trennung beider Theile lösen sollte, die durch Europaeische Vertrige 
und durch das Gruhdgesets für immer mit anandw vereint worden. 
Bei der Eröflhung General-Staaten am 13. September befriedigtäi 
aber weder die Rede des Königs, noch das Benehmen des grössten 
Theils der Holländlscfaen Abgeordneten die ziemlich vollständig an- 
gekommeni» Belgischen Mitglieder. Schon am zweiten Tage verliess 
Stassart die Versammlung und kehrte nach Brösel zurück, ihm folg- 
ten bald andere, um in ihrer Heimath die Nadfficht zu verbreiten, 
dass alle gerechte Erwartungen der Belgier an dem Starrsinne der 
Holländischen Regierung scheitern würden, Lüttich griff bereits am 
M7. September wieder zu den WalTen, Brüssel folgte am 20. Septbr, 
und eiiie provisorische Regierung aus aclit Mitgliedern wurde gebildet 
unter denen Potter und Stassart sich befanden. Der sehr blutige 
Kampf in und um Brüssel unter der Leitung d^s zweiten Sohnes des 
Königs, des Prinzen Friedrich, dauerte vom 21. bis zum 26. Septbr. 
und endete mit der Zerstörung eines beträchtlichen Theiles der Stadt 
und dem Ru(kzijjie der königlichen Trujtprn Aus den südlich und 
westlich von der II;iuptstadt gelegenen OiUthaflen wurden die Hol- 
ländischen Truppen ohne besonderen Kampf zum Abgange genöthi^t, 
Lüttich, Namur, Verviers waren gleichfalls frei. Nur nördlich von 
Brüssel in der Entfernung von 4 Meilen hielten sich die königlichen 
Truppen. Konig Wilhelm 1 zögerte auch jetzt noch durch einen 
entschiedenen Schritt Belgien für seine Dynastie zu retten ; da 
drängte das stnrk vergossene Rürgerbiut auch das Andenken nn den 
Prinzen von Uranien in den Hintergrund, und machte den Gegnern 
des Hauses Oranien ein leichteres Spiel, Belgien völlig von demselben 
zu trenneo. 

Am 4i October erkltiie bereits die provifloriscbe Uefjtamg 
durch ein Decret aus drei Artikeln: «1) dass die auf gewaltsame Art 
von Holland losgerissenen Belgischen Provinzen fortan einen onab« 
hängigen Staat bilden würden, 2) dAss die^trotvisoriscbe Beglenni 
sich so bald als möglich mit einem Vetfiissuiiigsentwurfe zu beschtT 
tigen habe, und 3) dass zur Mfimg, ModiHd^mig und dettriMM 
Genehmigung ein National - Gongress einzuberufen sei, in wdciaü 
alle Interessen der Belgischen Provinzen ihre Vertretung fiiiai 
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Tnüssten.' Zwei Tag« i|ilt«r (6. Octpber) setile *dte provisorische 
fi^pemig «ine VerteungMiOmniissioii wieder aus acht MitgUedem 
(dmoter yan Medien und van Geriache) ein, die mit ihr ia Gemein- 
«Mt 4m Enlwiirf bearbeXeo BoHte, notiiigeaftils meh mit ansge- 
MtehwtaB M ia ne f n aller Piwinien xa 'ymVkkOk it^, und vor 
AUeoi nieift nie der neuen EMcbtung lu den WaMen für den 
üafionii-GongreaB su beaollragen aei. Nadi diesen Sdrllteii war es 
itt ipat» dass der ^Köntg gleidiieitig (den 4. OcMier) den Printen 
100 .Oranien inm neganten Mgiena einseifte» die YarwaKung der 
AngelegeolMiten in Franioaiscliar Sprache cu fäffen und die Stellen 
in der Yerwaltang nur mit' eingabwenen Belgiern zu besetzen befeM. 
Demi wenn auch aus diesen Maasregeln eine Trennung Belgiens auf 
friedlichem Wege als möglich erscheinen konnte, so widersprach doch 
dem dafiir geneigten Sinne des Königs sein Aufruf an das Nieder- 
ländische VolJc yom f). October, welcher nur auf eine i^ewaltsame 
Unterwerfung der Belgier hindeutete. Und die spaleien Handlungen 
des Königs; die allerdings unter dem Einflüsse stets wiederholter 
neuer Verletzungen von. Seiten der Belgier erfolgten, rechtfertigten 
die Deutung, welche die provisorische Regiernng den letzten könig- 
lichen Anordnungen gab. Denn als der Prinz von Uranien, wohl 
unzweifelhaft mit Uebersctireitung seiner Vollmacht; iim 16. October 
in einer Prodamatioo die UnaMtängiglceit Mgiens anerkannte und 
sich dem von der provisorischen Regierung aasgesprochenen Grand- 
satze, der Wahl duröh das Volk, unterwarf, fand er weder in Bi^ssel 
rechten Gianben, noch eine Genehmigung dieses Schrittes bei seinem 
Vater* Es wurde vleliuelir Ton dem Könige die Vollmaciit des'Prin- 
icn Yen Onmien als BlBgent ven Belgien f5rmlicii am 80* October 
saruckgenoannen^ imd dadurdi das Scbicksai Beigiens för die' nächste 
Znkiuift bestimmt*), yrem man noch ab unmittelbare Folge davon 
dan UeberftU« dar 'BaUimder durch die Bevölkerung tai Antwerpen 

October) und ies GeneNl Ghass^'s Bestrafimg der Stadt durch 
das l&rehtcvMche Bombardement am 28. October In Betrocht zieht 

Unterdessen hatte der -König *den Goieral-Staaten im Haag« (am 
20. October) erklärt, dass, da die grundgesetzliche Gewalt m den 

» 

*J VoBhUr ah gtl^ mm dSß ümIMk der Verfautmg B4(f(fn» ^hnn 
Mfiändiffen Qang iwUer fpri, iindm ümr SkuHt in üutr mHnir Samni- 

lung der Verfassungsurkunden mmiUelbar auf die Niederlande fn^fm wird, 

— Der Prinz von Qnanim verlim antf ßinige Z«U die Niederlande «lad ging 
nach England, 

**) Ausser den grossen Entrepots, die mit Waaren überfüllt waren, 
brannten über 20Ü Gebäude Untier dem unausgesetzten Kugelregen nieder; der 
Sbhaden tourde auf 55,000>000 Gulden (gegen 31.000,000 Thlr, Preuss.J geschäUt, 

— IHes itertßg^ oad^ den hMm Gtiüten wil n'fte AMsgWUhmng^ leM hn 

14# 
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südlichen Provinzeil nicht mehr anerkannt wäre, sie sich nor all Ver- 
treter der nördlichen Provinzen betrachten und die südlichen sidi 
selbst uberlassen sollten, bis er mit ßerathung seiner Bundesgenosse 
darüber einen Beschluss gelijsst habe. Und in der That nahmen schon 
am 4, November d. J. die Contcrenzen der fünf Grossmächte zu Lon- 
don über diese Ängelüü;enheit ihren Anfcini;;. Man war über den 
Abschluss eines Waffenstillstandes in Belgien, sa\\ ie über die Tren- 
nung Belgiens von den Niederlanden bald einverstanden, nur erklärte 
man sich au( das entschiedenste gegen die Einführang einer republi- 
kanischen Regierungsform, und wünschte» dass die Wahl des neuln 
Begenten auf ein Mitglied des Hauses Oranien gelenkt wiirda i>M 
letztere wurde bald dureb^^den Bif»fblu88 des National^Gengvesses 
Brüssel vom ^ i^aj^affier vereitelt, nach welchem das Haus Oiauten 
mit 161 SUmniip f^tii äS ^fm^lißf Regentenwahl auf inaier {k la 
perpetuitö)'ai]«ges^s8el» wii^, und selbst die ^tsmUkemim lA- 
giieder hatten sich nur gegen deer BeacUuM k la peipetoH^ €sääUL 
IM doch faiste die Lendoiier Gonftrais schon am SbOt DeaenlNr 
dien BescbiQss, dass Wfjm von HoBand Itategoriseh g^htint 
den 'sollte, veQ.der polltische Zweck, zu welchem Belgien mit Hd- 
land nadi Napoleqn's Stiin yereinigt worden, nidht nur vdng «ani- 
KSfälni gebJjebjen, sondern es Jetztauch IgM am Tage lege^ daas er 
wegen der mibesieglMUF feindseligen Stinunung der McdUdien wi 
südlichen Provinzen des veieinigt gewesenen Staates ntan nnd ntamw- 
mehr errekdU; werden könne. Wenn mtk Wtaa$ WUMm kkMk 
gegen einen solchen Beschloss protestlrte, so wurde der Pes c Mm 
der Conferenz noeh am 28. Januar 1831 dabin erweitert: Belgien 
solle fortan als ein völlig unabhängiger Staat für sich bestehen, das 
KÖnigreicfa der Niederlande dasjenige Territorium behalten, wel- 
ches im Jahre 1790 zur vormaligen Republik der vereinigten Nieder- 
lande gehörte, Belgien aber das .übrige Gebiet umfassen, welches 
181.3 dem Kunigrcicli der \erciiiigten Niederlande einverleibt worden 
sei; jedoch solle ausdrücklich das Gjrossherzogihum Luxem- 
burg dazu nicht gehören, weil solches unter einem anderen Rechts- 
titel im jiesitz des Hauses Nassau sich betinde, auch fortwährend 
einen "Hieil des Deutschen Bundes ausmache. Die freie Bescliülüng 
aller schiffbaren Flüsse und Ströme, \velche das Holländische und 
Belgische Gebiet durchfliessen, ward nach Art. 108—117 der Wiener 
Cüiigressücte ausdrücklich bedungen. Die gegenseitigen Enclaven auf 
Holländischem und Belgischem Gebiete^ sollten unter Leitung der ^ 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^ • 

völliger- Trennung Belgiens, für einen Oranücfken Frinztu; auch dieHanMh 
IK«a(if9i; die «eAoR xmkRw^ehen gemoiimt^hefkk war jetzt avf ia$ k&it^ 
gtrtigt, • 
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Cbdisinädiie au^getaascht werden; Beigien aber solle unter Garantfe 
äer Grttmächle eiflen für immer seutraJen Staat bilden und ge- 
Mlen sein, solche NeutraJität aucb Men alle andere Staaten sn 
Imbachten. Diese Grundlage blieb gegen alle späteren Anfacbtmigte 
dir bm äm dabei betheüigten Aiächte aufreclMt erhalten, sowie die 
linMi BbkUuim der LoHkmr GmSmoMr Aunahme dar 
hmeßämiSäimtija^ ao aelr iit an aieii k Bmg 

aaf db IHBiiiPgflyerhaltniMe der Jflederläadtgchen Staafasoiwiden, anf 
die IWbalHM ao dm Handal aaeh deit IMeriaDdfedMsn CkWen, 
mf db liii^hiiiwmfl dtr .IfjiriMiltiitofl des Hafens Antwerpen n. s. w. 
VI» politiscbem Interesse sind; doch den Zweck ^dieser SaBwntnng 
nioiit beräuDen. Haa ültinuituw der Gai^renz in 18 Artiketat am 
23. Juni abgefosst, wurdb fwar von beiden sieh befeindenden Staaten 
nicht angenommen, der neue Feldzug im August*%31 gereicfaCe smn 
Ruhme des Niederländischen Heeres, aber die Gonferenz gebot am 
23. August abermals Waffenstillsiaiid und unterzeichnete einen Frie- 
densvertrag in 24 Artikeln am 15. October, indem sie zugleich er- 
klärte, sich alier ihr zu Gebote stehenden Mittel bedienen zu wollen, 
um denselben aufrecht zu erhalten und jeden neuen Ausbruch des 
Kampfes auf Belgischem oder Niederländischem Gebiete zu verhindern. 
Die Belgische Abgeordneten- Kammer nahm am 1. November die 24 
Artikel mit 59 gegen 38 Stimmen an, und darauf folgte am 15. No- 
vember der Friedens- und iTeuudscliattsverlrag zwischen dem König 
teppold von Belgien und den fünf Qrossmächten. Der Könip: der 
]j||||f]ande zog aber seine Zustimmung zu dem Vertrage noch me(i- 
liBte labre mit der hartnäckigsten Entschlossenheit hin, in der ihn 
eine fast beispiellose Aufopferungstreue des Niederländischen Volks 
Erst als am 27. October 1832 ein Bundesvertrag zwi-. 
^iplrnji^ und Qroai^liltlill^^ wurde, Holland 

nj| hßf Waffem ^^nJi^^i^^ pnd zur See zur Annahme dp 
mmi zwingen^ erst jpils cfe licOla^chen lüften von % 
^beiden ^H|bck^>|Q||ct und der Si^l^el g^emmt 
L ijipd nachdem die Oti^Mte Von Antwerpen,- der letzte feste von 

, .f;^ bewiindemswürdiger Tapj^fiit vertheidi|te Punkt, der 

Niederl^er auf Belgischem Gebiete djurch ein Wanzosisches Hülfa- 
Corps als ein Schutthaufen geveohneni Wurife 09ovbr»bis 23. Decbr#);, 
konnte die Niederländische Regierung ntekt Knger ihrer Beharrlich- 
keit rücksichtslos nachgeben. SJe erkannte zwar wfch nichl fönnüdiL 
den König von Belgien an, aber sie warf den Schwerpunkt des fer- 
neren Sh-eits auf die Entschädigung für einen Theil von Luxemburg 
durch Limburg und auf die Belheüigung Belgiens her der Niederlän- 
diffy hfin Staat83chald hin. Belgien stand gesichert unter dem Schutze 
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der Garantie und der Anerkennung seiner Sclbständjgkeit ?on den 
Grossmächten. Duicii dia ' tJelüNinkunft su London vom 21. Mai 
li93 wurde den ZwangsmaaMregeln gegen die Niederlande ein Eade 
gemacht, und der Status quo^zwiMheii Belgien und Holland his zum 
Abflcbtant eines Deinitiv-VeKrageB voa den Greiamächten sanctioniii 
Raigieii konnte dewioeh nluger zusehen, wenn die YevliDdlHipni 
der Londoner Gonfcrens bisweden id)gelN^en*)^<^l»inreftsl^:^ i^' 
deren Qi^en, ven dem Hoflager einer der Gresiiiiililitci, oder von den 
Zusammenkünften mehrerer Honrchen aus gdeilet wurden: et konnte 
sich fast ungestört der Inneren Entwkskelung nnd GonsoUdimog sei^ 
ner Verhältnisse hingeben. ' i; . -^^Mfi mr 

Der König der Niederlande fand sich zwar jetzt bewogen, die 
westliche Hnlftp des Grossherzogthums von Luxemburg gegen ein 
Aequivalent im Belgischen Limburg aufzugeben, aber nr verlangte, 
dass dieser Hieil von Limburg der Xiederländischen Krone als un- 
bedingtes Eigerithum zufallen, und frei von allen Beziehungen zum 
Deutsr!ipn Bunde dem KJuiigrpirh der Mcd( rliinde einverleibt werden 
sollte. Belgien war zwar an sich gegen di< sc Forderun nicht ein- 
genommen, nur bestand es darauf, dass der Deutsche ßund und die 
Agnaten aus dem herzogl. Hause Nassau wegen ihrer Anrechte auf den 
an Belgien fallenden Theil von Luxemburg, wofür eben Limburg als 
Entschädigung dargeboten würde, ihre Zustimmung dazu geben mSss- 
ten. Keine der dabei* betheih'gten Machte entwickelte besonderen 
Eifer, diese Verhandlung zum Schlüsse zu (lihren, so dass nach lan- 
gem Hinschleppen der Angelegenheit erst am 18. Aug. 1836 die Deut- 
sche Bundesversammlung den folgenden Beschluss fasste: »Der Deut- 
sche Bund versagt »eine Zusthnmudg. Jeder Abtretung eines TWIea des 
€ro8sbersogthums Luxemburg, die ohne Tenritorlal.Entscfaadigqpg (Br 
denselben statt finden sollte^ aber er erklart, dass er In Berucksim- 
gung der für die Massauischen Agnatian 'gegebenen ErUarong^ mit 
der Abtretung des im Art. 2. (eines der oben genanqjteiiP24 AAlkd) 
des I^ennungs-Acts vom 15. November 1631 beseicfaneten Thdb von 
Luxemburg gegen die im Art 4. desselben Documentes angegebenem 
Territorial -Entschädigungen unter der Bedingung einverstanden' 11^ 
dsss der Belgischen Begierung die Verpflichtung auferlegt werde, keüie 
Befestigungen in *dem ihr abj|;etretenen Theite von Luxonburg zu, er- 
richten und namentlich die Stadt Arlon nie zu befestigen, fkt 
Deutsche Bund fügt hinzu, dass die näheren Bestimmungen der dem 



*J So geschah es am 24. Augmt 1833, woravf*eine längen Zeit die Un- 
terhandlungen völlig ruhten. Im Ortober 1836 tollten sie wieder lehendi§tt' 
aufgenommen forden, aber ee kam doch nicht vor dem Marx 1838 datu. 
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Dentschen Bunde in Limburg zu gebenden Territorial -Entschädigung 
gen, deren Principicn er feststellt, einer besonderen Verhandlung 
zwischen ihm und der Niederländischen Regierung vorbehalten blei- 
ben, und dass diese Entschädigung so viel als möglich den Interessen 
des Bundes in Bezug auf die Integrität seiner Vertheidigungslinie 
entsprechen müsse." Wieder ein Jahr lang ruheten die Verhandlun- 
gen, bis endlich ein neuer Impuls zu denselben von den General- 
Staaten der Niederlande gegeben wurde, die im Namen des Volks, 
das bei dem unsicheren Zustande des Königreichs und den noch stets 
miverhältnissmässig grossen Kosten der für einen möglichen Krieg 
in Bereitschaft gehattenen Heereskräfte die grÖssten Nachtheile er- 
litte, ein friedliches deCnitives Abkommen mit Belgien verlangten. 
Nach vielen vergeblichen neuen Versuchen durch Preussen, durch 
England oder durch Russland bessere Bedingungen als den Inhalt 
jener 24 Artikel zu erreichen, entschloss sich endlich König Wilhelm 
im März 1838 seinen Gesandten in London zu bevollmächtigen, für 
ihn in die Annahme der 24 Artikel zu willigen, allerdings mit der 
väterlichen Mahnung an die die Europaeische Politik leitenden Regen- 
ten, wodurch er sich für seine lange Renitenz zu rechtfertigen ge-, 
dachte: „Die Nachwelt wird sich über den wahren Charakter der 
Ereignisse, deren verhängnissvolle Folgen die Niederlande und das 
Europaeische Gleichgewicht so tief erschüttert haben, nicht täuschen. 
Sie tragen das Gepräge einer schwachen und principlosen Politik und 
aller der Unglücksfälle dieser Zeit, die daraus hervorgegangen sind, 
an sich.'' Doch trat erst im Juli 1838 die Conferenz zu London 
wieder zusammen, und neue Rüstungen und Zusammenziehung der 
Heereskräfte an den Gränzen von beiden betheiligten Mächten erfolg- 
ten, bis nach abermaliger Berathung und Beschlussnahme der Belgi- 
schen beiden Kammern über die Friedensvorschläge (März 1839) der 
Friedensvertrag zwischen den Niederlanden, Belgien und den fünf 
Grossmächten am 19. April 1839 zu London zu Stande kam, und 
am 8. Juni d. i. die Ratificationen desselben gegenseitig ausgewech- 
selt wurden. Oesterreich und Preussen betten bereits im Namen des 
Deutschen Bundes bei der Conferenz die Zustimmung in Bezug auf 
den Austausch der Luxemburgischen und Limburgischen Antheile ge- 
geben, und die Deutsche Bundesversammlung bestätigte diesen Bei- 
tritt durch den Beschluss vom 11. Mai 1839. Es war dadurch der 
wesentliche Inhalt jener ol^n angeführten 24 Artikel unverändert 
anerkannt. Einer der Hauptpunkte, die Betheiligung Belgiens an der 
Niederländischen Staatschuld, war auf eine jährliche Rente von 
5,000,000 Gulden (2,872,222 Thir. Preuss.}, jedoch erst vom'!. Jan. 
1839 ab| fe^estellt; der Hafän vpn Antwerpen kann wie bisher nur 



ak Uittdelshafeii gebraucht werden; den Bewohiuin l)eider I jinder 
wird während zweier Jahre Irpi'es und mibpsrhr.iiikt« s l mzugsrecht 
emgeräumt, nnd Niemand dürf wegen seiner '1 lieilnahrae an den poH- 
ligchen Ereignissen seit ibkiO beuuruhigt oder in Untersuchung ge- 
zogen werden. Was die. Luxemburgischen Yerhältnisse anbelangt, so 
wurde das sogenannte Luxembourg Fran^ais, die westlieiie etwas 
fß ü m w K Hätfle mit Einschluss der (vebiete von Virtou, Adoäf Bas- 
tipe und Houfläh'se an Mgien abgetretoa, eitt Territorium, das in 
Jabre 1838 149»571 Seelen enthielt; dagegen erhielten die fii8de^ 
Ittufe in Limburg das Land auf dem rechten Ufer der Maas nebst 
HlMstriebt in einem Umkreise von 1200 Toisen auf dem linken Ufer 
mi mmefdm im nisdiicheii XhcUe dieser Landsdmft emige ftesirlt 
a«f 4m ünhen Ufer bis Weert» ein Tcrrtoiiui» aiT wMmm fm 
Jte 1888 147^7 Seeksn wofaDten, so dass also die Ainsleictag 
Ml dar Betälurmig mmlich gaae« lutitL Bete diaaeo 1M1 m 
Utüm§ asUflas King Wahafan am 27. Jonl 1899 arit dm Agwt« 
te hmwiiUka Hamas tlassau (dem Hercoge Wiitolm, dar bareüs 
am H ltdi 1889 vflMtarb/dem*Eiiprfaueii Adolpb, dam gi^wMg la- 
gimjBiidHi flaiaag» imd Pvins Rjodrid^ Bmddr daa Herzogi IViliaiB^ 
lir*aidi\nd jbre Machkonmian eineB Vertrag zs Wiesbaden» Mili 
wslcliem sie Hr eine Abfindmig vaa 7110^089 ChiUaa HoUimd. lär 
iannr aleli Anapriidien anf dieaen fßr den abgetraleneB IMt mt 
tmremboi^ eingetauschten Antheä Liaabarg'a entsagten, siiiii^'sie 
dieselben in Folge der ihnen friiher verliehenen Rechte ^) behaopten 
könnten. Doch verbleibt denselben ihr agnatisches Anrecht auf das in 
engeren Gränzen erhaltene Grossherzogthum Luxemburg. Der Deut- 
schen Bundesversammlung wurde von der Niederländischen Regierung 
am 16. Aug. 1839 der Vorsah laj^^ gemacht, aus dem jetzt den Niederlanden 
vMleibenden Antheil von Umtiurg ein besonderes Herzogthum zu bil- 
den, jedoch mit Ausscliluss der 1 estungen Maastricht und Venbo, die 
ausschliesslich den Niederlanden verbleiben. Das Herzogthum 
Limburg sollte wie Luxemburg: einen Theil des Deutschen Bundes 
bilden, indem der König der Niederlande die Versiciierung erthi ilt, 
dass die Vereinigung Limburg's mit den Niederlanden in der Ver- 
waitong.^) den VarfkOicbluiigen dea Uerzogthums den Ueat- 



V IHes vsar ffmhüm, "jSumh den /Snndita-Kiffra^ tu/ttdieh dm ttf 
nhudenen Ztceigm de» Bnttn Nätta» auf im Jahre 1783, toelcher MNft 
dwth dtt Wkutt €$)i§Mmuih vm 9. Md Iil6 aMrtaaal tmd gmmh 
Hfi war. 

**J Lieser zwfiidmtige Pasms wurde von der Bundesversammlung su 
toen^l berücktichtigt, so dass Limburg m d^a Grunüg^die vun und lä4ß 

al» im» JVoväii dt» MJMjfHk^ dir Nki0rlmt$ mfifmmmm «Mi 
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Mben BmA keinen Eintrag ihun soll. Am d. September 1839 wurde 
üe8«r Antrag ven der DeulBchea Bundesversammlang mit Stimme»* 
IrtilnHigtoit angenommen. Dem Berzogthum UmtHirg und dem 
tanmiir verkleinerten Grossherzogthum Lu:iemburg verbleiben in 
Bm% auf den Deutschen Bund collectiv alle diejenigen Rechte und 
«VotweSf die bis dahin mit dem GrosshMüHstbam Laxeml»m|; allein 
^MrbuBdab waren. OCe aaltieiilMnMnrfgeii VerbailHine ftr dl« Siek 

jieij Ifdiiiiiiiiliiinni und f&r Geldleiitniigeii weidea'fnch dem 
^ diir KdMge der Mlederleude in der Eriiirting Tom 16. Aognst 
i88# ngegekMa Uileiiverhältiusse in der AmdMUMIbl iberilüi- 
HgCs'wwden. • '4, 

Nachdem nun die auswärtigen Veridtnisse des Kdm'greidiii det* 
INiederiande definitiv festgestellt waren, mahnte die zweite Kam- 
mer der General-Staaten ernster an die Revision des Grundge^ 
Gesetzes vom .lahre 1815, wie sie von der KcgicruD^ schon im 
J. 1831 versprochen war, und schon jn vielen Artikeln allein durch die 
verändert« Gestaltung des Staates dringend ^?eboten wurde. In den 
ersten Jahren der Hingebung für die Vertheid i^nng der Holländischen 
Bechte gegen Belgien, bei dem gebietenden Auftreten der auswärti- 
gen Mächte hatte man geduldig auf ruhigere Zeiten für die Arbeiten 
an der Verfassung gewartet. Nachdem aber mit dem jährlich ge- 
steigerten Finanzdrucke die Aussichten auf Verringerung der Lasten jähr- 
Jich mehr schwanden, und doch der raschere Abschluss des Friedenfi 
mit Belgien, obschon er zu den allgemeinsten W ünschen des YoÜMs 
gehörte» nicht nadi dem Baihe der Majorität der zweiten Kammer 
baaohleunigt wurde; nachdem man viele Ifissbräuche in der Yerwal- 
VaB%9 kk der Controlfe der Finanzen, In der Geldunterstätzung für 
Beaten und 4|pdere nützliche Unternehmungen bauOg erkannt • hatte, 
oline ihnen anders als durch Yeränderuig einiger Bestinnwogen das 
Grundgesetzes abhelfen xu können, so wurden die Forderungm niMr 
Bevista desGraNdseseteci seil IdS^drijagenderminaebhaftiger. Dem 
wigeacMettfllTChob sie das Ifinisterimn bis nadi volhtändfgemAbsehflQis 
der X^ennung Belgiens von dem früheren Velrhande» und ^ebnuchte 
ak einen heriickaichtigungswerthen GntschuldtgungignniA ^ M^ea 
durch Veriinderungtn in der JHtoenYegfeaBBngein ni ^ ^ 
nyng der Forderungen B^ens durch die Ntodeittode erseliett werden 



eine eigene Verfassung zu erhalten, während J^m3:emburg (ku letztere erlangte 
und behauptete. Die daraus entstandenen Weiterungen waren der DeMtschen 
Nationalversammlung zu Firankfmrt im Jbdi 1848 zur Entscheidung vorgelegt, 
#«r dif derfiifr gefassUh BttMm fmäm hH dir IKnMMIMmi 
fm» htkte §^kttmgi JstßJ^» und die^späUre EntwiOehmg ätr JIkwIlSm 
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könnte. Erst sechs Monate naib der definitiven Anerkennung Bel- 
giens voD Seiten der >[iederlandischen Regierung, brachte dieselbe, nach* 
dem die zweite Kammer vorher nur unter der Bedingung der soforti- 
gen Revision des Gr4indgeseUes die ünanciellen Vorlagen geneiumgt 
iiaite, am 30. December 1839 in einer königlichen Botschaft an die 
zweite Kammer fünf Gesetzes -Entwürfe, die auf die Veränderungen 
der Art. 1., 2., 52., 71., 79., 80. und 98. des Grundgesetzes sich be- 
zogt li, aber keinesweges die gehegten Erwartungen befriedigten, da 
sie nur mehr die äussere Form und nothwendige Abänderungen nach 
dem Verluste Belgiens, nicht aber die aus den erkannten Mängeln 
der Verfassung gehoffte umfassendere Erweiterung« ö&c fiechte der 
(xenerairStaatea betlraiisD. f^.u.r^r..? -i m-i TtiT^hilfli»ia<<A 

tl. a) Verftnderiiiif^eu der «nindwerftiftwmig 

aus dem «fahre ISlä^ 
von der Regierung am 30. December 1839 vorgelegt md vm 
, des General-Sliiaten in iahre 1840 angenoniiDeit 

Art. 1. Das Königreich . der Niederlande besteht aus den Provinxen 
JtoldJgalwBt, CMdanUaid» Wind, Seeland, Utieciit, FHeslaBd, Obcr-Tnd, 
Qtvnm^m woA Dfenlhe, mb^ deai BenogUiiitt Linl^urg* uibesciitdet 4m 

Bcpehungen des letztem zum Dcntscbea Sunde.. 

Art. 2. Das Grosshorzogfhnm Liirfmburg, v>'](t es jel2l festgestellt ist, 
blciht bei ( in er jihgeson it i u u Vcrwaltuttg unter derselben Souveränität, wie 
clafi Rijn iiireich der Niederlande. 

An. 52. Der König wird beim Antritte der Regierung feierlich in Eid 
fwonaiea und ei wird ihm gehuldigt zn Amiterdanit in einer veninigla 
Sitzung beider Kamraem der Generat-Staatea» die su dfescm Ende unter Mm 
Hiinniel gehalten wird. 

Art. 71. Der König crnonnl und cnllüsst die Mitgliedlr des Staatsra- 
ihcs, hüshstens zwölf an der Zahl, so viel als möglich aus den verscbiedeneo 
Provinzen. 

Art. 7B. Die ^^zaiii der Mitglieder der zvvexLpu Kammer beträgt 5d; 
lOiiiilicb fUr l^ordbraliani 7, Geldemland ^ Holland 22» Seeland 3, Utrecht Z, 
Friesland 5, Ober-Yssel i, Groningen 4» Drenthe 1 und für Limburg 3. 
• . 'Art 80. Die andere Kammer, die den Namen- der ersten führt, .lie> 

steht au*? nicht M'eni[^er als nnd nicht inchr als 30 Mitgliedern, die <;nmrallich 
das Aller von viorziti; Jcihrcn erreicht haben müssen, und vom Könige, für ihre 
Lebensdauer ernginnt werden. 

Art 9d. fällt weg (.er besümmLe im Grundgesetze von IöIü, dass die 
Session der Generei* Statten .abwediselnd in den nördlidien und slldliciie& 
np^viaKii geliallen wden seilte). 



♦ 

*J Abgedruckt in der Preuss. 5taatsze\luni/f Januar 1840, Ao. 5.; 
ieh*geb« nur die Veränderungen, dq die frühfire Fassung der ArUkpl nid dlMi 
oftffis vtUttäniig ßIfgtirwMm Orvi^itulu iwi lÖlSC «« emsliwli iH* 
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Die ernsten Twrateltinigen, wefthA tob den Sectimien über das 
Ungenügende dieser wenigen Veranderongen des Grandgeselaei ge- 
macht worden, mehr aber noch die^iireeire Lage der Finanxen bei 
der Aussicht anf Verwerfong efnigep dringender Vorlagen und .das 
Aussdieiden zweier Minister bestimmten den König, neue' Vorlagen 
und mehr materielle Reform- Vorschläge für das in revidirende Grund- 
gesetz bei dem Wiederzusararoentritt der kammern (nach kürzerer 
Vertagung) am 18. Man 1840 an die zweite Kammer zu übersenden. 
Wenn auch durch diese in sieben Gesetzentwurfeii initgelheilten Vor- 
schlage noch keinesweges die Forderungen einer entschiedenen Par- 
thei in den General - Staaten ausreichend erfüllt wurden / so söhnten 
sie mehr die grösseren Pariheien mit der Regierung ous, stillten für 
einige Jahre das Bediirfniss nach grösserer Beaufsichtiguri^' der öflent- 
lichen Ausgaben und Einnahmen, nach näherer Kenntniss von dem 
Zustand der Colonieen und Betheilliinnü^ bei der Verwaltung der 
Einkünfte aus denselben, und gewahrten einen Anfang zu einigen in 
die Augen fallenden Erspamissen. Amendements aus der zweiten 
Kammer, namentlich in Bezug auf die Verantwortlichkeit .der. Mmis- 
ter gestellt, die von der ersten Kammer und der Regierung geneh- 
migt wurden» trugen auch noch besonders bei, die gesammte Revi- 
sion der Verfessung aus diesem Jahre populärer su machen, so dass 
der'ToUstandige Abdruck ^er veränderten und unveränderten Artikel 
der älteren Verfassung in der Grondwet van het jaar 1840 als 
ein angemessener Fortschritt in der Niederländischen Verfassung be- 
trachtet wurde. Die Annahme sammtitcher zwölf Gesetzentwürfe war 
&berdies in einer ausserordentlichen Vmnnmlung der General-Staaten 
erfo^, die dazu in doppelter Zahl jhrer BfitgUeder einberufen, am 
4 August d. X eröffiiet. und am 5, September d. J. geschlossen war. 

II* b) Verftnderiin^en der Terttk»mug aiui 

dem Jalire 1815 • 

von der Regierung am 18. März 1840 vorgelegt und von den 
General -Staaten im Jahre 1Ö40 angenommen *}« 

Art. 30. Das jährliche Einkommen des Königs wird unabinderlidi auf 
IJSmx» Guiaen festg^etit**). 



Vergl Pr$UMi, Staatgzeitung, März 1840, Nr, 83., 84., Nr. 154 

und flg. — Grondwet roor het Koningr. d. iS'edrrl. ran het jaar IS-JO. Hang 
1840, 8ro. — Die angeführten Artikel beziehen nch auf doA Grundgesetz vom 
Jahre I8lö. 

'V Beträgt 861,t)üb',, Thlr,; das huniijUcln^ JtinJwmmen war mithin ge- 
gen 1815 um 40 jProc, verringert, um im J. iö4Ö abermaU am 20 Prec. ver- 
kiknt ftt toerden, 

Sekabttl, Yntm\iusiiuxkmiea. Ui. 
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Art. 32. Dem Könige werden zu seinem Gebrauche Sommer- und 

Wintf^i-pnl^^sto in Bcrcitsdinft gehalten» für deren Unterhaltung mtAA mehr ali 
50,0ÜU üulden aus der Staats -Casse angesetzt werden können. 

Art 6Ü. Zu Anfang einer jeden ordentlichen Sitzung wird den General- 
Staaten Bericht über den neuesten Stand der Einnahmen und Ausgaben der 
Colonien und ttbenedsdieD Besitzungen enIatteL Dw Yerfügungen über den 
Ertrag dieser Bedtzungen, welcher der SCaatscasse außUlt« wird durch das 
G««ti geregdl 

Art 15. (Dieier mirde in der Ver&satnig Ton 1810 in drei Aftikd 

74 76 getheilt und erweitert). 

Die Chefs der ministeriellen Departements sind für alle Handlungen vpt- 
antworllich, die sio als solche verrichten, oder zu dt i t ri Darstellung oder 
Ausführung sie mUge>^irkl haben, wenn dadurch da^ Grundgesetz oder die 
Gesetie verleUt oder nicht befolgt werden solhcii. 

Ab Kennieicben dieser MitwiiicnDg sollen ade.]c8d(g|iehen BesddfiSM 
nnd Verordnungen mit der MitunterMfarUt des Cheb des Hhibterial-Ike|karlc> 
ments, zn welchem sie gehören, versehen sefn. 

Ucber die Anklagen in Sachen dieser \ ( rarit\\ rtrtlicbk^iit urtheilt der 
oberste Gerichtshof der Niederlande nacli den Vorschritlen des Gesetzes. 

Art.* 79. Das Stimmrecht in den Städten und auf dem platten Lande 

wird durch ein Gesetz geregelt**). 

ArL 121. Der König schlägt die Slaatsausgaben vur. Die Staatseinkünfte 
werden gesetalich bestimmt« und bleiben einmal festgestellt, forldanemd, bis 
darm durch ein neues GeseU eine Aendemng gen^acbt worden* 

Art 122l Das Budget wird jedesmal für die Zeit von zwei Jahren' und 
ein Jahr vor Ablauf dieser Zeit verwilligt 

Art 123. Die Einkünfte werden fur^diesdbe ^it und unter densdhen 
Bedingungen durch das Gesetz geregelt. 

Art 124. Der König lässt den General - Staaten jährlich einoi ausf&hr* 
lidien Bericht über die Verwendung der Geldmittel nhctatten. 

Art. f25. Die Ausgatten für jedes Departement der allgemeinen Ver- 
waltung bilden den Gegenstand eines besonderen Capilels des allgmeinen 
Budgets. 

Art 128. Jedes dieser Gapitd wird durch ein besonderes Gesetz vor- 
geschlagen und feststellt 

Art 127. Das emem Departement zugestandene Geld kann dniig und 
allein zu Ausgaben fta dieses Departement verwandt weiden, so dass keine 
Sunmie ohne Zustimmung der GenerahStaiten von einem Gq^el auf das an- 
dere überschrieben -werden kann. 

Art. 128, Die Einnahmen und Ausgaben jedes abgelaufenen Dienst-Etats 
werden durcli die aligemeine Rechnungskammer festgesetzt, und der danach 
abgefasste Rechensefaidftsbericbt wird jähilich den General-Staaten vorgelegt 

Art 151 An der Spitze der Gemeinde sieht ein Rath» dessen Mit^e- 



*; Also unter Mitwirkung der GeneraL-StaaUnf «ieht wie vorher auf 
eine blosse königliche Ämcrisung. 

**J Nicht wie vorher^ nach den Üestinmungen der Betehlüese der Stände 

f ür jede Provins. 
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der uamittelbar aus den Eingesessenen, auf eine durch das Gesetz zu re- 
gelnde Weise« auf eine beslimmlc Anzahl von Jahren gewählt werden*). 

Art 202. Es besteht eine allgemeine Rechenkammer, welche mit der 
jibflfcben PrOfong and Liqnidinnig der Sertehle Ober die £hiiMbiii«ii**)iHid 
Ausgaben der fersohiedenen Deptrtcmcyds und mit der Untersuchung der 
RechnungsableguDg aller öflentlichen Rechnungspflichligen, in Gemässheit be- 
soaderer durch das Gesetz zu bestimmender Instructionen, hoauflragt wird. 

Ihre Zusammensetzung und Geschäitsiühruog wird durch das Gesetz 
bestimmt. 

Bei der Erledigung einer SteHe in dieier Kanoier sendet die zweite 
Kammer der Geneml'StMteD eme Uste vob drd Personen « den Kteifr tilg 
vddMB er die Wehl triffi: 

König Wilhelm I. beschloss mit dieser Hevisioji der VerfassuDg 
seine starken Stürmen ausgesetzte fbnf und zwanzigjährige Regierang 
als König der Niederlande, denn nachdem er noch eine besondere 
Yerordnung am 24ten September gegeben hatte, dass dies Niederlän- 
dische Grundgesetz auch im Herzogthum Limburg Terköndigt nnd in 
alJen Beziehungen wie in den übrigen Provinzen gelten sollte» eriiess 
er bereits am 4ten October 1840 eine Prociamation aus too, dorcli 
welche er zu Gunsten seines ältesten Sohnes Wilhelm IL der könig- 
lichen Regierung entsagte (er starb den 12ten Decerober 1843). 

In den ersten Jahren der Regierung Königs Wilhelm IL (7ten 
October 1840 f 17ten Harz 1840)^ ging die parlamentarische Ver- 
handlung der Staatsangelegenheiten ihren regelmässigen Gang» ohne 
gegenseitige Beschwerde über Verkürzung der Rechte und Madit- Be- 
fugnisse» wenn auch die «sdiwier^n flnandeHen Vefhütitfsse des 
Landes in der zweiten Kammer m*cht selten heftige Beschwerden ge- 
gen die Maassregeln und Vorschläge der Regierung hervorriefen. Erst 
im Jahre 1845 machte sich die Forderung einer nothw endigen neuen 
Revision des Grundgesetzes wieder geltend, blieb aber von der ße- 
giemng unberücksichtigt, und der König erklärte, in seiner Rede bei 
Eröflhung der General - Staaten am 20. October 1845 geradezu, da&s 
er die Leberzeugung von der Nothwendigkeil einer neuen Revision 
der Verfassung durchaus nicht hege. Doch Hessen sich dadurch 
die laut gewordenen Wünsche der Pariheien nicht beseitigen, 
die vornehmlich eine grössere Erweiterung des Wahl- und Stimm- 
rechtes und eine Veränderung' des sechsten Artikels der Verfa<;sung 
verlangten. Die General-Staaten der Session 1^46 nnd 1S47 machten 
darüber Vorschläge, der König verbiess ihre Rerücksicbtigung bei 

*J dm SkOtgmiinim vor geraie die Wahl der Mtmlängli' 
eh$n GUidir da Sfadtratht ulkr gMttig, 

**) Nach der früheren VerfumMg warm ihr mir dk Jnugatm wid 
fikM die Einnakmen wtrgHeffL 
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der ErölTiiuiig der neuen Sitzung der General -Staaten am 18. Octo- 
ber 1847, und kundigte darüber Gesetzes -Entwürfe an: aber die 
Ausführung^ dieser Angelegenheiten verzögerte sich bis zum Ausbruch 
der Französischen Revolution im Februar 1848 und deren gewalligen 
und augeiiblit klieiien Einwirkung auf das gesammte mittlere Europa« 
Jetzt hörte jedes Widerstreben von bellen der Regierung gegen die Revi- 
sion der Vf^rfassuntr vom Jahre 1840 auf, und es w urde am 7. März dieses 
Jahres vom Konige eine Commission aus fünf -Miti;Iicdcrn ernannt (Don- 
ker-Curtius, Thorhecke, Luzac, de Kempenair und Storm), r,m ei- 
nen vollständigen Entwurf eines neuen Grund -Gesetzes auszuarbellen. 
Sie hatte besonders die Vorschläge der Majorität in der zweiten Kam- 
mer zu berücksichtigen, welche wesentlich darauf ausgingen: 1) es 
sollten femer keine Stände als solche bestehen, die als politische 
Körper verfassungsmässig politische Rechte auszuüben hätten; 2) es 
soll ein indirectes Wahlsystem mit einer .Zwischenwahl beibehalten 
werden ; 3) die erste £ammer muss eme zeitgemässe Beorganisation 
erleideq; 4) die Kammern müssen zu einem ausgedehnteren Rechte 
der Amendements berechtigt sein; 5) ebenso zu euiem aasgedehnte- 
ren Petitionsrechte; 6) die Verantwortücbkeit der Biinister muss durch 
em besonderes Gesetz geregelt werden; 7) das Recht der gesetzge- 
benden Gewalt In Bezug auf die Golonlen ist noch mehr zu erwei- 
tem; 8) das Budget ist nur auf ein Jahr zu gewähren (statt der 
zUveijährlgen Periode aus der Verlisissung fom Jahre 1840); 9) ilie 
Verhandlungen der ersten Kammer, der Provmzial- Stande und Ge- 
melnderäthe müssen offentKdi sein; 10) die Bfilitärgesetzgebung ist zu 
regeln; 11) überhaupt ist für grossere Klarheit In der Blssang der 
einzelnen Artikel des Grundgesetzes zu sorgen. Bald eüaigte man 



^ID. Ctrondwet Toor bet Kaningrük der 

srederlanden 

van het jaar 1848 (14. Oclubr.*). 
leerste Hoofdstuk. 

Fan het rijk en xijne inwoners. 

Art. 1. Uet Koningrijk der Nedeilaiidm [)tstant in Europa uit de te- 
gSIliroordigc provincicn: Noordbrabant, Gelderland, ZuidhoUand, Noordhollaod, 
Zeeland, Dtrecbt, Friesland, jDv^rijssel, Groningeii, Drcntbe en het fiertogdom 
Limburg, beboodens de betrekkingen van hei HecUtgdom Limburg, met nit- 
zondering der vestingen Maaslridit en Venlo en vaa bare Icringen, UA het 
Dj-ilsche Verbond. 



, Abgedrudtt nach der OrigitKÜ-Amgabep ßcvcaUr, lö4d. Övo. 



sieb dnrüber, dass die definitive FeststeJlung eioes Wahlgesetzes 
erst in der Session der General -Staaten erfolgen aolite, welche auf 
die folgte» von der die Revision des Grundgesetzes aasgegangen wäre, 
daas man sich also vorläuGg mit der Aufstellung eines provisorischeii 
Wahlgesetzes zu begnügen habe. Die Arbeiten der Gon^misslon wa- 
ten in einigen Wochen beendet nnd von den versammeltan Kammern 
der gewöhnlichen General-Staaten beratfaen und geprüft, wormt 
abermals die General-Staaten in doppelter Aniahl inr nochmaligen 
Prüfung der Gesetzes -EntwQrfe einberufen wurden, indem die B&> 
giening es vorgeiogen hatte, statt einer einzigen Vorlage emes»neu 
revidirten Grand- Gesetzes wieder zwölf besondere Entwfurfe für 
ehizelne revidirte ArtÜLel den Kammern zpr Pruibng zu geben, und 
diese neben den alten unverändert aufrecht erhaltenen zu dem neuen 
Grundgesetz aus dem Jahre 1848 zusammenzustellen. Nach- 
dem die einzelnen Theile und das fjanzc Grundgesetz in dieser Ge- 
stalt von den Doppel -General -Staaten angenommen war, wurde es 
am 14. October 1848 vom Könige Wilhelm sanctionirt» indem in 
dem begleitenden königiichen Erlasse von diesem Tage erklärt wird: 
„dass die Veränderungen und Zusätze, die das Grundgesetz gegen die 
früheren enthält, insofern sie ihrer Natur nach nicht blos \o]i tem- 
porärer Wirksamkeit sind, dieselbe Kraft haben, \Me die nicht revi- 
dirten Bestimmungen des Grundgesetzes, nnd mit detnselben das 
Staatsgrundgesetz des Königreicli s der > i cderlande bil- 
den**. Zwanzig Tage später (3. ^o^ embe^) wurde dasselbe in feierli- 
cher Sitzupg aller Gerichtshöfe des Staates verlciindigt. Ich gebe 
dasselbe als die gegenwärtig geltende Verfiissungsurkunde dieses Staa- 
tes im Origtnale und in einer van mir gemaditen Deutschen lieber^ 
Setzung. 



m. Ctnmdff eselas für du KSnisreleli 

der HTiederlaDde 

aus idem Jahr 1848 (14. Octobr.)* ^ 
Erstes Gapitel. 

Von dem Königreich und mnen Einii>ohnem. 

Art. 1. Das'Königreich der Xif'dcriandc besteht in Europn 7sm den ge- 
genwärtigen Provinzen: Nordbrabaiit, Geldern,. Südholland, Nordhrtliand, See- 
land, Utrecht, Friesland, Obcryssel, Groningen, Drenthe und dem Herzügthum 
Liiul/urg, indem die Verhältnisse, dieses Herzoglhums Limburg, *mit Ausson- 
derung der FMtimgen. Ibastricht und^Venlo in ihren Unücreisen» m dem 
Denticlifln Bunde aufrecht erhalten Ueiben. * 
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Art* 2. De wel kan |)rovinrirn eil gemrrntcn ver(»enif?on rn «plitson. 

De grenzen van den SLaaL, van de pioviucien eu gmcenlen kunnca 
door de wel worden vcranderd. 

Art 3. Allen, die licli op hei grondgcbied van het Rijk bevinden, 
helsij ingeietencn of vreemdelingen, hcbben gelijke aanspraak op besclicr- 
mtng van pcrsoon cn gocdercn. 

De wet rrprflt de to('l,Tlin<:j en de iiitzetting van vrcemdelingen, en de 
aigemeenc voorv^aardcn op welke, tcn aanzien van hunne uiUevering« verdca" 
geu met vrecmde mogendbedeu kuiiucn Morden geslotcn. 

Art. 4. De nitoefcning der bargerlijke regten wordt door de' wet 
bepaald. 

* Art. 5. Dm ecnig bargerschaiMregt to bebben noet nen Nodatlen- 

der z'jn. 

Art. ö. iedcr .Nederlander is loi elke landsbediening beoaeoibaar. 
Geen vrecmdcling is bicrloe benoembaar, dan volgens de bepalingen 
der weL 

Art. 7. De wet verklaart wie Nederlanders lyn. 

Een Treeradeliog wordt niet dan door enne wel genatonüseerd. 

Art. 8. Niemand heeft voorafgaand verlof noodig. om door de drukpers 
gedachten of gevoetens 4e openharcn» behondens ieden verantwoordejijkheid 

yölgeus de wel. 

Art. 9. leder uigczeten heeft het re^^t, om ver/oeken aan de hrvorjrde magt 
schriftciijk in te dienen, mits die persoonlijk en niet uit n.iarn van meer wor^ 
den onderteekend» welk laatste alleen kan geschieden door of van wege lig- 
diamen, wettelljk faniesgosleld of äb loodanig erfaend, «n in dal geval bmI 
aaders dan over onderwerpen tot banne bepaaldewerkzaatoboden beboorenda. 

Alt UK Het regl der ingaietenen toi verceniging en f ergadeiing wordt 
erkend. 

De wet regelt en beperkt de uiloefennig van dat regt in bei belang der« 
openbare ordc. 

TweedeHoofdstuk. 
Van dm kmmg» 

£r8te 4ideeling. 
Van de trwnutpfoolging. 

Art. 11. De kroon der Nederlanden is en blijft opgedragen aan zijne 
Hi^esteit WlHem freämk, Mm van Onui|o>lfasianS» tm door bem en ajoe 
wettige nakomelingen te worden beieten erfdljk, ovtteenkomstigde navolgende 
bepalingen. 

Art. 12. De wetti^e nakomelingen van den regerenden .Koning zijn de 
kinderen, reeds geboren, of die uog moi:tt n ^( lor« ij worden, uit zijn tegen- 
woordig huwelijk met Hare Majesteit Fiederiii.a Luuisa Wilbelmina. Prinses 
van Pmissen; en vooits bi bet algemeen .alle aftauwriingen, welke geboren 



V JHeu atrf die Thronfolge sich besiehenden MeeHrnmungen gehen vnf 
mmObar at^ dm Ein$$Uiingtaei dar erliHehm MSmgUdtm WMe fir W9^ 
FHedrkh und aM fad wörOtth ant dar Verfauwg vat^ 1815 « IMN L 



AtL % Da GiWti kamt PnviBun vaA QmiMM v«niiiii«i vid 
tiennen 

Die Gränzen des Staates» der Provinzen und Gemeinden können durch 
das Gesetz verändert werden. 

Art 3. Alle, die sich auf diesem Grundgebiete dieses Reiches finden* 
sie mögen EiDgesesseiie odor Ausländer s^n, haben gleiciieii Anspruch auf 
die BeacbinBiDg flirer Person und Gitter. 

Das Gewtz regelt die ZnUmong und die Ansiedlong der Ausländer und 
d]> n1?gcmcinen Bedingungen, nach welchen in Beziehung auf ihre Ausliefe* 
rung Verträge mit auswärtigen Mächten geschlossen werden können. 

Art. 4. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte wird <)urch das Gesetz 
festgestellt ' 

Art. 9. Uno das besimdere GeiLciiide-Bargerrecbt zu erlangen, muss 
man Niederländer sein. 

An 6. Jgder Niederländer ist zu aHen Amtsstellen zuzulassen. 

Kein Ausländer ist ».denselben zuxulassent als in Folge der Bestha- 
mongen der Gesetze. * ' 

Art. 7. Das Gesetz erklärt, wer ein Ni( dcrUiudcr ist. 

Ein Ausländer >Mid nur durch ein Gesetz naluralisirt. 

Art. 8. Niemand bat eine vorhergebende Erlaubniss nothig, um durch 
die Presse seine Gedanken oder GefDhle milauthellen, hidem die Verantworte 
iichkeit eines Jeden nach den Gesetzen gewahrt wird. 

Art. 9. Jeder Einwohner bat das Recht, schriftliche Bittschriften an 
die zusländipen Behörden einzureichen, T^enn ';if persönlich und nicht im 
Kamen Mehrerer untcrzoichnet werden: das letzte Vmm allein von Cnrpora- 
tionen geschehen,. welche gesetzlich zusammengesetzt oder als solche erkannt 
sind, und in diesem Falle nicht auders als Uber Gegenstände, die zu ihren 
fesetsiichen Wirkungskreisen gdioren. 

Art la Das Recht der Einwohner sur Vereinigung und Versamndung 
wird anerkannt • 

Dn^ ficsetz regelt und beschränkt die Austtbong. dicies Aechics in seiner 
Beziehung zur öffentlichen Ordnung. 

fLyfeiie» Gapitel, 
FoA dem Einige. 

Erste Ahtlu ilnng. 
Von der Thronfolge. 

Art 11. Die Krone der Niederlande ist und bleibt übertragen auf Seine 
Majestät Wilhelm Friedrich, Prinz von Oranien-Nassau, um in* seinem and 
seiner gesetzlichen Nachkommen erblichem Besitze in bletbcn* in UebereiD- 
aünmmng mit nachfolgenden FeststeUungen* 

Art 12. Die gesetzlichen Nachkommen des regierenden KSnigs stud die 
Kinder, welche jetzt leben oder später noch geboren werden, aus seiner ge- 
genwärtigen Ehe mit Ihrer Bfajcslät Friederil^c Louise Wilhelmine, Prinzessin 
von Preiissen: und im Allgememen aÜe Nachkommen aus einer Ehe, die von 



Düker darf et nicht wundem , dass in derselben noch des Königs Wilhelm 
Friedrieh J. und seiner Schwester namentlich gefleht tctrden, die beOe Im 
dieshr ümgestaUwig des (irundyasetMea seit Jahrin vergtorben wäre». 
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zullen worden oit een huweKjk, door ta Koniiig, met gemeeil overieg der 
Staten-GeDeraal* aangegaan of toegestemd. 

Art. 13. De kroon gaat over döor regt van cefstgeboorlc, des dat de 
oodsto loon van den Koning, of wd bei manneiyic oir van den ottdsten foon 
by representatie, opvolgt. 

Art 14. BiJ ontetentenis .van bet mannelijk oir ntt den owbten SEOon 
geipnilaB, gaat de kroon ovef op dient broedeis of bun mannelQk oir, ins» 
gelijka door regt vän eerslgeboorte en representalie. 

ArL t5. By gebeele onUtentenis van mannelijk oir nit bet Hnis van 
Ora^je-Nassaa gaat de kroon over op de dochlers van den Koning door regt 

van eerstgeboorte. 

Art. 16. Ook docbters van den Koning ontbrekende, brcngt de oudste 
dochter van de oudste ncdergaande raannelijke lijn nit den laatslen Koning 
de koDinklijlce waardigheid in liaar Huis over, cu wordt Üij vouroverlijden 
door hare afslaiiiiJicUngen gereprescnteerd. 

Art. 17. Zoo er geene mannelijke nedergaande lijn uit den' laatsten 
Koning bcstaat, erft de oudste nedergaande vrouwetijke lijn, des dat de man* 
ndijke tak v66r den vronwelijken tak, en de oudste v66r den jongeren» en 
in lederen' tak mannen vöör vronwen, en ouder vöör jonger den voorrang 
hebben. 

Art 18. ^Wanneer de Koning itonder nakomelingschap sterft, energeen 
mannelijl oir uit het Huis 0 ran je-Nassau overig is, volgt hcm zijne naaste 
bloedverwante, mits van den koninklijkon Huize zijnde, op, en wordt mede, 
bij vooroverlijden , door hare afstammclmgcn gcreprescnleerd, 

4 Art 19. \Vanneer eene vroiiw de kroon in een ander Huis heeft over- 
gebragt, treedt dit Huis in alle de regten van het oorspronkelijk Stambuis» 
en de vorige artikelen zijn op hetidve toepasselijk, met dat gevolg» dat baar 
mannelijk oir vÖ6r alle vronvren of vrouweMjke afstammelingen erft, en geene 
andere lijn geroepen wordt, 200 lang iemand van bare nakomelingen in 
leven is. 

Art. 20. Eene Prinses, buiten toestemming der Staten<Generaal een 

huweh'jk hcbbende aangegaan, hceft gccn rop-t lol de kroon. Eene Koningin, 
buiten die toestemming een hnwelijk aangaande, doct afstand van de kroon, 

Art, 21. ßij ontstentenis vau nakomelingschap uit drn tpgenwoordigen 
Koning NYilleni Frederik van ( >ran je-Nassau , gaat de krorm over op dcszelfs 
zuster, Prinses Frederika Louisa Wilhelmina van Oraujc, douainere van wijlen 
Card George August, Erlj[>rins vaA Bmnsvqk^Lnnenburg, of barä vettige 
nakomelingen, uit xoodanig n^der bnvrelijk» als door deselve , overeenkomstig 
ort IS, mögt "worden aangegaan. 

Art. 22. Indien ook de wetUge nakomelingschap van deie Yorstin ont- 

breekt , frnat hol orfregt 'over op het wettig mannelijk oir van Prinses Carolina 
van Oranj znster van w ijlen Prins Willem den Vijfden, en gemalin van wij- 
len den Prins van Kassau- Weiiburg, in^gelijks door regt van eerstgeboorte en 
representatie. 

Art. :.'3. Wanneer bijzondcre omstandigheden ecnige veranderingen in 
d^ opvolging van den troon noodsakeUjk maken, is de Koning bevoegd, da«* 
roriitrent eene voordragt (e doen, te bebandelen op de vp^te, tcn aantett Vitt 
verandering in de GrondweC, in artt 10g**199 voorgescfareven. ' 
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4tm R^g8 mit gemein9eh«ftUcber Berathuog der Genoral'Stettw eingegangen 
oder snga^anden ist. 

< Art 1% Die Knme geil voil AieehtnMiai iof dm Endtgebornen Ober, 
m 4Mi der Meste Sohn des Königs oder det niinlidM Erbe des Itteatcn 
Sohnes nach Repräsentationsrecht nachfolgt. 

Art. 14. Bei Frmangelunp; eines männlichen Erben des ältesten Sohnes, 
geht die Krone über auf seine Brtider oder deren maQnliche Erben, in gieichiQr 
Weise nach dem Rechte der Erstgeburt und der Repräsentation. 

Alt. 15.'- Bei ^femlkbir Btmangeliing UdMicken Mea tus die- 
sem Hanse Ton Oranien-'Nusaii geht die Krone über anf die Tochter 4ce JKi* 
liigl nieh dem Rechte der Erstgeburt 

Art. 16. Sind auch nicht T5chter des Königs hinterlassen, so trägt die 
älteste Tochter aus der ältesten absteigenden männlichen Linie des letzten 
Königs die Königliche Würde in ihr Hans über, und wird, wenn sie vorher 
verstorben sein sollte, durch ihre Nachkommen repräsentirt. 

Art* 11 ^oCem keine minnliche absteigende Linie des letzten Königs 
ir^rhanden.iatr w> erbt die älteste absteigende weibliche Linie, so dass der 
mannUehe Zweig vor dem weiblichen Zweige und der ütteste vor dem jfinge- 
rem, und in jedem Zweige die Uioner vor den Frauen und die altem vor den 
jOfUgern den Vorrang haben. 

Art. 18. Wenn der Kunig ohne Nachkommenschaft stirbt und kein 
männlicher Erbe aus dem Uause Oranien-Nassau übrig ist, so folg:l ihm sein 
uachälcr Blulsverwandter, vermittelst seiner Verwandschafl mit dem königlichen 
Hanse, und wird derselbe« wenn er schon verstorben sein sollte^ durch seihi» 
Nachkommen reprasentiru 

Art. 19. Wenn eine Frau die Krone in ein anderes Haus fibergetragen 
hat, so tritt dies Haus in alle Rechte des ursprünglichen Stammhauses, und 
die vorhergehenden Artikel sind auf dasselbe anzuvs enden, mit der Folge, 
dass ihre männliche Lrben vor allen Frauen der wcibliciien rsachkommen 
erben, und keine andere Linie auf den Thron gerufen wird, so lange Jemand 
von iHren Nacbkommen am Leben ist 

. Art 20. £ine Prinaessin, die ohne Zustimmung der General-Staaten 
eine Ehe eingegangen iat, hat kein Recht auf die Krone. Eine Königin, die 
ohne diese Zustimmung eine Ehe eingeht|, entsagt damit der Krone. 

Art 21. Bei Ermangelung von Nachkommenschaft des gegenwärtigen 
Königs Wilhehn Friedrich von Or amefi-Nassau, geht die Krone über auf seine 
Schwester Friederike Louise Wikielmine von Oranien-Nassau, Wittwc des scc- 
hgeu Erbprinzen Carl Georg August von Braunschweig-Lüneburg*), oder ihre 
gesetalidien Nachkommen aus einer solchen Ehe, die in Uebereinstimmung mit 
dem Art 12 gescfalcssen ist 

Art 22. Sollte auch die gesetzliche Nachkommenschaft dieser Fflrstin 
fehlen, so geht dies Erbrecht über auf die gesetzlichen m:mn!ichen Erben der 
Prioz^in Caroline von Oranien**), Schwester des verstorbenen Prinzen Wil- 
helm V, und Gemahlin des verstorbenen Fürsten von Nassau- Weilburg, in 
gleicher Wei&e nach dem Rechte der Ei^tgeburt und der Kepräsenlatioa, 

Art 23* Wenn besondere Umstände einige Veränderungen in der Thron- 
folge-Ordnung nothwendig machen sollten, so ist der König berechtigt darOtier 

*J Er war der älteste Sohn des Herzogs Carl von Braunsehweig und 
äm^ mr* "eor t«MM> fWff . an» SO. S%pteMtib9r mUk Stine OtawiiUlfi IsMr 

mt'ArMierdam srit 1814 uUd starb 15. Ortober 1819. 

**} Diese Jb'ürslin war schon am 6, Mai I7ä7 sestarben. 
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Art 34. 'HrtMUHe viiidl pMi» w9Mnmr » §im htmff^de opvolger wm 
de» Gttmdwet bestaat. 

Ts de opvolger niet beooemd of ontbree]^ bij bij üverlijdea des Koningi, 
dnn ^fsrhiedt de henoemiiig door de Statea-GflMraai» - daarlitt in dubbcitll 
geUic bijeeugerof[Jcn, in vereeriii^de zilting. 

Art. 25. In de gevaiicn in arlU 21, 22, 23 en 24 omschreveiit wordt de 
troonopvolging geregeld »aar de bepalingen van artt. 12» 13, 14, 15, 16, 17« 
18 en 19. 

Art 26l De Eoniiig km s«cne ncemde kroo» dfigen, md nibuDderiog 

fm die van Luxemburg. 

In geeu gevai kan de letel der regeiiiigbiiilenJMtftiiikvoMltti veiplailat 

Xweede Afdeeling. 
Fm imkmm der krooau , 

Art 27. Behalve bet inkomen uit de domeinen, door de wet yan den 
Slsten Augustus 1822 afgestaan en in 1848 door den Koning tot loroon-domel« 
neu aan den Staat teruggcgeven, geniet Koning Willem- II een jaailfjkacb in- 
Ifomeo van een millioen gülden *) uit 's Lands kas. 

6ij elke nicuwe Uroonabekliiaming wordt bet inkomen der kroon ^on 
de wet geregeld. 

An. 28. Den Koning worden tot deszelfs gcbruik zoiner- en winler-ver- 
blijven in gcrcedbdd gebragt, voor mdket mderiMud editer niet mttt dtti 
f SOfiOO jaarlijks ten laste van den Lande kunnen worden gebragt 

Art 29* De Koning en de Prins van Oraiije njn vrq Tan alle perfo- 
nete lasten. 

Gecn vrijdom van eenige andere helasting wordt door hen genolen. 

Art. 30. De Konitig rigt zijn lluis naar eigen goedvindcn in. 

Art. 31. llct jaarlijksch inkommen eener Koningen-weduwe, gedurende 
baren weduwelijkoi Staat nit 's Lands kas Is f, I50»000. 

Art 32. De oudste van des Konings zonen, of verdere manndfjte na* 
komdingen, die de vermoedelijke crfgenaam is van de kroon," is des Konings 
eerste onderdaan, en voerl doti lltel vnn Prins van Ornnje. 

Art. 33. De Prins vnü Oranje geniet als zoodanip; uif 's Lands kas etn 
jaarlijksch inkomen v.in /. iUU,OÜO, te rekenen van den lijd, dat hij den ou- 
Uerdum van achltien jaren zal hebben vervuld; dil inkomen wordt gebragt op 
/, 20(^000 na bet voltrekken van een httwelijlc, overeenkomstig art IS doer 
Grondwet 

Derde Afdeeling. 
Van de oo; dt^ det komngs. 

Art. 34. De Kom'ng is meerdeijarig als ifjn achttiende |aar «iMM'il. 

Art. 35. Zoolang de Koning mindeijaiig is, Staat hij onder de voogdij 
van eenige leden van bet koninklijk Huis en eenige aanaenl^e WederindfeWi 



V Die Summe htirä0 574,444% TMr. 13% Sgr, 
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dasm ^MdUM^'VofwUi« «i nieben; freKher mt «tfieMibe Weüi m behan- 
deln ist, itie in Ansehung der Veründeningen des Grundgesetoes in den Art. 
109—90 vorgeschrieben ist. 

Art. 24. D;issclbe findet statt, wenn kein nach diesem Grundgesetie, 
berechtigter iSachfolger vorhanden ist. 

Ist der Nachfolger nicht benannt oder fehlt er bei dem Ableben des 
Königs, so geschieht die Ernennung durch die General-Staaten, welche dazu 
in doppdter Ansahl einberufen werden, m vereinigter Sitzung denelbea 

Art 23. In den in den Artilc Sl, 23, 33 und 24 Torgesehenen Fällen 
wirrl die Thronfolge geordnet nach den JleBtimmfUigen in den Art. iZ 13» Ii, 

It*. 1*^ lind 19. 

Art 2t). Der ILönig kann keine JOnefnde lirone tragen mit Ausnahme, 
der von Luxemburg, 

In keinem Falle kann der Sitz der Regierung ausserhalb dieses Reiches 
Terlegt werden. 

Zweite Abiheilung. 
Vm den Minkünflm der Krone. 

Art. 31. Ausser dem Einkonmien aus den Domainen, welches dnrcb 
das GesetT vonn W. Antriist aufgegeben TTTid im Jahre 1848 durch den 

König zu den krondoniimcD an den Staat zurückgegeben war, genicsst König 
Wilhelm II. ein jährliclies Einkommen von einer Million Gttkien ans der 
Staatskasse. 

Bei jeder neuen Thronbesteigung wird das] Ebikoannfln der Krone dofcfa 
das GesetE geregelt 

Art 28. Dem Könige werden su seinem Gebrauche Sommer- und Win- 
ter-Paläste in Stand gehalten, zu deren Unterhaltung jedoch nicht mehr alt 
«M^KX) Gulden jährlich auf Landeskosten gebracht werden dürfen. 

Art 29. Der König und der Prinz von Oranien sind Drei von allen; 
persönlichen Lasten. 

Keine Befreiung von anderen Lasten wird von ihnen genossen. 
' Art 3D. Der König rtehtet sein Hans nach seinem eigenen Gntbefln* 
den ein* 

Art. 31. Das jährliche Einkommen einer Königin Wittwe wSfarend ihres 

Wlltwenstandcs beträgt aus der Staatskasse 1^,000 Gulden. 

Art. 32 Oer nllcste von des Konicrs Söhnen oder der ferneren männ- 
lichen Nachkommen, welcher der vermuthliche cpraesumtive) Erbe der Krone 
ist, ist der erste Unterthan des Königs und führt den Titel. .»Prinz von 
Oranien^" 

Art 93. Der Prina von Oranien geniesst als soldier aus der Staats- 
kasse ein jährliches Einkommen von 100,000 Gulden, von der Zeit an zu rech* 

ncn, dnsf pr d<T5 achtzehnte Lebensjahr vollendet hnfion wird; dieses Einkom- 
men wird auf 2(K),000 riul irn erhöht, nachdem er eine Ehe in Uebereinstim- 
nuing mit Art.. 12. dieses Grundgesetzes geschlossen hat 

Dritte Abtheilung. 
Ton der Vormundschaß des Königs, • 

Art. 34. Der König ist volljährig« sobald er sein achtzehntes Lebens- 
jahr vollendet hat. 

• • Art So lauge der König minderjährig ist, steht er unter der Vor« 
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Art. 36. De vMpl^ «ovdt |V«gdl ta da yoi gdm unwtot ban^wwi 

door eene \^'ct. 

Over hct ontwcrp dier wct n einen die SUten-Citeiiera^ iiuo besioil in 
eene verccnigde zilting der beide Kainers. 

Art. 37. Deze wet wordt nog bij het levrn vnn den Konmp, voor hpX 
geval der raindcrjarigheid zijns opvolgcrs, gomaakt. ilogt dit niel zijn geschied, 
ZOO worcien, is hct dü€ülijk, eenige der naaste bloedvei wandten Tan den min- 
derjarigen Koning over de regeling der voogdij gehoord. 

Art. 38. A!vnrpns de voogdiJ !e aanvaarden, legt elk der v<H>gd^, in 
ecnp vt'K cnifTdc ziiting van de beide Kamers der Slaten-Genenialt in banden 
van den voi rzittcr, den volgenden eed of belolle af: " 

„Ik zwccr (belooO trouw aan den Koning; ik zweer (beloof) al de 
pligten» welke de voogdij mij opicgt. heilig le vcrvullen, en er mi[ 
bijiODder op te ziülen loeleggen, om den Koning gehechtheid am de 
Grondwet en liefde voor zijn volk in te boezemen." 
,J!oo waariyk IMf e niü God sln^tigh' beloof ikli 

Art. 39. Ingeval de Koning buiten slaat geraakt de regering waar te 
nemen, wordt tii hei noodige toeägl ofir lijn perMim voorÜeB nur da 
afebrifteii, oattait de too^I^ dn wakidti^ßtigm 9mm§ «l^ flft dl 

T«%eiidfl IMM^- 

Vierde Afdeeling. 
Fofi htt regMttehap, 

m 

Art 40. Gednrende de ninderjarigheid na den KAndK itvMt tet 
KottiHklQk geng waargoioniineD door eenen Regent 

Art 41. JDe Regent wordt benoemd door eene wet, die toTens de op- 
volging in bet regentsdnp, tot 'sKonings me^rdeijahriglwid toe. km regelen. 
Over bet ontwerp dier wetnemen deStateopGeneraal bun beslnit in eep« vpr- 
fiBigde liUing dier.lieide Kamers. 

De wet wordt nog bij het leven van dca Koniagi voor hat ifiivil dar 
nndatjahngbeid lijos opvolgers» gemaaJit. 

Art 42. Het koninklijk gezag wordt mede aan eenen Regetit opgaArlc 

geilf bigcval de Konincr hiiitpn stnnt ü:mnk{ de regerinci: ^'nar te nemen. 

Wannccr dit aan den Haad van State, verecnigd met de hoofden der 
minislcriele departeraenten, na een naauwkeurig onderzoek, is geblcken, roept 
dczc vergadering onverwijld de Staten-Generaal in dubbelen gctale hijecu, om 
hon Tan hei Voorfaanden gerat ferslag te doen. 

Art. 43. De Staten-Generaal ondcrzocken het verklag, en, zoo ZQ in een 
besluit, in vereenicde ziHlng der beide Kamers in dubbelen getale genomen, 
er de jnistbeid vao erkcnd hebben, wordt in den vorm eener plegtig af te 
kondigen wet Terklaard, dat bet geval, in het yprig arlikel bedoeld» aan* 
Weng is. 

Alt. 44. Wanneer de Prins van Oranje zijn achftii nJe jaar niel hceft 
Tervuld, wordi m hcl regentscbap^ geüjk m art. 41 i& iiepaalü, voocu«n voor 



m 

MBMkcbta eioi^r li i iiitdi t 4ti Kt n i g M ahw At«Mi «od «wirr iik|lfife0r 

ner Niederländer. 

Art. 36. Die Vormundschaft wird geregtit luui die Yormiiiider werden 
trnannt durch ein Gesetz. 

Ueber deu Knlv^urf dieses Gesetzes fassen die Geaeral-SUaten ihren Be- 
idilitts in einer vereinigten Sitimg der beiden Kammem. . . 

AiC 37. IKeies GeieU wird noch bei Lebetmeiten von deoi KSnige für 
den Fall der HlndcijShrigkeit seines Nachfolgers gemacht. Wenn dies nicht 
geschehen sein sollte, so werden, sofern dies thunlich ist, einige der nächsten 
Blutsverwandten de$ nunderjahrigen Königs Uber die Regelung der Vormund- 
scbafl gehört. 

Art 38. Bevor die Vormundschaft angetreten wird, legt jeder der Vor- 
ntUnder in einer vereinigten SHzung der bellen KaMim der Generabtaaten, 
hl die Binde des Prisidenten den folgenden Bid oder GelSbnisB ab : 

wich ccfawöre (gelobe) Treue dem KSnige; ich schwöre (gelobe) alle 
die Pffiehten, weldie die Vormundschaft* mir aufertegt« heilig zu er- 
Aillen, und e«? mir besonders anliegen lu lassen, dem Könige An- 
hinglichkeit an das Grundgeselz und .liebe zu seinem Vollce ein- 
' zuflössen." 

„So wahr mir Gott der allmächtige helfe!*' (,J)as gelobe ich!'*) 
Art 39. In dem Falle, dass der König sich ausser Sunde befindet, die 
ftegicmng vmhr sn nehmen, so wird in der ndthigen Fflrsorge f&r setee Pw 
ton nach den Vorschriften verfahren, -welche über die Vormundschaft eines 
WUlMtoqlltriyn ILiwigi in dem AxU ^ imd den feinenden ftptgeseUt «nd. 

Viene AMheimig. 
Fe» dsr Bigmitdiaß» 

Art 40. Ehrend dar llinderjährlgkeit des Königs wird die kdnigliehe 
Giswalt durch ebien Regenten ausgefibt 

Art. 41. Der Regent wird ernannt durch ein Gesetz, welches zugleich 
die Nachfolge in der Regent'^chnft, «n lnn?c die Mindcrj'rrhrigkeit des Knnip;? 
dauert, regeln kann IVher d* n Entwurf dieses Gesetzes fassen dip Oeneral- 
Staaltti ihren scbluss in einer vereinigten Sitzung der beiden Kauunorn. 

Das Gesetz wird noch bei Lebenszeiten des Königs fUr den fall der 
Mwderjährigkelt seioeB Niehfolgers gemacht 

Art dSL Die Icömglicbe (üewaft wird gleicbftils auf «tamn Regenten % 
IlbertragU, Or den FaU, daes der König ausser Stand gnetit üt, die Regie» 

rang wahr zu nehmen. 

Wenn dirs dem Stant^rath, in Vereinigung mit den Chefs der Ministe* 
rial-Departements, nach einer genauen Untersuchung sich als ^^rwu^sen gezeigt 
bat» so beruft er ungesäumt die Generai-Slaaten in doppelter Anzahl der Mit- 
glieder zu einer Veisammlang zusammen, um ihnen Uber den vorhandenen 
Fal etnan VorsoMag tu machen. 

Art 43. Die General-Staaten untersuchen diesen Vorschlag, und so fism 
sie ihn in vereinigter Sitzung der beiden Kammern in doppelter Anzahl, zum 
Besrhlus? genommen und di<* Richtigkeit erVannt haben, «o wird es in der 
Form eines feierlich 711 vrrkiinciigenden Gesetzes beJcannt gemacht, dass der 
im vorigen Artikel angedeutete FaU eingetr<^ten ist. 

. • Art. .44. Wenn der Prinz von Oranien sein achtzehntes Jahr noch nicht 
nrid^legw eo iM1^:g|cMMr Weite tu diaie RqgentMball, mkl in M 
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xi6ohng de Konfing tot het waarnenen der regering buiten ÜMl «n de 
Prins van Oranje ztjn achttknde jaar niet beefl vervuld. 

ArU 45. Der Hegent kgU in eene verecuigde zitliug van de beide 
Kamers der Staten-Getieraal, in banden van dm vwtülXer den volgenden 
eed of belofte af: 

„Ik zweer (belooO tronw an den Koning; ik sweer (belooOf dat ik 

in de waarncming van bet koninklijk gezag, zoo lang de KonfDg 
minderjarig is (zoo lang de Koning builen Staat blijft de regering 
waar tc nemen) , de Grondwet van bet Rijk steeds aal onderhonden 
en bandbaven". 

> • ► 

, „!k zweer (beloof t. d.it ik de onafliankelijkheid enhet gxondgcbicd 

des Rijks met al iiiijti »erniogen zal \crdedigeii en bewaren; dat ik 
, . de algemecne ou bijzuudcrc vrijhcid;, en de regten van alle des Ko- 
ning. ooderdanen en Vau clk bunner zal beschenucn, en tot instand» 
' bouding en bevordering van de algemeene en bijzondere wdvtart 
. >. alle middelen aanwenden, welke de wetten ter mijner bescbikking 
stellen» gelijk een goed en getrouw Regent schuldig is te doen.** 
JLoo wanrlijk belpe my. God.abnagtigl** C>I^t bdooC iki) 

, *. Art 46. ' ;V^anncer de Prins van Oranje zijn acbttiende jaar vervuld 
^ecR» is bij, in bet geval van art 43, van regtswege ftegent. 

Art^ 47. Tot dat in het geval, in art, 42 aangcwezen, de Prins van 
Oranje of de benoemde Regent het regentschap heefl aanvaard, woriJl het 
koninklijk gezag waargenomen deor de vergadering, zamenge&teld als in art. 
43 is voorgescbreven. 

Hefzelfde vindt plaats, zoo, bij overlijdea des Konings» eeftfUgenl voor 
den mindeijarigen opvölger of ook de bcvoegde opvolger ontbreekt, totdat de 
benoemde Ref ent of opvolger de regering beeft aanvaard. 

De leden van deze vergadering leggen in banden van den door ben g^ 
kozcn voorzjftrr, en deze in eene vereenigde zllling van de. beide Kamen dct 
Staidea-Geueraal, den volgenden ecd üI belüCto af; 

•i- • ■ „Ik zweer (beloof) dat ik, als iid (voorziltcr) van dezen regeringsraad, 
in de waarncming van het koninklijk gezag de Grondwet zal belpon 
' onderhouden en bandbaven". 
, . waariliik belpe mij God abnagtig!'' .G*l>at bekwf ik!<0 

* 

Art. 48, Eeno \<v\ bcpaalt, bij de benocming van den Regent of bij de 
aanvauriJing van hr[ rej^enlschap door den l^rins van Orange, dp <;om, die op 
het jaarlijksch inkomcn van de kroon zal worden genomeo voor de kosten van 
het regcntscbap. 

Deze bcpaling kau gedurende bei regenlschap uiei worden veranderd. 

■ 

Ar;. 49. De Koning» op Wien art. 43 is toesepast, bemeemt zoodra 
mogelijl de waarncming der regering, krachtens eene wet» Wiaarin ;die« woQqi 
in |iet gcnoemde artikel is bedoeld, wordt ar<?esrhaflt. 

Tot aan d(>7e afschafrini; ziin de hooldrii der niiiiisteriL'le departementen* 
gal^ de vüogdcn, persoonlijk gehouden. aan de Ivaiuet> der Staten-Generaal, 
9«o dilcwml' bet «ordt gevraagd, van de» Jioi)ing$ tQe^tand ver&iag Le doe^. 
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Art. 41 ff stgeslellt ist, für so lang;e Zeit Fiji sorge getroffen, als der König sieb 
ausser Stande befindet, die Regierung wahrzunehmen, und der Prinz von 
Oranien nodi nicht sein achtzehntes Jahr mrllckgelegt hat. 

Art. 49b Der BAgpnt legt in einif ?eidnigteii SitiuBg der bddeii Kam- 
mern der Generalslaateti in die Hände des Präsidenten den nacfaibJgenden 
Eid oder Gelöbniss ab: ' ' 

* „Ich schwöre (gelobe) Treue dem Könige; ich «ich wöre (gelobe), dass 
ich in der Ausübung der königücbea (j«walt, so lange der König 
minderjährig ist (so lange der König sich ausser Stande befindet» 
die Regierung wahrzunehmen)» das (Grundgesetz dieses Reiches stets 
mfirechtlMiin. wd hawfhatoen werde.'* 

wich sdiv&r« (gcl«be)i dftss ich die Unal^hiogigkeit des Territoriums 
. des Reichs mit allem mein«!» Vemooen veriheidigen und bewahren 
werde; dass ich die allgemeine und besondere Freiheit und die Rechte 
aUefUnterlhanen des Königs und von jedem unter ihnen be<^rhirmen 
und zur Erhaltung und Beförderung der allgemeinen und bcsoudt reu 
Wühiiaiu t alle Miilei anwenden werde, welche die Gesetze zu meiner 
Verfügung stellen, so wie ein guter und getreuer Regent «i sdiuldig 
ist m thuB.^ 

.So wahr mir Gott der Allmächtige helfe." („Das gelobe icli*0* 
Art. 46. Wenn der Prinz von Oranien sein achtzehntes Jahr zurück- 
gelegt hat, so ist er in dem Falle des Artikels 42 von Rechtswegen Regent. 

Art. 47. Bis dass in dem Fall des Artik. 42 4er Prinz von Oranien oder 
der ernannte Regent die Regentschart angetreten hat, wird die köni^iche 
Gewalt durch den Tereiniglen Rath ausgeübt, welcher nach der Vorschrift 
d«S Art. 48 ntsammengesetst ist 

Dasselbe flndet statt, wenn bei dem AUehea des Kdirig» ein Acgent 
lUr . den minderjährigen Nadifolger oder auch der bevormundete Nadh- 
folger fehlt, bis dass der ernannte Regent oder Nachfolger die Regierung an- 
getreten hat 

Die Mitglieder dieses zusammengesetzten Rathes loi^t ii m die Hände des 
durch sie erwahllea Präsidenten, und diese zusammen in einer vereinigten 
Sitiung der beiden Kammern der General- Staaten den nachstehenden Eid 
oder Gdobniss ab: 

,4^^ schwör^ (gelobe)» dass ich als Mitglied (Präsident) dieses Re- 
gentschafltsraths in der Ausübung der königlichen Gewalt das Grund- 
gesetz aufrecht zu erhalten und handhRben helfen werde." 
„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe." (Das gelobe ich.**) 
Art. 48. Ein Gesetz stellt fest, wie bei der Erncnuimg des Regenten 
oder bei der Uebernahme der Regentschaft durch den Prinzen von Oranien 
der Betrag für die 'Kosten der Rjogentschaft von dem jährlidien Einlmmmen 
der Krone genonmMn werden taSL 

Diese BeMimmung kann wlUuMnd der DaoAr der RegentsdMA aifllie ge» 
ändert erden. 

Art. 4<). Der König, aufweichen der Art. 4r5 angewandt ist, übernimmt 
sobald es muglich ist. wieder die Ausübung der Regierungsgewait, traft eiueSj 
Geäeizeä, in weichem die in dem genannten Artikel angegebene Erklärung 
wkdcr an^ehalMn wird. 

Bis m dieser Anflid>ung sind die Chefs der Ministorial-DepaMMnMsrti^ 
sowie dit Vonnttndcr, -persönlich verpfliditet, an die Kammern dv Gfeneräl- 
Mutmk %^ liMQfrigt.werdeii^ fOw das KünigfZaiUndBerifihi n «oUtMim 
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Vt^ 4fi inhulUi^ing des Honings. 

Art. 50. De Koning, de regering aanvaard hebbende, irordt zoodn 
mogelijk plegtig beeedigd en ingehuldigd hinnen de stad Artisterdam, in eeae 
opfsabue en vereenigde Utting der beide Kamers van de Staten-GenenaL ^ 

« 

Art 51. In da» w my A mla f «aadt 4oor den Kooiag-dti isilieiide eed 
•r b«Mle op de Qiondw«! afjpbgd: 

„ft zwer (beloof) aan het Nederlandsehe volle, dflt ik de Grondv«! 

van het Rijk stccds zai onderhoaden en handhaven. 
* „Ik Twcf^T (belooH, iht ik de onafhankelijkhcid en lict grondgebied 

: ' des liijks met al mijn vermögen zal verdedigen en bcwaren; dat ik 
de allgemeene cn bijzondere vrijheid en de regten van alle mijne 
ondevdaneii nl h^sätiitM^ m tat instandhoading cnfac^iaederiDg van 
de allgemeene en bijiondere vrelvaart alle middeten zal aanwenden. 
wefte de wetten ter mijner bescbSkking Stetten, im ab een goed 
Koning schuldig is te doen". 
„Zoo waarlijk helpe mij God almagUg!" UDat beloof ikv) 

. Art* S8» N« het aOeggen dezen eed of belofte woydt de Kooing ia 

dezelfdc vcrgadering pehuldigd door de Slaten-G«'nf'raa1 , wier voorzittet* de 
volgeude plegtige verklartng uitspreckt, die vervolgens door iiem e& elk der 
le4eny hoofd vour hoofd, heeedigd uf bevestigd wordt: 

• »Wij onlvangeo ea huldigen, in uaam van het ISederlandsche voU^ 
en krachtens de Grondwet, u als Koning; wij zweren (bekivei^« dal 
vij nwe onsdiendhaarheid en de regten uwer Jcroon Hillen handhana; 
. wij zweren cbelove^) alles te zullen doen» vat gaede en getrosoN 
. ( Staten-Generual schuldig zijn te doen**. 

„2oo warlijk belpe ons God almagtigl** (jfhal beloven wij!**) 

Zesde AfdeeUng. 
Van der ma0 du koningt, 

ArU 53. De Koning is onschendbaari de minister^ zijn veranlwoordtiiijii. 
AH M. 9fi nitviacccade nugl betiist den Koning. 

■ 

. Art 55, pe Koiung, Jheeft het opperbestujir der biutenUndifie be* 
tfcldtincen* 

Art. «6u De koning veiUaaft oodog. Hij geea daimn <mtM^ 
kennls aan de beide Kamers der Slaten-G^iiBraal« mel h^ivociging van zooda* 
nige mededeeKttgen» Iis hü nMt he( heliBf en de lekcriMid TM. hell Bijk he> 

staanbaar acht. 

Art 37. De Koning maakt en hekrachligt vnde»i en alle andere ver- 
klagen mct vreemde mogendheden. 

Hij deeit den mhoud dicr vcrdragcn mede aan de beide Kamen dcP 
Staten-Generaal, aoodra hij oordeelt, dat het belang en de zekerheid fVl^ 
BIjk ni» iMtam. 

Verdngen, welke, hetzij afstand of ruiUng va|i eenig pendgehied do 
ftÖM» in fiarofit in andi^ veealddflclen; heliij «finge «iidv«. heptttü^ 



• * FttBfte Abtbeiluog. ' ' 

Von der HiOd^ung de* Eiktigt, 

Art 50. Der Künig, welcher die Regierung antrilt, wird sobald als 
möglich feierlich boeidigt und empfängf die Huldigung in der Stadt Amster- 
dam in einer offcnUkhcD und vereini|$leQ SiUuug der beiden Kammern der 
üenejral- Staaten. 

Art. 51. fn dieser Versamralmig wird von dem Könige der folgende 
Eid oder Gelobniis auf das Grundgesetz abgelegt: 

wich schwöre (gelobe) dem Niederländischen Volke, dass ich das 
■Grundgesets dioses Reichs stets anfrecbt eihak^ und handhaben 

werde. " 

,,Trh srinvnrp (srlahe), dass ich die L/iiül)hängigkcit auf dem Gnmd- 
gebiete dos Hcichs mit allem nu'iiu'm Vermögen verlbeidigen und 
bewahren werde; dass ich diu allgemeine und besondere Freiheit 
und die Rechte von allen meinen Dnteärthaneii heschimren und zur 
Erhaltung und Beförderung de^ allgemeinen uni| besonderen Wohl- 
fahrt alle Mittel an\M r i n werde, welche die Gesetze zu meiner Ver- 
fügung stellen* sowie ein guter König zu thun schuldig ist." 
„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe," („Das gelobe idi"). 
Art. 52. Nach der Ablegnns; dieses Eides, oder (Telöbhi«;ses wird dem 
Könige in derselben Versammlung durcli die Gcnural-Slaalen gehuldigt, indem 
der Präsident die nachfolgende feierliche Erklärung ausspricht« die darauf 
nach ihm ein jedes Uitglied» Mann fQr Mann, beeidigen oder bekräftigen 

„Wir empfangen und huldigen, im Namen des Nieilerländiscben 
Volkes kraft des Grundgesetzes, Sic nls König; wir schwören ^gelo- 
ben'^, dass wir Ihre I nverlelEliehkeit in den Rcehten Ihrer Krone 
autrecbt erhalten wcrdeii; wir sth^urcn (geluben), das:^ wir Alles 
thuQ werden, was gute und gelreue General r Staaten zu thun schub 
dig sind.** i 
„So wahr uns Gott der AUroichtige helfe/* {Jk» geloben wir.**) 

Sechste Ablheiluug. 
Von der Macht des Königs. 

Art. 53. Der König ist unverletzlich; die Minister sind veranlworUich • 

Art. 54. Die ausübende Gewalt beruht bei d«m Könige. 

Art. öd. Der König hat die obere Leitung der auswärtigen Angelegen- 
heilen. « , 

Art. 50. Der Kdnig* erklärt den Krieg. Kr giebt* davon unmittelbare 
Kennlniss den beiden Kammern der General}- Staalei|, indem < r di jenigen 
MittheBoigen hinzoRigt, welche er fftr das Interesse und die Sieberbeil des 
Reichs angeme<i5cn erachtet. * 

Art 57. Der König srfilies^t und bestätigt* Friedens- und aUe*andcm 
Verträge mit den fremden Machten. 

£r tbeilt den Inhalt dieser Verträge den beiden Kammern der General- 
Staaten mit, so weit er sie fUr das Interesse und die Sicherheit des Staatesi 
sulasaig eradilet 

Vertrüge, welche -mit der. Abtretung oder VertauschuDg eines Theiles 
des tirundgebietfis in Europa oder in apdwen Welttheileii verbunden sind, 
Sehuberi, TainwipaHiiliw. IN. 10 
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verandering, wettelijke regten betreffende, inhondeii, worden door denKoning 
uiet bekrachtigd, dau uadai de SUten-Geueraai die bepaliug of veranderiog 
heben goedgekenrd. 

Art. 58. De Koning heeft het oppergezag over lee- en landmagt. 
De militafre officierön worden door hera benoemd. Zij worden doot 
hem hevorderd, onulagen of op pensioen gesteld, volgens de regels door de 

wet to bepalen. 

De pensioenen worden door de weL geregeld. 

Art. 59. De Koning heeft het opperbestnar dtr kolODite' dl boitt^eB 

van het Rijk in andere werelddeelen. 

De reglementen op het beleid der regeriog aldaar woidoi door de ml 

va^g^steld. * 

Het muntstelsei wordt door de wpt gcrcgcld. 
. Andere onderwerpen deze k ilonii ii en bezitügcn betreffende, worden 
door de wet geregeld, zoodra de beha^iie daaraan bJijkt te bestaan. 

Mi- 60. De Koning doet jaarlijks aan de Staten-Generaal eene odhUh- 
dig verslag geven van het heheer dier koIoniSn en beattingen an. Ym den 
' Staat waarin zij zieh bevindfen. 

De wet regelt de vaa beheer en verantwoording der »fftVM*y\ io 

gddmiddelen. 

Art. Cl. De Koning heeft het opperbestuur van de algempene geldmkl- 
delen. Hij regelt de bezoldiging vaä alle collegien en ambtenaren, die uit 'i 
■ Land» kas worden LeUaid. 

Be wet regelt de benldniging van de ambtenaren der regterlijke magt. 
De Koning brengt de^)eioldigingen op de begrooting der staifybehoefleik 
De penrioeBen der «mbtoniren worden door de wet goregeld. 

Art. 62. De Koning heeft het regt van de nmnt. vermag lyoo 
beddtenis op de muntspecien te doen stellen. 

Art. 63. De Koning verleent adeldom. 

Vreemde adeldom kan door geen |i([ederlander worden «««g^mAmiii^f n, 

ArL 64. EiddefHffikB worden door eene wet, op ^ foorM des Ko- 
ningi» ingeatetd. 

Art 65. Vreemde orden, waaraan gecne Terpligtingen verbonden zijn, 
mögen worden ainli^nommen doer den Koning, en, met 1^00 toettanming. 
door de Prinsen Tan zijn Huis. • 

In geen gßval mögen de onderdanen des Konings vreemde oideitedkiBi^ 
titels, rang of waardigheid aanehmen, sonder t^n bqn>nd«r vorioi: 

Art. 66. De Koning* heeft bet logt f im grMle van iinftn, door 

regterlijke vonnissen opgelegd. 

Wannoer h?t vproordeelingen betreft tot drie jaren geraBgoBls en daar 
bencden cn tot peldhücic, hetzij te zamen, hetzij af7nnder!ijk', ocfent de Koning 
dal regt mi, na gehoord advijs van den regier, die het vonnis heeft gOVeWi: 
m de overige zaken, na gekoord advijs van den Hoo^n Raad. 

Ajanatio cn aboUtie worden niet dan door eene wet toegestaaa. 
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oder einipf andere Be^timmangen o'der Veränderungen enthailen, welche ge- 
setflichc Hechte betrenen, werden von dem Könige nicht eher bestätigt, als 
bis die General -Staaten diese Besüuunungen oder Veränderungen genehmigt 
haben. 

Art. 5& Der KIteig hit die obente Gewalt Uber die See- und Lad^ 

Die IliUUlr-BeülBlen (Ofßdere) werden von ihm ernannt. Sie wer^eii 

von ihm befordert, cnfhssen, oder auf Pension gesetzt, indem die VorscbrifteB 
befolgt werden* welche die GMptze darüber bestimmen. 

Die Pensionen werden durch das Gesetz geregelt. 

Art. 59. Der König hat die «obere Leitung der Coionien m den Be- 
sitzungen dicaes Beidis in anderen WdttheQen. 

Die Eegl^Mttto Uber die Yerwaltong defselben werden j^furdi das 6e- 
leb festgesteUt 

Das Hünzwesen wird darch das Gesetz geregelt 

Andere Angelegenheiten/ welche diese Colonieen und Besitzungen be- 
treffen, werden durch das GeseU ger^elt* soweit die Bedürfnisse dies zu er- 
fordern scheinen. 

Art 60. Der König lässt jährlich den General -Staaten einen aosfUhrli- 
dwn Deridit geben Mmr die Verwalbmg dieser GeUmieen nnd. Besürnngen 
tuid Aber den Znsland, in wetdiem sie sich befinden. 

Das Gesetz regelt (die Art der H^Brwdlnng und Verwendmg der Geld- 
miltel dfr Colonieen. 

Art. 61. Der König hat die oberste Leitung tiber die allgemeinen Geld- 
mittel. £r regelt dii I^esoldungen aller Behörden und Aemtcr» die aus der 
^»Uatseasse gezahlt werden. ^ 

Däs Gesetz bestimmt die Besoldung der ricbfiolidien Aemler. * 
DerKiteig bertiamt die Sonme für die Ausgaben der SCaatsbedikrftusse, 
Din Pensionen der Beamten werden durch ju Gesell geregelt 
Art 62. Der J König bat das Recht Münzen zu jprSgen. £r darf sein 
Büdniss auf die Terschienenen Münzen prägen lassen. 
Art 63, Der König verleiht den Adel. 
^ £ine ausländische Adelsartheilung kann von keinem Niederländer ange- 
nommen werden. 

ArL 64» RiHerorden werden dnrdi ehi Gesetz anf den Vorschlag des 
XSnigs enichtet ^ 

Art 65. AuslSndiscbe Orden, mit welchen keine Y^^rpfliq^tongen ver* 
bundf'n sind, können von dem Könige und mit seiner Zustimmung von den 
Prinzen seines Hauses angenommen werden. 

In keinem Falle können die Unlerthaiieü des Königs 'auslandische Or- 
denszeichen, Titel, Rang oder Würden ohne seine besondere firlaubniss an- 
nehmen« 

ArL 66. Der Kdnig hat du Recht der Begnadigung Ton StraÜHi, welche 
dnrch richterliche Erkenntnisse anferiegt sind. 

Wenn diese Veruftheilungen bis zu drei Jahren Gefängnissstrafe und dar- 
unter und zu Geldstrafen lauten, sie mi>gen zusammen, oder fiir sich beson- 
dersfestgestellt sein, so übt der König dieses Recht aus, nachdem er das Gutach- 
ten des Richters gehurt hat, von welchem das Erkenntniss ausgegangen ist; in den 
übrigen FäUen, juachdem er das Gutachten des obersten Gerichtshöfe eingeholtliat 

ftrtniitiiT nnd taAngfenit Jdfinn« wir dmeb ein teeli neestanden 
wü^eii* 
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Ati 61. Oj^Mnsatie wovdi door -te Koning.filecfats verleg van tm 
Irapaalde wel, in de geväUen door de wefciOiBiehcevea. 

Art. -M. De Koning beslist alle gMdnlleii van bartiiv, walke UndMi 
twee of meec provincicn ontstaan» wiDiieer hq die niet in der mume km 4tm 
bijlcgeen. 

Art. 69. De Koning draagt aan de Slaten-Generaal ontwcrpeD vamm 
vodlr, en floct zoodanige andere vorstrllm, ah hij noodtg oordeclt. 

Ilij hcch hi t regt om de voorstelien, bem door de Staten-Generaal ge* 
daan, al of niet gücd keiircn. ^ 

^rt. 70. De Koning heeft het regt, om de Kamers der StaleQ-Geaeraal, 
cikc al'zonderlijk of beide tc zamen, te oillbiaden. 

Het beilttit. waardoor die ontbihding wordt uitgesprolcen, hondt tefens 
den last in tot het verkiesen van nieuwe kamers binnen veerttg dagen, en tot 
het aamenkomen der nienw verkozen Kamen binnen twee maand^n. 

Zefende AfUefing. 

Vm den raad pan Haie m ie minUtertiHe departmenlen* 

. Ari. 71. Es IS, ccu iUaJ vuu State, wciii^ laiueostclling en hevoegdheid 
worden gercgeld door de wet.^ 

. De Konitig is TOonitter ^an den Aaid» en benoemt de leden. 
De Prins van Oranje heeft editer, nadat lijn achtUende jaar isvmUl 
aüting van r^wego en eene nadgefcnde stani. 

Art. 72. De Koning brengt ter overw^ng b^ den Raad van State aDe 

vooratellcn, door hcm aan de Staten-Generaal te doen, of door deze aan bem 
gedaA, alsmede alle alcromeene maatregelen van inwendig best nur van den 
Staat cn van zijne kolonn n hezittincjeri m andere werelddcelen. 

Aan het hoofd der uit te vaardigen wetten en .bevelen wordt • meldiog 
gmaakt, dat de Raad van State dcswcge gehoord is. 

De Koning neemt wijders de gedachten van den Raad van State in owr 
alle zaken van algcmeen of b(|zonder belang, waarln hSj woSki noodig oordeclt. 

De Koning allcen besluit» en geeft tdkens van iijn genommen beduit 
l^cnpis aan den Raad. 

Art 73. De Koning stellt minisicri; ]< departementen in» benoemt ar 
de hoofden van, eft ontslaat die naar vielgevallen. 

t. De ho'ofden der niinisterii Ie departementen zorgcn voor de uitvoeriog 
derGroadwet en der andere wetten, voor zooverre die van de kroon afbaogt. 

Hnnne veranLwoordelijkbeid wordt geregcld door de wet. 

Alle koninkl^ke besloiten en beschikkinggcn worden door een der hoaf« 
den van de mioisteriSle departementen mede-onderleekend. 

Derde Hobfdstuk. 

Vm de Slatm ' GeneraaL* 

Rerste Afdeling. 
Von ii MommuidHng 4er SiateH»Geii»aal 

Art 14 D« SMbeß'GtnmA vertegenwoordigen bet geheelo Ifeder- 
laudicfae voifc. 



Digrtized by Google 



I 



Art. 67. Dispensationen von einem hesUmmtcnGeÄeUc wcrii4l| ausschliess- 
lich durch den Kunig ai den durch das Gesetz vorgeschrieli«ieilFälIfll«flMi||.' 

Art. t». Der König entsdieidet Uber dOt Slieitiilceitea irnjar Vcrw^- 
tung, welclie iwitcben zwei oder mehreren Provinieii entstehen* wenh jpe 
nicht auf gttUichem Wege beigelegt weiden können. 

Art 60. Der König legt den General- Staaten die Entwürfe zu den Ge- 
setien Vor und gieht ihnen andere Vorlagen, so wie er sie für nüthig hält. 

Er hat das Ii echt die Vurlagen, welche durch die General- Staaten an 
ihn gebracht wci di n, zu genehmigen oder abzulehnen. 

Art. 70. Der König hat das Recht, TOn den Eammem.derGenetrf-Qlta- 
ten jede besondert oder beide lusammen anfisnldsen. - ^ 

DerBescUnas, dnrehwelehen die Anflfisimg ausgesprochen wird, enthalt 
nigieidi den Befehl nr Wohl der neuen Kammern innerhalb vierzig Tagen. 
Md rar Tenimniixiig der neu erw^hUen Kammeni innerhalb zweier Monate. 

Siebente Abtheilung. . , 

Von dem Staatsrathc mid den Ministerial- Departements. 

Art. 71. Es besteht ein Slaatsratli, dessen Zusammensetzung und Wir- 
kungskreis durch ein Gesetz festgestellt worden soll. 

Der König führt den Vorsitz im Slaalsrath und ernennt seine Mitglieder, 

Der Prinz von Oranien hat, sobald er sein achtiehntea Jahr surttdtgelegi 
bat, in demselben semen Sita von Redits wegen und eine beschliessende ftidHrt» 

Art TS. Der König bringt nr Beratbung vor:d«ii StMiUrath aUe Vof^ 
lagen, welehe von ihm an die General- SUaten gehim iDÜen, oder durch diese 
an ihn gebracht werden, so wie alle allgemeinen Maassregeln der jnneren 
Verwaltung dei Staates und seiner Golonien und Besitzungen in anderen 
Welttbeilen. 

Bei dem Anfange der ausgefertigten Gesetze und Anordnungen muss 
die i*^achricht gegeben sein, dass der Staatsrath darüber gebdrt ist 

Der K5nig holt ausserdem daa Gutachten des Staalynths ein fiber aUe 
Angdegenhcltcn von aligeueinem oder besonderem InüMSie» in welchem er 
es für nöthig erachtet 

Der König allein entscheidet, und ertbeilt. dem StoaUrathe Nachncht 
von seinem genommenon Re-^chlusse. ' 

Art. 73. Der König errichtet die Ministerial- Departements, er ernennt 
die Chefs derselben und enllässt sie nach seinem Gutdünken. 

Dfe Chefs der Ministerial- Departemente sorgen fte die Ansnubnag dg 
Grundgesetzes und der anderen Gesetze, so weit dieselben vw der Kram 
abhangen. 

Ihre Verantwortlichkeit wird durch das Gesetz geregelt. 
Alle königlichen Beschlüsse und Erlasse werden durcb einen von den 
Chefs der Ministerial -Departements mit unterzeichnet. 

Drit.ie» Gapitel. 
Von dm Gmcral' Staaten. 

£nto AbiheiluBg. 

Fun dir Zmammimetgnng der GmenäcSkmtm 

AitH. üa %umni'miiim teifcuti dm gii i wiBi i imdi|MBdisdK 
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Art. Iti.^ I>e Siaten- Genwaal lijii vcrdeeki in eene £rsie en Iweede 
Rawer. 

ArL 67. De ieden der Tweede i Kamer worden in de kiesdistrikten, 
«Win het ft^k verdedd urorA gelconii door de mierderjahrige ingexetcMtt* 
Nederimdeiifc in bet volle genot der bnrgetlijke en trargencfa^paregleii, en be- 
(aTende in de directe belastingen eene som, die, overeenkomstig met de plaafa* 
elijke gesteldbeid, doch niet benedcn bet bedrag von 90^ noch boven dat W 
f 160, in de kieswct zal worden vereiacbt 

Art. 77. Hct getal van de Ieden der Twcede Kamer wordt befiaald 

naar de bevolking, Toor ieder 45,000 6dn. 

. De verdere regds ten aanzien van het kiesregt stdt de kieswet. 

Art. 78. De Eerslc Kammer bestaat uit liegen en derlip; Ieden. 
Zij moeten bchoorcu tot de hoogsi aaageslagenen in de rijks-direde be- 
lastingen. 

Hei geCal deier hoogrt aaDgeslageneo» waamil aj wofden gekoien» w«rdt 
im «Ike pnntiiide >z66 bepaald, dat op iedere drie dniiend aiden Uli, die le* 
TOM de overifp Tereischten bezit om lid dezer Kamer Ce zijn, verkiesbaar is. 

bVze nrengc vcreischten sijn deselfde»' wdke voor de Ieden der Xweedt 
äjmer worden gevorderd. 

worden verkoaea door de Provinciale Staten in de vollende ver- 



Noordbrabant .•••«.,•••.. 9 

Gelderland 5 

Zoidhplland 7 

TI^BevdhellMid •••••■«•«•»A 
Zedand 2 

Utrecbt 3 

Friesland . • - 2 

Overijssel •* ,3 

Groningen * .... 3 

Drentbe 1 
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In geval van vercenigiog of »plibiug van proyincien, voorziet dezelfde wet, 
4i$ dil b^eelt, in de wijiiging, wdke daaidoor in den verboudiog noodig zal 
PU d i a bevoAden. 

Ilwede AflMnqr. 

ArU 79. Om tot lid der Iweede Kamer verkiesbaar te zijn, wordtaileen 
veididit det men Nederiindert in het volle geiKit der burgerlijke en Inifger- 
sdiapnegten ^ en de oaderdom vnii denig jkra hebbe vervnid. 

Art ^. Die te gclijk of op meer dan eene plaats tot lid van de£er$te 
ol van de Tweede of van beide K«Bert is gekozen, veddaart welke dier be- 
noenli^ceii bij MneemL 

äA ladt» im Twäh Kwmt hehÜ« dttiii ffiömm^ vier 

jiieiu 
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Alt. 1k JMe ^mmtk'Smm tM caltnüt ia «we Amt Jm^ Zwtite 

Kammer. 

Art Ii). Die Mitglieder «der zweiten KamnMr werden in den Wahlbe- 
iilte. In welche der Staat getheilt wird, durch die volljährigen eingeseuom 
NiederllndergewiUt» die rieh in dem vollen Genosae der slaatsblIrgeriiciMn nsd 
Geraeinde-Bürger-Rechte beflndMi find ta den dirccten Sicuera dne SnauM 
zahlen, welche in Ueberdnstimmung mit der localen Beschaffenheit doch nidit 
unter dem Hohenbetrage von 20 GuMni mä Bkht ttber ifiO (kdden in dm 
Wahlgesetze gefordert werden soll. 

Art 77. Die Anzahl der Mitglieder der zweite Kammer wird nach der ^ 
Bevölkerung festgestellt, auf je 45,p00 Seelen einer. 

Die wcteen Bestiamnuigen in Besag auf das Wahlrechl sidlt dae Wahl- 
gesell fest 

Art. 78. Die erste Kammer besteht aus neun und dreissig Mitgliedern. ' 
Sie müssen zu den Hochstbesleiierten bei den direclen Steuern gehören. 
Die Zahl dieser Höchstbesteuerten, aus welchen sie gewählt werden, 
wird für jede Provinz so festgestellt, dass auf je dreitausend Seelen einer, 
welcher zugleich diq übrigen Erlbrdemisse besitzt, um Mitglied dieser Kammer 
in fein, wihlber ist. 

Die QbrigeB Briord e raisae sind dieseliMO. weldie fUr die MMglieder der 
iveiten Kammer verlangt werden. 

Sie werden gewlUt diucb die Pnmnaal-Staateii (SUtaide) in finlgeiMleB 



yerhäitniiwf; 

Nordbrabant 5 

Geldern. . • • 5 

SQdhoiieiid 7 

NordhoUand •• 6 

Seeland 2 

Utrecht 2 

• Friesland 3 

Ober jssel . . , . • 3 

Groningen S 

DfcaflM. • , - i 

IWNUg. . t ^ 



In Fall dar Vereinigung oder Trennung der Provinioi gewilnt dMMlIie 
GeieU» wckim dieses anordnet, die Ainiasnn& welche ndlldge YeiiBdenuH 
§m dednidi in diesen VeriitttniüsaMen in tieffien sind. 

Zweite Abtheilung. 
Kon d§r tweiten Kanmer der General'Staaten. 

Art 19. Um zum Ifilgiied der zweiten Kammer wählbar zu sein, wird 
allein gefordert, dass man ein Niederländer ist, sich im vollen Genüsse der 
staatsbürgerlichen und Gemeindebürfer-Kechte befindet und ein Alter von 
dieiss^ Jahren zurUckgd^t hat. . 

Art ÖU. Derjenige, welcher zugleich auf mehr ab eine Stelle m einfO| 
Hitgliede der eialan edir dir iimiltti dar baidaB Kwnem gewm 
weldie der Wahlen er f»!«^"—»^- 

Art.8t Die MBgjliader der iweiten Kanmer werden auf die Daaer von 
fier Jaliren gewIUt. 
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De helft vnn hen valt om de tv. on jaren mi, volgens een dattvan te 
maken rooster. De uilvallende zijn dadelijk weder verkiesbaar. 

Art. 82. De ]i-(\on siemmen, eik volgens eed cn gewclen. zonder last 
van oI ruggespraak ineL hen, die bcuoemcn. 

Art. 83 Bij hct aanvaarden hnnncr f>pt!ekkiug legen Eij, ieder ojj^ da 
wiiie ujuet' [iodsdicn^ligr g-pzindhcid, (Jen u)|f^ftuJeu ced of beloÜA afi 

„Ik zvMM i (belooi) gelioiivvhoid ;iaii de Grondwct.*' 
„Zoo waarlijk helpe mij (jud ainiagtig'** („Dat beloof iki**) 

Alvorens lol dien ecd ol" bcloltc le ^Yordcn toegelaten, leggen zij den 
volgenden eed (verklaring en beloftc) van xuivcring af: 

„Ik zweer Cverklaar), dat ik, om tot Itd van de Tweede Kamcr der 
StateD'Geoeraal te worden benoemd, direktelijk of indirectelijk* aan 
geene pcrsonen, hetzij in of builcn het bcsüiiir, oader wat naam of 
Yoorwendsel ook, ccnige giften o( gaven beloofd of gcgeven beb* noch 
beloven of geven zal. 

,,Ik zweer (bcloof), dal ik, om icls l oogoriaamd in deze betrekkiiig 
te duen of Ihc laten, van niemand huegeiiaamd' eenige beloften of 
, geschenken aanncmcn za], directelijk of iudircctlijk. 

tfZoo waariyk helpe mij God almaglig!" (»Dat verldair en be- 
iQOf ik!«) . 

Dexe ceden (beloflen en verklaring) worden afgelegd in banden «Mi den 
Koning, of in de veigaderiog der Tweede Kamer, in banden ?an den vooiiit- 
tcr, diartee door dcn Konnig gemachligd. • • 

Art 84. De voorzitter wordt dbor den' Kbning benoemd voor bet tijd« 
peric eener littin^ niC eene' döor de Kamer' atin^oden opgave vandrie Icdcn. 

Art 89k De leden genieteo, tot vergoeding der reiikoslen, eens» heen 
en terug, veor elke silting, loodanige «om, als naar de aflrtinden dnor de wet 
aal worden geregdd 

Als verdere scbadeloontdling wordt hun toegelegtf eene som van /2000 
'i jaars*). 

Deze schadeloossleliing wordt, voer den tijd der zilting, ni^ geooten 
door hen* die gedurende de geheeie zitting afwezig bleven. 

Derde Afdeling. 
Fan de £rtU ICamer der Staten-GeneracU. 

Art 86. De leden der Ente Kamer hebben sitUng gednrende negen 

>reii. 

Een derde gedeelte Ircedt om de drie jaren nf, volgens, cen daarvan 
te maken rooster. De uitvailende leden zijn dadelijk weder verkiesbaar. Art 
n cp hen van toeiiaasing. i . ^ 

ZQ leiasen, bij het aanvaarden fannner betrekKng, in tmOm van 4m 
KoDing, gelijke«eeden (beloften en verklaring) tf, all voer 4e tedan der 
Tweede Kamcr ziin bcpaaü. 

Zij genieten reis- und vcrblijfkosten ^Dlgens de wet. 



*; BHrägt Fr«w$. ii4»*U TMr, 
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Die FTälftc Ton ihnen tritt nach zwei Jahren nn«, indem sie einem darüber 
gemachlen Register nachfolgen. Die ausgelrcletu-u sind sogleich wieder wählbar. 

Art. 82. Die Mitglieder geben ihre Stimme nach ihrem Eide und Ge- 
wissen ab, ohne einen Auftrag oder Rückspradie mil ihren WÄhlem. 
' Art. 83. Bei dem Antritte ihrer Functionen legen sie, jeder nach der 
Weise seines religi6seii Glaubmsbekeiinüiisses, den naebstehenden Eid oder 
Geldbniss ab: 

„Ich schwöre (geloho^ Treue dem Grundgeselie. So wahr mir Gott 
der Allmächtige lieUc." („Das gelobe ich/*) 
Bevor sie zu diesem Eide oder Gelöbnisse zugelassen werden, legen sie 
den nachstehenden Reinigungs-Eid C^rklärung oder Gelöbniss) ab: ^ 

»Ich schwöre (erUüreX dass ich, um znmMitgliede der zweiten Kam- 
mer der Generai-Slaaten gewählt zu werden, weder direct noch indi- 
rect irgend einer Person, sie sei in oder ausser der Verwaltung, unter 
irgend welchem Namen oder Vorwanrle, irgend welche Gaben oder 
Geschenke Versprochen oder g^eben habe, noch .vers[)rechen oder 
geben werde." 

,Jch sdiwörc (gelobe), dass ich, um Irgend etwas in der Ausübung 
dieser Functionen in thun oder zu lassen, ton Niemand,' wer es aoch 
sei» irgend welebe Versprechungen oder Geschenke direct oder ia- 
direet annehmen werde." 

„So wahr mir Gott der AUmäcfalige helfe,** („Das erldSire.'Qnd 

gelobe ich ") 

Diese Eide (Gelubnii.se und Erklärungen) werden abgelegt in die Hände 
des Kdnigs, oder in der V'eri>ammlung der zweiten Kammer, in die ilundc des ' 
Präsidenten, der dazu ?on dem Könige bevoUmIchtigt ist. 

Art* 84. Der Prlsidoit wird von dem KSnigis ernannt fllr den Zeitraum 
einer Session aus einem von der Kammer gemachten Vorschlage von drei llit- 
gUedem. 

Art. 8o. Die Mitglieder i)cxiehen znr Vergütigun^ der Reisekosten hin 
und zurück für jede Session eine solche Summe, als nach den Umstanden 
durch das Gesetz bestimmt werden soll. 

Ab weitere Scfaadloshaltnng wird ihnen eine Summe von 2000 Gulden 
fährlicb zugelegt 

Diese Entsdiadigung fUr die Zeit. der Session wird jedoch von denjenigen 
nicht bezogen» welche während der ganzen Session abwesend bleiben. 

« 

Dritte Abtbeilung. ■ 
Von der erd&n Kammer der Gmeral' Maaten. 

Art 88. Die Hitglieder» der ersten Kammer werden fQr eine Dauer, von 
nenn Jahren gewählt 

Der dritte Thcil derselben scheidet alle drei Jahre aus, indem sie einem 
darüber geroachten Register nachfolgen. Die ausgeschiedenen Mitglieder sind 
SO^ich wieder wählbar. 

Der Artikel 62 ist auch auf diese anzuwenden. 

Sie legen bei dem Antritte üircr Functionen in die Hiände des Königs 
gleiche Eide (.Gelöbnisse und Erklärungen) ab, als ftr die Uilglieder der 
tmütm Kammer bestimmt sind. * ' 

Sie beziehan efaie Enticbädigaiig für die Heise- und Unterhaltungskosten 
nadi dm Gcietn. 

16* 
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Art. 87. De vomUer wtrdt door den Koning benoemd» voi^ itet Üjd- 
perk eener liUing. 

Vierde Afdcelinp:. 
ßeschikkingen aan beide Eatners gemeen. 

Art 88. Niemand kan te gelijk lid der beide Kamers zijn. 

Art 89. De lioofden dermimstericle departementen hebben zilling in de 
beide Kamcrs. Zij hcbhrn alleen eene raa<^vende stem, tenware zijtotledeo 
der vei^adering mcgten benoemd zijn. 

Zij geven aan de Kamers, beUij mondeling, hetzij schriftelijki de ver- 
langde inlicbtingeu, waarvan het feitßenen niet atrijdig kan worden geoprdeeM 
met het belang en de lekerbetd Tan het Rijk, de kolonien en benttingen 
>an het Rijk in andere werelddeelen. 

Zij kunncn door clke der Kamers worden nitgBIIOOdigd Om te dien 
einde ter vergadering tegenwoordig te zijn. 

Art. 90. De Tweede Kamer heeft bet regt van ondenoek (enquSUJ, te 

regelcn door de wet. 

' Art 91. De ledcn der Stalen-Generaal kunnen niet te geiijk zijn leden 
of procureur-gencraal van den lloogen Raad, noch ledeu van de Rekenkamer, 
noch commissaris des Konings in deprovinden, noch geestelijken, noch bedie* 
naren van de godsdienst 

Krijgslieden in werkelijke dienst, het lidmaatschap van eene der beide 
Kamers aanvaardende, zijn gedurende dat lidmaatschap van regtswege op n<Mi* 
activiteit Ophoudendo lid te zijn, teeren zij tot de werkelijke dienst terug.- 

De ambtenaren, die ter verkiezing voorzilteü, z\jn binnen bei distneU 
waarin zij voorzitteu, niet beuoeml>aar. 

Leden der Slaten^Generaal een beioldigd ata&tsambt aaunemende of bo- 
vordepng in de ataats-dienat irerwerrende, hapden op leden der Kamen te 
gjjßt^ maar lyn daddqk weder verkiesbaar. 

Art 99L De leden der Kamers cqu niet geregtelijk verrolgbaar wegeu 
de advqi^ door hen in de vergadering nitgebragl. 

Art 93. Elke J^iner ondenoekt de geloofsbrieven barer nienw in- 
komende leden» en beslist de geschillen^ welke 'aangaande die geloofsbrieren 
of de verldeang zelve oprijien. 

Art 94. Elke Kamer benoemt baren griffier boiten faur midden. 

Art 95. De Stalen-Generaal vergaderen ten minste eenmaal 's jaars. 
Bonne gewone Tergadering wordt geopend op den derden Ifaandag in 

September. 

De Koning roept de bnitengewooe vergadering bqeen, zoo dikwijls hü 
lolks noodig oordeelt 

Art 96. De afzonderlijkc ziitingen der beide Kamers» en erenaoo de 

verecnigde zittingen, worden in het opcnhaar gehouden. 

De deiiren worden pi slotj n, v annrrr ccn tiende gedeelle der aanwezige 
ledeu het vordert of de voorzUtcr het noodig keurt 

De vergadering beslist, of met geslotin deuren zal worden beraadslaagd. 

Orer de punten in besloten vergadering bebandelJ, kau daarm gok een 
beibitt worden gcnomen, • 
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Aj-t. 87. Der Piü8id«ot wird von dem Könige fUr den Zalhtma einer 

Sfssioo gewahUt 

Vierte AbtheÜung. 
GmdnidutfUieke BegiimmimgeH ßr beide Mammem. 

Art 88. Niemmd kann loc^oh Mitglied der beiden Kammern sein. 
Art. 84)1 Die Chefs der Hinisterial- Departements haben ,Sili in den 

beiden Kammern. Sie haben aber eine Stimme nur dann abzugeben« wenn 
sie zu Mitgliedern der Versammlung ernannt sind. 

Sie ertheilen'den Kammern, sei es mündlich, sei es üciiriitlicli, die ver- 
langten Erläuterungen, so weit sie dieselben nicht für ungeeignet für das In- 
terene nnd die Sicherheit des Staates, der Golonien und Besitzungen dieies 
Beicfas in anderen Welttbeilen erachten. 

Sie |i:onnen von jeder der Kammern gendthigt werden, um , bei ihi^ 
Versammlungen gegenwärtig zu sein. 

Art oa Die zweite Kammer bat das Recht der Untersudiung (enqu6te)» 
aui bestimmen durch das Gesetz. 

Art. 91. Die Mitglieder der General-Staaten können nicht zugleich Mit- 
glieder oder General-Procurator des obersten Gerichtshofs sein, noch Mitglie- 
der der Rechenkammer, noch Gomnrissarien des Königs in den Profiniei^ 
noch Geistliche oder Diener eines rdigiSsen Gnltus. 

HiigUeder aus dem Mililairstande in activem Dienste sind mit dem An- 
fange ihrer Thätiglieit in einer der beiden Kammern, so lange sie MitjrÜeder 
einer der Kammer sind, von Rechtswegen in Nicht-Activität. Wenn sie auf- 
hören Mitglieder zu sein, kehren sie zum activen Dienste zurüclc. 

Beamte, welche bei der Wahl Verhandlung den Vorsitz fuhren, sind muer« 
halb des Bezirks» flir weichen sie den Vorsitz führen, nicht wahlbar. 

. Milglieder der General-Staaten» welche ein besoldetes Staatiarot anneh- 
nen oder im Staatsdiensie befördert werden, hören anf Uitglieder der Kam* 
mem zu sein, können aber sogleich wieder gewählt werden. 

Art 92 Die Mitglieder der Kammer können wegen ihrer Meinungen, 
die sie in der ^ eisammluug derliiammer ausgesprochen iiaben, nicht gericht- 
lich verfolgt werdeil. 

Art 93. Jede Kammer untersucht die Vollmachten ihrer neu eintreten- 
den llitgtioder mid entscheidet in« den Streitigkeiten, welche über die Voll- 
machten oder die Wahlhandlung selbst entstehen. ^ 

Art. 94. Jede Rammer ernennt ihren Amtsschriftfährer ans ihrer Mitte. 

Art. Od. Die General^Staikten versammeln sich mindestens ein Mal im 

Jahre 

ihre gewöhnliche Versammlung wird an dem dritten Montag im Sep- 
tember eröITnct. 

Der König ruft die ausserordentlichen Versamndongen nisammen, so oft 
er solche für nöthig hUt 

Art 95. Die getrennten Sitzungen der beiden Kammern werden ebenso 
als die vereiniglai Sitzungen öffenllich gellten. 

Die Sitzungen finden bei geschlossenen Thiiren statt, wenn ein Zehntel 
jier anw esenden Mitglieder es gefordert hat, oder der Präsident es für nöthig hält 

Die Versammlung entscheidet, ob bei geschlossenen Thiiren berath- 
^chlagt werden soll. 

lieber die Gegenstande, welche bei geschlossenen Thikren yetbandelt 
flrerdUk, Icann auch in denäben Weise BesidUlus gebsst werden. 
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Art 97. De SUlen-Gcneraal bij overlijdeu des Konings ot bij afstand 
van de kroon niet vergaderd zijndc, vei^aderen zonder voorafgaanlJe oproeping. 

D(ne buitengewone rergadering wordt op den vijftieiMleii dag na het 
overmdm of na den afstahd gcopcnd. Zijn de Kainers ontbondeD, dan vai^ 
defe termiln aan van den afloop der nieawe verkiezingen. 

Art. 98. De vergädering der Staten-Genenal iriirdf, jin Tenenigde Ot- 
ting der beide Karaers, door den Koning of door eene commissi© van zijnent- 
wege, geopend. Zij wordt op dezclfde vijze gesloten, wanneer )hij oordMt, 
dal het belang van het Ilijk niet vordert de vergaderin^ langer bijeen .te 
houdcn. 

De gewonc jaarlijksche vergad^ng blijft teti miasletwintigdagen bijeen, 
tenaj dt Koning gebruik make van het regt in arL 70 omachrereii. 

Art 09. ontbinding van eene der Kamen of van beide, sluit de 
Koning tevens de Tergvderiog der Staten-Generaal. 

Art 100. De Karaers mögen, noch afzonderlijk, noch in vereenigdc Ot- 
ting, borandslagbn oi besliiiten, zoo niet ineer dan- de helft der Jeden tegen- 
woordig is. 

Art. 101. Allo besluiteo worden door.volstrekte meerderheid der stem- 
mende icdcn opgeaiaakL 

Bij staken van stemmen wordt het nemen Tan het besluit tot eene vol- 
gende Yergadering uitgestdd. 

In deie, en erenzoo in eene voltallige vergadering, irordt, bq staken 
van stemmen, het voocstel geacbt niet te »jn aangenomen. 

Art. 102. Over alle zaken wordt mondeling eft bij hoofdelijke oproe- 
ping geslemd; doch bij het doen van kernen of voordragten van persooeo, by 
beslolen en ongeteekende briefjrs. 

Art. 103. Bij eene vpk cnigdc zitlin^ ^\ orden de beide kamers slechls 
e^e beschouwd en ncmen hare leden, naar willekeur, door elkandcr plaats. 
De voorzitter der Eerste Kamer heeft de leiding der vergadering. 

Vijfde Afdecling. 
Van, de wetgevcndc mngl. 

Art. 104. De wetgewende magt wordt gezameuUjk door den Koning en 

de Stalen- Generaa! uilgeoefend. 

Art. 105. De Koning zentit zijnc voorstellen, hetzij vau wel, hetzij an- 
dere, aan de Xweede Kamer, bij eene schriftelijke boodschap, welke de redenen 
van hd voorstel infaoudt, of door eene commissie* 

Art 106. Over eenig ingekomen voontel des Konings wordt door de 
volle Kamer niet beraadslaagd, dan nadat het is overwogen in de ondersdiei- 
dene afdeelingen, \^ aarin al de leden der Kamer zidi verdeelen en welke op 
geaette tijden l)ij loting vernieuwd worden. 

Art. 107. De Tweede Kamer heeft het regt wijzigingen in een voontd 
des Konings te niaken. 

Art. lOB. Wanneer de Tweede Kamer fot aanncmlng van het voorstel, 
hetzij onveranderd, hetzij gewijzigd, besluit, zeudt zij het aan de Eerste Kamer 
met het volgeude formulier: 

Hl>e Tweede Kamer. der, Staten^Generaal lendt aan de Eerste Kamer 
het hiernevensgaande voorstel 4es Koning«» eo ia van oordeel dal heti 
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Art 97. Wenn die General- Sin alcn bei dem Ableben des Königs oder 
bei der Thronentsagung desselben nicht versammelt sind» sa versammeln sie 
sieh ohne vorbeigehende Einberufung. 

Diese aussergewöbnliche Versammlung wird am flüuaflen Tage nach dem ' 
AMeben oder umIi de^ Entstgoog eröflbet. Sind die Kramen enlgelöst, so 
fingt -dienr Termin an mit der Beendigung der neuen WaUen. 

Art. 98. Die Versammlung der General-Staalen wird, in vereinigter 
Sitzung der f>ni(Jen Kammern, von dorn Könige oder von oincr Commission 
in seinem Auftrage eröffnet. Sie wird an demselben Tage geschlossen, wenn 
er für gut erachtet, dass das Interesse des Reichs es nicht verlangt, die Ver- 
sammlung länger zusammen zu halten. * 

Bie gewftlMi)icbe|ibr]iciieVer8emmlung bleibt wentgitensiwanzijs Tage Ver- 
sanunelt, bis der König von dem in Art 70 veneiebneten Rechte Gebrauch nnchL 

Art. 99. Bei der AuflSsong der einen der beiden Kammern addieast 
der König zugleich die Versammlung der General-Staaten. 

Art. lü(). Die Kammern kramen Wieder in getrennter noch in vereinigter 
Sitzung berathschlagen oder Heschluss fassen, sotern nicht mehr als die Hälfte 
der Mitglieder gegenwärtig ist. 

Art 101. Alle Beschlüsse werden dnrdi ibsolule JIMieit der abetim- 
menden IfilgUeder gefasst . 

Bei der Theiinng der Stimmen wird die Fassong des BttcUnsses «nf 
ehie folgende Sit^mg ausgesetxt 

In dipfer and ebenso in einer vnlhMbligon Vorsammlung wird dunsb 
die Theilung der Stimmen die V(lrL^^( lür nicht angenommen erachtet. 

ArL ,W2. {jeher alle Gegenstande wird mündlich und mit namentlichem 
Aufruf abgestimmt; aber bei den Wahlen und Vorschlägen von Personen wird 
die Stimme abgegeben auf geschriebenen Zetteln. 

Art 108. Bei einer vereinigten Simmg werte die beite Kammern 
nur als eine einzige betraditet, und nehmen ihre Mitglieder nach Belieben 

unter einander Platz. 

Der Präsident der ersten Kammer hat die Leitung der Versamoüang. 

■ 

Fünfte Abtheilnng. 
Von der gesetzgebenden Gewalt. 

Art. 104. Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinsdiaAlicb durch den 
Ki>nis; und die Genernl-Staaten ausgeübt. 

Art. 105. Der Kuing sendet seine Vorlagen, seien sie zu Gesetzen, oder 
andere, an die zweite Kammer entweder mit einer schriftlichen iiubchail, 
wdcbe die Motive au. dieser Vorlage .enthalt, oder durch eine CornnÜMion. 

Art 100. üeber eine eingegangene Vorlage des Königs wird in der 
Plenarvenanmhtng nidit früher bcrathen, als bevor dieselbe in den verschie- 
denen Abtheilungen geprüft ist, in welche die Mitglieder der Rammer sich 
vertheilen, und weichein bestimmten Zeiträumen durchs Loos erneuert werden. 

Ali. 107. Die zweite Kammer bat das Aecht Amendements zu einer 
Vorlage des Königs zu machen. 

Art 106. Wenn die zweite Kammer die Annahme einer Vorlage des > 
KOnlgp, sei es unveründert sei es mit Amendements beschUesst so sendet sie 
dieselbe an 'die erste Kammer mit folgender Formel: 

,»Die zweite Kammer, der General- Staaten sendet an die erste Kam- 
mer die beigefügte Vorlage des Königs, und ist der Meinungi dassi 
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ZOO het daar ligt» door de StaUso-GeaeiiMi b«iMorl le worden 

aangcnomcD/* 

Wanneer de Tweede Kamer tot het iiiet-aaimemen van het voorstel 
beslQit, geeft lij daarvan kennia aan den Koning met het Yolgende formulier: 
,«De Tweede Kamer der Staten-Genenal belui|;t den Kuning hann 
dank yoor zijnen ijver in Üet bavorderen v&n 's Rijks belangen» en 
• Terzockt hem eerbiedig het gedane Toerstel in nadere overWIegiiig te 
nemen." 

Arl. 109. De E<»rste Kamer overwecgl, mct inacliUitaung van art. 106 
het voorstel zoodanig als het door de Tweede Kamer is aaDgenommcn. 

^ Wanneer »j tot^aannemiag van het voontd bedoit, geeft zij dairvan 
Itennis aan. den Keniog .en aan de Tweede Kamer met de ^volgende for^ 
midieren: 

„Aan den Koning." 
„De Staten-Generaal betuigcn den Koning hunnqn dank voor zijnen 
gver in het bevorderen van 's Rijks belangen en vereenigen zieh mel 
het voorstel loo als het daar ligt.** 

,,Aan de Tweede Kamer.*' 
nDe Berste Kamer der Sutten - Generaal geeft aan de Twede Kanaer 

kennis, dat zij zieh heeft vereenfgd met het voorstel belrekkelijk » 

op den aan haar doür de Tweede Kamer toegczonden. 

Wanneer de Eerstc Kamer tot niet-aanneming v^ hei voorstel besluit, 
geefl zij daarvan kennis aan den Koning en aan de Tweedje Kamer met de 
volgende focmnlieren: 

„Aan den Koning.** 
„De Eerate Kamer der Staten-Generaal betuigt den Koning baren 
dank voor zijnen ijvpr in het bevorderen van *s Rijk« belangen, en 
verzoekt hem eerbiedig het gedane voorstel in nadere overweging 
te nemen.** 

' »Aan de Tweede Kamer." 
„De Eerste Kamer der Statan-Genenal geeft aan de Tweede Kamer 

* kennis, dat lij den Koning eerbiedig heeft venodit het voorstel be- 

trekkelijk op den aan haar dpor de Tweede Kamer toege- 

zonden, in nadere overweaiihg te nemen." 
Art. IIQ. De Staten-Generaal hebben het regt voorsteilen van wet aan 
den Koning te^doen. 

Ali III. De voordragt daartoe befaoort uitshiitend aap de Tweede 
Ktmes» die het voorstel overweegt op gel^ke wtjse als lolks ten aannen 'van 
'sKonings voorsteilen is bepaald, en, na aannemtnft aan de Eerste Kamer ver- 
lendt met het volgende fornuilier: 

„De Tweede Kamer der Staten-Generaal zendt aan de Erste Kamer 
het hiemevens gaande voorstel. en is van oordeel, dat de Slatoi-Ge- 
neraal daarop 's'Konings bewilliging behooren te verzoeken." 

^ Art, 112. Wanneer de Eerste Kamer, na daarover op de gewone wijze 
te hebbsn beraadslaagd, het voorstel goedkeurt, lendt zij het aan denKonhqj 
met het volgende formulier: 

„De Staten-Generaal, oordeelcnde dat het nevensgaande toqisld 
zou kunnen strekken tot bevordering van 's'Rijks belangeQ, venoekCB 
eerbiedig daarop 's Konings bc\viliiging." 
Voorts geeft zij daarvan kennis aan de Twetde Rjuner met'het volgende 
formulier: 
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' diese, 58 wie sie (k li^t, durch die Graeral-SUiteii angeiioiDiiieii 
werden sollte." 

Wenn die zweite Kammer die Nichtannahme einer solchen Vorlage be- 
scbU«8tt> 80 giebt'Sie daVvii'Nadiricht an den König lait folgender Foimel: 
M» iweife Kimmer der General-Staaten beieigt dem. Könige ihren 
Shstk ftr seinen Eifer in der Befördcrang der Interessen des Staates, 
und ersucht ihn ehrerbietig -die betreffende Vortage in nähere £r- 
w'äguDg zu ziehen." 
Art. 109. Die erste Kammer zieht in Erwägung, mit Beachtung des 
Art. 106^ die Vorlage, welche von der zweiten Jvammer aogenommen ist 

Wenn auch sie die 4nnalime dieser Vortage besdiliesst, so gieht sie davon 
Nachricht an den König und an die iweite Kammer mit folgenden Formeln: 

„An den König." 
„Die Gcncrnl- Staaten bezeigen dem Könige ihren Dank für seinen 
Fifer in der Beförderung der Interossrn des Staates, und vereinigen 
sich Biit der Vorlage, so wie sie nlji,( f isst ist. 

„Au die z\\eiLc kammer.** 
nIKe erste Kammer der General* Staaten benadbrichtigt die iweile 

Kammer, dass sie sich rereinigt hat mit der Vorlage, betreffend 

welche den « • von der zweiten Kammer ihr zugesandt ist." 

Wenn die erste Kammer die Nichtannahme dieser Vorlage beschliesst, 
so giebt sie davon Nachricht an den König und an die zweite Kammer mit 
folgenden Formeln: 

„An den König.' ^ 
nDie erste Kammer der General-Staaten bezeigt dem Könige ihren 
- Dank fttr semen Eifer in der Beförderung der Interessen dcs.Staates 
und ersucht ihn ehrerbietig die gegebene Vortage in nähere Er« 
wSgung XU liehen.'* 

.,An die zweite Kammer." 
„Die erste Kammer der General- Staaten ben.K hrichtigt die zweite 
Kammer, dass sie den König ehrerbietig ersucht hat, die 'Vorlage 

betreffend * weldie ihr am von der zweiten Kammer 

lugesandt ist, in nähere Erwägung zu stehen.** 
Art 110. Die General-Staaten haben das Redit Vorschlige tu Gesetxen 
an den König zu richten. 

Art. III. Die fnitiati\e dazu Steht ausschliesslich der zweiten Kammer 
2U, welche die Vorlage auf gleiche Weise in En^'ägung zieht, wie dies in An- 
sehung der Vorlagen von Seiten des Königs festgeslclll ist, und nach ihrer 
Annahme sendet sie dieselbe an die erste Kammer mit folgender Formel: 

wDie sweite Kammer der .General-Staaten ttbersendet der ersten ^ 
Kammer beiliegende Vorlage, und ist der Ansicht, dass £e Goieral- 
Staaten für dieselbe die Bewillignng des Königs nachsuchen sollen,^ 
Art 112. Wenn die erste Kammer, nachdem sie darüber auf die ge- 
wöhnliche Weise berathschlagt hat, diese Vorlage billigt, so sendet sie diesdbe 
an den König mit folgender Formel: 

„Die General -Staaten sind der Ansicht, dass die beiliegende Vor- 
lage rar Beförderung der Interessen des Staates gereichen könnte, 
und cnmcben ehrerbietig um die Genehmignng des Königs iBr die- 
selbe." ^ 

Ferner benachiichtigeii rie darttbcr die iweite Kammer mit M^aidsr 
Fomel: 
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„De Erste Kamer der Staten-Generaal geeft keiniis aan de Tweede 
Karner, dat zij zichheeft vereenigd mct het van haar op den.... ont- 
rangen \oorstel betreJkkelijk..«^, en daarop Hamens de Staten-Gene- 
nal '8 Konings bewüliging beeft ▼«nwcfaL'* 
Wanneer de £erste Kamer het voontel Biet goedkeurt, soo geeft »j 
datrYtn kennis aan de Tweede Kamer met het v^flgende foimiiUHr: 
- ' „De £er$lc Kamer der Staten-Geoeraal heeft geene genoegzäme re* 

den gevonden oin op het hiernevens teruff^saande voorstel '8 Konings 
bewüliging te vorzoeken." * \ 

Art. 113. Andere .voordragten, dan voorslellen van wet, kuuucn door 
elke Kamer afzonderlijk aan den Koning worden gedaan. 

Art. Iii. De Körung doet den Slalen-Generaal zoo spoedig inogelijk 
kennis drageu, of hij een voorslel van wet, door lien aangcnomen, al dan 
niet goedk^urt Die kennisgeving geschtedt met een der volgende ior> 
tnolieren: 

„De Koning bewilligt in bei voorstd." 

of 

„De Koning lioiult het voorstel in overweging." 

Art. llö. Alle voorslellen van wet, door den koning cn de bci«lf" Ka- 
mers der Statcu-Gencraal aangenomen, verkrygen kracht van wet en wordeu 
door. den Koning afgckondigd. 

De wetten iqn onscbendbaar. 

Art. 110. De wijse vin aflcondiging der wetten, en de tijd wanneer nj 
veilbindende ojn» worden door de wet geregeld. 

Het formulier van afkondiging is het volgende: 

„Wij, enz Koning der Ncderlanden, enz...; ^Uen, die deie lolr 

len zion ol' hooi rii lezcn, salutl doen Ic wetcn: 
„AI200 Wij in overweging gcnomen hebben, dat enz. 
(de bewcegredenen der wet) 
<^ „Zoo. is het das Wij, den Baad van State gebuord, en met gemeen 
^ overleg der Staten-Generaal, faebben goedgevonden en verstaao» ge- j 

lijk Wij goedvinden en verstaan bij deze, eni.' 

(De inhoud der wet.) , 
„Gegeven," enz. 1 

Art. 117. Ten aanzien der algemeene maalrcgelen van inwondip; bestuur 
van den Staat, bepaall de wet insgelijks de wijze van alkoüdigiog en bet t^är 
stip, waarna zij ziillen werken. ' ! 

Art. 118. De Grondwet cn andere wellen zijn alleen \oor hei Kijk io j 

Europa verbindende, tenzij het tegendeel daarin wordl uitgcdrukt. ! 

I 

Z^sde Afdeeling. 
Van de hegrooting. 

Art. 119. Door de ^^ct worden de begroolingen vau alle uitgaven des j 

Rjjks vastyesteld, en de middclcn tot dekking aangewezen. , j 

Art. 120. De onlwerpen der algemeene begrootings-wrftcn worden jaar- 
hjks van wegc den Koning aan de Tweede Kamer aangcboden , dadelijk ua 
bet openen der gewone vergadering van de Staten-Generaal, voor den MB* 
Ving Tan het jair» waarroor de begrootingen moeten dienen. 
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• f -mIK« «nie Kammer der Geotr^taatcn bfnachrichligt difi iweite 
Kammer, dass sie sich mit ihr vflffemigt hat über die an ... . .*. 
empfangene Vorlage, belrelTend ....... urid für dieselbe im Na- 
men der General-Staaten die Genehmigung des Königs nachgesucht hat." 
« Wenn die erste Kammer die Vorlage nicht billigt| so benachrichtigt- bic 
dftdUwc die iwaite Kiauner mit folgender Foimel: 

«IMe efste Kammer der Geiml-Staaten hat keiiw gciiQ|eiid« 
Gründe gefunden, um für die hiebet larOckgeheiide Vodage die 
Genehmigung dc^ Königs nachzusuchen.*' 

Art. 113. Andere Vorlagen, als Entwürfe zu Gesetiea, können von 
jeder Rammer besonders an den König gerichtet werden. 

Art. 114 Der König giebl den General-Staaten so seheel! al? möglich 
davon Kenntnis?, wenn er einen Gesetzes- Entwurf, der von dfuselbeu ange- 
nommen ist, dann nicht genehmigt. Die Benachrichtigung darüber geschieht 
mit einer der folgenden Formehi: 

»Der Kdnig genehmigt die Vorlage" 
oder MDer König nimmt die Vorlage in Emrägnng.*' 

Art 115. Alle Gesetzes- Vorlagen^ welche von dem Könige und den 
beiden Kammern der General -Staaten angenommen sind, erlangen Gesetzes* 
kraft und werden durch den König bekannt gemacht. 

Die Gesetze sind unverbrüchlich. 

Art. 116. Die Art der Bekanntmachnng der Gesetze und die Zeit, von 
welcher ab sie verbindlich sind, werden durch das Gesetz geregelt 
Die Foniei der BekanntmadniBg ist folgende: 

„Wir- König der Niederlande etc. . . . • . 

Allen . die dieses sehen oder lesen hdren werden, onsem GruSi ib4- 
Üiun zu wissen; 

. wWie wir in Erwägung genommen haben, dass etc. . . • • 

(die Motive der Gesetze) 
so ist es gaaehehAi, da» Wir nach Anhörung des Staatsraths und 
mit gemeiosdiafilicher Uebereinstimmung der GeneraUSIaaten» lllr 
gut gefunden und eriannt haben» gleidiwie Wir es fQr gut-flndea 

nid erkennen, dass etc 

Cder Inhalt der Gesetse.) 

..Gegeben zu etc 

Art in. In Hinsicht auf die allgemeinea Aruurdnungen iür die innere 
Verwaltung des Staates bestimmt das Geseia in lieber Weise ,die Art der 
Bekanntmidinng und den ^Iponkt, von weldiem ab sie gelten sollen. 

Art 118. Das Grundgesetz und die anderen Gesetze sind allein für 
den Staat in Europa verbindlich, bis das Gegentheil darin ausgedrOdct sein, 
wird. 

* 

Sechste Ahtheüung. 
Von dem Budget. 

Art, 119. Durch das Gesetz werden die Ktats für alle Ausgabeja des 
Staates festgestellt und die Mittel zu ihrer Deckung angewiesen. 

Art. 120. Die Entwürfe der allgemeinen Budgets- Gesetze werden jähr- 
lich von Seiten des JKünigis dir iweitMi Kammer ttbeigeben. gleich nach der 
BWMliunB der^ gewlHndidien Vewammiwng .der Generat«Staateii, vor dem Aik- 
fimg des Jahres, fttr wekfags die Btata>diau» mlisse^. . 

fehnberi, Tss h si MBn a ii i aw . Hid. 
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Art. ^21 r.crn lioordstnk der begroottng van tiitgavcn kau neer diB die 
TÖor ^fn departcment van algemeen bestmir orohclzen. 

Jeder hoofdsluk wordt in een of meer ontwerpen van wet vervat. 

Door zoodanige wet kan overschrijving worden toegestaaD. 
* Art. 182. De ▼enDtwoording Ttn de staatsoiihgiveii en ontvangiten orcr 
eft dienstjaar vordl. onder oferiegging van de .door de Rekcnlanier geed g e- 
keorde rekenin^, ann de \s'etgevende magt gedaan. 

Hat dot der rekemog wordt door de wet vastgestekL 

Vierde UoofdstuL 
Vm^dß PrwmuMe Staim m tU GememUhtiurm. 

« 

Kerste Afdeeling. 
Van de samensUUing der Provüuiaie StaisH.' 

Art 123. De leden der Provinziale Slaten worden ?oor zes jäten« oninid- 
delijk door de ingezetcnen, bezittende de vereiacbten in Art» IftvenneUl* naar 

de bepalin^en der wet gclioron 

De helft dier leden treedt om de drie jaren af. 

Art. 124. Niemand Inn le gcüjk zijn lid der Eerste Karaer van de Sla- 
ten-Generaal en lid der Staten eener provincie» oocb ook lid der Stalm van 
meer dan eene provincie. 

Art. 1:^5. De leden der Provinciale btatcn leggen, bij bet aanvaarden 
hmniw betirdckiiig, ieder op de wijze zgner godsdieosUge gezmdhcid» deiiTol* 
gwden eed of bdofte tf : 

Jk sweer (bdooO trouw aan de Grondwet en aan de «eilen des 

Rijks. 

„Zo wanHijk heJpe mij God almagtig!" cDat beloof ikl"> 
'Zij worden LoL dien eed (belofte) loegelaten na alvorens te hebben af- 
gelegd den eed Oerklariug en belofte) van zuivering. hierboven in art. 83 voor 
de laden der Staten^Generaal bepaald. 

Art. 199. De Steten veigaderen loo dikwerf in bet Jaar als da wet be- 
paald, en bovendien wanneer'aj door den Koning builengewoon worden In* 
jeengeroepen. 

De vergaderingen zij»r oponb^ar, met hetzclMp voorbehoud als ten aan- 
zien van de jergadering der Kamers van de Slaten^Generaal is bq>aald In 
art, 96. 

Art 127. De leden der Statea stemmen ^ elk volgens eed en geweten, 
Mder last van of ruggcspraak met hen die benoemen. 

Art. 128. Omtrent het beraadslagen en stemmen gelden de regeb, in 
de artL 100^ 101 en 102 ten aanaen van de Kamers der Staten-Generaal voor- 
gesduNSfan. 

Tweede Afdeeling. 
Van de magt der ProvineiaU Statea, 

Art. 129. De Staten dragen jaarlijks de kosten van hun bestnur» voor 
«Mmai bet rqkspbaalnir is, aan den ¥mm$ voor, die le, iiag^ van fsa^ 
kmirin^ op de bcgrootuig dir, atailMoilte iMgt 
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Art. i21. K^in Cnpitel des Budgets der Ausgaben darf mehr Als die 
Angaben für ein Orparlement der allgemeinen Verwaltiuif; umfassen.« 

Jedes Capitcl \sird in einem oder mehreren Gesetzentwürfen abgefasst. 

Durch solche Gesetze kann eine Ueberschrcibung (UeberlragUDg) zuge- 
standen vefden. 

Art 122. IKe Recbensciiaft Qb«r die Staatsansgaben und Einnahmen 

für jedes Verwallungsjahr i*ird, unter Ucbergabe der von der Rechenkammer 
dcehargirten Ilechnuncr, der Gcsctzgehenden (lewalt abgelegt. Der 
der EecbnuDg wird durch das Gesetz feslgesteilu 



Viertes Gapiiei 
Van den Prmrmxud'Ständen und der Gememde'VerwaUung, 

Erste Abtheiliin!?. 
Von der Zusarummseizung der Frovinzial- Stände. 

Art. 123. Die Mitglieder der Provinzial-Ständc werden auf sedis Jahre- 
unmittelbar von den Eingesessenen, wi>lche den im Art. 76 festgesetzten Stea- 
erbetrag eDtrichten, nach den Beslimmungen des Gesetzes erwählt 

Die Ailfte dieser Mitglieder tritt vidk drei Jahren aus. 

Art, 194. Niamand Icann zugleich Mitglied der ersten Kammer der Ge- 
neral-Staaten und Mit^ied der Stände einer Provinz und eben so wenig Mit» 
I^Üed der Stände vmi mehr nl<^ einer Provinz sein 

ArL l25. Die 51it|:[i( (Jer dt r Provinzial-Stande legen, bei ticm Antritt 
ihrer Functionen, jeder iiack der Weise seines religösen Giaubensbeiieaoij»- 
nisses, den nachfolgenden Eid oder Gelöbniss ab: 

wich sdiwdre (gelobe) Treue dem Grdhdgesetie und den Gesetnn 
des Staates.'' 

n' hSo wahr mir Gott der Allmächtige helfe." (Jiu gelobe ich.") 

Sie werden zu diesem Eide (Gelöbnisse) nicht eher zugelassen, als sie 
den Keinigungs-Eid (Erklärung oder Gelühniss") abgelegt haben, welcher oben 
HU Art, 83 Cur die Mitglieder der General-Maaten festgesetzt ist. 

Art i2(>. Die Stände versammelu sicii so ott in dem Jahre, als d^ 
Gaielie bestimmt» und ausserdem wenn sie von dem Kdnige atusefgowöbafieb 
einbemfen werden. 

, Die Versammlungen sind öffentlich mit demselben Vorbehalte, als in* 
Ansehung der Kammern der finneral-Staaten im Aft 9i\ fe<:tgestpl!f ist. 

■ Art. 127 Die Mitglieder der Stände geben ihre Stimme ab, indem sie 
ihrem Eid und Gewissen folgen, ohne Aullrag oder KUckspra^he mit ihren 
Wählern. 

Art 128. In Betr^ ihrer Beratbungen und Absthionnungen gelten die 
Regeln, welcbe in den Art 100, 101 und 102 in Hinsicht auf die Kammern 
der GÖnral-Staaten foigeschrieben smd. 

Zweite Abtiieilung. 
Yen den. Jkßignia^ dcf Fravinuittl* Stände. 

Art 129. Die Stände berichten jährlich über den Kostenbetrag ihrer 
VenraHuiBt soweit sie rar SlaatsferwalUmg gehört, an den König» welcher 
dnaeUKü im Fall seiner Genefamigwig auf das hvd^ der StaittabetHtoAiBiOi 
biingt 
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De begruoLiug d$r enkcl provinciale en buiäboudelijke inkomsten en 
iiitgaTea, dornt de State» mede jaarlijks opgemaalct, verdicfat Kiiiiings goed* 
lEewing. 

Prafiadale bcbttUngoi tot dekking denr tritgaven. door de Staten aan 
den Koniog voorgedragen, vereisdien J^ekrachtigiog door de woL 

Art 130. De Staten worden belast met de uttvoering der wetten en 
i^oninklgke bevclen, betrekkelgk tot die takken van algemeen biiweDlandsch 
bestuur, welke de wet zai aanwijzen, en loodaoige andere bovendien, wdke de 
Koning goedvmdt bun op te dragen. 

Art 131. Aan de Suien wordt de rqgeUng en het bcstuur van liet 
provinciafd hoisbooden door de wet overgebten. 

Bdioudens de voorschriften in art. 129 moetcn alle foodanige rcglcmen- 
len en vprordcningcii, als zij voor het provinciaal belang noodig oordeelen te 
maken, aan de goedkcuring van den Koning '^^orden onderworpen. 

Zij zorgen dat de dur)r\ (>er, en de uitvoer naar en invoer uit andere 
provinci^n geene belemmering ondcrgaap. 

Art. 132. Ztj trachten alle geschillen tusschen gemeentebestnren in der 
• minne te do* n liijleggcn. Indien zij daarin niet sintron, dragen zij het geval« 
100 bet ecu gescbil van bestuur betreft, aan den Koniog ter beslissing voor. 

Art. 133. De Koning heeft het veimogen de beihiiteii der Staten, die 
met de wetten of het algemeen belang sttjj<Ug lijn, te schonen of tbe vemie- 
tigen. De wet regelt de gevolgen. 

• Art 184. De Staten können de belangai van hnnne provind4ln en van 
bare ingeietenen bij den Koning en bij de Staten-Generaal voorstaan. 

ArL De wijze waarop bet gezag en de magt, aan de Provinciale 
Släten opgedragen, worden nitgeoefend, wordt door de wet geregöld. 

Art i:^6. De Staten benoemen uit hun midden ecn collegie van Gede* 

putccrde Staaten, waaraan, volgens de rcgels door do wel te stellen, de dage- 
lijksche leiding en uitvoering van zaken worden opgedragen, en «ulks beti^ 
de Staten zijn vergaderd of ukL 

Art, 137, De Koning sielt in alle provincien commlssarissen aan, met 
4ä uilvoering zijner bevelen eu met het toezigt op de verrigiiogeo der Sta« 
len belast 

Dese edknmisearissen litten voor In de vergadering der Staten ep in Ufr 
der Gedcpolcerde Staten^ en hehben stem in hatstgenoond ccSkfS», 

Derde Alüeeling. 
Fan de GmeeiMbestisnn. 

Art I3& De sanienstelling, inrigting en bevoegdheid der gcipecntcbe- 
sturen worden» nadat de Provinciale Staten. cijngehoord. door de wet geregeld, 
met iikaciitnemtng der voorschriften, in de volgoide artikeien verrat 

Art 199. Aan het hoofl der gemeenle Staat een raad, welks leden an- 
niddelHJk door de ingesetenen, op de wit^ door de wet t« regekn, voor eeit 
iMpaald aantal jarea worden verkoKsn- 
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Die £tats der rem provinzialen und zu ihrem Haushalte gehörenden 
Einkünfte und Ausgaben. >vr]cht' durch die Stände jihrliefa varanMfahgt mf» 
dejDU verlangen die Genehmigung des Königs. 

Provinziale Auflagen aur Deckuno; dieser Ausgaben , für welche von 
den Ständen an den König zu benciilcn ist, erheischen die Genehmigung 
dmch eitt Geseti. 

Art lao; BieStSade werden beauftragt, mit der AasfQbnmg soyoU te 
Geselle und königlichen Befehle, die sich auf Gegenstände der , allgemeinen 
inneren Verwaltung beziehen und durch ein Gesetz ihnen überwiesen wpr(?pn, 
als auch solcher andern Ang^egenheiten» welche der König für gut findet ih- 
nen zu übertragen. 

Art 131. Den Ständen wird die Regelung in der Verwaltung des Pro- 
viDliil-Hsittbaltes durch das Gesetz fiberlasseQ. 

Ifit Beziehung auf die Vorschriften im Art.,12B mttssen die solche Re^ 
elomenCs und Verordnungen, die sie f6tt das FMvinBal-Interesse in ttaefaeii 
lllr nölhig halten, der Genehmigung des Königs unterworfen werden. 

■ Sie sorgen daftir, da««; die Hnrchfiihr. Ausfuhr nacb uud die Ausftiiir 
aus anderen Provinzen keine IJdii'Jiiiriinfren crienien. 

•Art 132. Sie bemühen sich alle Streitigkeiten zwischen Gemeinde- Ver- 
waltungen auf gOtlichem Wege beizulegen. Wofern ilinen dieses nicht gelingt, 
so berichten üt, ftUs es einen Streit der Veiwaltimg betfült,'darttier an dMi 
AHnig lor Ihis c I wM i in g, 

Art. 133. Der König hat die Gewalt, die Beschlösse der Sünde» die den 
Gesetzen des allgemcineTT Tntcresses zuwider laufen», ausatsetsen eder tn ver* 
Dichten. Das Gesetz regelt die Folgen davon. 

Art. 134. Die Stände können die Interessen der Provinzen und ihtfit 
Eingesessenen bei dem &.önige i^id den General-Staaten wahrnehmen. 

Art. 135. Die Weise» in welcher die Befognisse und die Macht, die den 
Provliiiial*StliideQ ttberwiesen sind, antieObt weiden, wird dnicfa das Ge- 
seti bestimmt. 

Art. 136. Die Stände erwählen aus ihrer Mitte ein Collegium von Depu- 
lirtcn Ständen (Ausschüsse), welchem narh den Vorschriften, die das Gesetz 
festzustellen hat, die tägliche (fortdauernde) Leitung und Ausführung der An- 
gelegenheiten aufgetragen wird, die Stände mögen versammelt sein oder nicht 

Art 197. Oer Kdnig stellt in aflen Prevjnien CieamilBSarien an,, die mit 
der Aosf&brun| seiner Anordnungen und mit der Aufticht Aber die Verband^ 
Inngen der StMe beauftragt sind. 

Diese Commissarien führen in der Versammlung der Stände und in dem 
Collegium der Deputirten-Stände.den YotßUi, und haben eine Stimmft in dem 
letztgenannten Collegium. 

Dritte Abtheilung. 
Von der Gemeinde- VerwaÜtmg. 

Art. 138. Die Zii<;ammen!^etzung, Einrichtung und Geschäftsführung der 
Gemeinde -Verwaltungen werden, nachdem die Provinzial-Stände gehört sind, 
durch das Gesetz geregelt, mit Berücksichtigung der Vorschriften, welche in 
den fönenden Artikeln gegeben sind. < 

Art 19. An der Spifüs der Gemeinde steht eift Rath» dessen ClUiitf 
unmftteftar von den. Eingesessenen» nach der fem Gesetae xn bestfnmMtai 
ffdtit, jutf ihie lislBesIcllle AmaU fon Mnn sewiM wcidca 
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De voorzitter Nvordt door den Koaing ook biiiten de ieden vm den raad 

iMOOemd, en ook door hern oiiblugen. 

Om kiezer in cenc gemeente te zijn, moet men de vereiscbten bezitten 
ia irt 7§ g^T^rderd; dtt betastiiigwin, daar bepaald, w«rdl eebter op de helft 
««Mit. 

Art. 14(li Am .dm raad wordt de regeling en het besluur van de 
buishodlling der gemeente overgelaten. Op de verordeningen, welke by te 
dien atmienf maakt en «an de Ptovindale Staten moet mededeelen, is art 

133 van toepassing. 

Art. 141. De bcsluiten der gemeentebestufen, rakende de beschikking 
Over gemcenle-eigendom on zood;mi>e andere burgerlijke regUbandelingen 
welke de wet aanwijst, alsmede de bcgrooLingeü van inkomsten en uitgaven« 
worden aan de gocdkeuring der Provincialc Staten onderworpen. 

Art. 142. ilet besluit van gemeentebestuur tot bet invoeren, wijzigea 
of aßchaff«! ecner pJaatselijke Itdasting, wordt voorgedragen aan de Staien 
zijner provinde, die daarvan verslag doen aan denKoning, nnderwicna goed- 
keuring daaraan geen gevolg mag worden gegeven. 

De wet geeft algemecne regols ten aanzien der plaatselijke belpstingen. 

Zij mögen den doorvoer ea den uitvoer naar en invoer vii andefe ge- 
meenlen niet belemmeren. 

Art. 14^. i>e wet regelt ook het opmaken der begrooLingen en bet 
npMmen en tloiten der plaatselijke lekeningen. 

Art. 144. De gemelde besturen kunnen de belangen van bunne ge- 
mecnten en van iiare ingeaetenen voontaan liQ den Koning, bij de Statcn- 
Geaeraii en bij de Staien der pforinde waartoe xij*||ehoofen. 

Vijfde Uoofdstok. 
VandeJustäie. 

ferste Afdeding. 
Algemeene betehikkingen, 

Art. 145. Lr wordt aiom in de Nederlanden regt gesproken in naam 
dcsKwingi, t 

Art 148. Er is een algemeen wetboek van burgerlijk regt« van koopban« 
d4» vm itittfrcg^ van bwrgcri^ regta- en v«n straAurdering, en van de 
MstaUmg dar regleiüjke magl. 

De wet regelt insgeMjks het r^gtsgebied over het krijggvdk en de 

adintterijen. 

Zij regelt ook de r^praak Over geacUUen en overtredingen in zake 

aller belastingen. 

Art. 147. IS'ietiiand kan van 7ijn (Mp;en(]om worden <H)tzet» dan ten al- 
gemeenen nulte en legen voorafgaande schadcluosalelliDg. 

De wet verklaart vooraf dat bei algemeen mit de onteigening vorderi. 

Eene algemeene wet regelt de uitzonderiug op het vereiscbte van zoo* 
diMge vedthring ten hahoeve van veatiqghouw en den aank«» ket iMntel ef 
«Mierboud van dyken« bij bespittting en andern dfimiwlr nni ftinH^fdliB 

De boviiigMMeoKla vtfdfchlc« vap voonJgmdcr vwrklMbii 49»r Itpl 
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Der Vonitier wird im dm KIMge wmk m diu III^IMflm 4es Mm* 
tiMi crwühlt und aucli von ihn entlassen. 

Um Wühler in einor Gemeinde zu sein, muss man den im Art. 76 ver- 
langten Steuerbeitrag entrichten; die dort festgestellte Steuersumme soll später 
aui die Haüte erniedrigt werden. 

Art. 140. Dem Rathe wird die Regelung und die Verwaltung des Ge- 
mande-Haoshalls Qberlancii. In B«nig «tf die VerwdawfHi» wdcbe er im 
Metw BeiiflhoBg micbt md ta Proviniial-Sliiiidai nitÜMilai mm, ist Art 
tS9 anzuwenden. 

Art. 141. Die T?e<;chlttsse der Gemcindc-Vcr^allungfn, welche sich be- 
tiehen auf die Verlügung über das Gemeinde-Eigenthum und andere ähnliche 
hQrgeriichc Rechtshandlungen, \^ eiche das Gesetz angiebt, sowie die Etats 
der EinkQnfte und Ausgaben, werden der Genehmigung der Provinzial-Slände 
nDterworfen. 

ArL 142. Der Beschlnss einer Gemeinde-Verwtftnng ttber die Einfthmn^ 

Anweiinng oder Abschaffung einer örtlichen Auflage wird den SUtaidep ihrer 
Provinx vorgelegt, die darübt-r dem Könige birirbteo, ohne dessen Ge&efami- 
gong demselben keinn Folge gegeben werden kann. 

Das Gesetz giebt allgemeine Regeln in Ansehung der örtlichen Auflagen. 

Sie dürfen die Durchfuhr und die Ausfuhr nach und die Ausfuhr aus 
«idem Gemeinden nidit besciirknken* 

Art 143. Dae Geseto regelt auch die Anfeldlinig der Etats nnd das A^ 
minpen und die Deehaigen der Gcmeinde-Recfarangen. 

Art. 144 Die genannten Verwaltungen können die Interessen ihrer Ge- 
meinden und Eingesessenen bei dem Könige, den Geneial'Staatea und den' 
Ständen der Provinz vertreten, zu weicher sie gehören. 

Fünftes Gapitel. 

Erste Abtheilung. 
Allgemetnt BaUmmungen, 

Art 145. Es wird überall in den Niederlanden im iNameu des K.üujij^ 
Recht gesprochen. 

Art 146. Ea glebt em allgemeines Gesetxbuch Ittr das Gnlrecbt, f&r 
das BandelM^t, f&r das St^aftvcbt, fQr den Civil- und Grlminal*Pmess .nnd 
Kir die Zusammensetzung der richterlichen Gewalt. 

Das Gesetz regelt imgleichen die RechtsbestimrauBgeB Uber das ste- 
hende Heer wnd die Communal-Garden (Bürgerwehr). 

Es regell auch die Rechtsverhältnisse in allen Streitigkeiten und lieber- 
tretuDgen in allen finandellen Dingen. 

Art Nieannd kann ans «dncm Bigentbam gesetat weiden» alsanai» 
^g^jnmwtmn Nvtsen Und gegen vorangegangene Schadloshaltnng. 

Das Gesels eiidlrt, in wie weit der aUgeraeine Nnlsen ditEipropila- 
Üin verlangen kann. 

Ein allgemeines Gesetz rrgelt die Aufgabe des Eigenthums nach Prüfung 
einer solchen Erklärung zum Bedarf des Festungsbaues und der Anlagen, der 
Herstellung oder Unterhaltung der Deiche» bei ansteckenden KraiddMiten und 
in anderen dringendM FMIeB» 

IN* siliiimmniMdim Unlnrtwdhm^ dar Yarmnebanden Eifdinmgen 
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wet, 4>n van vo(^afgaande schadeloossteUilig kunnen niet wordoi in^eroep^ 
"waniieer oorlog, brand of watersnood ccue onverwijide inbezitnenaing vorderen. 
Hei regt van den onteigende op scbadeloos^teiting wordl biwdoor echter mel 
fwkort. ' * 

Art 148. Alle twistgedingcn over eigendom of daaiiftt TOOrtspmlieirfe 
rigleii« ov«r tebaldvonlering en^mätm bvvgeriffke regten, belMMtren bij nit- 
Mting tot de kennis van de regterlijke magt. 

Aan haar behoort insgelijks, behoudeDS de oHlOBdeffiDgea door de Wtl 
te bepalen, .de beslissing over burgei^chapsregten. 

Art. 149. De regterlijke magt wordt alleeo uitgeoefend door regten, 

welke de wet aanwijst. 

Art. loO. Memand kati legen zyuea wü \«orUca afgelrokken van den 
regier, dien de wet hem tockent. 

De wet r^elt de wijze, waarop 'gescbillen over bevo^dheid« tussdieii 
de adoinistrative ea r^terlijke magt oDtstaan, worden besUst ^ 

Xri 151. Bülten de gevalleD in de wet bepaald» nag niwaand in bteb- 
tents worden genommen, dan op een bevel van den regier, inboudende de 

redenen der gedane aanhouding. Dil bevel moet bij, of zoo ^oedig mogelijk 
na de aanhouding beleekend worden aan dengene, legen v/\on hct is gerigt. 

De wet hepaald den vorm van dit bevel» en den Lyd» binnen weUcep 
alle aangeklaagiien moctcn woigden verhoord. 

Art. 152. Wanneer een ingezeten, in builengewooe omstandigheden, 
daor htt poKtiek gezag is gearresleerd, is hij op wioii bcvd loodaniga'arres- 
tatie plaatf heeft gebad, gebooden daarfan terstond kennis te geven «an 4m 
plaalselijken regier» en htm voorto dangcarveiteaidc binnen döi tqd van Ma 
dagen ovpr tc leveren. 

De criminele re^tbRnken zijn vcrpligt» elke in baar ressort» te aorgen 
dat zulks stiptelijk worfle naprkommen, 

Art i^^. Niomniid ma^ de eens ingezeten dicüs oiidanks bin- 

nentreden, dau op laäl eener magt, duor de wet bevoegd verklaard dien last 
te geren, en volgeni de sonnen in de wet bepsvdd. « 

Art, 1S4.^ Het gefaetm der aan de post of andere opeqbare insteüing 
van vetvoer toe?erlfoa«de brieren is onschendbaar, behalve op last des ngr 
im, in de gevallen in de wet omsebreven. 

Art. 155.- Op geene misdaad mag als strat gcsteld worden de veibeurd* 
verklaring der goederen, den schuldige toebefaoorende. 

Art. 156. Alle vonoissen moelen de grimden, waarop zij rüsten, en in 
strafzakon de artikclen der \vet, waarop de verMTdeabBg lOSt, vemeUeB» .afik 

mei oden drurcn worden uitgesproken. 

De teregUiUitigen zijn openbaar, behoadens de uitzonderingcn m bei 
belang der openbare orda «n aededijkbeid, door de wet vast te stellen. 

* Tweede Afdeeling. 

Van den Hoogen Raad en de Regterlijke CoUegien. 

Art. 157. Er bestaat voor het gehoele Kijk een upfXTsli' geregtshof. on- 
der den naam van Hooge fiaad der iNederlanden, waarvan de iedei^ door dep 
Koning, nit eene nominatie» volgens art. 158, worden, bennand. 

AK. US, .Van aaM.«ooi9da1len«i fadtowa wmin doar 'iev loogen 
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nach einem Gesell und der voraüscff^liendpn Entschädirrnn» können nicht in 
Anspruch genommen werden, wenn Krieg, Feuer oder Wassersnolh eine un- 
gesäumte Besitzergreifung erfordern. Das Recht des EigenlbUmcr^ auf i^nt- 
fdiädiguug wird hiedurch jedoch späterhin mdA TeiicUnt 

Art 148. Alle Streiligkeiten über EigeDthnm und daraw entspringende 
Rechte, sowie ühcr Schulforderungcn und andere bürgediche Rechte, gehören 
in Bezug auf die Entscheidung zur Erkcnntniss der richterlichen Gewalt. 

Vor dieselbe gehört gleichfalls, unter Aufrechthaltung der von don Ge- 
setzen befohlenen Aufgabe des üa^cnlhums, die Entscheidung über Gemeinde« 
bürgerrechte. 

Art. 149. Die richterliche Gewalt wird allein durch Richter ausgeübt, 
welche das Gesetz anweist. 

Art 150. Niemand kann gegen seinen Willen dem Richter entzogen 
werden, welchen das Gesetz ihm zuerkennt. 

Das Go«f'(z ordnet dio Bestimmung, nach welcher die Strcili^ioiton, die 
über die Corupetenz zwischen den Verwaltungsbehörden und der richterlichen 
Gewalt entstehen, geschlichtet werden. 

Art 151. Ausser den im Gesetz bestimmten Fällen soll Niemand iu Haft 
genommen werden, als auf einen Befehl des Richters, der die Gründe nur 
vorliegenden Yerhaftong enlhllt' Dieser Befehl muss so schnell alt mo|^cb 
demjenigen voi^elegt werden, gegen welche er gerichtet ist 

Das Gesetz bestimmt die Form eines solchen Beliehls und die Zeüp IB 
weicher alle Angeklagten gehört -^rrden müssen. 

Art. 152. Wenn eine Person m ansteige wuhnlichen Umständen wegen 
politischer Verhältnisse verhaftet ist, so ist derjenige, von welchem solcher 
* Verbaftsbefehl ausgeht, verpflichtet sofortige Kenntnis« zu geben an den Bich* 
ter des Orts, und ihm sogleich den Verhafteten spätestens in Zeit von drei 
Tagen auszuliefern. 

Art. 153 Niemand darf in die Wohnung einer Person wider ihren Wil- 
len eintrrten, es sei donn auf Befehl cmpr Gewalt, die durch d;i'^ Gpcctz he* 
rechtigi ist, solche Befehle zu crthciien und die in dem Gesetze festgesteUtoii 
Formen befolgt. 

Art 151 Das Geheimniss der der Post oder anderen Öffentlichen Ein* 
ricfatongen znr Versendung anTertrauten Briefe ist unverletzbar, ausgenommen 

auf Befehl des Richters in den durch das Gesete vorgeschriebenen Fällen. 

Art. 155. Für keine straflalli^^o Handlung soll die Gonfiscation der den 
Schuldigen gehörenden Güter als Strafe gestellt werden. 

Alle Urlheilssprüche müssen die Gründe, worauf sie beruhen, und in 
Strall allen die ArtUcel der Gesetze, nach welchen die Yerurthcilung erfolgt 
ist anführen, und hei offenen Thuren gesprochen werden. 

Die Gerichtssitzungen sind Öffentlich, mit dem Vorbehalte die Schliessung 
im Interesse der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit nach dem Gesetze lest 
n steBea 

Zweite AhtheOung. , 
Tim dm hohen Rath« und den ricMerliehen Bthord$n, 

Art 157. £s besteht für den gesammten Staat ein oberster Gerichtshof, 
imter dem Namen des hohen Raths der Ntederbndet dessen Mitglieder van 
dam Könige ans einer ihm forgdegten Reihe Yon Namen, wie Art 158 vor- 
sduvibt, ernannt werden. 

Art 158. Bei einer eingetretenen Vacan» wild von dem Hohen Aatbe 

II* 
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Raad aan de Tweodo K?imer der Stalcn-Genpraal kennis ges^evcn, die, ter 
vervulling daan'an, e<'iie nominatie van vijf pers nrn aan den Koning aanbiedt, 
ten einde daaruil eene keuze le doen. De I^oumg benoemt den President uit 
de ledeu van den Hoogen Rud en beeil de legtstreekicfae aaniteUing van den 
procureur-generaaL 

Art 159. De leden der Staten-Generaal. de hoofden der ministeriäe 
departementen, de gonvemeinn-generaal of de hooge ambtenaren onder een 
anderen naam met gclijke magt bekleed in de kolonii'n of bczittingen des 
Rijics in andere werrlddeelen, de leden van den Kaad van State en de com- 
missarissen des Konings in de provincien staan, wcgens ambtsniisdrijven, ler 
Tervolging hetzij van Koningswege, heUij vun wege de Tweede Kamer, te regt 
Toor den Hoogen Baad. 

Art 100. De wet bcpaalt irelke andere ambtenaren en leden van hooge 
ooHegien, wegens ambtsmisdiqTen, voor den Hoogen Raad te regt ataan. 

Art. 161. De Hooge Raad oordeelt over aUe actiSo, waarin de Koning, 
de Jeden van bet KoninUijk Hnis of de Staat als gedaagden worden aange- 
aproken, roet nitiondering der reele aclien, die Toor den gewonen regter vor^ 

den behandeld. 

Art 162. De Hooge Raad heeft bet toezigt op den geregelden loop en 
de .ifdopninfT van regtsgcdinport. r^lsmede op hfi T^aVomen der wetten bij alle 
reglerJijke coilegii-n. Hij kan hunne handelmgen, beschikkingen en vonnis- 
sen, wanneer die met de wetten strijdig zijn, vernietigen cn builen werking 
steUen, volgens de bepaiing door de wet daaromtrent te maken* 

Art 163. De leden en de procurenr-generaal bij den Hoogen Raadt de 
leden van de geregt8bo?en, loo die er ajn, en tan deRegtbankcn van eersCen 
aanlegt worden voor hnn leren aangesteld. 

AI dezen en de loodanigen, die ?oor een bepadden tijd zijn aangesteld, 
kunncn worden afgezet of ontslagen door regterlijke uilspraak, in de gevallen 
in de wet te bepaleu. Zij kunnen» op eigen venoek, door den Koning worden 
ontslagen. 

Zesde Hoofdstuk. 
Van de godsdüiut 

Art. 164. leder belijdt zijnc godsdienstige mecmngen met volkomen 
Trijbeid, behoudens de bescherming der maatschappij en barer leden tegen de 
overtreding der atrafwet 

Art 165. Aan alle kerkgenootschappen in bet Rqk wordt gclijke be- 
flchenning Terleend. 

Art 166. De bdijders der onderscheidene godsdiensten genielen aUen 

dezelfde burgerlyke en burgerschapsregten, en hebben getijke aanspnak 
bet bekleeden van waardigheden, ambten en bedieningen. 

Art 167. Alle openf)are godsdiriisloefening binnen gcbouwcn en be- 
sloten plaatsen wordt toegelaten, behoudens de nood^e maAtrq^elen ter ver* 
zekering der openbare orde en rust 

Onder dezelfde bepaiing blijft de openbare godsdienstoefening builen 
de gdionwen en besloten plaatsen geoorloofd, waar ihans naar de wet- 
ten cn ref^ementen i$ toegdaten« 
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der Eweitcn Kammer der General- Staaten KennLniss gegeben, welche zar Be- 
setzung der Stelle eine ^amensnennung von fünf Personen dem Könige vorlegt, 
um auf dnen daraus setne Wahl zu ricblen. Der Kdnig ernennt den Pi^i- 
denten aus den Hitgliedeni des Hohen Rathes, und hat die rechtsbestandige 
Anstellung des General -Procurators. 

Art. 159. Die Mitglieder der rr(»nprnl - Staaten, dir Chch der Ministe- 
rial- Departements, die General-Gouverneure oder andere hohe Beamte, wel- 
che unter einem anderen Namen mit gleicher Gewalt in den Golonien oder 
Besitzungen des Staates in andren Welttbeilen bekleidet sind, die Mitglieder 
des Staatsratbs nnd die Commissarien des Königs in den Provinieii slefaai 
wegen AmlSTerhrecfaen zur Verfolgnng sei es von Seiten des Kdnigs, sei es 
von Seiten der sweiten Kammer, zu Recht vor dem Hohen Rathe. 

Art. 160. Das Gesetz bestimmt, welche andere Beamten und MitghVdcr 
hoher Behörden wegen Amtsverbrechen vor dem Hoben Rathe zu Recht 
stehen. 

Art 161. Der Hohe Rath urtheilL Uber alle ii' üile, in welchen der Kö- 
nig, die Mitglieder des Königlichen Banses oder der Staatsverwaltung als An- 
geklagte angesprochen werden, mit Aussondenmg der Real-FälH die von dem 

gewöhnlichen Richter behandelt werden. 

Art. 162. Der Hohe Rath hat die Aufsicht über den regelmässigen 
Gang lind dir GeschäflsfühnmjT der richterlichen Handlungen, so wie über 
die Befolgung der Gesetze bei allen richterlichen Behörden. Er kann ihre 
Handlungen, Befugnisse und ihre ürtheilssprUche, wenn sie den Gesetzen • 
mwider Uufen, vemiehten und ausser Reditskraft setzen, indem er die Be- 
stimmungen befolgt» welehe Gesetie darQber machen. * 

Art. 163. Die Mitglieder und der General-Procurator des Hohen Raths 
die Mitglieder der Gerichtshöfe, welche jetzt vorhanden sind, und der Gerichte 
welche noch eingerichtet werden sollen, werden auf ihre Lebensdauer an- 
gestellt. 

Alle diese und diejenigen, welche Air einen bestimmten Zeitraum an- 
gestellt werden, können abgesetxt oder entbssen werden durch richtetlicihen 
Ausspruch, in den Fallen, welche die Gesetze bestimmen* Sie können auf 
eigenes Ansudien von dem KSnige entlassen werden. 

Sechstes Capitel 
V<m dm CuUus, 

Art. 164. Jeder bekennt seine religiösen Meinungen mit vollkommner 
Freiheit, indem die Beschirmung der Gesellschaften und ihrer Mitglieder gegen 
die üebertretung der Strafgesetze aufrecht erhalten wird. 

Art. 165. AUen lanMchen Gesellschaften In dem Staate wird gleicher 
Schutz verliehen. 

Art. 1R6. Die Bekenner der verschiedenen Culte geniessen alle die- 
selben slaaLöbürgerlichen und gemeindebürgerlichen Rechte und haben gleichen 
Anspruch auf Bekleidung mit Würden, Aemtern uud Bedienungen. 

Art 161. Jede ötTenUiche Austthung des Gottesdienstes In Gebäuden 
und geschlossenen Plitien wird zugelassen, mit Vorbehalt der nöthigen Maass- 
regeln sur Versicherung (ler 5ffentlicfaen Ordnung und Ruhe. 

Unter derselben Bestimmung bleibt der öffentliche Gottesdienst ausser- 
halb der Gebäude und geschlDs<;enen Plätze erlaubt, SO weit derselbe nad^ 
den Gesetzen und Yerordnungen zugelassen ist. 
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Art. M8. De IfiktemcnteD, peutioenei fn «adwe inkonnteii» van wd> 
ken aard ook, thans door de endencbeideiie godsdienstige gedndlwdeii of 
derzelver leeiaars genoten vordende, blijven aan deidve geiiBiflieden ver- 
lekerd. 

Aan de Iccraars, welke tot nog too iiit -s Lands kas geen, of een niet 
toereikend traktem^nt genietcD, kan een traktcment toegelegd, of bei besiaande 

verraccrdord worden. 

Arl. 109. De Koning waakt, dat alle kerkgenootschappen zieh iiouduii 
biim^ de palen van gehoonaambeid aan de iretten van den Staat 

Art IJXk De tusscbenkomst der Regering wordt niet jereiscbt bij de 
briefwisseluig met de hoofden der ondeiseheidene keikgenootscbappep, noch, 
bebovdens verantwoordelijkbeid Tolgens de wet» bij de alkondiging van ker^ 
kdüke voonduRften* 

Zeven.de Hoofdstnk. 

Von de Ftnantüh. 

Art 171* Geene belastingen können ten heboeve van '$ Lands kas 
worden gehcvcn, dan uit krachte van eene wct 

Art 112* Geene Privilegien können in bet stak van belastingai werden 
veileend. 

Art. 173. De verbindtenisscn van den Staat jptrrns zijnc schuldeischfrs 
worden gewaarbor^dt De schuld wordt jaarlijks in overweeing genomen ler 
bevordering der belangen van de schuldeischers van dtn ^taat, 

Art 174. Het gewigt, de gebalte en de waarde der muntspecien worden 
door de wet geregeld. 

Art 175. Het toezigt en de zorg over de zaken van de Munt, en de 
beslissing der gescbUlen over bet aUoOi, essai en wat dies meer aj, worden 
door de wet geregdd. 

Art 116. Er is eene ADgemeene Rekenkaner» welker samenstellbig en 
' taak door de wet worden geregeld. 

Bij het openvallen eener plaats in deze Kamer zendt do Twf^odr Ktmor 
der Stateu-Generaal eene opgave van drie personen aan denÜLoning, die daar- 
nit kiest. 

■ De leden der Rekenkamer worden Yoat bun leven aangesteld. Bunne 
beioldiging wordt door de wet gergeld 

Het 2de lid van art i63 is op hen van toepassing. 

Achtste Hoofdstack. 

Van de Defensie. 

Art. 177. flel dragen der wapcnen tot handhaving der nnnflinnkclijk- 
heid van den Staat en toi bcveiligtng van zijn grondgebied, biijlt ccn der ecrslc 
pligten van alle ingezetenen. 

Art Vt9, De Koning zorgt, dat er ten allen tijde eene (oereikeiide «e- 
en landmagt ondeiboaden werde» aangeworven nit vtiljwilligers, hem inboor- 
lingen of vreemdelingen, om te dienen in of buiten Europa« naar de ontflAb 
digbeden. 
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ArU 16ä. Die Besoldungen, Pensioueu und audere Einkünfte» von wel- 
cher Art sie sein mügeu, welche bei &m fenduedmett reKgiöflen GefeBadial^ 
ten von ihren Ldireni (Predigern) genossen werden, bleiben denselben Ge< 

sdlschaflen gesichert. 

I>en Lehrern (Predigern), welche noch nicht aus Staatscassen eine Be- 
soldung oder koino ansreichende Besoldung beziehen» kann eine Besoldung 
zugelegt, oder die bestehende vergrössert werden. 

Art. iüU. Der König wacht darüber, dass alle kirchliehe Gesellschaflen 
rieh innerhalb der Verpflichtangen des Gehorsams und der Staatsgesetie 
balten. 

Art 170. Die Vermiltclung der Regierung wird nicht verlangt bei dem 
brieflieben Verkehr mit den Hnu[)tern der verschiedenen kirclilidien Gcsell- 
schaftcu, noch bei der Bckannliuachuug kirchlicher Yorschn(len, jedoch unter 
verantwortlicher Befolgung der Gesetze. 

Siebentes Gapitei. 
Vm dm Fmanxm, 

ArU 171. Keine Auflagen können t&r den Bedarf der Staatscaase eilio» 
ben werden» als IcrafI dnes Geseties. 

ArL m Kerne Ptivilegiett kfinnen in Belog anf Anflagen verliehen 
werden. 

Art. 173. Die Verpflichtungen des Staats gegen seine Gläubitror werden 
garantirt Die Schuld wird jährlich in Erwägung gezogen zur BeTörderung 
der Interessen der StaatsaVaubiger. 

Art. 174. Das Gewicht, der Gehalt und der Werth der Münzsorten 
werden durch das Gesetz geregelt. 

ArL 175. IMe Anfsicht und die Fürsorge über die MOnzangelegenheiten, 
sowie die Cntscbddnng in Streitigkeiten über das Schrot nnd Gehalt derselben, 
Prüfung der MfimmetaUe und dergleichen Dinge, werden dorcb das Gesetz 
geregelt 

Art. 170. Es besteht eine allgemeine Rechenkammer, deren Zusammen- 
setzung und Wirkungskreis durch das Gesetz bestimmt werden. 

Bei d» Eriedigung einer Steile in dies« Kammer sendet die iweiCe 
Kammer dne Liste von drei Personen an den König» wekiier ans derselben 
seine Wahl trifft. 

Die Mitglieder der Recbeukammer werden auf ihre Lebensdauer ange- 
atdit. Ihre Besnldnng wird durch das Gesetz geregelt, 

Der zweite Öatz des Art 163 findet auf sie Anwendung. 

Aclites Capitel. 
Vmder Verikeidigung. 

Art 177. Das Tragen der Waffen zur Handhabung der Unabhängigkeit 
des Staates und tur Yertheidigung sdnes Grundgebiets, bleibt eine der eisten 
Pflichten aller Bewohner. 

Art 178. Der König sorgt dafQr, dass zu allen Zeiten eine hinreichende 
. Land- und Seemacht unterhalten werde, angeworben aus Freiwilligen, spi'en 
sie £ingebome oder Ausländer, um nach den Umständen innerbalb oder aus- 
seihalb Europa'» vn dienen. 
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Art 119* Vreemde troepea worden niet dan mal gemeen overieg des 
Konings en der Suten^Geaeraal ip dienst genonmien. 

Art 180. Er is steeds cenc nationale mllitie, zooTeel mogclijk zamea le 
BleHen utC vrfjwiUigers, om te dienen, op de vijse in de wet bepaald. 

Art, 181. Bij gebrek aau genoegzame vrijwiliigers« wordt de militie vol- 
tallig gemaakt door loting nit de ingeietenen, die op den ersten Januarij van 
elk jaar hon twinti^ite jaar lijn ingetreden. De inachrijviDg gesdiiedt een 
jaar te Toren. 

Art 182. Zij, die aldos in de militie te land ayn ingelijfd, worden, in 
vredestijd, na eene TijQarige dienst ontslagen. 

Is de Staat in oorlog of in andere buitengewone omstandigbeden« >aoo 
kan eene wet, Jaariyks le veraieowen, hen tot längere dienst verpligten. 

Art 183. De militic tc land komt, in gewone tijden, jaarlijks eenmal 

le ramcn, om gedurende nict langer dan zes weken, in den wapenhandel te 
worden gcoefend, (en/ij <!o Koninf; het raadzaam mögt oordeelen» datzamen- 
komcn peheel ol' gedtellelijk achterwege te laten. 

1) Koning kan een deel der militie« door de wet te l)epalen, docn za- 

menJjJijveii, 

De Ugtiug van het loopende jaar kan tot eerste oefening hoogsteus Lwaalf 
maanden onder de wapenen gehoaden worden. 

Art. 184. Ingeval van oorlog of andere buitengewone omstandigheden 
kan de Koning de militie te land, betzij geheel, betzij ten deele» bnitengewoon 
bijeenroepen. 

Tenaelfden tijd roept de Koning de Staten-Generaal bqeeot opdat eene 
wet bet aamenblijven der militie« loovel noodig, bepale. t 

Art 185. De lotelmgen bij de militie te land mögen niet dan met bnnne 
toestemming naar de koUmien en beuttingen van bei Rljk in andere wereld- 
deden worden genmden. 

Art 186. Een gedeelte der militie kan yoor de dienst ter lee wor* 

den bestemd op de wijze door de wet te bepalen. 

Voor dat ?f>dpelte wordt. behalve andere door de wet toe te kennen voor- 
deelen, een kortcr diensttijd bepaald. 

Uet voorgaaude artikel is op deze zeemüitie niet van tocpasaing. 

Art 187. AI de kosten tovt de legeib Tan bet Rqk worden dt 's Lands 
kas voldaan. 

De inkwarlieringen en het onderhout van het krijgsvolk, de Iransporten 

en leverantir-n, van welken aard ook, voor 's Konings legers of vestingen gevor- 
derd, kunnen niet dan legen '^rhiflplo'^^tplling, op den voef in de reglementen 
bepaald, tcn laste \ an cen of meer inwoners of gemeentcn worden gebragt. 

De uitzondering voor tijden van oorlog regeli de wet 

Art. 188. In dee gemeenten worden scfautterijen opgerigt ' 
Zij dienen in tijd van gevaar en oorlog tot Terdediging des vaderlandi 
en ten allen tijde tot behend der inwendige rast 

Art. 189. De sterkle en inrigting der militie en deradrattaiije&wefdai 
geragelt door de wet 
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Alt 179. Ausländische Truppen werden nur mit gemeinsamer Ueber^ 
dnsUnminng des Königs und der General-Staaten in Dienst genommen. 

Art. 180. Es besteht stets eine Nalional-Miliz, welche so viel als mög- 
lich JUS Freiwilligen /ii'^r^nimcn zu setzen ist» um auf die durch das Gesetz be- 
stimmte Weise Diensle zu leisten. 

Art 181. In Ermangcluug eiucr hiureichendcn Anzahl von Freiwilligen 
iriid die IfHix venrollstindigt dorcli Loosung unter den Bewohnern, wdche 
an dem ersten Januar jedes Jahres in ihr xwansigstes Jahr etngetietcn sind. 
Die Einschreibong gMchiebt in dem vorangehenden Jahre» 

Art 182. Diejenigen, welche alsdann der LandmQis einverldht sind, 
werden in^ Friedenszeiten nach einem fünfjährigen Dienste entlassen. 

Befindet sich der Staat im Kriege oder in anderen avssorgewfifanlicben 
Umständen, so Lann ein Gesetz, welches jährlich za erneuern ist, de zu lUnge- 
rem Dienste vcrpdichlen. 

Art 183. Die Landmiliz kömmt in gewöhnlichen Zeiten jährlich einmal 
zusammen« um während einer Dauer von nicht mehr als sechs Wochen in dem 
Waffengebranch ge&bt m werden, bis dass der Köoig es Akr geratfasam bllt 
.du Zosanunenkonunen derselben ganz oder (heilweise anszosetsen. 

Der König kann einem Theil der Miliz, wenn es durch das Gesetf fest- 
gestellt wird, zusammen zu bleiben befehlen. 

Die ausgeloosten Leute von dem laufenden J.ihro kiinnen zur ersten 
Uebuug höchstens zwölf Monate unter den ^^ allcü goiialteu werden. 

Art. 184. Im Fall des Krieges oder anderer aussergewöhnlichen Um- 
stände, kann der König die LandmlUz gans oder tfaeUweise anssergewShnlich 
einberufen. 

Zu derselben Zeit ruft der König die General* Staaten zusammen, auf 
dass ein Geseti das Zusammenbleiben der Miliz» so lang es n5thig ist, an- 
ordnet. 

Art. 185. Die bei der LainJiniliz durc)i'> Laos Eingestellten kinmcn mir 
mit ihrer Zustimmung nach den Colonien und Besitzungen dieses Staates in 
andom WdttheOen gesandt werden. 

Art IM. Em Theil der Miliz kann zum Dienste inr See bestimmt 
werden auf eine durch das Gesetz festzustellende Weise. 

Für diesen Theil wird ausser anderen durch das Gesetf sn gewähren- 
de Vorlheilen eine kürzere Dienstzeit bestimmt. 

Der vorhergellende Artiliel ist auf diese Seemiliz nicht anzuwenden. 

Art 187. Alle Kosten tur die Armeecorps dieses Staates werden aas 
der Staatscasse entrichtet 

Die Einquartierungen und der Unterhalt des Kriegsvolks, die Transporte 
und liieferungen, welche fttr die Armee-Goips oder Festungen gefordert wer- 
den. k5nnen nur gegen Entschädigung, nadi den in den R^ements festge- 
stellten Sätzen, rar Last eines oder mehrerer Bewohner oder Gemeinden ge- 
bracht werden. 

Die Aussonderung für die Zeiten des Kriegs regelt das Gesetz. 
Art. 188. In den Gemeinden werden Bürgerwehren (GommuDalgarden) 
errichtet. 

Se dienen in der Zdl der Gdaia und des Kriegs zur Yeitheidigung 
des Vateriandes und m aOen Zeiten rar Aufiredithaltnng der inneren Ruhe^ 

Art m Die Starke und Einrichtung der MUii und BOrgerwchren 
weiden dnrdi das Geseti gecegdt 
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Negende HoofdstuL 
Van den Watentaat, 

Art. 190. De Koning heeft het oppertoetigt over aUes vat betrdl de& 

walerstaat« de wegen en bruggcn daarondcr bcgrcpen, sonder ondencheid ef 
de kosten daarvon worden betald uit 's Lands Jos of op eene andere wijie 
ge?onden. 

Art 191. De wet regelt bet allgeaeciie en bet bijaondere bestnnr vw 
den watentaat in den bovengemdden omTang. 

Art. 192. De ProTkctale Staaten bebben binnen bnnne proTind^a bet 
toengt op.alle wateren» bruggen, wegen, waterwerken en waterscfaappen: lij 
lijn bevoegd, onder goedkeuring des Kouings, in de bcstaande inri^ingen en 

rcglemonlon der waterschappen, btfioudens de bcpalingen der twce voorg;aande 
arlikcin, vcranderingen tc maken en nicuwe vast tc slcllen. Do hesluren de- 
zer waterschappen kunnen aaii de Staaten daartoe voordragteu doen. 

Art 139. De Staaten hebben het toerigt over alle vcrvccningen, ontgron- 
diniren, indijkinfren , droogmakerijen, mijnwerkcn, cn steengrocvcn hinnen- 
hunne provmcie, bcboudcns de bevoegdheid des Konings, om het oomiddellijk 
toezigt, daarovcr te voercu, an anderen op te Uragen. 

Tiende Hoofdstuk. 

Van het Onderwtj'e en het Ärmbesttmr, 

Art 194. Het openbaar «nderwgs is en voorwerp van de aanhondeiuk 
lorg der Regering. 

De inrigting van het openbaar onderwijs wordt , met eerfoiedignig van 
iederes godsdicnslige begrippen, door de wet geregcld. 

Er wordi overal in het Kijk van overheidswege voldoenU openbaar lager 
uuüerwijs gegeven. 

Het geren van onderwfjs is Tiij» behoodens het toeogt der oveibMilk 
en bovendien, voor zoover bet middelbar en bger onderwqs beHeft« bebou> 
dens bet onderzoek naar de bckwaamheid en ledelgldieid des onderwQsevs; 
het een ander door de wet te rcgelen. 

De koning doel van den staal der hooge-, middelbarc en lagere Scholen 
jaariijks ccn uitvoerig verslag aau de ätatcn-Gcncraal geven. 

* 

Art. 195. Het armbestuur is een onderwerp van aanhondendc zorg der 
Regering, en wordt door de wet geregeld. De Koning doet van de verrigtingwi 
dienaangaandc Jaarlijkä een uitvoerig verslag ann de Staten-Generaal geven. 

Elfde Hoofdstiik. 

Van verander tngen* 

Art 19g. £lk voorslel tot iwranderlng in, de Gfondwet w||it de voor* 
gestelde verandering uitdrukkelijk aan. De wet veridaart» dat er gnmd beilait 
om het voiatel» loo als aj het vaststelt, in overweging te nenwn* 
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Neuntes Gapitei. 
Von dem Wassersiaate (Wamrpolisei J, 

Art. 190. Der König hat die Oberaufsicht Uber Alles was den Wasser* 
Staat anbelangt, die \\>p:p imd die Brücken darunter mitbegriften, ohne l'nter- 
schied, ob dn Küsten dalUr aus der Staatskasse bezahlt, oder auf eine andere 
Weise aufgebracht werden. « 

Art. 191. GeseU regelt die allgemeiue und die besondere Verwal- 
tniig des WaasersUats in dem angezeigten Umfange. 

Art 192. Die Pioviniial*Sttnde haben in ihren Provinsen die Aufticht 
ttber alle Gewässer« BrUcken, Wege, Wasserwerke und Wassergenossenschaften: 
sie sind herpchtigt rintcr Genfhraigung des Künip:? in den bestehenden Ein- 
richtungen und Keglements der Wassergenossenschaften, unter AufrcchthaUung 
der ßesHromungcn in den z\\ei vorangpganp^enen Artikeln, Veränderungen zu 
treffen und neue Lu:bteu iesliustelleu. Die Ver^allungsvorstände dieser Was* 
seigenossenschafken kennen an die Proviniiafarontlnde Vorschläge darikber 
machen. 

Art* 193. Die Stande haben die Anfiicht iiber alle Wasserabfänge, Aus- 

hagpenmgen, Eindeichungen, Auslrocknungcn, Minenwerke und Steinbrüche 
innerhnll) ihrer Provinzen, unter Vorbehalt der Befugnisse des Königs, um die 
unmittelbare Aulsicht darüber au (Übren und an andere zu Übertragen. 

Z e Ii a t e s C a p 1 1 e 1 . 
Von dem Imlerrichisuesm und der Armenp/lege. 

Art 194 Der öflenüiche Unterricht ist ein Gegenstand der fortdaaem* 

den Fürsorge der Regierung. 

Die Einrichtung des öfTentliehen Unterrichts wird mit Inbegriff der Be* 
kenner aller Cohfessionen durch das Gesetz geregelt. 

Es wird Uberall in dem Staate von Seiten der Staatsgewalt ein genügen« 
der önenthciier Liementar-ünterricht dargeboten. 

Das £rthei]en des Unterrichls ist frei unter Vorbehalt der Aufticht der 
Obrigkeit, und ausserdem, so weit es den mittlem und Eiementar-Unterricht 
anbetrifn, unter Vorbehalt der Prüfung in Bezug auf die Angemessenheit und 
Geschicklichkeit des Lehrers: das eine und das andere ist durch das Gesets 
lu regeln 

Dri kuüig wird über (Jen /tistnnd der hohen, mittleren und niederen 
Schulen jährlich einen ausluhriichen Benclit den General-Staaten erstalten 
lassen. 

Art. 105. Die Armenverwaltung >t ein Gegenstand der forldauemdeii 

JPürsorge der Regierung und wird durch das Gesetz geregelt. Der König wird 
jährlich über die dahin schlagenden Angelegenheiten einen ausführlich^ Be- 
richt den General-Staaten erstatten lassen. 

Cllftes Gapitei. 

Von den Veränderungen in der Verfassung. 

Art. 196. Jeder Vorschlag lur Veränderung in dem Grundgesetze weist 
dte vorgeschlagene Verindenmg ausdrücklich nach. Das Gesetz erklärt, dass 
Grund zu diesem Vor<;c!ihgc vorhanden isW um denselben» so wie er vorgeschla- 
gen ist, in Erwägung zu nehmen. 

Sebelieri, VitfiMNBimrkwidw. 1 Bd. 18 
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Art. 1*^7. Na de afkondiging dexcr wet word(>n de Kamers ontbonden. 
De Dieuwe Kamecs overwegen dat voorstel en kunnen niet dan met twee 
derden der uitgebragte stemmen de aan haar, overeenkomstig voomoemde 
weU Toorgefttdde verandering auiDeneD. 

Art 196. Geene veraiideriiig in de Grondwet of in de erfopfolging mag 
gedurende een regentschap worden gemaaltL 

Art. 199. De vrrsnrjprinc^rn in dp Grondwet, door den Koning en de 
S taten- Generaai vastgesteld, worden plegtig afgekondigd m bg d« Grondwet 
gevoegd. 

Additionnele Artikelen. 

Art 1. Alle bestaande autonteitcn blijven voortduren, toldat lij door 
andere, volgens deze Grondwet, zijn vervangen. 

' Art. 2. De wet regelt de schadevergoeding, toe te kennen aan ben, die 
door of teD gevolge yen de beryiening der Grondwet, betrekkiiigen Teiiieie n » 
huD Toor htm leven opgedrag^ 

Art 3. Alle op het oogenblik der alkondiging van de ▼erandernigen in 
de Grondwet verbindende wetten, 'reglementen en besloiten worden gehend* 
hiafd, tot dat zij achtcrvolgens door andere wor^tei vervangai. 

Art. 4. De heerlijke regten, betreffende Toordragt of aanstdling VIB 
Personen tot openbare betrekkinjren, zijn afiT«*schaft. 

De opheffing der overige heerlijke rrgteii en de schadeloossteiiing der 
eigenarcn kuunen door de wct worden vaslgcjsteld en geregeld. 

Art, 5. De voorslellen: 

1*. der wet, regelende het kiesregt en de benoeming van affeetaardlgden 
ter Berste en Tweede Karaer, 

2*. ?an provinciale en gemente-wet, 
-worden voorp;edr.Ti:pn in dp ecrste zitting der Staten-Geoeraalt TOigOlde Op de 
afltondiging der veran h-ringcn in de Grondwet. 

De onLwerpen van wet, betreffen dede verantwoüidelijkheid der ministers» 
der nieuwe rcgterlijke inrigting, het ondcrwijs en armbestuur, en tot uitoefe- 
ntng van het regt van vereeniging en vergadering, worden loo mogelijk ia 
dieteirdo xitting, en in allen geval niet later dan in de daarop volgcnde, voor- 
gcfteld. 

De wptten op het bcleid der rp«»ering in de kolonien en bezittingen van 
het Rijk in andere werelddoe)en worden binnen drie jaren na de afkondigiDg 
dezer veranderingen in de Grondwet voorgedragen. 

Art t. De eente aflreding van een derde der leden van de Berste 
Kaner der Staten-Generaal lal ptaats faehben met den derden Maandag m 
September 1851; die van de helft der leden van de Tweede Kamer met deft' 
derden Maandag im September 1850; beide volgens eeä looeter, te refdea 
door de wet, in art 5. n». 1. vermeld. 

Art 1 bevat het voorloopig kies-reglement 

Voorloopig Kiesreglement 

Art 1. Na de afkcmdigjog der venmderingen in de Grandwet hoaden 
de beide Kamen der Stalen-Generaal van rogtswogft op te beitMit aal 
dag der opening der nieuwe Kamem 
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Art 197. Nach der VerkUndigong dieses Gesetzes werden die Kammern 
aa%eIöftL Die neuen Kammern prüfen diesen Vorschlag und können nur mit 
swei Drittel der ihnen angehörenden Stimmen, wenn diese mit dem vorgenaim«: 
tMd GfiMCie ttixreiiistimmffl, die voigewhlageDe Verüoderuiig annehiiMai. 

Art 18S. Keine Veiiiideniiig in dem Grondgesctie oder in der Brb-t 
folgeoninnng darf während einer Begentschafl gemacht werden. 

Art 199. Die Veränderungen in dem Grundgesetze, welche durch den 
König und die General-Staaten festgestellt werden« werden gesetilicb bekannt 
gemacht und dem Grundgesetze beigefligt 

Zusatz-Artikel 

Art 1. AUc beiteiNnden Gewalten bleiben fo lange fortdauernd, bli 

dasi durch andere in Befolgung dieses Grundgeseties erseütt werden. 

Art 2. Das Gesetz regelt die Schadloshaltung, welche denjenigen zmn- 
erkennen ist . die in Fol^e der Bestimmungen des Cnmdgesetzes fUACtionen 
verlieren, eiche ihnen für ihre Lebenszeit übertragen sind. 

Art. 3. Alle Gesetze, die im Augenblick der liekanotmacbung der Ver- 
ündertingen in dem Gmndgesetse noch Terbindliebe Kraft haben, eben lo die 
Re^ementft nnd BeichlQsse werden so lange ausgef&hrt» bis dass sie in Folge 
denetben durch andere ersetzt worden sind. 

Art 4. Die Adelsrechte, welche den Vorzug oder die AnsteUnng TOD 
Personen in öffentlichen Functionen betreffen, sind abgeschafft. 

Die Aufhebung der übrigen Adclsrecbte und die Schadloshaltung ihrer 
Inhaber werden durch ein Gesetz festgestellt und geregelt 

Art 5.. Die Gesetzesvorsf^läge : 

1) sa dem Gesetz Uber das WaUrecht und die Emennmigai d«r 
Abgeordneten zur ersten und zweiten Kammer; 

2) zu dem Provinzial- und Gemeinde-Gesetze 

werden in der ersten Sitzung der General-Staaten berathen, welche anf die 
Bakanntmachung dieser Veränderungen in dem Grundgesetze folgt. 

Die Gesetzesentwtirfe, betreffend die Verantwortlichkeit der Minister* die 
neue richterliche Organisation, den Unterricht und die Annenverwaltung und 
die Ausllbung des Rechts zor Vereinigung und Versammlung werden m9g1icbst 
in derselben Sitsong imd in jedem Fall nicht spater ds in der darauf folgen* 
den voigelegt 

Die Gesetze über die Regelung der Verwaltung in den Colonien und den 
Besitzun?:en des Staates in anderen Welttheilen werden innerhalb drei Jahre 
nach der Bekanntmachung dieser Veränderungen in dem Grundgesetze voi^elegt. 

Art 6. Der erste Austritt eines Drittels der Mitglieder der ersteü 
Kammer der General>Suaten sott am dritten Montag im September 1851 slattp 
linden; der Austritt der HUifke der Mitglieder der zweiten Kammer am 
dritten Montage im September 1850 : beide erfolgen nach einem Begister« wel^ 
dies nach dem Geset?e im Art. r>, ]Vr 1. zu ordnen ist 

Art. 7. umfiisst das vorläufige Wabl-fteglemenU 

Vorläufiges Wahlreglement 

Art 1. Nach der Belmnnimachung der Veränderungen in dem Grund- 
gesetze hören die beiden Kammern der General-Sfaaten von Rechts W^^enauf 
sn besteben mit dem Tage der Juröffinang der neuen Kammern. 
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De Koning bepaall het tijdstip dier opcning. 

Tot aan dien tijd blijven de eerslgenoemde Kamers besUan en hare opt* 
' Hing voor dit jaar bepaald op den derden Maandag in October. 

De a(k<HHligiiig woidt getcfat te hebben platU gehad op dtn dag der 
dCgifta Tani het SUuüMaät «aarin dens ?eranderingeii ajn opgeDomen. 

Art 2. De leden der nienwe Tweede Kamer worden gekonn tan ge- 
Ule van 68, door kiesvergaderingcn, bcstaande: 

a. uit hen, die in de Steden, volgens de reglemenlen voor het besluur 
der Steden, zoo als dczc op.icdere plaats in werking zijn, de vcreischten be- 
zitten» offl tot kiezers te worden benoemd, met dien verstände, dat beC TCf> 
eiscbte betattiogs-bedrag te Amsterdam tot / 160 wordt Terminderd» en le 
Hindelopen, TIst, Sloten en Stavoren tot op ^ 20 wordt Terboogd; 

h. uit hen, die ten platten lande, volgens de reglementen op de zameo- 
Stelling der Staten in de provincien, zoo als deze op iedere plaats in werking 
ajn, stcmgeregtigd zijn, met dien verstände» dat bet vereischte belastings-be* 
drag wordt verhoogd: 
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Geene redenen van nitsluiting komen in aanmerlcing, dan die in art I 
der reglementen voor bet bestnnr der Steden en in art 21 der reglcmnUtt 
omtrent de samenstelliDg der Staten van de provindSn i|jn vastgesteid. 

Art. 3. Terstond na de in art 1 vermelde afkondiging houden de booF* 
den der plaatselijke besturen zieh bezig met het opmaken der lijsten van de 
in art 2 omechreven kicsgeregtigden. Zij doen die lijsten vö6r den ISden 
dag na gezegde afkondiging ter inzagc van het publiek leggen. 

Art 4. Binnen acht dagen na de kennisgeving dat de lijsten ter iniage 
lijn gclegd. dienen de ingezetenen bunne bezwaren in gescbrift, vrij van zqel, 
aan bet plaatselijk bestour in. 

Art 5. Over deze bexwaren en [de juistbeid der lijsten in het algemeea 
wordt door den stedelyken of gemeenteraad ten spoedigste beslisi De Ifjilen 
worden v66r den veertigsten dag na de afkondiging, in art 1 vermeld, geslotan 
en op nieuw ter algemene kennisneming gelegd, met bekendmaking daarvan. 

Art. 6. Elke provindel woordt door Gedeputeerde Staten verdeeld in 
rooveel hoofd-kiesdi&tricten, als de bevoUoog bet getal van nagenoeg 45^000 
malen bevat, te welen: 



V Es betragen 20 /T. ^ lIV, Thlr. Preuss.; 30 Fl. 9f 17% -lUr.» 
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Der Konig bestimmt den Zeilpunkt dieser Eröffnung. 

Bis zu diesem Zeiträume bleiben die erstgenanaten Kammern bestehen, 
and ihre EHSUhung ist Ar dieses Jabr auf den dritten Montag im October 
festgeseUt* 

Die Bekanntmachung wird gerechnet ihre Verbindlicbkdt su haben von 
dem Tage der Ausgabe desStaatsblattes (Staatsfakd), in welchem diese Ver- 
'änderungen aufgenommen sind 

Art. 2. Die Mitglieder der neuen zweiten Kammer werden in der Zahl 
von 68 gewählt, durch Wahlversammlungen, welche besteben: 

a) ans denjenigen , die in den Stedten gemäss den Reglements für die 
Verwaitong der Slftdte, so weit diese in jedm Orte in Gidtigkeit sind» <ie 
Forderungen erfüllen, um zu Wählern genommen zu werden, mit der Bedin- 
gung, dass das geforderte Besteuerungs-Quantum in Amsterdam auf 160 Gul- 
den herabgesetzt und su Hinddopen, Ylst, Sloten und Stavoren auf 20 Gulden 
erhöbt wird; 

b) aus denjenigen, welche auf dem platten Lande, gemäss den Kegie- 
menti fttr die Bildung der Provinsial-Stände, soweit diese in Jedem Orte ia 
Gttlti^t sindt stimmberecfaligt sind, mit der Bedingung^ dam da^ geforderte 
Beüeaeningi-QnanUni erhöht wird: 
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Keine andt rn Gründe zur Ausschlirssung kommen in Anwendung, als 
die weiche im Art. 3. der Reglements für die Verwaltung der Städte und im 
ArL 21. der ReglemenU für die Bfldnng der PiwrinsiatSiände ftstgestdllsind. 

Art. 3. Sogleich nach der im ArL 1. angezeigten Bekmntmsffhong be- 
sdiiiligen sich die Vorstände der Ortscbafks- Verwiltnngcn mit dem Anfivligaa 
der UÜen der im Art 2 vorgeschriebenen Wahlberechtigten. Sie legen die 
Listen am fünfzehnten Tage nach der angeieigten Belumntmaebang sor Bin« 
sidkt fDr das Publikum vor. 

Art. 4. Inneriialb acht Tage nach der Kenntnissnabmc, dass die Listen 
zur Einsicht vorgelegt sind, kunnen die Einwohner ihre schriftlichen stempel- 
freien Beschwerden darüber an die Ortschafts- Verwaltung einreichen. 

ArL 5. Leber diese Beschwerden und die Richtigkeit der Listen im 
Allgemeinen wird durch den Stadt- oder Gemeindo-Ralh- anf das scUfiinigste 
cntsehieden. Die Listen werden am Tiersigstcn Tage nach der Bekamilmaefamig» 

die in Art L erwähnt ist, geschlossen und aufs neue zur allgemeinen Keälit- 
niisbahme ausgelegt, indem man darüber eine Bekanntmachung erlässL 

Art 6. Jede Provinz wird von den ständischen Aiuschfissen in so viele 
Haupt- Wahlbezirke getheilt, als ihre fievölkeniogsansaU soUlie xu je 49^000 
Seelen umfasst, das beisst: 
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Jfoordbrabant 9 

Gelderland 8 

Znidholland .......... 13. 

Noordbolland iO, 

Seeland . 4 

ülrcrht 3 

Friesland 5 

Overijssel * ... 5 

Groningen 4 

Drenlhe .2 

Limbug ^ 

68 

De Gedeputeerde Steten loninen, ten grieve der Ineien» onder-Iäesdi- 
itrieten en derulver boofdplaatsen aanwijzen. Het openeoi der stembiQetten 
geschiedt echter allecn in de eveneens door Gedeputeerde Stelen aan te w^jien 
iMoidplaaUen der hoofd-kiesdisirkten* 

Art 7. De stedelijke en gemeente-besturcn renden binnen 24 uren af- 
schrift der gcsloten lijsten, zoo aan het bestour der hoofdplaats van bei houfd- 
kiesdislrict, als aan dat der boofdplaaU ?aQ het onder-kie&district waarm huoue 
gemeenten gelegen zijn. 

Art. 6. De kiezers-vergaderiogeo wurden, na voorafgaande oproeping 
der kieiers , gehenden in de hoofdi^utsen der hoofd-ldeadMlrieten vö^r den 
SOitett d^i na de afteodiguig. in art 1. Tenneld, behondcns het bepiilde 
bei 2de lid van art- 6. 

Art. 9. Elk kiezer ontvant^t , nevcns ?:ijn hrief van oproeping , twee 
stembiljelten ter invuliing, \> a,irop het Kgei van de hoofdplaats vanhetboofd- 
of onder-kiesdistrict Staat afgedrukt. 

Art. 10. Het hoofd van het plaatselijk besluur, of die bem, volgens de 
reglementen» vervangt, is voorzilter der vergadering. 

De twee jongste leden van den stedelijken of gemeenteraad i^jn stem- 
opneniers ; beiden tedcen<m de nam«i op van elken ideier die een fünbiljet 
in de bus komt doen. In de hoofd-kiesdistrieten teefcenen aj borendicn b^ 
bei ledigen der bris de iiifgehritrtn ?!pmnfien op. 

De oorspronkeiijke lijsten der kiezers die in de onder-kiesdistricten hunne 
stembliijette in de bus hebben gedaan, worden door de hoofden der plaatse- 
lijke beitnnren onverwijld met de gesloten stembossen aan den voonillir der 
vcigadering in het boofil-kieidbtrict opgeconden. 

Art» 11» Er zijn twee stembussen, eene voor de verkiezing van leden 
der Tweede, de andere voor die van eandidaten voor de Eerste Kammer. 

Art i2. Elk kiezer brengt zijne stem uiL op een afgevaardigde voor de 
Tweede» een twee eandidaten voor de Eerste Kamer. 

Art 13. Om tot lid der Tweede Kamer vcrkiesbar le zijn, word allecn 
dat Ben Hederfandcr» in het volle genol der burgerlijke ea bnigBr* 
MfeifiNglen 9j, en den ondeniom vm deriig jaren bebbe vetvnld. 

Art. 14. Tot de verkiesbaarheid als lid der Eerste Kamer worden de> 
»Me vereiscihten geferderd , die in bet voorgaand^ Artikel »jn «pfeDvend» 
«n daar te bovea dat men behoore tot de boopt aangedagenen in ie t#Mär 
lecto belaitingen. 
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Die ständischen Ausschüsse können zur Erleichterung der Wähler Un« 
|cr*Wali]bciirke in den Hanptortscinfteii dtitadben dDriditen. 

BasOefftaen der Stinmuettet gefdiieht allem in den Jedesmal von den sCIndi- 
when Anssehlissen aniQwdseDden Bauptortscfaaften der Haopt-Wahlbeiiiitt. 

ArL 1. Die städtischen und Gemeinde- Verwaltungen senden innerhalb 
24 Standen eine Abschrift der geschlossenen Listen, sowohl an die Verwaltung 
des Hauptortes dieses Raupt- Wahlbezirks, als auch an den Haaptort des Un- 
ter-Wahlbezirks, in welchem ihre Gemeinden gelegen sind. 

ArL 8. Die Wahlversammlungen worden, nach vorangegangener Auffor- 
derung der Wähler, in den Hauptorlschaflen der Haupt-Wahl bezirke an dem 
fünfzigsten Tage nach der Bekanntmachung, die im Art 1 erwähnt ist, gehal- 
ten, indem man die Bestimmungen des zweiten Satzes im Art. 6 befolgt. 

Art 9. Jeder WIbler empfängt neben seinem AntTorderungsscfareiben 
,fwei Stimmzettel zur Ausfüllung, aufweichen dasSiegd des Binptortes seines 
Hanpt- oder Unter-Wahlbezirkes abgedruckt ist. 

Art. 10. Der Chef der Ortschafts- Verwaltung, oder der, w elcher gemäss 
den Reglements seine Stelle vertritt, ist der Vorsitzer in der Versammlung. 

Die zwei jüngsten Mitglieder des Stadt- oder Gemeinderaths sind die 
Abnehmer der Stimmzettel; beide zeichnen die Namen eines jeden Wählers 
auC der zur üme Itömmt, um einen* Stimmzettel in dieselbe hineinzulegen. 

In den Haupt- Wahlbezirken zeichnen sie ausserdem nach dem Aus- 
sehfltlen der Urne die abg^ebenen Stimmen auf. 

Die Originallisten der Wühler, welche in den Unter- Wahlbezirken ihre 
Stimmzettel in die Urne geworfen haben, werden durch die Chefs der Ort- 
schafts-Verwaltungcn unverweiit mit den verschlossenen Wahlurnen an den 
Vorsitzer der Versammlung in dem Haupt- Wahlbezirk abgesandt. 

ArL 11. Es sind zwei Wahlumoi^ die eine lor Wahl der Mitglieder 
der iwiiten Kammer, die andere för die Caadidatmi zur ersten Kammer. 

Art 12. Jeder Wühler giebt seine Stimme ab für einen Abgeordaetin 
znr SWeiten und für zwei Candidaten zur ersten Kammer. 

Art. 13. Um als Mitglied zur zweiten Kammer wählbar zu sein, wird 
allein erfordert, dass man Niederländer ist, sich in dem voUeu Genüsse der 
staatsbürgerlichen und gemcindebürgerlichea Rechte befiudet und das Alter 
v«i dreinig Jahren zurückgelegt hat 

Art 14 Znr Wählbarkeit als llilglied der ersten Kammer werden die. 
selben Bedingungen erfordert, die in dem vorhergehenden Artikel aufgenommen 
sind, und dazu noch ausserdem, dass man i4 den höchst Besteuerten bei den 
directen Stenern des Staates gehöre 
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Het getal dezer hoogst aangeslagenen waarait rij worden gekozen, woidt 

in elke provincie z66 bepaald, dat op ridcre drie dnirnnd zirlcn ör'n, die tereOB 
de voornoemde vereischtcn bczit om lid dezcr Kann r U- zijn, vcrkicshaar is. 

ArL 15. De ambtcnaar die en een boofd-kicsdistria ter veridezing voor- 

zi^ 18 in dat district niet verkiesbaar. 

Art. 16. Fn rlke provincie houden de (ledeputeerde Slaten zieh, ler- 
slond ua de aikoiidigiug der veranderingen in de Groodwet, bezig inet het 
opmaken van de Ujst van beu, die, mr artikel 14, tot afgevaardigden der 
Eente Kamer rerldasbaar tgiL 

Art, 17. De Igst wordt bij aftdirift in alle sieden boofdplaatsen vin 
Idesdistricten der provincie gedorende acht dagen ter visie gelegd. 

Art. 18. Bezwaren legen de lijst moeten binnen acbt dagen in gecbiift 

vrq van zegel, aan de Gedeputeerde Staten zijn ingediend. 

Art. 19. De Gedeputeerde Staten, de lijsl na onderzock der bezwaren, 
ZOO als zij zuUen vinden te behooren, hebbcndc verbeterd, sluilcn die voor 
den vijflienden dag na afloop van den termijn, in bei vorige artikel bcpa.ill. 

Zij brengen de geslolen lijst terstond door middel van het proviadaai 
blad of een openbaar nieuiwspapier ter Icennis van bet publlek. 

Afechrift daarvan lenden zij onverwijid aan den Minister van Binnen- 
land sehe Zeiten, die dezdve in de Nederlandscbe Staats -Courant*) doet 
plaatsen. 

Art 20. Na afloop der stem-opneming worden de beide processen-ver- 
baal» slaande de vprga(i< i itifz. oppomaakt, en, na voorlezing door den voor- 
litter, met twec stem-opneoiers gctcekcad. 

Zij beheizen: 

l«. de namen der kiezers, die gestemd bebben; 

2*. de namen der penooen, op wie stemmen xijnuitgebragt en bet getal 

der op ieder u Ii gebragte stemmen. 

De tegenwoordig zijndc kiezers können besloiten dat aliecn het tweede 
gedeelte zal worden vüorgelezen. 

Art. 21. Afschrifl van elk proces- verbaal wordt aanslonds ter inzage 
geiegd der ingezelenen, en het uur^proukeltjke, met de slembiljetten, verzegeld, 
binnen vier en twintig uren aan de Gedeputeerde Staten der provincie ge- 
Sonden. 

De namen van hen, die in elk hoofd-kiesdistrict zijn gekozen en het gl* 
tal stemmen op hen uilgcbragl, worden door de Gedeputeerde Staten in een 
afzonderlijk proces-verbaal voor elke Kamer verzameld en zoo spoedig mogo- 
Igk openbaar gemaakt. 

Art, Voor de benoeniing tot afgcvaardlgde of caodidaat WOrdt de 
volstrekte meederhcid der uitgcbragte stemmen gevorderd. 

Art. 24. Bijaldien voor het lidmaatschap der Tweede, of het candidat»- 
chap der Eerste Kamer, niemand bij de eerste stimming de volstidcte mm^ 
heid heeft erlangd, vordt oomiddellijk voor iedere kenve een dnbbeUal üfffh 
maakt, bestaande uit de beide persooen, die bet grootste aantd siMMi 

bebben verworven. 

Zijn bij de eerste stemming de beide plnatsen voor het candidaatscliap 
der Eerste Kamer onvervuld gebleven, zoo worden van de vier personeü» -die 

*) Die offinitlU StaaUxeiiuny. * 
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. • Die Anzahl dieser hScsbsl Besteuerteiii aus welcber jene Gandidaten ge- 
wShlt werden sollent wird Ittr jede Provinz jso fesigeslellt, dass auf jede driei- 
tausend Seelen einer wahlbar ist, der dacu die vorbergenannlen Bedingungen 
erfüllt, um "Mitclied dieser Kammer sein zu können. 

Art. 16. Der Beamte, welcher in einem Haupt -VN'ahlhezirke bei der 
Wahlhandlung den Vorsilz fiihrl, ist in diesem Bezirke nicht wählbar. 

Art. 16. in jeder l'ruvinz hüben die ständischen Ausschüsse gleich nach 
der Bekanntmachung der Veränderungen in dem Gnindgeseixe steh mit der 
Anfstellung einer Liste desjenigen zu beschalligen, welche gemäss dem Art. 14 
zu den Abgeordneten der ersten Kammer wählbar sind. 

Art. 17. Die Liste wird iiiAbsehrift in allen Städten und llauptplätzen 
der Wahlbezi rkr r Provinz während acht Tage zur Ansicht ausgelegt, 

Art. 18, ii('sih\\ erden in Bezug auf diese Listen müssen innerhalb acht 
Tagen in schriillichcn stcmpelfrcieu Eingaben au die ständischen Ausschüsse 
eingesandt werden. 

Art 19. Die stilndiscben Ausschfisse schliessen die Liste, nach Unter* 
sucbung der Beschwerden und nachdem sie die fiir gehörig befundenen ver- 
bessert haben, am fünfzehnten Tagenach Ablauf des im Vorangehenden Artikel 
bestimmten Termins. 

Sie bringen die j^e^rhi xsenc iJsle sofort vermittelst des Provinziaibialtes 
oder einer öffenliichen i^tociamation zur Kennlniss des Pubiicums. 

Eine Abscbrifl derselben senden sie ungesäumt an den Minister der 
iiMieren Angelegenheiten, welcher dieselbe in den Niederländischen Staats* 
Coi|^anl einrücken lässt. 

Art. 20. Nach Beendigung der Aufzeichnung der Wahlstimmen werden 
die beiden Protoroüi^ wrihrend der Wahlversammlung ahgelasst, und nach 
ihrer Vorlesutig durch den \ orsitzcr von zwei Abnehmern der Wahlzettel 
unterzeichnet: 

Sie enthalten: 

1". die Namen der Wähler, welche ihre Stimmen abgegeben haben; 

2*. die Namen der Personen, aufweiche die Stimmen gefallen sind und 
die Zahl der aut jede gefallenen Stimmen. 

Die anwesenden \\ ähler künnen den Beschluss fassen, dass allein die 
zweite vertheilte Zahl vorgelesen werden «oll. 

Art. 2L Eine Abschrill jedes J'rolücoHs wird sogleicli zu der Rcgistra- 
tur des Bezirksorles gelegt, und das Original wird mit den Wahlzetteln versie- 
g^Il in vierundzwanzig Stunden an die ständischen Aosadittsse'der Provinzen 
gesandt. 

Art. 22. Die Namen derjenigen, welche in jedem l^upt-Wahlbezirkp 
gewählt sind, und die Zahl der auf bie gefallenen Stimmen werden durch die 
ständischen Ausschüsse in einem besonderen l'rolocolle iär jede Kammer ge- 
sammelt und so vchnol! als rn(jglich bekannt gimacbt. 

Art. Zur Wahl eines Abgeordneten oder Gandidaten wird die ab- 
solute Mehrheit <der abgegebenen Stimmen erlordert. 

, ArU 34. Sollte zur Mitgliedschaft der zweiten Kammer oder zur Candl- 
datur für die erste Kammer bei der ersten Abstimmung Niemand die absoluta 
Mehrheit der Stimmen erlangt haben, so w ird unmittelbar filr jede Wahl eine 
doppelte Zahl genommen, bestehend aus den beiden Personen» welche die 
^r^te Zahl der Stimmen erworben haben. 

Sind bei der ersten Abstimmung die bcfden Stellen fdr die Candidatur 
*JMt ÜarQOier unbesetzt |;ebli^b^ß« $9 wer^^ii vua Ui^u v^cf Pefäpiit^^ 

18* 
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het grootstc aantal stemmen hcbben vcrworven« de eerste en derde op bei 
ecne, de tweedc cd Vierde op het andere dubbeltal gebrägU 

Tot de op de dubeltallen gebragte personen bepaalt ndi de kerne der 
aanwezige kicsgercgiigden. 

Bij gelijkheid van stemmen is de oudste in jaren bencemd* 

Art. 25 Ilij, die lot lid der Tweede Kamer is verkozcn, ontvangt van 
de Gcdcpiitccrdo Staten ecn door den Voorzitlcr getookcnd uillreksel vao het 
in art. 2ü hcdüdde proces-verbaal, waaruit van zijne vcrkiezing blijkt. 

Dit uillreksel is de gcluof^brief van den afgevaardigde, waarnevens hij 
aan de Kamer overlegt: 

1*. ecn uitlreksel uit de registers van geboorte, of, bij gemis» eene acte 
van bekendheid. waaruit tljd cn plaats lijner geboorte blijken; 

2". eene door hem zelven af te geven verldarii^ vomeldende alle opeih 
bare belrekklngen die hij bekleedt, 

Art. 26 De gokozcne voor de Tweede Kamer, niet genegen om de be* 
noeming aan le ncincri, geefl daarvan ten spoedigste kennis aan de Gedepu- 
tecrdc Stalcn, die de plaatselijke besturcn van het boofd-kiesdislrict gelasten» 
binnen den' kortst mogelljken tijd eene nieuwe verkiezing te doen plaats 
hebben. 

Art. 27. Hij. die in meer dan ^^n hoofd-kiesdistrict tot fid derTwMde 

Kamer is geknzcn, verklaart, dadeljik na onlvangst van het in art. 23 beducMa 
uillreksel, schrifielijk aan de Gedeputeerde Staten, welke dier benoemingHi 

hij aanneemt. • 

De Gedepufecrde Statcn ncnicn liicrop, voor de andere plaats ofplaatsen« 
gelijken maalregel als in het geval van het voorgaande artikel. 

Art. 28. De processen-verbaal der verkiczingen van de eandidaten voor 
het lidmaalschap der Errsle Kamer worden onmiddcllijk door de GedepU' 
teerde Staten aan den Minisler van Biunenlandscbc Zaken ingezonden» die 
dezdve den Koning aanbiedl. * 

De Koning kiest uit die eandidaten 39 leden der Eerste Kamer. 

Art. 29. De door den Koning gekozene leden der Eerste Kamer ont- 
vangen van de Gedeputeerde Staten der provincie, in welke zij tot eandidaten 
werden vcrkozen, ieder gelijk uittreksel als in het eerste gedeelte van arL 25^ 
is venneld, om, benevcns hetbesIuitdesKonings, vraarbij zij zijngekonn» iot 
tot gcloofsbrlel* te slrekken. 

Zij leggen daarbij aan de Eerste Kamer over golijkc stukkcn, als onde^' 
tt*. 1 en 2 van het laatsle gedeelte van dalzelfde arU '^ö worden gevoiderd^ 

Art. 90. Indien een of meer gekofen leden der Eente Kamer .d^|.^ 

noeming niet aanvaardcn of bevonden worden de wettelijke vereisditen niet n 



bezitten, kiest <ic Koninij; nndr-ro in hunne plaats» uit dezelfde fOOlda|^||fc' 

candidalen, in het Norig arlikel vermeld. ' 'T 

Art. 31. Voor de opening der Eerste Kamer van de Staten- Generasd 
henocmt de Koning baren voorzitter. 

Bij het opcnen der Tweede Kamer^ bekleedt de oudste van jaren den 
voonitterstoeL 

In beide Kamers benoemen de voorritters drie tmuMto, -A* v|£ki dilaw 
leden, tot ondcrzoek der gdoofsbrieven. Na afloop van dbt onderzod^ 
Tweede Kamer, altbana toovecl het wnde^ iiititel' wetM tf£<^ 
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welche die grösste Zahl der Stimmen erworben haben» die erste nnd drttte* 
auf die eine, die zweite und die vierte auf die andere Doppelwaht gebracht. 

Zu den auf die Doppeiwablen gebrachleD Personen bestimmt sich die 
Wahl der anwesenden Wahlberechtigten. 

Bei Gldchhett der Stimmen ist der älteste an Jahren gewählt. 

Art 25. Den^Digc^ welcher cum Mitglied der zweiten Kammer erwShlt 
ist, empfingt von den sUndisdien Ausschüssen einen von dem Vorsitter unter- 
zeichneten Auszug aus dem im Art. 20 erwlbnteu ProtocoU,aus welchem seine 
Wahl henorgfht. 

Dieser Auszug ist die Beglaubigung für den Abgeordneten, neben wel* 
eher er der Kammer no }] übergiebt: 

1'. einen Auszug aus den Geburls-Uegisterii. uder wenn diese fehlen, 
eine Belcennlnissade, ans welcher die Zeit und der Ort seiner Geburt her- 
foigehen; 

2°. eine von dem Abgeordneten selbst abnigebende firldanrng, weldie 

alle öfTcntlicho Functionen angiebt, die er ausübt. 

Art. 2f). Wenn der für die zweite Kammer Erwählte nicht geneigt ist, 
die Wahl anzunehmen, so giobt er davon auf das schnellste den sliändischen 
Ausschüssen Kenntniss, weiche die Orts- Verwaltungen der Haupt- Wahlbezirke 
auffordern, innerhalb des möglichst kürzesten Zeitraums eine neue Wahl zu 
veranslaltett. 

Art. 27. Deijenige, welcher in mehr als einem Haupt- Wahlbezirke zum ' 

Mitgliede der zweiten Kammer erwählt ist« erklärt gleich nach dem Empfange 
des im Art. -25 orwfihnien Ansrngs sehrifUlcfa an die ständischen AusschOsseb 
welche von (irn Wahlen er annimmt. 

JJie ständischen Ausschüsse treffen hierauf für den abgelehnten Ort oder 
abgelehnte mehrere Orlschaiien dieselben Maassregeln, a{s, in dem Falle des 
vorhergehenden Artikels festgesetzt sind. 

Art. 28. Die Wahl-Protocolle flir die Candidaten zur Hllgliedschaft der ' 
ersten Kammer werden unmittelbar durch die ständischen Ausschüsse .m den 
Minister der inneren Angelegenheiten abgesandt» welche derselbe dem Könige 
Überreicht 

, Der König wählt aus den f an Jid i'r n :>(> Mitglieder der or«.ten Kammer. 

Art. 29. Die durch den König erwaidten Mitglieder der ersten K.jmraer 
emplangen von den ständischen Ausschüssen der Provinzen, in welchen sie zn 
Candidaten erwählt sind, einen gleichen Auszug, wie den Jm ersten Satze des 
Art. 25 erwähnten, um denselben neben dem Beschlösse des Königs über ihre 
Wahl als ihren Beglaubigui^isbrief zu gebrauchen. 

Sie legen daneben der ersten Kammer gleiche Pnpiere vor, wie unter 
Nr. 1 und Nr. 2 des letzten Satzes des Art. 25 {!;eforderl werden. 

Art. 30. Sollte einer oder mehrere der gewählten Mitglieder diq Wahl 
nicht annehmen oder nicht die gesetzlichen Forderungen erfiillen, so wählt 
der König andere in ihre Stelle aus derselben vorgelegten Candidatenibte» die 
in dem vorangehenden Artikel angelQhrt ist. 

Art 31. Vor der Eröffnung der ersten Kammer der General- Staaten, 
ernennt der König ihren Präsidenten. 

Bei der Er: !Tnung der zweiten Kammer nimmt das an Jahren älteste 
Mitglied den Prä i*lt niensluhl ein. 

In beiden kaoimern ernennen die Präsidenten drei Ausschüsse, jeden 
aus drei Milgliedernt zur Prüfung der Beglaubigungs-Docnmente. Nach Erle- 
digung dieser Prüfung in der zweiten Kammer und nachdon in Folge der* . 
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bragt, ma.ilft dczr* Kamer. ttit de tnf-j,'pI,itrno jifttcv.-iardigdon ranipngpslcld, 
eene lijst op van rlrie leden, aan den Kooing ler bcnoeming van hären voor- 
. ziUer aan te biedcti 

Beide Kamers houd( n /ich', lotdat zij nieuwe bepalingen hebben vast- 
gesteld, aan de laaUt vu^^lgcsieldc reglemcnlcn van orde der vorige Kamers. 

Art. 32. Aan Gcdopulef^rde Slaten der onderscheidene provincien wordt 
overgelaten alle zoodanigp maatrogelcn tc nemen, als tot de rigligc uilvoering 
van dit vuorloopig kiusregleroent vercischt worden, en alle oprijzende ges»chiUeo 
/ of bezwaren te besiissen. 



Diese gegenwärtig für das Königreich der Niederlande in Krall 
^haKeiie Verfassung ist in den seit dieser Zeit gehaltenen zwei Ses- 
sionen der beiden Kammern vervollständ^ worden, wie dies in den 
2usatz-Artikeln2Q diesem Grundgesetze In Aussicht gestellt ist« A.ber 
noch nicht alle dort bezeichneten Gegenstände sind durch die Arbeiten der 
gesetzgebenden Gewalt festgestellt In diesem Jahre (1850) wurde a'ae 
aussserordentliche Session beider vereinigten Kammern fär die* 
fierathung der beiden Gesetzentwürfe äber die Regentschaft und Vor- 
mundschaft im Falle der Unmündigkeit des Thronfolgers zusammen* 
berufen» Der erste wurde von den vereinigten General «Staaten an- 
genommen, der zweite aber über die Vormundschaft mit 59 Stimmen 
gegen 21 verworfen, - worauf diese ausserordentliche Session am 19. 
Jpli ISöO 'geschlossen wurde, ohne eine weitere Arbelt zur Beendi- 
jgung der nach dem Anhange zum Grundgesetze noch übrig bleiben- 
-den Aufgaben zu übernehmen. 



Das Grossherzogthum Luxemburg hatte, wie ich bereits 
obenS* 218 und 222 — 23 angeführt hnbe , eine eigene ständische Ver- 
fassung^ am 12. Octobcr 1841 erhalten*), von der es am Eingänge 
heisst, dass sie mit den Statuten des DeMtschen Landes im Kinklange 
steht Sie umfasst in vierCapiteln 52 Artikel; das Material der Copitel 
ist folgendcrmanssen vertheilt: 1) von der Bildung der Stände, ihren Ver- 
sammlungen und der Weise ihrer Berathungen; 2) von den Befugnissen 
der Stände; 3) von dem Regierongs -Conscil, dem Gouverneur und dem 
Goneral-Secreläri 4) allgemeine Bestimmungen. Es wurde nach der- 
selben nur eine Kammer «gebildet aus geborenen oder naturafi- 
sirten Luxemburgern, die von den in den Cantonen sesshaften und 
mindestens 10 Flor, an direkten Steuern zahlenden Bewohnern ge- 



V Vollständig cUtgeilruckt in der Preussisehen Staats- Zeitung 
Nw. 1841, iVo. m 
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tfätoDohne Ausstellung hinlangticbMitKtieder aberkannt silidt dMcht di^fe aus 
den zugelassenen Mitgliedern gebildete Karomer eine Liste von drei llit|(lie* 

dmi» urodiose dorn Kimige anir Wahl ihres Präsidenten zu überreichen. 

Beide K jiiirnein hallen sich, bis dass neue Bestimmungen festgesetzt 
sind, an den zuletzt festgestellten GeschäftsordnuDgen der vorhergegangenen 
Kammern. 

Art as. Den ständischen Ausschassen der ▼erscbiedenen Pratinaen wird 
es überlassen, alle'nStbigen Haassregeln in treffen, welche inr richtigen Ana- 
führang dieses vorläufigeB Wahl- Reglements erforderlich sein sollten, und alle 
dabei vorkommende Streitigkeiten oder Beschwerden an entscheiden. 



wählt wurden. Das Alter für die Wahler und Gewählten war das 
zurückgelegte fünf und zwanzigste Jahr. Auf je 5000 Seelen wurde 
ein Abgeordneter auf sechs Jahre gewälilt. Die Versammlungen soll- 
ten jährlich um ersten Dienstage im .lum uii dem Sitzorte der Ver- 
waltung des Grossherzogthums erötfhet werden und in der Regel 
nicht über fünfzehn Tage dauern; der Vorsitz war für immer dem 
Gouverneur Leslinmil, der an der Spitze eiiies Kegierungs-Conseils 
aus vier Mitgliedern die execiitiv«' (jcwalt ausübte, aber nicht das 
Recht besnss, eine Stimme in der Sliindc -^ ersanimiung abzugeben. 
Die Zustimmung der M;iade war für jede legislative Verfügung 
mit Einschluss des Staatsbudgets erforderlich. 

Diese Verfassung blieb sechs Jahre in Ausübung, bis dass die Fe» 
Irunrf reignissejim J. 1848 im benachbarten und durch vielfache Verhält- 
nisse mit dem Grossherzogtbume enge verbundenen Frankreich die Unzu- 
friedenheit der Luxemburger mit ihren zu knapp zugemessenen Freiheiten 
rasch ste^rte, und ein allgemeines Begehren nach der Umgestaltung 
der Verfassung im Lande hervorrief. Die Niederländische Regierung gab 
tinter den damaligen Zuständen der Aufregung und Unsicherheit au* 
lienblicklicb nach , indem sie nach dem Art 52 der ständischen Ver- 
fassung Tom 12. October 1841 eine ausserordentliche Versammlung 
m doppelter Anzahl der Stande nach Luxemburg zusanimenberle^ 
tm die Verlbssung vollsländig nach den an der fruhi&ren gemachCen 
Erfahrungen und den Anforderungen der Zellverbältnfsse umsnarbei- 
ten. Im April 1848 war diese Versammlung eröflhet» und hatte b 
Ihrer Sitzung am 27. April eine Central -Seclion mit der Enlwerfung 
des neuen Grundgesetzes beauftragt In wenigen Wochen hatte sie 
Ihren Auftrag erfüllt und legte die neue Verfassung in 127 Artikeln 
den Ständen tot*). Im Mai und Juni gingen die Debatten über die 



*yl ProJet de laScction centrale des Etats: Constitution, Luxemburg Fol. 
md iff ünM^en Rapport» UuiO» Ühtr den ganxm Entmrf, thHls über 4i$ 
hMiüdm VivhäMiUt gMchfaüt iMstmbwg Fol. 
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einzeliien Artikel vor, die im Wesentlichen sehr wenig veränderten*)» 
und am 23. Juni 184S mit der Annahme der ganzen Verfassung ihr 
Ziel fanden. Da die damaligen politischen Zustande den König Wil- 
helm II. abhielten selbst nach Luxemburg zur Beschwörung der Ver- 
fassung zu kommen, so wurde eine Deputation von neun Mitgliedern 
der Stande nach dem Haag abgeschickt» vor welcher der König^ 
nachdem er am Juli die Verfassungs- Urkunde sanctiomrt hatte, 
den folgenden Tag darauf den Eid auf die Verfassung in folgendet 
Form ablegte. ?<{achdem der Director der Luxemburgischen Staats* 
Ganzelei die Formel vorgelesen: «ich schwöre die Verfiissung und die 
Gesetze des Grossherzogthums Luxemburg zu befolgen, dieUnabhan- 



ConstltattanduOraiidl-Diicli^ de 
IiOxeiiilHiiirg'. 

Du 9. Juiiiet im 

Nons GOILLAUMB II, par la grün de Dien, Roi des Fayi*Bas, Prinoe 
d'Orange-Nassau, Grand-Doe de Lozembourg, etc., etc., ^ 

Avons, de cominsn accord avec YAmmblit de^filati, r^miis en norobre 

dooblcb eonformtfmetit k l'artiele 93 de !a Cooslilution d*£tats» do 12 octobre 

1641, arr^ et arrötons les dispositioiis suivantes qui fiMmemiit h GooslitDtkm 

da Grand-Ducbc de Luxembourg. 
* 

Chapitre I". 

Du Territoire et du Roi Grand-Duc. 

Art 1. Le Grand-Docb^ de Luxeroboarg forme on Etat ind^pendanl, 
iodlvislble et inalidnable; il Uai partie de la CofMeralion Gennaniqae» d'apris 
les traitäs existanls; les cbangements qui pourraient Mre faits k oes trail^ 
t leront aoomis ä rapprotiatipn de la Chambre. 

Art 2. Les limites et cbefe-llenx des arrondissemeats jndiciaires ou 
admiiilslratifs, des cantons et des communes ne peuvent 6lre dumgös qa'en 
>ertb d^one loi. 

Art. 3. Les ponvoirs coosiitutionnels do Roi Gnind-Dnc tont b^redi- 
taires dans la famille de Sa Hajest^ Guillaome II, Fr^'d^ric-Georges-Loui!^ 
Printe d'Olrange-Nassau, Roi des Pa]^Bas, Grand-Doc de Luxembouitir, oon- 
formiment au pacte de la Uaison .de Nassan da 2Kk juin 1783» et k Tart» 71 
do Xtm de Vienne da 9 jatn 1815. 



V Nach etiler iorgfititigen Vergltichung der mir vorlieg$ndm ddm^ 

stucke. 
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gigkeit und Integrität des Landes zu wahren*; fügte der König unter 
Ausstreckung der Hand über die Verfassungsurkunde die Worte 
hinzu: „ich schwöre es, so helfe 'mir Gült." 

Diese Verfassung, welche alsbald durch das Verordnungs- und 

Verwallungsblatt des Grossherzoglhums*) bekannt gemacht wurde 
um mit dem 1. August 1848 in Wirksamkeit zu treten, ist bis auf, 
den gegenwärtigen Augenblick unverändert aufrecht erhallen: ich 
theiie sie aus dem ofliciellen Abdrucke in der genannten Gesetzsamm- 
lung mit, in welchem dieses Grundj^esetz . wie nlle Gesetze und Ver- 
ordnungen dieses Landes, in beiden Sjjraclien des Landes, der Deut- 
schen und Französischeo, mit gleich vcrhiadlicher Kraft abgedruckt ist. 



VeirfiMSiiiiii; des Cirosslienostliiiiii» 

Iiiixeiiibiirgr* 

Vom 9. JuU 1848. 

Wir Wilhelm II, von Gottes Gnaden, König der Niederlande. Prinz 
Ton OranicB-NaiMO, Grossfcerzog von Luiembtirg, ete , etc., etc.» 

Haben, im Einverstandniss mit der Versammlung der gemäss dem Art 82 
der landsländischen Verfassung Tom 12. Oclober 1841 in doppelter Anzahl 
einberufenen Landstände, beschlossen und bcschliesscn die folgenden Bestim- 
mungen, weiche die Yeriassußg des Grossherioglhums Luxembuig bilden. 

Erstes Gapitel. 
Vom Gehiete und vom Eihng Grossherzog, 

Art, 1. Das Grossherzoglhum Luxemburg' ist oin unabhängiger, unlhcil- 
barer und unveräusserlicher Staat; es bildet einen üesiandiheil des Deutschen 
Bundes gemäss den bestehenden Verträgen. Die Abäuderungen, ^K^elcbc an 
diesen VertrSgen vorgenommen werden könnten, werden der tiulheissong der 
Kammer unterworfen. 

Art. 2. Die Grenzen und Hauptörter der Gerichts- oder Verwaltungsbe- 
zirke, der Cantone und der Gemeinden, können nicht anden als Kraft eines 
Gesetzes verändert werden. 

Art. 3. Die verfassungsmässigen Gewalten des Königs Grossherzogs sind 
erblich im Hause Seiner Majestät Wilhelms II. (Friedrich Georg Ludwig), 
Printen von Oranien-Nassan, Königs der Niederlande, Grossfaerzogs von Ln- 
lembuig, und dies nach den Beslimmnngen des f&rsUidi Nassanisdien Hant- 
verlrags von aß. Joni 1783 und des Artikels 11 des Wiener Tractalci vom 9. 
Juni im 



V nUmoriiU Ugislatif ti adminUtralif du Grßnd-I>uch6 de Liuem' 
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Art. 4. la persoone 4a Roi Grand-Ouc est iavlolablf; ks mtnlifw 

du Gouvernement sont responsables. 

Art. 0. Lc Grand-Duc de Luxembourg est majeur i Tage de dix-bui| 
fUS accomplis. 

11 ne prcnd possession du truac qu'aprüs avoir solennellement pret^» 
dans lc sein de la Chambre, ou enlrc les maios d'une dtputaüou noinm^f 
par eile, le &crment suivant: 

„Je jure d'obsenor la Constitution et Ics lois du Grand-Duche de Luxem^ 
|)OUr|^, de maintcnir l iiidependance iialiunale cL 1 integrite du Icrriloirc." 

Art. 6, Si, ä la raort du Roi Grand-Duc, son sucresseur est mineur, la 
Chambro sc r^unit au plus tard le vinglieme jour ä i'effet de pouvoir k ^ 
regence, el s il y a lieu, ä la lulelle. 

Art. 7. Si le Roi Grand-Duc sc Irouve dans rimpossibilile de regner, 
le Gouvernement, npr^s avoir fait constater ceüc impossibilite, convoque im- 
medialement la Chambre, qui pourvoit k la tuleile et k la rc^gence. 

Art. 8 La rf'irencc nc pcüL elre confuree qu'a une seule porsonne. 

Le rt gent n'enlre eo fonclioQS qu'apres avoir pr^l6 le scrmeut prescrit 
par i'arlicle 5. 

Art. 9. £q ca&jä^ vacaDce du tröne, ia Cbambre pourvoit provisoire 
nent k la regence. 

Une nouveUe, Chambre, convoqu^e en nombre doubl? daqs 1« ^In d« 
tntntc joursi ponnroit definitivement k la wcance. 

Ghapitre IL 
Des Luxemhowgem et de leurs Draitf, 

Art. 10. La qualitö de Luxcmbourgcois s'acquiurt, se conserve et sc- 
perd d'apres Ics reglos determinees par la loi nvile. — La prescnte Conslilu- , • 
lion et les aulres lois relatives aux droits poliliques. dclerminent quclli :^ mjuL, 
oulre cctie qualite, les condilions neccssaircs pour l'exercice de ces druib. 

Art. 11. La naluralisation est aecordee par Ic pouvoir Icgislalif. Elle 
seule asstmile i'eirauger au Luxembourgcois, pour i'exercice des droits poli« 

La naturalisation aecordee au pcre protiLe a son enrant mineur, si celui- 
ci declare» dans les deux annces de sa majorite, vouloir revendiquer ce 
b^neflce. 

Art, 12. II n'y a dans l'Etat aucune distinclion d ordres. — Les LuxciUt 
bourgcois ^unt cgaux devanl la lui: soul-^ ils sont admissililcs aux eraplois d- 
vils et mililaires, sauf les esfi£pLioni> qui peuvent elre «i'lablies par uo? low 
pQur des cas particuliers. 

Art. 13. La liberte individuelle est garanlie. — Xul ne peut etre poiur- 
suivi que dans les cas prevus par la loi, et dans la forme qu'ellc presc^'iU — 
Hon le cas de flegrani d^litf nul ne peut 4lre arret« qu'en vertu de V9ff§ßg% 



Digitized by Google 



m 

Art. 4. Die P«non des K5nigs Grosshenogs ist anverletdich; die Mit- 
glieder der Regierung sind vcrantworliich. 

Art. 5. Der Gros$herzog wird mit VoUeodung des achtzehnten Lebens- 
jahres volljährig. 

Fr nimmt Boritz vom Throne, nachdem er feierlich im Schoosse der 
Kammer oi^er in die Hände einer von derselben dazu bezeichneten Commis* 
sion fülgrndon Eid abgelegt hat: 

„Ich schwüre, die Vi i ia-^>.ung und die Gesetze des diussherzoglhums 
Luxemburg zu beiulgeu, die Lnabhangigkcil und Inlegrilät des Lande» 3;u 
wahren." 

Art. 6. Ist beim Ableben des Grossherzogs sein Tfacbfolger minderjäh- 
rig, so tritt die Kammer spSteslen^ am darauffolgenden zwanzigsten Tage zu- 
sammen, um über die Regentschaft, und nothigenlalls Uber die Vprroundschaft 
zu bestimmen. 

Art. 7. Befindet sieh der König Grossherzog in der Unmöglichkeil zu 

regieren, ?o herufl die Regierung, nach ße«;t;itigtmg dieser rnmöglichkeit, 
unverzüglich dit* Kammer, um über die Vormundsebail und die^Aegenlsciiaft 
zu bestimmen. 

' Art. 8. Diu Ucgentschait kann nur einer einzigen Person übertragen 
werden. 

Der Kegent übernimmt die Regierung nicht, bis er den durch Art, 5. 
vollgeschriebenen Kid geleistet hat. 

Art. 9. Im Falle der Thronerlcdigung, verfügt die Kammer provisorisch . 
Ober die Begenlschafk. 

Eine neue, in doppelter Anzahl und in Frist von dreissig Tagen einbe- 
rufene Kammer trägt Sorge für die definitive Thronbesetzung. 

Zweites Gapitel/ 

Von den Luxemburgern und ihren Rechten. 

Art 10. Eigen^fiiriK eines Liixcrnliiir^f^r'; erwirbt, rrh'all imd ver- 

liert man gcii ii^- den licsl mir: m Tieren der biirgcrbdicn Gesetzgebung. — Ge- 
genwärtige ^ criass'Ungs-LTkundc und die übrigen aut die sl.ialsbiirsorlichen 
Rechte bezüglichen Gesetze bestimmen die Bedingungen, welche, ausser ^ener 
' £igenscha(l, zur 'Ausübung dieser Rechte erforderlich sind. 

Art. iL Die Naturalisation irird durch die gesetzgebende Gewalt er- 
theilt. Nur die Naturaiisalion stellt den Auslander, behufs der Ausöbung der 
staalsb&fgerlichen Rechte, dem Luxemburger gleich. ' 

Die dem Vater ertbeilte Naturalisation kommt auch seinem minderjäh- 
rigen Kinde zu Gute, wenn dieses im Laufe der zwei ersten Jahre seiner Voll- 
. jührigkeit erklärt, diesen Vorlheil für sich in Anspruch nehmen zu wollen. 

Art. 12. Es^gicbl im Staate keine Sfandcs-rnlrrsrhicdo. — Die Lu- 
xemburger sind vor dem (ioset/e gleich-, ?ie allein sind zu den Civil- und Mi- 
litärämtern zulässig, vorbclialLliüi der Ausnahmen, welche etwa für besondere 
Fälle durch ein Gesetz aufge^stellt werden können. 

Art, 13. Die persuniichc Freiheit ist gewährleistet. Gegen >'iemanden 
darf anders als in den gesetzlich bestimmten Fällen und Formen gerichiiich 
verftbren werden. — Ausser der Ergreifung auf frischer That darf keiner ver- 

Schubert) VerlafsiuigvoiknndeB. 8, Bd. *^ 
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nance motifce du juge, qai doit £tre signifl^e au uoment de ramsUtion» 
on au plns'tard dans las viogt-quatre benres. 

Art. 14. Nal ne peut £tre distrait, contra son gr6, do) juge qua la loi 
lui assigne. 

Art. 15» Nulle pdoe ne peut ^tre stabile ni appliquee qu'en Tertti de 

la loi. 

Art. 16. Le domicile est inviolablc. Aucnne visile domiciiiaire ne peut 
avoir licu que dans les cas [ircvns par la loi et dnn< ja forme qu'elle prescrit. 

Art. 17. Nil! 110 ])cut »'tro privt« de sa proprieU* que pour cause d'vitilite 
publique, dans les cai> et de la maniere clablis par la loi et moyeDnant une 
juste et prealablc indemnite. 

Art. 18. La peine de la conliscalion des biens ne peut etre etablie. 

Art. 19. La peine de mort en matiere politique» la inort civile et la 
fletrissurc sont abolies. 

Art. 20. La libertf' des cultcs, ccIle de Icur exercice public ainsi que 
la libert«? de manifester sps opinions religieuscs, sont garantics, sauf la repres- 
sion des dclils commis ä l occasion de Tusat^e de ces libertes. 

Art. 21, Nul ne jteut ctrc contraint de concourir d'uiie niaiiiere quel- 
conque aux aclcs et aux ceremouies d'uu culte oi d'en observer les joucs 
de repos. 

Art. 22. Le manage civil devra toujours pr^ceder la b^nMictionnoptiale, 
Art. 23. L'interventioD de l'Etat dans la nomiiiatioii et Pinstallation des 

cbefe des cnlles, le mode de nominatioii et de r^vocalion des antres ministres 

des cultes, la facultd pour les uns et les autres de correspondre avec ienrs su- 
' pirieurs et de publier Ienrs actes, idnsi que les rapportsdel'JBgliseaTecrfitat» 

fönt Tobjet de Conventions k soumettre a la Cfaambre pour les disposilioofl 

qui n^cessitent son Intervention. 

Art. 21 L'Etat vdlle ä ce que tout Luxemboargeois recoive Pinstruc- 

tion primaire. 

n cr^e des Etablissements d'inslruction moyenne et les cours d'enseigDe- 
ment sup^rleur n^oessaires. 

La loi determine les moyeas de subvenir k Tinstruction publique, ainsi 
que les conditions de surveiUance par le Gouvernement et les communes; die 
r^gle pour le surplus tout ce qui est relatif k renseignement. 

Tont Luxembourgeois est libre de faire ses Stüdes dans le Grand^Dnch^ 
ou k Tetranger et de frequcnter les universit^ de son choix, sauf les dispo- 
sitions de la loi sur les ^nditions d'admission aux emplois ou a Texercice 
de cerlaincs professions. 

Art. 25. La iiberle de manifester ses opinions par la parolc cn toules 
maübres, et la liberte de la presse sont garanties, sauf la repression des delils 
eommis a Voccasion de I cxcrcice de ces libertes. — La censure ne pourra 
jamais etre elablie- Ii ne peut etre exige de caulionnement des ecrifaina» 
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haftet werden» als krtft eines motivirten ricbterlichcn Befehls« welcher hn 
Augenblick der Verbaftang, oder spätestens binnen vier und zwaniig 
Stunden, zugestellt werden muss. 

Art. 14. Niemand darf gegen seinen Willen dem gesetzlich ihm zuge> 
wiesencn Richter entzogen werden. 

Art 15. Es darf keine Strafe anders, als kraft eines Gesetzes, einge- 
führt oder angewendet werden. 

Art. 10. Die Wohnung ist nnverietdicb. Eine Haussuchung darf nur 
in den geselzlich bestimmten Fällen und Formen stattfinden. 

Art. 17. -Nieriianilcrn Tianil soiii Eigenlhum anders, als zum Zwecke des 
öfientlichen Wohles, in den durch das Gesetz vorgesehenen Fällen und fest- 
gestellten Formen» und nur nach vorgängiger, voller Entschädigung, entzo- 
gen werden. 

Art. 18. Pie Strafe der Gonfiscation des Vermögens kann nicht einge- 
führt werden. 

Art. 19. Die Todesstrafe filr politische Verbrechen, der bfirgetliche 

Tod und die Brandmarkung sind abgeschafll. 

Art. 20. Die Freiheit der Culte und ihrer öffentlichen Ausübung, so 
wie die Froihoit, seine religiösen Meinungen zu betumlcn. sind gewährloistet, 
vorbeballlu :h der Strafmassregfln gegen die Vergehen, welche bei Gelegenheit 
der Ausüliung dieser troiheilcu l)cgaugen werden. 

Art. 21. Keiner kann gezwungen werden, auf irgendeine Weise an den 
Handlungen und Feierlichkeiten eines GuUus Tfaeil zu nehmen, oder die 
Feiertage desselben xu halten. 

Art. 22. Die bOrgerlicfae Ehe muss^ stets der kirddicben ISinsegmmg 
derselben vorangehen. 

Art. 23. Die Intervention des Staates hei der Ernennung und Einset- 
zung der Vorstände der Culte im (irf)ssherzogthum, die \Vcise der l'>nennung 
und Absetzung der tibrigen Cultiis-Üiener, die Bcfugniss der i i cn wie der 
andern, mit ihren Obern schriftlich zu verkehren, und' deren Lrlasse zu vef- 
öltenttichen, so wie das Verhaltniss zwischen Kirche und Staat, sind Gegen- 
sEand TO» Vertilgen, die der Kammer, in Betreff derjenigen Verfikgungen - 
vonulegen sind, welehe die Mitwirkung derselben erfofderlicb machen. 

Art. 24. Der Staat tragt Sorge dafür, dass Jeder Luxemburger den 
Primär-Unterricht erhalte. 

Fr erriehtpt Anstalten Bebufil des mittlem Unterrichtes und der erfor- 
derlichen iiuhern J>ehr-Curse. 

Das Gesetz bestimmt die zum öfTentiichen Unterrichte erforderlichen 
Mittel. ^0 wie die Bedingungen der Aufsicht von Seiten der Regierung und 
der Gemeinden; es trifft ttbrigens alle aufj[den Unterricht hesQgUchen Anord» 
Bungen. 

Jedem Luxemburger steht es^frei, seinen Studien im Grossherxogthum 
oder im Auslande obzuliegen, und die Universitäten seiner Wahl xu besuchen, 

unbeschadet der gcselzHchon Beslimmnngen iibrr dir Bedingungen der Zu- 
lässigkeit zu den Aemtern nnd m gewissen Professionen. 

Art. 25. Die Freiheit, seine Meinung in allen Dingen durchs Wort 
kund zu geben, so wie die Freiheit der Presse sind gew.ihrleistst, vorbehält» 
Kch der Straf-Massregeln gegen die V ergehen, welche bei Gelegenheit der 
AuflAbung dieser FMidlen begangen :werden. — Die Censur bleibt für immer 
in%ehoben, Gautionen kdnnen weder von den Scbriftstellem, noch von den 
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editears ou imprimears. — Le droit de timbre des journaux et ecrits perio- 
diqaes indig^nes est aboH. — L'^diteor, rimprimeur ou le distributeur ne 
pent Mre poursuivi st Pauteur est connu, s'U est Luxembourgeois et domicflie 
daDS le Gm>d-Duch(>. 

Art. 20. Les Luxemboiirgeois ont le droit de s'assembler paisiblement 
et Sans armes, en se conformant aux lois qai räglent Pezerciee de ce droit, 
saus pouvoir )e soumettre k une autorisation prealable. Cette dispasition ne 
s'applique pas aar rassemblements ea plein air, poliliqiies, religleox ou autres ; 
ces rassembleiDents reslent cnli^rement soumis aux lois et reglements de 
polioe. 

Les Ifiizembourgeois ont le droit de s'assoder. Ce droit ne peut ^tre 
soumis i aneiine mesore preventive. 

L'^tabfissement de tonte Corporation religiense doit etre autorisö par 
nne loi. 

Art. 28. Chacuo a le droit d*adresser aux autorit^ publiques, des peli- 
tions sign^ par une ou plusicurs personnes. Les aatorltis oonstituees ont 
seules le druit d'adrcsscr des piHitions cn nom coUeclif. 

Art. 29. Lfi sccrct dos Icitres est inviolable. — La loi d^termine qarfs 
sont les agenls responsables de la violalioii du secret des lettres confiees 
a ia poste. 

Art. 30. L'emploi des langues ailcmande el iVancäise est lacultaül. 
L'usagc n en peut «Hre limitc. 

Art. 31. Nulle autorisation prealable ncst requise pour excrcer des 
poursuUes contre les fonclionnaires pnblics, pour fail«? de leur adminislralion, 
saut ce qui est staluc.a IN j^ard des nicmljros du Gouvernenicnl, 

Art. 32. Les fonclionnaires publics, ä quelque ordre qu'ils .ipiMrlien- 
nent, les membres du Gouvernement exceptes, ne peuvent elre pri\ es de leurs 
foncUoDS» honneors et pcnsions que de la mauiere delermiaee par la loi. 

Ghapifre III. 

Des Pouvoirs. 
8 l€r. Pouvoirs du Roi Grand-Duc 

Art. 33. Au Roi Grand-Duc apparüeut le pouvoir cxccuüG tci qu'il est 
regle par fa Constitution. 

Art. 34. Lp Roi Grand-Duc sanclionne et promul^ue le«; lois; ü fait 
oonoaitre sa resplulion dans les trois mois du vote de la Chambre. 

Art. 35. Le Roi Grand-Duc nomme aux emplois civils et militairest 
confbnoement k la loi, et saut' les exceptions äta blies par eile. 

Aucune fonction -salari^e par i'£tat ne peut ^ire cröi^e qn'en vertu d une 
djsposition legislative. 

Art. 36. Le Roi Grand"Duc fait les reglements et arretes necessaires 
pour Texccution des lois* sans pouvoir jamais ni suspendre les lois elleWBÄ- 
meSk ni dispenser de leur exiScotion. 
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Verlegern oder Druckern , gefordert werden- — Die Stempelabgabe von mUn- 
diseben Zeilangen nnd peHodiscben Schriften ist abgeschafft Der Yer^ 
leger der Drucker oder Vertbeiler, darf nicht verfolgt ^^erden, wenn der 
^'crfnsser bekannt ist, wenn er Luxemburger und im Grossherzoglhum ansas* 

sig ist. 

Art. 20. Die Luxemburger haben das Uecht, sich ohne vorgiinpgc Er- 
^ laubniss friedlich und ohne Watten zu versammeln. Jedoch unter lieubaciilung 
der Gesetze, welche die Ausübung dieses ^Rechtes ordnen. Diese Bestimmung 
ist nicht anwendbar auf Versammlungen unter freiem Himmelt sie seien poli^ 
tischer, religiöser oder anderer Katur, welche insgesammt den polizeilichen 
Gesetzen und Verordnungen gänzlich unterworfen bleiben. 

Art. 27. Die Luxemburger hal)eri das Vereinigungsrecht. Dieses Recht 
kann keiner verhiUenden Massregel unlerwnrfen 'werden. 

Die Gründung irgend einer religiösen Ivurpcrächaft. bedarf der Ermäch- 
tigung durch ein Gesetz. 

Art. 28. Jeder hat das Recht sieb durch Bittschriften, sie seien von 
einer oder' mehreren Personen unterzeichnet, an -die öffentlichen Behörden 
zu wenden. Letztere allein haben das Recht, Bittschriften im Namen einer 
Gesammiheit einzureichen. 

Art. '!{). Das Briefgeheimniss ist unverlctziich. — Das Gesetz liest immt 
die Beamten, welche für die Verleizuugei^ des Geheimnisses der der Pusi an- 
verträuLcQ Briefe verantwortlich sind. 

. Art. 30. Der Gebrauch der Deutschen und der Französischen Sprache « 
stobt Jedem frei; es darf derselbe nicht beschrankt Verden. 

Art* 31. Zum Strafverfahren gegen öfTentlichc Beam!« ^ egen Handlun- 
gen ihrer Verwaltung ist keine vorgängige Ermächtigung erfordert, mit Vor- 
behalt dessen jedoch, was hinsichtlich der Regierungs-Mitglieder festgesetzt ist. 

Art. 32. Die ütTentlichen Beamten jedes Standes, mit .Ausnahme der 
Regierungs - Mitglieder, können nur auf dem gesetzlich vorgesciincbcnen 
Wege ihrer Stellen, Ehrenauszeichnungen und Pensionen verlustig eiilart 
wenlen. 

Drittes Capitel. 
Von den GeweMen, 

§. 1. GcwaUen ües Königs Grosshersofft» 

Art. 33. Dem König Grossberzog gehört die vollziehende Gewalt in 
Gemüssheit der Bestimmungen gegenwärtiger Verfassungs-rrkunde. 

Art. 34. Der Köni'„' (Irossherzog bestätigt und verkündigt die Gesetze; 
er eröffnet seine EntschUessung binnen drei Monaten nach dem Votum der 
Kammer. 

Art 35. Der König Grossberzog ernennt za den Qvil- nnd Militär* 
Aemtem in Gemüssheit des Gesetaes und vorbehaitlicb der durch dasselbe 
aufgestellten Ausnahmen. 

Kein vom Staate besoldetes Amt kann anders, als kraft «iner gesetilt- 

cb^ Bestimmung geschaffen werden. 

Art. .36. Der K(»nig GrossherzoL' ( rlässt die zur Vollziehung der Ge- 
setze nölhigen Verordnungen und BesLhlüsse, ohne jemals die Gesetze selbst 
suspendiren oder von deren Vollziehung entbinden zu kunnen. 
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AH. 31. ie Roi Graad-Duc anainande la force mDitatre, dhSbn It 
giterre, Uli les traite» de paix, d*a1Iiance et de coiqinerce. II en doniie Co«> 
Daiasance h. la Chambre aussitdt que rinUrdt et la süretä de TEtat le pem«l- 
tent, en y joignant Ics commumcations conTenables. — Les trait^s de coni' 
meroe et ceiix qni pourraient gr^er TEtat ou lier iadividuelleBietit des Luxen- 
boorgeois« n'oot d'eflet qu'aprb avotr re^u rassentiment de la Cbambre» It 
leut Sans prejudice aux rapports da Grand -Duch^ avec la GonCfid^ration ge^ 
manique. ^ Nulle eession, nul behänge, nulle adjonction de tenitoire ne peot 
avoir lien qa*en vertu d'ane loi. Bans aucun cas> les artides secrets d^on 
Iraiti ne pedvent ftre destrnctifs de» artides patcnts. 

Art 38. Le Roi Grand-Duc a le droit de remettre ou de r^diiire la 
penes pro&onc^es par les juges, sauf ce qui est Statut relati?enent aox mem- 
bres du Gouvemement. 

Art. 39, Le Roi Grand-Duc a le dtoit de battre monnaie, en execution 
de la loi. 

Art. 40. Le Roi Grand-Duc a le droit de oonferer des titres de nobless^ 
iaftS poQvoir jamais y attacher aucun privilege. 

Art. 41. Le Roi (Jrand-Duc confere les ordres dvib et nOitairca «0 
observanl a ce » ganl ce que l;i loi presrrit. 

Art. 42. Le Koi Grand-Duc pcul se faire representer par un Princedu 
sajig qui aura le tilre de Lieutenant du Roi et rt sidcra dans le Grand-Duche. 

Ce representant pretera scrment d'observer la Gonstitutiun avant d'exer- 
ccr ses pouvoirs. 

Arl. 43. La liste civile est lixee a cent niillc francspar an'). Elle peul 
etre changee par la loi au comnienccment de cbaquc regne. 

Art. 14. L'Hntel de Gouvernement a Luxembourg et le chäteau de 
Walferdange sont aifecl^ k rbabitation du Koi Grand-Duc pendant soa sö- 
jüur dans le pavN. 

' Art. 45. Le Roi (iraüd-|Duc n'a d autres pouvoirs que ccux que lui 
attribuent furmelleoieDl la Constitution et les lois parüculieres portces en vertu 
de la Constitution meme. 

Art. 46. Aucun acte du Roi Grand-Duc nc pcut avoir d'effet, s'il n'est 
contresigne par un membre du GouTernement qui, par cela seul, s'en reod 
responaaUe. 

S. 2. Dil poumir UgiglaUf. 

Art. 47. [.e pouvoir legislatif s'excrce coUeciivement par le Roi Grand* 
Duo et la Chambre. 

Art. 48. L'initiative apparlient ä chacune des deux branches du poo* 
voir legislatif. 

Art. 49. L'interprclation des lois par Toie d'autorite n'appartient qa'aa 

pouvoir I6gislatif. 

♦) 100.000 Frtt, » 'Xim IMr, trt». 
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Art. 37. Der König Grosshmog bcFcliligt die Militnmiacht, erklärt den 
Krieg, schliesst Frirden, Itündnisse und Handelsverlrage. Sobald es die Si- 
cherheit und das \Vü1)1 des Staates erlauben, giebt er derKatnmcr, unter Bei- 
fügung der geeigneten Millhcilungen, Kenuluiss davon. Handelsverträge, so 
irie andere Verträge, durch welche dem Staate Lasten oder eimdnen Luzem- 
buTgem Verpflicbtungeii auferlegt werden konnten, haben nicht eher "Wir- 
kung, bis nach erhaltener Zuslitnmung der Kammer. — Alles Obige ohne 
Beeinträchtigung der Verbältnisse des Grossberzogthnms zum Deutschen Bunde. 
Koine Abtretung, kein Tausch, koin Anschluß'; von r.rhiet knnn anders statt 
linden als krafl eines Gesetzes. In keinem Falle können die geheimen Artikel 
eines Vertrages die olTenen Artikel desselben vernichten. 

Art 38. Der König Gro&shcrzog bat das Recht die von den liichtern 
ausgesprochenen Strafen xu erlassen oder xu mildern, Torbehaltlich dessen, 
was hinsichtlich der Regienings-Mitglieder festgestellt ist ■ > 

Art 39. Der König Grossherzog hat das Recht, Hünxe xu prägen, in- 
Vollziefaung des Gesetzes. 

Art 4p. Der Konig Grossherzog hat das Recht derf Adel xu verldhen, 
ebne je irgend ein Vorrecht damit verknüpfen xn können. 

Art. 41. Der König Grossherzog verleiht die Civil- und Hilltar- Orden, 
unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften. 

Art. 42. Der Konig Grossberzog kann sich vertreten lassen durch einen 
Prin^on de« königlichpn Hauses, Avelcher den Titel eines Stellvertreters des 
Königs führt und im Grossherzogthum residirt. 

Dieser Stellvertreter leistet den Eid, die Verfassungs-Urkunde zu befol- 
gen, ehe er seine Gewalt ausübt, 

Art. 43. Die Civillistc ist aui jährlich hundert tausend Franken festge- 
setzt Sie" Icann durch: das Gesetx bei jedem Rcgitrungiantritte gelndert 
werden. 

Art 44. Das Regtemngsgebäude zu Luxembarg und das Scbloss ?on 
Walfeplingen sind zur Wohnung des Königs Grossbenogs bestimmt, während 
seines Aufienthaltes im Lande. 

Art. 45. Der König Grossherzog hat keine andere Gewalten, als dieje- 
nigen, welche ihm ausdrücklich die A orfassaDgS'Orkunde und die besonderen 
verfassungsmässigen Gesetze zuerkennen. 

Art. 46 Kein Hegierungs-Act des Königs Grossherzogs kann von Wir- 
knng sein ohne tlir Gesjenzeichnung eines Regierungs-Mitgliedes, weiches da- 
durch die Verant\\ urtiichkeit desselben übernimmt. 



S. 2. Von der geietsgebenden GewaXL 



Art. 47. Die gesetsgebende Gewalt wird gememschaftlich durch den 
König Grosshenog und duidi die Kammer ausgefibt 

^ Art 48. Das Redit der InitiatiTe steht jedem der beiden Zweige der 
Snetzgebenden Gewalt xu. 

Art 49. Die authentische Auslegung der Gesetze gehört nur der g«* 
MtzgebcdDden Gewalt 
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8. Ii. Pouvoir judiciaire. 
Art. 50. Le pouvoir judiciaire (St exercö par les cours et tribunaux.— 
Les arrels et jugemenU sont execuus au noni du Roi ürand-Duc. 

Chapitre IV. 
De la Oumkre des Depuiis, 

Art. 51, Les membres de la Chambre represcnlent Ic pays, — 11$ voteni 
Sans en referer a leurs coramettanls et nc peuvcnt avoir cn vue que les in- 

tcrets gent'raux du Griind-Duch«'-. * 

Art. yI. La Chambre se compose des dt'putes ^Ins confonn^nieDt a la 
loi eiectoralc et dans la proporüon d im depule au plus sur 3000 imes de 
Population. 

ArL .53. l'uiir r(t(' eligiblc, il faul: 

1" r.tre Luxembourgoois de nais';anre ou eUe naturalis»;; 

'i" Jouir des droits civils poliiiques; 

3® ftlre age de 2'» nn>- accornj^Iis; 

4" f!lre domicilii' d:m- k« (liand-Ducht^ 
Pour i'ire electeur il taut n unir aux quatre condilions qui pr^ccdenlt 
Celles di'terminees par la lui clcclorale. 

Art. 54. Ne pcuvent e(re ni »lecfctirs ui • litiiblcs: 

1" (,('s condamnöf? ;i de [)cinos afniclivcs ou infamanlcs; 

2« Ceux qui onl vte coudamnes pour vol» escroquerie ou abus 
de confiance; 

3* Ccnx qui obticnnenl des secours d'un etabiissement de bien- 

faisance publique; 
4« Ceux qui sont en ötat de faillite declarect Jes banqueroutiers et 
intcrdits, et ceux au\que!<: il a ete nommu un conseii Judiciaire* 
^ Art. 55. Le mandat de depule est incompaliblc: 

1* Avec les fonctions de membrc du Gouvemement: 
Z* Avec edles de magistrat du parquet; 
3* Avec Celles de membre de la chambre de comptes; 
4* Avec Celles de commiasaire de district; 
5* Avec Celles de receveur ou agent comptable de r£tat. 
6* Avec les fonctions miU^aires au-dessous du prade de capitaine. 
Les fonctionnaires se trouvant dans un cas dlncompatibUit^ ont le droit 
d'opter entre le mandat leur conG6 et leurs fonctions. 

Art. 56. Les incwmpatibiiites prcvues par l'article pri^c^dent ne font 
pas obstacle k ce que la loi n'en etablisse d'^autres dans Tavcnir. 

Art. 57. Les membres de la Chambre sont «^los pour six ans. Iis sottt' 
renouvelis par moiti^ toos les trois ans, d'apr^s Tordre des scries d^nsMi 
par la loi ^lectorale. 

En cas de dissolution, la Chambre est renouvel^e i&tegralemenl. 
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Art. "0. Die richterlifhc Gewalt wird von den Gerichtshöfen und Ge- 
richten ausgeübt. ~ Die RcchisprUcbe und Urlbeilc werden im Namen des 
Königs Grossherzogs vollstreckt, 

^ 

Viertes GapiteL 

0 

Art. öl. Die Mitglieder der Kammer vertreten das Land. — Sie stim- 
tntn\ ohne sich bei ihren Auftraggebern Raths zu erholen, und können nur 
die allgemeiaeD Interessen des Grossherzogthums bezwecken. 

Art. 52. Die Kammer best^t aus den gemäss" dem Wahlgesetze und 
im Verhältnis» fon höchstens einem auf 3000 Seelen gewihlten Abgeordneten. 

Art. 53. Üm wlblbar tn sein, mnss man: 

1. Eoxembnfger von Geburt odfer natarallsirt sein; 

2. die bangcfliehen und politischen Rechte geniessen ; 

3. das 2'\ Jahr zurückgelegt haben; 

4. im drossherzogthum ansässig sein; 

Um Walilmann zu sein, miiss man mit den vier vorgenommenen Erfor- 
deroissen nocii diejenigen vereinigen, welche das Wahlgesetz vorschreibt. 

Art 54. Weder Wahlmann noch wählbar können sein : 

1. die zu Leibes- oder entehrenden Strafen Verurtheilten; 

2. die wegen Diebstahls, Prellerei oder Missbraucbs des Yertrauens^ 
Verurtheilten ; 

diejenigen» ivelche ans efner diFentIfchen AmenanstaU CJnterstüi* 
flongan erbsHen; 

4. diejenigen, welche sich in erklärtem Falliment befinden, die ßan- 
kerottirer und Intordicirton» und diejenigen» welchen ein gericfat* 
lieber Beistand gegeben ist. 

Arl> 55. Das Uaildtt eines Depnturien ist unvereinbir mit den Funo- 
tiondi: 

1. eines Regierungs-Mitgliedes; 

1. eines Mitgliedes des öffentlichen Ministeriums;) 

3. eines Mitgliedes der Rechnuogskammer ; 
, , 4. eines Distrlcfs*Gommissärs ; 

5w eines SUatsdmiehlners- oder rectanmigspfliehtSgen Staatsbeamten; , 
6. einer UiKUirperson unter dem Range eines Hauptmannes^ 
Der in einem Incompatibilitäts-Fallc befindliche Beamte hat das Redit 
f^isdieb deni' ihm anvertrauten Mandate und seinen Functionen lu wählen. 

» 

Art 96. Die in vorhergehendem Artikel aufj^esteliten Incompatibüitäten 
iMSnS^^ nicht, dass in Ziilnihft das Gesetz noch andere dnffihre. 

Art. 57. Die Milgiieder der Kammer werden auf sechs Jahre gewählt. 
9te weisen alte drei Jahre nach der durch das Wahlgesetz bestimmten Reihen- 
Ul^wt VXIfttr emenert. 

R» Adb der: AfliSfoii« irfM m gMtte Kidmier nea gewählt 

19' 
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Art. 58. La Chambre vt rifie les pouvoirs de ses membres et joge les 
, contestations qui s'oR'vent a ce sujet. 

Art. 59. Le meoibre de la €liambre, nomine par le GoQfemeiiient k 
Utk emploi salarie qu^l aocepte, cease imnukliatement du sii^r, et ne repiend 
ses foncüons qu'en verlu d*une noavdle tiection, 

Art 60. Tout projet de loi, avant d'^tre pr^sent^ k la Cbambre, est 
Mumis, sauf les cas d'argence, k Tavis prealable d'une commissioii permanente 
de I^gislation, compos^ de.neiif membres, doat oiaq flont nomiii^s anDudlement 
par la Cbambre. 

Le projet esf adresse aux membres de la Chambre quinze jours au 
moins avaiil i'ouvcrlure de la Session avcc les observalions de ].i cüinmission. 

Le regicmeiit de la Chambre determiue le mode d exercice des attribu* 
tious de In commission. 

La Chambre peut dt'cider, qu'ä raison de son importance. une loi sera 
soumise a nn second votc pendaut unc Session subsequenle a tixer par eile. 

Art 61. A cfaaqae Session, .la Cbambre noBme son Präsident son vice- 
prMdent et oompose son bureau. 

Art 62. jLes seances de la Chambre sont publiques. 

Nianmoins, eile se forme en comittf secrel sur la demande de aon Pre- 
sident ou de dnq membres. 

Elle decide eiisuite, a la niujorile absolue, si la 8^ce doit clre reprise 
en public sur le lueme sujet. 

Art 63. Toute resolulion est prise k la majorit^ absolue des suffrages« 
£n cas de partage de voix, la proposition mise en däib^tion est rcget^ 

La Chambre ne pent prendre de rcsolution qu'anfant qne la majorit^ 
de ses membres se tröuTe r^unle. 

Art 64. Les votes sont ^mis k b^ute voix* ou par asais et* le?^. Sur 
l'ensemble des lois, il est loojoun vot^ par appel nominal et k haute voiz. 

Art. GÖ. La Chambre a le droit d'enqußte. 

A cet etlot eile peuf iiominer des commissions, charg^es de S'eutourer 
officiellemcnt de renseignemenls dans l intervalle des sessions. 

Art. 66. Un projet de loi ne pent 4tre adopt«^ par la Chambre qa'apr^ 
avoir iih votä article par artide» 

Art 67. La Chambre a le droit d'amender et se diviser tes arlidcs ei 
les amendements proposes. 

Art 68. n est interdit de präsenter en personne des p^tilions k la 
Cbambre. ' 

La Chambre a le droit de renvoyer aux membres du Gouvernement tei 

p^titions qui lui sont adresst-es. — Les membres du Gouvernement sont töH» 
de donner des explicalions sur leur cuuluuu, chaquc iui6 qui: la Chambre l'exige. 
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Art. 58. Die Rammer prUft die Vollmacbten ihrer Mitglieder und ent- 
scheidet über die desfallsigcn Streitigkeiten. 

Art. 59. Dasjenige Kammcrmitglied, wclclir? von der Regierung zu ei- 
nem besoldeten Amte ernannt -wird, und dassellie anniiiiint, hört sofort auC 
an den Sitzungen Theil zu nehmen « und tritt nur krait einer neuen Wahl 
wieder in Thätigkeit. 

Art. 60. Bt\ür ein Gesetzentwurf der Kammer vorgelegt wird, muss 
derselbe, den iail der Dringlichkeit ausgeuommen, eiaer ständigen GescUge- 
iNingB^Coiimussion zur Torgängigen Begutacbtupg unterworfen werden. Die 
CommittioD besteht aus neun Mitgliedera, von welchen die Kammer 'jährlich 
fünf ernennt. 

Der Entwurf wird zum mindesten vierzehn Tage vor KröfTnung der 
Kammer den Mitgliedern derselben, unter Beifügung der Bemerkungen der 
Gommission , mitgeiheilt. 

Die GeschäflsürdouDg der Kammer bestimmt die Art und Weise, wie 
die Commission ihre Befugnisse ausübt 

Die Kammer hat das Rechl m entscheiden, dass ein Gesetxentwnrf, sei- 
ther Wichtigkeit wegen, einer sweiten Abstimmung» während einer nüchstfiil- 
ffMden von ihr iaHsusteHenden Sesaton unterworfen wevde. 

Art. 61. Bei jedem Landtage ernennt die Kammer ihren PriiMeiilen 
niid ihren VioepiäsideilteB, und hfldet ihr Bureau. 

Art. 62. Die Sitzungen der Kammer sind öfientUcfa. 
Gleichwohl geht sie tu gdieiiBer Silning Ober, wenn ihr Präsident oder 
fünf Mitglieder es verlangen. 

Sie entscheidet hiernächst nach ahsolntcr Slimraenmohrhoit, ob derselbe 
Gegenstand in (iilenUicher Sitzung wieder vorgenommen werden soll. 

Art. 63. Jeder Besch) uss wird nach absohiter Mehrheit der Stimmen 
gefasst. Bei gelheilten Stimmen ist der in Berathung gezogene Vorschlag als 
verworfen anzusehen. 

- Jüe Kammer kami keinen Beschluss fassen ; waui nicht die Mehrheit 
ihrer Mitglieder anwesend ist. 

Art. 64. Die Abstunmung geschieht mündlich oder durch Sitienhleib^ 
and Aufttehen. lieber das Game der Gesetse wird jedesmal durch nameutU« 
eben Aufruf und mündlich abgestimmt 

Art 6& Die Kammer hat das Recht der UntersnefanDg. 

Zu diesem Zwecke kann sie Gommissionen ernennen, welche befugt sind* 
während der Zwischenieit der Sessionen auf amtlichem Wege Erkundigungen 
einzuziehen. 

Art. 06. Ein Ge^ptzentwnrf Kann durch die Kammer nur angenommen 
werden, nachdem Artikel für An i 1 1 dnriiher abgestimmt worden ist. 

Art. 67. Die Kammer hat das Hecht, die vorgeschlagenen Artikel und 
\erbesserungs-Anträge abzuändern und zu theilcn. 

Art. 68. Niemand darf der Kammer in Person eine Bittschrift über* 
reichen- 

Sie Kammer hat das Recht, die an sie gerichteten Bittschriften an die 
Mitglieder der Regierung zu überweisen.' Die Mitglieder der Regierung sind 
verpflichtet, über den Inhalt derselben» so oft es die Kammer fordert, Aus- 
Iduift m ertbeilen. « 
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Art. 69. Attcan dlpnte ne pent 6trc poursoin OQ recherch^ ä rocea- 
sion des opinions et voles ^mis par lui dana Teyercice de ses lonctions. 

Art 10. Aucnn d^pntö ne peut> pendant la dmkt de la Session. Mre 
jifvryi^n oi anrate en mati^re ide n'pression. qu'avec Pautorisation de In 
iCbnnlire^ sauf le cas de flagrant d^t ^ Aucune cot^trainte par corps ne peut 
itre exere^ contre nn de ses membres* dwant la sesskn, qa'atec b mteie 
antorisation. — La d^lention ou la ponrtnite d'un d^pulf est suapendne pen- 
dant la session et poor loute sa dnr^e, si la Ghambre le requiert 

Art. 71. La Ghambre di'termine, par son r^^ement, le mode snifant 
kquel eile exercc ses attributions. 

Art 72. Lcs st ances de la Chauibrc sonl lenues dam le lieu de la re- 
wdence de radministralioa liu Graud-Duchv. 

Art. 73. La Ghambre se reunit de plein droit, chaque annee, le prc- 
mier mardi du mois d octolirc, cn spssion ordinaire. La Session est ouverle 
et close par le Koi Grand- Diic p,q personne, ou i^ieot en son nom, par un funde 
0e ppuvoirs Domme k c<-t liTet. 

Art. 74. Le ftoi Grand-Buc pent conYoquer la Ghambre eitraordiiiai- 

ArL 75. Le Roi Grand -Duc peut ajourner la Ghambre. Toulefois, 
rajournenient ne peut excedrr le termc d'un moiSf ni 6lre rcDouveit; dans la 
m^me session, sans l'assentiment de la Ghambre. 

Art. 76. I.e Uoi Grand-Duc a le droit de dissoudrc la Ghambre. L'acle 
de dissolution contient toüvocalion des eiccteurs dans Ics Irente jouTS et COQ- 
vocation de la nouvellc Ghambre daus les dix jours suivanls. 

Art. 77. 11 csl alloue sur le Iresor de l'Etat, k chaque depute, a litre 
d'indemnite, nne somme de cinq francs*) parjour de pr^sence ou de deplace- 
ment. Geax qni babüent la ville oü se tieot la aeasim ae jonissant d'aucnne 
indemnite. 

Ghapitre V. 
Du G<m»emmmi d» GrmMkM, 

Alt. 78. Le Gouvernement du <irririd [Duche est compose de cinq 
membres au plus qui prennent le titre d Administrateurs g^-iieraun.. Iis ad- 
ministrent le pays cn sc conformant au\ lois et r^glements. 

Art. 79. Le Roi Grand-Duc noiiune et r^voque les membres du Gou- 
vernemenl et cliuisil parmi eux un president. 

Art. 80. Les membres du Gouvernement «onl individuellemeut respon- 
sables des aetes posees par eu\ dans les Services qui leur sont respectivemenl 
eignes. — ün reglcmeut a soumetlre k Tapprobalion de la premiere assembl^e 
jegislative, determine la rt'parlition des Services entre les membres du Gouver- 
nement, le mode suivant lequel ils exercent leurs attributions et les cas daos 
les.quels ils delibken^ en coUege. 

*) 5 Fre9* ^ IVt 2%fr. JVst. 
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Art. 60. ILcin AbgeordntAtr liaMi wa^ea 4tr yon ihm in Ausübung 
seiDf^s Berufes geäusserten Meinungen oder veg^ S&dbt Afestimmujlg beengt 
flder zur Rechenschaft gezogen werden. 

Art. 70. Kein Abgeordneter darf während der Dauer des Landtags, 
ausser im Falle der Ergreifung auf frischer That, strafrechtlich belangt oder 
verhaftet werden ohne £rlaubniss der Kammer. — Keine Körperhaft kaon 
gegen eines ihrer Mitglieder während des Landtags ohne die nimUcbe firmäch^ 
lignog Tollsogen werden. Die Haft eines AbgeoidDeten oder die Ae^Dgung 
desselben wird» wenn die Kammer es begelirt» wSfaieiid des Landla|p and 
dessen gante Dauer ausgesetzt 

Art. 71. Die Kammer bestimmt dufdi ibre GescbSftsordiiang die Art 
und Weise der Ausübung ihrer Befugnisse. 

Art 72. Die Sitzungen der Kammer werden an dem Orte gehalten, wo 
die Verwaltung des Grossherzogthums ihren Sitz hat. 

Art. 73. Die Knmmer tritt von Hechtswegen jedes Jahr am ersten Dien- 
stage des Monats Octobcr zum ordcnlhchen Landtage zusammen. Der Land- 
tag wird vom König Grossherzog in Person, oder in seiiii;iii .Namen von einem 
W dies^ Zwecl^e ernannten BevoUaiaciiliglen eröffnet und geschlossen. 

Art 74« Der K$nig Gnmbenog kann die Kanuner auaserordentlicb 
einberufen. 

Art. 75. Der König Grossherzog kann die Kammer vertagen. Die Ver- 
tagung darf jedoch die Frist von einem Monat nicht iibersrhrritcn, nnd wäh- 
rend desselben Landtags ohne die ZusUmmHOg der Kvumfir nicht w^ederM^ 
werden. 

Art 76. Der König Grpssberzog bat das Hecht die Kammer aufzulösen. 
Die AufljBsungs-Acte entbllt die Einberufung der WaMminiier binnen den 
Haddien dreissig Tagen, und die Einbemfung der neuen Kammer binnen den 
darauf folgendeii sehn Togen. 

Art 77. Jedem Abgeordnden wird auf die Staatskasse a!& Entscfaadi* 

gung eine Summe von fOnf Franken für jeden Tag seiner Anwesenheit oder 
Reise bewilligt. Diejenigen, welche in der Stadt wobnon, WO derLandU^; ge- 
iialten wird, erhalten keine Entschädigung. 



FiinftesCapitel 
Vm der Bepmmg des Gro9ditrxo§lhum, 

Art 78. Die Regierung des Grossherzogthums besteht aus höchstens 
föpf Mitgliedern , welche den Titel General-Administratoren führen. Sie ver- 
walten das Land unter Beobachtung der Gesetze und Verordnungen. 

Art. 70. Der Kimig Grossherzog ernennt und entiässt die Mitglieder der 

Regierung und \>ahU unter ihnen einen Präsidenten. 

Art 80. Jedes einzelne Kegierungs-Mitglied ist verantwortlich für die 
Acte, welche von ihm in seinem respectiven Dienstzweige ausgegangen sind. — 
Eine der ersten gesetzgebenden Versammlung zur Genehmigung vorzulegende 
Dienstordnung bestimmt die VertheÜung der Dienstzweigo unter die Mitglieder 
der Efigierongi den GeaebäfUgang für die Amflbimg üiiNirBifugnis^ und dio 
FiUOk in volt^iBiL sio ffflWwHwfr boKatiua. 
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Art. 81. II Q'y a cntre \es membres du Gouvernement et leRoi Grand« 

Duc aucune autorite intcrmrdiairc. 

Un sccrt'taire pour los a^^aires du Grand-Duchee de Luxembourg est 
attachö au cabinel du lloi Grand-Duc. 

Les attribulions de ro iunctiunnairo sont de contresigner les decisions 
royaks et d'exprdier ies aüaires du Grand-Duchö. 

Les döcisions du Hoi Grand-Dur sont consi^'necs cn double minutc: 
l'une est döpos^e aux archives du Gouvernement k Luxembourg» l'autre reste 
au secr^tariat. 

Art. 82. Les membres du Gouvernement ont Icur entr^e dans laGham- 
bre, et doivent Strc entendus quand ils le demandeuL 
La Chambre peut requörir leur pr< scnce. 

Art. 83. £d auean cas, Tordre verbal ou ccrit du Roi Grand-Duc ne 
peut soustraire un mcmbre du Gouvernement a Ja responsaLilitc. 

Art 81» La Cbambre a le droit d'aocuser let membres du Gouverne- 
ment. — Une loi d^terminera les cas de responsabilit^, les peines k infligft «t 
le mode de proc^er. soit sur l'accusation admise par la Chambre» seit sur 
la poursuite dfis partiea Ihies, 

Art SS. Le Roi Gnnd^Duc ne peut fisdre griice au membre du Gou.- 
Temement condaronö» que sur la demande de la Chambre. 

» 

Ghapitre VI 
De h Juiüee, 

Art. 86. Les contestations qui ont pour objet des droits civils, sont 
ezdusivemcnt du rossorl des tribunanx. 

Art. 87. Les contestations qui ont pour objet des droits poliliques» 
sont du ressort des tribunaux, sauf les exceptions «lablies par la loi. 

Art. 88. Nul tribuna], nulle juridiction contentieuse nepeut ^tre etabli 
qu'en vertu d'une loi. II ne peut ^tre cree de commissions ni de tribunaux 
extraordinaires, sous qudque d^nomination qne ce soit. 

Art. 89. U est pourvu par une loi k Porganisatton d'une cour superieure 
de justice. 

Art. 90. Les audiences des -tribunaux sont publiques» i moins que 
oette Publicity ne soit dangereuse pour I'ordre ou les mceurSt et» dans oe cas» 
le tribunal le d^dare par un ^ugem<»it. — En mati^re de delits politiqucs et 
de presse, le huis^dos ne peut ^tre prononc6 qu'ä l'unanimiti. 

Art 91. Tont jugement est motiv^ II est prononc^ en audience 
publique. 

Arl. 92. Le jury est 6tabli au moins pour les crimes et ddlts politiqoes 
et pour däits de presse. 

Art. 93. Les juges de. ptix eQles jugcs des tribunaux sont directenmit 
liommb par le Roi Giand-Ouc -*Les oonsdflers de la ooor et ks pr^deiM et 
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Art. 81. Zwischen den Mit{:^1iodem der Regierung und dem König 
Grossherzog besteht keine Millclbehurde. 

Für die Angelegenheiten des Grossherzoglhums Luxemburg isl dem 
Cabinele des Königs Grossherzogs ein Secretir beigegeben. 

Dieser Beamte hat den Auftrag, die IrdnigUcben Beschlösse lu contra- 
Signiren und die Erledigung der das Grosshenogthum Luxemburg betreffenden 
Geschäfte zu besorgen. 

Pio EntSchliessungen des Köni{^ Grosshcrzofrs worden in doppeller Cr« 
kimdc ausgefertigt; die eine wird im Archiv des Grossherzoglhums niederge- 
legt, wahrend die andere im Secrctariate TerbleibU 

Art. 82. Den Mitgliedern der Regierung steht der Bintritt in die Kam- 
mer in. Sie müssen, wenn sie es begehren, gehört werden. 

Die Eanuner kann ihre Anwesenheit Terlangen. 

Art. 83. In Itein^ Falle kann der mUndliche oder schriftliche Befehl 
des Königs Grossbenogs ein Mitglied der Regierung der Verantwortlichkeit 
entziehen. 

Art 84. Die Kammer hat das Hecht, die Mitglieder der Regierung in 
Anklagezustand zu versetzen. — Ein Gesetz wird die Verantwortlichkeitsfälle, 
die au veriäiQgeDdett Strafen und das Verfahren bestimmen, welches sowohl 
hei einer von der Kammer aufjgenommenen Anklage, als hei einer Behngung 

von Seiten des verletzten Theiles zu beobachten ist. 

Art. 8'i. Der Konig Grussher/.og kann ein rerurtbeÜtes R^erungsmil- 
glied nur auf Antrag der Kammer begnadigen. 

Sechstes GapiteL 

Fof» dfT Jusia, 

Art 86. Die Streitigkeiten, welche biirgerliche Rechte lum Gegenstande 

haben, gehören an«:srb!icss1irh vor die Gerichto. » 

Art. 87. Die Slreili;^k( ilen, welche politische Rechte zum Gegeiibtande 
haben, gehören vor die Gerichte, vorbehaltlich die Ausnahmen, welche das 
Gesetz aufetellt 

Art 8& Kein Gericht, kerne eontentidse Gerichtabarfceit kann anders, 
ab kraft eines Gesetzes eingeführt werden. Ausserordentliche CSonunissionen 
oder aiissoTOCdentliche Gerichte können unter keinerlei Benennung gebildet 

werden. 

Art 89. Die Einrichtung eines Obergerichtshofes ist durch ein Gesetz 
vorgesehen. 

Art 90. Die Sitzungen der Gerichte sind ölfentlich, es sei denn, da^ 
diese Oeffentlkhkeit die Ordnung und die Sitten gefährdet, und in diesem 
Falle erklärt das Gericht solches durch em Urtheil. — Bei politischen und ' 
Press-Veigehen kann die Oeffentlichkeit nur durch Stimmeneinheit ausge- 
schkissen werden. 

Art. 91. Jedes Urtheil giebt die Kntscheidungsgrüode au, und wird in 
öffentlicher Sitzung gesprochen. * 

Art 92. Das Geschwomengericht besteht wenigstens für die pohtischcn 
Verbrechen und Vergehen, und<fbr die Pressvergehen. 

Art SS. Die Friedensrichter und die Richter hei den Bezirksgerichten 
werden unmittelbar vom König Grossberzog ernannt, <~ iMeRöthe beim Ober^ 
gotteht, die Frasidentn uul die Vice-Präaid€iit«D der Besirksgmhl« 
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vice-presidents des tribuQaux d'aiTondissefiMnfs sont Domm^s par Je Eoi Gmid- 
Duc, Sur l'avis de la Cour siipericiire de justice. 

Art. 04. r.ps juges des tril)unau\ d'arrondisscment et les conseillers 
sont nomnu'S a vie. — Aucuu d'cux nepout etre prive de sa place ni suspendu 
que par un jugeraent.— Le deplacement d un de ces juges ne peut avoir li^ 
qae par une nomination nouvelle et de son consentement. 

Tputefois, en cas d'inririnite ou d'inconduite, il peat Stre suspenda« 
voqu6 ou deplaco, suivant les coDdiUoQS d^termin^es par la loi. 

Art. 95. Les iraitements des membres de Tordre jadidaire sumi fisiSs 
par la loi. 

Art 96. Aucun juge m ptnl aocepler du Gowremetnent des fonctions 
salari^es, a moins qu'il ne les ezerce grataitement, et sauf les cas d'mcompa' 
tibflil« d^emin^sTpar la loi. 

Art. 97. Des lois particuliires r^Ient l'or^nisation des tribuiiaux mill- 
taires, leurs atlribulioiis» les droits et obligations des meoibfefr de oes tribil- 
naux, et la dur6e de leurs fonctions. — 11 peut y aroir des tribsnaux de eoUH 
merce dans les lieux d^raiii^ paf la loi. EUerigle leur Organisation, leurs 
attributions, le mode de nbniittation de leurs membres» et la dur^e des fonc- 
tions de ces demiers. 

Art. 98. La Cour supirieure de justice prononoe sur les conflits d'at- 
tributioDS d'apr^ le mode r^gl£ par la loi. 

Art. 90. Les Gonrs* et tribunaux n'ajppliquent les arr^ties et rigle- 
ments g^n^reus et locaux qu'aUtaiit qii'ils sont conformes aux lots. 

Ghapitre VH.' 

De la Force publique. 

I 

Art. 100. Tüut ce qui concemela force arm^eest r^glö par k. loi»* sauf 
ks obligations fed^ales. 

Art. tOl. L'organiSBtion et les attributions dr lagendarm^tte ftittt iob^ 
jet' dHine loi. 

Art. 102. II peut Stre form^ .une garde civique, dont TorganiaatioD est 
r^gUe par la loi. 

Cüapitre VUi. 
. De finmcet. 

Art 103; Aueun impöt au profit de VBUi ne peut toe ^Ui que par 
une lob Aueune cKarge, meune imposition comtniunale ne ptsttt £tre ^triie qy^ 
du consentement duconseil communal. — La loi d^termine lös exceptibi&d&ilt 
l'experience demontrera la necessite relativement aux imposilions comaiunalett 

Art 104. i.es irapöts au pro<it de riüat sont vot^s annuellement — 
Les luis qui les elabUsseut u uiil de iuivt que pour un an si elles nO SSOl 



Digitized by Google 



m 

• 

mden inm König Grosshenog «of das GnliiGliteii des Obergerichtibofes er^ 
nannt 

Art, M. Die Riditer an den Bezirksgerichten und die Obergericfatorätfae 

werden auf Lebenszeit ernannt — Keiner von ihnen kann anders, als durch 
ein förmliches Urtheil von seinem Amte ganz oder zeilweise entfernt werden. 
— Die Versetzung eines dieser Richter kann nur durch eine neue £raeuauQg 
und mit seiner Einwilligung geschehen. 

Jedenfalls kann er wegen Kr-nikUchkeit oder schlechten Betragens sus- 
pendirt, abgesetzt oder versetzt werden , und zwar gemäss den gesetzlidi Lc- 
•tiinmlen Bedingungen. 

Art. 96. Das Gesets bestimmt das Gehalt des Richterpersonals. 

Art 06. Kein Richter Icann von der Regiemng einen besoldeten Dienst 
annehmen, sofern er ihn nicht unentgeltlich versieht, und vorbebaltlicfa der 
Fälle der Unvereinbarkeit, wie sie das Gesets au&teUt. 

Art. 97. Besondere Gesetze ordnen die Einrichtung der Militär-Gerichte, 

ihre Refnc^^nisse, die Rechte und Pflichten der Mitglieder dieser Gerichte, und 
die Dauer ihrer Amtsfiihrnng. — Es können Hande!?^erirhle an den Orten be- 
stehen, welche das Ciest lz bestimmt. Letztere^ oniiiei ihre Einrichtung, ihre 
Befugnisse, die Art der Erneimung ihrer Mitglieder und die Dauer des Amtes 
derselben. 

Art» 98. Der Obergerichtsliof entscheidet nach der gesetzlich bestinun- 
ten Weise Über die Gompetenz-Gonflicte. 

Art 90. Did Obergerichtshöfe und Geridite bringen die allgemeitten 
und örtlichen BescblOsse und Verordnnngen nur in so fern in Anwendung^ 
als dieselben mit den Gesetzen ttbereinstisunen. 

SiebentesCapitel. 

Vm der öffentKchm Macht. 

Art. 100. Alles was die bewafTnetc Macht betrüTt, ist durch das Gesets 
geordnet, vorbehaltlich der Bundcs[»llicliien. 

ArL iOl. Die Einrichtung und die Befugnisse der Gensdarmerie sind 
Gegenstand eines Gesetzes. 

Arlt 102. Ks kann eine BOrgergarde gebildet werden, deren Einrichtung 
durch das Gesetz geordnet ist. 

Achtes Ga pi te I. 

Vm dm Finanzm, * 

Art. 103. Keine Abgabe zu Nutzen des Staates kann anders, als durch 
'ein Gesetz eingeführt werden — Keine Gemeindclast oder AuDagc kann ein- 
geftihrt werden, ohne Einwilligung des Geraeindcraths. — Das Gesetz bestimmt 
die Ausnahmen, deren Nothwendigkeit hinsichtlich der Gemeindeauflagen sich 
aus der Erfthrung ergehen vird. 

Art. 1(M. Die Abgaben zu Nutzen des Staates werden jSbriich voUrt.— 
Die Gesetze, durch welche dieselben bewilligt sind, haben nur auf ein Jahr 
Kraft, wenn sie nicht erneuert werden. 
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Art 105. n ne pffiil «Uf ^tobli de privll^« en iMtttnfcdSaiiAUi Mit 
cxemption ou mod^nition ne peot ^btt ^abfie que par une loi. 

Art. 106. Hots les cas fonncUemeDt except^ par la loi» aOicune r^tri« 
Imtion ne peut 6tre eiig^e des dtoyens ou des etatblissent^ poblics qu'l 
titre d'iinpdt au profit de l'Etat ou de la commiwie. 

Art. 107. AiicuDe pension, aocon traitenieDt d'atttnte» aneme gratir 
Itcation k h. Charge du tr^sor ne peuveut Mie aeoosd^ qu'en veita d» 1« kii 

Art I0& Gbaqoe aon^, la Cbambre an^le k k» des comples et fole 
le bndget — Tentes les recettes et difpense» de l'ttat doiTcnt toe port^ 
ttt budget et dans les comptes. 

Art 100. Üne Chambre des comptes. est cbarg;^ de l'eiamen et de la. 
liquidation des comptes de l'administration g^nMe et de toqs les compUbles 
envers le tr^r public ^ 

La loi regle son Organisation, Teieicice de sea altribntiOBS et le mode 
de nonünatioD de ses membres« 

La cbambre des comfttes veille k ce qu'ancun arlide de depenses da 
budget ne seit dcpass^. 

Aucun transfert d^unc section du budget a l'autre ne peut ^tre effectuö 
qu cü vcrlu d'une loi. 

Cependanl ks mombrcs du Gouvernement peuvenl opcrer, dans leurs 
Services, des transfcrts d'cxccdants d'un article a l'aulre daub la meme section 
k Charge d'en jusUfier dcvanl la Chambre. 

La chambre des comptes arrete les comptes des diflTcrentes administra- 
tions de l'Etai, et est charLn e de recueillir a cet effet tout renseignement et 
toute picce complable iKcessaire. Le compte gcneral de l'Etat est soumis i 
la Chambre des depules avec les observatioDS de la chambre des comptes. 

Art. IlO. Les Iraitements et pensious des ministres des cuites sont k 
«bärge de l'£tat et rcgles par la loi. 

Gbapitre IX. 
Des communis, 

Art. III. Les institutions communales sonl riglccs par la loi. — Cettc 
loi consacrc rapplicalion des principes suivants: — 1° relection dirccle, sauf 
les excepüons que la loi peut etablir a r»-gard des cheCs des administrations 
communales; — 2» rattribution aus conseils cotnmunaux de tout ce qui ost 
d'inlerei cuaimuiial, Sans prtjudice de l'approbalioji »le Icurs actes, daos its - 
cas et suivant le mode que la loi d^ lerminc; — S*" la pubiicile des seances des 
consiil» cuuiiauneaux dans les limites etablies par la loi; — 4*" la publiatt- 
desbudgelsct des comptes; — 5» l'intcrvention du Koi Grand-Duc ou du pou- 
voir legislatif . pour cmpecher que les conseils communaux ne sortent deleur» 
attributions et ne blessent linieret g^^rat 
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Art' lOH. F5 Varn hinsichlltrh der Abijnbijn ^eine Bevorzugung einge- 
führt werden. Keine Befreiung oder £nnässigaDg kann anders statt finden» 
als kraft des Gesetzes. 

Art. 106. Ausser den durch das Gesetz förmlich ansp^pnommenen Fällen, 
kann den Staalsbürgerti oitr den utTenllirhen Anstalten keine Gebühr abfre- 
fordert werden, welche nicht Abgabe zum Be:>teu des Staates oder der Ge- 

ftdnde firt. 

Art. 107. Keine Pension, kein Wartegeld, keine Gralification zu LatteAi 
der Staatscasse kann anders bewilligt werden, als krafl des Gesetzes. 

Art 108. Jedes Jahr stallt die Kammer die Staatsrechnung durch ein / 
Gesetz fest, und bcsiinimi das JbudgeL ~ Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Stattfls Aiiteseii im Budget und In den Rechnungen eingetragen sein. 

Art. 109. Eine Rechnungskaminer hat die Rechnungen der allgemeineti 
Verwaltung und Aller, welche der Slaats-Kasse rechnungspflichlig sind, zu 
prikfen und in liqoidiren« 

Das Gesell ordnet die £inriditnng derselben, die Ansfibung ihrar Be- 
fugnisse, und die Weise der Ernennung ihrer Mifglieder. 

Die Rechnungskammer wacht darüber, dass kein Ausgabe-Posten des 
Hödgeb übeischrilten werde. 

Nur kraft eines Gesetzes darf ein Uebertrag aus einer Abtheilung des 
Bttflgfets in eine andere bewerksttolUgt werden. 

Jedoch ist es den Mitgliedern der Regierung gestattet, in ihren Dienst* 

rwefgen Ueherschiisse von einem Ardkrl nnf cinrn andern der nnmlichen Ab« 
ibeilung zu Idu rlr.if2;(:n, vorbehaltlich der Hechticrti-ung bei der Kammer. 

Die Rechnungsk.inimcr schüessl die Reclmunficn der verschiedenen Ver- 
waltungen des Staates ab, und hat zu diesem Zwecke jede Auskunft und jeden 
erforderlichen Rechnungsbeleg einzuziehen. Die allgemeine Slaatsrecbnung 
wird der Kammer der Abgeordneten nebst den Peinerkungen der Rechnungft- 
kawiner Torgolcgt. 

Art. 110. Die Gehalte und Pensionen der Cultus-Diener sind zu Laoten 
Hb Staates und durch das Gesell geordnet, 

Neuntes Gaptitel. 
Von den Gemmdm, 

Art III. Die Gemeinde-Einriditungen sind durch das Gesell geordnet 
Dieses Gesetz stellt die Anwendung folgender Grundsätze fest : — 1) die di- 
recle Wahl, vorbehaltlich der Ausnahmen, welche das Gesetz hinsichtlich der 
Vorsteher der Gf^meinde- Verwaltungen aufstellen kann : — 2) die Ueberwci- 
sungen an die Gemeindcrathe von Allem , was die Communal-Interessen be- 
trifit, vorbehaltlich der Genehmigung ihrer Acte m den Fällen und in der 
Weise , welche das Geset« bestimmt; — 3) die Oeffentlichkeit der Sitzungen 
der Geneinderäthe in den gesetificb' vorgeschriebenen Grenien; — 4) die Oef^ 
fenüicfakeit der Budgets und der Rechnungen; — 5) das Einschreiten des 
Königs Grossherzogs oder der gesetzgebenden Gewalt, um zu verhindern, dass 
die Gemeinderäthe ihre Refognisse ttberschreiten» oder das allgemeine Interesse 
verietien; 
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Art. 112. La redactiun des acles de l'ötat civil et )a tenue des registres 

soiiL exclusivomeul daas Ics ulUibuLious des aulorites cooimuuales. 

Chapitre X. 

Dispositimu yäierales. 

Art. 113. La Tille de Luxembourg est la capitale du Grand -Duchv et 
le ci6ge du Gouveraement ^ Le si^ge da GouTerncmaiit ne^ peut ^tre d^lac^ 
qne momentandmeDt pour des raisons graves. 

Art. 114. Aucunlserment ne peat ^tre imposequ^eo vertu de 1a loi; eile 
en d^termlne la formule. ' 

Gependaot los membres de la Chambre et tout fonctionaiie public dvil 
OQ militaire, pr^tent serment ji la Gonstitnlion. 

Art. 115. Tont ftraoger qni se troove sor le* territoire du Grand- 
Duch^ jonit de la protection accord^ aux personnes et aux biens, sauf Ice 
eieeptioDS stabiles par la loi. 

^ Art. Uft. Aucune loi> aueun arrtte ou r^glemeut d'admiQistralioii gd- 
.nMe ou communale» n'estobligatoire, qu'aprb avoir ft^ publik daus la forme 
d^termin^e par la loi. 

Art 117. La Constitution ne peut ^tre suspendue en toot ni en partie. 

Art 118. Le pouvoir I^gislatif a le droit de dödarer qu'il y a lieo i 
la rdvision de teile disposiüon constitutionnelle quil designe. — Apres cctte 
dcclaratioD, la Chambre est dissoulc de plein droit. — II en sera convoque une 
Qouvelle, conforra^ment a Tart. 76. — Celle Chambre slalue, de commun accord 
avcc le Roi Grand-Diic, sur leü poinls soumis ä la rcvision. — Dans ce cas la 
Chambre ne pourra deliberer, si Irois quarts^au niuin^ des membres quj la 
composenU ne sont presents; et nul changement ne sera adopte. s'il ne rcunit 
au moins les deux tiers (Jcs suffrages. 

Art. 119. Aucun changement i la Constitution ne peut etre fait pen- 
dant une r6gence. 

Gha'pitre XI. 

Dispositions Transitoires et SuppUmentaires. 

Art. 120. Jasqu'ä ce qu'il y soit ponnra par une loi, la Chambre aura 
un pouvoir discr^tionnaire, pour accuser un membre du Gouvernement, et la 
Cour 8up6rieure, en assemblt^e generale» le jugera, en caracMrisant le delit et 
en d^terminant la peine. -^ Neanmoins, la pdne ne pourra exceder celle de 
la r^dnsioD, sans pr^judlce des cas expressement privus par les lois penales« 

Les oonseiUers de la Cour &isant partie de la Chambre* s'abstiendrost 
de tonte partidpation i la procddnre et au jugement 

Art. 121. A compter dujour oü la Constitution seia ex^toire« toutis 
les lob, tous les d^crets, arrftt^s, r^lements et autres actes qui y soiifc (p^ 
tfaireSf sont abrog^ * '''' 
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Art. 112. Die Ahlassung der CiviMandsacle und die Führung der Re- 
gisler gehureii ausschliesslicii zu den Befugnissen der (lemeindebehörden. 

Zehntes Gapitel. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 113. Die Stadt Luxemburg ist die Hauptstadt des Grossberiog- 
thums und der Sitz der Regierung. — Der Sitz der Regierung kann nur Tor- 

ubergehcnd aus gcwichtffjon Gründen verlegt werden. , 

Art 114. Kein Kid kann anders auferiegt werden» als kraft des Geset- 
zcs , welches die Eidesformel t)esiimmt. 

Dddi scbwÖren die Mitglieder der Kammer und alle öflfentlichen Civil- 
nnd Militir-Beamlen den Eid auf die Verfassung. 

Art 115. Jeder Fremde, weleher lieh auf dem Gebiele des Grossher- 
zogthums befindet, steht unter dem den Personen und dem Eigenthum gewihr' 
ten/Schutze, vorbphaltlich der durch das Gesetz beslimmton Ausnahmen. 

Art. Hfl. Kein Gesct?;, kein Boschluss, keine Verordnung der Staats- 
oder Gemeindeverwaltung sind verbnidUch, bis sie in der gesetzlich vorge- 
schriebenen Form verÖtleuLlichl sind. 

Art. III. Die Verfassung kann in ilirer VoOnelimig weder gani noch 
ffaeilweise snipendirt werden. 

Art. 118. Die gesetzgebende Gewalt bat das Recht zu erklären , dass 
es angemessen ist, ii^end eine von ihr bezeichnete constitulionelle Bestimmung 
einer neuen Prüfung zu unterwerfen, — Nach dieser Erklärung ist die Kam- 
mer von Rechtswegen ault^rl ist, — Eine neue wird gemäss Art. 76 einberu- 
fen. — Diese Kammer beschlicsst im Einvernehmen mit dem König Grossher- 
zog Ober die der Revision unterworfenen Punkte. — In diesem Falle kann 
die Kammer nicht beratfaschlagen, wenn nicht wenigstens drd Viertel ihrer 
Blitglieder gegenwärtig sind, und keine Abänderung kann angenommen wer- 
den« wenn nicht wenigstens zwei Drittel der Stimmen dafür sind. 

Art. 119. Keine Abänderung an der VerfaSSUngS^Crkunde kann w8h- 
rend einer Regenlscbafl vorgenonunen werden. 

Elftes Gapitel. 

Vcitvherg^mde und naehirägliehe BeOimtnmgen, 

Art. 1^. Ris zu auderwciter gesetzlicher Verfügung bat die Rammer 
das beliebige Recht, ein Mitglied der Regierung in Anklagestand in Yer^ 
setsen. und der Ohergerichtshof spricht über dasselbe in allgemeiner Ver- 
sammlung das ürtheil unter Bezeichnung des Vergehens, und Bestimmung dor 
Strafe. — Gleichwohl kann die Strafe uicht härter sein, als die Zuchthaus- 
strafe, vorbehaltlich der Fälle» welche durch die Stra^esetxe ausdrücklich Tor- 
geseben sind. 

Die Räthc des Obcrgerichlshofes, welche Mitglieder der Kammer sind, 
habcu Äich aller Tbeilnahme am Verfahren und am Urtheile zu enthalten. 

Art 121. Von dem Tage an, wo die VerfossungsoUrleunde in Kraft 
tritt, sind idle Gesetze» Decrete, Bescblttsse, Verordnungen und «Miere Acte^ 
weldie mit deraelbeii in Wideisprodi ateheoi «nfjBehobcii« 
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Art. La peinc de morl, abolie en matiJire polilique, e^t remplaccc 
par la peine immediatemeDt iaferieure, jasqu^ä ce qa'il y soit $Utu6 par la 
loi nouvcllc. 

Art. 12^J. En altondanl la rotu liisir n des Conventions pr6?ues a l'art 
23, les disposilions actuelles relatives aus cultes reslent en vigueur. 

Art 124. Jlnsqu'ä la Promulgation des lois et rc'glements pr<-viis aux 
art. 32, ßO, 0*2 et lOtf, les lois et reglemeiits acUieUemeol eo vigueur, cuntinuenl 
a elre appliqut's. 

Art. 125. Dans les Irois mois de la Promulgation de la pr< sente Con- 
stitution, tous les conseils communaux du Graiid-Diicb6 seront reaouvdcs con- 
fofmement a la loi t'lectorale nouvelle. 

ArL 126. La ConstitulioD d'Etats du i2 octobre 1841 est abolie. 

Toutes les aatoritäs oonservent et exercent leurs attributions, jusqn'ii ce 
i|ti'il 7 ait etc autrcment pourvu, conrormoment k la Constitution. 

Art. 127. Les Etats d^darent qu'il est necessaire de pourvoir, par del 
lois Separees, et dans le plus conrt dclai possible» aus objets saivants: 

I. Revision du syteme des impots; 

If. Räfision de la loi sar les cbemins victBanx» de eelle de l'instruction 
primaire, de la loi commiinale» de la loi wt les pensfbiilf dft U Ifatt 
des pensJons et des traitements d*atteiite; 
IIL Legislation militaire; 

IV. La presse; 

V, Le jnry; 

IV. ResponsabiUt^ des membres da Goavemeiiitet; 
vn. Code forestier et mral; 
VIIL Le nolariat; 

IX. Le Cumul; 

X. ExpropriattOD pour cause d*atilil^ publique; 
XL FaiHlte et sursis; 

XIL Revision dn dispositious sur les oollectes & domieile* 
Sign6 en double et sceUi de Kotre soeau Royal Grand-DucaL 
A La Haye, le 9 julltet 1800 c|iiara&te*hult 

GLILLAUME. 
Par le Roi Grand-Duc: 
Le Conspillcr k la Cour supörieure de justice, 
Charge de la direclion interimiiire de la 
cbanceUerie d'£tat. 
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Art. 122. Die IQr politische Verbrechen abgesebafRe Todesstrafe iat 
durch die unmittelbar darauf folgende gelmdera Stnfe ersetzt, bis das neue 
Gesetz anders darüber verfügt hat. 

Art. 123. Bis zum Abschlüsse der durch Art. 23 vorgesehenen Ver- 
träge bleiben die jetzt in Sachen der Gülte geltenden Bestimmungen iu KrafU 

Art. 124. Bis zur Veröffentlichung der in den Art 32, 60, 02 vnd 100 
«rwSbnten Gesetze und Verordnungen, werden - die jetzt in KrafI stehenden 
gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen auch fi»nbin in Anwendung 
gehracht 

Art. 125. In Zeit von drei Monaten nach Veröffentlichung gegenwärti- 
ger Verfassung werden alk; Gemeinderäthe des Grossherzogthiims in Gemäss* 
heit des neuen WahlgescUis erneuert. 

Art. 126. Die landständische Verfassung \om 12. October 1841 ist 
anfjsehoben. 

Alle Behörden behalten und Oben ihre Baftignisse« bis nach anderwei* 
tiger Verfügung, in Gemässbeit gegenwlrtiger Verüssung. 

Art. 127. Die Landständc erklären, dass es nolhwcnftitr ist, durch be- 
sondere Gesetze, und in möglichst kürzester Frist, fiir folgende Gegenstände 
XU sorgen : 

i. JüeviSiüu des Steuer-Systems; 

n. Revision des Gesetzes Ikber die Gemeinde -Wege; des Gesetzes Uber 
den Primllr- Unterricht; des Gommunal-GeieUes} des Gesetzes über - 
die Pensionen und der Liste der Pensionen und dei? Wartegehalte ; 

Illr Militär- Gesetzgebung; 

IV. die Presse; 
V. das Geschwornengericht; 

VI. die Verantwortlichkeit der Mitgiiedex der RegieruQf^; 
Vit. das Forst- und Rural-Geseti; 
VIIL das Notariat; 
IX. Cnmolation; 

X. £xpropriaiion zum Zwecke des dffentlichen Wohles; 

XI. Fallite und Zahlungsfristen; 

XII. Revision der Bestimmungen über Ilaus-Collecten. 

la du^ipciier AublerLiguDg unterzeichnet und mit Unserem KünigUcjh- 
Ciro;^erzoglichen Insiegel versehea 

Im Ha^ den 9. Juli 1800 acht und vierzig. 

WlLimUL 

IHirch den König Grosshenog: 
Her Obergerichtsrath, 
einstweilen mit der Ldtnng der SUatskanzlei beaoftngW 
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Das KöDigreicli Belgien. 



Quell en und Hülfsmlttel* La Constitution de la Bolgique, 
ßruxelles 1831. Fol — Staatsacten, Stuttgart Bd. \X — XXII. — Pölitz, 

Verfassungen. Bd. II, S. 230—49. — Dr. A , Belgien und Holland: eine 

Untersuchung Uber Belgiens Verhältnisse zu llolland mit besonderer Rücksicht 
anf die Trennungsfrage, nebst ActenstUcken, Frankfurt a. H. 1832, 8to. Diese 
Yertheidigungsschrift und das auf S. 178 angefahrte Werk von Kevernbetig 
stellen die Verhältnisse von dem Standpunkte des Oranischen Interesses dar: 
die beiden folgenden nehmen den National -Belgischen Standpunkt ein. No- 
homb cssai historiqiic et politiquc siir la revolution Beige, Bruxelles, 3me 
ediu 1834. 8to.: nach dieser Ausgalu ist von Prof. Dr. Ad. Michael eine Deut- 
sche Uebersetzung bearbeitet und mit Anmerkungen und Zugaben ausgestattet, 
StQttgart 1836, 8to. ~ B. C. Dumortier, la Belgiquc et les vingt-quatre 
Ariides, seeonde edit Broxelles 1838. 8to. Als allgemeines Hiirsmiltel t. 
Heuschling, essai sur la statistique generale de la Bclgiqiie, 2nie edit Bruxel* 
k's I84I, 4to. und das Supplement 2u dieser Ausgabe, Broxelles 1844» 4to.; 
GhapU. VI. Gouvernement e^ adoainistration. — 



Für die historacbe EinleituDg zur VerTassung dieses Königreichs 
n^nne ich uniDittelbar den Faden aus der Geschichte der Verfassang 

des KÖDigreichs' der Niederlande,^ bei der Trennung beider Theiie im • 
October des Jahres 1830, auf (vergl. ob. S. 215—20.), so dass ich 
mich weder anf die früheren politischen > eiliaitnis.se der Belgischen 
Landej noch auf die dort angegebenen Momente aus der Geschichte 
des vereinigten Reichs weiter einlassen darf. 

Nach den Vorlagen der \'erfassungs-Commission haUc die pro 
Tisorische Regierung schon am 15. October angeordnet, dass der IVa- 
tional-Congress aus 181 Alitgliedem (Südbiabant mit 27, Ost- 
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flandern mit 35, Westflandern mit 28, Möns mit 30^ Antwerpen mit 
18, Namur mit 10, Limburg mit 17 und Luxemburg mit 16) zuMm- 
mengesofzt, durch eine spätere Anordnung bis auf 200 Mitglieder er- 
höbt, die Wahlen für dieselben gemeinschaniich am 3L October vor- 
genommen werden md die Eröffnong des Congresses am 3. Novem- 
ber 1830 stattfinden sollte. Bei dem Grossherzogthum Luxemburg 
war kehie Bücksicht. auf sein Veriialtniss zum Deutschen Bunde ge- 
nommen, wdl es früher mit den Oesterreichisch -Belgischen Provin- 
zen vereint gewesen war^ und weil man dort auch der sympathisi- 
renden Stimmung des Volkes für das Yerbleiben hei Belgien gewiss 
zu sein glaubte. 

Der Verfassungsentwurf war von der Ckimmlssion bereits am 
^7. October vollendet*) und der provlsorisdien Regierung ubergeben: 
zu den früheren acht Mitgh'edern war noch Nothomb hinzugetreten. ^ 
Die ersten allgemeinen Bestimmungen enthielten das Entscheidende 
für die künftige Existenz Belgiens: sie forderten, düss lielgien einen 
unabhängigen Staat bilden und mit den andern Staaten wie Macht 
mit Macht unterhandeln, dasb alle Gewalten von der Nation ausfliesseh, 
dass das Belgische Volk keines Fürsten noch irgend einer Familie 
Rechte aiil sii Ii anerkeimen, die älter wären als gegenwärtige Verfas- 
sung, und endiicli dass der National -Congress, nachdem er die Ver- 
fassung angenommen und bevor er sich autlost , zur Wahl des Staats- ' 
Oberhaupts schreiten und die Ordnung der Nacijiolge bestimmen soll . 
Alle diese Fragen waren in den ersten Sitzungen nach der Erööhung . 
des National -Congresses, die jedoch erst am 10. November erfolgt^ 
mit überwiegender Stimmenmehrheit und ohne lange Debatten ange- 
nommen. Nur die Form des Staates veranlasste noch einen längeren 
Kampf» da Potter und seine republikanische Parthei jeden Versuch 
machten, um für ihre Ansichten einen möglichen Erfolg zu gewiimen. 
Aber sie erlitten eine vollständige Niederlage, indem jede Sitzung 
mehr ihre. Unhaltbarkeit und Unbesonnenheit in das rechte Licht 
stellte, so dass hi der eilften Sitzung des National -Gongresses am 
22. November die erblich-monarchisch-constitutlonelle Staats- 
form mit 174 Stimmen gegen 13 angenommen wurde, upd nur eine 
um 22 Stimmen geringere Majorität (nämlich von 132 gegen 35) sich 
für ein Bepraa^tativ-Sjstem aus zwei Kammern entschied, fio»- 
hauh's Antrag auf die Einführung der Republik und auf AppellaliQD 



V Abgedrucki in Deutscher Uebersetzung in den Staatsacten, Bd. XX, 
5L 103 mtd Ui pQliU JBMf^päifeft« Verfassungen M //, 5. 290-31 - Sr 
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an das gesammtc Volk, um dessen Efilschcidung in den einzelnen 
Gemeinden über diesen V'orschlag zu vemehnien, \\urde mit starkem 
Unwillen versvorfon. Die beiden Kammern, sowuiil die der Senülo- 
renals ilie der Repräsentanten , sollten nach dem Congress- Beschlüsse 
"vom 17, December aus Wahlen hervorgehen, jödoch so, dass die 
erste Kammer nur halb so gross als die zweite sein, dagegen im ' 
umgekehrten Verhältnisse die Amtsdauer der Senatoren noch einmal 
so lang währen sollte als die der Repräsentanten. Die Beschlüsse 
des National -Congresses vom 24. November über die Ausschliessung 
des Hauses Uranien von der Hegenten wähl, so wie der Londoner 
Conferenz vom 20. December 18^J0 und ujm 28. Januar 1831 über 
die Anerkennung Belgiens als eines unabhängigen Staates, sind schon 
oben Seite 218 in der tiistorischen Einleitung den Niederlanden 
zusammengestellt 

Dfe innere Entwickelong des BelgischeD Staates ging inswischen 
rasch vor sich, wenn gleich die FVactlonen des National* Congresses 
sich durchaus nicht frei von der Einwirkung der Diplomaten auf ihre 
Yerhandlungeii erhalten konnten, indem besonders der FransÖsiscfae Be> 
voNmächtigte (Bresson) seinen viel vermögenden Einfluss geltend zu 
machen vi^usste, oft scheinbar gegen die Bestimmungen seines Cabi* 
nets, wenn man den Instructionen des Fhmzösiscfaen Gesandten hei der 
Londoner Conferenz Folge gab. Dies zelgtesidiam deutlichsten, isls beider 
Wahl des königlichen Oberhauptes am 3. Februar 183]. zur wahren 
Ueberraschung gleich bei der ersten Abstimmung die meisten Stim- 
men (88) auf den zweiten ifohn des Königs Ludwig Phih'pp von 
Frankreich, den Herzog von Nemours fielen, während der Herzog 
von Leuchtenberg , der älteste Sohn des vormalicen Vicekönigs Eu- 
gen von Italien, nur 07 Stimmen und der KrzhrTZüg Carl von Oe- 
sterreich, trotz der Anstrenijung der entschiedensten Ultraraontanen 
nur 35 Stimmen davon trugen. J)a auf solche Weise keine absolute 
Majorität erlangt war, so musste die Abstimmung wiederholt wer- 
den, und nun fielen von 192 Stimmen 97 auf den Herzog von Ne- 
mours, 74 auf den Herzog von Leuchtenberg und nur noch 21 auf 
den Erzherzog Carl. Der Herzog von Nemours wurde als König 
von Belgien in Brüssel ausgerufen. Ludwig Philipp musste allerdings 
die königliche Würde in üelgien für seinen Sohn am 17. Februar ab- 
iebnen, weil die Conferenz der Europäischen Grossmächte zu London 
schon nach dem Protocoll vom 7. Februar eben so wenig der Beru- 
fung des Herzogs von Nemours, wie der des Herzogs von Leuchten- 
berg, als eines Napoleoniden, auf den Belgischen Thron ihre Aner- 
kennung geben wollte. Diese Entscheidung der Conferenz zu Lon- 
don verletzte aber das Natjonalgefübl'des Belgischen Volks^ in weid« 
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jetzt wjüderum laute Sympathien für die republikanische Gestaltung 
sich kund gaben, \vie^^o}ll auch diese bei dem entschlossenen Wi- 
derstande aller fünf Grossni achte gegen die Einführung der repubh'- 
kanischen Furm in Belgien aui iveinen KrJoJ^ /ii rechnen hatte. Aber 
sogleich war in dem National -Congresse eine zweite Kunigswahl nicht 
durchzusetzen, man wählte eine T ebergangsform, durch welche das 
monarchische Element aulrecht erhalten werden konnte, ohne genö- 
thigt zu sein, einem andern, als einem eingebornen Belgier, provi- 
sorisch die höchste Executiv- Gewalt anzuvertrauen. Der Nationale 
Gongress bescbloss am 2d.iFebruar (mit 110 gegen 12 Stimmen) ei- 
nen BegenteD zu ernenneii, welcher bis zur definitiven Wahl des 
Staatsoberhaupts die Verwaltung leiten, aber während der Dauer des 
constituirenden National- Congresses keinen Antheil an der gesetzge- 
benden Gewalt haben sollte. Die Wahl wurde am nächst folgenden 
Tage vollzogen, sie fiel auf den Präsidenten des National- Gongresses, 
Baron Surlet deChokier fmit 108 Stimmen unter I5t). Derselbe 
wurde feierlich am 25. Februar 1831 als Regent eingesetzt» und an 
demselben Tage wurde auch die nach viermonatlichen Debatten pa* 
ragraphenwelse von dem National -Gongresse angenommene Verfas- 
sung als eine sanctiontrte mit voller verbindlicher Kraft für den neuen ' 
Staat verkündet Dies ist die noch heute aufrecht erhaltene 
Yerfassungsurkonde Belgiens, weldie die bewährte Kraft Ai- 
res inneren Gehaltes eben dadurch an den Tag gelegt hat, dass sie 
auch in den stürmischen Bewegungen der Jahre 1848 — 49' in allen 
ihren wesentlichen Bestaiidtheileii nn ai)p;eldslet blieb: ich lasse sie 
hier in Deutscher Üebersetzuny luigen. 

Die Staats- TerTajBisiuis Betgrtens 

vom 25. Februar 1831 *). 

Erster Titel. 
• Von dem SUtaUgdnete und seinen EiiUheihmgen. 
Art 1. Belgien ist ia Provinien eingetbelU. 

Diese Provinzen sind: Antworpcn, ßrabant, Westflandern, Ostflandem» 
Hennegau, Liitiich, Limburg, Luxembnrc; nnd liamttr,» mit Vorbehalt der 
Verhältnisse Luxemburgs zum Deutschen Uundc. 

Wenn das Staatsgebiet in eine grössere Anzahl von Provinzen einge- 
theilt "werden soll, so hängt dieses von dem Gesetze ab. 

Art. 8. Die (Interabtheilangen der Provhuen können nur dnrdi dit 
Cvesetz angeordnet werden. 

*) Das Original ist in mehreren Ausgaben und tormatm u.fulg. J. 
zu liriissel erschienen, unter dem Titel la Constitution de la Belgique. Mine 
Deutsche Ucbersetzung findet sich hei Pölitz Verf. Bd. IL S, 231 — 411, 
Bromme,lD. Verfatfunßen u, f. 10. Stuttg, 1848. 5. 88—103. 
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All. 3. Die Gränzen des Staates, der Pr-tvinztMi und der Gemeiaden 
köimcu our kraft eines Gesetzes verändert oder berichtigt werden. * 

Zweiter Titel. 

Von den Belgiern und ihren Rechten. 

Art. 4. Man erwirbt, behauptet und verliert die Eigenschaft eines Bei* 
gierSt nach den Bestimmnngrti des bürgerlichen Hechtes. 

Die gegenwärtige \ erfas-sung und die übrigen auf die staatsbürgerliclien 
(politischen) Rechte bezügUchei» Gesetze setzen, ausser dieser Kigenscbaft, die 
Bedingungen fest, weldie mr Ausfibang dieser Reebte erforderlich sind. 

Art 5. Das Bürgerrecht wird durch die geseUgebende Gewalt verlicheii. 

Nnr das grosse Bürgerrecht (la grande naturalisation) macht denFrem- 
deOb fi'ir die Ausübung der j)oh"lis(hen Rechte, dem Belgier gleich. 

Art. 0. Es gielH iu dem Staate keinen Standes-Ünterschied, 

Die Belgier sind vor dem Gesetze gleich; sie allein kiuinen bürgerliche 
und militärische Acmter bekleiden, mit Vorbehalt der Ausnahmen, welche in 
besofideni Fällen durch ein Gesetx angeordnet werden können. 

Art 7. Die persönliche Freiheit .(liberte indindnelle} ist ledern suge- 
sichert. Keiner kann anders gerichtlich verfolgt werden, als in den FälleD, 
welche das Gesetz vorausbezeichnet, und in der Form, welche dasselbe \or 
schreibt A»is?er dem Fnlle der Erarcifung auf frischer That, kann Niemand 
anders verhaltet werden, als krait eines richterlichen, mit Gründen ver- 
sehenen Befehls, welcher im Augenblicke der Verhaftung, oder spätestens bin» 
nen 84 Standen bekannt gemacht werden mnss. 

Art & Niemand kann wider seinen Willen seinem gesetdichen Sieb- 
ter entzogen werden. 

Art. 9. Eine Strafe kann nur kraft des Gesetses festgesetzt und zn> 
gefügt werden. 

Art. 10. Die Wohnung ist unverletzlich; eine Haussuchung kann our 
stattfinden in den Fällen , welche das Gesetx vorausbeseichnet, und in der 
Form, welche es vorschreibt 

Art. 11. Nur aus Rücksicht des öffentlichen Nutzens kann Jemand sei- 
nes Eigenlhums beraubt werden, und nur in den Fällen und der Art, welche 
das Gesetz bestimmt und vermittelst einer gerechten und vorgängigeu Ent* 
Schädigung. 

Art. 12. Die Sti-afe der GütereinziehungCconfiscatiun) i^anii nicht statthnden, 
Art 13. Der bürgerliche Tod ist abgeschafft vnd kann nicht wieder 
eingeführt werden. 

Art. 14. Die Freiheit jeder Gottesverehrung (culte), ihrer Ausübung, 
so wie die Freiheit, seine Gedanken zu äussern, auf welche Art es sein mag* 
ist zugesichert, mit Vorbehalt der Unterdriickung der Vergehungen, welche 
bei AiisLiiiung dieser Freiheiten begangen werden. 

ArU 15. Keiner ist gezwungen, auf irgend eine Weise an den Hand- 
faingen und Feierlichkeiten eines Gottesdienstes Theil xu nehmen , oder die 
Ruhetage desselben su beobachten. 

Art. 16. Der Staat hat kein Recht, sich in die Frnennung oder £in> 
Setzung der Diener ir^^end einer Goltesverehnnipf zu mischen, oder ihnen den 
Verkdir mit ihren Oberen und die Bekanntmachung ihrer Arien m untersa- 
gen; im letzteren Falle mit Vorbehalt der gewöhnlichen \ erantworliichkMl 
im Betreff der Presse und der BekanutmachuDg. * . 
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Die bürgerliche Heirath muss immer der priesterlichen Einsegnung vw- 
hergeh (>n, mit Vorbehalt der etwaigen Ausnahmen, welche durch das Gesetx 
2U bestimmen sind. 

Art 17. Der Unterricht ist frei; jede vorgreifende Maassregel ist unter- 
sagt; die Unterdrückungen von Vergebungen wird nur durch das Gesetz ge- 
ordnet Der öffentliche Unterricht, den man auf Kosten des Staates erthdlt, 
wird ebenfalls durch das Gesetz genauer bestimmt 

Art. 18. Die Presse ist frei ; die Geniur kann nie eingeffihrt werden ; 
es bedarf nnch krinrr SirherheitsJcistung von Seiten (Jer Schrin«lener. Verle- 
ger oder Drucker. Wenn der Srhriftsteller bekannt und in Belgien ansrissig 
ist , so kann der Verleger, Drucker oder Vertbeiler nicht gericbtiich verfolgt 
werden. 

Art 19. Die Belgier haben das Recht, sieh friedlich und ohne WaHini 
so versammeln, gemäss den Gesetsen, welche die Ansflbang dieses Rechtes 
bestimmen können, ohno as jedoch emer vorgangigen obrigkeitlichen Erianb- 
niss zu unterwerfen. 

Diese V^crRi^ng berieht sidi nirht mif die Versammlung unter freiem 
Himmel, welche gänzlich den Polizeigesetzcn unterworfen bieihl, 

Art. 20. Die Belgier haben das Recht, sich zu Gesellschallen zu verei- 
nigen; dieses Recht darf keiner vorgreifend«! Ifaassregel nntarwoffen werden. 

Art 21. Jed^ hat das Recht, an die öffentlichen Behörden Bittschrif- 
ten mit der Unterschrift von einer oder mehreren Personen einzureichen. 

Die eingesetzton Behörden haben allein das Reclit, im gemeinschaAli- 
chen Namen Bittschriften einzureichen. 

Art. 22. Das Briefgeheimniss ist unverletzlich. Da» Gesetz bestimmt 
die Beamten, welche für die Verletzung des Geheimnisses der der Post an- 
vertrauten Briefe verantwortlich sind. 

Art 23. Der Gebraneh der in Belgien üblichen Sprachen ist willktthr- 
lich : er kann nnr dnrch das Gesetz bestimmt werden, und nur iHr die Acte 
der öfTentlichen Behörde und für gerichtliche Handlungen. 

Art. Ilm öfTentliche Beamte für Handlungen ihrer Verwaltunc? ge- 
richtlich zu verfolgen» ist keine vnr:;nngige £rlaubnis5 nÖlhig, mit Vorbehait 
der Anordnungen im Betreff der Minister. 

Dritter Titel. 

Von dm GewaUm, 

irt 2d. Alle Gewalten c^ehen von der Nation aus. Sie werden auf die 
in der Verfassung festgesetzte \\ eise ausgeübt. 

Alt, 26. Die gesetzgebende Gewalt üben in Gemeioschait der iL()nig. 
die Kamner der Volksvertreter und der Senat aus. 

Art 21. per GesetsrorscMag (Initiative) gebührt einem jeden dieser 
drei Zweige der gesetsgebenden Gewalt Jedoch muss über jedes Gesetx, das 
' sich auf die Einnahme oder Ausgab« des Staates oder auf das Contingent des 
Heeres hezitht, zuerst in der Kammer «ler Volksvertreter abgestimmt werden. 

Art. s Die auth^iscbe Auslegung der Gesetze gebührt nur der ge* 
setzgebend CM Gewalt. 

Art. 2ii. Der König besitzt die uusUbende Gewalt, in der Art, wie sie 
in der Veriassuig angeordnet ist 

Art 3a Die richteriiche Gewalt wird durch die Gerichtshöfe ind Tri- 
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banale ausgeübt. Die Beschlüsse und Ürtheile werden im tarnen des Königs 
vollzogen. 

'Art. 31. Die Angelegenheiten, welche sich ausschliesslich auf die Ge- 
meuiden oder Provioieii bezieheo, werden, tiadi den Grundlagen der Stuts- 
verfassung, doreb die Gemeinde undProvinnal-RathsTerBammlongen geordnet 

Erstes Capitel. 
Von den Kammern, 

Art 32. Die Mitglieder der beiden Kammeni repriienGm die Naüon 
und nicht blos die Provinz oder die Unterabtheilung der Provinz, welche sie 
ernannt hat. 

Art 33. Die Sitzungen der Kammern sind öflcntlich. 

Nichts desto weniger kann sich jede Kammer auf den Antrag ihres Vor- 
sitzers (Präsidenten), oder von zehn Milghedorn, zu einer geheimen V ersamm- 
lung bilden. Sie entscheidet darauf durch ahsolute Stimmenmehrheit, ob über 
denselben Gegenstand nodunals eine iHfentfiebe Sitzung abgehalten werden soH 

Art. 34 Jede Kamoier untersucht die Tdlmacbten ihrer Mitglieder und 
prüft die Ausstellungen, welche sich über diesen Gegenstand eiheben. 

Art Man kann nicht gleichzeitig Mitglied h( iflor Kammern sein. 

Art. Mi Wenn ein MitgUed der einen oder der andern Kämmt r von der 
Regierung 7.u einem besoldeten Amte hernlen wird uud es dieses annimmt, 
so verliert es damit unmittelbar Silz und Stimme und erlangt seine Stelle nur 
Itraft einer neuen Wahl wieder. 

Art. 37. Bei jeder Session eroenpt eine Jede Kammer ihren Pr«tiden- 
ten» ihre Vicepräsidenten und ordnet ihr Bureau. 

Art. 38. Jede Beschlussnahme wird nach absoluter Stimmenmehrheit 
gefasst , mit Vorbehalt der Regulative, weiche durch die Kammer in Beziehung 
auf die Wahlen und die Vorschläge (Präsentationen) festgesetzt werden. Bei 
Stimmengleicheit wird der in Berathung gezogene Vorschlag verworfen. Keine 
der beiden Kammern kann einen Bescbiuss fassen, wenn nicht die HehizaU 
ihrer HilgUeder versammelt ist 

Art. 39. Die Abstimmung gesehieht entweder laut oder durdi Anilite- 
hen und Sitzenbleiben. 

Ueher die ganzen riesetzcni^s iirfe wird durch Namensaufruf und mit 
lauter Stimme abgestimmt. Die Wahlen und das Vorschlagen der Candidaten 
geschehen immer durch geheime Stimmengebung. 

Art 40. Eine jede Kammer^hat das Recht, Untersuchungen anzistelleD. 

Art 41. £in Gesetz kann nur von einer der Kammern angaunnmen 
werden, wenn über jeden Artikel einzeln abgestimmt ist. 

Art. 42. Die Kammern haben das Recht . die Artikel und die vorge- 
schlagenen \ erbesscruugcu abzuthctlcn und zu verbessern. 

Art* 43. Ks ist untersagt, den Kammern in Personj BittsJiriftea zu 
überreicht. Jede Kammer hat das Recht die an sie gerichteten Bittschtilleii 
an die Hinister zu überweisen. Die Minister sind verbanden, Auskimft 
über deren Inhalt zu erthcilen, wenn es die Rammer verlangt ' 

Art. 44. Kein Mitglied der einrn oder der andern Kamner kann ge- 
richtlich verfolgt oder zur Rechen schak tlir scinr Meinung und Stimme gezo- 
gen werden, welche es in der Ausübung seiner Dienstverhchtuagen ausgespro- 
eben hat. 
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Art. 45. Em .Miiglied der einen oder der andern Kammer kann wäh- 
rend der Dauer der Sitzungen nur tait Erlaubniss der Kammer, weicher es 
angehört, verfolgt oder festgesetzt werden, mit Vorbehalt der Ergreifung auf 
frischer TbaL Ein llitgUed der einen oder der andern Kammer kann wih* 
fcnd der Sitxangen nur dann verfolgt werden, venn dieselbe ihre Erlaubnua 
dazu ertheilt. Der Verhaft oder die Verfolgung eines jMitgliedes der einen 
O'lpr der andern Kammer kann während der Sitzungen und iUr ihre ginst 
Dauer aufgeschoben werden, wenn die Kammer e«; verlan^rt. 

Art. 46. Jede Kammer bestimmt durch ihre Ciescbaitsordnung den Gang, 
nach welcher sie ihre Gerechtsame ausuiit. 

Erste Abtheilung. 
Von der kammer der Volksvertreter iReprät$ntatiten,y 

Art 47. Die Kammer der Repräsentanten besteht aus den unmittrlhar 
von den Bürgern gewählten Abgeordneten, welche den durch das Wahlgesetz 
bestimmten Steuerbcilrag zahlen , der nicht lüO Fl Uberschreiten, noch unter 
2Q iL sein darf). 

Art. 49. Die Wahlen geschehen naeh den BintbfUnng^n der Provinien 
und an den Orten, welche das Geseti beltimmt. 

Art. 49. Das Wahlgesetz bestimmt die Zahl der Abgeordneten nach der 
Bevölkerung. Diese Zahl darf das Verhällniss eines Abgeordneten auf 40,000 
Einwohner nicht übersteigen. Das Wahlgesetz bestimmt (gleicherweise die Be- 
dingungen, welche erforderlich sind« um Wähler zu sein> und Air den Gang 
der Wahlen. 

Art 50. Um gewählt werden zu können, muss man: 

1. Belgier von Geburt sm oder das grosse Bürgerrecht erinlton 
haben; 

2. im Genüsse der bürgerlichen und staatsbürgerlidien Rechte; 

3. volle fünfundzwanzig Jahre alt; 

4. in Belgien wohnhaft sein. 

Keine andere Bedingung der Wählbarkeit kann erfordert werden. 

Art. öl. Die Mitglieder der Kammer der Volksabgeordneleu werdeii 
anf vier Jahre gewählt. Sie werden alle iwei Jahre» nach der in Wahlgesett 
angeordneten Reihenfolge, sur Hälfte erneuert Im Falle der Auflösung muss 
die Kammer vollständig erneuert werden. 

Art 52. Jedes Mitglied der Kammer der Volksabgeordneten geniesst, 
während der Dauer dor Sit^nnjren, ein^ monatliche Vergütung von 200 11.*"); 
diejenigen, w elche m der Stadt wohnen^ wo die Sitzungen gehalten werden« 
erhalten, keine Vergütung* 

Zweite Abtheilung. 

Tom Senate. 

Art. 53. Die Mitglieder des Senate werden nach Maassgahe der Be- 
völkerung einer jeden Provinz durch dieselben Bürger gewählt, welche die 
Mitglieder der Kammer der Volksvertreter wählen. 
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Art. 54. Der Senat besteht aus halb so viel Milgliedeni , als die Kam- 
mer der Volksvertreter. 

Art. S6» Die Senatoren werden ffir acht lahre gewlM^ Sie werden 
alle lier Jabre rar Hllfte, nach der im Wahlgesetze Torgeadiriebeaen Reibcn- 

erneuert. Im Falle der Auflösung wird der Senat vellitündjg erneuert. 

Art. 56. Um ala Senator gewühlt werden zu können, und es m blei- 
ben, muss man: 

1) Belgier von Geburt sein, oder das grosse Bürgerrecht erhalten 
haben; 

2) im Gennas seiner bUrgerlichen nnd staatsbltrieriiebeii Hechte; 

3) in Belgien wohnhaft; 

4) wenigslens vierzig Jahre alt sein: 

5) in Belgien wenigstens 1000 fl. direkte Steuern zahlen *>• ^ 
Patcntgelder einbegrifTen. 

In den Provinzen, wo die Zahl der Bürger, welche 1000 Q. Abgaben 
zaUen, mcfat das YerliÜIniss von 1 auf eOOO Seelen erreicht, wird sie durdi 
die am höchsten Besteuerten der Provinz bis zu diesem Verhiiltoisse veüzafalig 
gemadit. 

Art. 57. Die Senatoren erhalten weder Besoldung noch Vergütung. 

Art. 58. Mit dem achtzehnten Jahre erreicht der mulhmnssliohp Thron- 
erbe das Senatorrecht. Kr hat aber erst mit dem fünfundzwaiiiigsleu Jahre 
eine beschliessende Stimme. 

Art* 98. Jede Versunmlong des Souts, weiche ausser der 2eit der 
Sitzungen der Kammer der YdilEsvertreter gehalten wird, ist mit voUem Rechte 
nichtig. 

Zweites Gapitel. 
Foft dm E&mge und seinm Müiuiem» 

£rstc Ablhcilung. 
Vom Könige» 

Art €0. Die Terfassnngsmüssigen Gewalten des Königs sind eriilich in 
sehier directen, natürlichen und rechtmässigen ^'achkommenschaft , vim Mann 
ni Mann, nach der Ordnung der Erstgehurt, und mit beständiger Ausschfies^ 

sung der Frauen und ihrer Nachkommenschaft. 

Art. f)l. In Ermangelung männlicher Nachkommen kann er, mit Zu- 
stimmung der Kammern, aui die im folgenden Artikel vorgeschriebene Weise * 
seinen Nadifolger ernennen. Wenn auf diese Weise Icdne Ernennung Statt 
findet; so ist der Thron erledigt 

Art. 62. Der König von Belgien kann Imo Zustimmung der beiden 
Kammern nicht zugleich das Haupt eines andern Staates sein. Keine der bei- 
den Kammern kann üher diesen Geiren^fmf! l)praÜischJagen , wenn nicht we- 
nigslens itv^ci Drittel der Mitglieder, voraus die Kammer besteht, gegenwär- 
tig sind; und es kann kein Beschluss angenommen werden , wenn er nicht 
wenigstens zwei Drittel der Stimmen (Ox sich hat 

Art 63. Die Person des Königs ist unverletzlich, seine Minister sind 
Tcrantwortlich. 
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Art. 64, Kein Act des Kunigs hat Kraft, wenn er nicht von einem Mi- 
nister unterzeichnet ist , welcher sich durch dieses allein dafür vcrantworüich 
macfaL 

Art. 65. Der König ernennt und entlBsst seine Minister. 

Art. 66. Er verleiht die Stellen in der Armee und besetzt die Stellen 

der allgemeinen Staatsverwaltung und der auswärtigen Angelegenheiten, mit 
Vorhchalt der durch das Gesetz angeordneten Ausnahmen. Andere Stellen 
besetzt er nur in kraft einer besondern gesetzlichen Verlügung. 

Art. 67. £r trilft die zur VollziehuQg der Gesetze ni)thigcu Anordnun- 
gen und Beschlüsse, ohne jedoch jemals die Gesette selbst zu suspendiren« 
nocb von ihrer Vollsiehnng befreien zu können. 

Art 68. Der König befehligt die Land- und Seemacht, erklürt Krieg» 
schliesst Bündnisse, Friedens- und Handelsverträge. SobMddas Interesse und 
die Sirhorhoit df^s Staates es erlauben, setzt er die Kammern davon in Kennt- 
nis*, und lügt die nüthigen Mittheilungen bei. Die Handelsverträge, so wie 
diejenigen, welche den Staat belasten, oder einzelne Belgier verpilichlen, ha- 
ben nur Kraft, wenn sie die Zustimmung der Kammern erhallen. 

Kein Abtreten, kein Tausch» keine Verbindung eines Landestbeiles kann 
anders Statt finden, als kraft eines Gesetzes. In keinem Falle können die ge- 
Iteiinen Artikel eines Vertrages den offenen zuwiderlaufen. 

Art. 69. Der König bestätigt die Gesetze und macht sie bekannt 

Art. 70. nio Knmmrrn >ereinigert sich von Rechtswegen wenigstens 
alle Jahre au] /Avtjicn Dieuslage des Novembers, wenn sie nicht früher vom 
Könige zusammenberufep werden. Die Kainniern müssen alle Jahre wenig- 
sten» 40 Tage versammelt bleiben. Der König schliesst die Sitzungen. Er hat 
das Recht, die Kammern in ansserordentitehen Fällen zusammen zu berufen* 

Art. 71. Der König hat das Reeht, die Kammern aufzulösen, sei es 
beide zugleich, oder nur eine. Der Bcschluss der Auflösung begreift aber in 
sich die Zusnmmcnhcrnfüng der Wähler innorhalh der nächsten 40 Tage, und 
der Kammern junt-rhallt der nächsten zwei Monate. 

Art. 72. Der König kann die Kammer vertagen. Die Vertagung dart 
aber die Frist eines Monats nicht ttberschreiten, und kann in der nämlicbeQ 
Sitzung ohne die Zustimmung der Kammern nicht wiederholt werden. 

Art 73. Der König hat das Recht, die Strafen, welche von den Rich- 
tern ausgesprochen werden, zu erlassen oder zu mildenif mit Vorbehalt der 
Bestimmungen in Betreff der Minister. 

Art. 74. £r hat das Recht, in Vollziehung des Gesetzes, Münzen zu 
schlagen. 

Art. 75. Er hat das Recht, Adelstitel zu verleihen, ohne jemals Vor- 
rechte daran kniipfen zu können. 

Art. 76. £r verleiht die nulitärischcn Orden, mit Beobachtung der 
Bestimmungen, welche in dieser Hinsicht das Gesetz vorschreibt. 

Art. 17 Das Gesetz bestimmt die Civilliste für die ganie Dauer einer 
jeden Regierung. 

Art. 16. Der König hat keine andere (iewall, als diejenige, welche ihm 
die Verfassung und die andern, in Kraft der Verfassung gegebenen, Gesetze, 
förmlich beilegen. 

Art 79. Beim Tode des Königs versammeln sich die Kammern ohne 
'Zusammenberufnng, spätestens 10 Tage nach' seinem Ahleben. Wenn .die 
Kammern vorher aufgelöst sind, und die Zusammenherufung in dem Beschlüsse 
der Auflösung auf eine spätere Zeit al» den zehnten Tag festgesetzt ist; so 

Sehehert« Tatanaiinukniideo. 1 Bd. 21 



Digitized by Google 



»2 



treten die alten vieder, bis zur YereiaigUD^ der neuen, ia ihre Vemchtnn- 
gen ein. 

Wenn nur eine Kammer au%elost ist; so befolgt man in Rfkdnkhl 
dieser Kanuner dieselbe Vorschrift. 

Vom Tode des Königs an bis zur Eidesloisliiii? <1p>^ Thronfolgers oder 
des Regenten, werden die verfassungsmässigen rir\saU< ti dt s^dbcn von den 
in einem Conseil vereinigten Ministem, und unter ihrer V crautwortiichiieit» im 
Namen des Belgischen Volkes ausgeübL 

Art. SO. Der König wird volljährig mit den voUen I8ten Ure. Er 
nimmt erst dann vom Throne Besitz, wenn er in der Mitte dar tcrainiglin 
Kammern vorher feierlidist Tolgenden Eid geleistet hat: 

„Ich sdnvöro, die V erfassung und die (jcsctze de« Belgischen Volkes 
„zu beobachten, die Unabhängigkeit der Nation und die Lhiverleti- 
„barkeil des Staatsgebiets aufrecht zu erhalten." 

Art. 81. Wenn beim Tode des Königs sein Nadifolger miadcfllibrig 
ist; so vereinigen sieh die beiden Kammern in eine dniige Verswmhing, 
zur Einsetzung einer Regentschaft und Vormundschaft. 

Art. 8?. Wenn der König sich in der Unmöglichkeit tu regieren be- 
findet r so rufen die Minister, nachdem sie diese Unmöglichkeit dargethan ha- 
ben, unmittelbar die Kammern zusammen. Die Vormundschaft und Kegent- 
schaft werden durch die vereinigten Kammern angeordnet« 

Art. 83. Die Begentschaft kann nur einer Ferton fihertrageft werden. 

Der Regent beginnt seine Verrichtungen, nachdem «r denJEid» wdcfaoi 
der Art. 8ü vorschreibt, geleistet hat. ^ 

Art. 84. Während (!<m Kegcntscbaft kann keine Veiinderung in der 
Staatsverfassnns; vorgenomiiK ii werden. 

Art. bo. Jm Falle der Erledigung des Thrones ordnen die geroein- 
scbafiUch beralhenden Kammern voriäufig (proviseriaeb) die Regeolichaft aa 
bis aar Versammlung der vollständig erneuerten Kammern; ^cserZusammcB» 
tritt muss spätestens in zwei Monaten Statt finden. Die neuen gemeiiiscbaft- 
lich beralhenden Kammern trelTen dann, hinsichUich der Erledigung» die fe- 
sten (.definitiven) Anordnungen. 

Zweite Abtheilung. 
Von den MinUtem, 

Art. 86. Keiner kann Minister werden, wenn er oicht Begier von 
Geburt ist, oder das grosse Bürgerrecht rrh ilfen hat, 

Art. 87. Kein Mitglied der königlichen 1 amilic kann Minister ^rin. 

Art. äS. Die Minister hat)en nur Stimmrecht in der einen oder der 
andern Kammer, wenn sie Mitglieder derselben sind. 

Sie haben Zutritt in jeder Kammer, und mttssen auf ihr Verlangen ge* 
h&rt werden. Die Kammern können die Gegenwart der Minister verlangen. 

Art. 89. Jn keinem Falle kann der König durch einen mUndUcheii 
oder schriftlichen Befehl einen Minister der Verantwortlichkeit entziehen, 

Art. üü. Die Kammer der Volksvertreter hat das Recht, die Minister 
anzuklagen und sie voi den Cassationshof zu ziehen, der sie aUeiu richten 
kann, wenn die Kammern vereinigt sind; mil Vorbehalt dar B^timnungen. 
welche durch das Geselx in Ansehung der Anstellung der bUrgeiücheB Klagr 
von Seiten der verletzten Partei, und in Ansehung der Verbrechen und Ver- 
gehen, wekhe die Minister ausser ihrem Geschäftskreise begangen hibcpi^ kUr 
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gesellt werden. Ein Gesetz wird die Fälle dpr Verantwortlichkeit bestimmen, 
die SlrafcD, weiche über die Minister verhängt werden, und die \ Crl.iltrungs- 
weise, welche gegen sie entweder auf die Anklage von Seiten der Kammer 
der VolkiTertreter, oder auf di« posdnliche Verfolgung von Seiten der fer- 
letzten Partei, statt findet 

Art. 91. Der König kann einen fliinister» der durch den Gassations- 
hof verurtheilt ist, nur anf das Verianfen von einer der beiden Kjonicrn 
begnadigen. 

Drittes Gapitel 

Von der rickterKehm Gewalt. 

Art. 92. Die Streiti^li iten, welche bürgerliche Rechte zum Gegen> 
Stande haben, gehören ausschliesslich vor die Tribunale. 

ArL 93. Die Streitigkeilen, welche staatsbürgerliche Hechte zum Ge- 
genstande haben, gehören vor die Tribunale, mit Vorbehalt der durch das 
Gesetz bestimmten Ansnabnen. 

Art 94. Kein Tribunal, keine streitige Gericbtsbarlc^t, kann anders 
als krafl eines Gesetzes eingerichtet werden. Es können keine Commis- 
sionen oder nii««orordenlliche Tribunale eingesetit werden, unter welcher 
Benennung es aneh sein mag. 

Art. 95. Es giebt für ganz Belgien einen Cassalionshof. 

Dieser Hot erkennt nicht über den Grund der Sachen, mit Ausnahme 
der Yerurtbeilnng der llinfetet . 

Art 06. Die Sitzungen der Tribunale sind öffentlich , . wenn diese 
Oeffentlieblvcit nicht für die Ordnung und die Sitten gefährlich ist, und in 
diesem Falle erklärt es das Tribunal durch einen Beschluss In BelrefT der 
politischen und Pre^svergeben kann der Th&rverschluss nur mit Einstimmig- 
kdt ansgesproclieii werden. 

Art. 97. Jedes ürtheil wird uil Griindeu belegt, und in öfTentlicher 
Sitzung ausgesprochen. 

Art OS. Das Geschwomengericht ist filr sHe Criminalsachen, so wie 
für die politischen und Pressvergehen angeorcfnet. 

Die Räthe der Appellationshöfe, die Präsidenten und Vice-Präsidenlen 
der Tribunale erster Instanz ibres (jescbäflskreises, werden von dem Könige 
nach zwei doppelten Listen ernannt, von denen die eine von diesen Höfen, 
die andere durch die Pruvmzial-Üathsvcrsammlungen eingereicht wird. Die 
Räthe des Ctssationsbofes ernennt der König nach zwei doppelten Listen, 
von denen die eine von dem Senate, die andere von dem Gassationshofe ein- 
gendeht wird. In diesen beiden Fällen können die Candidaten . welche auf 
der einen Liste stehen, auch auf die andere gesetzt werden. Alle Vorschläge 
werden wenigstens 14 Tage vor der Ernennung öfTentlicb bekannt gemacht. 
Die Gerichtshöfe wählen aus ihrer Mitte ihren Präsidenten und Vice- 
Prä&identen. 

Art 99. Die Friodeni- md Tribvnalsriditer werden unmittelbar von 
den KSnlge angestdU. 

Art. 100. Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt Ein Richter 
kann nur durch einen ürlheilsspruch seines Amtes beraubt, oder Pur eine Zeit 
lang entsetzt werden. Die Versetzung eines Richters kann nur in Folge einer 
neuen Ernennung und mit seiner Bewilligung statt finden. 
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Art. 101. Der König ernennt und entlässt dieBeaiDten des otleoUichen 
Dienstes bei den Gerichtshöfen und Tribunalen. 

Art. 102. Die Besoldungea der Mitglieder des Richterstandes werden 
durch ein Gesetz bestimmt. 

Art. 103. Kein RicbtfT kann eine von der Regierung besoldete Stelle 
annchnu II. wcim er es nicht unenlgcidlich thut, mit Vorbehalt der Fälle der 
ünvereuiitarkeit, die das Gesetz bestimmt. 

Art. iüi. Es giobt in Belgien drei Apcllhüfc. Das Gesetz bestimmt 

ihren Geschäftskreis und die Orte, wo sie ein|,'ericbtet werden. 

ArL 103. ßcsündcre Gesetze bestimmen die Kinriehtunc; der Miiitärtn- 
. bunale , ihre (iereehtsame, die Rechte und IMlichten der Mit^lieder dieser 
Tribunaie, und die Dauer iiircr Verrichtungen. Es giebt llandelsgcrichtc an 
den durch das GesetE bestimmteii Orlen. Das Gesell bestimmt ihre Elniich- 
tung» ihre Gerecbtsame* die Art der Emebnung ihrer Biitgiieder ttnd die 
Dauer der Verrichtungen der letsteren. 

Art. 100. Der Cassaüonshof entscheidet Über den Streit der Gerecht« 
same nach der im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrungsweise. 

Art. 107. Die Gerichtshöfe und Tribunale wenden die allgeneinen, 
provinziellen and örtlichen Beschlüsse und Verordnungen nur in so weit an« 
als sie den Gesetien gemäss sind. 

Viertes GapiteL 

Von den Einrichlungm der Provinzen utul Gemeinden. 

Art. 108. Die Einrichtungen der Provinien und Gemeinden werden 
durch das Gesell genauer heslimrat. Diese Geselle halten folgende Gruad- 
sätie fest: 

■ 

1) die unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt <I< r Ansnr^hrtien, welche 
das r,f«('iz rücksichtlich der ersten Ucamlen der Gemeindevcr- 
waliung und der Abgeordneten der Regierung bei den Provin- 
sul-RathsTersammlungen einführen kann; 

2) die Zuweisung aller Gegenstände an die Provinzial- und Ge- 
meindeversammlungen» welche ein Provinzial> und Gememde- 
interesse haben, unbeschadet der' Billigung ihrer Handlungen in 
den Fällen und der Art, welche das Gesetz bestimmt; 

3) die OefTentlichkeit der Provinzial- und Gemeinde-Rathsversamm- 
lungen in den durchs Gesetz bezdchnetcn Grenzen; 

4) die OpfTentlichkeit des Steueranscblages (Budget) und der Rech- 

riunurn; 

5) das Kinschrciten des Königs oder der gcsctzcrebendcn Gewalt, 

um zu verhindern, dass die Proviri/ i,d- und Gemcinde-Ralhsver- 
sammlungen nicht ihre Gerechtsame uberschreiten, und das all- 
gemeine Wohl beschädigen. 

Art. 109. Die Abfassung der Beschlüsse des Civilstaudes, und die Füh- 
rung der Register, gehören ausschliesslich zu den Gerechtsamen der Ge- 
meindeobriglceilen. 
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Vierter Titel. 

Von dm Finanzen. 

Art. 110. Jede Auflage zum Besten des Staates kann nur durch ein 
Gesetz angeordn^^t werden. Jede Proviozinlhobslung oder Auflage kann nur 
mit Einwilligung der Provinzial-Rnthsversammlun^en eingeführt werden. Jede 
Gemeindebclaslung und AuUag« k.nm nur mit Einwilligung der Gemeinde- 
Ratbsversammlung eingeführt werden. 

Das Gesetz beslimmt die Ausnahmen > wo die Erfahrung die Nothwen* 
digkeit in Besag auf ProWncial- und CommunatauOagen zeigen wird. 

Art III. Die Auflagen zum Besten des Staates werden jährlich der 
Berathunp: und Abslimmnnjj: unterworfen". Die Gesetze, welche die Auflagen 
bestimmen« haben* wenn sie nicht wieder erneuert werden* nur für ein Jahr 
Krait. 

Art. HZ. Kein Privilegium kann in BetreÖ der Auflagen eingeführt , 
werden. Eine Befreiung oder Nachlass von einer Auflage kami nur durch 
ein Gesetz eingeftlbrt werden. 

Art 113. Gebühren können ausser den Fällen» weldie Hirmlich d\irch 
das Gesetz ausgenommen sind, von den Bürgern nur unter dem Rechtsgrunde 
einer Afidacre zum Besten dp«; Stnites, der Pro%'inr oder der Gemeinde gefor- 
dert werJ( [1 An der nwarligen Verwaltung der Deiche und Canäle (Pol- 
ders und Wateringeu) wird nicht geändert; sie jbleibt der gewöhnlichen Ge- 
setzgebung unterworfen. 

Art 114. Kein Gnadengefaalt (Pension)« kein Geschenk auf Kosten des 
öffenfitchen Schatzes kann anders, als kraft eines Gesetzes bewilligt werden. 

Art 115. Jedes Jahr erlassen die Kammern das Gesetz Uber die Redi- 
nungen und stimmen über den Ausgabcnanscblag (Budgel). Alle Einnahmen 
und Ausgaben des Staates müssen auf den Ausgabenanschlag und auf die 
Rechnungen gesetzt werden. 

Art. 116. Die Mitglieder des Rechnungshofes werden von der Kammer 
der VoIbsTertreter flkr die im Gesetze festgesetzte Zeit ernannt Dieser Hof ist 
beauftragt mit der Prüfung und Bezahlung der Rechnungen der atlgemeinett 
Verwaltnog und aller deijenigen Personen, welche dem öfl'entlichen Schatze 
Rprhnung ablegen müssen. Er wacht darüber, dass kein Artikrl der Ausga- 
ben des Budgets überschritten werde, und dass keine Uebertragung Statt finde. 
Er schlicssl die Rechnungen der verschiedenen Vcrwaltungszweige des Staates 
ab und ist beauilragt, jede Nachricht und jedes zur Rechnung nothwendige 
ActenstQck einzuziehen. Die allgemeine Staatsiechnung wird den Kammern 
mit den Bemerkungen des Rechnungshofes vorgelegt Der Rechnungshof er» 
halt seine Einrichtung durch ein Gesetz. 

Art. 117. Die Besoldungen und Gnadcngehalte der Diener der verschie- 
denen Religionen (Culte) zahlt der Staat auf seine Kosten. Die dazu nothwen- 
dige Summe wird jährlich auf das Budget gesetzt 

FünOer Titel. 
Fofi der öffmOidim MwM. 

Art. 118. Die Art der Ergianzung der Armee wird durch das Gesetz 

bestimmt» welches ebenfalls die Beförderung, die Rechte und Paichtea der 
Soldaten anordnet 
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Art. 119. Die Grosse (Contmgent) der Armee wird jährlich der ßcra- 
Ihung unterworfen. Das Gesetz, welches sie bestimmt, hat nur für ein Jahr 
Kraft, wenn es nicht wieder emenert wird 

Art 120. Die Eiorichtong und Gerechtsame der Geosd'amerie machen 
den Gegenstand eines besondern Gesetzes aus. 

Art. 121. Nur kraft eines Gesetzes können fremde Truppen zum Dienste 
des Staates zugelassen werden, oder das Staatsgebiet betreten, oder durch das- 
selbe ziehen. 

Art. iLs gicbl eine Biirgcrgarde ; ihre Einrichtung wird durch das 
Geseti bestimmt. 

Alle Stellen bis mm Capitain besetzt die Garde selbst, mit Vorbehah 

der Ausnahmen derjenigen, die Anspruch darauf haben. 

Art. 123. Die Mobilmachung der Bürgergarde kann nur kraft eines 

Gesetzes statt finden. 

Art. 124. Die Militärpersorieii können ihre Stellen, Ehrenzeichen und 
Jahrgebalte nuf auf die im Gesetze beilimmte Art verlieren. 

Sechster Titel. 
AHgememe Bestinimun^en, 

Art 125. Die Belgische Nation nimmt die rsthe* gelbe und iofawarw 
Farbe an, und als Reichswappen den fielgisehen Ldwen mit der buidirift: 
Eintracht giebt Macht (l'union fait iorce). 

Art. 126. Die Stadt BrOsael ist die Hauptstadt voa Belgieii nitd der 
Sitz der Regierung;. 

Art. 127. Ein Eid darf nur kratt eines Gesetzes auferlegt werden, wel- 
ches die Formel bestimmt, 

Art 128. leder Fremde, welcher sich auf dem Belgischen Gebiete be> 
findet, geniesst den Schutz, welcher den Personen und GOteni bewilligt ist 
mit Yorbebalt der durch das Gesetz 1h slimmten Ausnahmen. 

Art. 129. Kein Gesetz, kein ßeschluss, keine Verordnung der allgemei- 
nen Provinzial- oder Gemeindeverwaltung ist verbindlich, wenn solche nicht 
zuvor in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form öffenUich bekannt gemacbt 
sind. 

Art 130. Die StaatsTerfassung kann weder gans noch tiieilwdse aufge- 
hoben werden. 

Siebenter Titel. 

Fol» der Remim der Yerfammg. 

Art. 131. Die gesettgebende Gewalt hat das Recht, su erküren, das» 
eine Verordming in der Veifassung, welche sie bezeichDet, die Revision 
thig hat Nach dieser Erklärung sind die beiden Kammern von Rechtswegen 
, aufgelösel. Es v,Trd< n dann nach dem Artikel 71 zwei neue zu?nmmenbe- 
rufen. Diese Kammern beschliessen fn Gemeinschaft mit dem Könige über 
die der Revision unterworfenen Punkte. In diesen Fällen können die Kam- 
, mern sieb nur beraihschlagen. wenn wenigstens zwei Drittel der Mitglieder, 
ans welchen eine jede besteht gegenwärtig sindi vnd keine Veränd«rangkm »- 
genrnnmeii weiden, wenn nicht wenigstens awei Drittel derStinnpeiidvfllrfM» 
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Vorübergehende Anordnmgen (Dispositions transitoires). 

Art las. Für die erste Wahl des StMts-Oberhavptes kaim die erste 
VerfllgDiig des 80. Artikels anfjgelioben werden. 

Art 133. Die Fremden, welche vor dem 1. Januar 1814 in Belgien an- 

säs«ij? waren und daselbst fortwährend gewohnt haben, werden wie Belgier 
von Geburt betrachtet, jedoch nur unter der Bedingung, wenn sie erklären, 
dass es ihre Absicht sei, die Wuhilhat der jetzigen Verfügungen gcniessen zu 
wollen. Die Erklärung muss jedoch in den nächsten sechs Monaten gesche* 
ben, von dem Tage an gerechnet, wo diegegenwSrligeVerfassmig verbindlich 
wird; wenn sie nuinderjährig sind« in dem Jahre, welches auf ihre Volljlbrig- 
keit folgt. Diese Erklärung mnss vor der Provinzial-Obrigkeit gesdiehen» unter 
deren Gerichtsbarkeit ihr Wohnort lieirf. Sie kann in Person {geschehen, 
oder durcti einen Bevollmächtigten, der eine spezielle und aalbenlische Voll- 
macht vorzeigt* 

Art. 134. Die Kammer der Volksvertreter besitzt so lange die willkübr* 
lidie Gewalt, einen Minister aniuklagen, und der Cassationshof, ihn zo richr 
ten, bis darüber ein Geseti erlassen wird. Jedoch muss der Gassatkinshof das 
Verbreeben auseinandersetzen und die Strafe besümmen. Nichts desto weni- 
gerkann die Strafe die Verhal\ung nicht iiber';chreiten, unbeschadet der durch 
die Straigesetzc genau vorgeschriebenen Fälle. 

Art. 135. Das Personale der HiVfe und Tribunale bleibt so, wie es ge- 
- genwärtig besteht, bis dass hierüber ein Gesetz erlassen wird. Dieses Gesetz 
muss wahrend der ersten gesetigebenden Versammlung abgefiisst werden. 

Art Ein Gesetz, welches in derselben Versammlung gegeben wird, 
bestimmt die Art und Weise der ersten Ernennung der MilgUedar des Gas- 
sationshofes. 

Art. 137. Das Grundgesetz vom 24. August 1815 ist abgeschaffll, so wie 
die Provinzial- und Gemcinde-StaUilcn. Indessen behalten die Provinzial- und 
Gemeinde-Obrigkeiten ihre Gerechtsame bei, bis dass ein Gesetz darüber an- 
ders verfugt. 

Art 188. Von dem Tage an, wo die Verfassung in Kraft tritt «ind alle 
Goelse, Decrete^ Beschlüsse, Verordnungen und andere Anordnungen, weiche 
dersdbea entgegen sind, abgpchafft 

Ergänzende Verordnungen. 

Art. 139. Der National-Congrcss erklärt, dass iür folgende Gegenstände 
in der muglichst kürzesten Zeit besondere Gesetze zu erlassen sind: 

1) die Fresse; 

2) die Einrichtung des Geschwornengericbts; 

3) die Finanzen; 

■4) die Provinzial- und Gemeinde-Einrichtuni^ : 

5) die Verantwortlichkeit der Minister und anderer Beamten; 

6) die Einrichtung des Gerichtswesens; 

7) die Revision der Pensionslisten ; 

8) ^e Uaassregeln um den Ifisabriucfaen suvomkoiiniien; 

19) dieltevision der Gesettgebung Ober .den Bankerott und den 

Zahlungs- Auftehub ; 
flV) die Eiunchliiiig der>A«Me» deftJtecfati der4tofiinleM|g» d« 
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Austritts aus dem Dienste und des mililärischen Stra^eietS' 

Buches; 

11) die Revision des Gesetz buchs. 

Brüssel, gegeben im Palaste der Nation. 

Der Präsident. 
Die SecreUre. 
Die Mitglieder des Congresses. 



Die Wahl des definitiven Staatsoberhauptes blid) jetxt die Haupt- 
aufgabe des Belgischen Coiigresscs; wiederholte Versuche der Oran- 
gisten in Brüssel und den Provinzen, die Stimmung der grösseren 
Masse des Volkes für den Prinzen von Oranien zu gewinnen, miss- 
gliK kten völlig. Die Englischen und Französischen Diplomaten 
wandten jetzt für die Belgische Königs-Candidatur ihre Aufmerk- 
samkeit auf den Prinzen Leopold von Sachsen-Coburg, der auch nach 
dem" Tode seiner Gemahlin, der Prinzessin von Wales (f 6. Novem- 
ber 1817), in England verweilte und als Mutterbruder der künftigen 
Thronfolgerin Trinzessin Victoria eine bedeutende StcUung einnahm. 
Seine verwandlsclialilu hcn Veriialtnisse und sein persönlicher Charak- 
ter bewirkten gleichzeitig eine eben so günstige Meinung für densel- 
ben bei den drei iibri^(!n Grossmächten. Die Forderung der Londo- 
ner-Conferenz an die Belgiscbe liegierung, sich bis zum 1. Juni 1831 
über die definitive Annahme des Beschlusses vom 2S. .1 mnar (vergl. 
ob. S. 21^) zu erklären. liess von der Wahl eines der Conferenz 
angenelinit n Candidaten noch gunstigere Bedingungen für Belgien er- 
warten, und so \\urden die Absichten für die Wahl dieses Fürsten, 
obschon er der proleslantisch» ii Kirche nn^ehörte, seiir bald bei der 
Mehrzahl der Belgischen Abgeordnelen populär. Die erste Belgisclie 
Deputation in dieser Angelegenheit wurde von Prinz Leopold von 
Sachsen-Coburg im Einverständnisse mit dem Englischen Ministerium 
am 22. April beifällig aufgenommen. Bei der am 4. Juni 1831 im 
Bebisrhen Congresse erfolgten neuen Königswahl erklärten sich von 
196 Mitgliedern 152 für den Prinzen Leopold von Sachsen-Coburg, 14 für 
den Regenten Surlet de Chokier, 10 gegen den Prinzen; 10 Mitglie- 
der enthielten sich der Abstimmung und eine Stimme wurde annul- 
Iirt Unmittelbar nach der Wahl wurde folgender Beschluss in zwei 
Artikeln gefasst; 1) Der Prinz Leopold Georg Gbristian Friedrich 
von Sacbseii-€k>burg ist zum Kömg der Belgier erwählt unter der 
Bedingung, dass er die Constitution, wie sie vom National-Congresse 
beschlossen wurde » amiimmt 2) Er nimmt nur dann erst vom Throne 
Besitz, wenn er im Schoosse des Gongresses folgenden Eid geleMet 
bat: „ich schwöre, die Gonstitutioii und die Gesetze des BelgiNhoi 
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Volkes zu beobachten, die Natumal-Unabhängigkeit und die Integrität 
des Gebiets aufrecht zu erhalten". Drei Wochen spater (am Juni) 
nahm Prinz Leopold das ihm von einer Belgischen Deputation über- 
brachte Anerbieten der Krone dieses Staates an, jedoch unter der 
Voraussetzung, dass der Congress die zur Gonstituining des neuen 
Staates und mvl dessen Anerkennung durch die Europaischen Staaten*) 
geeigneten Maassregeln ergreifen wurde. Nachdön der Belgische 
Congress mit 126 Stimmen gegen 70 die von der Londoner Confe» 
renz vorgeschlagenen und oben bei den Niederlande naher bezeich- 
neten Artikel am 9. Juli angenommen hatte, wurde sofort eine neue 
Deputation aus 5 Mitgliedern an Prinz Leopold nach London entsandt. 
Dieser nahm nun ohne weiteren Anstand die Belgische Krone an 
(12. Juh'), landete am 17. Juii aul dem Belgischen Bodeü und hielt 
am 21. Juli seinen feierlichen Einzug in Brüssel. Noch an demsel- 
ben Tage Icirtc Snriet de Cliokier die Regoiitschaft in die Hände des 
Congresses üieder, nnd König Leopold leistete den am 4. Juni festge- 
stellten Eid auf treue Beobachtung der Belgischen Constitution und, 
der Gesetze. 

Am 8. September IS'il wurden zum ersinn Male nac!i (iieser 
Verfassung der Senat und die Kammer der lieprasentanteii erollnet, 
jener aus öl, diese aus 102 Mitgliedern gebildet. Nach dem Wahi- 
Decrete vom 3. März 1831 waren 47,853 Wähler in die Wahllisten 
eingeschrieben, von denen 14,835 in den Städten und 33,018 in den 
ländlichen Gemeinden lebten. Die Höhe des Steuersatzes war durch- 
schnittlich f ür die Wähler in den Städten zwischen 20 bis 80 Gulden 
(111/2 bis 46 Thir. Prss.}, für die Wähler in den ländlichen Gemein- 
den zwischen 20 bis 30 Gulden (11 V, bis 17 1/4 ThIr. Prss.). Nach 
der Biidäng der Wahllisten im April 1833 kam ein Mitglied der 
Kammer der Repräsentanten auf 39»958 Einwohner und auf 478 
Wahler, ein Mi^lied des Senats auf 79,325 Einwohner nnd auf 972 
Wahler: ein Wahler selbst kam durchschnittlich auf 85 Einwohner**). 
Nach der Abtrennung eines Theiles des Grossherxogthums Luxem* 
bnrg (ob. S. 222) verminderte sich die Zahl der Senatoren auf 47 
und ^ der Bepräsentanten auf 95. Nach den im April des Jahres 



V Die Londoner Conferenz theilte gleichseitig den dort verhandelnden 
Belgischen Abgeordneten Lebeau und ,\<jflwmb die Vor^chUrge wit, welche den 
beiden streitenden Theilen Holland und Belgien gemacht wurden» um eine 
friedliche Entwickclung ihrer beiderseitigen Verhältnisse herbeizuführen. Wie 
indess die vollständige Ausgleichung dieser Verhältnisse noch einen vollen 
ZeUrmm von acM Jahren erforderte, ist oben in der hietoriechen Uetereieht 
ßr dae tmigreieh der Niederlande, S, ^lü— 22 dargdegt vnträen, 

*V Beueehling» StoM, gener. de to Belgiq. pag, 387. 

21* 



Digitized by Google 



9» 

1840 neu aulgestellt( n Wahllisten für die Mitglieder der gesetzgeben- 
den Gewalt befanden sicii bei einer Gesammtbevölkerung von 
4,028»0n Einwohner 4t),b94 Wähler von denen 16,b;i9 in den 
Städten und 30,0ü5 in den iändlichen Gemeinden lebten. Es kam 
mithin ein Wähler auf 86 Einwohner, und nach dem verscbiedenen 
Wohnsitz -Verhältnisse ein Wähler bereits auf ü4 stad^tische, aber 
erst auf 104 ländliche Bewohner: ein Mitglied der Repräsentanten- 
Kammer ßel erst auf 42,933 Einwohner und ein JMit^ied des Senats 
auf 85,717 Einwohner. Leberhaupt gab es aber im ganzen Staate 
Dur 403 Individuen, welche den durch die Yerfinssnag bestimmten 
Census zw Wählbarkeit für den Senat entrichteten, darunter lOd in 
Brabant und 131 in den beiden Flandern. 

Die Civil liste des Königs Leopold wurde fär die Dauer sei- 
ner Regierung in Folge des Art. 77 der Verf. durch ein Geseti vw 
28. Februar 1832 auf die Summe von 1,300,000 Holländ. Golden 
(= 2,751,323 Frcs. oder 746J78 Thir. Prss.) festgestellt. Ausser- 
dem ist noch in Bezug auf die Königliche Dynastie als eine bestkmnle 
Auszeichnung einzelner Mitglieder derselböi durch die Verordmng 
vom 16. December 1840 bestimmt, dass der Kronprinz den lltel 
einjBS Herzogs von Brabant und der zunächst gd>ome Prinz den 
eines.Grafen von Flandern fiifaren soll, dass beide Titel nach 
dem Rechte der Erstgeburt vererben, dass mithin für die Zukunft . 
jedesmal der Belgische Thronerbe Herzog von Brabant heissen sA 

Unter den ergänzenden Verordnungen der Belgischen Gonstitn- 
tion bestimmte im Art 130 der National-Googress im Voraus, wekbe 
besonders wichtige Gesetze für die nächste Zukunft dem Belgischen 
Staate von der gesetzgebenden Gewalt zu gewahren wären. Diese 
Aufgaben sind bis auf die lievision der Geselzbuchei gegenwärtig 
fast vollständig gelöst. Wir gedenkeii hier nur der wichtigeren (jc- 
setze, welche im unmittelbarsten Zu^sanimenhange mit der Verfassung 
des gesammten Staates stehen. Dabin gehören: 1) Das Gesetz vom 
'21. März 1839 üljer die Zeitungspresse, Regelung der Sternpel- 
gebiihreii nach dem Format und dem Publicalioasorte, durch wel- 
ches indess derümfanff der Rechte des Art. 18 in der Verfassung kei- 
nesweges bescinankL wird. 2) Dasorganische Unterrichlsgesetz 
vom 27, Sept. 1835, durch welches die beiden Universitäten zu Gent 
und Liittich zu Staatsuniversitäten erklärt werden, und die innere 
Einriciiiun^^ der höheren Studien angeordnet wird. 3) Das Gesetz 
über die iiiArichtung des Gerichtswesens vom 4. Aug. 1832 (fai 
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d'orgasiMlioii judiciaiFe). 4) Das Gesetz über die Einrichtuiig der 
Geschwomengericbte vom Idb Mat-lSSS. Nach demsdben wden 
die GeMhwerneii theiis ans solchen Bürgern gewählt» die einen be^ 
ayamtan Cenaos (110bia250 Fm.t^^^g Thir. bia 59>/s lUr. Prss. m 
dangraaerenStwilen, llObisnOFrca.— SHIhlr. bisSTVtlIdr« Prss.) 
hideo öbifgCB Gemeinden entrichten, theifs aus solchen» die bestimmte Ge- 
adialte verrichten oder Aemter verwalten. Dazu gehören die AlitgUeder 
der Kammer der Re|nr£sentanten» der Provinzial* und Gommnnatrathek 
dieBurgafmeiitermMlSdiöiftn, die$ecretireond.Steoerefnnehmer der 
Gemehiden, die Doctoren und Licentiateii des Rechts, der Medicin, 
Chirurgie, Philosophie und freien Wisscnscliaflen, die Militär-Chirur- 
gen und Veterinar-Aerzte, die Notare, Advocaten, Wechsel -Agenten 
und Mäkler, die Pensionäre des Staates, welche mindestens 1000 Frcs. 
Pension (270 Tiilr. Preuss.) beziehen. Das Gesetz schreibt den blei- 
benden Ausschüssen der Provinzialrathen Mn\ jährlich allgemeine Li- 
sten der Geschw itmeii uacli den Gerichte - H* /irken zu entwerfen. 
Diese Listen \^ erden darauf an die Präsidenten der Gerichtshöfe er- 
ster Instanz gesnndt, durch welche sie auf die Hälfte reducirl, und 
daim an den Apcllalionshof befördert ucnlen, um liier iiocii eine 
zweite Rcduction zu erfahren. Jm Jahre 1840 enthielten diese von 
(ka Ausschüssen der Provjnzialräthe entworfenen Osten 13,444 Na- 
men, oder einen Geschwornon auf 300 Einwohner. Von diesen 
waren 10,048 wegen der Höhe ihres Gensus und 3,396 wegen ihrer 
(■eschäfte oder amtlichen Functionen aufgezeichnet *). 

d) Das Gerne indegesetz des Königreichs Belgien vom 30. Man 
1836 welches nach Jangen und heftigen Debattai in den Sessio> 
nen beider Kammern 1834 nnd 1835 erst zu Stande gekommen war. 
ISmA demselben tragt die Fürsorge für die Gommunal-Interessen em 
Geammnal-Vorstand oder Gememderath, welcher aus dem Bürger- 
meister» den Schöffen und Bäthen gebildet wird. Der Bärgermeister 
und die Schöffen werden aus der Mitte des Gememderaths gewählt; . 
die Mitglieder des (Semeinderaths selbst werden lär den Zeitraum 
von sechs Jahren gewählt und sind alle drei Jahre zar Hälfte zu er- 
neuern an dem letzten Dienstage im Monat October. Das Gesetz 
bestimmt die Fälle, in welchen die Handlungen und Beschlösse des 



« 

V Iffuh äm fMenn GuOse Über dii Jwry xähUe man im Jahr§ 
1831 WSO Bürger in Bdgien, vdehe dUBefShiSumg hfOUn, xu Geeetneornen 
gewäkU xu werden, 

**) Miiter maiefei ErUMermgen iiieee$Geee$tee i» deeeen hrUieeher 
ZeiUehrifi für BidtUwieeeneehaft und Oeedxgdnmg dee Äuelemäee, M FUI. 
pg, 447-4». 
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Gemeinderatbs entweder der Genehmigung drq Koni!><; oder des dauern- 
den Anschusses des Provmzialraths unterworfen sind. Dem Köoige 
steht das Becht zu, die Beschlüsse der Gemeinderäthe zu annnllirea, 
sobald dieselben ihre Schranken überscbreiteD, oder dem allgemeinen 
Interesse zuwider laufen. Der Gememderath ist mit Etnschloss des 
Bürgermeisters und der Schöffen aus 7 Bfitgliedem in solchen Ge- 
meinden zusammengesetzt, die unter 1000 Seelen zählen; er steigt 
auf 9 Mitglieder für Gemeinden zwischen 1000 und 3000 Seelen, auf 
11 Mitglieder für Gemeinden zwischen 3000 und 10,000 Seelen, auf 
13 bis 17 Mitglieder für Gemeinden zwischen 10,000 und 25,000 
Seelen, und nimmt fernerhin In noch grösseren Städten auf je $000 
Seelen um 2 Mitglieder zu, so dass er für Gemeinden von 30,000 
S. aus 10 Mitgliedern, für Gememden von 40,000 S. aus 23 Mitglie- 
dern gebildet wird. In noch grösseren Städten nimmt derGemeinde- 
ratb ?on 40,000 S. ab nur f&r je 10,000 S. um 2 Mitglieder zu, so dass 
er bei 50,000 S. aus 25 Mitgliedern, bei 60,000 S. aus 27 Mitgh'edem 
und bei 70,000 S. aus *29 Mitghedern besteht : für noch grössere 
Städte mit einer Bevölkerung von mehr als 70,0(K) Bewohnern er- 
reicht der Gemeinde/ atii dds Maximum von 31 4Mitgliedern ufid bleibt 
dabei stehen. Die Zalil der Schöffen ist in den Gemeinden von 
20,000 Einwohnern und darunter zwei und wird auf vier verdop- 
pelt für die Ortschaften, welche eine Bevölkerung von 20,000 Bewoh- 
nern übersteigen. Die Mitglieder des Gemeinderaths, mit Ausnahme 
der vom Könige allein zu ernennenden Bi'irj,^ermeister und Schöffen, 
werden von ihren Wahlern in directer Wahl ernannt: um ein Ge- 
meindewähler zu sein, muss man Belgier von Geburt oder naturali- 
sirt sein, die Volljährigkeit erreicht haben, sein Domicd in der Ge- 
meinde besitzen iirul einen Census mindestens von lo Frcs. (4 Thir. 
Preuss.) in den Gemeinden unter '-:OüO Einwohnern entrichten *). 
Dieser Census wächst mit der Grösse der Bevölkerung in den Ge- 
meinden , und zwar für die Gemeinde unter 5000 E. bis 20 Eres., 
für die unter 10,000 E. bis 30 Frcs. (8 Thlr. Preuss.). für die unter 
15,000 und 20,000 E. bis zu 40 und 50 Frcs., sodann für jede 10,000 
S. mehr um 10 Frcs. , bis dass der Census in den Gemeinden von 
00,000 E. und darüber auf 100 Frcs. (27 Thlr. Preuss.) gestiegen ist 
und dann nicht weiter zunimmt. Im Jahre 1836 gab es 200,855 
Wähler für die Gemeinderäthe, d. i durchschnittlich einen auf 21 
Einwohner, im J. 1840 181,451 solche Wähler, d. j. durcbscbiuttiidi 



*) In den Meinen Gemeinden, in icelchen es nicJit fünf Hetrohnrr rpfU, die 
den verlangten Censuf; 1)esahlent mrd diese Zahl durch diesunächsi amkock- 
sten Besteuerten ergänzt. • 
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einen auf 22 Einwobner. Der Bürgermeister uad die Schöfim tand 
mit der Ansföhrang der Gesetze und Anordnungen in ihren Gemein- 
den beauftragt ; sie können wegen schlechter Führung oder sehwerer 
Vernachlässigung der Geschäfte, oder auf das Gutachten eines Aus- 
schusses der Profinzial-Conseils durch die GouTemeure der ProTinz 
van dem Amt suspendirt oder auch formlich abberufen werden. 

6) Das Provinzialgesetz des Königreichs Belgien Tom 301 
April 1836,. welches gleichfalls erst nach zweijährigen Debatten in 
öen beiden Kammern endlich Gesetzeskraft erlangte*). Es besteht 
aus 9 Titeln und 137 Artikeln. Die wichtigsten Bestimmungen des- 
selben sind Ibl^ende. Es wird für jede Provinz ein Provinzialratli 
(Gonseil provincial) und ein Regieriings-Commissar eingesetzt. Der 
Provinzialrath wird unniitlrlbnr von den Wahlcollegien gewählt, und 
ernennt wiederum aus seiner Mitte i'iimn ständigen Deputations-Aus- 
schuss. Die Regi( rnnss-Cninrniss iro den Provinzialräthen sind 
die GouTerneure der t*i uMii/:eii , welriio vom KÖnifje ernannt und 
entlassen werden. Die Wähler liir die Provinzialräthe sind dieselben, 
welche die durch das Wahlgesetz für die Kammer vorgeschriebenen 
Erfordernisse an sich tragen. Die nach demselben angefertigten Wahl- 
listen dienen für die Wahl der Provinzialräthe; jedoch können die^ 
welche die völlige Naturalisation erlangt haben, sich auf einer Sup> 
plementarliste eintragen kssen. Wittwen können einem ihrer Söhne 
die Steuerbeiträge öberweisen, um seine Wahlföhigkeit zu bewirken. 
In den Gemeinden, in wetdien die Zahl der In den Wahllisten einge- 
schriebenen Wabler unter 70 beträgt, werden Supplementarlisten für 
diejenigen gebildet, welche' auch einen geringem Gensus (das Ver- 
bältniss wird Im Gesetze angegeben) bezahlen. Die Wahl-Gollegien 
dürfen sich nur mit der Wahl der Provinzialräthe besdiafligen. Die 
Versammlung der Wähler findet jährlich am ersten Montage im Hai 
statt Wenn über 400 Wahler für eine Wahlversammlung vorhanden 
sind, werden Abtheilungen gebildet : der Präsident des Bezirksgerichts 
fölirt im Hauptbureau den Vorsitz, in den andern Abtheilungen prä- 
sidirt der Friedensrichter. Die Wahl ist geheim und Stiuinjenmehr- 
heit entscheidet. Der Gewählte rauss sich uber die Annalmie erklä- 
ren. Wahlfähig ist nur der geborene oder naturalisirle Belgier, wel- 
cher den Genuss aller bijrgerlichen und polili^rhen Rechte hat, 25 
Jahre alt ist, und in der Provinz wetiigsteus seit dem 1. Januar des 
Jahres, in welclu in die Wahl stattfindet, seinen Wohnsitz bat. Die 
zu peinlichen Strafen Verurtbeilten können eben so wenig als die 



*) YgL Mittcrmaier's Erläuterungen dieses Gesetzes in der oben ange* 
pSiknm Idkehnß für oMM. BeeffUwiiimawp M JX 5. 116-29. 
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FttUiUm und Interdkirten gewählt werden. Auch können mdA tu 
Hitgliedern der Provincialrätbe gewählt werden: die Gouverneure to 
Pfoviniea» die Provinziahecretäre, die Directom der Schatzkammer, 
dm £imiebmer oder Finanzbeamte der Provinz imd die Beamten der 
VSnntoialregierungen. — Der Provinciairath versammelt sich jährlich 
am ersten Dienstag im Aloiiat Juli unter dem Vorsitz des Alterspri- 
iMenleii. Der König kann auch eine aassereddeiitliche Versammlung 
einberufen. Die regehnässige Versammhmg dauert 14 Tage , kann 
Jedoch mit Zustlmmuag des Gouverneurs der Provini von dem Pro- 
viBaialratlie um einige Tage verlängert werden. Das Budget im 
Provina mitts vor aUen andern Geschäften berathen und votkt wor- 
den; bei aoaserordentlichen Versanunlungen bestimmt die EMero- 
ftugsorebre die GegeMtäade der Berathung und die Ordsiing derset- 
btti. Itack Prüfung der VoUaMchten leisten die Mifglieder den EM 
«ad wählen emeo PiräsideoteD. Die SitamigeB sind offentlidi, wom 
sieht die Versanwilaiig auf den Antrag des Präsidenten oder von Ü 
MÜglledem, oder des Gouvemeiirs als geheimes Omute sieb coneli- 
tairt Die Abstimmung geschieht durdi Aufstehen oder SitieabMieB^ 
oder dnrdi Abgebong der Stimnm nach nameotliehem Aofrof : das 
lelite erfolgt Imm^ dann, wenn über das Ganie eiier nropoailiea 
abrairtlnnnen Ist. Stimmenmehrheit entscheidet, bei Stimmengleicfaheit 
gilt der Antroi? als verworfen. Eine Molion, die nicht auf der Ta- 
gesordnung steht, niuss schriftlich dem Präsidenten angezeigt und\on 
zwei Mitghedern unterstutzt sein. Die Mitglieder an dem Orte der 
Sitzung bekommen keine Diäten, die entfernter Wohnenden erhalten 
Heisek(jstcn und eine tägliche Entschädigung ^on ö Itcs. für den Auf» 
entlialt. Die Mitglieder dürfen niciit nach Instructionen votiren. — 
Die Befugnisse des ProvinziaJraths sind: für die Besetzung der Stellen 
der Appellationsräthe und Präsidenten der Bezirksgerichte Candidateo 
vorzuschlagen; üher alle Gegenstände, die das Provinzialinteressi' be- 
treOen, Beschlüsse zu fassen; die Provinzialbeamten zu ernennen; 
jährlich die Kechnungen der Provinzial- Etats zu revidiren und über 
das Budget der Provinz abzustimmen. Keine Ausgabe kann von einer 
Abtheilung des Budgets oder einem Artikel derselben auf einen an- 
deren ohne Genehmigung des IVovinzialratlis und des Königs über- 
tragen werden. Auf das Budget der Provinz fallen alle Ausgaben, 
welche die Gesetze zur Last der Provinz setzen, namentlich 1) die^ 
kleinen Ausgaben der Assisenhöfe, Bezirksgerichte, FriedensgericbtOf 
2) die Reparaturkosten für die Localien dieser Gerichte, die Miethe 
and die Ausgaben für die nöthigen Mobilien derselben, 3) die Beparg 
ratur- und Einrichtungskosten für die Gefängnisse der ProvImiS 
4) die Bteoidungen der Gantonsboten , 5} llnlerhallskaateB 
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Strassea- und IfVasserbauteu der Provinz, der Ingenieure und ande- 
rer Beamten für Provinzialslrassen und Brücken, 6) TransportkottM 
dürftiger Reiseoden, 7) Kosten für die Bildung der Geschwomoi- 
listen, 8) Ausgaben für die Kathedralkirciien, bischöfliche Diöcesen 
und Seroinarien, mid 9) Mietfae, Abgaben und Unterhaltung der Pro- 
viDciaigelMwde *). — FerDer bestinmit der Provioziah-ath die Besol- 
dmigai md Piemioiieo der ProviBiialbearoten;, entscheidet über Er- 
riditung und Verbenenuig öfientKdier Pr^vkiiialaastaltei, giebl die 
Ccwhinlgeig za Darlehen, Erwerbung, Vertanschung, Verauaserung 
der Gikber der Prolins und zur Anstellung von Procenan , die liclk 
auf diese Güter beziehen. Er entscheidet über die Anlegung von 
Strassen, Ganalen und anderen öflbntlichen Arbeiten, die ganz oder 
Ihcihreise auf Kosten der Provinz auszuführen sind. Sind mehrere 
Provinzen dabei betheiligt , so hat der Provmzialrath jeder Provinz 
darüber zu berathen, und wenn darüber Streit entsteht, so entschei- 
det die Regierung?. In das Ressort des Provinzialraths gehören fer- 
ner die EnUclieidung über die Ausführung solcher Unternehmungen, 
bei weichen mehrere Gemeinden derselben Provinz beiheiligt sind, 
die Repartitian der Gemeinde -Beiträge zu aligemeinen Provinzialaus- 
gaben, Beurtheilung der dahin gehörigen Heclamationeii, der Gesuche 
der Gemeinderäthe über Veränderung oder Einrichtung >on Messen 
und Jahrmärkten, über \ eranderungen der Gränzen oder Gebiets- 
eintheiiung der (iemeinden: er sorgt dafür, dnss die Ein-, Aus- und 
Durchfuhr von Lebensmitteln und Waaren keinen anderen als den 
gesetslichen Beschränkungen unterworfen werden. £r kann Provin- 
zialre^ements für die innere V^waltung und Polizeiverfügungen er- 
lassen , jedoch uni>eschadet der gesetzlichen Anordnungen: er kann 
die liebertretung seiner Verfügungen mit Gefängnissstrafe bis z« 
8 Tagen und Geldstrafen bis zu 200 Frcs. (54 fhlr. Prss.) bedrohen, 
üecbstebende Beschlüsse des Provinzialraths bedürfen der Genehmi- 
gnng des Königs: 1) über Budgets der Provinz und die zur Dck- 
Imng der Mdmittel nöthigen Auflagen, 2) über die Errichtung öffenl- 
ttclaer Anstallen auf Kosten der Provinz, 3) über Erwerbungen und 
VeräuBserungen, wenn sie eine höhere Summe ab lOyOOO Vm, 
(2700 lUr. Pm.) betragen^ i) über Anlegung von Strassen, Ganii- 
, leli u. SL 5) über Errichtung oder Alninderung von llesaen und 
Märkten, 6) Einführung von Provinzial -Reglements und Polizei- Vcr* 
füguttgen. — Oer König kann einem oder mdbrerai Artikeln des 



V St tM im GtsäH noch nu^ JMHkm fSbnhaupi 2\J $irui§f90$' 
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Budgets seine ZiistimmuDg verweigern. Wenn indcss binnen 40 Ta- 
gen von der Zeit an, wo der Beschluss des Provinzialraths erfolgte, 
die Verweigerung des Königs nicht eintrifft, so ist der Beschiuss als 
angenommen anzusehen. Acte, die mch «dieser ßestjmmung der Kö- 
nig nicht annuUjrte » können später nur durch das gcmeiaficliaAiiclM« - 
Zusammenwirken der gesetzgebenden Gewalt (beide Kammern und 
der König) vernichtet werden. Jede Versaaimlung der Provinzial- 
räthe äussernden oben «angegebenen ist ungesetzh'ch» und die Theif- 
nehmer an derselben können eine Uaft von -6 Monaten his 2 'iihraii 
erleiden. Die Provinzialräthe werden auf 4 Jahre ervi/&iili} alle 
2 Jahre, tritt die Hälfte aus, und eint neue Wahl erfolgt. Jeder 
Provinzialrath bat eine ständige Deputation (Ausachnss) vod 
6 Mitgliedern. Zu dieser können aicbt gewählt werden: goriGhtlidid 
Beamte, Advocaten, Pfarrer, Ingenieure der Brftoken und Strasaen^ 
Beamte der ProTinxiai«VerwaJtaiig, BfitgUsder.der Gonrannai-Ver^Balf 
* tungen, Personen, welche für den öflfentlicben Unterricht angtatsHt 
sind, endlich keine Beamte, welche unmittelbar • dam €ouvemar 
untergeordnet sind. Die Mitglieder der Deputation" werden 'Ouf 4 
Jahre gewählt, und alte 2 Jahre tntt die Hllfto aas. In danoltoi ' 
f&hrt der Gouverneur: der Provina den Yorsits uad hat eine im- 
thende, aber keine entscheidende Stimme: sie kann nur berathen, 
wenn die Häldte der Mitglieder anwesend ist. Jedes Mitglied erhält 
einen jährliclieii Gehalt von 3000 Frcs. (810 Thlr. Prss.), von wel- 
chem jedoch die Ilalftc zurückbehalten wird , um einen Fonds de 
presence zu bilden, indem diese Summe alle 3 Monate unter die 
Mitglieder nach der Zahl der Sitzungen vertheilt wird, bei welchen 
sie gegenwärtig? gewesen sind. Die Deputation giebt ihr Gulachten 
über alle ihr \orgelegten Gegenstände ab, und hält ihre Berathungen 
sowohl wahrend der Sitzungen des Provinziairaüis, als zu anderen 
Zeiten, über alles, was die laufende Verwaltung der Interessen dor 
Provinz und die Vollziehung der Gesetze lietritH;, so wie über die 
ihr vom Gouverneur überwiesenen Geschälte, so weit ihre Vermitte- 
lung dabei erfordert wird. Sie vertritt die Provinz vor Gericht in 
allen soscn die Pr^^^iIl/ angestellten Ringen und beginnt auch ohne ^ 
votiiiuigige Genelitnigung des Provinzialraths, wenn dieser nicht ver* 
sammelt ist, die Prozesse wegen Mobiiien oder possessorischer Kla> 
gen. üeber alle Gegenstande, welche zur Conspetens des Provinzial» 
raths gehören, entscheidet die Deputation, wenn jener nicht versam«' 
melt ist, und der Gegenstand keinen Aufschub erleidet, jedoch mit 
der Verpflichtung, bei der nächsten Versammlung des Provinsiahnthi 
darüber zu berichten. Ueber die Fonds der Provinz kann nur mf 
Anweisangen der Deputation verfügt werden, und jeden Uoml^ßiik - ' 
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deC die Deptttotiön air den Minister des Inneren den Etat der Liqui- 
dttiooen in Bexug auf die Fonds im letalen Monate. Am Ende 
eines Monats stellt der Fmanxminister die «rliobenen EiRRohmcA der 
Ptovini lur Verfügung der Deputation. Jährlich bei Eröfinung der 
Sitzungen des Provinzialfaths äberreicht ihm die Deputation eine 
vollständige Darstellung der Verhältnisse der Provinz in Bezug auf 
ihre Verwaltung ; gleichzeitig legt sie die Uebersicht der Einnahmen 
und Ausgaben des letzten Jahres mit dem Entwürfe des Budgets 
und endlieh alle geeigneten und vorbereiteten Antrige vor. — Der 
Provinzial-Secretär führt sowohl bei den Sitzungen des Provin- 
zialraths, als der Deputation das Protocoll und besorgt die Expedilio- 
nen. — Der Gouverneur der Provinz, wchher seinen Wolinsitz 
im Hauptorle der Provinz hat, besorgt die vorläufige Insdudion aller 
Gegenstünde, weiche dem Provin/ialrathe oder der Deputation vorzu- 
leben sind ; er hat das Recht , den ßerathungen des I'rovinziolralhs 
beizuwohnen, Aufklärung zu verlangen, so wie auch wiederum seine 
Gegenwart in den Sit^iinnen von dem Provinzialrathe gefordert wer- 
den knnii. Nur der CouveriK ur mit dei Vollziehung der von dem 
Provinzialrattic oder der Deputation gefassten Beschlüsse beauftragt; 
Processe der Provinz werden im Namen der Deputation von dem 
Gouverneure betrieben. Hat der Provinzialralh oder die Deputation 
durch einen ßcschluss ihren gesetzlichen Wirkungskreis übersehrillent 
oder die öffentlichen allgemeinen Interessen verletzt, so ergreift der Gou- 
verneur binnen 6 Tagen den Recurs an die Staatsregierung: erfolgt 
dann während eines Zeilraums von 30 Tagen keine abUndenide Ver- 
fügung von Seiten der Staatsregierung, so ist der angegriffene Be- 
schiuss ezebutoriscb. Der Gouverneur wacht über die Erhaltung der 
Ruhe und der Ordnung und Sicherheit der Personen und des Eigen- 
thums in der Provinz: zu diesem Zwecke steht die Gensd'armerie 
zu seiner Verfugung. In jedem Verwaltungsbezirke wird ein Bezirks* 
Gommissar von der Staatsregierung angestellt, dessen Wirkungskreis 
sich über die Landgemehnden und Städte unter $0Q0 Einwohner er- 
streckt. Derselbe muss unter Gontrollia des Gouverneurs und der 
Deputation die Verwaltung der Gemeinden beaufsichtigen, über die 
lieobüchlung der Geselzc und Reglements der Verwaltungsbehörden 
wachen und für die Vollziehung der Besdilüsse des Provin^ialraths 
und der Deputation innerhalb seines Bezirks sorgen. Er revidirt 
jähriitli wenigstens einmal die Civilstands-Regist( r und untersucht die 
Gemeindeverwaltung. Von jedem ausserordenlhchen Ereignisse seines 
Bezirks hat er dem Gouverneur schleunigst Nachricht zu geben und 
jährlich einen Monat vor der Versammlung des Provinzialroths einen 
Bericht übejr etwa einzufübreude Verbesserungen und über vorbaa- 

Bobibtrl, VidUiMinaMtik IM S2 



Digitized by Google 



m 



den^ Bedürfhiss^ einzuienüto , s6 wi6 eb«lifalte jährlich an die De- 
putation eine YoHst&ndigfe Oarsteltang über den Zustand seines tairlai 
öuiinrelcheÄ. 

7) Gesetz Vom 22. September 1835 über die Fremden, 
^Iche sich in Belgien aufhalten *) : das Gesetz erhielt — ui fie* 
kug adf die fieschränlcnng des Art 128 der Veifassung — durch die 
Verhältnisse der inneren Gestaltung Belgiens und seini^ lüge gegen 
die henadibarten Staaten In diesen so bewegten Zustanden seine ni- 
here Motivierung. Die Hauptbestimmungen «fieses nur fnr 3 Jahre 
gliltigen Gesetzes ( — seine längere Dauer wurde ton der aiiiidruck« 
liehen Erneuerung abhängig gemacht» die indess nicht erfolgt ist — ) 
' shld folgende: Jeder Fremde, der seinen Aufenthalt in Belgien nimmt 
und durch sein BenSefamen die öfifentiicbe Ruhe in Gefahr setzt, oder 
im Auslande Wegen eines Verbrechens oder Vergehens verfolgt od^ 
verurtheilt ist , welches nach dem Gesetze vom 1. Oclober 1833 
die Auslieferung begründet, kann durch die Staatsregierung gezwun- 
gen werden, sicli von einem bestimmten Orte zu entfernen, oder ei- 
nen bestimmten angewiesenen Ort zu bewohnen, oder das Königreich 
zu verlassen. Davon sind ausgenommen diejenigen Fremden, welche 
1) von der Staatsregierung die Erlaubniss erhalten haben, ihren M ohn- 
silz in Belgien zu griiiidcn, 2) mit cin< r Belgischen Frau verheiralhet 
sind und Kinder in dieser Ehe erzeugt haben, die während ihres Auf- 
enthalts in Belgien geboren sind, 3) den Belsischen Orden des eiser- 
nen Kreuzes sich erworben haben. — Der J^öiHgliiiie Befehl an den 
Fremden, einer der drei oben nn^M^obenen Bestimmungen sich zu 
fügen, soll dem Fremden durcli einen Gerichtsvoüzielior eingehändigt 
werden, worauf demselben mindestens ein freier Tag zu bewillioren 
ist. Der Fremde, welcher den Befehl erhalten hat, da^ Königreich 
zu verlassen, mu^s die Gninze bezeichnen, auf welcher er das Land 
verlassen will; er erlirilt dann eine genaue Marschroute mit Angabe, 
wie lange er sich an jedem der Orte aulhalten darf: wenn er diesen 
Anordnungen sich nicht fugt , wird er durch die bewaffnete Macht 
über die Gränze gebracht. Wenn einem Fremden ein bestimmter 
Aufenthaltsort angewiesen war, und er diesen verJässt, so kann die Re- 
gierung den Fremden ans dein Lande weisen. Sollte der >Freoide 
aber« der das Land verlassen musste, wieder zurückkehren, so wird 
er wegen der fiuckkehr von den ZuchtpoHiei*Gerichten cum GefSag- 
niss von 14 Tagen bis 6 Monaten verurtheilt und noch Ablauf dfr 
Strafaeit abermals aus dem Beiche abgeführt. 

•) Vergl Mittcrmaicr's ob,. gm. ZeiUchriß für ausländ. itMMfifi. 
•*> tir^ MiHtrmaUt in iMtWen Zeittchriß Bd. U, S. 473, 
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Nachdem diese allgemeioen Gesetze von der ^esetzggebcnden 
Gewalt als Ergänzungen oder temporäre Abänderungen des Belgrschen 
Grundgesesetzes von 1831 in den darauf folgenden fünf Jahren er- 
lassen waren, drehten sich die Arheitei) der beiden Kammern unter 
voller Aiifreehterhallung der A urfassung, tlieüs um ronfessionelle Strei- 
tigkeiten und die Ausgleichung der Verhältnisse mit dem Kömischen 
Stuhle, theils um Qpanzielle Fragen, Herabsetzung des Zinsfusses, und 
materielle Gegenstände mannichfachster Art, die besonders auf die He* 
|>ting des Innern Verkehrs, Genehmigung des Vertrags mit dem Deut- 
schen Zolivereio, Ausdehnung des Eisenbahnnetzes auf alleinige Kosten 
des Staates u. $• w. sich bezogen. In der Session des Jahres 1845—46 wa- 
ren die Hauptgegenstande der Beratbung die Lage der Arbeit^ und der 
lied^rfligen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft, so nvie die Haassre- 
0^1n ^ur abhülfe der durch die Eranklieit da* RartolTeln angeregten 
QeiiflrgPisse. Er^t in der Session des Jahres 1847 wurde eine we- 
sentliche Veraniterung des Grund^setzes beschlossen, aber auch diese 
nur in der Znhl der Repräsentanten und dem danach sich richtenden 
numerischen Verhaltm'sse der Senatoren, weil dies durch die inzwi- 
schen beträchtlich gewachsene Bevölkerung des Staates in Folge der 
Artikel 49 und 54 der Verfassung (s. oben S. 319 und 320) noth- 
wendig gemacht wurde. Die Bevölkerung Belgiens war nach der 
Zählung iin October 1846 auf 4,335,319 Seelen pewaclisen, und dem- 
gemäss wurde für die Repräsentanten-Kanimtr eiüe Ziihi von 108 
Mitgliedern und für den Senat von 54 Mitghedern nach jenen Arti- 
keln gesetzlich gefordert. Das ruber von den beiden Knmniern 
bernlhene Gesetz wurde vom König Leopold am 31. März 1847 be- 
stätigt, und in Folge desselben die neue Vcrtlu üung der Repräsentan- 
ten und Senatoren auf die eiazehien i^rovin^eu ii\ nachjitehender 
We^se an^eofdnet: 



Provinzen Rcpruscntantea 


SenalorcD 


Antwerpen 


10 


6 


Brabant 


17 


9 


Weslflandcm 


16 


8 


Oatflandern 


20 


10 


Ifenn^au . 


18 


9 


Lutlich 


11 


6 


Limburg 


i 


2 


Lui^embarf 


5 


2 


Mamur 


6 


3 


fVMlMM» 


108 


54 
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Seit dieser Veränderong des Zahlen Verhältnisses der Mitgh'eder 
ia deo beiden Kammern der gesetzgebetideii Gewalt, hat Belgien bis 
smn gegenwärtigen AugenbUdw . keinen ArUlLei seiner nnnmehr 
neoQiefan Jahre darefageführten Verfessang umgestaltet, sondero nur 
In Beiug «af das Wahlgegets und die Gemeinderathe den Gensus auf 
das Torbehaltene Minimum herabgesetst und die Dauer de&Blandats 
der Gemeinderathe um 2 Jabse verliiirzt Der Wechsel des in con- 
fessioneller,. Beziehung zu abhängigen Ministeriums Deschamps am 
12. August 1847 liess das neu eintretende Ministerium Rogier gleich 
in seinem Programme die Unabhängigkeit der Staatsgewalt in allen 
ihren Beziehungen aussprechen und vorzugsweise den Satz aufstellen^ 
dass der Staat weltlich sei Dieses Programm bewährte sich durch 
die That in der Session der Kammarnt die am 9. November 1^47 
eröf net wurden und sich besonders mit dem öffentlichen Unterrichte 
in Belgien beschädigten. So vorbereitet ging der Sturm der Fran- 
zösischen Revolution im Februar 1848 bei diesem Lande ohne be- 
dculsnme Nachwirkungen vorüber, und die republikanischen Ver- 
suclie von l'rankreich aus, auch in Belgien Meutereien zum Sturze 
der Regierung anzustiften, ^^u^den von der letrteren mit leichter 
Mülie zurückgeschlagen. Die Belgische liegierung kam von selbst 
nm 28 Februar IS48 den Kümmern mit dem Antrage entgegen, 
dass das Minimum von 40 Frcs. (20 Gulden = 10 2/3 Thir. Prss.) im 
Art. 47 der Verfassung als der allcemoine Wablcensus festgehalten 
werden soll, dn ss demnach der Ceiisus für die Wühl der Gemeinde» 
rälhe überall gleichfalls auf 40 Frcs. herabzusetzen sei, und dass die 
Dauer der Functionen der Gemeintlenithe von acht Jahren auf sechs Jahre 
verkürzt werden soll Der Antr.ic^ wurde dem Interesse und den Wün- 
schen des Volkes durdiaus entsprechend mit grosser Majorität in beideo 
Kammern angenommen. Demselben wurde als angemessen, wiewohl 
nicht ohne grosses Bedenken der besonneren Staatsmänner, das spä- 
ter durebgegangena Gesetz vom 28. Mai 1848 hinzugefügt, dass 
Beamte, wenn sie zu Mitgliedern einer der beiden Kammern ernannt 
werden, zwischen dem parbmentarischen Mandate und ihren Aem- 
tern wählen müssen.— Belgien blieb ruhig zwischen den westlich und 
östlich von seinen Grenzen so stark erschütterten Staaten, und Kö- 
nig Leopold war vollkommen bereditigt, in seiner Eroffnurgsrorle der 
ausserordentlichen Sitzung der Belgischen Kammern am 26. Juni d. J. 
darauf hinzuweisen mit den Worten: «Während Europa von Kr* 
schutterungen tief bewegt wird, ist Belgien ruhigi vertrauensvoll und 
stark geblieben; von allen Seiten hat es Beweise der SympHthie und ' 
Achtung empfiingea Der Kreis der politischen Rechte Ist betracfat*. 
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Kdi erweftcrt worden*)^ ^ ^ c^sto Anwendung der Wahlrdbrm 
hal bewiesen, dass der WeMieft der Nation ta fertranen gewesen 
sei In glucUicher Tereinigung hät Belgien die Stabilität mit dem 
Fortachrftt, Ordnung mit Freilieit zu verbinden gewosst: nm sich 

auf diesem Wege zu erhalten genügt es der Nation, Glauben an sich 
selbst zu iiaben und einig zu bleiben.* * 



Digitized by Google 



Schweden aad Norwegen. 



Quelleii und HftlAinilitel« G. F. Martens Sanunlang der 
wicbtigsten Reichsgrtiodgesette, Götling. 1704, 8vo. f r ii. einzi§»r Bd.« enl- 

hält Schwedische Grandgeselze von 1397 bis 1189. — Diifau. Guadet, Collect, 
elc. vol III. pag. 72 sq. — PoÜtz. Verf. Europ. Bnd. III, S. 58- Ul- 
li. Slclfens, der Norwogische Storlhing im J. 1824. gcschichllichc Darstellung 
und Aclcnslückc, Berlin iSiö, 8vo. — Münch-Kader, den norske Consli- 
lutions Hislone og Vaesen, Christiania 1841. 8\o.~ Aug. Th. Brome 1. die 
freie Verfassung Norwegen*s in iiirer gescfcicfatlichen Entstehung nebst einlei- 
tender V'orgescbicble. Bergen 1843. 8vo.- £r. Mor. Arndt. Schwedische 
Geschichte unter Gustav IIF. vor7,üglich aber unter Gustav IV. Adolf, Lpzg- 
183Ü. 8vo ~ Cnrl ,if ForscH Statislick öfver Sverigc. Stortholm 183f, 8vo., 
3 l'pl.igcn Stockhulm I83ü u. Deutsche UcberseUuDg dieses Werkes vou A.G. 
Freese, Lübeck lö35i 8vu. S. 44 u. flg. 



I. Seliwedeii. 

Das Königrei* [i .S liweden mit Dänemark und Norwegen durch 
die Calmarisc'he Union vom 20. Juli 1397*) vereinigt, bildete in die- 
sem grossen Nordischen Gesamralreiclic nur den weniger bedeutsa- 
men und nur im Sliden und auf der ösllichen Küste des mittleren 
Landes einigermaassen eutwickellen Theil. Zweimal wurde die Cal- 
marische Union am 9. Jul. 1436") und am 14. Mii 1450 erneuert, 
aber dadurch keinesweges das Band dieser Nordischen Staaten mehr 
befestigt. Denn j^erade durch diese Vereinigung war Schweden mehr 
indiealfuenicinen politischen Angelegenheiten und Kämpfe hineinirezopen 
und dadurch eine grössere Rivalität auf Dänemark und ein krall igeres 
Gefühl für nationale Selbstständigkeit entwickelt worden. Dies führte 
zu den Bürgerkriegen in der zweiten Hälfte des fünfzehnten und in 
den ersten Jahren des sechzehnten Jahrhunderts» bis die Union durch 



V Sii igt in Martent Samnüg. /. 5. 1« tnütNfwfter Spracht äbgedmM. 
•V GMdifiaU M MßfUnt Sammig, l S. 19 in Dtukehir 
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Christians If. Zügellosiglceit gelost, und unter der Einwirlraig der 
Reformation die Selbstständigkeit Schwedens n!s eines für steh be* 
stehenden Kdn^ireichs hergestellt wurde. Die förmliche Erklärung 
geschah auf dem Reichstage m StrengDas am 7. Juni 1523, indem 
die Schwedischen Reichsstande auf die Aufferderong des Kön^ 
FHedrIch L von Dänemark antworteten, sie hStten zu ihrem Könige 
Gustav Wasa Erichsson gewählt*). F&r seinen Hannsstamm nach dem 
Erstgeb'urtsrecht wurde die Erb Vereinigung Schwedens,**) als ei- 
nes Brbkönigreichs, auf dem Reichsstage zu ^esferas am ]3ten Januar 
1544 im Namen aller Stande vom Adel ausgefertigt, der sich 
hier ,Hitghed und Stütze der Krone Schwedens* nannte. Drei Jahre 
spater erneuerten sämmtliche Stände auf dem Reichstage tn 
Strengn^s (im J. 1547) die Anerkennung dieser Testaments- 
ordnung für den König Gustav Wasa und seine männlichen Nach- 
kommen, indem den Reichstagbeschluss darüber die Geistlichkeit 
abfnsste, wobei auf diesem Reichstfige zum ersten Male neben dem 
I>isdt<)fe auch die Pfarrer von Stadt und Land als Abgeordnete er- 
schienen. 

Die traurigen und blutigen Kämpfe unter den Söhnen Gustav 
Wasa's Hessen in Schweden bei einer mächtigen Parthei wieder den 

Gedanken an ein Wahlreich aufkommen, zumal als Sigismund, Gu- 
stavs Enkel, von dessen zweitem Sohne Johann, nach dem Tode des 
Königs Stephan Balhory von Polen auch auf den Polnischen Königs- 
thron gewählt wurde, da seine Mutter Catharinn, die Tochter 
Siegismunds II., noch das Andenken an Jagello's Stamm in Polen 
aufrecht hieU. Die Furcht vor der weiteren Verbreitung der Ka- 
tholischen Kirche in Schweden und vor dsr Zurücksetzung dieses 
Reiches hinter Polen führte zur Lnlerzeifhnuncr der Ca Im arischen 
Statuten***) am 7. Sept. lö^^T ijber die Het^ierunir beider Reif he 
(Schweden und Polen), bevor Sigismund zur Uebernahme der Re- 
gierung nach Polen ging. Die Evangelische Religion wird geschützt, 
Schwedens Ehre und Vorrang überall gewahrt, über Kriegi Fr eden 
und Bündnisse sollen Schweden'» Stände gehört werden, und ohne 
ihre Genehmigung darf kein in Polen von König Siegismund aus gefertig- 
tes Gebot oder Verbot in Schweden gültige Kraft erhalten: aberaüdi 
das Erbrecht bleibt dem Hause Wasa für Schwedens Krone nach dem 
Rechte der Erstgeburt gesichert» und selbst bei dem Aussterben der 



Gfijpr's Gcscht Schwedens, Bnd- IL S. 35. 
*V Abgedruckt in Stjernman Ricksdagars Ucslut» L ^g* 137 und in 
IMwIldIcr SphaSiB hei Martem a. a. 0* 5. 319. 

***J Tinß, Ü4ijit, C?ffcft. MiocdL Aid. ZT. 5. m 
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männlichen NachkommenschaR wird die Nachfolge nächsten 
weiblichen Linie schon in Aussicht gesteilt. 

Durch den Tod des Königs Johann von Schweden am IT. >'o. 
Tember lo92 vereiiügte König Sigismund die Polnische kröne mit 
der Schwedischen, und noch vor seiner Krönung musste er den 
19. Februar 1594 dem Reichsralh und den Standen^ eine Asseca- 
ralionsurkunde ausstellen ♦) , in welcher er den Religionsvcrlrog der, 
• Stände zu üpsala vom 16. Februar 1594 über die alleinige Herr* 
Schaft der Evangelischen Kirche in Schweden und die alleinige Be" 
rechügung der Evangelischen zu allen Aemlern in Schweden zu 
wahren sich verpflichtete, und ausserdem alle politischen Rechte, Frei- 
heiten und Gesetze aufrecht zu halten verhiess. Siegismond, in den 
Netzen Jesuitischer Politik gefesselt , und demgemass zu dem Won* 
sehe getrieben, dem Katholicismus wieder einen grösseren Ebifiusi 
in Scandinavien zu gewinnen, gedachte keinesweges emstKcli seine 
Verpflichtungen gegen Schweden zu erfijllen , wahrend sein Qbehn, 
Derzog Carl» der jüngste Sohn Gustav Wasa*s, jede Gelegenheit 
wahrnahm, die ältere Linie Wasa vom Schwedischen Throne zn ver- 
drängen und fiir sich und seine unmittelbare Nachkommen densel- 
ben zu erwerben. Der erste Schritt dazu war der Reicfastagsbe- 
schluss zu Söderköping vom 21. October l>i05**), welcher mit den 
bestimmtesten Beschränkungen anordnete, dass die Evangellsch-Inthe« 
riscbe Kirche ausschliesslich die heitschende und selbst die allein 
'geduldete in Schweden sein solle, und dass zur gemeinschafUichen 
Vertheidigung der Rechte der Schwedischen Stände Herzog Cari die 
Reichsvorsteherschaft iibernehmen müsse. Der darauf in Schweden 
ausbrechende Krieg zwischen Herzog Carl und König Sigismund war 
bald zum Vorlheil des ersteren beendet, aber erst nach mehreren 
Jahren erfolgte auf dem Reichstage zu Norküping die definilive Be- 
endigung des Streites, indem Karl die Königskrone von Sciiwedcn 
annahm, und der Reichstagsbeschluss vom 22. März 1605 Schweden 
als ein Erbreich für die männlichen und weiblichen Nachkom* 
men des Königs Carl IX. (Wasa) fesstellte *•♦). 

Auf Carl IX. folgte sein grosser Sohn Gustav IL Adolf 



V Abgedrwiki hii Routtett SuppUmmU an Corps diplomatique, voL 
II S, 835» md Stjtrnman o. a. 0. l; Geijtr IL S. 281—81 

**J Herzog Carl Hess die RHehstagsbeschlüsse gleichzeitig in Schicedi' 
Mftfr, IhuUeher und LeOeinitcher Spracht verabfa$§en; dUier itt aJbgtdrueU' 
In Deviteker Sprache hei M arten t a. a» O* /. 5. 337. 

**V Stjiernman Rik$dagar$ SeM, /« $61 und DeuUth hei Martem. 
0,0,0. IS. 340; vergL Geijer Geech. Schtoed. Bd. U, 5.335-31 . . . 
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(80. October 16U t Ö. November 1632), mit welchem Schwedens 
grossartiger Einfluss auf die aligemeinen Europäischen Angelegenhei* 
te» seuwAfliuig nahm und sich über ein Jahrhundert behauptete. 
Mter war nur auf em ansehnliches stehendes Heer zu begründen^ 
dnsenJBalMkllimg die von der Netur-spärlich dem Schwedischen Reiche 
»l yw b senfltt Kräfte und MilteMibermässig anstrengte, aber bei der 
graiMii'lKMleiilcarfeil Persönlichkeit seiner Regenten und Staatsmiab 
oep ' fMam. iwiAreicteidB 'fliilfsquelion- fiind , wem - gläch «iif a9kiie 
Wüsein naturgmlner/lMwiclieliuig -ilie KoaigUdie^MaGht auf Ko* 
Uta 4cr Autflrilit der^BeiohstäBde wgrosKrt wnrde, und nor noch 
das Ansehen desjenigen Standes stiege der gerade bei dieser Erhöhung 
und Erweiterung des Schwedischen Staates in seinen eigenen In- 
teresien am engsten- nit der • KonigUohen ISewait sich ' veii)uuden 
sah. ^•liiea war der Adel. Es darf denmach ni^ht auffallend ersdiei* 
neu, wenn die- Sefawedfeche Staatsregierung naoh ihrer f^oKlft' in die^ 
Sern Jahrhunderte fest in voller Verblendung die Macht uiiü das 
Ansehen des Adels überall vermehrte, um dann , sobald die Persön- 
lichkeit der Ijeiter des Staates fehlte, in den selbst geschmiedeten 
Fesseln die Regierung selbst an den Adel zu verlieren und dadurch 
beinahe den Untergang des gesammten Staates hi t i eizuführen. Schon 
in der Reichstags-OrdnungGustav Adolfs vonr24. Januar 1G17 *) 
finden wir alle Mitglieder des Adels zum II< iciisi ng berechtigt: von 
der Geistlichkeit sollten nur der Bischof jedes Sprcngels mit einem 
Mitglied jedes Cnpitels nebst eiiif rii Geistlichen aus jedem Gerichls- 
bezirke, vom der liurgprschnft der Bürgermeister \ind ein Mitglied des 
Raths oder der Gemeinde jeder Stadt, von dem Bauernstande ein 
oder zwei Bauern aus jedem Gerichtsbezirke einberufen werden. Es 
war daher eine sehr ungleiche und noch wenig ausgebildete Reprä- 
sentation der Tier Stände, wo2u noch kam, dass in dem weitläufigen 
Bdche bei den häufigen und kurzen Reichstagen, den schlechten We« 
gen, Kriegen* md andereii Hindernissen viele Reiehstags-Ahgeordnetcf 
besonders aus den entlegneren Qrfean 'aosbiiebisn. Nur d^ Adel 
donlnirte aaf den Beicbstageb. ' ■ * * ' r 

- Auf GnstaT Adnif folgte seine eimige Tochfer Christin«, die 
letzte Wasa auf dem Schwedischen Throne (6. November 1632, resignirte 
6. Juni 1654). Noch während ihrer Minderjährigkeit wurde durch 
dehfaeidätdlssbeMM«» vdm ^:luWl^-y die Verordnung ftber 

V* T^- . • • * .... 

*) Mgedruckt in Stjernman Riksä» Best. I, 706 und Deutsch bei 
Marient a. o. 0. /, S. 358/ vergl. Geifer Gesch. Schw. Bd. III. S. 32-41. 

**J Ahgeiruekt in Stjernman Rikid. Btsl. II, 887 und Deutsch hei 
MarUnt o. a. 0. /• S. 3S1; vergl Qeijer Gäf^'Sclm. Bd. W. S. m-^- 
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Staat und Regierung des. Reichs (Regierungsform) angenom- 
men. Sie sollte als eine Uiclitschnur zur Verwaltung des allgeinei- 
iieii Wesens dienen, und zwar sowohl auf die Ausübung der Kö- 
niglichen Miiciit ah der ständischen Gerechtsame einwirken: allein 
sie liess die hcrkömmh'che Zusanimenselzung der Reichstage beste- 
hen, und besti [Hinte weder genau die Gränzen der Königliche^ Ge- 
walt, noeli die der stnndiMlien Rechte, indem sie im Gegentheile überall 
beide als schou ix kmnt voraussetzte. Dennoch wurde sie von dem 
grösseren Theile der Königlichen Beamten als gefährlich für die Kö- 
nigliche Macht angesehen, und kam niemals in allen Theilen zur 
Ausfuiu'uog. 

Durch Gu>lav Adolfs Schwester Gatharina, die an den PfaU- 
grafen Joliann Casimir von Zweibrucken verhdralhet war, gelangte 
deren Sohn Garl X. Gustav (6. Juni 1654 t 23. Februar 1660), 
als der nächste Erbe der weHilichen Lirue, auf den Schwedischen 
Hir n. Dos Haus Pfalz-Zweibrücken hat denselben im Mannsstamme 
64 Jahre besessen {1Ü54 — 1718). Unter ihm wurde die Konighche 
Gewalt wiiikuhrlicher, und die auswärtigen Verhältnisse der Schwe- 
dischen Mächte lie^sen das Ansehen und den Einlluss der Schuedi- 
sclicii Reichsstände immer mehr sinken, indem der Konigüche Wille, 
uritei^tützt durch das Heer, die l ioltfj uiul die I5ositzungen in Ueulsclj- 
liirid Hill] ileii südlichen Kusteniandern der (>>tsei über die Benutzunfr nüer 
Kralle das Luid für die jedesmaligen Be/ielinngen der Itcgierungs- 
pol![ik allem entschied. Als ein bezeichnendes Resultat dafür gilt 
unter dem zweiten Könige aus dem Hanse Pfalz-Zweibrücken, unter 
Carl XI. (23.Febr. 1660 t April 1697) doriieichstagsbeschluss vom 
10. Decemher 1680 über dt?s Verluiltniss des Reichsraths und der Reichs- 
stände*), aufweichen diiher späterhin die wieder gekratligte Königliche 
Macht in dem »nlen ,ii)ge'di uckten Grundgesetz«^ vom Jahre 177'2 aus- 
drücklich besondere Rücksicht nahm. — Der Kriegshefd Carl XII. 
(15. April 1697, vor Friedrichshall am 11. December 1718 erschos- 
sen), w elcher unvermählt den Mannsstamm seiner Linie schloss, hatte 
während des grossen Nordischen Krieges, d. h. also während seiner 
ganzen Regierung, nur starke Forderungen an sein Volk zu machen, 
und fühlte sich niemals geneigt auf die Vorstellungen seiner Reichs- 
stände zu hören. Aber seine langjährige Abwesenheit von Schwe- 
den, und sein Waffdnunglück seit der Niederiage bei Poltawa 
(8. Juli l?09)r regten bei den fieichsständen den Gedanlten, da» das 
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€föck SdiWtidMis Hiebt in der Bebanptang seiner «nswartigen Stellung 
IQ suchen wäre» lu lebhaft au( um nicht späterhin jede Gelegenheft 
eifrf^ 'ztt ergreifen, die Königliche Gewalt ^vleder in die älteren ver« 
fiusungsmässlgen Schranken zurückzuführen, und durch Selbstbesthn- 
mung bei den oflentUchen Lasten diese wesentlich zu erleichtem. 

Dieser Gelegenheit zeigte sich unerwartet günstig bei dem Tode 
Carls XIT.': ein ansehnlicher 1MI der auswärtigen Besitzungen ging 
durch die Friedieihsschl&sse mit den benachbarten Mächten verloren» 
das Heer und die Flotte konnten nicht naehr auf dem früheren 1 usse 
erhalten werden. Carls XII. Scliwester, Ulrilie Eleonore, wurde 
auf Bedingungen als Königin von Schweden gewählt (I. März 1719 
f 5. December 1741), dasselbe Loos hatte ihr Gemahl Landgraf 
Friedrich von Hessen, der durch Wahl am 4. April 1720 den 
Schwedisch! [) Tliron bestieg und kiiuiiTlos am 5. Apri4 1751 ver- 
starb. Es w urde von dem ersten Reii h>tage unter seiner Regierung 
eine neue Regierungsform am 2. Mai 1720 angenommen*), nach 
welcher der Adel die wesenfhVhstfn Rechte der Regierung an sich 
lOg, indem er im Xamcn der Stande zu handeln vorgab , diese uher 
durch seinen überwiegenden Kinfluss nach der in ihm vorherrschenden 
Majoritiit leitete. Die Reichstage wurden jetzt auf widrige Weise 
Tummelplätze für die Interessen cinzelnfT rnmilien des Adels, mit 
denen nicht selten zu ihrer Verstärkung die mehr hervorragenden 
Häupter der Geistlichkeit und des Bürgerstandes sich vereinigten. 
Dies bewährte sich auf das deutlichste auf dem Reichstage des Jah» 
res 1723 bei deu am 16. October d. J. in swei besonderen Urkun- 
den bestätigten erweiterten Privilegien für den Adel und die 
Geistlichkeit**), und der am folgenden Tage sanctionirten Reichs- 
tagsordnung vom n. October 17^***). Der Adel aber war 
sahlreich und arm, er wurde dem auswärtigen Einflüsse durch Cor- 
ruption zogänglicb: bald herrschten daher Französisc he und Russi* 
sehe Interessen und Intriguen auf dem Schweidiseben Reichstage 
und in dem Schwedischen Reichsrathe. Die Spitznamen der Hüte 
und Mütien bilden noch Jetzt ein trauriges geschichtliches An- 
denken, wie dieser Staat auf Kosten der übrigen Qassen des Volks 
ftst his zur Aussaugung des Landes durch den Adel zn Grunde ge« 
richtet wurde. 
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, Auf diß schwache Regierung Priedrichs von Hessen folgte keine 
stärkere zur Wiedererhebung des Schwedischen Volkes. Es bestieg 
Schwedischen Thron der nächste männhche Verwandle der Kö- 
nigin ülrike Eleonore, Adolph Friedrich Herzog von Holsteln- 
Gottorp, Sohn der. älteren Schwester Carls XU., Hedyfe.Spphie, 
äk mit ideoi Herzog Frledriob. IV. von HoIsleln-GoUorp vermählt 
gawesflü war; ' die Bedingungen der Wahlcapitulation bei diesem 
Könige waren noch mehr herabwürdigend für das Königliche Anse- 
hen« als bei dem vorhergehenden. Unter sehi^ Regierung (5. April 
IUI, t 12 Febr. 1771) wurde die Ahhangigkdt der. koroglichen Ge* 
valt von den schwtnk^iden. Bef iehHngen des .ßchwediMbea Adds m 
der empfiidKchMen fllntanseUung der Schwedischen Intcreressea 
häufig genfig erkannt, aber es fehlte dem König« m aller Enerjgk^ 
dje ihm .poch in Gebote stehenden Mittel, namentlich dnrcli eme nähere 
AnslijiVemig.an^liei^B^ Bavemstand. aar Fesalieltiing föicB 

dem .Wohle des Lindes entsprechenden KömgUchen Gewalt kräftig sü 
vM^wenden. -Dies war erst semem nachfolgenden Sohne^ dem geM|| 
gewandten Kon^ Gustav III. (12. Febr. 1771 , f 29. llarx 
an den folgen einer ihm am 16. Jlian meuchelmdrderiscfa b4»gelH'adh 
len Scbusswande) .vorbehalten. Er fiind bei seinem Regierungsantritt» 
das Volk, unzufrieden über die unwürdige HaHung des Mchsrathsr 
nnd des Beiehstages, auf dem man nur die eigennötaige Fordemni 
yon Frivatinteressen wahrnehmen konnte». Darauf und auf die hef 
währte Treue einiger Bataillone bauend, begann Gustav IIL. dif 
Kampf gegen die bestehenden Gewalten. Die YerhafluDg des ftBkiMif 
mthsi die Verbuidnng mit den Bürgern Stockhohn's Hessen MM% 
Gustav IlL hl kurzer Zeit seine Revohrtion unblutig zum Besten ifls 
Sch^redfochejik Volkes durchfuhren. Er gedachte der könIgUcben 
ilactdy wie sie > Schweden hn alebzehnten Jahrhunderte bestand^ 
hatte, aber er mlangte nicht nach Wil kuhr, er wollte die Geseixe 
herrschen hMse&i: die Königliche Gewalt sollte überall die Kraft zum 
Handeln besitzen, aber dabei verfassungsmässig durch gesetzliche 
Schranken eingeengt sehi. Diesen Zweck verfolgte er bei seinem mit 
den vier Bieicbsstanden vereinbarten Grundgesetze vom 21. Aug. 
1772 (Regierungsform), das ich hier vollständig abdrucken lasse, 
weil auf dasselbe als die Grundlage des heutigen Schwedischen Staats- 
rechts bei der Beurtheilung der gegenwärtigen Schwedischen Zus tän d e 
lorückgegangen werden rauss, ttm 
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"Wir Gustav von Gottes Gnaden, der Schweden, Gotbcn und Wenden 
König u. s. u. s. w ihun hiermit kund, dass wie wir, von Anfang unsrer 
Begierung au, unsere Königliche Macht und Mündigkeit 2ur Erhaltung, Stärke 
imd WoUfiilirt de» Eekbi bimI UBieFer getnnen Uolertbanen Geddbeii. 
Sicfceritil uad Giadueligltcit umniterbroclieti anwendoi wollen; und wir zur 
Erlangung dessen in Gnaden gefanden, wie der gegenwärtige Zustand des 
Vaterlandes mit sich bringe, dass eine, zum vorbemeldctcn Endzweck höchst 
BÖthige und schickliche Verbesserung der Grundgesetze unumgänglich nÖthig 
sei, daher auch, nach genauester Uebcrleguug und Prüfung, eine Form für 
des Reichs äleucr und Regierung verfasst, weiche die nun versammelten 
Bifebut&Dde einhellig angenomaen und bcscbworen; also wollen wir in Gna- 
diese solebeiiastalt von den Reiehistanden genehmigte Regienuigsform 
hierdurch gpit beiisent hekrafligen und bestärken, so wie sie selbtt ttadi dem 
Bnchstaben von Wort zu Wort hiernächst folgt: 

Wir ünterschrirlicne des Schwedischen Reichs Räthe und Stände, Grafen, 
Freiherren, Bisihofe, Kitierschari und Adel, Klerisei, Kriegsbcfehl, Bürger- 
schaft und Bauerscbaft, welche gegenwärtig hier versammelt sind, lür nui und 
iMfffi abwesende Milhrilder, machen bclnnnt« dass wie wir dnrch eine un- 
gltlcUiche Erfabfong gefunden* dass nnter dem Namen einer edela Freiheit 
verschiedene unserer MitbOrger sich lu einer Herrschaft erhoben, die so viel- 
mehr unleidlich, weil si« unter Eigenmacht aufgekommen, durch Eigennutz 
und Harle sich betesUgt, und endlich durch fremde Macht und Gewalt zum 
allgemeinen Unglück unterstützt worden, uns auch in die grösste Unsicherheit, 
durch verdrehte Ausdeutung der Gesetze gestürzt, welche endlich dem Reich* 
als unserm lieben Vaterland, die grausame Verwüstung zugezogen haben 
wttrde. weldie uns die Geschichte der vorigen Zeiten und unserer Nachbaren 
Beispiel zeigen, wofern die Treue (Mandom) eifriger Mitbürger und die Liebe 
fürs Vaterland, untersttitzt von dem Eifer und Bemühen des grossmächligsten 
Fürsten und Herrn Gustav III. der Schweden, Gothen und Wenden Kcinig, 
nnsers allergnädigsten Königs und Herrn, uns nicht herausgerissen und be- 
freiet hüite; wir sind also darauf bedacht gewesen, unsere Freiheit dergestalt 
so belteligen, dam sie dnrch keinen hahsQcfatigen und flkr das Reich übelge- 
sinnten Regenlen, oder auch durch ehrbegierige, eigennützige oder verräthe- 
rische Mitbürger, noch durch verlaumderischc und hochmüthigc Feinde gekränkt 
werden könne, so dass d;i<; nlle Schwedische und Gothischc Reich stets ein 
freies und selbststifindiges Königreich bleiben möge; deswegen haben wir 
diese Regierungsform bewilligt und festgesetzt, so wie wir hiermit bekannt 
»adien und festsetien, dais sie ein unveriinderliches und heiligem Grundgesete 
sei, welchem wir fttr uns und unsere nachkommen, gehome und ungeboiot 
UM unterwerfen, nachzuleben, desien buchstäblichen Inhalt in befalgeo, und 
den oder diejenigen für unsere und des Reichs Feinde anzusehen, die uns 
verleiten wollten, davon abzuweichen; gänzlich so wie sie hier wörtlich folgt: 

Art. 1. Die Einigkeit in der Religion, imd in dem rechten Gottesdienst 
ist die kräftigste Grundmauer zu einem löblichen einträchtigen und wahrhaf- 
ten Regimente; deswegen soUea IcQnftig, so wie nvor, lo woU dioK9nige^ 
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ak ^Heimle utitl Unthertbanfln hier im Aeicl» m «Ocrirst lici &m g8llM|li 

klaren und reinen Worte bleiben, so wie es in den prophetischen und aposto- 
lischen Schrirtpn ahRofasst in den clirisllichen Symbolen, Luthers r^teobifraus 
der unveränderten Augsburüischfn Cnnfessioti erklärt, im I psal «sehen 
Concilium, sammt den vorii;en iU-ic^ibiiCsd^lUsscn. iind £rkiarungcu darüber 
fcnrdMfWenleii, so dass dat Rccbt der Kirche beiettigt wird« iH«) kitaiti 
üdieo BccMen, der Krone und dem Sobweditcfaen eeneiiMti. Vnnne mbe^ 
schadet. ' r.; ••• 

Art. 2, Es b'egl dem Krinic-p nh, «ohi lUich so zu r^eren, wie es die 
Schwedischen Gesetze besagen, ihm und niemand anders; das Recht und die 
Wahrheit zu befestigen, zu lieben und zu erhalten ; hingegen Ungerechtigkeit 
und Unrecht , za verbieten, abzuschafTen und niedmuchlagen ; niemand tm 
Leben» Ehre. Leib und Wohlfahrt zu Itrinicen, bis er. gesetiartsatg flbcnengt 
und verurtbeilt worden, und Niemandem etwas von seinen Gfttem. bewe^iehen 
tind unbeweglichen, zu entziehen oder entziehen zu lassen, ohne die gewöhn- 
liche Unterstichung und Kocht, auch das Reich nach den königiicben GeseUeOt 
Landesverfassung und dieser Rcgicrungsform zu regieren. 

Art 3. Die Successionsordnung des Reichs betreffend, bleibt es damit 
gSnzticb nach dem £rbfertfagt so wie dersellie 1743 in Slodcholm entwortai« 
und angenommen worden, welcher mit dem 1544 zu Westeräs verfertigten 
Erbvertrage mid dem 1804 zu Norköping gemachten Bessbims ttbeieinsÜBiir 
mend ist. 

Art. 4. Nächst der königlichen Hohflt ist von Alters gewesen und soH 
ferner hieiben die erste Würde bei dem kumglichen Rath cReichsrath), welchen 
der Königsich ausersieht und wihlt von eingebomen Rittern und EdeOeotan» die 
Sr. Königl. Majestät und dem Reiche mitHuld, Treue und llannscbaft varbundoi 
sind. Und weil diese nicht zu einer gewissen Anzahl gesetzt werden fcSMMBv 
<h man nur so viele ordnet, als des Roirlis B^dürfniss uud Ehre erfordern, 
Süllen gleichwohl für gewöhnlich 17 sein, des Reichs hohe Aemter und der 
Gcneralgouverneur von Pommern mit eingeschlossen. Dieser sammt und son- 
dere Surglalt soll sein, des Königs Majestät, in des Reichs angelegenan Ge* 
werben und Geschafken zu rathen, wenn sie von Sr. KÖnIgl. Majestät darum 
befragt werden; zum Reicfis Besten das Ihrige beizutragen, Höchstdemselben 
nach ihrer hosten Einsicht zu rathen, was zu Ihres und des Reichs Nutzen 
dient, die Stande und Gemeinen zur Treue und Bereitwilligkeit anzuhalten; 
des Königs und Reichs Bestes. Hoheit. Selbstständigkeit, Nutzen und Wohl« 
stand in Obacht zu nehmen, und also, wie der Rerahstagsbeschluss von 1001 
besagt, zu rathen, wie es deren Amt erfordert, aber nicht zu regieren. Ualü^ 
gens sind die Reichsrälhc nur allein dem König verpflichtet, und demifllbfll 
lediglich für ihren Rath verantwortlich: dnch kann der König denselben wegen 
eines unglücklichen Ausganges, so wider deren Votirung. Vermulhen. Gedan- 
ken und auf Gründe sich stützende Meinung, sich ereignen kann, nichts vor- 
werfen oder ihnen nirecbncn, besonders wenn die Ausführung guter Rath« 
Schläge nicht ihren erwQnschten Endzweck erreicht, darch die Besorgung d^ 
jenigen, denen es obgelegen und anbefohlen worden» sie anssunibraii imd m 
verrichten. 

Art. ö. Den Königen liegt ob, zu steuern und zu rathen, die Städte 
und Länder und alle ihre und der Krone Gerechtsame zu bewahren und la 
schQlsen, so wie es die Gesetze und die Regterongsform besagen. - - 

Art. 6. Da Verhandlungen von Frieden, SOUstand «nd 
seien offensiv oder defensiv » selten den gerügslea Aofsihnb 
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grSsste Yerschwiegenbeit nolh wendig erfordern: so werden des Königs Maje* 
•UK mil deto Beioteralb dergleichto Vi€htige FlIHa ttberieBen, nd mMm 
<ie deren 'Heimiiig trwogen and eingenomiiieii, «dcbe MassregelB md liittal 

ergreifen, die er selbst Ars Reich als die besten und nätzlichsien erachten wird, 

Sofflcn jedoch bei so wichtigen Fällen die R<»irhsräthe in einer Meinung libef- 
eiüslimmcn, die gegen die von des Könige M.ijestät sireilet; so lässt der König 
CS bei den Gedanken der Reichsrälbe verbleiben. Jballs aber die MeimngeD 
gelhelU sind; alsdann prüfen Se. Mi^esiät und nebmen diejenigen an» die sie 
seUist für die beste nod nOtzlicbsle batten. 

Art 7. Wenn der Künig ein Ausländer ist; so reiset er^nidlt «bae'der 
ReichsMände Wissen und Guibefinden aus dem Lande. Wenn er aber ein 
Schwede und cin^^ehoren ist, §o ihcilt er nur «ein Vorhaben dem Reichsralh 
mit, und holt aur die >\ cise, wie vorgeachrieben sieht und dt»* Art 6. venaelr 
del, dessen Rath und Meinung ein. 

Airta Und dimit alle' bei S^. K^m voiikllende ^elfiltige Boidis* 
ABgelcgeDheHeii ttnb Venricfatungen Mit desto mebterem Betrieb imd (MoäH§ 
ausgeführt werden kÖmfen; so werden die Geschäfte unter die Reichsrathe 
^ auf eine solche Art vertheilt, wie es Sc. Königl. Maj. am nützlichsten und 
dienlichsten finden; \vcil Kimi^i!. Maj. allein, al? dr»? Hauptsteiicr des ganzen 
Reichs. Gott und dorn Valerlando für dessen 1 iilirang veranlworllich sind, 
und in allen diesen Fällen, \\oriu Se. JJaj. die Meinungen der Herrn Reidis- 
rithet'die SDkbtr Angelegenhiiten loindig- md von 8f«litj. berufen sind; 
feiogen beben« stebt Se.Konigl. Mig. ein voinm dedsivum zu; docb werden biepi 
vrni ausgenommen alle Juslizangelegrnhritcn. t» eiche vom Hofgericht, Kriegs- 
gericht und nllrn Rirh!er?tühlen im Ileiche abgemacht werden und nachher 
unter die Juslizrevision zur endhchfii En!<;chciduug geiiürrn, die aüezcit aus 
7 Reichsräthen, welche in nelilcrlichen Aemtern gebraucht \vorden und als 
recbtsversländige und geselicdahrenc Männer bekannt sind, bestehen soll, und 
wobei Se. Königl. Maj. selbst, jeut wie «iTar» gegenwärtig sind, vnd eHde* 
iUein' 2 Stimmen, nnd wenn die Meinungen gtcMi sind, - eine entsdieidende' 
Stimme haben. 

Art. 9. Es kommt allem der KiVniprl Mnjos.t;U zu, Gnade wipderTahren ' 
zö lassen, Ehre, Leib und Güiit i ci allen \ < rlir« chen, die nicht offenbar wi* 
der Gottes klare Worte streiten, ^^ icder zu geben. ^ • ■ • 

Art 10. Alte höhere Dienste vom Obrisllieutenant bis zum Feldmarschall, 
beide indosive, und alle dergleiehen, beide geistlicbcn ündweMiclMn Stantteti' 
werden im«. Königl. Rath auf folgende Weise ausgelheilt. Wenn sich eine Va» 
canz ereignet ; so haben die Reichsr'äthe sich von der Gesdiicklichkeit und deii 
Verdfpnsten aller der Personen, die solche wichtige Aemter suchen, und in ei- 
nigen Betracht dabei kommen können, zu unterrichten, und solches Sr. Kö- 
niglichen Majestät vorzutragen, und wenn dieselben Dero gnädige Ernennung 
im Ralbe wegen der Person, wegen Dero Bdhli zur Beförderung einer Stelle 
erbeUen, zu eiliennen gegeben; so macben die Beiehsritbe detiei ibre nothige' 
Erinnerungen zu Protokoll, und schreiten zu keiner weitem Votfrong; Zn 
nUen Qbrigen Diensten werden Sr. Majestät von den Gollegien und andern 
Obern drei der verständigsten, würdigsten und m den ledigen Stellen dien- 
lichsten Personen, die nur zu finden, vorgeschlapc n: w obei ein und der andere 
verdiente Mann ausser dem GoUegium mit genannt werden kann, und wer- 
den zugleich alle diejenigen Beisonen, die sich ni dieier Stelle gemddet, mü 
angezeigt. Bei den Bcgimentefn lerbllt man sich im Voikblag wegen der 
wiieietMDdca Ml« nach d» KNiI'IjiI U. anigCQebplMr ^eroidouf 
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vom 6. November 1716. Sollte sich bei dem Vorschlage befinden, dass Jeman* 
dem zu nahe geschehen oder er ohne Ursache vorbei gegangen wäre; so ha- 
ben die Obern solches zu verantworten. Von den Suchenden wählen Se. KönigL 
Majestät den, welchen Sie dazu am geschicktesten finden. Aber alle geringere 
Dienste, welche die Collegien, Consistorien, Obersten der Regimenter, und 
andere Stände, vor dem Jahre 1680 zu vergeben gewohnt waren, bleiben nun 
und künftig zu ihrer besondern Austheilung. Es werden auch keine fremde 
ausländische Männer, sie seien Fürsten, Prinzen oder andere Personen, künf- 
tig zu einigen Reichsbestallungen weder im Civil- noch Militärstand, den Kö- 
niglichen Hof ausgenommen, gesetzt, wofern sie nicht durch besondere hervor- 
leuchtende und grosse Eigenschaften dem Reiche besondere Ehre und merk- 
lichen Vorlheil zuwege bringen können. Zu allen diesen Diensten soll blos 
Geschicklichkeit und Erfahrung fuhren, ohne Absicht auf Gunst und Herkom- 
men, wenn selbige nicht mit Geschicklichkeit verbunden sind. Mit der Wahl 
der Erzbischöfe, Bischöfe und Superintendenten verhält man sich nach vori- 
gem Gebraub, da Se. Königl. Maj. einen ans den dreien, welche demselben 
von den Obern vorgeschlagen worden, ernennen. Mit Besetzung der Pfarren 
bleibt es, wie es die Regicrungsform von 1720 festsetzt, und will, und was 
die Verfassungen hierin nachdem angeordnet haben. 

Art 11 Es gebührt Sr. Künigl. Maj. allein, zum adelichen Stand und 
Würde diejenigen zu erheben, welche sich durch Treue, Tugend, Tapferkeit, 
Gelehrsamkeit und Erfahrung um Se. Königl. Maj. und das Reich wohl ver- 
dient gemacht Da aber in Schweden der Adel sehr stark ist; so werden 
Se. Maj. die Gnade haben, denselben auf eine Anzahl von löO einzuschrän- 
ken, welchen 150 neuen Familien die Ritterschaft und der Adel die Einfüh- 
rung nicht weigern können. Desgleichen kann die Ritterschaft und Adel den 
Eintritt solchen Rittern nicht versagen, welche Se. Königl. Maj. mit dem gräf- 
lichen und freiherrlichen Stande begnadigen wollen, und sich dazu durch 
grosse und besondere Verdienste würdig gemacht haben. 

Art. 12. Alle Geschäfte, die hier oben nicht ausgenommen sind, lassen 
Se. Maj. sich im Cabinete vortragen, oder auch in einer der Abtheilungen der 
Rathssluben, wenn Se. Maj. solches für gut finden, oder auch, wenn Se Maj. 
die Meinung mehrerer Reichsräthe darüber einziehen wollen. Es wird jedoch 
angesehen, als wenn sie im Cabinete vorgetragen wären. 

Art 13. Weil das Reich zu weitläufig, der Geschäfte zu viel und zu 
wichtig, als dass ein König alles allein zu bestreiten vermag; so bedarf er 
Amts- und Hauptleute, die ihm Beistand leisten. 

Art 14. Zu emsiger Beförderung, Verrichtung und Belreibnng derGe* 
Schäfte sind gewisse CoUegia verordnet welche, wie die Arme am Leibe, sich 
auf alles das erstrecken , was im Reiche gethan und ausgerichtet werden soU. 
Diese haben das Recht und die Macht ein jeder in seiner Bestallung, von dei 
Königs und ihres aufgetragenen Berufs und Amts wegen, anzuordnen, und 
den Untergeordneten zu befehlen, diejenigen, so unter ihrer Fürsorge und 
Gehorsam stehen, zu ihren Pflichten anzuhalten, von ihren Verrichtungen Re- 
chenschaft zu fordern, und davon sowohl, als von ihren eignen Verricbtungeo« 
Sr. Königl. Maj. allen nöthigen und erforderlichen Bericht abzustatten. 

Art 15. Im Hofgerichte, als des Königs höchstem Gericht, ist ein Pnl« 
sident der durch Gelehrsamkeit und Gesetzkenntniss sich zum Ricbter«mt 
geschickt gemacht; welcher einen Vicepräsidenten und die gewöhnlichen Ho(* 
gerichtsrälhe und Assessoren zu Beisitzern hat Diesen hohen Richterstbhlen 
U«gt ob. ein jed^r ao seinem Orte, Aofsiobt und Acht xu haben, dm GflMlM 



und . Hechte richtig .und wohl gehahdhahi irehfen, so wie es die.^w^^iKhfii 

Gesetze, Statuten und Verordnungen beschreiben, und welche ungekränkt 
nach dem rechten Wortver'^tnnfie beobachtet und f>pim Urtheil befolgt werden : 
dergestalt, dass die Hofgerichtc ohne Vorzug, Eigennut* oder andere Absichten 
einem jeden Gerechtigkeit wideffabre^lasseyp, so, wie sie es vor. Gott uyd vor des 
Königs Majestät verai)tworte|i können» damit ^icbt üngerechttjkei^'aQd^VDil 
Ra)b .▼fyrderbf • .Kein Ritter .oder ißdelmann darf in solchen ^I^HId» .weiche 
. I^ben und Ehre h^^efGen, vor einem andern Gericht verklagt werden, als bei 
den Hüfgerichtcn , so wie die Privilegien und die Processprdnung von 1615 
solches anordnen, feststellen und -svollen ; doch solchergestalt, dn'^s die ünter- 
surhung in loco geschehe und keine andere Criminalsache , als die so Leben 
und Llire betrifil, darunter gezogen werden möge. Es gebührt dem iloigericht 
auch, genap Acht auf die Unterriditer im Lande nnd in den Stedten, auph 
auf die E^tecutoren lu haben, und wenn ans Unverstand»,Nachlä8siglieit ^er 
Geldbegierde etwas von ihnen verübt wird, dies nach der verschiedenen Be- 
schafTenheit jedes Falles sofort znr Verantwortung, Urtheil und Strafe zu zie- 
hen : wofern aber jemand betroffen wird, dri'^s er aus vorsetzlichem Hass, bö- 
sem Willen oder Begierde nach Geschenken das Recht verdreht, und also sein 
Gewissen befleckt und seinen Nächsten am Leben, Ehre u^d W'ohlfahrt ge- 
krlnkt, ein solcher muss nicht mit Geldbussen oder Absetiung, sondern mit 
Verlust Ton Leben und" Ehre, nach Beschaffenheit der Sache fUr seine Bosheit 
und Frevel nach den Schwedischen Gesetzen bestraft werden. Es müssen auch 
solche Verbrechen nicht unterdrückt oder durch Uebersehung , nachgiebige 
oder unzeilige Barmiierzigkeit verschont werden, damit andere nicht in gleichen 
Fällen zum eigenmächtigen Missbrauch der Rechte veranlasst werden mögen, 
wenn sie sehen, dass auf Fehler, Versehen oder Arglist keine gebührliche 
Züchlignng oder wohlfCfdiente Strafe erfolgt. Dahingegen mOssen diejenigen, 
welche aus Vorsatz, Unbedachtsamkeit oder Rache mit schmachvolle, ehren- 
rührigen oder anslüssigen Worten und Schriften die Richter oder Rzecutoren 
in ihren Amtsverrichtungen angreifen, ohne dass sie ihre Beschuldigungen und 
Angriffe beweisen können, nach iieschatrenheil der Sache ohne Aufschub 
hart bestraft werden, damit uiulhwilhge . böse und streitsüchtige Menschen 
daran Sehen und Warnung nehmen mögen : und soll Niemand, wer er andi 
sei, lange in Haft gehalten, sondern gleich cor Untersuchung und mm Urtheil 
geschrillen werden. Und damit Noth oder Bedrückung keine Anleitung tu 
schädlichen Folgen geben und zum Schein und Vorwand eines Missbraiichs 
in seinem Amte dienen modert, so müssen die von den Gemeinden zum Lohn 
und Unterhalt ihrer Richter bewilligte Lagmans- und Häradshöfding (Land- und 
Bezirksrichter)t auch Landgcricbtsdiätengelder völlig nach des höchstseligen Kö- 
nigs Gustav Adolph Versicherung von 101t au ihrem rechten Endzweck und der 
betreffenden Richter Belohnung, wie der Staat es angeordnet, unverrückt verwen- 
det werden. Die königl. Aufseher und Fiscale sollen ihre Obli^enheiten nicht mit 
Beleidigung oder Eigennutz verrichten: und wenn man sie darin betrifft, so wer- 
den bie zur gesetzlichen Verantwortung gezogen, darüber der Jusiizkanzler ein 
wachsames Auge zu halten hat, dem es auch obliegt. Acht darauf zu haben, 
dass den Gesetzen und Verordnungen nachgelebt werde, uod hat er davon 
Beridit an des - Königs Majestät abtustatten. Dieser Hofgerichte sollen künf- 
tig wie vorhin, drei sein. Das erste in Stodcholm, unter welches das ganze 
Schwedische Reich, wie es in den allen Gesetzen genannt wird, gehurt; das 
xweite ist alle Zeit zu Jönköping, und unter diesem steht das Goihische Reich; 
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lind das dritte hat in Abo seiaea Sitz, imter wekhM ^tf^fVMSflkitfceBUuuii 
Finnland gehört. 

Art. 16. Alle Commissioncu, Gerichl&depatatiouen oder ausserordent- 
fitzen GeriefatsbSnke^ sie seien vom Kdaig oder StMen gesetil» sollen lEltnIlig 
abgesdiafft sein . da sie nur ^1s Beförderungsmittel der Gewalt nad Tyrannei 

^nen ; und ein jeder Schwede geniesst. das Recht, vor dem Gericht verklagt 
2U werden, unter wclohoft er nach den Schwedischen Ge^ptzen gehört. Wenn 
es sich aber träfe, Hass Jemand sicli durch ein hohes \ erbrechen, oder der 
ReichsraLh, uder auch ein ganzes CoUegium so verginge, dass er den Küoig, 
das Reicbi oder diefioheit der Krone antastet, Bnd die Scholdigen weder vom 
Hofgiericlit noch Rath verurtheilt werden könnten, dann wird ein ileidisgericbt 
gesetzt, in welchem Se. König!. Majestät seihst, oder an dessen Stelle der Kronprini» 
oder der 'lUeslc der Erhfiir'^ten. öder auch der iiUr<;»f^ de? Hcirh';raths präsi- 
dirt, welche siimmtlichc lieiciisrülhe, Feldniarschalk« , alle i^'r i>identen des 
Reichs und Königl. Gollegicn, 4 älteste Hofräthc und alle 3 Reich&hoiralhe, ein 
General» die beiden Generallientenants^ die beiden lltesten Generalmajors, der 
iKeste Admin^* die beiden ältesten Viceadnirale, aucb die beiden ültesten 
Conlrcadmiralc, der Hofkanzler und die drei Staatsssecrel'aro zu Beisitaem ba- 
btri , der Justizcanzler ist alle Zeit Actor, und der älteste Uevisionssecretär 
führt das Protocoll. Dieses Gericht hat, wenn die l-nlersuehiing fieschehen, 
die Macht, das Urtheil hei olFcnen Thüren abzulesen, und dari hernach Nie- 
mand söicbes lindem, noch weniger sehMen; des Königs Majestät aber> 
kfinnen ^Gnade widerfahren lassen. 

Art. 17. Nach den Uofgerichten folgt das KriegSoollegium, in welchem MMih 
wie vor ein Pnisirlrnt und Genernlfeldzeugmeisler, Gcncralquartiermeister in^ 
die gewöhnhchen Kricgsräthe , die in Uerhnnns^ssachen ^eiiht sein mii«;seu, 
sitzen, und am besten aus denen gewählt worden können, die des Kriegs- 
wesens kundig sind. Dieses Golle^um hat die Aufsicht und Verwaltung über 
des fteidis Kriegsmaeht zn Lande, die Artillerie, welche im Felde und &i dtan 
Festungen gebraucht w ird , desgleichen über den Fortifieallonsstaat, Uber Qfh 
schütz, Factoreien, Wallen und Sritcngewehr, Armmmilion und was dMla ge- 
hört, den Zustand der Fesluniren fief^nnfier*^ -hi den Gränzcn, Schanzen und 
Kriegsgebäuden, über Ausschreibungen, \\ crhungen und Musterungen und der- 
gleichen, nach Anleitung der Instructionen, \ erürdnuiigcii und künigU Schfeat- 
ben, wdcbe entweder jeUt schon oder künftig ansgefcrtigt werdoi. 

Art. 18. Des ganzen Reichs Kriegsmacht au Wasser und n hMttk dllt 
deren höchsten Ober- und Untergeordneten , müssen den Eid der Treue W/t 
Huldigung Sr. Königl. Maj., dem Reiche und den Ständen nach dem hii^e» 
setzten Formulare ablegen. Die Kriegsmacht zu Pferde und zu Fuss, sowohl 
als die Seeleute, bleiben bei ihrer Eintheilung, und den mit den Gememdaa 
sammt den Standen errichteten Verbindungen,; welche genau in Acht fenopi- 
men und befolgt werden müssen , bis Se. Maj. und die Stande nofhj^ MU^ 
einige Aenderungen darin fiesizusetzen. 

Art. 19. Es mag. ansf;er Königl Maj. eignem Befehl, kein Oberster odb^ 
anderer Kricgsbefchlfhaher einige beurlaubte Mannschaft zum Aufbruch odet 
Marsch aufbieten, ausser dem gewühulichen Regiments- und anderem Zusammen- 
kommen; es sei denn, dass solches bei einem unvcrmuth^ten Einfäll der Reichä-j, 
feinde geschehe, in welchem Falle es aber Sr. Königl Mig.obne Verzug geaMl4l|tf 
werden muss : inmassen Se. K. M. der alleinige OberbefehlshabM" #• 
Kriegsmacht, sowohl zu Wasser als 7.u Lande, sind, sowie es in den vorigen W^i 
das Reich am glänzendsten und glücklichsten Zeiten alleieitgewiUugttt^^ 

^^^^^^ 
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Art. äO. Das dritte CoUegium ist die ÄGhuin^ität, in wekher ein Pr^'^ident 
ist, der alle gegenwärtige Admirale und Flaggenmänner zu Beisitzern hat ; um 
aber detsea BediiriMeM desto besser zu befördern, muss ia den Berathschla- 
gmigeB bei 9r. K. U. wenigstens ein ReidMiatlL sein, der sur See gedient ind 
■»'towflsen erfahren ist. Dieses Collegium faul di« Anfilcbt, Besorgung und 
VerWctKung über die Seemacht des Reichs und alles, was dazu gehört» sowohl 
über den SrhifTsbau, Ausrü'itunf^ und Geschütz, als auch An^n^hafTung des 
Proviants, Pressung der Matrosen, Dükerei(Einrichtnng zur Bergung gestrandeter 
Schiffe ttfid Güter) und Lootsenwesen, desgleichen alle andere hierunter gehö- 
rig Geecbllle nnd Angelegenheiten, so irie es die königUchen Inftroelioneii« 
Sdirelben wd VerofdnnngeD-, die bis jetil Ter&ast sind odeckfinftig ausgefff- 
tigt werdeiH entbdIiB. 

ArL iU Das vierte Reidiscollegium ist die Reicfaskanslei, in welcher 

stets ein Reichsrath den Vorsiti fUhrt, und einen oder mehrere Reichsräthe, 
einen Hofkanzler, Slaalssccrclir und dir prwrhnlichen Kanzleiräthe zu Bei- 
sitzern hit. In diesem Collegium werden alle Beschlüsse, Vcrordnnrtf^pn und 
Recqssc, die das Reich überhaupt, oder auch einzelner Städte und Personen 
Privilegia angehen, vcrfas&t und entworfen; insbesondere Vollmachten, Schrei- 
beQ, Gebole und Befehle. Hieher gehören auch alle Reichstage qnd Znsam* 
m^OnfU, Verhandlungen, Bündnisse init Iremden IßchteB, andli Friedens- 
verträge mit Feinden, die gehörigen Abfertigungen der Gesandtschaften, alle 
Berathschlagungen, welche der König gewöhnlich mit dem Reichsrath hält, 
oder auch mit einigen von d('m«ell>on, und die <!ririibcr gehaltene ProlocoUe, 
ingleic!icn das, was mit des Königs Majestät eigener Hand und Namen aus- 
g^ferti{.,t wird. Dieses Collegium hat ebenfalls die nüthigc Besorgung und 
Verwaltung des Postwesens im ganzen Reiche und den dazu gehörigen Pro- 
vtnsen, so dass es* unter der dazu verordneten Oberdirectoren Aubicht, ge- 
liSrig verwaltet wird. Die Staatssecretare haben dabei genau Acht tu haben 
und zuzusehen, das*; die FApeditionen nach Sr. K. M. Ausspruch und nach 
den Protocollen rördersarnsf richtip; und in guter Ordnung vollzogen und aus- 
gefertigt werden, ohne den geringsten Aufschub, es sei auch aus welcher Ab- 
sicht es wolle. Sollte Jemand so kühn sein, und eine Expedition ausfertigen, 
die mit des Eönigs Majestät Entsehevden stritte, und sndien wollen des K5^ 
liigs Majestät damit zu Oberraschen (welches wegen der Menge der Expedi- 
tionen leicht geschehen kann}; der soll, nach geschehener Untersuchung und 
reehllichem rrlheil, aus dem Dien<!e gesetzt, und nach dem Verbrechen ge- 
hörig bestraft werden. Es soll daher keinem Befehl wie bisher Gehorsam geleistet 
und nachgelebt werden, ab der mit behöriger Conlrasignatur verschen ist, Kriegs- 
apgelegenheiten ausgenommein. Dieses Collegium hat sich Übrigens nach der 
Randeiordnung und den Instructionen. Schreiben und Königl. Terordjaungen 
zu richten, welche es bereits empfiingen hat, oder künftig überkommen wird. 

Art 23. Des Königs Mi|j. ernennen im versammelten Rath, doch ohnc^ 
Omstimmung» den Kanzleipräsidenten, Kanzleiräthe, welche Reiehwlllhe lindi 
don llofkansler, den J^ustizkanzler , die Staatssecretäre, und nehmen solche, 
auf welebe Dero Vertrauen fallt. Ein Gleiche^ geschieht nii den K^qigt 
Ministern an auswärtigen H(3fen. 

Art. 23, Das fijntte Heirhscoüepium i-^t das KammercoUegium, welches 
einen Präsidenten und die gewöhnlichen kammerrathe hat. Es haben aiie 
diejenigen, die mit den Königl. und Kroneinnabmen und Ausgaben zu tbun, 
IMhIe moMbiiNii und Bttärade zu gobea haben, udi iiaä den li|5tni9« 
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tioncti, Königl. Aiisfcrtipiingen und Befehlen zu verhalten, die entweder schon 
vorhanden sind, oder künilig ausgeferligt werden. 

Diesem Gollegiiini liegt ob, Sorgfalt, Fleiss und Mfihe aniaweiMieii, dass 
die Renten richtig und in Zeiten eingetrieben und vermehrt, das Land woU 

genutzt, bearbeitet und durch gute Haushaltung und Verböserung anfj^iliaQt 
■uird, 50 dn<;« die Regalia Fisci nicht vermindert, versäumt oder verloren •wer- 
den, vielmehr die Rpichscinkünflc auf alle Art verbessert, zu Ausgaben gesi- 
chert, zu Kalbe gehalten, in Zeiten beigctncben, und der Credit vornebmlicb 
bewahrt werde, so dass des Königs Maj. in und «luser dem Reiche im Nelb- 
fall eine Unterstlltning, Beistand und Hülfe lu erwarten haben können. 
Der grosse Seezoll mit dessen Einnahmen und Berechnungen, desgleichen die 
kleinen Zölle und Accisen, geboren ebenfalls, unter ihrer respertiven Ober- 
directors-Aufsicht und Verwaltung, zu des Kararaercollegium's Aufsicht und 
Verwaltung, in welchem für ihre benöthigten ZoUbedicnlen und Aufseher Voll- 
machten ausgefertigt, und für des Königs Maj. alle gebührende erforderiicbe 
Sicherheit gesucht wird. 

Art. 24. In dem Staatscomtoir verbleiben der Präsident und die ge- 
wöhnlichen Slaatscommissarien. Hierunter gehören die Verwaltung und Aus- 
theitung der Mittel, bei welchem auch alle, welche die Mitte! der Krone unter 
. Händen haben, zu rechter Zeit mit ihren Vorschlägen einivommen müssen, 
wie es ihre Instructionen deutlich gebieten und befehlen. Der Etat muss 
jSbrtieh und leitig eingerichtet, und dabei der Etat vom Jahre 1096 m einer 
Richtschnur und zu einem Grunde genommen, und solcheiigestalt gesetsmäsiig 
angeordnet werden, dass die Beamten ihre Besoldungen aus dem Ertrag und 
Einkünften der Krone gemessen. Der erwähnte Kl.it darf weder überschritten 
noch vermehrt werden, wo nicht der unentbehrlichlc Dienst und das l?estc 
Königl. Maj. und des Reichs solches erfordern, lo dem Etat wird nicht allem 
die gewisse Summe der (sogenannten) flandgelder, weldie der beliebigen Dis- 
position Königl. Uaj. sdion überlassen sind, smidem . auch eine Summe zu 
ausserordentlichen Ausgaben jährlich veranschlagt, welche nach dem Befehle 
Königl. Maj. angeordnet , unterschrieben nnd gebührend rontrasignirt wird, 
alles den Instmctirm n, Kunigl Mriefen und \ > Tdrdnungen gemäss, die schon 
ausgefertigt sind, oder zukünftig au^geierligl werden. * 

Art. 25. Im versammelten Rath, jedoch ohne VoUrung, ernennt Köm*|^ 
Maj. den Präsidenten und die Staatseommissariea * aus den MSnnem, welche 
durch Treue und Einsicht in diesem betreffimden Werke sich des Vertrauens 
Königl. Maj. würdig f^emrtcht Inben. 

Art. 26. Das Hergcoliegium hat gleichfalls einen Präsidenten und die ge- 
wöhnlichen licrgraihe und Assessoren, sämmtlicbe solche^ die sowohl durch 
Gdebrsamlcdt und Erfahrung sich zum Richteramte gesdi^t gemacht, als . 
auch alle nStVige nnd grQndliche Kenntniss in allen zum Bergwesen gebören- 
gen Stücken sich erworben haben. Dies Collegium hat Aufsidit und FQrsoi^e 
für die Aufrecbtfinltung der Bergwerke, sammt dem, was mehr sonst ZU ihrer 
Pflege, Wahrnehmung und Verbesserung gehört. 

Art. 2L Dem Commerzcollc^ium gebühren gleicherweise em Präsident, 
und die gewdhnlicfaen Commerzräthe, Assessoren und Commissarien, welche vom 
Handel und Wandel eine gründliche Kenntniss haben. Diesem CtfUegium 
liegt es ob, Sorge zu tragen, wie der Handel möge gestärkt, berdrdert nwl 
verbessert, wie den Manufacturen aufgeholfen, und die Handwerkshäuser wohl 
eingerichtet, besorgt und unterhalten werden, wie auch die Licenten, Porto-.; 
rien, die Zuüordnun^ und Taxen gebandhabt werden, mit den ander« Gsffgl^ 
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ständen, wie solches die Instructionen, Königl. Befehle und Verordnongen 
schon vorscbreibent oder künfti« verordnet wird. 

Art 28. Die Kammerrevision erfordert gleicher Weise einen Präsidenten, 
welcher mit den gewöhnUcben Bdsitieni Vorsorge trägt, da» nicht alldn den da- 
selbst anbingig gemaditen Processgeschaiten mit geseCimSflsigeni ürtheil nnd Re* 
setntionen abgeholfen, und selbige durch die Fiseale snr Volliiehmig gebracht 
w<»rf!pn, sondern anch, dass die jährlichen Rechnungen der Krone ehnr Yer- 
lögerung, von der Zeit, wenn sie in das Königl Karrtmprcollegiura einkommen, 
und der Kammerrevision davon Nachricht ertheilt worden ist, durchgesehen, 
erklärt, ausgearbeitet und schliesslich ausgemacht werden: Alles nach den 
Instmdiinien, K5nigl. Briefen nnd Verordnungen, die bereits ausgefertigt sind* 
oder spSiterbin ansgeferligt werden« 

Art. 29. Der Reichs- oder Obcrmai^chall ist einer der Reicbsräthe, 
wcTchor die Wahrnehmung für des Königs Hof, Schloss nnd Ilaus hat, auch 
desselben Tafel und Hofleutent mit dem was dazu gehört, vorsteht, und des- 
falls anordnet und einrichtet. 

Art 90. Der Hof Königl. Maj. steht unter des Königs besonderer Ver^ 
fügung. Königl. Maj. allein haben ni verändern nnd m verbessern, was Di^ 
selben daran nötbig finden. 

Art. 31. Der Oberstatthalter in StocUioIm, der Capitainlieutenant die 
Lieutenants und der Onartiermeister der Trabanten, der Oberste und Oberst- 
Lieutenant der Leibgarde, der Oberste von dem Leibregimente, der Oberste 
von den Leibdragonern, der Oberste und Oberstlieutenant von der Artillerie, 
die Generaladjutanten und Commandanlcn in den Gränzfestungen, sind ver- 
. traute Beamte, die Konigl. MiijestSt im versammelten Batbe, jedoch ohne 
Votimng ein- und ansetsU 

Art 32. Alle Collegia müssen einander die Hand in dem allem reicheBt 
was den Nutzen nnd Vortheil des Königs und des Reichs betrilTt, wenn es 
erforderlich ist und verlangt wird; es mu^s aber eines dem andern keinen- 
Eingriff thun, noch Hinderniss oder Abbruch zufügen, sondern jedw seine 
Pflichten mit gebührender Betreibung, schuldiger Besorgung mitFleiss, Treue 
und Vorrichtigkeit verrichten. So lange die Prüridenten in ihren CoHegien 
gegenwartig rind» geniessen sie ihre ordentliche Macht und Autorität; begiebt 
es sich aber, dass sie in des ^önigs oder eigenen Geschäften abwesend sind, 
so behalten sie ihren Ehrentitel mit den davon abhängenden Ehren und Vor- 
tbeiien, dürfen aber kcinesweges verordnen, gebieten und bcfelilen, was das 
Präsidentenamt betrilTt, bis sie wiederum gegenwärtig sind und in wirkliche 
AnsUbung des Amtes eintreten. Mittleneit verrichtet der SIteste Beisitier, 
mit gleichem Bechte, Kraft und Wirkung) die der Bestallang anUebenden 
Gcechäfte. Diese Collegia lind pflichtig, demRSnige wegen ihrer Ausrichtung 
Bericht zu ertheilen, wenn derselbe solchen von ihnen fordert, und sind ihm 
allein für die gebührende Abwartung der Geschäfte vernnt wörtlich. 

Art. 33. Die Verwaltung auf dem Lande besteht aus den gewöhnliehen 
H5fdiDgthumern CBezirii.sämteru), gänzlich, wie sie jelzo sich befinden ; künftig 
aber kann innerhalb des Reichs kein Generalgonverueur sein, ausser in besondem 
' Umstanden, ni)d auf eine gewisse Zeit; noch kann einiges Leibgeding, Land oder 
Ldin vergeben werden, sondern selbige müssen dergestalt in der Ordnung ver- 
ttieflf werden, welche «^ie jetzt und nach der Regierungsform von 1720 haben. 

Art. 34. Die Erltfiir'^ten des Schwedischen Reichs, und die Prinzen vom 
Schwedischen Gcblüle, sollen kein Leibgeding noch Generalgouvernement ha- 
ben, sondern sich mit dem Unterhalte an Geld he^ügen, welcher ihnen von 
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cteoi SteMe zugestanden wird, und für dir» Erbfürston (XX) lUhlr. Silbermr. 
nicht ubersteigen muss, von dem Tag:e. <}a sie für volljährig erklärt worden 
sind» WR^ches im 21. Jahre ihres Alters einirtlft. Die Prinzen von ScAwedi- 
sahenGaMfilv AeTOOi derRrd»cireiler6iit«Bnit sind, sollen jUiriieb »i ihrem 
Uolerhdi eioc Snnmie Geldes dfcniesseii, <fie schlcklicll und ürer G^itmii m- 
stäadig isL DtBMch können sie mit Titeln von einem Herzogthum oder 
Förftenthum , wio in firiUrrn Gehrauch gewef:»"n i>t, !>eehrt werden, jedoch 
ohne einiges Recht an den l'rovinyon, deren .Namen](sie führen, •wolcho stets 
UQtec einem Haupt und Regenten, uhne Verminderung und Absonderung, 2«- 
«Mnnienge%t verbleiten sollen. 

Art 3& Mit «tem IJnteffaalte des Kronprinten, weleber stets #bs fegis- 
renden Königs ältester Sohn oder Enkel in der jipraden herabsteigenden Lh 
niß istr verhält es sich gänzlich auf die Art und Weise, wie (]< r rntf-r+ialt des 
riücbstseL Königs Adolph Friedrichs Sohn, nnsers jctzfref^i (M inden aitergnä- 
(iig&ten Königs» Gustav IH., bestätigt und eingerichtet worden ist. Und tritt 
dersdbfl in die Rathskammer Königl. Majestät hinein, wenn er 18 ^hr vetl* 
eidist btl. 

Art. 3«. Kein Prinz von Schwedischem GcblUf. er sei Kronprinz, Elpfv-* 
fürst, oder Fürst, kann sich ohne Wissenschaft und Einwilligung des König? 
vermählen. Wonn Er hierwTpdor verschuldet, wifd Kr nach dem Ge&eUe 
Schwedens gerichtet, und die Kinder sind erblos. 

Art. 37. Wenn der Ki^nig krank, oder auf weiteiReisen verr«i6et ist, 
wird' di« Regierung von den Reichsrilthen gefttbrl, weldie dsr Kinig &tm 
ernennt. SeUtc aber Konigl Haj. so scblennig krank werden, dass Kci der 
Reichsgesch'äfltc wegen nichts verordnen kann; so werden die Expeditionen von 
don viorälteslrn Rpirli<;ralhen und rirm Tanzlffpräsidenten unterschrieben, welche 
fünt die Macht d*',s Königs in allen den Jsachen sämmtlich ausüben, welche die 
förderUcfaste Ausrichtung erheischen. Keine Dienste aber können vergeben, 
«Mb BOndniasa geschlossen «erden, bevor Königl. MajestÜ Gesnndkeil in so 
weit wictder hergcsiellt ist, dass sie sich mit den Rddiesacben selbst faeftsse» 
können; und stehen sie alsdann Königl. Maj. zur Antwort wegen der Art, 
nach welcher sie die tjesrhäfle abgewarlt s Ii il rn. Ist aber i r Kitnic todl 
ttod der Erl^fiirst jung und unter Vormundschaft: so werden die Ileichsgc- 
^clkäAe auf die vorstehende Weise verwaltet, und diu Dienste interimistisch 
lergel^ volisiii nicht der letzte König eine testamentarische IlisiMsillon ge- 
wadbi hat, in welchem Falle es dann bei dem Testamente desKünigSTcrbleiht* 

Art. 38. Die Reichsslättde dürfen sich nicht entschuldigen, wenn sie vo» 
Sr. KonfcrI. Maj Ijcrufen werden, an dem Orte und der Zeit, welche ihnen 
bereichnet werden, zusammen zu kommen, und sich daselbst mit Sr. Königl, 
Maj. über die Geschäfte, weswegen Sc. König]. Maj sie zusammeuberufcn, zu 
herathscblagen, und soll keiner, es sei aus welcher Ursache es woäe, Alacbi 
haben, die Rdchsstlinite xnrn allgemeineD Reichstag zu berufen, als nnr aHein 
der Ken^p; ausgenommen in des Königs unmündigen yahren , da desselben 
A^ormünder dieses Recht ausüben. Allein sollte der Thron durch gänzliche 
Erlöschung d«'^ Konigl. Hauses auf der Schwerdtseite erledigt werden cmit 
welchem ungluckhchen Fall der gnädige Gott uns verschonen wolle,); so sind 
die Reichsstäode schuldig, ohne Jemandes Zusammenberufung am drcissipten 
Tage, nach de» letzten Königs Tode sieh von selbst in Stockholm ehmtfindaa» 
8» wie unsere Vereinigung vom 23. Juni 1743 anordnet, mit Bekanntmachung 
der für denjenigen bestimmten Strafe, welcher bei solcher Gelegenheit dvreh 
hekniMhr Ränke und 4us9«mcftvotifaiicci| a<il einige IVeise die fteie WM 
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der Stände xu beeinträchtigen snchen dürfte. Bei eioer so imgliieklictien 
B^ebenheit liegt den llitterhau&vorstehern, dem Domcapitel zu lip&ala und 
dem Uaglstnit zu Stockholm ah, solches sogMch an aüea Oecteni des Landes 
rar Xacbricht der Ankommenden Jedermann bekannt zu machen; und da die 
Landeshauptleute sodann schuldig sind, jeder in seinem Districl solchen To» 
desfall denen, welche in ihrem Lehn sich nnfhalten und wofmen, !)ekannt zu 
tu machen, so werden sich in der vorgcsclzLeuZeit so vü Ic emslellen künnen, 
dass die Freiheit des Reichs von ihnen heschützt und eriiallcu, wie auch ein 
neues KOnigUches Hans erwählt werden könne. 

Art. 39. Die Stände des Reichs sollen mit getreuer Gewissenhaftigkeit 
aUe Königlichen Gereditsame, welche Schwedens Gesetie-vorsdireiben* in toller 
llacht und Autorität gänzlich ungekränkt lassen, und alles, was auf diese IVtiBe 
zur Königlichen Macht gehört, mit Eifer, Sorge und Vorliebe handhaboi^ vet^ 
iheidigen und beschiitzen , und desfi^cecu nichts von diesen Fun<inmontalge- 
setzen, ohne des Königs Zurathzieluiiif; und Einwilligung, verbessern, verän- 
dern, vermehren oder >crminderu, so dai>s kein Unrecht (olag) die rechten 
'Gesetze verdränge, oder der UoterthanenF^reiheit und des Königs Gerecktsame 
vsrwafailost und unterdrückt werden, sondern ein jeder seinb geseliliohen Gc- ' 
rechtsaino und wohlcrhaltenen Privilegien gcniesse. Alle anderen von dem Jahre 
* 1680 bis auf gcgcn^vä^tigc Zeit als Grundgesetze erl^xsenen Reglements und 
Verordnungen werden hiemit abgeschaflt und verworfen. 

Art. 40. Der Kimii?: vermag nicht ein neues Gesetz ohne der Stände 
\V'issenscbaft und Eiuslimmung zu machen oder ein alles abzuscliaflen. 

Art. 41. Die Reichsstnnde sollen kein altes Gom t/ abschaffen, oder ein 
neues Gesetz macheu ohne des Königs Ja und Einwilli^zung. 

Art. 42. Im Fall einlneues Gesetz gemacht werden soll« ist folgendes 
in Acht zu nehmen: sind es die Stände des Reichs, wekhe solches wünschen, 
80 berathschlagen sie sich darüber unter einander, und wenn sie ibareinge- 
kommen sind» wird der Entwurf Sr. Königl. Maj. durch ihre vier Sprecher 
überreicht, um des Königs Ansichten einzuholen. Se. Königl. Maj. berath- 
schln^ren sich sodann mit den Reichsrälhen und holen deren Meinung ein, und 
wrnii liTichstdieselben nacliher selbst dasselbe erwogen und ihren Entschluss 
genommen haben, rufen sie die Keichsstände auf den lleichssaal und theilen 
ihnen in einer kunen Rede Ihr Ja und l^nwilligung oder auch die Ursachen 
mit, wesswegen HÖcbstdieselben ihre Einwilligung nicht geben können. Sollte 
jiinyy Se. Königl. Maj. ein neues Gesetz vorschlagen wollen, so theilen HÖcbst- 
dieselben solches erstlicb den Reichsräthen mit, und nachdem «eÜMge ihre An- 
sichten ad protocnllnm geäussert haben, so wird solches alles den Keichsstän- 
den Überiii I rt, welcbe, nachdem sie unter sich dasselbe in Leberlegung ge- 
nommen und darüber einig geworden sind, die Ansetzung eines Tages hegeh- 
ren, um auf dem Reicbssaal ihre JBinstimmung an Se. Königl. Maj. abgeben ^ 
m können. Sollten sie aber ihre Einstimmnng versagen, so überreichen sie 
üne abschlägige Resolution mit den Ursachen, welche sie dasu gehabt, durcb 
ihre vier Sprecher schriftlich. 

Art. 43. Sollte es sich zutragen, dass irgend eine neue Rechtsfrage ent- 
stünde, wie die Beispiele der vorigen Zeiten genugsam ergeben, so wirdsolche 
auf eben die Weise, wie oben Art. 42 verordnet, abgemacht. 

Art. 44. Es bleibt zwar ein der Krone eignes und gehöriges Recht, 
MüiLzen schlagen ni lassen, jedoch bebatten sicfa die Reicfasitände vor, wenn 
man dne BrhöbuQg oder Vtnninderaqg in Scbrot «nd -Konie mMbn Mkt, 
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d«8s eine solche Vei^taidennig nicht obtie ihre Wissenscbaft und ^inwittigoiig 
gKScheben möge. 

Art. 45. Sr, Königl. Maj. liegt oh, das Reich in Frieden und Wohlstand, 
sonderlich gegen ausländische und feindliche Mächte 2U erhalten: Hörhsldiesel- 
ben müssen aber nicht gegen die Gesetze, den Königlichen Eid und \ ersiche- 
ning, den tifaterthanen einige Kriegshülfen, nene Steuern, Ausschreibungen 
I und andere Abgaben ohne der Reichsstände Wissenschaft, freien Willen und 
Einwilligung auflege; jedoch den nngliicklichen Fall ausgenommen, da das 
Reich mit Hccresmacht angegriffen wird, da sodann Se. Konigl. Maj dns Recht 
haben, solche Maassregeln nnd Schritte zu nehmen, welche mit der Sicherheit 
des Reichs und dem Wohl der Lnterlhanen übereinstimmend sindj allein so- 
bald der Krieg aufhört, mfiteen die Stände ttuammen kommen und die neuen 
Stenern, welche des Krieg? wegen auferlegt wurden waren, sogleich aufhören. 

Art. 4S. Der Reichsst'ände ZusammenkDnfle sollen nicht lünger, als 

bödistens drei Monate dauern. Und damit das Land nicht mit langen Reiclta- 

lagen beschwert werden möge, wie bisher geschehen ist , so können Se. 
Königliche Majestät zu 'lolcher Zeit den Reichstag aufheben, und jeden uacb 
seiner Ueimath zurückschicken ; und sollte in einem solchen Falle keine neue 
Bewilligung festgestellt sein, so Yerfoleibt es bei der alten. ' ' 

Art 47. Die Reichsstände haben die Macht, diejenigen zu e^iennen, 
welche in dem Aasschuss sitzen sollen, mit welchem Se* KonigL Maj. diejeni- 
gen Geschäfte überlegen wollen« welche nacli Hüclist Dero GutbeGnden heim- 
lich gehalten werden müssen, und sind solchen Personen alle Befugnisse, wel- 
che die Reichs^tiinde selbst haben, völlig aufgetragen ; allein allf^ anderen Sachen, 
welche bekannt sein dürfen, werden den Plenis der Reichsstande mitgetheOt 
und unter deren ßerathschlagungen erwogen. 

Art. 48. Die Könige sollen nicht Krieg und Feindseligkeiten ohne der 
fteichsstünde Ja und Einwilligung anfangen. 

Art. 49. Keine anderen Protoct^e, aU solcbe, welche die Geachifte an- 
gehen, die Se. Künigl. Maj. mit den ReidisaUlnden erwogen haben, dMn 
letzteren mitgetheilt oder Yon ihnen verlangt werden. 

Art. 50. Der Znstand des Staats wird dem Ausschus» der Reichsstände 
vorgelegt, damit dieselben ersehen können, dass die Gelder 2Um Iifutzes und 
Besten des Reicfis angewendet worden sind. 

Art. 51. Wird ein Reiclisüiann unverschuldet während der Reichslage 
oder auf der iiiu- und Rückreise mit Worten oder Thalen angetastet oder 
Übel behandelt nnd hat er lu ericennen gegeben, dass er zum Reichstage 
gehört, 80 soll solches als ein Staatsverbrechen ang^dien werden. 

Art 98. Se. Konigl. Mi|j. lassen sümmtliche Reichsstände bei $bt0 

wohlhergebrachten alten Privilegien, Vorzügen, Gerechtsamen und Freiheiten; 
auch soll« 11 keine neuen Privilegien, einen Stand angehend, ohne aller lief 
Reichsstände Wissenschaft, Bedenken, und Einwilligung gegeben und ert|Milt 
werden. 

Art 53. Se. Königl. Maj. allein tragen für die Deutschen Provinzen 
gnädige Vorsorge^ dass selbige nach den Deutschen Reichsgesetzen, derseibeu 
wohlhergebrachten Privilegien und dem Inhalt des WestphlUiselwn WMm 
regiert werden. 

Art 54. Die Städte im Reiche verbleiben bei ihren iraldM|||9* 
brachte^ alten Privilegien nnd GerechtiglMiteD» wdche ihnen too ämiSfi 
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Sönifea gqg^ben und verliehen worden sind ; jedoch so, dass selbige den 
Umständen der Zeiten uad dem allgemeinen Nutzen und Besten angemessen 
sind. 

Art. 55. Der Bdchsaläiide BaJdc v«rbleiftt Mdi diesem, so irie sie ftiü- 
ber gewesen ist, unter dersdiien eignen Garantie und Yerwaltisani; und soll 
aach den Reglements und Veiordnangen, welche bereits gfmaeht sind, oder 
nodi von den Reicbsatänden gemacht werden könnten, verwaltet werden 

Art* 60. In Ansehung der Pensignscasse der Armee verbleibt es bei 
den Reglements, die bereits* festgestellt sind, oder über welche späterhin Se. 
Königliche Majestät mit Höchsldero getreuen Kriegsbefehlshabern und den 
Bevollmächtigten der geworbeneu Armee übereinkommen werden. 

Art. 57. Inwiefern in diesem Gesetze eine Undculh'chkeit gefunden wer- 
den sofite, 50 soll man sich nach dem buchstäblichen Inliallc so lange richten, 
bis Se. Ikouigiiche Majestät und die Reichsstände auf die Weise, wie im 39. 
nnd 42. Art vorgeschrieben wird, vereinigt werden können. 

Dieses alles haben Wir Jetzo versammelte Reichsslände für nothig ge- 
funden, zur ordentlichen liegierung des Reiciis, un&crcr Freiheit und. Sicher- 
heit flli> TOS, nosere m Banse gaiaasenen Mitbrttder nnd MaAfakammeB,, 4e^ 
borene und OngelwRne, an {»eivifligan. Wir eAlären faiemit mvh neo«, 
dass wir defr grössten Abscheu vor der Königlichen unumacbräniEten Gewalt oder 
der sopren rinnt rn Souverainität haben, indem wir es für unser grlisstes Glüct, 
Ehre und Vorzui,' ansehen, freie und selbständige, gesetzgebende, aber auch 
dem Gesetz gehorchende Stände unter der Regierung eines marhthabenden 
aber an die Gesetze gebundenen Königs zu sein und zu leben ; Leide durch 
das Gesetz vereinigt und bescfaützl, weichte nns md unser liebes Yaterland 
von den Gefahren befreit, welche Unordnung, Eigenwitte, unuanAritnkte Ge- 
walt, Arifitokratie und die Gewalt vieler Pers^en tum Di^lück der ganien 
Gesellschaft und zur Beschwerde und Belrübniss eines jeden Rütbürgers nach 
sich ziehen. Wir sind von einem ordentlichen, gesetzmässigcn und glücklichen 
Regimente um so mehr versichert, da Se. Königliche Majestät sich bereits er- 
Jdärt haben, es ftr ihre grMe Ebre anzusehen, der erste Mitbürger unter 
eineni freien Tolke m sein, und wir bofen, dass ein solcber Vorrats in dem 
Königlichen Hause von Gescbkcht zu Geschlecht bis auf die spätesten Zeiten 
der Welt fortgepflanzt werde. Deswegen erklären wir auch hiemit für 
unsere und des Reichs Feinde den oder diejenigen unversländij^en und iibel- 
gesintitrii Mitbürger, welche heimlich oder offenbar, durch List, heimliche 
Ränke oder offenbare Gewalt uns von diesem Gesetze abführen, die Königliche 
nnuniscbitelte Gewalt oder die sogenararte SonveralBltikt anMrmgen, odier 
•neb unter dein Schein der Freiheit dieM Gesetse, welche , indem sie eine 
rechtschaffene und nützliche Freiheit befestigen, Eigenwille und Unordnung 
ausschliesscn, filtcr den Fiatifen werfen wollen; welche Vergehungen ohne Ver- 
schonung untorsnrht und nach Schwedens geschriebenen Gesetzen beortheilt 
und bestraft w erden sollen. Wir sollen auch nach unserni geleisteten Eid der 
Treue und dieser Regierungsform bi. Kunigl. Maj. rechten Gehorsam leisten, 
Mmo Btffelde vwlhiehen* in allem« was vor Gott und Menschen Ihm sn bfr- 
fMem mA uns tu thon anslindig is^ witf es gecreasa MSanern und Unterth»- 
AiB dgnet nnll lEdUhrt, . 

2u mehrerer Gewissheit b^en wir dnses mit nnseiM Namensmitef^ 
toift: imd Btäxttllc3i!ttflg nnserer^cfd bcstMen» erbirten und befeilftigeB 

' SS>a' . 
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wollen. So geschehen in Stockholm, den 21sten Tag 4es AugpstmQiu^, iiQ 
Jahre nach Christi Geburt 1772. 

Vonseiten der Ritterschaft und ilesAdeU: < Ypn Reiten des Priesterst^|u^ 
A. G. Löwenhaupt, . :« H. Forsenius^,j^^j', 

d. z. Laiidmarschall. , ' Wortführer. 

Von Seiten des fittrgentandes: Vdh 'StitMi'^es BifaefüMiaktes': 

J. Hochschild, .Joseph HanWttW, ' . 

in SteUe des Wortfaiiren. Wortführer, ... . ^ 

(L. S.) (L. S.) 

Dieses Alles, was vorgeschrieben steht', wollen Wir nicht allein selbst 
für ein unverbrüchhches Fundamentalgesetz annehmen, sondern gebieten und 
befehlen auch zugleich in Gnaden, dass alle diejenigen, welche Uns und ün- 
sern Machfolgern wie auch dem Reich mit Treue, Folgsamkeit und Gehorsam 
yerbonden sind, diese Regierungsform aneritenueD, in Acht taefatten, 4tntSXbtn 
nachleben und Gefaoisam beMigen aollen. Zn mehrerer 'GewHHhdti babcM 
Wir dieses mit eigner Hand unterschrieben und belErlftigt und Unser Konigl. 
Insiegcl wohlbedächtig beifügen lassen: So geschehen in Stockholqit dm^isfgsi^^ 
Tag des Augustmonats im Jahre nach Qiristt Geburt, 1772. 

GUSTAV. 



Dieses Grundgesetz sollte als ein Ergebniss der vereinten Be- 
mühungen der vier Stünde mit dem Könige betrachtet werden, aber 
der Adel fühlte si( ii in rasch und zu stark in seinen Ansprüchen be- 
einträchtigt'), um nicht durch einzelne Factionen einen unausgesetz- 
ten iwieinen Krie» gegen die Consohdirung der Könighchen Executiv- 
gewalt in allen ihren Zweigen zu führen. Dies machte sich selbst 
bei den einzelnen ßcgimeiitern und der Flotte bemerkbar, da die 
Ollizierslellen fast ausschliesslich in den Händen des Adels waren. 
Da nun der König Gustav III. vor allen Dingen in den aus\\ nrtigen 
Anijplegenheifon nnd in dem Rechte über Krieg und Frieden die al- 
leinige Entscheidung als eine nothwendig erforderliche Prjirogative 
der Krone erachtete, so setzte sich ein Thell der Offiziere i] es Land- 
heeres und der Flotte selbst mitten im ausgebrochenen Ki ie^^e Schwe- 
dens mit Bussland (im Jahre 1188} dagegen, und veruicbtetea durch 



*J JlSr die sehwaehe Bevölkmmg Schtoedem war sein Adel äamabj 
sehr zahlreich. Nach dem Schwedischen Tabellenteerke (BevölkerwigslistenJi 
gehörten zu demselbep im Jahre 1795 11,934 Personen jedes Alters und Ge- 
schlechtes. Im Jahre ICHKJ enthieU die ÄdelsmatriHel in der ersten Classe lüd 
gräfliche und 31» freiherrliche Geschlechter, in der sweiten 1167 und in der. 
drUUn 2108 GesekleehUr; dodt warm nhr vitU FemlUm dkm MUrÜBd 
UreiU vöfliff erUuelm; to dati du RekMtiO^Uimg dmsdb€i^,Mn 
nur eine Zahl «o» 1117 domoli in S^iwedtH Mmden Midtm MtmUSm 
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jüTB Heiileräi den MAg der tm SdmeiBsdim Odtinet eiogegaii- 
geneB Verpflicbtangent indem sie eigenmaclitig einen WaffenstiHstaDd 
nift'flMand'*) ^Maam und diesen Krieg, för Terfassangswidrig er- 
klärten; Weü d^ könig ohne Einwilligung da Beichsstande keinen 
Krieg mterneluneii dürfe. Doch Gostay III. kannte ^e Mittdi xor 
Zügelung d&n ungen^iieneD Ansprüche des Adels: auf dem im Fe- 
bruar 1789t «liKlrnteen Beid^tage einigte er sidi mit den iU)rigen 
drei Ständen Und ttamentllch mit dem durch bedeutsame Bewilligun- 
gen gewonnenen Bürgerstande , und nöthigte dadurch den Adel, wenn 
auch mit grossem Widerwillen, zur Nachgiebigkeit. Er erreichte auf 
solche Weise die Vereinigun gs- und Sicherun gsacte vom 
3. April 1789, welche dem Könige nicht nur das unbedingte Recht 
des Kriegs und Friedens einräumte, sondern auch noch in anderen 
Bezfehunizren wesentlich die Königliche Gewalt erweiterte. Demge- 
mass ist diese Acte auch gegenwärtig noch als ein wichtiger Uestand- 
tfteTl' des heute geltenden Schwedischen Staatsrechts zu betrachten, und 
folgt naqbfteh^d in Deutscher Uebersetzung. 

II* Tereinisiuigs- und Sielierlieiteacte 
▼on Febr. und 3. April 1989**). 

Wir Gustav von Gottes Gnaden, Schwedens, der Gothen und der Wen- 
den Köllig u. s. w. u. 8. w. u. s, w. , Erbe zu Norwegen, auch Herzog zu 
Schleswig-iloistein u. s. w. u. s. w., thun kund: dass, nachdem Wir uns ge- 
nStbigt gesehen, vor mKeren treuen Untherthanen aDgemdn Inmd m thun 
jM vor denReicfaMlindeii suericeatten au geben, dass solche listige heiinlidie 
Anlagen und Ajucbläge im Werk gewesen sind, welche in ihrem Ausbrach 
nichts Gerinjrer«;, als des Reichs Trennung, des Königs Fall und den Sturz 
der Königl. Marht, auch retihcher Untcrthanen Bedrückung iinil rntergang 
, zum Zweck hatten; so hat ein solches gefährliches Anstiften, von l einden 
unterstützt, und solche abgesandte DenlmiigBart, xwielrftditige und eigenDOi- 
sigft Absichten, wdciie auf das Ifingste UQterltalten worden, fttr uns und des 
Rtidis Stande es aar Noihwendigkeit gemacht, solche wirksame Mittel aussu- 
finden, welche so unerhörte kühne Unternehmungen und zudringliche Ver- 
suche für die Gegenwart dämpfen und unterdrücken, imd lür die Zukunft 
hindern und abwenden könnten. Wir haben dah* r nii( des Reichs Ständen 
die Mittel in Betrachtung gezogen, um den unser und ilner würdigen End- 
z^reck zu erreichen, den Regierungsfundamenten die erneuerte Fesli{^eit und 
Knft^u geben, wodurch des Reichs Selbststindif^eil» Ehre und^Ansehen m 



■ ' V tJnd Kaiserin Calharina tcar sehr hereitmllig dazu, mit den eid- 
brüchigen Ofßcieren sich einzulassen, da der krieg mit d^n Türken sie voll- 
auf beschäßigte, und jede hedeuUamB IkmmuirvHon ^ dsii OttitHündm, ihn 
MttiämM in die hdOuU Grfahr hraehte* 

*V Abgedruckt M Marten$ «, o. 0. /. 5. 655 imd M PöHtx «. a. 
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der Höbe gelangen konnte, weichö uimr geliebtes Valerlaüd unter voriger 
Könige ehrenvollen ^egicrui^g und treuer Unterlhancu maunlicben Bei- 
stände gewonnen hatte. Ünd da die allgemeine Stimme mit Sehnsucht und 
eifrigem Verlangen dieses aiiser Dn^rnehmen erfordert dnd nnterstlltst; so 

Valien Wir aus diesem Grand und Veranlassung mit den Reichsständjea ge- 

roeinschafilich die Vercinigungs- und Sichorhritsnefc vonliredet, beschlossen 
und festgesetzt, welche Wir gnädigst hienut genehmigen und bewilligen, wie 
die Buchstaben derselben lauten, und mit unserer nochtpals gegeb^i^n^n ipädi- 
gen Bestätigung übereinstimmen, , von Wort za Worl* wie folget: 

Vereinigung^" muf SieUerheifßaeie^ 

Um 7,u allen Zeilen von Uns und Unscrm geliebten Vaterlande die hef- 
tigen £i schülterungüu zu eulferoen, welche theils durch einzelne ehr- .und 
regiersOcblige Personen, tbeib dnrdi ansllindtscbe geheime Anstiftungen, und 
endlich durch die swisdien den Ständen des Reichs erregte Eifersucht und 
Hinlidligkeiten veranlasst werden, und welche, so oft das Reich, dessen for%' 
dauer und die allgeraeine Sicherheit in Gefahr gesetzt, und Spaltungen nicht 
allein zwischen den ünterthanen unter einander, sondern auch zwischcTi (h m 
König und dem Volk veranlasst; und um einmal für allemal Grundsätze fest- 
lustellen, auf wdcbe die Regierungsgeselze gegründet werden können, und 
für die Zukunft aOe ündctotlichkot und eiaseitige ZnAtM an entflfemen. kat 
es unserm allerj^nädigsten Könige für sich und seine Nachfolger auf d^ 
Schwedischen Throne gefallen, mit Uns über die nachfolgende Yenainignng»- 
Ul^d Sicherheitsncle sich zu vereinigen: 

Art. 1. Erkennen Wir, dass Wir einen Erbkönig haben, welcher völlige 
Macht hat, das Reich zu regieren, zu sichern, zu befreien und zu beschützen, 
Krieg anzufangen. Frieden undBQndnisse mit atswirUgenMUcbten zn sdiHessen 
Gnaden auszuthcilen, das Leben, die Ehre und Güter cVerbr^dwm) au schenken; 
nach seinem hohen Guibefinden über alle Aemter des Reichs zu vcrfüg:en, welche 
mit eingebornon Schwedischen Männern besetzt werden müssen, Recht und 
Gerechtigkeit zu erhallen und zu handhaben. ' ' " - 

Die übi.igen Keichsangelegenheitcn sollen verwaltet werden, wie es dem 
KSnig am nüidiclisten scheinen wird. 

ArU 2. Wir sehen uns als freie, den Gesetzen unterworfene, Sicher&it 
geidessende Ünterthanen, unter einem gesetzmässig gekrönten Könige an, wel- 
cher nns nach Schwedens geschriebenem Gesetz beherrsrht Un ! wie wir 
alle gleich freie ünterthanen sind; so müssen wir auch unter elf [u Schutz der 
Gesetze gleichen Rechts geniessen. Daher muss auch dass höchste Geridit 
des K9nig^ in welchem alle Instix-Revisionsangelegenheiten entschieden wer- 
den, und ia welchem der König 2 i^tinimen tat, beides aus adUch^n und im- 
adelidboA Männern bestehen; die Zahl der in selbiges aufzunehmenden Reichs- 
rälhe soll kiinfti^^ von Sr. Kiinigl. Maj. gnädigem Gulhcfinden abhängen. Da 
Sr. Köni^l. :m.)j. Hohe und JNiedere gegen alles Unrecht beschützen will, so 
soll kern er an Leib, Ehre, Glieder und (jüter Schaden leiden, che er gesetzlich 
überwiesen und durch das beikommende Gericht gerichtet worden. 

Art 3. £in gleiches Volk muss gleiches Recht geniessen, und daher 
mttssen alle SUnde befugt sdn, Land in Ikrem gemeinsamen Vateriande m 
besitzen und za erwerben ; doch d|ss die Ritterschaft und Adel auf den Fosik 
der bisher festgesetit und beobachtet worden, ihre alte GereoMi^eiMt M^t« 
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halte, addlicfa freie Güter (Sä t er i er) apci« H»- W4 ji&ri'iR«^!!!«»^)«!! 

die in Schonen, Halland und Blekingen sogenannte Insoclfne-Hemm^n lu 
erhallen und zu besitzen. Im übrigen soll auch kein Land seine ursprüng- 
liche Figcnsthaft und den Unterschied der Säterier, Frälse, Skatte'*) 
und Kfüuügüter***) verlieren; aber die Vcrbindlidjjkeit den Reisenden Plerde 
Sil iduffob Ulgt aHeii Gütern im R^ch gleiphmässig oht nw 4ic Sjirierier, 
Ra- und ftAn- vod Intockne-HeniiiiaD, u^d die Boställep t> änd igLfm 
ati^enonunen und befreiet. 

Die Gerechtigkeit der Bauern* den KrongUtem den ihnen schuldigen 
Zins abxuJf^aufcn, und die«;« Befreiung sicher zu besitzen, ist durch eine be- 
sondere unter ii^Ligcm Datum ergangene Verordnung mit gh idicr SicfoejrijijKit 
leftgefitelll, als wenn diese in gegenwärtige Acte eingerückt »are. 

Alt Die hSicliiteii und rornebmsten Aemter d(B| B(M» WWl di* 
Konigl. HofimUr «dUen ras der BitteFSduift und den Adel aUein besetafc irer- 
den; aber im ül ri^nn bleibt Geschicklichkeit, Verdienst, £riahrunt^' und 96- 
prohfo bürgerliche Tugend der einzige und rechtm'assige Grund zur Befordprung 
zu allen Aeratern und Diensten dp=; Reichs, sie seien höhere oder geringere, 
ohne Ansehen der Geburt oder besonderer Stände. Aber wenn ein nnadlicher 
Beamte zur adelichen Würde erhoben wird; so kann er das Amt müii länger 
Mähen* daü erab UfladUohar aorLSidwilieit der nm^Ucbep imem»^ 
md iime pehabL 

Art. 5. Da die wahre Fireiheit darin besteht, da» man fni anm Unter- 
halte desBcMifas gebc^ was n5thig gefunden wirdi so hat dasSdiwedisdie Volk 



*J ffemman bedeutet ein ländliches Grundstück, rine Hufe oder Hof. 
Frälseyuds und Fraise- Uemmans sind Freigüter ohne Abgabe (ur den Grund- 
bfitÜM, Säi9ri€r nnd die Rittergüter, weicht nur m den Mgaben Alt die 
^ XSrdu tmd wwr Wtgtkiiiermtg verpfikhiit H»d, Ba- odk RSre-Memman 
fwrmh PfM- «Nd Steinhöfe) sind HSft, dte intierhalh eines Rittergutes 
liegen, und nur dann abgabenfrei sind, wenn sie von dem Ritter gute seWst 
hnn'rfhffhaßet werden: waren sie nn Bauern verpachtet, so mussten die Päeh' 
ter k'op/- und Gerichtsiitetirr entrichten. In den südwestlu hm Landschaften 
(den damals Dänischen FruvtmenJ heissen diese Guler Insockne'Hefnmant 
Hfi§e9(Moume BSfe, 

**J Shatte-Hew:jnün sind tehatzpßiehtige Eofe, auf weldien der Mmur 
doi «oK'e JBrh' und BefiUreeht genUea, to lange er das Min CUUur erkäU 

und seine Verpflichtungti^ erfüllt; der Bmier hei$ edi^ unbestreitbares Recht an 
dem Boden, der ihm zu keiner 'Zeit genommen werden darf; aber die darauf 
ruhenden Abgaben gehören einem Anderen zu, entweder der Krone (Krono- 
tkattfj oder einem sonst Abgabe freien (FralseskatteJ. 

•*y Krön 0' Hemman, Kmuhofe zerfallen in zwei Cla^srn; sie sind 
entweder V Kun^sgardar och La du gar dar, Köntyshofc und Meiereiei^, 
4ie ali pArkliehe ^rfmdömainen auf ycwisse ZeiiMiim$ verpoefUei' werden; 
oder %f eigenMiehe Kronhöfe {Krtme-BemmanJ, deren Jnhdber ßr ihre der 
Krone gehören^ Bauerkpfe jihrliehe ^ineqhßoben enifriehten, aber im ei- 
eheren Benutzungsrecht derselben verbleihen, so lange sie gut wirthschaften. 

iJ Bosti^lle sind AmtsgiUer, Haus und Acker, welche an Geistliche, 

werden. 
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beipj^is:on, nbznschlapen und übereinzukommen. 

Art. 6. Auf Rcichstasen beraüjschlagen die Stände des Reichs über keine 
andere Gegenstände» als über die, welche der Kpnlg propwirW 9uf (ten Fusik ' 
wie « vor 1600 gqw^öhnlicU war, . . i.- s , ( • .-.»iliuit 

, . Arlt 7f ..Jjtes^dds und der Meilenc^ftPrivil^ TpmMr V94 
«ier Stand« bUiier» woblf^^angte Prifilogia und Gerechtsame ,,m «Qfiil 
Pnnbten bestätigt, soweitr diese nicht gegen die Sicherheitsact« streiten. 

Art. 8. Diese Vereilugungs- uud Sicherheitsscte «oll von allf'n Schwe- 
dischen Reinigen, bflim Antritt ihrer Regierung, < la;! uhandig unterzeichnet 
werden, und es soll niemals edaubt sein, eiu^ Präposition oder Versuch zu 
der geringsten Ablnderung, Ausdeutung oder-Erldärung zu machen» die sieb 
vun dem iracbslIbKclien Inhalt derselben entfenit Und' nn fett das KänigL 
Haus erlöschen sollte, soll der König; der. dann gewählt würde, i|i alle diese 
Rprhte eintreten, und <;oii <n'h m dem, wfs in dieser Acte enthalten ist, ohne 
die mindeste Abänderung verbinden. 

Art. 9. Die Regierungsforra vom 21. August 1772 bleibt unverrückt 
bestehen, in allem» was nicht durch gegenwärtige Acte abgeändert worden. 

aiildtheiiis SdbloM den Febroar *?a9i ' ^ . . ^ ' 

Vfi^ t9Blt«n der Ritterschaft und de^ Addit: Von Seiten des Priestersta^4fll{;> 
. C. E. Löwenhaupt, J^'' Ax. Lindhiom, 



Diese vorstehende Vereinigungs- und Sichcrhcitsacte, wollen Wir und 
Llnsre Nachtolgcr auf dem Schwedischen Throne, als ein unverbrüchliches und 
uMverUndefiicbes Gnmdgesels ansehen, descon buchstäblichem Inhalte nach- 
gelebt «entei aeH, ebne Aendemng, Ausdeu^ng, oder Veirhdning: iroUeB 

und befehlen auch hiemit in Gnaden, dass alle die, weiche Uns und Unfern 
Nachfolgern und dem Reich mit Huldigung und Unterwürfigkeit und Gehor- 
sam verbunden ^irld, diese Vereinigungs- und Sicherhcitsacle erkennen und 
in Acht nehmen und dessen buchstäblichem Inhalte nachleben und gehorsamen 
SoU«, iWir müsseu hiemit bemerken, dass alle . Richter in hS^bwen und nie- 
deren Gerncbfei)! und alle geine^ere Aijitsleute, welche nicht Tromanns 
Würde oder Xbdl an der Landesregierung haben, nicht sollen ohne gesetzliche 
Untersucluing und Urthetl dem Gesetz und Kriegsartikel gemäss, ihrer Amter 
verlustig werden. 

-'^Betreffend die Last der Lieferung der Pferde für Reisende (Skjuts- 
ningsbe&wäret*) so sollen des Adels Laudbaueru und Utsockue-Frälse- 
H^.mman, Qbetall gleiche Thei[je. betragen mit 4enKron jind Skatte Hem- 
men zu des l^Önigs G'ästgifman- Hall- und Reserve*Fiihrwerk **>> und 

V f^lkjuts ist die Anstalt zur Fortschaffung der Reisenden von Station 
XU SUition, die StcllHt}g ran Vorspannpferden mit dem Leiter derselben. 

**J Die Vorspannäicnste auf Königlichen Befehl für das Küniglkke 
Gefolge, oder soUht Penonm, die at^ Honigs BefehX dU Berechtigung <bf 
ron^poiifij* XU ilkrm F^frfkominm «rhßlffi^ habm. 



Von Seiten des Bttrgerslandes: 
' And. Ladbergh» - 
Sprecher. 

(L. S.) 



h. t Landmarschi^L 
Ct. S.) 



Bischof zu Lindküping in^^telle 
des Sprechers. 
• ' ' (L, S) < 

Von Seiten des Banemstandes: 
t . Olof Olsson, 
d. z. Sprecher, 
(L. S.> 



Digitized by Google 



m 

in Krieg&zeiien, wenn die höchste Noth eine Gleichheit erfordert, wenn Tag- 
«ad griteere Mlndie dmdi dt« Land geschehen, oder Proviant, Anununilion 
und Montiningsstlldce in den Armetn» Festangcn und Magazinen abgeführt 
wetrdeA'MUcn. Und wie ^ir nun die Privilegf« d^r Ritteischaft tbd des 

Ädf-Is vom Jahr 1723, wdcWj in der R^giefungsform vom Jähr "1712 nicht 
deutlich anerkannt worden, befestigt und bestätigt haben; fo verord- 
neii nnd befehlen Wir, däss sie inskünftige ihre vone Kraft behalten 
sollen: so wie Wir hiemit des Priesterstandes Prifilegia vom Jahr 1723 
JbesUtigen, samdil niiserer, den 2S. VJutt dieses Jahres gegebenen ferne- 
ten VersfdiArutig; xQgleicii mit den Statuten geirisser tv^' und- GeMitig- 
ketten, wricho Wir unter dem 23. Febr. den SlIdten deS'Reidks gegeben, nnd 
nntenn 23. Febr. den Bauern des Reichs zuerkannt dnd verliehen. 

7u desto mehrerer Gewissheit haben Wir die^ps mit eigener Hand an* 
terschriel)rn, nnd mit Unserm Königl. Siegel bestätigen lassen. 

ätockboius Schloss, den 3. April des Jahres 17S9. 

(L. S.) GUSTAV. 

■ • ■ T ' ♦ 

Gust<av III, hatte zwar die überwiegende Macht des Adels ge- 
brochen, aber nur die Kraft seines öffentlicben Widerstandes gelähmt, 
einzelne Factioiien verfolgten ihn bis zum Tode durch Meuchelmör- 
ders Hand. Die Kcgici [jh- seines Sohnes Gustav IV. (16. März 
1792, entsagt der Krone Mörz 1809), der erst im fünften Jahre 
nach seiner IhronfoJge das Alter der Volljährigkeit erreichte (A'ovem- 
bcr 1706 — hh dnhin uiitcr der Vormundschaft seines Oheims Carl 
als Herzogs-Regenten — ), bietet ein trauriges Bild, wie der Schwe- 
dische Staat auf der einen Seite von d^r übermüthigen Laune eines 
Schwächlings irriürt, dessen Handlungen nicht selten den GbwraUer 
eines nicht mehr zurechnungsfähigen Menseben an sich trugen^v^yioii 
der andern Seite durch die Intrtgtien eines eitlen teeren Phantastien; 
des Herzogs Carl von Südermnnninnd, und seiuer frecli^ Günstlinge, 
in., den inneren und auswärtigen Verhältnissen von Jahr zu Jahr mehr 
n lavaittdegcriditet wurde. Alle Demäthigongen der Schweden durch 
Ftvnkreidi ertrag das Velk^ ui stumpfer AfNitbie, aber der EinMl- 
der Rassen in FSmilend seit ' ddtak 20. Febiuar 1806» welcher deil* 
Verlost dieses gewichtigeb Theils des Staates m den fruhj^en Opfern , 
in den OsCseelandem nach einem scfainahlicbeii Feldzuge \u^weiff|t; 
haft biunizitf ttgen drohte« aoHte doicb den Anfslend ■. geg^ den kö> 
nig 13. Man 1800 'gesahnt worden. Jetit wurde ilioi allete )die ' 
Sdunäch des Vaterlandes und der Verlast der östKclien PrbvMt cor' ' 
Last gelegt, er stand von all^ ParÜieien wie von der ^«wMkM 
Ifaclit veriaasen 'da, and bei seiner sofortigen Verhaftung, erniedrig- 
ten sich die Parthetfülirer des Adels so weit, auch die teflerUcimi 
Formen gegen den Inhaber der KönigUclien "Wfirde mit Füssen za 
treten. I^achdem er selbst in der Haft für sich und seine iXaelir 



iE 0 in tuen förmlich auf den Schwedischen Thron Verzicht geleistet 
hatte, 29. März, erklärte der inzwischen zusammengetretene Reichs- 
tag, nachdem er am 10. Mai die Schweden alier Treue und afl^ 
Gehorsams gegen diesen König entlassen hatte, noch ausdrücklich 
durch einen Beschluss an demselben Tage , dass GusUiv IV. und seine 
Descendeiiten für alle Zeiten der Krone Schwedens verlustig sein 
sollten. Damit war für die Zukunft anrh m^Mrh die Dynastie Wöl- 
stein-Gottorp von dem Schwedischen Throne entfernt: denn wenn 
auch die schleichende Intrigue des Herzogs Carl jetzt iur siebzehn- 
jährige Zwefdentigkeiten seit seiner Vormundschaft den Lolm davon 
truf^, und als Carl XIH. von dem Reichsligc zum Könige von 
Schweden proclnmirt wurde, Juni 1?^09 (er stirbt 20. Juni 1818), 
SO stand er kinderlos da, und sein Bruder Friedrich Aclol^th Herzog 
von Oslgothland war bereits am 12. Deccmber 1803 verstorben. 

Carl XIII., der in feiger Schwäche Alles zur Erhaltung eines 
gemächlichen Lebens auf dem Tiirone zu opfern entschlossen war, 
gewährte leicht den Anforderungen der Reichsstände am 7. Juni 
desselben Jahres eine neue Verfassung, welche die Königh'cbe 
Gewalt wieder mehr einengte, als nach den Grundgesetzen von 1772 
und 1789». aber auch in Berücksichtigung der mehr entwickelten all- 
gemeinen politischen Zustände, mehrfache wesentliche Beforroen in 
Schweden einführte, and bis jetzt noch als das Hauptgrundgesetz 
für die Verhältnisse der Staatsregierung und der Reichsstände sich 
erhalten hat Ich gebe dasselbe hier vollständig in Deutscher üeher- 
fetning. , 

IDL TefffiMMHiv TMi V. Juni 1$09. 

Alt 1« Das Schwediicfae Reidi soll von ein<nii Könige regiat wcidcB, 
und «in Erbreich mit der Succcssionsordnung für die männlichen Nach* 
kommen eines ventorbenen Königs sdn, «dcfae die Stünde des Reidtf flat- 
stellen werden. 

Art. 2. Der König soU immer der rein Evangelischen Lehre zugethao 
seiA» sd "nie sie in der imverändcrlen Augsburgischen Gonfessioo» und deoi 
SmcUoss dir Versamnluaf la Upsala vom labr angenommen und eridäil 
worden ist 

Art 3. Die Majestät des Königs soll heilig und in Würden geta^ 
len werden; seine Ttandlungcn sind keiner öffentlichen Cen^iur «nl^n^orfwi. 

Art. 4. Drr König regiert allein das Heieh, so, v.io dt^sse» He^ierungs- 
form es vorschreibt; mdessen nimmt er Berieht und Hath iu den hier unuai 
aB0eIIAitea Füllen von einem Staatsraüie an. Der König erwabll dam ^ 
sicbtsfelle. evfabraie, redliehe und allgemein geachtete, gebome Schwedima 
fianner von der reinen Evangeliscfaen lehre, sie mfigen «nun Adelig« jtm 
Cnadeiige aeai. 

V «n DeutHher Spndu, in Saalf^iä Gtich, mA 'äk 

ai jm. 2. S. 927-56, bei Pölitz Verf. ^unegi. /If, Ä W — A 'Wmjlt 
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Art. 5. Der Staatsrath follaus neun Mi!plie(!rrn hcslehon, wrlche das 
Hecht besitzen. Über alle in fiemselben vorkommende Saclien zu verhandeln* 
Qäualich : eiu Justiz - Siaabminisl^r, der zugleich beständig Mitglied des höch- 
sten Tribonals des Königs sein soll; ein Slaalsniinister für die. auswärtigen 
Angelegenhdien; sechs Staatsräthe, von welchen wenigstens drei in Civiläin- 
lern gedient haben müssen, nebst einem Hofkanzler. Jeder SlaatssccretSr, 
oder -derjenige, welcher seinem Amte vorsteht, h;\l Sitz nnd Stimme im 
Staalsrathe, wo er dasjenige vortrn^f. oder wo «ier König etwa dasjenige 
vorkommen läisl, was zu seinetA Ücrufe gehört. Vater und i^objn,, oder 
fwei Bruder anf einmal dürfen nicht beständige. MitgUcder des Staats^ 
ratbs sein. 

Art 0. Es sollen vier Staatssecretarc sein, nämlich: einer für das KriegS' 
departement; einer für das Departement der Camerai-Landhaushaltung, Berg- 
wesen, nebst andern gemeinscliafllich damit verbundenen inländischen Civil- 
angelegenheiten; einer für die Finanzen, in- und ansliindischen Handel und 
Gewerbe, und einer für die Geschälte, welche die iieligiou, die Geistlichkeit, 
die öffentliche ErsiehuDg und das Armenwesen betreffen. 

Art 7« Der König lisst lieh im Staatsrathe alle Regi'cruDgsangelegen* 
heiten vortragen, und diese werden daselbst abgemacht, ausser den ministe- 
ridlen, oder denjenigen, wrTclic rlio Verhiillnissc niil fremden Mächten be- 
treffen und diejenigen, ^^elcile zum Kriegs-Commando gehören, worunter alle 
Sachen verstanden werden , welche der Könitz nU oberster Befehlsbaher Uber 
die Kriegsmacht lu Lande und zur See unmittelbar besorgt. 

Art 8. Der König darf keinen Beschlnss über etwas fassen, worOber 
.derStaatsrath gehört werden musa, wenn nicht drei von den Staatsrathe, nebst 
dem belrcfTenden Staatssecretär, oder dem der seinen Dienst vorrichtet, zugc* 
gen sind. Die sämmtlichen ^Jitglieder des Staatsralhs sollen ohne gcsclzmäs- 
sigc Abhallnng, hei allen Gegenständen \on ije'iondercm Gewicht und An- 
sehen zugegen sein, welche, nach den \ürau.'> mttgelheilten Vortragslisten, im 
Staatsrathe vorkommen, und die öffentliche Verwaltung des Reichs bctrefTcn. 
Solche sind: Fragen und Vorschlage Ober neue Untemehmangcn Menlltcher 
Einriebt nn gen, iiher Aufhebung und Veränderung der noch bestehenden. Ober 
neue ößenlliche Iiinrichtnngen in den verschiedenen Zweigen der Staatsver- 
waltung, mit anderen Sachen von gleicher ßeschafTenheil. 

Art. U. Ueber alle Getfenslande. welche beim Könige im Staatsralhe 
vorkommen, suii Protocoll gelührt werden Die gegenwärtigen Staatsminister, 
Staatsrath, Hofkander nnd Staatssecretär,' oder diejenigen, welche die letztge- 
nannten Dienste verrichten,' sind verbunden, ihre Meinungen tu äussern und 
tu erkläre Doch behält der König sich allein vor, zu bescbliesscn Sollte 
es irgend unvermuthet einlrelTen, dass der Hesrhluss des Königs utronhar ge- 
gen die Regierungsform, oder die (ifTenllichen Gesetze des Reichs stritte; so 
liegt es den Mitgliedern des Staatsralhs ob, kräftige Vorstellungen dagegen 
zu machen. Wenn irgend eine besondere Meinung im Protocoll nicht a»ge- 
fOhrt wird;, so werden die Anwesenden angesehen, dass sie den König in dem 
Besciblnss, den er gefasst, bestärkt haben. FQr den Rathschlag sollen die^Iit- 
glieder des Staatsraths verantwortlich sein« so wie es im Art. 106. weiter hier- 
über festgesetzt ist. 

Art. 10. Zum Vortrag tjri >\vui Könige im Staatsrathe sollen die (Ge- 
genstände, nachdem nöthige Erläuterungen darüber von den belrellendcn Cul- 
legien und ficamten eingefordert und eingegangen sind, von dem vorüragcn- 
dcn Staatsse^srotar, oder dem der seinen Dienst vertntt, nebst acht gescbick- 
Sehabart, VcitaittigMafcnndeB, 34 
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ten und nnparteiischen MÜnn^rn, vier Adeligen und vier rnnf^Hi^on, " vorbe- 
reitet Vierden. Zu dem Protoroli, welches in dieser öffentlichen Vorbereitung 
gerührt ^vird, geben die Vortragenden und die übrigen Mitglieder ihre Acus- 
serungcn ab. welche sodaim bei dem Könige im SlaaUrathe bekannt gemacht 
werden. • s*^ 

Art. 11. Die miDisterielleD Gegenstände mag der König bereiten niid * 
handhaben lassen, so wie es ihm nm schicklichsten dünkt. Hern Slaatsraini- 
Ster fiir die aus\s iirligen Ange!pgenhei(pn komm? -nt. da«;? diese Gegenstünd*^ 
vor dem Könige, in Gegenwart des llotkanzicrs, oder wenn dieser nicht zu- 
gegen sein kann, in Gegenwart eines andern Mitgliedes des Staatsraths vorge- 
tragen und dargelegt werden. Ist der Staetsminister abwesend ; so tvigt dur 
fiofl^anzler, oder ein Hitglied des Staatsraths vor, wdchcs der König in die- 
sem Falle autfordert. Nachdem der König den angeführten Rath dieser Be- 
;imten, für welchen sie ver^iiitworllich sind, hat protocolliren lassen, so f'asst 
(]( [ König in derselben Gegenwart den Beschluss. Dem Kanzler, oder dem- 
jenigcn, welchen der König dazu ernennt; liegt es ob, das Prolocoli zu 
IDbren. Von solchem Beschluss mag der Kdnig den Staatsrathe ReMIt« 
niss ankommen lass^» was iihm niitzlich scheint, so dass selbst keine Kennt- 
niss von diesem Zw<»ge der Reicbsverwaltung dem StaatsMtbe uiÜgeHrtÜi 
werden darf. 

Art, 12 I>er König hat das Recht, mit fremden Mäclvten Lnterhänd- 
lungen und Büudnisse einzugeben, nachdem er, in Folge des vorhergebenden 
Art. 11.» den Staatsminister fdr die auswärtigen Angelegenheiten und den 
Hofkanzler darüber gehört hat 

Art. 13. 'Will der Konig Krieg anfangen oder Frieden schliessen; no 
ruft er einen ausserordentlichen Staatsrath von dem Staatsmini«ter. Staats- 
rälben, Holtan^ler und sämmtlichen Staalssecreläreu zusamni» n, ^i^llt ihnen 
die Ursachen und l mstande, die hierbei zur Ueberlegung vuri^ummen, vor, und 
ihigt sie hierüber nach ihrer Meinung, die jeder Ittr sich, mit der Verant- 
wortUchkeitt welche Art. 107. bestimmt» m ProtocoU abtngeben hat Der Ko- 
nig besitzt, hierauf die Macht, den Beschluss zu tosen, und auszuftthKn» i*el* 
eben er für des Reiches Reste findet. 

Art. 14. lieber die Kriegsmacht des Reichs zu Lande und zur See be> 
sitzt der König den höchsten Befehl. 

Art, 15. Was das Kriegs - Gmmiando betrillt, so mag der K8ii|g die 
Angelegenheiten desselben, in G^nwart deijenigen Person, welche der K8> 
nig damit beauftragt, abmachen. Dieser liegt unter Verantwortung ob, dass, 
wenn dieser Gegenstand vorbereitet w ird, seine Meinung ührr die he^rhlos- 
sene Unternehmung des Königs äussert, und wenn seine Meinung nicht mit 
dem Beschluss des Königs übereinstimmt, dass er seine geäusserten Bedenk- 
lichkeiten und seinen Rath zu ProtoeoÜ bringt, deren Richtigkeit der Kdnig, 
vermittelst seiner hohen Unterschrift, bestätigt. Findet die besagte Penia, 
dass die Unternehmung von einer gefährlichen Richtung oder Umfang sei» 
oder dass sie sich auf ungewisse und nicht hinreichende Mittel, sie au5zuftih- 
ren. gründe; so trage er darauf an, dass der König hierüber einen Kriegs- 
rath, zwei oder mehrere der gegenwärtigen höheren Militärpersouen zusam- 
menberuftt; doch sei dem Könige unbenommen, in Bezug auf diesen Antrag, 
und auf die im ProtocoU angeführten Ansichten des Kriegsraths, zu bestim» 
men» was gut scheint 

Art. 16. Der König muss, was recht und wahr ist, befördern , Falsch- 
heit und Unrecht liindem und Teriiieten, keinen verderben» noch am Leb«v 
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Ehre, persönlicher Freiheit und Wohlfahrt Jemanden, ohnp gesetzmässig über- 
führt und gerichtet lu sein, verderl)pn l.isscn; auch keinem weder h^w etliche 
noch unbewegUche Güter ohne TnUrsuchung und ürtheil , in der Ordnung, 
wie es Schwedens Gesetz und gesetzmässige Verordnungen vurscbreibeOt 
entliehen noch entliehen bssen; Niemandes Frieden in dessen Banse stören 
üdpr tftSifen hisswB). keinen von einem Orte zum andern verweisen; Niemandet 
Gewissjcn zwingen noch zwingen lassen, sondern einen Jeden bei freier Aus- 
übung seiner Religion schützen, in so fern er dadurch nicht die öfTentliche 
Ruhe stört, oder sich kein allgemeines Acrgen i'^s zu Schulden kommen Jasst. 
D^r König läs&t einen Jeden von demjenigen Inbunai richten, unter welches 
er rechtlich gehört, and dem er ni gehordien hat 

Art.- 17. Das Tribunal des Königs soll aus xwölf von ihm ernannten 
sachkundigen Männern, sechs Adligen und sechs Unadeligen, bestehen, weldie 
dasjenige ausrichten, was die Verfassung ihnen vorschreibt, und im Richter- 
amte angestellt gewesen sind, und hierin Einsicht« Erfahrung und Redlichkeit 
an den Tag gelegt haben. Sic werden Justizräthe genannt, und machen 
den hüchslcu Richterstuhl des Königs aus. 

^AieL 18 und 19. Der König ist die letzte Instant bei wichtigen Unter- 
snfhangen. Kommen beim Könige von den Richtern nnd Beamten Vorfra- 
gen wegen der rechten Meinung des Gesetzes, in Fällen vor, welche vor das 
Forum der Richter i^rfilhen , so besitzt der höchste Richterstuhl das Recht» 
Stiebe nachgesuchte lirklärungen zu gehen . 

Art. 20. In den Friedenszeiten sniien die Sachen, welche von dem 
Kri^trtbunal dem Könige zur Prüfung vorgelegt werden , beim höchsten 
Richterstuhl vorgenommen und abgemacht werdem Zwei Militäimitglieder 
des Staatsralhs, welche der König hierzu ersieht und en^nnt], mössen in so!« 
chen Sachen beim höchsten Richterstuhle zugegen sein und darüber stimmen; 
doch muss die Zahl der Richter auf nclit beschränkt sein. Während eines 
Kriegs verhält es sich hiermit nach den Kriegsartikeln. 

Art. 21. Der König hat zwei Stimmen in denjenigen Sachen, bei de- 
ren Vortrage nnd Äbmai^ung er beim höchsttti Richterstuhl j^ugegen zu sein 
für gut flndet Alle Fragen Ober ErklUning eines Gesetzes sollen beim Kö- 
nige angemeldet, und dessen Stimme darin eingeholt und aufgezeidinet wer- 
den, ohschon er nicht bei den Beratbungen beim höchsten Ricbterstuhl daran 
Theil genommen hat. 

Art. SS Beim höchsten Ricbterstuhl können geringere Sachen von fünf 
Mitgliedern, selbst von vier, wenn sie alle vier in ihrem Beschluss eins 
sind, geprilft und abgemacht werden. Ueber wichtigere Sachen sollen zum 
wenigsten sieben Mitglieder richten. Mehr als acht Mitglieder, vier Adelige 
und vier tJnadelige, müssen nicht auf einmal Dienste thun. Bei allen Sachen 
müssen zum wenigsten zwei adelige und zwei unadelige Mitglieder zuge» 
gen sein. 

ArU 23. Alle Beschlüsse des höchsten Richlersluhls werden im Namen 
des Königs, mit dessen hoher Unterschrift, oder unter dessen geheimem Siegel 
ausgefertigt 

Art. 21. Bei der niedern Justizrevision des Königs soll<m alle Justiz- 
Sachen zum Vortrag beim höchsten Richlersluhle vorbereitet werden. 

Art. 25. Der König hat bei Verbrechen das Begnadigungsrecht, 
mildert Lebensstrafe, und stellt Ehre und an die Krone verwirkte Güter wie- 
der her. Doch muss bei Ansuchen um Begnadigung der höchste Richterstuhl 
gehört werden, und der König fasst seinen Beschluss im Staatsrathe. Auf 



die Art des Verbrechens soll es sodann ankommen, die Gnade zu empfangen, 
welche der K'on\^ {gew ährt, oder die Strafen zu erleiden, su welcher die Schul- 
digen verurtheilt sind. 

Art. 26. Wenn Juslizsachen im Staatsralhe vorgetragen werden; so • 
sollen der JusUz-Staatsminister, zum wenigsten zwei Staatsräthe, zwei Mitglie- 
der des höchsten Richterstnhls, wie auch der Jiistixkanzler dabei zugegen sein» 
init der Verpflichtung , ihre Aeusserungen zu protoeolliren , so wie es iea 
Mitgliedern des Staatsraths in Art. 9 im Allgemeinen vorgeschrieben ist. 

Art. 27, Zum Justizkaiultr hat der König einen gesetzkundigen, ein- 
sichtsvollen und rechtschafTcneu .M;iuu, welcher im Ricbteramle angestellt ge- 
wesen, zu ernennen* Ihm, als dem hödisten Sdiiedsriditer bdm Könige, liegt 
es vorzüglich ob, das Wort des Königs in Sachen, welche die öffenllidie Si- 
cbcrheit und der Krone Gerechtsame betreffen, zu führen, oder durch die un- 
ter ihm gcslellton Fiscalc führen zu'hssen, auch von Seiten des Königs, Auf- 
sicht über die niin(ll)al)uiig der ffPrechtigkeit zu fuhren, und in solcher 
Eigenschaft Fehler zu rügen , welche vou Richtern und Beamten began- 
gen sind. 

Art. 93. Der König hat im Staatsrathe geborne Schweden zu allen u 
hohem und niedrigem Aemtern und Diensten zu ernennen und an bdordem» 

welche von der Art sind, dass der König die Vol'maehton dazu an?znfertigen 
hat: doch müssen die Beförderten voraus mit der Anzeige cingekommen sein» 
wo sie bisher angestellt gewesen sind. Aber es bleibt dem Könige unbenom- 
men, zu Militär ämtcrn Ausländer von besondern Fähigkeiten zu beru- 
fen, doch nicht zu Gommandanten in den Festmigen. Bei allen Beforderon- 
gen hat der König nur das Verdienst und die Fähigkeit der Bewerber, aber 
nicht ihre Geljurt ZU berücksichtigen. Zu Slaalsininistern , Slaatsräthen , Ju- 
sti7r";iihen, Slaalssecrelären, v^ie auch zu allen andern Civilbcamlen im Reiche, 
und Hichlern, müssen nur solche Männer ernannt werden, die von der reinen 
Evangelischen Lehre sind. 

Art.* 29. Zum Erzbischof und zu Bischöfen, mit deren Wahl nadi alter 
Gewohnheit verfahren wird, ernennt der König einen von den drei , welche 
vorgeschlagen worden sind. 

Art. 30 Der König fortist die Predigerheslallnngcn bei den Kronpfar- 
ren auf die bisher übliche Art aus Die sogenannten consistorialcn Sprengel 
werden bei ilirem Wahlrechte erhallen. 

Art 31. Die Bürgerschaften der Städte geniessen femer ilie Rechte, die 
sie bisher gehabt haben. 2nr Stelle eines BQrgenneislers werden drei gehö- 
rige Männer vorgeschlagen, aus welchen der König einen ernennt. Auf gleiche 
^'eise verhält es sich mit den Ralhmännem und Magistratssecretärämtem in 
Stockholm. 

Art. 32. Die Gesandtschaften bei fremden Mächten und die bei einer 
Ambassade anzustellenden Personen, ernennt der König in Gegenwart .des 
.Staatsministers fttr die auswärtigen Angelegenheilen und des Hofkanzlers; 

Art. 33. Wenn solche Bestallungen, zu welchen der Vorschlag gemacht 

worden ist, vnm Könige au'^gofertigt werden «;olfen, so müssen die Mitglieder 
des Staatsraths sich über die Tauglichkeit und N'erdienstc der Bewerber äus- 
sern. Sie besitzen seibsl das Ucchl , gegen die Ernennungen des Königs zu 
andern Diensten und Aemtern unterthänigc Erinnerungen zu machen. 

ArL 34. Die in dieser Regierungsform bestimmten neuen Aemter der 
Staalsminisler, Staatsräthe und Juslizräthc, sollen im Reichsetat angefHlllt 
werden. .Die zwei Staatsminister besiuen die höchste Reichswürde. 'Of^' 
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Staatsräihe fiibeft mit den Generalen , und Justiträthe mit den Generallieute- 
nanten einen gleichen Rnng. 

Art. 3i. Der Staatsminister für die auswärtigen Angelepjenheiten, die 
Staalsräthe, die Prn<;iflontrn in den Collcgien, die Oberstatthalter, Unterstatt- 
halter und Polizeimeister in dei Hauptstadt , der Hofkanzler , die Justizkanz- 
Icr, die Staatssecretäre, Amtmänner und Statthalter auf dem Lande* die Feld- 
marsfÄStte» Genmle und Adminde von allen Graden» die Generaladjutanten. 
Oberadjutanten , StahsadjuUinten , Comroandanten in den Festungen, Capitän« 
tientenants und Offieicre bei den Leibtrabanten , Oi^ersten über die Regimen- 
ter, Secondediefs bei den r,nr(ieref!;imentern zu Pferde und zu Fuss . so wie 
auch die Oberstlifntpnnnf'; bei rler Britrade des Leibregiments, die Chrf^ bei 
der Artillerie, bei dem Fortirientionsrt'lilnie.<;«?nnii<;- tind Seemessnnir<;wf ^m, Mi- 
nister und Gesandle bei fremden Mächten nebst den Beamtcu und liedienlen. 
die in dem Cabinet des Königs xur auswärtigen Correspondena und bei Bot« 
schaden angestellt werden, haben ein ihnen anvertrautes Amt, wovon der K5- 
nig sie entledigen mag. wenn er prQft, dn<;s der Dienst des Reichs es fordert* 
Doch macht der König einen solchen Beschluss im Staatsrathe bekannt, dessen 
Mitglieder scbnMi? sind. d.i;?egen unterthänige Vorstellungen zu machen, wenn 
sie dazu llr«.Tche /ii bnbcn finden. 

Art. 36. Diejenigen , welche Sowohl liuhcre als niedere Uichterämter 
bekleiden, so wie auch atle andere Beamte und im Dienste stehende, die im 
vorgedachten Art 35. nicht erwähnt sind, können ohne vorhergegangene Ui^ 
tersnchung vor Gericht nicht von ihrer eingenommenen Stelle vom Könige 
abgesetzt werden ; eben so wenig können sie ohne vorgegangene eigene Vor- 
stellung zum andern Dienst beffirdert oder versetzt werden. 

Art. 37. Der König besitzt das Recht, würdige Mun r. die durch 
Treue, Tapferkeit und Tugend, durch Gelehr!>amkcit und eitrige Dienste sich 
um den Kttnig und das Reich verdient gemacht haben, in den Adelstand 
zu erheben. Der König mag mit gräHidher und freiherrlicher WDrde llinner 
begnaifigen ,< die durdi grosse und ausgezeichnete Verdienste dazu würdig an- 
gesehen werden. Der Adehfand oder die gräfliche und freiherrliche Würde 
darf keinem mehr, als demjenigen, welcher geadelt oder erhöht worden, zufal- 
len, und nach demselben meinem äUe«;ten männliehen leiblichen Erben, in ge- 
rade herabsteigender Linie, und nach dem Ausgang dieses Zweiges dem näch- 
sten minnlichen Abkommen des Stammvaters u. s. w. 

Art 38. Alle vom Könige ausgehende Expeditionen und Befehle , wel- 
die das Kriegs- Commando betrelTen, sollen, um gülti»; zu sein, von dem Vor- 
tragenden e«nfr:i<^T'j'nirl werden, welcher verantwortlich ist, dass sie mit dem 
dnriihrr ^.rfiilirfcn Protcrnl) übereinstimmen. Sollte der Vortragende irgend 
finden, dass der Beschiiiss des Königs gegen die Regierungsform streite, so 
bat er darüber im Staatsrathe Vorstellungen zu machen. Besteht der König 
dennoch darauf, dass ein solcher Beschluss ausgefertigt werd^ soU, so ist es 
des Vortragenden Recht und Pflidit, seine Gontrasignation dazu zu verweigern, 
und als Folge hiervon sein Amt niederzulegen , welches er nicht eher zurück- 
nehmen darf, als bis die Reichsstände sein Verhalten geprüft und fzebilligt 
haben. Inzwischen sollen sein Sold und die beikommenden EankUofle der üb- 
rigen Dienste ihm verbleiben. 

Art. 30. Win der König ins Ausland reisen, so tbeile er dem Stitli- 
rathe in pleno dies sein Vorhaben mit, und entnehme dessen Gedanken hier* 
über auf die Weise, wie im Art. 9. angeführt ist fieschliesst der König hier- 
auf solche Reise und stellt sie ins Werk, so befasst er sich nicbt weiter mit 
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der Regierung des Reichs, noch übt er die königliche (iewalt aus, so lang« 
er im Auslände verweilt, sondern der Staatsrat h führt sodann, während der 
Abwesenheit des Königs, in dessen Namen die Regierung, mit allem demjeni- 
gen Keciit, welc|ies die Regierungsforni des Landes dem Köxyge beilegt; öfish 
darf der Staalsrath keinesweges Addbtand md^ WQtden ertlicil«ii;DdsvJiQiiini- 
den zum gräflichen und freiherrlicheti Stande «riidhen^ noch RittifwM» wer* 
leihen, und cbcnralls können alle ledigen Aemter nur ad interim von dcnjeni> 
gen verwaltet werden, welche der Slaatsrath dazu ernennt. Welches Verhallen 
beobachtet werden soll, wenn der König länger als zwölf Jklonate aus dem 
Reiche lilcibl, ist im Art. 91. festgesetzt. 

AH. dO. Wird der Köni^ so krank, dass er die AegiemngsgesclvUke 
nlcbt wafamehmen kann, so verwaltet der Staatsratb -die Regierang^ ao wie es 
im vorhergehenden Art. bestimmt ist. 

Art. 41. Der König wird mündig, wenn er sein zwanzigstes Jahr er- 
reicht hat. Stirbt der König innerhalb der Zeit, dass der Thronfolger jenes 
Aller erreicht , so lührt der Staatsralh mit königlicher Macht und Ansehen, 
im Namen des Königs, die Staatsverwaltung. Bis die Stünde des Reidiajni- 
sanunen kommen ridhtet sich der Staatsrath unveriindeitich naAb der Hcgift* 
rungsform des Landes. 

Art. 42. Sollte das rngliUk trelTen , dass das ganze königliche Haus, 
in welchem das Erbrecht zum Reiche gilt, von männlicher Seite ausstirbt, dann 
verwaltet ebcntalls der Staatsralh mit königlicher Macht und Ansehen, bis zu 
fler Zusammenkunft der Reichsstände, die Regierung. t 

In allen den Pillen, welche die vier vorhergebenden Art bebandeln, 
sollen sämmüiche Staalssecretäre im Staalsrathe xngegen sein und ihre Stim- 
men abgeben. 

Art. 43. Zieht der König ins Feld, oder reist er nach abgelegenen inländi- 
schen Oertern, so ernennt er vier Mitglieder des Staatsraths und unter diesen den 
Jfistizstaatsmiuister, um auf die Weise, wie der König vorschreibt, die Regie- 
rung au fikhren. ' Mit der Art und Weise. - die der König dann seHnt vor- 
^robt, verhält es sich so, wie der Art. 8 festsetzt. 

Art. 44. Kein Prinz des königl. Hauses, er sei Kronprinz, Erbfürst oder 
Fürst, darf sich ohne Wissen und Einwilligung des Königs vermählen. Ge- 
:>chieht es dennoch, so hat er das Erbrecht zum Reiche sowohl für sieb, als 
für seine Kinder pnd Nachkommen, verwirkt. 

Art 45. Weder der Kronprinz and Erbfttrst des Schwedischen Reidii^ 
noch Prinzen aus dem königlichen Hause desselben sollen Leibgedinge qdpr 
Civilämter besitzen; doch kann ihnen nach altem Gebrauch ein Titel ma 
Herzog- und Fürstensthümern beigelogt werden, doch ohne AnqkrllciNB 
die Landschaft, deren iVamen sie tragen. 

Art. 46. Das Land soll in Gouvernements, unter der gewöhnlichen 
Landesregierung eingetheilt werden. Kein Generalgonvemeor darf künftig im 
Reiche verordnet sein. 

Art. 47. Die Hofgerichte des Reichs und alle Qbrige Ricbterstfihle ül- 
len nach den Gesetzen und gesetzlichen Verordnungen richten : die Coliegien 
des Kelchs, die Landesregierung, zugleich mit allen andern, sowohl höheren, 
als niedern lieamten, sollen die ihnen obliegenden Acmler und Geschäfte, ta- 
^Ige der, Instructionen, der Reglements und der Vorscbriften, die admn gege- 

hfSD sind, oder fernerhin gegeben werden, i iillfn ili n ITi riiWiiii ihiiil||||ii 

j|ehorch6n und sich einander lar Vollstreckung derselben und rffas 

was der J)ieost des Reichs von ihnen fordert» aur flaad geheo^ ^^PMHNII 



an 

S9ä%e ifl gMetclicher OrdmiDg verantwortlich bleiben, iraiii etw«s wä ibneo 
Vilterlass^n, versnnmt oder ungesetzlich behindelt wird. 

Art. 48 Der Hot' des Königs siebt unter dessen eifrencr Verwaltung, 
indem er hier diejenigen anstellen icann , die ihm gut dünken. Alle Stehen 
an seinem Hole mag der König nach Gefallen besetzen oder entledigen. 

' Alt. 40L Die Stiwk des'Rtichs. sollen kr«fl des Gnindgesetxes, wenn 
fttnf Muri! von. dete wdeUt gehaltenen Reichstage verflossen sind, zusammen 
kommen. Bei j^em Reichstagsbeschluss sollen die Stünde des Reichs den 
Tag bestimmen, wann sie in Folge desselben wiederum zusammentreten» und 
dabei ausdrüeklicli die Zusammenberufung d(s Reichstages mit den nöthigen 
Vorschriflen m Hinsicht auf die Wahl der Milgiieder desselben anfUiiren. Dem 
Könige bleibt es indessen uBbenoinin«i, die Reichsstände innerhalb einer sol* 
eben Zeit zn einem ausserordentlichen Reichstage lusammen zu rufen. 

Art SO, Die Reichslage sollen in der llauplstadt des Reichs gehalten 
werden, ausgenommen in dem Falle, wenn der Andrang des Feindes, oder 
Pest, oder andere deri^lelchcn wichtige Hindernisse dnsselbe unmöglich machen, 
oder dass es tur die Freiheit und Sicherheit der Reirh^stände gefahrlich sein 
soUte. Der König bestimmt alsdann, zugleich mit liaih der Bevollmächtigten 
der Reichsstünde bei der Bank und bei dem Reicfaschuldencomptoir , einen 
äntflAiir Ort, wo die Stände de^ Reuto sich versaiiiaieln müssen, und ruft zu 
solcher Zeit dahin, welche .sie selbst voraus bestimmt haben. 

Art. .51, In drm Fall, dass der König oder der Slaatsrath die Reichs- 
stände zusammen rull;, wird die Zeit zur Eröffnung des Reichstags nach dem 
dreizehnten und innerhalb fünfzehn Tagen, von dem Tage an gerechnet, wann 
die Zusammenberufung in den Kirchen der Hauptstadt bekannt gemacht wor- 
den, festgesetzt. 

Art. 52. Der König ernennt den Landmarscball und Sprecher Air den 

Bürger- und Bauernstand , wie auch die Secretäre für den Bauernstand. Der 
Bnbischof ist lifständic; Sprerhpr für den PricJfcrsland. 

Art. 53. Die Stande des Reichü erwählen -n.'lrirh. wt'nu der Reichs- 
tag eröffnet wird, die Ausschüsse, welche die Angelegenheiten vorbereilcn sol- 
len. Diese bei jedem Reichstage nöthigen AnsschOsse sind: ein Verhissungs- 
aossdinss, um Fragen zu veranlassen nnd aafzunebmen, welche Veränderun- 
gen in den Grundgesetzen betreffen , und ihre Aeusserungen darilber an die 
Spinde des Reichs abzugeben , wie auch die im Slaatsrathe j^cFidirtcn Proto- 
eollp cronnu narhznseben ; ein Ftafsausschuss . nm vor den Reichsst^inden den 
Zustand, die Verwaltung und »len Rehuf des Reslandes der Finanzen und der 
Reichsschulden darzulegen; ein Ikwilligungsausschuss, um die Verlheilung der 
Bewilligung vomschlagen ; ein Bankaussebuss» nm die Verwaltung der Bank 
und ihren Zustund nacbzaseben , auch Vorschriflen zur Verwaltung derselben 
20 geben; ein Gesetzausschuss« um Vorschläge zur Verbesserung der Civil», 
Griminal- und Kirchengcselzc auszuarbeiten ; wie auch ein öconomischer Aus- 
schuss, um die Mänp:e1 hei den öflcnllichen Oeconomieanstalten zu bemerken 
und Abänderungen dabei vor/usciilagen. 

Art, 54. Fordert der König von den Ständen des Reichs einen besen- 
«teil AiMcbuss , um mit ihm Ober Sachen zu beratbschlagen, womit die an- 
dern Ausschüsse sieh nicht befhssen können, und wenn die Verhandlungen 
geheim gehalten werden müssen, so errichten die Reichsstände einen solchen; 
doch besitzt dcrselhe nicht die Macht, einen Beschluss zu fassen, sondern hloss 
dem Könige seine Aeitsserungen über die Gegenstände abziehen, weiche der 
König demselben mittheüt. 



^ ..L o i.y Google 



376 

Art. 55. Die Reicbsslände dürfen bei der Anwesenheit des Königs über, 
keinen Gegenstand etwas beschliessen. Die Ausschüise der R cid iWl l iMl e ^ 
treidle nicht diejenigen sind, welche in dem vorhergehenden Art erwühnt 
worden, können in Gegenwart des Königs itetne Beratbong antteUen. 

Art. 56. Fragen, welche den Etat betreffen und im PlenomderReichs- 

'stinde vorkommm. dürfen nicht unmiltoihnr als abgrmacht nnfgcnommen wer- 
den , <;ondcrn sind cinctn hctrefTendcn Ausschiiss zu iibergebcn, welcher die- 
selben zu untersuchen und sich dnrUber zu äussern hat. Vorschläge eines 
Aussschusses sollen zuerst im Plenum des Standes zur Annahme oder nir 
Verwerfung» ohne Verändemngen oder Zus'dtse dargebracht werden. Gesche» 
hen dabei im Plenum des Standes solche Anmerkungen, welche die Annahme 
verhindern; so werden diese Anmerkungen dem Aussrhuss milgelheilt. um 
darauf den Vor^obln^ nachdrlickliclr?! m untersuchen nnr} nii«7n!ileicben. 
Wenn ein so erwogener Vorschlag zu dem Stande zurückkuminl; so besitzt 
derselbe die Macht, denselben unverändert, oder mit Veränderungen anzuneh- 
men, oder gänzlich zu verwerfen. 

Art 57. Das uralte Recht der Schwedischen Nation, sich selbst zu be- 
schätzen, wird von den Ständen des Reichs allein beun allgemeinen Reichs- 
tage ansgeObt 

. Art. 58. Auf jedem Reichstage lüsst der König den Zustand der Finan- 
zen in allen ihren Thcilen, sowohl in Ansehung der Einkünfte ah der Aus- 
gaben, Forderungen und Schulden, dem Ktalsausschusse, welchen die Reich!>- 
slände erwählen, vorlegen. Sollten durcii Verträge mit fremden Mächten 
einige Mittel dem Reiche zufliessen, so sollen diese auf gleiche Weise nachge- 
wiesen werden. 

Art Dem Zustande des Reichs und der Finanzen zufdge, stellt der 
Konig dem Ausschuss die Leberlegung nnheim, ob der Staat seine Bedürf- 
nisse durch die gewöhnlichen Einkünfte bestreiten kann, oder welcher Bedarf 
durch Bcwillii^uni? criiillt werden rauss. 

. Art. ÜO. /u den letztem werden See- und Landroll, ^vie auch Accisah- 
gaben, Postgefälie, Stempelpapierabgaben, Hausbedarf-lirenncrcigefälle, nebst 
dem, was die Stände des Reidis nodi besmiders an jedem Reichstage als Be* 
willlgung* annehmen, gerechnet Keine ölTentlicfaen Abgaben, von welchem 

Namen und von welcher Beschaffenheit sie auch sein mögen, können ohne 

Einwillii^ung der Reichsslände erhöhl werden, ausgenommen allein der See- 
zoll Tür einkfimmendes und ausgehendes Korn. Eljcn so wenig darf der Ki>- 
nig die liinkunUc des Staats verpaciuen, oder zum Gewinn iür sich, für die 
Krone, oder einzelne Personen und Corporalionun, irgend welche Monopole 
errichten. 

Art. 61. Alle Abgaben, welche die Stände des Reichs unter den im 

vorhergehenden Art. genannten Titeln bewilligen, werden vor und mit des 
Jahres Anfang, welcher nachher einfällt, wenn die Bewilli^nnij festgesetzt wor- 
den, gerechnet. Werden die Stande des Reichs, luin rhalb der Zeit, vom Kö- 
nige oder dem Staatsralhe zusammen berufen; so hören die Bewilligungen, 
wohin alle obgcdacfate Abgaben zu rechnen sind, mit des Jahres Ausgange, 
worin ein solcher Reichstag anfingt, auf. 

Art. 62. I^achdem der Bed«f der ! inanzen vom Staatsausschuss aufge- 
geben, und von den Reichs?t;inden geprüll worden, kömmt es auf die Stände 
des Reichs au, eine demselben cnls|)recliende BewiHigung anzunehmen, und 
gleich dabei festzusetzen, wie besondere Summen davon zu besonderen Zwedwn 
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angewandt ^vcr(len sollen, und diese Summen unter bestimmten Haupttiteln 
im Aeicbsetal zu veraoschlagen. 

Att^ 63» Ansierdem mltoMn fikr unTorhergesehene ZußUe ^ei beaon- 
dere binf«icIifiodei. Summca aiMKCsetft twd vennschlagt werden ; die eine» die 
der Itönig benutzen mag, wenn er sie zur Vertheidigoog des Reichs oder zu 
an'Jcrn höchst wichtigen und passenden Zwecken, nachdem das (riitnrhlen 
des gesamnit« 11 Slaatsralhs vernommen ist, unumgänglich nolhweniiig findet; 
die andere, daunl der König bei entslandenem Kriege aus der Bank derReichs- 
stäode Hebungen mache, nachdem sein Staatsrath im Plenum darjU)er gehört, 
und die Reicbsstände xusammen berufen worden. Die versiegelte Anordnung 
Tür die letxigedachte Summe darf nicht eher aufgebrochen, noch darf die 
Snmme von den Bcvollmüchtiglen der Bank eher ausgezuhlt werden, als die 
Zusammenberufung des Reichstags in den Kirchen der Hauptstadt gehörig 
kund gemacht worden. 

Art. ü4. Sowohl die gewöhnlichen Staatsmiüel und Einkünfte, als das- 
jenige, wai auf vorgedachte Weise von den Reichsständen unter dem Namen 
auMerordenÜicher Auflagen oder Bewilligungen Pir die Staalsetnkfinfte ver^ 
anschlagt worden, stehen unter der Verfügung des Königs, damit sie zu dem 
von den Rcichsständen geprüften Bedarfe und nach dem errichteten Etat an- 
gewandt werden. 

Art. 6.'). Diese Staatsmittel dürfen nicht anders angewandt werden, als 
festgesetzt worden ist, indem die Mitglieder des Staalsratiis verantwortlich sind, 
wenn sie eine Abweichung davmi stattflnden lassen; sie haben vielmehr beim 
ProtocoUe Vorstellungen dagegen in machen, und dasjenige anzuflibten, wai 
die Stände des Reichs hierüber verordnen. 

Art. f)ö. Das Ueichsschuldencomtoir verbleibt, so wie bisher, unter dCT 
Leitung, Aufsicht und Verwnltting der Reichsstände : und da die Stände des 
Reichs die VeranlworllichkciL (]< r Beichsschulden, worüber das Comtoir die 
GescLaile bat, auf sich nehmen, so iiaben auch die Reichsstände, nachdem der 
Slaatsausscfauss sich Uber den Znsland und Bedarf des Comtoirs ausgelassen, 
durch besondere Bewilligungen die liittd insammen tu schiessen» die snr Be* , 
Zahlung der Schuld, der Zinsen und des Capitals unumgänglich gefunden wer^ 
den» 51 d35s der Credit des Reichs beibehalten und geschützt werde. 

ArL 07. Der Sachwalter des Königs beim Keichs-^rhiiidencomtoir wohnt 
den Zusammenkuuilen der iievollmächtigten nicht oücr bei, als wenn die Re- 
voiimachijgten verlangen, mit ihm in Berathung zu treten. 

Art. 68. Die lu dem Reichsschuldenwesen gehörenden und daiu ver* 
anscblaglen Mittel * dürfen unter keinem Vorwand, noch unter iigend einer 
TVHIkür demselben entnommen, oder zu anderm Behuf» als von den Reichs* 
ständen bestimmt ist, angewandt werden. Jede Verordnung^ die dagegen strei- 
tet» i5t kraftlos. 

All. 69. Entstehen entweder bei den Rcichsstandcn insgcsammt, oder 
bei irgend einem Stande Bedenklichkeiten, dasjenige so anzunehmen, wie es der 
Staatsausschuss in demjenigen anrith, was entweder die Regulirung des Etats, . 
oder den damadk sich lu richtenden ganzen Belauf der Bewilligung anbetrifft, 
oder was zu den Ausgaben des Reichsschuldencomtoirs und zu den Einkünf> 
ten crehört, oder auch die Leitung der Verwaltung und des Reichsschulden- 
coniloirs angeht- so sollen die Ursachen angi liihrt werden, auf welche sich 
solche Bedenkiichkeitcn slülzen, und dem Ltalsausscbuss mitgelheiit werden, 
welcher darauf die Sache in besondere Erwägung nimmt. Denkt der Elats- 
aOttchiiM m der schon abgegebenen AcotseruDg nidit abweichen, oder den 

24* 
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Aii'^iciilcn der Reichsstiande oder eines einzelnen Standes nicht beistimmen 
zu können; so ernennt der Ausschuss Deputirte« 'welche in dem jenigen Stande« 
wo Bedenklichkeil« sidi hervortboo» auftreten, worauf die Sadie näher ans- 
dnander geietit wird Verbleibt ein Stand dennoch bei der Meinung; welche 
er vorher gefasst. so wird die Sache durch einen Besch! uss dreier Stiände ab- 
gemacht Sfohen z'^ei Ständo ac'ion zwoi ; dann soll der £tatsausschuss roi^ 
so vielen ^lilclif lern aus jedem lleichssl.iivie nach gewöhnlicher ordentlicher 
Wahl verstärkt werden, so dai>s dreissig aus jedem Stande da^u kommen. 
Naclidem eins der sämmtlicben Mitglieder dieses iMSoadem AosscIiosecs ans* 
gdooset worden, stimmen die Übrigen gemeinscfaaftUchund siditiiaeh Ständen^ 
mil gesdiiossenen Zetteln, rar unbedingten Annahme oder Verwerfung 
dessen, was der Slaatsausschuss anräth, und zwar l»los in den Fragen, in wei- 
chen der Keichsstand verschiedener Meinung ist; und die Meinung der Meisten, 
die dergestalt ihre Stimmen geben, wird als ein Reicfastagsbeschluss angeschen. 

Art* 70. Wenn die Samme. weidie dordi Bewilligung ausgemadit wer- 
den mnss, von den Reicbsstanden bestimmt wird; so sollen sie aosdrücUich 
ihrem gewählten Bcwiliigungsausscfauss auftragen, ^'orschIä^ zur Yerlheilong 
und Hc!inng der gedachten Summe zu IrefTen, FonfK dazu an/i}Ere!ien . und 
die Art und >Vcise darzulhun, wie solche in jedem besondin n i alle ange- 
wandt werden können, welches alles der Bcwiiligungsausschuss den Reichs-, 
ständen- im Plemm Tonittlelten hat. 

Art 7i. ' Sind mehrere der Reicbsstlnde in Ansebong der Fonds, der 
Art und Weise ihrer Anwendung, der Veril r ilüng der Bewilligungen und der 
Hebung derselben uneins, oder sollte, was nicht zu erwarten steht, irgend ein 
ReichsslanrI allein sich der Iheilnahme an der ft.stgeselzten Bcwilli^ungssumme, 
welche der bewiitigungsausschuss vorgeschlagen, entziehen; so soll jeder Reichs- 
stand, welcher eine Aenderung im Vorschlage des Reiehsausschusses verlangt, 
den übrigen seine Gründe dasn miitbeilen, und die Art nnd Weise angeben, 
wie eine solche Abänderung zu erreiche sei, ohne dass der Zweck verfehlt 
wird. Hierüber wird der Bewilligunf^sausschuss gehört, worauf die Rcichs- 
stände dasselhe oder die Fragen, warum eine Zwistigkeit unter ihnen entstan- 
den, zur Abmachung vornehmen. Fallen drei Slände demjenigen hei, was ge- 
gen den \ orschiai^ des Bewilligungsaussciiusses in einem oder andern i iieil 
angemerkt worden, so wird der Vorsdilag in diesen Tbeilen verworfen. Ver- 
werfen drei Stände dasjenige, worauf ein einidner Stand dringt, nnd dicsop 
verbleibt dennoch bei seiner Meinung, oder stehen zwei Stände gegen zwei^ 
dann '^nll die Sache, so wie im Art. 69. vorgeschrieben ist, dem Etatsausschuss, 
der zu einer solchen Anzahl von Mitgliedern, wie eben daselbst bestimmt 
wird, erweitert worden, zur Abmacijiuig überlassen werden. Geben drei ' 
Stünde demjenigen ihren Beifall, was gegen den VorseUag des Bewilligung»- 
ansscbusses in einon oder andern Theil angeführt worden, so wird der Voi^- 
schlJ^ in diesen Theilen verworfen. Sehlagen drei Stände dasjenige ab, w«i 
ein einzelner Stand fordert, und dieser verharrt dennoch auf meiner Meinung, ' 
oder stehen zwei Stände gegen zwei; so soll die Sache dem Slaatsausschuss, 
der zur bestunmien Anzahl von Mitgliedern erhöbt worden, auf die Weise 
xur Abmachung übeilassen werden, wie es der Art 69 vorschreibt. Geben 
die meisten Mitglieder dieses Anssohnsses dem Vorsdilage des Bewillignngf- 
ansscbusses in einem oder mehrern derjenigen Theley in welchem die Slände des 
Reichs denselben voraus nicht einhellig angenommen haben, ihren Beifall; 
so verbleibt dieser Vorschlag hierin mit aller Kraft eines Beschlusses der 
Rticbsslände geltend. Verwerüen sie denselben in irgeud deojeiiigeii Xbeiku^ 
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.die selbst von drei Reichsständen verworfen worden sind, so liegt dem Be- 
ivilligungsausschuss ob, eine andere Vertbeilung oder andere Fonds und die 
Ati und Weise foraischlagen , wie bloss derjenige Anlheil an der Bewilli- 
gangssumme aosuimilteln sei • worauf der verworfene Theil iiei dem ersten 
Vorseialage des Ausschusses «sein Augenmerk gericblet hat. 

Art. 72 Oi> Batik der Kcichsstände verbleibt künftig, wie sie bisher ge- 
wesen, unter der eigenen Garantie und Aufsicht der Keichsstände, so dass sie 
ungestört von den Bevollmächtigten, welche jeder Stand dazu verordnet, nach 
'den Verordnungen nod Reglementj», die bereits gegeben sind, oder noch fer- 
ner Ton den Reicbsständcn gegeben werden itSnnen» verwaltet werden Icann ; 
indem die ReiebssUinde allein das Recht besitzen, die ausgegebenen Rankzettel 
als Reichsmünzc anerkennen zu lassen. 

Art. 73. Keine netien Auflagen, Ausschreibungen an Mannschaft oder 
-Geld und Waaren dürlcn kiinflip ofme den freien Willen und ohne Einwilli- 
gung der Reichsstände nach der vorhin gedachten Ordnung aufgelegt, geho- 
ben nnd gefordert werden. 

Art 74. Oer König hat nicht die flfaeht, irgend einen andern Beitrag 
«nr-Ansftthrung eines entstandenen Krieges zu fordern, als den Zusammen» 
scbuss von LebensmiUcIn, welcher in einem Landesort zur Unterhaltung des 
Krief?svolks zu einem Zuge oder Marsch erforderlich sein kann, wenn nämlich 
die verschiedenen Ocrler. durch <lie der Zug {geschieht, die Truppen mit nö- 
Ibiger Lnlcrhallung zu verseheu nidiL im Stande sind. Dieser lieiUag soll 
indessen sogleich durch Geld aus den Staatsmitteln, nach dem festgesetaten 
Marktgangspreis und mit Erhöhung zur Bälfte ihres Belaufs« den Ueferanten 
bezahlt wenien. £r soll aber nicht für Truppen gefordert werden, die nach 
irgend einem Orte verlegt oder unter Kriegsbewegungcn benutzt werden; dann 
sind die I ru})pcn aus den dazu gesammelten Magazinen oder Vorrälben mit 
ihren Ucdürfnissen zu versehen. 

Art. 75. Die jährlichen Marktgangstaxen sollen durch Depulirle aus 
allen Reichsständen, wdche auf die Art, wie jeder einiEelne Stand für sich es 
vorsobreibt, zu wählen sind, errichtet werden- Was diese festsetien. dem soll 
nachgelebt werden, in so fern keine Veränderung darin ordnnngsmässig nach- 
gesucht und bestimmt wird. 

ArL 76. Ohne Einwilligung der Reichsstände kann der König keine 
Anleihe in und ausser dem.Reiche machen, noch dasselbe mit neuen Schulden 
belasten. 

Art 17. Die Domainen mit den darunter stehenden Dörfern, die Kron- 
wälder , farke und Thiergarten, Kronwiesen nebst Lachsfang und anderer 
Kronliscberei, wie auch die übrigen Kronbeneficicn, darf der König nicht ohne 

EinwiUigung der Heich<^'^trinf!c (iiirch Verkauf, Verpfändung oder Verschen- 
kung. noch auf irgend eine andere Art veräussern. Sie so]\cn so, wie es die 
.Reichsstände bestimmen, verwaltet werden ; doch mugen die Personen 
und Gemeinden, die nach den bisher geltenden Verfassungen solche Domainen 
Inne haben oder benutsen , aus deniseben ein gesetxmässiges Redit au ihrem 
Ntttim geniessen ; auch können urbare oder urbar zu machende Felder in 
den Kronwäldern in gewöhnlicher Ordnung, nach den gegenwärtigen oder 
künftig bestehenden Verfn';';ungen, zinsbar verkauft werden. 

Art. 19. KeinTlieil des Reichs darf davon durc Ii \ rrkauf, Verpfändung, 
Verscbenkung oder auf eine andere ähnliche Art getrennt werden. 

Art 79. Keine Veränderung in der ReidisinQnie, in Ansehung des 
Schrotes and Koros, der&liöbwHroder der Eniedrignug^ darf ohne dieZnstini- 
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niung der Reichsstände statt bibcn; doch bleibl biebci d«s Königs Recht* 
Münzen schlaffen zu lassen, ungekränkt. 

Art 80. Die Kriegsmacht zu Pferde und Fuss, wie auch was die Mi- 
tnuen fn Ansehung der SteHnng, der Verpflegung und Vertbeiluog betriflt, 
verbleibt bei den auf dem Lande und in den Stidten erriditeten Vertrügen 
und dem Vcrtheilungswescn, welche in Ansehung ihrer Haaptgnindsätze unge* 
stört bleiben sollen, bi*^ ricr Knni^: und die Reichsstände irgend eine Aende- 
rung darin gemeinschaUlicb zu machen für gut finden ; indem keine neue oder 
erhöhte militärische Stellung und Verpflegung ohne des Königs und der 
Stünde fibereinsümmmenden Beschluss statt finden darf. 

Art 81. Diese Regierungsform, wie auch die übrigen Gmndgesetie des 
Reichs, können nidit ohne des Königs und aller Reichsstände gemeinschaflli- 
cben ReschUiss geändert oder aufgehoben werden. Keine Anfragen dürfen im 
Plenum der Stände dnriibcr erregt werden, sondern mttssen bei dem auf jedem 
Reichstage gewählten Vcrfassungsausschuäs der Reichs^tände angemeldet wer- 
den. Dieser Ausschuss, dessen Pflicht sein soll, die Grundgesetze zu prüfen, 
besitzt das Recht, bei den Stünden des Reichs Veränderungen in denselben 
vorzuschlagen, welche er ab höchst nolhig oder ntHxUcb und ins Werk to 
stellen als möglich ansieht. Die Stände des Reichs dOrfen nicht auf dem 
Reichstage, auf welchem der Ausschuss irgend eine solche Aenderung vor- 
schlägt, sondern erst auf dem ni eh st folgenden darüber einen Reschluss fassen. 
Sind aiädana alle Stände des Reichs in der Abänderung einig, so übersenden 
sie den Vorschlag hierOber an den K5nig durch ihren Sprecher mit dem Be* 
gefaren, dass der König seine Zustimmung dazu geben möge. Der König ▼er- 
nimmt darauf hierüber das Gutachten des ganzen Staatsraths , fasst sodann 
Beschlnss und Iheilt den Reichssländen auf dem Reichssaal seine Einwilligung, 
oder auch die Ursachen mit, warum er in ihr Verlangen nicht eingewilligt hat 

Will der Künig bei den Ständen des Reichs irgend eine Veränderung 
in den Grundgesetzen vorschlagen., so hört er den Staatsrath und überliefert 
sodann seine Proposilion nebst dem Gutachten des Staatsraths darttber an die 
Stande des Reichs, welche sogleich, ohne diese Fropoiition vorher inBeratbung 
zu nehmen, sie dem Verfassungsausschnsse auftragen, um seine Aeusserung 
darüber an die Stände des Reichs abzugeben. Bestärkt der Aiis^chuss dasje- 
nige, was der König vorgeschlagen, so ruht die weitere Verhandlung bis zum 
naciistcn Reichstage, auf welchem die Stände des Reichs einen Beschluss dar- 
über fassen mQssen. Verwirft der Ausschuss die Propositibn des Königs, dann 
können die Rdcfasstünde entweder sogleich diese Proposition a)bschlagen» oder 
auch abmachen, dass sie Uber solche beim nädistfolgenden Reichstage bescMies- 
sen wollen, in welchf^m Falle die Meinung dreier Stände gilt, und wenn zwei 
Stände gegen zwei stehen, so ist deren Beschluss aufzuschieben. Aber unter 
keinem Vorwande dürfen die Stande des Reichs eher als am nächsten Reichs- 
tage den Propositionen ihre Zustimmung geben. . Willigen dann alle Reichs- 
stände in des Königs Vorschlag eih, so verlangen sie einen Tag, an «dcfaen 
die Reichsstände auf dem Reichssaal ihre Zustimmung dazu geben. Ndmien 
dir Reichsstände gemeinschan,lich des Königs Vorschlag nicht an, so ist 
er abgeschlagen, und die Rrirhsslände reichen ihre Verweigerung mit der üf' 
Sache dazu schriftlich beim Könige durch ihren Sprecher ein. 

Art. 82. Was zur Abänderung und Verbesserung der Grundgesetze, 
nach der jetzt vorgeschriebenen Ordnung, die Rdchsstönde einhellig bescbSci* 
sen und der König genehmigt, oder was der König vorschlägt und dieStlp# 
des Reichs einhellig annehmen, bat die Kraft eines Grundgesetns^ 
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Art. 83. Keine künftig geltende Erklärnng der Grundgesetze darf an- 
ders als auf die Weise, welche nadi den beiden vorhergehenden Ariil^eln bei 
Ab'ändornn2;<"n brohnrhlet werden muss, fe«fi^o<;rf7t werden. Nach dem Sinne 
ihrer AVortc soll man sich in jedem einzelnen Falle richten. 

Art. 84. Wenn der Verfassungsausschuss keine Ursache findet, irgend 
einen Vorschlag zur Veränderung oder zur Erklärung der Grundgesetxe, welche 
der Ansschuss von einem Reichstagsmanne empfangen, zu genehmigen, nnd 
den Rcichssländen zur Prüfung vonnlegen; so ist der Ausschnss verpflichtet, 
wenn der Verfasser des Vorschlags es fordert, demselben seine Ansicht dar- 
über mitzntheilen, mit der Freiheit, dieselbe neb«;t dem Vorschlage durch den 
Druck üfTcnllich bekannt zu machen, indem er sich für den Inhalt des letzte- 
ren selbst als Verfasser geselzmässig verlheidigen kann. 

Art 85. Als Grundgeselze sollen angesehen werden: diese Regierongi- 
form nebst der Reicfastagsordnnng, die Soccessionsordnnng und die Verord- 
nung einer allgemeinen Pressfreibeit, welche^ in Uebereinstimmung mit den in 
dieser Regierongsform bestimmten Grundsätzen, die Stände des Reichs und 
der König gemeinschaftlich auf diesem Reichstage feststellen 

Art. 86. Unter Pressfreiheit wird das Recht eines jeden Schweden 
verstanden, ohne irgend welche von der öffentlichen Macht ihm in den Weg 
gelegte Hindemisse, Schriften herauszugeben; diese können nur von einen n 
gesetdicben Richterstub) wegen ihres Inhalts in Ansprach genommen und .in 
keinem lindem FaUe mit Strafe belegt werden, als wenn der Inhalt gegen ein 
deutliches Gesetz streitet, welches gegeben ist, die allgemeine Ruhe aufrecht 
zu halten, ohne der Aufklnrnnir der Nntion Zwang anzuthiin Alle Acten und 
Protocolle, wie sie auch hcissen mögen, <iusp;onommen diejenigen Protocolle, 
welche man im Staatsrathe und bei dem Kuuigc in ministeriellen Angclcgeu- 
beiten und In Kriegft-Commandosacben fahrt, können ohne weitere Erlanbniss 
dureh den Drack bekannt gemacht werden. Die Protocolle und Acten, welche 
Sachen der Bank und des Reichsschuldenwesens beireffen» müssen 'geheim 
gehalten werden und dürfen nicht gedruckt werden. 

Art. 87. Die Reichsstände hahon cemeinschafllich mit dem Könige die 
AI.irht, Civil- und Criminal-, wie nurh K irrhenKeselzc m peben, und vorher 
gegebene Gesetze zu verändern und aulzuhcben. Der König darf nicht ohne 
Eiawilligung der Reichsstinde irgend ein nenes Gesetz machen, oder ein altes 
alMchaffen. Anfragen hierüber können im Plenum der Stände angeregt, und 
sollen, nachdem der Gesetzausschuss nach der Anordnung des Art. 56 darüber 
vernommen isf. von den Ständen des Reichs ahgeraarht werden. Kommen die 
Reichsstände in irgend einem neuen Gesetze, oder in der Aufhebung oder 
Veränderung eines allen Geftetres iiberein; so wird der darüber geschehene 
Vorschlag dem Könige durch den Sprecher überreicht, welcher die Ansichten 
des Staatsraths und des bScbsten Tribunals darttber vernimmt, und, nachdem 
Er seinen Bescfaloss gefiisst hat, werden die Reichsstinde auf den Reichssaat 
xnsammen gemfen, um entweder dessen Einwilligung in ihr Verlangen zu 
empfangen, oder auch dessen Ursache zur Verwei^prunp m vernehmen. Fin- 
det der König für gut, irgend eine Gesetzanfrage den Rciehständcn vorzutra- 
gen, so soll er die Aeusserung des Staatsraths und des höchsten Tribunals 
darüber einfordern, und dann den Reicbsständcn seine Proposition, zugleich 
mit der gedachten Aeusserang, mitlheilen. Sodann fordem die ReicbssUinde 
die Meinung des Gesetzausschusses hierüber, und beschliessen abdann, und 
wenn sie der Proposition des Königs ihren Beifall geben, so überreichen sie 
dem Könige ihre Antwort auf dem Reichssaale. Schlagen sie dieselbe aber 
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ab, 80 gescbkbt es schriftlich durch die Sprecher. In allen dergleichen An- 
fragen über die Gesetze soll der licschluss dreier Stände als ein Heichslags- 
beschiuss angesehen werden. Stehen zwei Stande gegen xwei; so verfällt die 
Frage, nnd es bleibt bei dem, was- vorhin Terordset worden. 

Art. 88. ICit der Auslegung der Civil - » Criminal- und KircbcDgesetze 
verhält es sich so, wie mit der Gesetzgebung. Die Auslegungen, welche der 
König, in Antwort auf Anfragen über den richtigen Sinn eines Geselze?, durch 
seinen höchsten Richlersliilil \vahrend der Reichlage giebt, liünnen von den 
Keicbsstäuden nh nicht guiug criilärt werden, worauf sie nicht länger gültig 
sind; und die RicbleisUlble darfen sieh weder auf dieselben belieben» noch 
Jttonen sie woler von ihnen beobachtet werden. 

Art. 89. Im Plenum der Reichstände können Anträge geschehen, Ge- 
setze und Verfassiinf^en, welche die öflenlliche Haushaltung des Reichs betref- 
fen, zu verändern, zu erklären und aufzuheben, neue Gesetze hierüber zu er- 
lassen, und Grunde für ütlentliche Einrichlungea aller Art anzugeben: diese 
Antiage sind an den öffentlichen Beschwerden- und Oekonomie-Aussehuss mt 
Erörterung zu verweisen. 

Art. 90. Während der Verhandinngen undPrOfintgen-derReicbsstände, 
oder deren Ausschüsse, dürfen in ivcincm andern Falle, noch auf irgend eine 
andere Art, als das Grund^ieset/ buchstäblich vorschreibt, Fragen Ober Anstel- 
lung und Absetzung von Deauilen und Bedienungen, über iiegierungs- uod 
Aichterstuhl - Beschlüsse, über Resolution und Decrele, Uber das Verhalten 
und die Art der Ausführung irgend eines Geseties, einer Verlassung oder Ein* 
rridilang einzelner Mitbürger und Corporalionon vorkommen. 

Art. 91. Trifft das Ereigniss ein, dessen im Art. 39 erwähnt ist, dass der 
König nac!i vorgenommener Reise über zwölf Monate aus dem Reiche bleibt; 
so ruft der Slaalsralh . durch eine ölTenUithc Aufforderung, die Stände des 
Kexcliä zum ailgcmcinen Reichstage zusammen, und lusst die Zusammcuberu- 
long innerhalb funftehn Tagen nach dem Verlaufe gedachter Zeit in den-Kir- 
chen der Hauptstadt» und audi baldigst in den übrigen Theilen des Reichs 
bekannt machen. Wenn der König hiervon benachrichtigt wird , er aber 
dennoch nicht in^ Heich zurückkömmt ; «^o ergreifen die Stände des Reichs 
diejenigen Maasregeln für die Venn'ailUQg desselben , welche sie am nülzUcb- 
sten finden. 

Art 92. Sfasselbe Gosels gilt« wenn die Krankheit des Königs von der 
Art «1 sein fortfährt« dass er länger als zwölf Monate sich out <len RegterungS' 

angelegenheiten nicht befassen kann. 

Art. 93. Wrnn der Köuig stirbt, und der Thronfolger noch nicht mim- 
dig ist. so fertifit (icr Staalsralh rm die Ueichsstände eine ZusammenbcrufuDg 
aus, welche Zusammcnberufung innerhalb fünfzehn Tagen nach des Königs Tode 
in den Kirchen der Hauptstadt und so weiter im Reiche kund gemadbt wer» 
den muss. Die Reichsstände haben, ohne Rücksicht auf irgend ein.Teatamart 
des verstorbenen Königs, weldbes die Reidisverwaltung bctrifil, einen oder 
mehrere Vormünder zu verordnen, welche, bis zur Mündigkeit dcsKöni::« 
die Regierung in dessen Namen nach diesem Grundgesetze ausüben. Wenn 
der König sein achtzehntes Jahr erreicht hat, so darf er in den Staatsratb, 
ins höchste Tribunal, m die Ilofgerichte und Collegien eintreten, duch ohne 
an irgend einem Beschlüsse Theil zu nehmen. 

Art M. Sollte der unglQckliche Zufall eintreffen, dass die königUehe 
Familie, der das Erbrecht zum Reiche aufgetragen ist, von männlicher Seite 
BUEStiliibe; so ruft der Staatsrath, iimerhalb der im ^vorheiigebeBdeB AMiM 
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festgesetzten HdU nach dem Tode des letzten Königs za rechnen, die Stände 
dos Reichs zu einem allgemeinen Rei>h«;tn£To 7n«ammon. T),qnn sollen die 
Reich'^siänrlp ein neues KJ'mizshaus, mit Beibehaltung dieser llegierungsforni' 
erwählen und verordnen, wie die Reichsverwaltuog geführt werden muss, bis 
der gewählte König dieselbe annehmen kann. 

ArU 95. Sollte wider Vemmihen der Staatsrath es unterlassen* in den-' 
jenigen Fällen, die in- den Art. 9], 03 und 94 gedacht sind, die Reiehsstände 
baldigst zusammen zu rufen; so liegt es der Dircction des Ritterhauses, den 
Domcapiteln im Reiche, dem Mn^zistrate in der Hauptstadt, und den Beamten 
in den I rlirn auf, durrh r*iienUichc Bekanntmaehung hiervon Nachricht zu 
ertheileo, dauiit die W ahl der Reichstagsmänncr, \so solche Wahl statt findet, 
bädig^t angestellt werden könne, und die Reichsstfinde xusaninien konmeR, 
vm ihr und des Reidies Recht in Acht zu nehmen nnd zu schlitzen. Ein 
solcher Reichstag wird am fünfzehnten Tage, nachdem die Zusammenbenifung 
. in den Kirchen der ITanptstadt bekannt gemacht worden, cröfTnct. 

Art. 9!). Die Stünde des Reich«; '■ollm luf jedem Reichstage ein'^n p^e- 
selzkundigen» durch ausgezeichnete Hedhchkeil anorkaunteu, Maiui verordnen, 
der als Sachwalter derselben, in Folge der von ihnen ihm gcgehencn Instruc- 
tion» Aufsicht über die Btsfolgung der Gesetze bei den Richtern und Beamten 
habe^ auch bei den betreffenden Richterstühlen di^oiigen, die bei Ihrer Amts- a 
▼erriditung aus Parteilichkeit, Ansehen der Personen,, oder aas irgend einer 
andern Ursacbr, ircrend etwas wider die Gesetze begangen oder auch unter- 
lassen haben, zur \ rnntworlung ziehe, wc\[ ihre Amtspflichten nicht gehörig 
von ihnen erfijiit >vordcn sind. Doch ist derselbe in jeder Hinsicht gleicher 
Verantwortung und Pflicht unterworfen, welche die Gesetze und die Verord- 
nung des Gerichtswesens richterlichen Personen Torsehreiben. 

Art 87. Dieser Joitinadiwalter der Reichsstlnde wird durch WilMer 
gcw'ählf. zu welchen jeder ^tand eine gleiche Zahl ernennt. Nachdem unter 
diesen Wählern einer durchs Loos ansgetrefen ist, sollen die übri^'fn L'emf^in 
schafllich und niciit nach Standen zuerst vermittelst geschlossener /eitel, jeder 
fUr sich, den Mann aufzeichnen, den sie zur Stimmenwahi geeignet hallen. 
Fallen hierbei mehr Stimmen als die Hälfte der Anzahl der stimmenden 
'Wühler auf Einen Mann, so wird derselbe als gehörig gewählt angesehen. 
Sin<f dagegen die Stimmen unter mehrere dei^talt vertfaeilt, dass eine voll- 
Ständige Mehrheit der Stimmen für keinen statt findet, so wird ein neues Vo- 
tiren mit geschlossenen Zetteln zur Wahl desjeniuen. der die meisten Stimmen 
erhalten, angestellt, welches auf gleiche Weise bis zur Mehrheit der Stimmen 
fortgesetzt v;ird. W'mn dann einer von denjenigen, über welche nach dieser 
Ordnung abgestimmt worden, von- der Mehrheit der Wählenden angenommen 
wonlen-ist; so hört die Wahlverhandittng auf, und .derselbe wird von den" 
Reicbsständen in sein Amt eingesetzt. Derjenige, dem dies Amt anvertraut 
worden, kann bei den nächstfolgenden Reichstage in der hier vorgeschriebe 
ll6n>'0rdnung dazu wieder erwählt werden. 

Art. 98. Die Wahler müssen dann , wenn sie den Justizsachwalter er- 
wählen, auf gleiche Weise einen Maua miL den Eigenschallen, welche, von 
jenem Beamten efforderlich sind* wählen, damit er in desselben Stelle treten 
kanni' wenn etwa jener innerhalb des nächstfolgenden Reichstages mit Tode 
abgehen sollte. 

Art. 99. Der Justizsachwalter der Rcichsständc darf, wenn er es ffir 
nötbig an«;irht, hei den Bcrathschlagungen nnd Beschlüssen des höchsten Tri- 
bwMU, der VorUreitungskammer der öüeaiiichen Angelegenheiten dei Reichs 



der unteren Justiirevisionen der Uofgerichtscoilegieu, und aller unteren Bidi* 
terstühle zugegen sein, doflli ^In» daL'Eadit «u. k)esiU9q, ßßine Ifteiming (la^ 
bei SU iussero; auch hat er Zugang tu den PiotoooUen und Acten aller Richter- 
stühle, Collegien und Beamten. Die Beante« da» Königs sind verbunden, 
dem Justizsachwaller gcsctzmässig Hanti zu reichen, un4 ^e^^^c^fi^ ^Uf^ 
ausführliche Acten ihm beizustehen, wenn er ts verlangt. 

Art. 100. Dem Juslizsachwalter liegt, es ob, auf je^em Re^chsl^gg .den 
Reichsständen eine allgemeine Recbenscbaft von- seinur V/erw^lfU^ ft^ ioin 
anvertrauten Amtes absolegeoi und dabei den Zutfand de^^Vfjnnttjang.^r 
Gesetae im Reiche darzulegen, die Mängel des. Gesell«, und Verfassungen an- 
xumerken, und Vorschläge zu deren Verbcssernng zu geben. Er ist auch 
schuldig, zwischen den Reichstagen jährlich eine DarsloUuug übet ^ftip.Qf- 
gensländc durch den Druck bekannt zu machen. .',/., -i 

Art. 101. Sollte der unvermuthetc Fall eintreffen, dass entireder 4» 
gesammte höchste Tribunal das KönigSr oder eines oder mebrera t(# 4wn 
Blitgliedem gefunden «Orden, dass sie ans Eigennutz. Parteilichkeit ode^tVer- 
säumniss unrecht geuvtfacai b|lt«(n, und dass dadurch irgend Jemand gegen 
deutliche Gesetze und gegen ein gehörig untersuchtes und bewiesenes Ver- 
halten der Sache, sein Leben, seine persönliche Freiheit. Ehre und Eigcnthum 
verloren hätte oder verlieren konnte; so ist der Jusliisachwaller djer,.B.eyjd)S- 
stände verpflicfatett so wie der Instinamlec des Königs berechti^jt» .f)is| 
hier unten angef&brten bestimmten Rcicbstribunal den Fehkndf;n in Anspruch 

XU nehmen, und ihn, den Geselaen das Reichs zufolgi^ aur Verantwor^WV 

lu »ehen. 

Art. 102. Dieses Tribunal, unter dem Namen Reichsgericht, soll aus 
dem Präsidenten des Königs und des Schwedischen Reichs -Hofgerichts, wel- 
cher daselbst das Wort flihrt, aus. den Präsidenten aller Reiohscollegien, .den 
vier ältesten Staatsrithen, dem höchsten llefehlshaber ttber die in detv^anpt- 
stadt dienenden Truppen, dem höchsten gegenwfiiti^ BefefalsbabeC' der bei 
der Hauptstadt stationirlen Kscadrc der Seemacht, aus zwei der ältesten Räthe 
des Schwedischen Hofgcrichts und dem ältesten Käthe aller ReichscoUcgien, 
bestehen. Wenn nun entweder der Justizcanzler oder Justizsachwalter sich 
veranlasst sehen sollten» die sämmtliohen Mitglieder, oder auch nur ein eiof ei- 
nes Mitglied des höchsten TrilMinals top dem-Raicbsgerichte in Anspmdi*sn 
nehmen; so lässt derselbe bei dem Hofgerichte des Königs, als Woctl^biitt* 
der des Reichsgerichts, den oder diejenigen vorfordern, welche in Ansprach 
genommen werden sollen. Der Präsident im Hofgerichte soll sodann veran- 
stalten, dass das Reichsgericht zusammentritt, um die Vorforderung auszufer- 
tigen, und die Sache in gehöriger Ordnung zu behandeln. Sollte derselbe 
gegen Vefswlben dies unteilassen, oder hrgcnd einer der obgedachten>JlQap' 
ten sich entliehen, an dem Rcidisgericbte Tbeil su nehmen^, sa si«d dkß», 
wegen einer solchen vorsätzlichen Versäumniss ihrer Amtspflicht, gesetzmäs- 
sig der Verantwortung unterworfen. Wird eines oder mehrere der Mitglieder 
des Reichsgerichts gesetzmässig abgehalten, oder findet gegen irgend Jeman- 
den derselben eine gesetzmässige Ausnahme statt, so wird dennoch das Ge- 
richt seine Sitzung halten, wenn Zwölf anwesend sind. Wird der i'riisidcnt . 
im Holj^erichte durch irgend eui gesetimissiges Bindemias oder AmÄm 
abgehalten, so vertritt der älteste im Dienste beflndlidie Präsident.ieine Stelle. 
Dieser Richterstuhl hat, nachdem die Untersuchung geschehen, und das.Ur- 
theil den Gesetzen gemäss gesprochen ist, dasselbe bei offenen Thüren be- 
kannt zu machen. Keiner hat die Macht, ein solches Urtheü zu ändfiCBj #cb 




bleibt es dem König« uobenommen m begnadigen; indesseo darf sich dies 
nicht soweit erstr^en, dass der Yerurüieiile wieder in den Dienst des Eeichs 

AiC m. Auf jtäm Rddntage solIeD die ReidintäiMle swSIf Mitglie- 
der, aas jedem Stande su Geschwornen erwählen, welche zu urtheilen haben, 

in wie fern die sVimmtlichen Mitglieder des höchsten Tribunals sich verdient 
. gemacht, um in ihrem wichtigen AmU: beibehalten zu werden, oder ob der eine 
und der andere derselben, ohne einen Iteweislich begangenen Fehler, wovon der 
verhergehende Art.handeiU sich deniioch den Verdacht zugezogen, dasssie we- 
gen ParteiUdikeit oder Ungescbidctheit in den Ruf gekommen rind, du of* 
fentliche Zutreoen verioren to haben, und kern Amt weiter lieim könig^klien 
Tribunal bekleiden können. Diese Geschwornen treten denadben Tag, wenn 
sie gewählt sind, lusammen. Eins der sämmtlichen Bfitglieder derselben wird 
zuerst ausgelooset, Avorauf die übrigen. Mann fUr Mann und nicht Standes- 
weise, mit geschlossenen Zetteln über die Frage stimmen: ob alle Mitglieder 
des höchsten Tribunals das Vertrauen der Reichsstände besitzen und in ih* 
rem Amte beibehalten werden könnent Wird dieie Fkage einhellig, oder mit 
der grössten Zahl der Stimmenden nut Ja beantwortet; so werden die sammt^ 
liehen Mitglieder des höchsten Tribunals beibehalten. Wird sie hingegen mit 
Nein beantwortet , so macht jeder der Geschworenen eine* geschlossene Liste 
von den Mitgliedern des höchsten Tribunals, es mögen nun mehrere oder we- 
nigere sein, welche er dafür hält, dass sie aus ihrem Amte entlassen werden 
müssen, lieber die drei unter dieMn, welche die grösste Aniahl der Stim- 
men wider sich haben» wird Ikber einen nach dem andern von Neuem gestimratp 
wobei swd Drittbeil der Stimmen gegen den oder diejenigen erfordert wer- 
den, welche von dem Zutrauen der Reichsstände ausgeschlossen sein sollen 
Hierauf wird der oder diejenigen vom Könige, bei welchem hierüber von den 
Reichssläriden Anzeige geschieht, durch einen gnädigen Abschied von ihrem 
Amte entfernt werden. Doch mag der König solchen eine jährliche Pemiou 
tom Dehnif des halben Soldes beilegen. 

Art 104. Die Reichsstinde dHrfen sich in keine SeparatprQfong der 
Beschlüsse des höchsten Tribunals einhMen, noch darf irgend eine ölTeDtliche 
Verhandlung hierin bei den Geschwornen vorkommen, 

Art., 105. Der Verfassungsausschuss der ReichsslÜnde hat das Recht, 
die Protocolle, welche im Staatsrathe geführt werdra, zu fordern; nur nicht 
diejenigen, welche ministerielle Angelegenheiten nnd das Commando der Ar- 
mee iMtrefTeD, diese 'können Mos in Sadien gefordert werden, welche allge- 
mciB bdcumte nnd ven dem Aossohusse aolgegebene VorfUIe betreffen, 

Art 106. Findet der Ans<;chuss in diesen Protocollen, dass irgend ein 
Staatsminister, ein Staatsrath, der Hofkan7.1er, die Stnntsserrernre, oder irgend 
ein anderes Mitglied des Slaatsraths, oder der Beamte, welcher in Gommando- 
sachen dem Könip;e ]\nih ertheilt, offenbar gegen die deutliche Vorschrift die- 
ser Rcgierungsfonn gehandelt oder irgend eine Lebertretung derselben, wie 
«nch anderer geltender Gesetze des Reicba sidi zu Schulden kommen lassen, . 
oder ewh nur unterlassen habe, Torsfellnngen gegen solche Uebertraungen 
m machen, oder durch absichtliches Zurückhalten riditiger DarstcUong sie 
vemrsnrht nnd befördert habe; dann hat der V erfassungsausschuss einen sol- 
chen unter Anspruch des JustiKachwciltei s vor das Reichsgericht zu stellen, in wel- 
clicm in Stelle des Staatsraths vier der ältesten Justizräthe, zwei aus dem adeliche» 
und zwei ans dem unadelichen Stande, alsdann ihren Sitz nehmen, und woM ^ 
Terfihmirlid» wie in Art 101 nnd lOt «her dio Venwtwortficbkeit das 
aeheheil, TaftMaagurkaalM. i M. i$ 
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höchste Tribunal vorgeschrieben ist. Weno nun die Mitglieder des Staatsrsths, 
oder die Ralhgeber des Königs in Commandosachen befunden werden, daas sieaul 
obgedacbte Wdae tkfa der Venntwortimg sdialdig gemacht hthtm m richlfl 
lie flu Bddisgericbl nach den OffentlidieB Genlieii and besondera Vemd- 
noDgen« welche zur Entscheidung rinrr inirhrn Tmmtirnrtnng ron dm finip 
Ond den Ständen des Reichs festgesetzt worden. 

Art. 107. Sollte der Verfassungsausschuss bemcrlren, <iass die saromüi- 
eben Mitglieder descStaaUraths, oder eines oder mehrere desselben bei ihren 
Berathschlagungen ttbcr dat «Ugemeioe Bette nicht den wabreD^Nutien das 
Reichs vor Augen habciu oder daas iiigend dn Staat«ecrettr nicfat mit 0»'- 
parteiiichkeit, Eifer, Geschicklichkeit und Thätigkcit sein ihm anmrtmtet Ant 
verwallel; so cirht drr Aiisschuss solches den Rf ich';'?rändpn lu erkennen, 
welche sodann, wenn sie tinden, dass die VVohlfnhrt di\s Ucictis es fordert, dem 
Konige schriftlich ihren Wunsch zu erkennen gclieu künneii, dass er ^us dem 
Staatsrathe und vom Amte denjen^^en oder diejenigen entfernen wolle, die auf 
jene Art beieicbiiet worden find» 

Fragen Ober diew Angelegenheit können im Pleiioin der Reiihtititodn 
ai^regt. auch noch von andern Ausschüssen der Kcichsstände, auüfer dcil* 
Verfassiinp^cnnsschuss, angetragen werden, dürfen aber nicht eher von 4ea 
Reichsslanden abgemacht werden, als bis der letrterwahnlc Atisschuss darüber 
gehört worden. Zu den Berathschlagungen der Reichsslaade hieruljer soikn 
nicbt die BescMOsie de» K9nig» in Sedien, wdelie die- Gcredrtigfcdten d 
Angdegenbdien einidner Personen vnd Gorporationen ingefaen, gmebncl 
werden, noch weniger sind diese irgend einer Mfnn^ der Rdrfasrtind» n»- 
terworfen 

An. 108 Zur Aufsicht der Pressfreiheit sollen die Stände des Reichs 
auf jedem Kcichslage sechs durch Kenntnisse und Gdehrsamkeit bekannte 
Männer nebst dem InstiasadiwalieR, der. unter diaen d». Woki ilAit, emcnr. 
nen. Diesen Coromittirteii, von weldien iwei, obnedenJiniisidiwiller, üccbtsp 

, gelehrte sein müssen, liegt es nun ob, dass, wenn irgend ein Verfasser «fer- 
Buchdruckcr selbst, während des Drucks, ihnen pinf Srlirlft Hherreicht, und 
ihre Aeusseriing verlangt, in wie fern nach den (iesetzen der Pressln ihpit 
hierin eine Censur statt linden kann^ dann der Justizsachwalter und wenig-^ 
stens drei der Commitlirlen solche Aeusserui^ scfariAlich abgeben sollea. Err. 
kliren sie hierbei/ dm die Sebrift gedradit worden Ininn, so ist sowoU der 
Verfasser, als auch der Buchdrucker, aller Verantwortnng frei, die nun auf 
die Commillirten fällt Diese Coinmittirten sollen von den Reichsständen durch 
sechs aus jedem Stande ausersehene Wähler, welche gemeinschaftlich und nicht 
Slandweise stimmen, erwählt werden. Geht zwischen den Reichslagen irgend 
einer der Commillirten ab, so wählen die übrigen einen angemessenen Mann, 
der in die Stdie deb Abgehsenden tritt 

Art. lOü. Der Reichstag darf nicht iSnger als drd Monate ^aoam. von 
dem Tage an gerec!inet, an welchem der König die Reichsstande, oder deren.- 
Ausschuss von dem Zustande und dem Bedarf der Finanzen hat unlerrichleo 
lassen. Sollten indessen, nach V'erlauf der gedachten Zeit, die Reichsstände 
noch nicht die Reici)slag<«angelt ^cnhcitcn abgemacht haben, so melden sie dies 
dem Könige, mit dem Verlangen , dtss der Rddnlef nmk dno gnwtiae 
höchstens einen Mon«^ tiager« fortwähre, welches der König m wdgem mi- 
ni hindern nicht Macht hat. Wenn es aber wider Vcrmuthen gescWiea flÜRi' 
dass, n»ch Verlauf einer solchen vcrlrin^^ertcn Zeit, die Stände des Reichs den 
fitti nicht reguUrl, oder keine neue Rewüiiguag au cineiO' bestimmten fielsif; 
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lieh tiMm tabrat (dmi tftif der KMg die Stünde des Rciehs aus einander 

gehen l.issen, und die vorigo Be^Rillipung vprl)!ril)t I i? zum nächstcu Rpichs- 
la|!;e. ist dagegen die ganze Bes^ illigi]nfi;'^summe heslimmt; sind aher die 
Rcichsftände wegen der Vertheilung nicht eins; dann sollen nach dem. wie 
illb^Ü ^tgeseUle BewilÜRunKssuaiiiie lu derjenigen vvrhälU die bHm ?or- 
knseheiMlen Reiehstage ferlheilt «»rdeii. daa in der leisten Bewilligongs* 
MMMg festgesetzten Artikel ferhülnissmässlg erhüht oder vermindert werden» 
OTid die ReichsAlände' tragen ihren Bevollmächtigten in der Bnnk und in dem 
Reichsschnidenoomloir auf, eine neue BeniUigunflSordBung nach jenen Grün- 
den aurziimachen und ausznrerligcn. 

Aru HO. Kein Reichstagsmilglied darf, wegen seiner Handhingen oder 
AMMungen im Reiehmande oder in ifgend einem Ausscbusae der Reichs- 
Utode. aur Rede gestellt, oder seiner Freiheit beraubt werden, ohne dass der- 
jenige Stnnd. 71] \vr!chera er gehört, es durch aosdrficklichen Beschluss xolSsst 
wohri fiinfSii bentel des Standes bei der ümslimmung im IMcnunj der grgen- 
wäit gen Mitglieder einslimmrn miisi^en. Eben sowenip; darf irp:cn(j ein Reichs- 
ta|i^5«mitglied von dem Orle, wo der Reich^t.ng gehaUrn wird, verwiesen werden. 
Soiile irgend emePcrsua, uder irgend ein Corps, es sei JUtljlair oderCi^il, oder 
snih irgend rine Gemeinde, wie-äe beiiseii mag, entweder aus eigenem An- 
Wi^i' odieir dnrch AnteUnng eines BeTehls es versuchen wollen, den Reichs- 
flS^ilm oder deren Ausschuss oder ii^nd einem einzigen Rcirhslagsraiigliedo 
Gewalt anriHhfin, oder deren Freiheil bei ihren Bcrnih'^chlngiinf^en und Be- 
schlüssen zu sliircn; so soll solches als Vcrrälherci angeschen werden, und es 
iofflralauf die Reichsstände an. dergleichen Verbrechen gesctzm'assig zu ahnden. 

Art. III. Wird irgend ein BeichsUg-^mitglied, während des Reichstags 
oder ahr seiner Reiaa nadi oder von dem Reichstage, mit Wort oderThat bo> 
M0%I Li wenn es sich gleich als IdilgKed des Reichstags au erkennen gegeben 
hat« so soll solches als HorhTerralb angesehen und heslralt werden 

Art. ItV. Bei der Wahl der Reichstagsmitglieder darf kein Beamter 
die Auctoriläl st ines Amtes unangemessen anwenden. Geschieht es, so verliert 
ein solch« r seine Steile. 

Art tISi Dia Tailmngsminner, die sich nach den Bewilligttng«vor« 
lebriftcn der ReichartiDdo fiehtc». soBen nicht wegen Debilircn oder Taiiren 
nr ' VanaHwortung gezogen werden. 

Art. 114. Der König liissl den sämmllichen Ständen des Reichs den 
Genuss ihrer Privilegien. Vorrechte. Gcrechts.ime und Freiheilen; indem es 
auf der Lehereinbunfl der Sf-immllichen Reichs!*tandc und anf der (lenehmi- 
gung des Königs tusruhcn äull. Veränderungen und Ausgleichungen in der» 
lelbOB Toraebmen zn lassen, welche das Wohl des Reichs erfordern. Rein« 
neuen Pri%ilegien, welche irgend einen Reiehsaiand belrefien, können ohne 
Einwilligung des Königs und aller Reicbslände gegeben und erlheilt werden. 

rrli'undüch dessen hahcn Wir Ge;:^enwärligcs mit Unserer Namens- 
unterschrifi und mit Unsern beigedruckten Siegeln bestärkt, befestigt und 
bekräfiigi. 

So gescheheu SlOL-kholm. den 7. Juoius 1809. 
Von Seilen der Ritterschaft und des Adels: Von Seilen des Geisilichen Standes: 



H. AnkarSTÜrd« 

d. z Landmarschall. 



lae. Ai. Lindblom» 

Sprecher. 
Von Seiten des Baucrnsiandes: 



Von Seiten des ßiirgerstandca: 
' H. iN. Schwan, 



Lars Olssun, 
d. 2. Sprecher. 



d. z. Sprecher 




Alles diese?, SO Wie es Yorgr^rhrieben dasteht» wollen "Wir nicht allein 
Selbst für ein unabänderliches Grundgesetz annehmen» sondern gebieten uod 
befehlen auch in Gnaden, dass alle diejenigen» welolM Uns und Unsefti Nach- 
folgern un& d«n Rddie mit Hvtd. Treu« imtl 'Gehonam Terbundai tüilt 
diese Regierungsform erkennen, beobachten, ihr nudllebMi und gehorohCQ 
sollen. Urkundlich dessen haben Wir dies mit eigener. Hand unterschrieben 
und bekräftigt, auch unser Königliches Siegel wissentlich hienintej^ , ant}äiigen 
lassen. 

So geschehen in Unserer KesidenzäUdt Slockholm» den 7. Juni 1S09. 



Nach dieser gleich in den ersten Tagen der Regierung Carls XIII. 
gegebenen und noch jetzt j:;iilli;:en Verfassung sollten die Reichsstände 
nach Art. 1 die Successionsordnung feststellen, auf welche späterhin 
wieder in Art 42 und 94 Bezug genommen wird. Da nun der König 
seine beide Kinder am Tage ihrer Geburt verloren hatte (im Juli 
1797 und 1798), und bei dem Lebensalter der Königin (geboren 22. 
März 1759} keine weitere Hoffnung auf eigene Na< hkommenschafl 
sich machen konnte, so war die Bestimmung der künftigen Nachfolge 
auf dem Schw edischen Tlirone eine der nächsten Aufgaben der Reichs- 
stände, wie dies auch im Art. 85 der Verfassung ausdrücklich ausge- 
sprochen war. Die Reichsstande wählten am 14. Juli 1800 den 
Prinzen Christian August von Holstein -Sonderbtirg- Augustenburg, 
welcher am 18. Januar 1810 unter dem Nnmen Carl August von 
Konig Carl XIJI. adoptirt wurde, aber wenifje Monate darauf plötz- 
lich im Lager bei Jongby verstarb (28. Mai IbiO), ohne Descenden- 
ten zu hinterlassen. Die zur neuen Wahl des Thronfolgers einberu- 
fenen heichsstände wählten fast einstimmig am 21. August Isio den 
Französischen Reichsmarschall Johann Baptist Julius Bernadotte, 
Fürst von Pontecür>o, nicht auf Französische Empfehlung ( — mit 
Widerwillen wurde die Nachricht von Kaiser Napoleon aufgenom- 
men, der ihn mehr zu seinen Gegnern als Verehrern zählte), son- 
dern vielmehr auf den durch sein längeres Commando In Norddeutsch- 
land weit über den Norden hin verbreiteten Ruf des Edelmuthes, gros- 
ser Gastesgaben und gereifter Erfahrung im Felde wie in den all- 
gemeinen politischen AngelegenfaeiteiL Noch auf Dänischem Gebiet . 
in HelsingÖr ging Bernadotte gemäss den Bestimmungen der Schwe- 
dischen Verfassung am 19. October zur Evangelisch -Lutheriscbea 
Kircbe über» landete am 20. October auf der Schwedisdien Käste 
und wurde am 31. October der Reichsversammlung zu Jonkepini 
durch den König selbst vorgestellt: in der iMitte derselben unt^rzeicli- 
pete er die ihm ?or|ielegte Wehl» und VersicbeniDgs*Acte. Bald nah 
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sefiiiaii EiiBiige fn Stockholm ('2. November), würde er tihh König 
.Gart XBt unter dem Namen Carl Johann adopUrt 5. November. 
Ab demselben Tage leistete er als Kronprinz und Thronfolger vor 
dem Throne den Kid, die Verfassung und die Gesetze des Staates 
tn beobachten und empfing die Iliildiguni; der Schwedischen Reichs- 
stSnde. Die nach Art. 1 der Verfassurig vom 7. Juni 1809 erforderte 
Successionsordnung war bereits für den so rasch verstorbenen Kron- 
prinzen Carl August am 18. Deceraber 1809 als eine Thron- Suc- 
cessions- und Familien-0|rdnung von dem Könige und den 
Reichsständen vereinbart. Es wurde jetzt eine gleiche auf den neuen 
Kronprinzen und seine Nachkommen namentlich gerirlitete Succes- 
sionsordnung nm 20 September IMO von dem Konige und 
den Keichsstärulen genehmigt und als ein d rund f^esetz der Verfassung 
von 1SO0 hinzufugt. Die wesentlichsten Bestimmungen derselben 
lauten: Die Krone ist nur im Mannsstamme des Stifters der neuen 
Dynastie erblich, und gilt in derselben das Recht der Erstgeburt 
nach der Ordnung der Linien. Die Prinzen des Königlichen Haases 
gollen in der reinen Evangelischen Lehve Aagsburgischer Gonfession 
Qod imierhalb des Sehwedj«icben Reiches erzogen werden, im ^tge- 
gen gesetzten Falle aber von allen Successionsrechten ausgeschlossen 
sein. ]|ir Thronfolgerecbt ist gleichfalls für dieselben und ihre Nach* 
kommen verwirkt, wenn sie ohne Emwilliguog des Königs und der 
Beichsstinde die Bc)gien»g eines ausländischen Staates annehmen, 
es sei in Folge einer Wahl, Erbsdiaft oderVerbeürathung, oder wenn 
sie ohne Einwilfigong des Könip sich TermSfalbn, oder wenn sie» es 
sei niit oder ohne ESnwilligeng' des Königs, die Tochter eines Pri- 
vatmannes, er mag ein SehwtNie oder ein Ausländer sein, zur Ge- 
mahl^ nehmen. Doch können sie mit Genehmigung des Königs eine 
Gemahlin aus demKöniglhtei Schwedischen Hause nehmen, in einem 
nach Schwedischen Gesetzen nicht verbotenen Grade. Prinzesshinen des 
Königlichen Hauses dinfen eben so wen% ohne Bewilligung des Kö- 
nigs sich Terroählen, auch nicht mit irgend einem Schwedoi ausser 
dem Königlichen Hause. Ist kein zur Thronfolge Berechtigter aus 
dem Königlichen Hause mehr vorhanden, so ist der Thron zu einer 
neuen Wahl erledigt, welche sodann von den Reichsständen nach 
AüofdiiUügdcs Art. 94 der Verfassung vom Jahre 1809 vollzogen wird. 

Zur Vervollständigung dieser Verfassung gehörten nach Art. 85 
noch eine neue Reichstagsordfiung und eine Verordnung über die 
allgemeine Pressfreiheit. Beide Aufgaben wurden noch von diesem 
Reichstage ausgeführt und als verbindliche Grundgesetze glciclitalis 
dieser Yer^assuog hinzugefügt Die Beichstagsordnung wurde 



uAter den 10. Februar 1810*^) wn dem Könige und den Reichi- 
ständen genehmigt; die Verordnung .über die allgemeinePress^ 
freiheit in Schweden wurde von denselben Anctoritäten Um 9« Hätar 
|810**J beschlossen und unterzeichnet. ^ . 
. ; lüt diesen Gesetzen ist das Verfassnagiwerk Schwedens bl» 
auf den gegenwärtigen Zeitpunkt geschlossen, 'da. nur' genäg^^et^ 
änderungen einzelner Artikel und eine Verkürzung des Zeitmuiqw zwi- 
schen den etnzefnen Sessionen des Reichstrges üuf verfassungsmässi* 
gern Wege zur staatsrechtlichen Geltun p: gekommen sind. Es wird 
ebernoch für Schweden als ein neueres Grundgesetz dIeBeicbsacte 
vom 31. Juli und 6. AugDst 1815***) angesehen, welche die bei- 
den Belebe Schweden und Korwegen, in Folge der Beschlüsse beider 
Beichsversammlungen zu Christiania (31. ioli) mid Stockholm (6. An* 
gast), nnfcr einem Könige, verdm'gt und das gegenseitige consli* 
tnlionelle Rechtsverbiltniss feststellt Wie diese Verdnigang zo 
Stotade gekommen ist; werde ich unten bd Norwegen näher anseliK 
ander setzen. Die Hauptpunkte dieser Reichsacte, die- ich desshslb 
nicht, vollständig aufnehme,^ weil sie keine Umgestaltung, der Ter- 
fiissongsmissigen Becbte beider Völker, der Schweden wie der Nor« 
vejger« bewirkt bat und beide Reiche auf dem Wiege freier Verehd- 
gang Ihre selbslstandige . Verfassong beibehielten, sind folgende: 
h ün Königreich Norwegen wird ein freies, unaithangiges untheU» 
bares ond nnverausserlicbes Reich bilden, das mit Schweden qater 
einem und demselben Könige vereinigt ist 2. Die ErbUchkeit wird 
der minnOcben ond Seitenlinie der in Sdiweden regierenden Dynsk 
slie folgen, wie dies dnrch die Schwedische Soccessionsordhung vom 
20. September 1810 festgestellt ist (vergL ob. & 289). 3. Wenn 
küsln berecbtigler Thronerbe mehr vorhanden ist und es sich darum, 
handelt, durch .Wahl einen neuen König oder Thronerben zo erncn» 
neo, so werden, die Reicfasversammlungen von Norwegen und die von. 
Schweden für denselben Tag zusamroenberuiSen. Der unbeerbte Kö- 
nig, i^enn ein Thronerbe erwählt wenlensoll, oder die interimistisdie 
Regierung, wenn der Thron bereits erlediigt ist, werden in den ersten. 
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adit Tagen nach Ekröffiraog der SlUungen/ beiden ReicKsversammlan- 
luDgen an demselben Tage den auf die Thronfolge betugtichen Vdr« 
iddag macfaen. Die MitgUeder der beiden Reidnveraammlangen ha« 
ben auf gleiche Weise )las Recht einen Thronerben Tonnachl^ieii» 
und beide werden darauf eineii Tag festsetzeni um Jede ifailßrseits 
xnr 'Wahl 20 schreiten. Man soU sie nolhwendig vor dem iwott^ 
ten Tage -beginnen r der seit dem cum Vorschlage bestimmten Ter^ 
mine Terfiossen ist Den Abend vor dem Widiltage werden beide 
Reidistage eoi GonM aus ihren Bf itgliedem wählen* welches in dem 
WlBf dass die Wahl auf veiHchiedene Personen fallen sollte, sich ktf 
vereinigen hat, um mit den Vollmaditen beider Reiche nach' Stim- 
menmehrheit die Wahl auf eine dncige Person au leiten. An dem 
Wahltage selbst wird die Wahl auf beiden fteichstagen erfolgen, wie 
sÜB -hi den Verfassungen derselben vorgeschrieben ist Fällt die Waht 
in-.beiden auf dieselbe Person , so wird diese der gesetzmässige Thron- 
erbe sein, fallt sie dagegen auf zwei Personen, so wird jeder Reichs- 
tag das obengenannte Coroite aus 36 Mitgliedern und 8 Stellvertre- 
tern bilden. Beide Comites vereinigen sich zu Carlstad ( — das un- 
gefähr in der Mitte zwischen Stockholm und Christiania liegt — ), 
nachdem jedes vorher einen Spretiier aus seinen Mitgliedern gewählt 
hat. Die Zusammenkunft soll späteslens am 21. Tage nach dem Ab- 
lauf des früheren Wahltermins stalllinden. Nachdem die Vollmach- 
ten gegenseitigst vorgelesen, und einer der beiden Sprecher durch das 
Loos zum Vorsitzer in dem vereinten Comile gewählt ist, soll man 
sofort ohne weitere Discussion zur Wahl schreiten, und die Mitglie- 
der sollen nicht früher sich trennen und den Ort der Sitzang nicht 
verlassen, bevor nicht die Wahl vollständig beendet ist. Die vollzo- 
gene Wi\h\ wird vermittelst des Wahlprolocolls um Tage der Wahl- 
selbst den beiden Reichsversammlungen zugesandt, W'clchc olme Auf-> 
Schub die nöthigen Maassregein ergreifen werden, um die angemes- 
sene Mittbeiluog an den König, oder im Falle seines bereits erf(iigten 
Ablebens an die provisorische Regierung zu machen. 4. Der König 
hat das Recht die Truppen zu versammeln, Krieg aiuufangen, Frie- 
den zu schliessen, Verträge einzugehen oder aufzuheben und den di- 
fdomatischen Verkehr mit anderen Staaten zu unterhalten. Wenn 
König einen Krieg anfangen will, so soll er von seinem Unter- 
nehmen der Regentschaft von Norwegen Nachricht geben und ihr 
Gniachten über diesen Gegenstand eNifordem: gleichzeitig wird er der- 
selben enien detalllhien Rericht über den Zustand des Reichs, der 
Finanien« der Verihekt^ngsmittel n. s. w. mittheilen. Danof wrd 
der^Konlg den Staatsminlster und die Staatsräihe von Norwi^n so- 
wie dib Tan Schweden lu eiMm auflserordentlichen Staati42oosejt 
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versammeln und demselben die Beweggründe und Umstände niiher 
auseinandersetzen, um den betreffenden Fall in nalierc Kiwaguag 
zu nehmen. Die Regentschaft von Norwegen wird gleichzeitig einen 
ähnlichen Bericht über den Zustand des Königreichs und seine Mittel 
erstatten. Di imiächst wird der König die einzelnen Mitglieder des 
Conseils um ilire Meinung fragen, und jedes wird abgesondert sein 
Votum in das ProtocoII unter der verfassungsmässig vorgeschriebenen 
Verantwortlichkeit eintr<if?en lassen. Sodann soll der König das Recht 
haben, seinen Eiitschiuss zu fassen und auszuführen, wie er ihn am 
volthcilhaftesten für den Staat erachtet. 5. Der Staatsminister und 
die beiden StaatsräÜie für Norwegen, welche um den König sind, 
sollen ihren Silz und beraihende Stimme im Schwedischen Staats- 
rath haben, so oft es sich um Gegenstände handelt, welche für beide 
Reiche von Interesse sind. In solchen Fallen soll man dos Gutach- 
ten der Regentschaft Norwegens einholen, mindestens für die Dinge, 
welche keine schleunige Ausführung verlangen. Eben so sollen, 
wenn man im Norwegischen Staatsrath vor dem Könige Gegenstande 
von gleichzeitigem Interesse t ur beide Reiche behandelt, drei Mitglie- 
der des Schwedischen Staatsraths in demselben ihren Sitz und eine 
Stimme haben. 6. Wenn bei dem Ableben des Königs der Thron- 
erbe noch minderjährig ist, so sollen sich augenblicklich der Schwedische 
und Norwegische Staatsrath versammeln, um gemeinschaftlich die 
EioberufuDg des Reichstages für Norwegen und für Schweden zu 
veranlassen. 7. Bis dass die Reichsstände versammelt slod und eine 
Regentschaft während der Minderjährigkeit des Königs errichtet ha- 
llen, soll ein aus gleicher Zahl (aus jedem Reiche 10) von Schwedi- 
schen und Norwegischen Mitgliedern gebildeter Staatsralh die Regie- 
rung führen. Unter den 10 Norwegischen Mitgliedern müssen sein: 
der Staatsminister und die beiden Staatsräthe für Norwegen f die in 
Stockholm sind, sechs ordentliche Staatsräthe, welche von der Re- 
gentschaft Norwegens dasu erwählt werden, und ein Staatssecretär, 
der ancli von der genannten Regentschaft für den vorliegenden Fall 
ernannt whrd. Unter den Schwediscfaen haben ihre Stelle die beides 
Staatsminister, sechs Staatsräthe und der Hofloiniler, und aasserdea 
für die Schwedisdiai Angelegenheiten der Staatssecretär ditees Reiebi^ 
oder für die Norwegisdien der Staatssecretär für IVorwegen, wekte 
nach ihrer Anciennetat wechseln werden. Um die AngelegenheÜMi 
beider Reiche zu hehaodeln, wird man die In jedem derselben vor- 
geschriebenen Formen behandeln. Rei der intermistischen RegoiU 
schalt werden die Angelegenheiten dieses Reichs durch den Hiitiio 
cretar dieses Reichs In Norwei^scher Sprache vorgetragen. Vm 
Eintragen derselben in das ProtocoU.imd ihre Expedition weiden gleid^ 
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felis in Norwegischer Sprache erfolgen. Die Schwedische Sprache 
wird auf gleiche Weise für die Schwedischen Angelegenheiten ange^ 
watidt Die Angelegenheiten, welche für beide Reiche von Interesse 
sihS, und' welche nach ihrer Natur nicht von einer Expedition fiir 
eUien Staat Irlfein oder dessen Departements-Yerwaltangen abhängig sind» 
w«rdte*iiiircb den HofUnsJer vorgetragen und durch den Staats« ' 
secrelalr^ -Jedes' tteichs m seiner Sprache expedirt. Die dlplomatiscfaea 
Angelegenheiten werden gleichfalls durch dßn Hofkanzler vorgetra- 
gen und in ein besonderes Protokoll eingeschrieben. Hta wird nach 
der Mehrheit der StiMmen entscheiden,' und bei gleicher Stinunen- 
lehl wird der Sprecher das Ausschlag gebende Votum haben. Der 
Staat^ath fqr beide Reiche bei iler interimistischen Regentschaft wird 
seinen Sitz zu Stockholm ehmebmen. Der Staatshiini^ter für Norwegen 
und der Staatsminister und Justizminister fitar Schwedeki werd^ in 
der elrsteii Yersammlung der vereinigten Staatsräthe das Loos iiehen, 
W^her zuerst das Wort nehmen soll. Wenn die Reihenfolge dert- 
gemüss durch das Loos bestimmt ist, werden die Sprecher alle acht 
Tage wechseln, so dijss jeder der beiden Minister wälirciid einer 
Woche das M ort f ührt. In allen Fällen, in welchen nach den Ver- 
fossungtii beider Reiclie die Staatsverwaltung durch den Staatsrath geleitet 
werden soll, wird sich der für beide Reiche festgej^etzte in gleicher Zahl 
* der Mit«i,'lieder vereinigen. 8. Die Mitglieder der [n ovisorischen Regent- 
schaft werden nach der Nationalität, die Norweger <Icm Norwegischen 
Reichstage und die Schweden dem Scliwedischen Ucidistnpe, einen Eid 
leisten, die Verwaltung des Heichs in genauer üeltercin^tiuiinung mit den 
Gesetzen und der Verfassung zu füliren. Sollte keiner der beiden 
Reichstage dann versuunnelt sein , so wird der Eid schriftlich in dem 
Staatsralh niedergelegt und der daranf nächsten Hoichsversammlung 
von Schweden und Norwegen uberwiesen, liei der Krzieliupg des 
minderjährigen Königs soll es ein Hauptpunkt sein, dass dieser Fürst 
auf genügende Weise die Norwegische Sprache erlernt. Die Ikstim- 
mungen dieser Acte, welche theils als eine Wiederholung einzelner 
Bestimmungen der Norwegischen Verfassung» theils als eine Ergän- 
zung derselben angeseliea werden können, sollen für Norwegen die- 
selbe Kraft besitzen, als wenn sie in diese Verfassung eingerückt wa- 
ren, und können nur mrfi den im Art* U2 dieser Terfassung festge- 
stellten Yorschriften verändert werden. 

Auf Carl XI II. folgte der Gründer der Dynastie Bernadotte, 
Carl XIV. Johann (5. Februar 1818, f 8 März 1844), welcher 
schon seit sdner Ankunft in Schweden die Seele der Schwedischen 
Regierung gewesen war, und mit lobenswerthem Eifer für die Förde- 
rung des materiellen Wohls seiner Reidie unausgesetzt zu sorgen 

25 • 
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bemüht war. Abi^r in seiner Stellang ztt den Rdchstagen bezwdng 
er sich höchstens so weit, die einmal als Grundgesetze anerkannten 
und beschworenen ßestimmungen zn beachten, so weit es ihm nicht 
gelingen mochte, auf verfassungsmässigem Wege sie zu andern: die 
Rechte der Stande und die allgemeinen Volksfireiheiten noch mehr 
XU erhöhen lag nicht in seiner Politik, vielmehr blieb er der entschie- 
denste Gegner jeder auch weniger wichtig erscheinenden Neuerahg. 
Am stärksten stellte er sich den Erweiterungen der Gesetze über dfo 
Pressfreiheit, die Oeffentlicbkeit der Verhandlungen der Gerichte und 
eine noch grössere Oontrolle der einzelnen Zweige der Verwaltung 
entgegen. Die Reichstage Hess er regelmässig halten, in Schweden 
alle fünf lahre, bis in Folge eines Reichstagbeschlusses vom Jahre 
1841 die Zwischenzeit zvrischen zwei ordentlidien Refehstagen auf 
die Dauer von drei Jahren verkürzt wurde: ausserdem sind seit dem 
Reichstage Im Jahre 1834 die Sitzungen desselben Öffentlich ge* 
worden, da das bis dahin der Oefientlichkeit stets widerstrebende 
Ritterhaus dem zu dringend viiederholten Verlangen nachgab. Das 
politische Leben auf den Reichstagen blieb bei den scharf gesonder* 
ten Standen einseitig, wiewohl nicht verkannt werden darf, dass die 
Fortschritte in der politischen Rehandlung der Geschalte, namentlich 
bei dem Rurger- und Bauernstand, sich auf jedem sinteren Reichs- 
tage bemerkbarer machten, und die zähe Weitläufigkeit md Lang- 
weiligkeit in den Verhandlungen mehr bekämpft und unterdrückt 
wurden. Die Wunsche nach einer allgemeinen Repräsentation des- 
sen seit 1815 Kich zwar stets auf dem Reichstage vernehmen, wur- 
den aber durch die Beschlüsse der beiden oberen Stände immer wie- 
der verschoben: erst im Jahre 1840 ging das Schwedische Ritterhans 
(Adelstand) so weit, dass er am 27. October den Vorschlag de^ Frei- 
herrn von Hamilton annahm, die Vertheihjng der Ropiascnlalion 
Schwedens in vier Kammern anfhörcn und die gesetzgebende Gewalt 
in zwei Walil-, Landes- oder Classenweise gebildeten Kammern 
zusammentreten zu lassen. Bei der Bildung dieser Kammern sollte 
überdiess der Unterschied beobachtet werden, dass die iMitglieder 
der einen Kammer für jeden Reichstag, die Mitglieder der anderen 
für längere Zeit unter solchen Personen gewählt werden sollten, 
welche bereits früher den Beruf als Reichstagsmänncr ausgeübt oder 
ein reiferes Alter erreicht hatten. Aber auch dieser VOrschlnp wurde 
nach mehrmonatlichen Debatten von dem verstürkten Constitiitions- 
Ausschusse aller vier Stände mit 44 gegen 35 Stimmen am 14. Mai 
1841 dahin zurückgewiesen, dass eine Veränderung der Repräsenta- 
tion erst den nächsten lleii hstag zur Koj^chhi^snahme gebracht wer- 
den sollte: und dabei mi es dexm gebliebeu. JNur eme Veründenttg 
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in der Organisation des Staatsraths kam auf diesem Reichstage zu 
Stande (IH. Mai 1841), dnss die Chefs der Departements, welche im 
Namen des Königs sprechen, für die \on ihnen zu contrasignirenden 
Befehie und Ordojinanzpn verantwortlich sein sollten. Die Verthei- 
lung der Geschatte für die einzelnen Departements, wird vom Kö- 
nige durch ein specielles Hegiemeot besUauntt das verfassoogsoiässig 
bekannt zu machen ist 

Der Schwedische Reichstag bestand aber in dieser Zeit aus 718 
Mitgliedern, von welchen 164 selbständig und 5^2 von d^r Begierung 
abhängig waren. Der «delicfae Stand oder das Ritterhaos wi?r durch 
492 Mitglieder vertreten, von denen 221 dem Heere und der Flotte 
4d den übrigen Zweigen der Verwaltung angehörten; 58 waren Kam- 
merliarrett und sonst mit Hofämtern betraut: nur 17 waren titellose 
adeliche Gutsbesitzer. Der geistliche Stand war aus 57 Vertretern 
gebildet, die sich samtlich im amtlichen Verhältnisse zur Regierung 
befanden. Uer Biirgeratand lahlte 47 Repräsentanten» von denen 25 
selbständig, und 22 Bürgermeister oder in anderen amtlichen VoluUt- 
m'ssen zur Regierung standen. Nur der Bauemstand zahlte in seinen 
122 Vertretern ausschliessKch von der Regierung unabhängige Leute. 
Aber dies war keineswegs die vollständige Repräsentation der vier 
Stande, weldie zum Erscheinen auf dem Reichstage berechtigt war. 
Denn der Adel konnte meh]^ als die doppeHo Zahl der angegebenen 
Mitglieder stellen, der geistliche Stand 70, der Bürgerstand 108 und der 
Bauemstand 259: inzwischen der Mangel an Diäten , die Ueberlegen- 
heit der Begierung und die germgf ügigen Ergebnisse der Reichstage 
seit 1815 vergrössern noch die an sich schon in den meisten Land- 
schaften verbreitete Lauheit an den Verhandlungen der Reichs^ 
Versammlung. Die Stimmen werden Curienweise abgegeben : es sind 
also nur vier Haiiptstimmen für die Beschlüsse des Reichstags zu 
zahlen, da die grössere oder geringere Majorität in den einzelnen 
Ständen auf das Gesamml-ii^'^ultiit keinen Ausschlag giobt. Die Dauer 
der einzelnen Sessionen ist zwar verfassungsmässig nur auf drei Mo- 
nate bestimmt, und soll dann nur in dringenden I allen mit Geneh 
migung des Königs verlängert werden: sie ist indess in den h tzb ii 
30 Jahren regelmässig iiber ein Jahr gewesen und einige Maie bis 
auf 16 und 18 Monate ausgedehnt worden. 

Auf Carl XiV. Johann folgte dessen einziger Sohn *) , König Jo- 
seph Franz Oscar am 8. März 1844. Während seiner jetzt sechs- 



*) König Oscar hatlindesslvier Sohne, von denen bereits der jüngste 
das neunsehnU Jahr voütniet Anal: Cf til aho 89$niwiMig kiim Bttmrpm 
ßr die Ffirtämifr ditfer D^iuntU V9rhan4e%, 



jährigen Regierung ist für die Schwedische Heiciisvet fassnng noch keine 
bemerkenswerthe Veränderung vorgekommen, da auch Bewegun- 
gen der Jahre 1848 und 1849 df^n Scandinavischen Boden unberührt 
gelassen liaben. Weff(>n des Unionsverhältnisses beider Reiche bleibt 
nur der Königliche Be>hlu>s vom 20. Juni 1844 anzuführen, welcher 
ein bis dahin nicht bestehendes ünionswappen für beide Reiche an- 
ordnete. Dtisscibe ist durch ein c^oldenes Pfotenkreuz, welchpin der 
linke Arm fehlt, in drei Felder getheilt: rechts im nlxTcn blauen 
Winkel des Kreuzes befinden sich drei offene goldene Kronen wegen 
Schweden, im unteren ebenfalls blauen Winkel dessell^en drei sil- 
berne geflutete linke Schrägbalken, vor welchen ein goldener roth 
gekrönter Löwe schreitet, wegen des Güthenreichs: auf der linken 
Seite des Kreuzes ist auf rothem Felde ein goldener gekrönter Löwe, 
welcher in den Yorderpranken eine erhobene Streitaxt mit goldenem 
Schaft und silberner Klinge trägt, wegen Norwegen. Die Devise 
des Unionswappens ist Rätt och Sannug (Recht und Wahrheit). 



II. STorweseit 



Die Galmarische Union, als Vereinigung der drei nordischen 
Reiche , Ist oben bei Schweden (vgl. S. 342) in ihrer Stiftung und 
Auflösung angeführt worden. Aber Norwegen folgte nicht dem Rei- 
spiele Schwedens, ein selbstständiges Reich fernerhin zu bilden , es 
wählte auf einer Versammlung des Norwegischen Rcichsraths zu 
Bergen am 5. August 1523 den König Friedrich I. von Dänemark 
auch zum Könige Norwegen's. Dieser König verpflichtete sich io 
der Wahlcapitulaton vom 24. November 1525, die Gesetze und natio- 
nalen Einrichtungen des Norwegischen Volkes zu beachten, die >\ ühl- 
freiheit dieses Reichs anzuerkennen, das Norwegische Volk gegen den 
Missbrauch der Königlichen Macht zu sichern, keine Steuern ohne 
Einwilligung des Reichsraths aufzulegen, die Privilegien der Städte 
aufrecht zu erhalten, und erklärte am Schlüsse der Capitulation dn« 
Norwegische Volk des Eides der Treue gegen den Köim entbunden, 
wenn derselbe die übcrnümmenen Verpflichtungen nicht erfüllte. Nach 
dem Tode Friedrich's I. (+ 1533) waren nicht alle Norweger geneigt, 
dessen Sohn Christinn III. als Konig anzuerkennen, indem sich die 
Parthei des Klerus für den Pfaizgraf Friedrich entschied. Aber ^ 
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Sieg Christians III. in Dänemark entschied auch über den ferne- 
ren besitz Norwegen'«, seine Gegner entflohen aus dem Lande, und 
er wurde gleichfalls zu Bergen von dem grösseren Theil des Reichs- 
rathes zum König Ton Norwegen gewählt Christian III. (1533 
f 1. Januar 1559) liess aber diesen vorübergehenden Abfall ei- 
nes Tbeiles dem ganzen Norwegischen Volke hart empfinden: auf 
•dem Berrentage zu Kopenhagen im Jahre 1537 wurde beschlossen, 
dass Norwegen durch seinen AhM seine Selbständigkeit verwirkt 
habe und künftighin nur als eine Ionische Provinz, wie Jütland und 
Schonen» regiert werden solle. Man liess zwar zur Schonung des - 
Nationalgefühls dem Lande nocii den Namen eines Königreichs, aber 
es wurde verpflichtet den in Danemark gewählten und btosin Kopen- 
bagen gekrönten König als den s^inigen anzuerkennen, verlor seinen 
Reichsrath und wurde gewöhnlich von einem aus Dänemark dorthin 
gesandten Statthalter regiert, dem ein Kanzler zur Seite gesetzt 
wurde*). Bei diesem lierabwi'irdigenden Verli lltnisse inusste Norwe- 
gen überdies die schwersten Opfer für die vielen Kriege der Duien 
bringen und theilweise mit dem eigenen Gebiete zahlen, das dem 
Schwedischen Sieger überlassen werden musste. Unter den beiden 
folgenden Regierungen der Könige Friedrich II. (1. Januar 1559 
f 4. April 1588) und Christian IV. (4. April 15B8 f 28. Februar 
1648) zeigte nur die letztere mehr Milde geizen Norwegen, und ge- 
Wülmte sich daran mindeslcns Norwegen nicht härter als die übrigen 
Dänischen Provinzen zu Im hjn^deln: das Norwegisclie Volk nahm es 
in dieser Zpit schon f ür cmc:: grossen Gewinn an, dass zu dem Amte 
eines Kanzh rs im Lande ein gcborner Norweger gewählt, und ein 
Gesetzbuch in Norwegischer Sprache aus den älteren Sammlungen der 
Gesetze compiiirt gegeben wurde. 

Unter dem folgenden Könige Friedrich III, ('28. Februar 1048 
f 9. Februar 1670) trieb der Hass gegen den Adel die übrigen Stände 
in Dänemark, im Jahre 16()0 freiwillig dem Könige das Reich als 
ein Erbreich mit völlig uneingeschränkter Macht zu über- 
tragen. Auf dem Dänischen Reichstage gestattete Friedrich HI. nicht 
weiter über Norwegen zu unterhandeln, ^denn dieses wäre sein Erb- 
reich, für dessen Bestes er allein sorgen werde''. Die Huldigung in 
Norwegen erfolgte für ihn am 7. August 1661, „als den uneinge- 
schrankten ErbkÖnig über Dänemark und Norwegen^ Norwegen's Loös 
schien jetzt gegen fruherhfai seihst etwas günstiger gestellt, da es doch 
gleichmissig mit dem übrigen Dänemark behandelt wurde. Aber der 
unter dem Nachfolger Christian V. (9. Februar 1670 f 25. August 
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IßW) eiDgefui^rte neue Adel konnte in Norwegen doch keinen Ein- 
gt^ng finden, mit Ausnahme einer aus den KronglUeni für den Mini- 
S^C Greiffenfeld gebildeten Grafschalt und einer ßaronie. Denn das 
Ul^fe Odel^recht wagte man nicht aufzuheben, und nach diesem 
blieb ajles Landeigenthum der Familie des ursprünghchon Besitzers 
If^idie^ weil dasselbe zwar durch Kauf an Andere veraussei^t wer- 
den, ^ber aoch wieder von dem nächstberechtigten Erben für die be- 
fal\lte Kaufsumme eingelöst werden konnte. Dadurch wurde die 
Yereinfgung der l^auerhöfe zu einc^p gescl^lpss^x^en {iitt^rgute mk- 
iqöghch gemaclit. " * ' 

Der grosse Nordische Krieg, der in die nächstfolgenden Kegle- 
r^i?g Friedrichs IV. (25. August 1099 f 12. Qctober 1730) fällt, 
vereinigte bei der gemeinschaftlichen Gefahr (Ue Dänen und Norwe- 
ger gegen die i:'chweden und bei der schon vorhandenen starken 
Jfationalfeindscliaft zwischen denselben, jene l^eiden Völker nur noch 
epger, und entwickelte bei den Angriflen Carl's XH. auf Norwegen 
eiop kaum erwartete Vertheidjgungkraft des Norwegischea yoiUs, 
^ber die Dänische Regierung vergalt nur mit Und^mlf; zujr Verbe3- 
^^^ung ihrer Finanzen J^pss sie den Norwegischen Landgemeinden 
ihre Kirchen nebst den dazu gehörigen Laadereien und Einkünften . 
verkaufen , so dass noch gege^iwärtig in Norwegen die auflallcnde 
l^inrichtung statll^det, dass Privatleute die Eigenthünjßr der m^ist^ 
^irchen auf dem Lande sind, aber mit der Vei;pnichtun§, sie. s^tet^ 
in ^utem Stande m erhalten , worüber die geistJich^n %höri)Leij zii 
>yachen haben. Die nachfolgenden Regierungen Christian's VL 
(12. October 1730 f 6. August 1746), Friedrichs V. (6. August 
1746 t 14. Januar 1766) und Christian's YIL (I4 Januar 1766, 
muss 14. April 1784 seinen Sohn Friedrich (VL) zum l^itregent^ 
apnv'hmei^, f ^3. März 1808) unterscheiden sich fijr die Verhältnisse 
^(pfwegens nur dadurch, dass naan mit jedem Jahre n?el>r die Natior 
nalität des Norwegischen Volkes zu untergraben suchte, und bei der 
Förderung mancher Wünsche und materiellen Vortheile dßs Landes, 
doch alle eig^t^ümlichen Einrichtungen bis auf di§ Schule und 
Sprache des Landes durch Dänische zu verdrängen sich bemühte. 
Ab^r gerade dadurch warde die Reaction für das ni^onajp Leben 
der Norweger n^ehr geweckt, und dies musste in ejpem uni so hp|if- 
Gi;ade zunehmen, als die unglücklichen Kriege zu Lande und zur 
$fie, in welche Dänemark seit der Fra|izöf\i{K:^n Revolution t^^eU^ 
^X(^ EngIaQd , theils durcli FraQ|(i^cb v^icl^eJt wui^ d|^8^ 
l^taal; selbst in allen seinen Beziehungen starlc eiasß^lk(i^teap ifj^d. 
den einzelnen Theil die eigene Kraft mehr gebrauchen und kenDtt 
lehrten. Di^r Zustand ^er AuQösning ^er dreihujidertiährigen Di> 
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iilsctien Monarchie dauerte unter König Friedrich VI. fort, der 
erst nach dem Tode seines schwachsinnigen Vaters die schon so 
lange geführte Regentschaft am LL März 1808 mit der Königlichen 
Würde vertauschte (er starb 3» December lb39). Nachdem die Eng- 
länder nach der zweiten Blokade Kopenhagen's die gesammtc Däni- 
sche Flotte (darunter 18 Linienschiffe und 15 Fregatten) nach Eng- 
h'schen Häfen entführten (6. September 1807), blieb Norwegen 
seinem eignen Schicksale überlassen. Auf Anordnung der Dänischen 
Regierung wurde eine liegierungs - Commission in Christiania einge- 
setzt, die interimistisch alle Angelegenheiten Norwegens verwalten 
sollte. Ihr Haupt wurde der Prinz Christian August von Holstein- 
Augüstenburg, der oben bei Schweden (vgl. S. 388.) in seinen spä- 
teren Verhältnissen zu diesem Reiche bereits angeführt ist. Nor- 
wegen vertheidigte sich unter seiner Leitung so selbstsländig und 
kräftig in dem folgenden Kampfe gegen Gustav IV. von Schweden, 
dass gerade eben dadurch die Leiter 'der wichtigsten Schwedischen 
Partheimänner auf seine Person gelenkt wurden, um nach der 
Entsetzung ihres Königs Gustav seinem Oheim und Nachfolger 
Carl XHI. in der Person des provisorischen Regenten von Norwegen 
den geeigneten Thronerben und Nachfolger vorzuschlagen. Wie dies 
ausgeführt worden und wie dieser Prinz sobald seinen Tod gefun- 
den, ist oben bei Schweden S. 3SS erwähnt. Es war dadurch aber 
auch gleichzeitig zuerst der Gedanke an eine mögliche politische 
Verbindung der beiden aneinänderhängenden Reiche Scandinäviehs 
entstanden, und mehr noch die Stellung Norwegens in seiner Ab- 
hängigkeit von Dänemark gelockert, da dieses niemals einen gesi- 
cherten Schutz zu gewähren vermochte , wenn Norwegen selbst 
durch Dänische Schuld in Kriegsbedrängnisse gestürzt solche Hülfe 
begehren musste. 

Grossbritanien stellte seihen kämpf zur See gegen die Däni- 
schen Staaten nicht ein, so lange deren König der Bundesgenosse 
des Kaisers von Frankreich war. Norwegen litt demgemäss als 
Seestaat in den Jahren 1SÜ8— 13 ausserordentlich, da die Ueber- 
legeiiheit der Britten zur See ihm nicht nur bedeutsame Verluste 
in der Marine zufügte, sondern ihm fasst jede Regsamkeit im See- 
verkehr, seinem alleinigen Handel, abschnitt. Aber Schweden trat 
mit dem Jahre 1812 auch wieder als Kämpfer gegen Norwegen 
auf, da es nach den Friedensverträgen zu Oerebro mit Grossbrita- 
nien und Eussland (18. Juli 1812) an allen Bündnissen gegen das 
Kaiserthum Frankreich und die mit demselben befreundeten liiächte 
Tlieil nahm. Bei der Zusammenkunft des Kaisers Alexander von 
ßussland mit dem Kronprmzeü Carl Johann von Schweden, war 



400 



die Erlangung Norwegens für Schweden durch derelnslige Russische 
Hülfe bereits als der Stegespreis für Schwedens kräftige Mitwirkung 
gegen Frankreich bestimmt 

Die Eutschciching des Kampfes gegen Nnpoleon im Jahre 1813 
gnb nach der Schlacht bei Leipzig dem Kronprinzen Carl Johann von 
Schweden die Richtung, mit seinem Heere den bedungenen Sieges- 
preis gegen die Dänen sich sicher zu steilen. Kin Feldzug von we- 
nigen Wochen reichte in dem Diinisciien Festlande aus, den Friedens- 
vertrag zu Kiel am 14. Januar 1814') dem Könige Friedrich VI. ab- 
zunöthigen. >'ach dena Art. IV. desselben tritt der König von Dä- 
nemark für sich und seine »rbkommen auf immer das Königreich 
Norwegen, mit Ausnahme der dazu gehörigen Inseln Island, Grön- 
land und der Farüer-Inselgruppe an Schweden ab, wogegen sich 
Schweden im Art. V. verpflichtet, den Bewohnern Norwegens alle 
Gesetze, Freiheiten, Rechte und Privilegien, wie sie zur Zeit des 
Friedensabschlusses bestehen, ungeschmälert zu erhalten und einen 
Theii der gemeinschaftlichen Dänisch- Norwegischen Schuld auf sich 
zu nehmen. Unterdessen war seit dem 21. Mai 1813 der Dänische 
Prinz Christian Friedrich der älteste Bruderssohn des Königs 
Christian VII. und schon damals der wahrscheinliche Thronfolger für 
den Dänischen Thron, als Statthalter Norwegens an die Spitze der 
Verwaltung dieses Reiches getreten. Nicht ohne heimliches Einver« 
ständniss mit der Dänischen Regierung ***) zögerte der Statthalter, 
auf die Forderungen der abgesandten Schwedischen Gommissarien 
einzugehen, die Cession Norwegens nach den Bedingungen des £e- 
1er Friedens vollziehen zu lassen; er reiste nach dem Norden» um die 
Stimmung des Volks für sich zu gewinnen. In Norwegen brach 
überall aus Nationalhass die grösste Missstimmung aus» mit Schweden 
vereinigt zu werden, aber der Plan des Statthalters, Norwegen als ein 
von der Dänischen Regierung ihm überwiesenes Gut mit Hülfe des 
Volks in seiner Selbständigkeit gegen Schweden zu vertheid|gen owl 
dann für sich allein zu regieren, missfiel den Norwegischen Patrio> 
ten (Filsen, Sverdrup) auf das entschiedenste. »Dänemark habe Nor- 
wegen Im Frieden von- Kiel angegeben, dies Band sei zerrissen; er- 
rhige Norwegen seine Selbständigkeit, so sei es in seinem Reditfv 



V Abgedruckt in d. Fransöi. Originale bei Marie nt SuppUm, an 
Recueil, vol. V. pag. 666 — 77. 

*V Der naehmalige König CkruUan fUI. wm Dämmark ß.Dt$,VI^ 
t 20. Jan. 1848.) 

***J Von Dänischer Seite hoffte man wohl nodk auf eine günstige Wmr 
dung des Krieg sglüds für den Französischen Kaiser und auf die daram ÜB 
Mit hmorgehmden vortheilhaftm Folgen für (kmn Bundesgmoiim 
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die einem freien Vollie anpassende Verfassung sich zu geben und deu 
damit übereinstimmenden Führer zum König »ich zu wählen. Die 
wenige Monate vorher gestiftete Universität zu Christiania (die ersten 
Immntriculationen und Vorlesungen fanden im Juni 1813 statt) wirkte 
auf diese allgemeine nationale Krhebung ausserordentlicii ein, und 
bildete bald den Mittelpunkt Tür die solchen Zwecke [i entsprechenden 
nationalen Bestrebungen Der Statthalter Christian Friedrich hoffte 
auch noch aus <;ol('b<T Stimmung schliesslich dynastische Vortheiie zu 
ziehen, und für die Zukunft die Wiedervereinigung Norwegens mit 
Dänemark möglich zu machen. Am 16. Febfuar 1814 entschied er 
sich in einer Versammlung Norwegischer Volksmänner zu Eidsvold, 
interimistisch als Regent des Reiches Norwegen die Verwaltung 
fortzuführen und eine VolksversamnilaDg zasammenzuberufen, um die 
künftige Verfassung zu bestimmen. Er.erlieas darüber aus Christia- 
nia aiQ 19. Fehruor 1814 einen offenen Brief*), indem er die Ver* 
Sammlung aufgeklärter von der Nation gewählter Alänner für den 
10. April nach EidsvoJd im Amte Aggershaus einberief, ,,um eine 
Regierungsverfassung anzunehmen, die vollkommen und für immer 
die ftelheit des Volkes und das Wohl des Staates sichern kann.* 
Zu den Abgeordneten sollte jedes Amt 3, jede der kleineren Städte I; 
die Stiftsstädte Christiania, Ghristianssand und Drontbeim je 2 uiAl4ie 
Stadt Bergen als die am stärksten bevölkerte 4 Mitglieder senden. 
Jedes der 8 Infanterie -Regimenter, das Scbarlscfaützencorps, die Fuss- 
jäger, die beiden Dragoner - Regimenter sollten durch je 2 Abgeord- 
nete vertreten werden, die reitenden Jäger und das Ingenieurcorps 
durch je 1 , die Marine dagegen durch 4 Abgeordnete. Auf dem 
Lande, hei den Truppen. und in den grossen Stadien sollten zuerst 
Wähler gewählt werden und durch diese die Wahl der Abgeordne- 
ten' erfolgen: in den kleinen Städten, die nur einen Abgeordneten lu 
senden hatten, wurde die directe Wahl angeordnet. Das Alter des Wahl- 
manns wie des Abgeordneten vnirde auf das vollendete 23te Lebens- 
jahr festgestellt: Wähler wie Abgeordnete mussten gebome Norwe- 
ger sein. 

Am 10. April 1814 wurde die constituirende Nationalversamm- 
lung von 112 Mitgliedern zu l^idüvold eröffnet, üiiter denselben 
waren 33 von dem Landheerc (16 Offiziere und 13 Unteroffiziere und 
Soldaten) und der Flotte (2 OHiziere und 2 See^üldaten), 28 Civil- 
Yerwaitungsbeamte (die meisten Juristen = 22), 14 Geistliche, 12 



uM^Mfrudkl in D«ttf»cft«r Bprv^ \ti Brömel a. a. 0. 5* 151. JftI 

demsdhfu erschien gtiMuteiHg Hn$ ProdanuHion äat VoUt, ebendat^t 
Ä 102-04 

Sehnlierti Totanaigniknideii. AN. 26 



Digiiizca by Liu^.' . 



Ksofleate, 23 Banern and 4, Bergw^kji-. upcl Gotabe^ite^.' , Am 

12. April wurde ein Verfanimgsauss<|[üsf( a«^^^ 

(Sverdrap, Fabep^ Dinb]» und sc^oii am 16. Äpr^^ ^^njQvsn die Ver- 

liandlongen über die Gnindzuge^ der ]^f|rhis8iu}k *j.|^ D^^^^ 

Inngen dauerten bis ziim 16. Mal, indem ^ .^^^ ^ 

Verfassung abgestimmt wniide. Die fS-i . V^i^f^jf^^uiji^^^ ^l^^ 
Vereimgong mit Schweden "oder g^egefi. «fe^ J^ 
len wegen des niilier von . il^' beK^Dten.^]DB 
.icenntnisses gerichtet ware% fimden die stärkste Oppc^ 
tfaeilung der Storthmgs in zwei Itaimn'e}nn. gpg w 
rität von 2 iStimmen dmrch. Am t7.' ]Upi 
Prinzen Christian FHedrich eins.tinim^g rain^JKd9fgen(|i:i^^ 
und damit war das' M^erk dei; csunsiitoirel^^ 
beendet, welche in der Wahladrejsse . an d^ König von ihrem Weirke 
dem eben vollendeten und angenommenen' ärqndgesetz^i a)so ^^e^te; 
«wir ^en ein Cirundgesetz .f&r das l(önigreid) j^or^egen veri^s|^ 
wie wir nach bestem Erachten soldies för das Reich, am (^imMb^ 
befänden haben. Wtr habep zu dem Ende ^esuch^^ ^ie wm^pm^ 
Madit so zn.vertheäen» dass die Gesetzgebung in .dieflaiMl i&e9.^i^ 
mid Jße ausäbende Macht in die des Köm'gs niedergeiegt ist* 
stian Ftiedrich nahm am 19. Mai die Krone aipi, und legte i^it !d(^ 
gesammten Nationalversammlung den feierlichen. ESä aiif die j^ije^ 
Beobachtung der Constitution ab. Aber die Regi^run^ des jungen ^po^^ 
dauerte nur kurze Zeit Ks erschienen iiq Jum 1314 zuChristiania '^i^^ 
geordnete der vier Grossmachteif . welche den Pfiriser Frieden 
abgeschlossen halten, mit der bestimntten| Forderung, der von iiiesäi 
Machten garaiitirten YerdiMgun^ Schwedens und Norwegens st^ 
iucht femer zu widersetzen. Kinfr so grossen Uebennacht glaiib^ 
König Christian Etiedrich, def^, uierdies die Eigenschaften eii^ 
entschlossenen und erfahrenen Feldh^rrn völlig abgingen, sich nidit 
entgegen stellen zu können. Er erklärte am 18. Juli 1814 gegen die 
Abgeordneten der Grossmächte seine Bereitwilligkeit, die Krone io 
die Bande der Repräsentanten des Norwegischen Volks niederlegen 
und seinen Einfluss anwenden zu wollen, um das Volk zu bewegen 
einer Vereinigung mit Schweden sich zu fügen, »wenn dieser Staat 
unter Garantie der vier Mächte, deren Abgesandte jetzt in 
Christiania wären, gelobe dem Königreiche Norwegen eine eigene 



*J Vgl. Brömel a. a. 0. S. 177-84; die vnUsländige rafaumt M 
17. Mai befindet sich bH Pölitz Europ. Verf. III, S. 92-100. 

V Die A^hreue dtr NaL- Yen, UUr die Wühl k^iniH Meh M lä^ 

Olß •17 
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freie Verfassnng einznräamen.' Die Schwedische Regierung ging 
darauf nicht ein, und der Kampf brach zwischen Schweden und 
Norwegen sofort zu Land nnd zur See aus, wobei der Vortheil durch 
das unentschiedene Benehmen des Königs Christian Friedrich in we- 
jägcii Tngen sich überall auf Schwedischer, Seite zeigte. Es kam am 
14. Atrgust zum WafienstiHslande zu Moss, mit welchen^ eine Conven- 
tion iwi^chen Christian Friedridi und König Carl Xlkl. verbanden 
wurde. Nich derselben sollte Christian Friedrich sobald als mög- 
'lioh^ iind spätifötens In den ersten Tagen des Octobers eine Beichs- 
venj^mlung nachChristianra zusaramenberufen, mit welcher derKö- 
l^g Von 3chweden unmittelbar durch einen oder mehrere Kommissa- 
rien verhandelp würde^ Der König von Schweden verspricht die Verfassung 
von Eidsvold imzunehmen, und nur solche Veränderungen in derselben 
vo^rzuschlagen, welche di,e Tereinigung beider Reiche nothwendig macht 

i)a8 **)' ausserbrd^ntljche Stortbing/ welches verfassnngsmas^g 
nach $. 69 dör Copstitution ejpberuren werden konnte, 80 Mitglieder 
mi^. wurde am 4.6ctoher mfliiet Ei waren auf demselben über 
Beä^fnte; aber kaiim 20, die auf dem Reichstage zu Eidsvold ge- 
wesen waren. DliT 'Stimmung der Mitglieder war versöhnlich, und 
von Seite ä&t Schwedischen Gommissarlen (welche 7 an der Zahl am 
& iUtobär OMh Ghristiania gekommen waren) wie der Norwegischen 
Abgeordneten Wünschte man ernstlich eine baldige und würdige Aus- 
gleichung dieiier National-Angelegenheit Den 10.October gab Chri* 
a^^'Triedrlch seinitf Räsijpationsacte als König von Norwegen für 

nni seine Nicjiltommeii. Ain 12. October wurde zwar das 
tagtbing aus 20 Mii^lledern gewählt und vom Odelsthing gesondert, 
aber man beschlosk fQr diesetf politischen Act das Storthing stets 
giesammt berathen zu lassen. Alli 20.' October hatte das gesammte 
Storthing mit 75 Stimmen gegen Ä sich über die Vereinigung Nor- 
Wej^en's als eines selbständigen Reichs mit Schweden geeinigt, und 
iom 24. October begannen die Beralhungen über die zu verändern- 
den Punkte, welche jedoch lediglich nur auf die Umgestaltung des 
Princips eines besonderen Königs für Norwegen ausgehen sollten. Am 
4. November hatie das Storthing seine Arbeit in Bezug auf das Grund- 
gesetz vollendet und die mir in der angegebenen Beziehung verän- 
derte Verfassung angenommen: an demselben Tage wurde König 
Carl XllL als constitutioneller König Norwegens proclamirt, und seinen 



V Äbgedr. in Französitcher Sprache bei Mariens Supplement au RC' 
pfUik Vol. VI, pag. 6^63. 

*V ^* Mi wohl richtiger das Storthing» Lagthing u,s.v}, zu sagen» ab 
Sutern es stets im wtämiUchm GetdUeeht g^rauehi» da ding und thingssG^' 
ricÄCt VmttmmhM0 immer sächlichen Gnchlechtee vorhmmt. 
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Nachfolgern nach der Schwedischen Soccessionsordnuug vom 26.0c* 
tober 1810 die Krone Norwegens zugesichert Der Kronprinz von 
Schweden kam am 9. November nach Christiania und überreichte am 
10. November den schrifthchen £id des Königs Carl XIIL, das Könige 
reich Norwegen in Uebereinstimmung mit der Verfassung regieren 
in wollen, worauf sämmtliche Mitgh'eder des Storthings den Eid au/ 
die Verfassung leisteten. Diese Verfassung hnt sich bis auf den ge- 
genwärtigen Zeitpunkt als die unveränderte Grundlage des Norwcgi« 
achen Staatsrechts erhalten: ich lasse sie hier nach der Deutschen nur in 
fl|)r8cbUcher GÜnsicht berichtigten Uebersetzung bei Brömei *) folgen: 

Ba» CtrandgresetsB des KSnlssreldis 

]%or wegen, 

gegeben in der Bekhsversammlang zu Eidstold deQ 17* Mai 1848, und in 
Folge der Yerehiigung der beiden fieiche Schweden und Norwegen 
naher bestimmt auf dem auaserordentKcfaen Storthuige Norwegens in 

(3iri8tiam*a den 4« NoTember-1814 

Wir Repräsentaiiteii des Reiches Norwegen auf dem am 7. October 18H 
in Folge der Bekanntmachung vom iÖ. August desselben Jahres, in Christia- - 
nia ^n'^ammengetreteiieii ausserordentUcben Storthinge thun kund und za 

wissen: 

Nachdem wir, wie unsere Bekanntmachung vom 2llen des vorigen Mo- 
nats seigt, ati dem Torhergebenden Tage nach reiflieber Ueberlegung beschlos- 
sen hatten, dass das Königreich Norwegen in Zukunft ab ein selbstHndiges 
fti^ch mit dem Königreiche Schweden unter einem Könige, aber unter Beob- 
arhlims; seines Griind^r(^<;et2es, mit den zum Wnhlr des Reichs und durrh diese 
Vereinigung bedingten nothwendigen Veränderungen, vereinif^t sein mjIIc ha- 
ben wir diese in genaueste Ueberlegung genommen, und zugleich deshalb mii 
den xa dem £nde, in Folge der zu Mos» geschlossenen Convention vom 14ten 
letztverwiebenen Aogost, ernannten E&nigUchen Commissarien unterhandelt. 
Wir liaben demnach beschlossen, gleich wie wir hiermit beschliessen und fest* 
sctrfn, da««, on«!att der von der Rcrchsversammlung zu Eidsvold am Ict7lvrr- 
wichcncn 17. Mai gegebenen Conslilulion, folgende theils auf dieselbe bnsirtc, 
Iheiis in Veranlassung der Vereinigung angenommene Bestimmungen, von nun 
an gelten und von allen und jedem Bctheiligten als das Grundgesetz des Kö- 
nigreichs Norwegen angesehen und nnverbr&chlieb befolgt weiden sollen« 



V Austeräm üt He äbgtdrwkt (ei Steffen* d* &»Hkh^ 5. lltt-nMl» 

Saalfeld Geschichte d. neuesten Zeit Bd. IT, Äbth. I. BeUg. S. 8G8— 915; 
Pölitx Verf. Europ. III, S. 101 bis H; Bromme, die Verfassungen & tOS 
bii 127, und in Französieeher Spr, bei Dufau Collect, III, pag, 
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A, Von der Staatsform und der Relijii^ion. 

ArU 1. Das Königreich Norwegen ist ein freies, selbständiges, untheil« 
bares und noverinsflerliches Reich, Yereinigt mit Schweden onter eiliem K5- 
liige. ' Seine Refl^einngsronn ist eingesiiiriiiikt und erblich monarchisch. 

Art. 2. Die £vängelisch - Lalherische Religion verbleibt die öffentliche 

Reliprinn (irs Staates. Die FiiT^ ohner, die sich zu ihr bekennen, sind verpfl ich- • 
tct ihre Kinder in derselben zu erziehen. Jesuiten und Mönchsorden dürfen 
nicht geduldet werden. Juden ist, wie bisher, der Eintritt ins Reich versagt 

B* Vpn der aasttbenden JÜAClat« dem Ki^nlse und der 

RftnifflfeliMi Fmllle« 

Art. 3. Die ausübende Macht ist bei dem Könige. 

Art. 4. Der König soll sich slels i\i der Evangelisch-Lutherischen Reih 
gion bekcDnen, dieselbe aufrecht erhallen und beschOtsen. 

' Arli 5. Ale Person d« Königs ist heilig. Es kann ihm nichts nir Last 
gelegt nnd er kann nieht angeklagt werden; die Verantwortlichkeit liegt sei- 
nem Rathe ob. 

Art 6. Die Erbfolt^e ist linenl nnd agnntisch, so wie die^^elbe in der 
diesem Grundgesetze in der Uebersclzung beigefügten, von den Ständen des 
Schwedischen Reichs beschlossenen, und vom Könige angcDommenen Succes- 
sions-Ordnong vom 26. September 1810 bestimmt worden *). 

Zn den Erbberechtigten wird auch der Nichtgeborene gezUhlt, dersoi^ich 
seinen gehörigen Platz in der Erblinie eumimmt, wenn er nach dem Tode des 
Vaters das Licht der Wdt erblickt 

Wenn ein lu den vereinigten Kronen Norwegen^ und Schweden? erb- 
berechligler Prinz geboren wird, sull dessen Namen und die Zeit, wann or ue- 
boreo worden, dem ersten darnach versammelten Storthinge bekannt gemacht' 
nnd in dem Protocolte desselben eiDgezeichnet werden. 

Art. 7. Ist kein erbberechtigter Prinz Toihanden, so kann der König 
seinen Thronfolger dem Storthinge Norwegens vorschlagen, zo derselben Zeit 
wie den Ständen Schwedens. Sobald der König seinen Vorschlag vorgelegt 
hat, sollen die Repräsetitantcn beider Völker aus ihrer Milte ein Comitc er- 
nennen, das Kccht hat, die Wahl zu bestimmen, wenn der Vorschlag des Kö- 
nigs nicht durch Stimmenmehrheit von den Repräsentanten jeder iSation be« 
sonders angenommen wird« 

Die Aniahl der Mitglieder dieses Görnitz welches ans gleich vielen Mit- 
l^iedem jedes Reichs bestehen soll , und die bei der Wahl zn beobachtende 
Ordnung, werden durch ein Gesetz festgesetzt, welche«; der König tu ein und 
derselben Zeit dem nächsten Storthinge und den Ständen des Reiches Schwe« 
den vorschlägt. 

Durch das Loos tritt einer aus dem vereinigten Lomitz aus. 

Art. 8. Das VolljährigkeitiaUer des Königs wird durch ein Gesets fest* 
gesetzt, welches nach Uebereinknft iwischen dem Storthinge Norwegens nnd 
den Ständen Schwedens gegeben wird, oder wenn sie si«^ darüber nicht fer- 



*J Diese firbfolfftordnung Ut Ureiit oben bei Sehvoedtn näher angeift- 
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aiiig^.kSiiDen, ?on emem von RjBprSsentuit«! beider Rddie ermnitai 
CdinlCi^ mit den im vorheigeiiden Aitikd abgeftlbifto BcttittiMbgeii. 

. : Sobald der Konig durch dasi |Se«ets ibsl|fesel^e '.^Ukcr emäcbt bat, 
c^ärt er sich ofTenllich für mündig. " ..^ . \^ 

Art. 9. Sobald der König als mündig die Regieirfing antritt* legt, 
dem Slorlhinge folgenden Eid ab: „Ich gelobe und schwöre: das Königreidi 
Norwegen in UebereinsUmmung, mit d^^^ Gopslitji^iqiiep und Gj^el^^ n- 
gi^cQ ta ,wilkft,ißo wabr.CloU und ,|)ei|igie$ W/Qft xiiyr bplfe^f. , 

Ist kein Storlhing lu der Zeit Tefsanunelt, so iM 4^ ^4< *^^5^ 
in StaaUrathe niedergelegt r und feierUi}|i vom Könige eisten Storthi]||e 
entweder mündlieb^od^. ncbriftlicb voii.^Qny^wgciyiM.^eBii dafji^er- 
^ theilt,. wiederholt. ' 
^ . Art. 10. Die Krönung und Salbung des Königs geschieht, nachdem der- 
selbe mündig geworden ist , in der Opn^i^che in Droniheim fxi der ^it und 
iQiKdflii.€>reiiHHueB»di««rf0ib9t|)4st^t^ ../ 

Art. U. Wenn nicbt wtcbtige y^iia||flci!niMN| eintriflini, Ult ^ec P: 
Big sich jedes Jahr einige Zeit in Norwegen auf. 

Art 12. Der König wählt selbst einen Rath Norwegischer Bürger, die 
wenigstens 30 Jahre alt sein müssen. Dieser Rath soll Tyeqigjiteos ^{uus ejQeiji^ 
SUatsmioister und 7 anderen Mitgliedern bestehen. . ~ 

Ebenso kann der Kdnig einen Vieekteig oder cjiiw Stfittba|ier 'eir* 
Mpoen. 

Der König vertheilt die GeschäRe unter die MilgjiMior de» 8tia|iiy|H 

so wie er solches für dienlich erachtet. 

Um Sitz im Staatsrathe zu nehmen, kann der König oder in seiner Ab- 
wesenheit der Vicekönig (oder der Stalthalter in Vereinigung mit den Staats • 
Mien) bei «nsMMMrdentliciien Gelegenl^iten , ausser «djen.gfwÖbnlidMn Uit- 
gMMifc dai 0M«ral]iei andern Norwegii^ Btta^tr beni^» jedoch k^ 
Mitglieder des Stortbings. 

Vater und Sohn, oder swei BrQder dUrfisn nicht in derselben ZiidJ^^ 
im Staatsrathe haben. 

Art., 13^ Während der Abwesenheit des Königs überträgt er in den 
Fällen» die er selbst vorschreibt, die inner«} .Yerjyiiltung 4^ Reidis dem Yicei^j 
kopige odei dun StaUhatter,. nebst w«Ufl>t«ni 5 llltciliMteni des StaatsfatKesl 
UUese sollen die Regierung in seinem Nam^n und Auftrage führen. Sie soUen 
unverbrüchHch sowohl die Bestimmungen dieses Grundgesetzes, als auch die 
damit übereinstimmenden Vorschriften , die der König in der besondern In- 
struction ihnen ertheilt, beobachten, üeber die Sachen, welche sie so ent- 
scheiden , haben sie dem Könige unterthänigen Bericht einzusenden. 

Die Geschäfte werden .durch Stimmenabgebung abgemacht , und üUi 
die Sthttmtn gleidi sind, hat der Vicekönig oder der Statthaitor oder in de- 
ren Abwesenheit das erste Mitglied des Staatsraths iwd Stunmen. 

Art. 14. Vicekönig kann nur der Kronprinz oder dessen Ütester Sohn 
sein, aber nicht bevor sie das Air den König bestimmte yoiyährigkeitsalter er- 
reicht haben« Zum Statthalter wird entweder ein Korwager oder ein Schwede 
ernannt. 

Der Vicekönig soll innerhalb des Reichs wohnen und darf sich nicht 
langer als drei Monate jährlieh ausserhalb desselben aoAalten. 

l^filH^ ller pDV ai^wesqHl die Vfrviilti^g d^ Vi<;e^önigs aot 
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Ist kein Viceköoig, sond<^rn e'm StatthsUer, so hört «uch defSCH V^rwalUiog 
auf, da er in solchem Falle nur der erste Staatsrath ist. 

Art. 15. Bei dem Könige verbleiben stets wahrend seines Aufenthalts 
, in Schweden der Norweguche Staatsminister und xwei Mitglieder des Staats- 

Sie haben dieselbiai Pflichten vnd dieselbe eonstittilioiieHt ^Verantwort- 
lichkeit, wie die in Norwegen befibdticbe (im Art 13 genannte) Regieruiig, 
und nur in ihrem Beisein solktt' die IVorwegiMiien Angd^genfaeHen Kj^ 
nige abgemacht werden. 

Alle Ansuchen Norwegischer Bürger an den König sollen zuerst an die 
Norwegische Regierung eingeliefiert ond mit 4eiB€«laditendHrMBwnii«toeii^ 
werden. Im AlH^emeiaen dfirfen keine Norwcgiscben Sachen enlsoliftden wM» 
den, ohne dass dai GntaehMn^'der in Norwegen befindlichen Regierang ebr 
geholt worden, es sei denn, dass wichtige Hindemisse einlräfpn. 

Der ISorwegischn Staatsminister tr'ä^t die Sachen vor, und wird vprant- 
wortlich itir die IJebereimtimfflung der Expeditionen mit den getassten Be- 

Airll'16. Der KMigofdhetil]di'4MfentM 
«kl, ätteZosimmenkOnfte und-YetMandoiigen in ReNgioiMMdMin nd^lügt 
Sorge dafür, dass die dlTentlidttB Lehrer der ftdigloa den ihnen VDfgenehfi^ ' 
lienen Normen folgen. 

Art i7. Der König kann Veroßdnungen, welche JInndel, Zoll, Nab- 
rungszweige und Polizei betreffen, geben und aufheben; doch diirlen dieselben 
nicht gegen die Constitution, und die (so wie die folgenden Art. ]1 , 78 und 
n et heitinunen) vom Sforfhinge erlaflieneii taeli^ üreiten« 8io gdten pni- 
«ieorifch bis nun nlchsten Storthinge. ■ • 

Art. 18. Der König lässt im Allgemeinen die Steuern und Abgaben, 
die das Storlhing bestimmt, erheben. Die Norwegische Staatskasse verbleibt 
in Nur\v egen, und deren Einkünfte werden allein zu dem Motzen jNorvege» 
angewandt. ' • . 

Art. 19. Der Eönig wacht darüber, dass die Besitzungen des Staates 
ond die Regalien nach der ^toMf'SfMrihlngir' beetfmmlen vnd'fttii dar gemeuM 
Wesen nOtiltchsten Weise angewandt und verwaltet werden. i ^ 

Art. 20. Der König hat das Recht , im Staatsrathe Verbrecher zu be> 
gnädigen, nachdem das höchste Gericht sein Ilrtheil gefallt und de<;spn Gut- 
achten ejng( liolt worden ist. Der Verbrecher lud die Wahl, ob er die Gnade 
des Königs annehmen oder sich der ihm zuerkaunlen Strafe unterwerfen will. 

In den Sachen» welche vom Odelithinge vor das Reich^irieht gebracht 
«erdien, icann iceine andere "BegHadigong, alt Eitaang mrinnrakep Todto» 
strafe statt finden. 

Art. 21. Der Kötaiig wählt und ernennt , nachdem er seinen Norwegi- 
schen Staatsralb gehört haf, alle Civil-, geistliche und militärische Beamten» 
Diese schwören der Constitution und dem konige Treue und Gehorsam. 

Die Königlichen Prinzen dürfen keine Civil- Aemter bekleiden; doch 
hm warn YtcMtaed der Kionpimi oder der Slteslo Sohn dandben emannt 
werden* 

Art 22. Der Statthalter des Reichs, der Staatsminister und die übrigen 

Mitglieder des Staatsrathes , nebst den Beamten, die in deren ßureau's ange- 
stellt sind, Gesandte und Consuln, Civil- und geistliche Obtrobrigkeitspersonen, 
Chefs der Regimenter und anderer Milit'är-Coqis, Festungscommandanteu und 
Hüchstcommandireude auf Exiegbi>chjiden kömieu ohne vurherj^e^augenes Ur- 
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theil Tom Könige entlassen werden» nachdem er das Gutachten des Staatsralhs 
darllber gehört hat. Ob den so verabschiedeten Beamten eine Pension zu be- 
willigen ist, wird vom nächsten Slorlhinge entschieden. Bis dalün erhallen sie 
xwei Drittel ihrer zuvor erhaltenen Besoldung. 

Andere Beamte können vom Könige nur suspendirl ond mütsen danD^ 
sogleich vor Gericht gestellt werden; aber sie dürfen nur faraft enics Uxthefla 
abgesetitr aueh nicht gegen ihren Willen versetit werden. 

Art. 23. Der König kann zur Belohnung ausgezeichneter Verdifiöile, 
die öfTentlich bekannt gemacht werden müssen, Orden crlheiien, an wen er 
für gut llndet, aber keinen andern Rang und lilel, als den, wekher mit je- 
dem Amte verknüpft ist. Der Orden enlbiudet Niemanden von den gemein- 
fchafUichen PflichteB und Lasten dter StaatsbQrger und giebt Iceinen besonde- 
ren Ansprach auf Staalsämter. Beamte^ die in Gnade entlassen werden, be* 
ballen den Titel und Rang der von ihnen bekleideten Aemter. 

Keine persöT^liche oder gemischte erbliche Vorrechte dürfen irgend Je- 
mandem in Zukuutt eiugcrSäumt werden. 

Art 24. Der König wählt und verabschiedet nach eignem Gutbefinden 
semen Ho&taat nnd seine Hofbedienten. 

Art. 25. Der Konig hat den höchsten Befehl Ober die Land- nnd See* 
macht des Reichs. Dieselbe darf ohne Einwilligung des Storthings weder ver- 
mehrt noch vermindrrt werden. Sie darf nicht in die Dienste fremder Mächte 
überlassen, und keine Krii fj^lcute fremder Miachle, es sei denn als lliiltsirup- 
pen gegen einen feindlichen AugritT, dürfen ohne Einwilligung des Storthings 
ins Reich gezogen werden. 

In Friedensseiten dürfen keine andere als Norwegische Truppen In Nor- 
wegen stationirt sein, und keine Norwegische Truppen in Schweden. Dodi 
kann der König eine aus Freiwilligen bestehende Norwegische Garde in Schwe- 
den haben, und kann für eine kurze Zeit, höchstens 6 Wochen de? Jalnes, 
die nächsten Truppen der Kriegsmacht beider Reiche innerhalb der (^ranzen 
des einen oder des auüeia Reiches zu WatTenübuugen zusammenziehen; aber 
in keinem Falle dOrfen in Friedenszeiten mehr als 3000 Hann von der Kriegs» 
macht des einm Rdchs in das andere gezogen werden. 

Zu Angriffskriegen dürfen die Trappen und die RuderflotiUe Norwegens 
nicht ohne Einwillignn'^ dc'^ Storthings angewandt werden. 

Die. Norwegische i 1 . Ltt soll ihre Werfte und in Friedenszeiten vlire Sta- 
tionen oder Häfen in Norwegen haben. 

Die Kriegsfahrieoge des einen Reichs dürfen nicht mit Seeleuten des 
andern bemannt werden, es sei denn, dass solche sich freiwillig werben Hessen. 

Die Landwehr und übrigen Norw^ischen Truppen, die nicht zu den 
Linientruppen gezählt Werden können, dOrfen niemals ausserhalb der Gränzcn 
Norwegens gebraucht werden. 

, Art. 26. Der König hat das Recht, Truppen zusaiunicn zuziehen, Krieg 
anzufangen und Frieden zu schliessen , Bündnisse einzugehen und au&uhe- 
ben, Gesandte zn senden nnd anzunehmen. 

Wenn der König Krieg anfangen will, so soll er der Regierung in Nor- 
wejjcn seine Ansichten nn'tlheilen und ihr Gutachten darüber nebst genauem 
Bericht übrr drn Zustand des Reichs, mit Rücksicht auf dessen Finanzen und 
Vertheidigungsm Ittel und dergleichen, begehren. Ist du m s geschehen, so be- 
ruft der König den iSorwegischen äiaalsminister und die Norwegischen Staats* 
tathe zugleich mit den Sebwedischen zu einem ausserordentüchaiStaalsnAef 
und legi die Gründe und YerhUtnisse, welche in diesem Falle erwogen w«> 
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den mllssen, vor, wobei rnt^kich die Erklärang der Norwegischen Regierung 
Ober den Zustand dieses Hf i h?, so wie ein ähnlicher Bericht über den Schwe- 
dens Torzulegen ist. Uebcr dR.^e Gegenstände verlangt der König ihr Gut- 
achten, welches sie. jeder für sich, proloeolHren Imm sollen» unter der Ver- 
antwortang, welche das tirandgesets festsettt, und dann hat der König das 
Recht, den Entschlnss ni finsen und annnRlbTen , wekhen er ftr den 8laal> am 
▼orlheilhafte'^trn erachtet. 

Art. 27. Alle Staatsr'dlhe sollen, wenn sie nicht gültige Vorhindening 
haben, im Staatsrathc anwesend sein, und icein Be.M lihiss darf geiasst werden, 
wenn nicht die Hälfte der Mitglieder zugegen ist in den Norwegischen An- 
gelegenheiten, wdche (Eorolge Art. 16) in Sdi#eden abgemacht werden tollen» 
darf kein Besdiloss genommen werden, ohne dass entweder der Norwegisdie 
Sta'atsminbter und ein Norwegischer Staatsratb, oder beide Norwegische Staats» 
räthe zugegen sind. 

Art, 28. Anträge übor Bp^^ctzung von Aemtem und andere Sachen von 
W'ichtigiteit (diplomalischc und eigentliche militärische Cummandosachen) sol- 
len im Staatsrathe von dem Mitgliede, zu dessen Fach solche gehören, vorge- 
tragen , und die Sachen von demsdben ttbefefautininiad'niR dem hä Staats* 
lathe gelassten Beschlösse ezpedirt werden. 

Art 29. Verbietet glütige Vcfhinderung irgend einem Staatsrate tu ' 
erscheinen und die Sachen, welche zu seinem Fache gehören, vorzutragen, so 
sollen difsp \on cinrm andern Slaatsralhe, welchen der König, wenn derselbe 
zugegen i^t, o ier wenn dieses nirht d^r Fall ist, derjenige, der im Staalsrathe 
den Vorbitz iiibrt , in Vereinigung mit den andern Staatsrätben dazu ernennt, 
Torgetragen werden. 

Sind durch g&ltige Gründe so viele veriiindert m ersdieinen, dass nur 
die Hälfte der bestimmten Anzahl der Mitglieder zugegen ist, so sollen andere 
Beamte, auf gleich^^ Weise Inf nrimislisch dazu gewäblt, Sitz im Staatsrathe 
nehmon, in welchem Falle uti\ r r/uglich ein Bericht darüber nn den König ein- 
lusendcn ist, welcher dann enlsc}ieidet,ob dieselben ihrcFunt liim farlseUen sollen. 

Art. 30. Im Staalsrathe wird ein Protocoll geführt über alle Angele- 
genheiten» welche daselbst verhandelt werden. £in jeder, der Sita im Staats^ 
rathe hat, ist verpflichtet mit FreimUthigkeit seine Meinung ni Süssem, welche 
der Kteig verbunden ist zu hören. Aber es ist ihm vorbehalten, Beschlüsse 
nach seinem eignen Erachten m fassen. Findet irgend ein Mitglied desSlaats- 
ralhs, dass der Bcschluss des Königs gegen die Staatsform oder die Gesetze 
des Reichs verstösst, oder sichtbar für das Reich schädlich ist, so ist es seine 
Pflicht, kräftige Vorstellungen dagegen zu machen, und seine Meinung ins 
Protocoll einnitragen. Wer nicht auf diese Weise protestirl hat, wird angese- 
hen, als sei er mit dem Könige einig gewesen, und ist verantwortlich dafür, so 
wie solches später bestimmt ist, und kann von dem Odelslbinge in Anklage- 
Stand versetzt und vor do« Rcichsprrirht peladen werden. 

Art. 31. Alle vom Könige selbst ansLelcfLigten Befehle (militärisclie Com- 
mandusachen ausgenommen) müssen von dem Norwegischen Staatsmmister 
conlrasignirt werden. 

Art 3S. Die Besdilüsse, die von der Regierung in Norwegen während 
der Abwesenheit des Königs gefasst werden , werden im Namen des KSnigS 
ausgefertigt, und von dem Vicekönige oder Slalthaltcr und von dem Staals- 
rathe unterzeichnet, und zugleich von demjenigen, welcher die Sarhf» vorträgt, 
contrasignirt, da derselbe veranlworllich ist fiir dio llebereinsliminung der Ex- 
pedition mit dem Trotocolle, in weiciie2> die RoöiuUun eingetragen ist. 

26* * 
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schwöre der Rpfjiening in Üeberei'nsUmmang mit der Tonstitnlion nnd den 
Geseizeo vorsteheii zu. wollen ~ so wahr Golt und sein beiliges Wort nur 
helfe 

Die Schwedischen legen den Eid den Stinden des Rachel Scbvedeh ab. 
I Ist kein Storlhfng oder Reichstag zu der Zeit ▼eraammeU» so wird der 
Eid schriftlich im Staatstkthe niedergelegt, und ^ater auf dem nächsten 
Storthinge oder Reichstage wiederholt 

Art 45. Sobatd ihre StaatsverwnKnn^ anfhürt, hai>en Sie dem Könige 
and dem Storthinge Rechenschaft darüber abzulegen. 

Art 46. Versäumen diejenigen, denen solches obliegt, in Uebereinslim- 
mung mit Art St und 41, das Storthing sogleicli sosammen zu berufen, so bat 
das hdcbste Geriebt, sobatd 4 Wochen verflosseii sind, die unliedingte Pflicbt, 
diese Zusammenberufung zu veranstalten. 

Art. 47. Die Art und Weise, wie die Erziehung des unmündigen Kö- 
nigs besorgt werden soll, wird, wenn sein Vater keine schriftürhe Verfü- 
gung darüber hinterlassen bat, nach dem, was Art 1 und 4^ deshalb vor- 
schreibt, bestimmt 

Eine unabweicbbare Regel moss es sein, dass dem mindeqäbrigen K5*^ 
Aigt binlSligiicber Unterricht in der Norwegischen Sprache ertheilt wird. 

Ar\. 48. Ist der männliche königliche Stamm ausgestorben und kein 
Thronfolger erw'ählt, so soll nach der im Art. 7 vorgeschriebenen Weise eine 
neue Dynastie gewählt werden. Indessen wird mit Rücksicht auf die ausübende 
Macht beobachtet was Art 43 vorschreibt. 

C» Vom df« BUkPipeiverlit und der ffejietavelieiadent 

ÜKssciit* 

Art 49. Das Volk übt die gesetzgebende Macht vermittelst des Stor^ 
thinges aus, welches aus 2 Abthdlnngm, einem Lagthinge nnd einem Odelslbinge 
besteht. 

Art 50. Stiinrnbcrechligt sind nur die Aurwegischeu Bürger, die ihr 
25sles Jahr zurüciigeiegl haben, 5 Jaiire im Laude wohnhaft gewesen sind, sieb 
dasdbet aufhalten, und entweder 

a) Beamte sind oder gewesen sind ; 

b) auf dem Lande ein katastrirtes Grundeigenthnm besitzen, oder 

auf längere Zeit als 5 Jahre gepachtet haben ; 

c) das Blirs^erschaflsrecbt in den Städten erlangt haben, oder in einer 
Sladt , oder einem Ladeplatze *) Haus oder Grund zu einem 
Werlhe von wenigstens 300 Reichsbanktbalem Silberwerlh **) 
besitzen. 

Art 5L Ein Veneeicbniss aller slimmbereebtigten Einwohner soll in je- 
der Stadt von dem Ib^rat^ und in jedem Kirchspiele Ton dem Vogte und 
dem Prediger aufgenommen werden. Die Veränderungen, die dasselbe im Laufe 
der Zeit erleiden möchten, werden unverzüglich darin angeführt. 

Ein jeder soll, ehe er auf der Liste eingezeichnet wird, öffentlich auf der 
Gerichlsstiätle der Constitution Treue schwören. 



*' Ladeplatz ist eine mittlere Ortschaft zriuschen Stadt und Dorf: ihr 
IS'ame schreibt sich daher, dass sie die Erlaubniss erhalten haben, WaldprO" 
ebtcte selbst zu verschiffen und Dänisches Getreide einzuführen. 

*V Ungefähr 450 Mark Banco Hmbrg. = 225ÄrÄ/r. Preust, 
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Art. 52. Das Slimmrecht wird suspcndirt: 

a) bei Anklage vor Gericht wegen Yerbreefaenj 

b) im Falle von CnmQndigkeitserklllning; 

e) bei Insolvenzcrklärung oder Fallileo, bis die Creditoren volle Be- 
, Zahlung erhalten haben, es sei denn, dass das Fallissement veror* 

«»(hl worden durch Fcuersbruust, oder eia anderes unversduild^ 
' tes und beweisliches Unglück. • „ 

Art. 53, Das Slimmrecht wird verloren; ♦ ^ 

O daKh Verortbeilung zu Zuchthaus, Zwangsarbeit (KamO edier ent* 

ehrenden Strafen; 
.b) dadurch, dass man ohne Erlanbnias der Regiemog in die Dicnsle 
einer fremden Macht geht; 

c) dadurch, dass man Bürger eines Iremden Staates wird; 

, d) wenn man überführt wird, Stimmen erkauit. seine eigne Stimme 
verkault, oder in mehr, als einer Wablversamnüang gestimmt aa 
haben. 

Art. 54. Die Wahl* und Districtsversammlungen werden |edes driUe 
Jahr abgehalten, und sollen vor dem Schlüsse des Deocmbeimonata been- 



Art Die Wahlversammlungen werden auf dem Lande in der Haupi- 
kirciic ilcä Kirchspiels, in den Städten in der Kirche, auf dem Eathhause oder 
an einem andern i)a»i bequemen Orte gehalten. Sie werden auf dem Lande 
von dem Pfarrer und aeinm Gehülfen, in den Städten, von den Magistraten 

und den Bürgerrepräsentanten geleitet. Die Abstimmung geschieht nach der 

in dem Verzeichnisse der Stimmberechtigten befolgten Ordnung. 

Zwisligkeiten über Stimmrecht werden von den Lnif m der Versamra- 
lung entschieden, von deren Entscheidung jedoch AppeüaUuu au das Siorüiing 
sttlt finden kann. 

Art. €6. Ehe die Wahlen vorgenommen werden» soll die Constitnü'on 
laut vorgelesen werden, in den Städten von der ersten Hagtstratsperson, aof 

dem Lande von dem Pfarrer. 

Art. 57. In den Städten wird ein Wähler für je "0 ':timmberechligle 
Einwohner gewählL Diese Wähler treten 8 Tage darnach an einem von der 
Obrigkeit dazu bestimmten Orte zusammen, und erwählen entweder aus ihrer 
Hitte» oder unter den übrigen Wahlfähigen ihres Wahlbezirks, ein Viertbeü 
ihrer dgenen Anzahl, um auf dem Storthiuge zu erscheinen und Sitz zu neh» 
mcn, so dass 3 — 6 einen wählen, 7—10 zwei, 11 — 14 drei, 15-^18 vier, wel- 
ches die höchste Anzahl ist, die irgend eine Stadt senden darf. 

Hat eine Stadt weniger, als 150 stimmberechtigte Einwohner, <-o sendet 
sie ihre Wähler zur nächsten Stadt, um in Vereinigung mit den Wählern dersel- 
ben zu wählen, und beide Städte werden dann als ein District angesehen* 

Art. 58. In jedem Kirchspiele auf dem Lande ernenne die stunmbe> 
rechtigten Einwohner im Verhältnisse zu ihrer Zahl Wähler so, dass bis 100 
einen wählen, 100—200 zwei, 200—^ drei» und so femer in demselben Ver- 
hällnisse. 

Diese Wühler treten binnen eiues Monats darnach an einem von dem 
Amtmanne dasu bestimmten Orte msammen, und emennoi aüweder ausihrBr 
eigenen Mitte» oder unter den übrigen Wahlfähigen im Amte, ein Zebufhoil 
ihrer eigenen Anzahl, um auf dem Storthinge zu erscheinen und Sitz zu neh- 
men, so: dass 5—14 einen wählen, 15~24 swei» 25^34 drei» 3$ und dtlSbV 
vier» welches die grösste Anzahl ist. 
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Art 50. Die im Art. 57 und 58 festgesetzten Beslimmun-m £;clten bis 
zum nächsten Storthingc. Wird da befunden , dass die Keprasinlanien der 
Sliädte mehr oder weniger, als ein Drittel der des ganzen Reichs ausmachen, 
so miiss das Storthmg für die Zukauft diese BeslimmiingeD so Yerändern, dass 
dfe Reprisentanten der StSdte sich tu denen des Landes, wie eins so xwei ver- 
halten, und die Anzahl der Repräsentanten darf im Ganzen nicht geringer sein» 
als 15, und nicht grösser, als IGO, 

Art. 00. Die sich innerhalb des Kelches aufhaltenden Stimmherechtig' 
len, die wegen Krankheit, militärischen Dienstes oder anderer giilliger Ver- 
hinderungen sich nicht persönlich eiuüuden können, können ihre Slimmen 
sebrifUieh einsenden an diejenigen, wdche cKe WahlTersammlungen, che diese 
beendigt sind, leiten. 

Art. 61. Niemand kann zum Repräsentanten gewählt werden, als der- 
jenige , welcher wenigstens 30 Jahre alt ist und sich zehn Jahre im Reidie auf* 
gehalten hat 

Art 62. Die Mitglieder des Staatsraths und die in deren Bureau's an- 
gestellten Beamten, so wie die, welche Dedieuuu^cu aoi Hole haben, oder 
Pensionirte desselben sind, kÖmi«i nicbt su Repräsentanten gewählt werden. 

Art 63. Jeder, der sum Repräsentanten gewählt wird, ist verpflichtet 
die Wahl anzunehmen, es sei denn, dass er durch Verhinderungen, die von 
den Wählern für gültig anerkannt werden, und deren Entscheidung der Be- 
urlbeilung des Storthings unterworfen werden kann, davon abgehalten wird. 
Derjenige, welcher ZM eimal nach einander Repräsentant auf einem ordentli- 
chen Storlhinge gewesen ist , ist nicht verpflichtet, die Wahl zu dem darauf 
folgenden ordentlichen Storthinge anzunehmen. 

Wird dn Repräsentant durch göltige Verhinderungen abgebalten auf 
dem Storlhinge zu erscheinen, so tritt der, welcher nach ihm die meistoi 
Stimmen hat, an dessen Stelle. 

Art 64. Sobald die Repräsentanten gewählt sind, werden sie mit einer 
auf dem Lande von der Oberobrigkcil, und in den Städten vom Magistrate 
sowie von sämmtlichen Wählern unterschriebenen Vollmacht versehen, zum 
Beweis, dass sie auf die in der Constitution vorgeschriebene Art. ernannt 
smd. Ifie GOltigkeit dieser Vollmachten wird von dem Storthinge beur* 
thdtt. 

Art, P5. Jeder Repräsentant ist berechtigt aus der Staatscasse Erstat- 
tung für die Keiseunkosten hin und ruriick, und für seinen Unterhalt, wäh- 
rend er als solcher fuugirt, zu fordern. 

Art 66. Die Repräsentanten sind auf ihrer Reise zum und vom Stor- 
thinge und während ihres Aufenthaltes daselbst frei von personlicher Haft, 
es sei d«ui, dam ae in öffentlichen Verbrechen ergriffen werden. Rhen so 
wenig können sie ausserhalb der Versammlungen des Storfhings wegen ihrer 
dort geäusserten Meinungrn /nr Verantwortung^ gezogen werden. Jeder ist 
verpflichtet, sich der doii aüg. tuimmenen Ordnung zu fügen. 

Art. 57. Die aut oben erwähnte Art erwiähUcn iicpriäsentanten machen 
das Storlhing des K5nigreichs Norwegen aus. 

Art 68. Das StortUng wird in der Regel am ersten Werktage im Fe- 
bruarmonate jedes dritten Jahrs in der Hauptstadt des Reichs eröff'net, es 
sei denn, dass der König, in Folge ausserordentlicher Umstände, als feindli- 
chen Einfalles oder an^^terkender Krankheiten, eine andere Stadl im Reiche 
dazu bestimmt, welche^; ilann bei Zeiten bekannt gemadii werden muss. 

Art 69. In au^äcrordenllichen uUen lial Uei üüm|j ddö Recht, das Stor- 
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thing ausser der gewohnlichen Zeit zusammenzu berufen. Der König fertigt 
dann eine Bekanntmachung aus, dio wenigstens 6 Wochen, bevor die Miip^lie- 
der sirh an dem bestimmten Orte einfinden sollen, in den Kirchen der Suils- 
Städte abgelesen werden muss. . . , 

Art. 70. Ein solches ausserordentlicb^ StorUiliig kanfa vom Sinnige auf- 
gelost werden, wann er es für gut befindet 

Art. 71. Die Mitglieder des Slorthiogs fiingiren als solche in drei nadi 
einander folgenden Jahren, sowohl auf dem ausserordentlichen, als >adi auf dem 
ordentlichen Storthinge, welches in dieser Zeit gehalten wird. 

Art. 72. Ist ein ausserordentliches Slorthing nodi zu der Zeil yersam- 
melt, da das ordentliche lusammentreten soll, so hört die Wirksamkeit des 
enteren attf, sobald das letale ▼enamnelt. ist* , . , 

Art. 73. Kein Storthing kann gehalten werden, ohne datss iwei Oritlel 
der Hit^ieder anwesend sind. 

Alt. 74 Sobald das Storthing sich constttnirt bit» eiSffbet der Kftnii^ 
oder der, dem er den Auftrag data ertheilt, dessen Verhandlungen mit eiaar 

Rede, in welcher er den Znstand des Reiches darlegt, und die Gegenstände 
angieht, auf welche er vorzüglich die Aufmerksamkeit des Storlhings zu leiten 
wünscht. Keine Beralhung darf in Gegenwart des Königs statt finden. 

Das Sturihing wählt unter seinen Mitgliedern ein Vierlheil aus, weiches 
das Lagihiog ansmadit; die tthrigen drei Viertheiie bilden das Oddalhiog. 
Jedes Thing hält seine Versammhiogen -fttr sidi, und ernennt seinen ejgc- ' 
iien Präsidenten und Secretar. 

Art 75. Es kömmt dem Storthinge zu: 

a) Gesetze zu geben und aufzuheben; Steuern, Abgaben, Zölle und 
andere öffenflirhe Lasten aufzulegen, die doch nirht länger gelten 
als bis zum ersten Juli des Jahres, in welchem i m neues ordent- 
liches Storthing versanimelt ist, es sei denn, dass dieselben von 
diesem ausdrUcUich erneuert werden ; 

b) Anleihen auf den Credit des Reichs abzuscfaliessen ; 

c) die Aufsicht über das Geldwesen des Staates zu führen; 

d) die in den Staatsausgaben nothwendigen Geldsummen xu be- 
willigen; 

e) zu bestimmen, wie viel dem Könige und dem Vicekönige jahrlich 
so ihrem Hofstaate aussatahlen ist« und die Apanage der Kd- 
niglichen Familie, die doch nicht in festen Besitzungen besteben 

darf, festzusetzen; 

f) sich das Protocoll der Regierung in Norwegen, und nl!e öfTent- 
lichen Berichte und Papiere (eigentlich militärische Conimando^j- 
chen ausgenommen) vorlegen zu lassen, so wie yeriticirte Ab- 
schriften oder Extracte der bei dem Könige von dem Norwegi- 
schen Staatsminisler, und den swei sich in Schweden beflndiicbcn 
Norwegischen Staaisräihen geführten ProtoooUe, oder der daselhst 
vorgelegten öflenllichen Papiere; 

g) sich die Bündnisse und Verin-ge, M-elche der König im Namer? 
des Staates mit fremden Machten abgeschlossen hat, niiubcjlea 
zu lassen, mit Ausnahme der geheimen Artikel, die jedoch nicht 
gegen die öffentlichen streiten dürfen; 

h) jeden, den König und die Konigticfae Familie ausgenodUM^ Ai 
Slaatssachen vonuladen; doch gilt Jene AuBBabmo iiicblftr#9 
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Königlichen Prinzen, inwiefern diese andere Aemter, als das des 
Vicekönigs, bekleiden mochten; 
. i) die mterimislischeik Besoldungs- und PensionsHstai lO re? idirait , 
und darin die Verä&denmgm treffen, die man Tür nölhig findet; 

y . ^ Jt) fünf Revi<;or<»n zu ernennen, welche jährlich die Rechenschaften 
des Slaalcs durchzusehen und Kitractc derselben durch den üruck 
^, ^ bekannt zu machen haben, weiche Hechenschaflen daher jede* 
^ ^Jabr vor dem ersten Juli diesen Revisoren zugestellt werden 

mOssen; 
I) Fremde zu natunlisiren. 

Art. 76. Jedes Gesell soll zuerst im Odelsthinge mtwcder von dessen 
eigenen ^fitgliede^n« oder von der Regierung durch einen Staatsralh vorge- 
schlagen werden. Ist der Vorschbg daselbst angenommen, so wird derselbe an 
das Laglbing gesandt, das solchen entweder annimmt oder verwirft, und in 
letitereni Falle mit binzugerügien Bemerkungen zarückfendeU Diese werden . 
VMnOdefathiag» erwogen, welches dann den Gesetavorscbbg entweder «irQcklegt» 
oder mit oder ohne Veränderung wiederum an das Laglhing sendet' Wenn 
ein Vorschlag vom Odelsthinge zweimal dem Laglhinge vorgelegt, und zum 
rweilenMüle mit Ablehnung van demselben zurückgesandt worden ist, tritt das 
ganze blorlhiug zusammen, und mit zwei Drilleln der Stimmen wird ein Be- 
fchluss gefasst. Zwischen einer jeden solchen ßerathuug miissen wenigstens 
3 Tage veriUeisen. 

Art 17. . Wenn ein vom Odelsthinge vorgeschlagener Beschltus vom 
Lagthinge, oder vom gesammten Storthinge angenommen worden ist, wird der- 
selbe durch eine Deputation von beiden Ahtheilungen des Storlhings an den 
König gesandt, wenn derselbe anwesend ist, oder in anderem Falle an den 
Vicel ))^ig oder die IVorwegische Regierung, mit dem Ersuchen um die Ge- 
neiiinigung des Königs. 

Alt 78. Billigt der König den Beschloss, so versiebt er ihn mit seiner 
Unterschrift, wodurch derselbe Gcsetx wird. Billigt er ihn nidit, so sendet er 
denselben zurück an das Odelstbing mit der Erklärung, dass er Itlr jettt es 
nidit dienlich finde den Beschluss zu genehmigen. 

Art. 79. Der Beschluss darf in diesem Falle nicht rnrhr von dem noch 
versammelten Storthinge dem Könige vorgelegt werden, und dieser kann sich 
auf dieselbe Weise verhalten, wenn das nächste ordentliche Storthing aufs 
neue denselben Beschluss vorscbFagt Aber wird derselbe atrfch auf dem drit- 
ten ordentltcben Storthinge, nachdem derselbe abermals erwogen worden 1^ 
wiederum von beiden Thingen unverändert angenommen, und dem Könige 
vorgelegt mit Ersuchen, dass Sp. Majestät einem Bc^chhjsse, den das Storthing 
nach der reiflichsten Dcberlegung für nützlich ansehe, seine Genehmigung 
nicht versagen wolle, so wird derselbe Gesetz, wenn auch die Genelimigung 
des Königs nicht vor der Auflösung des Storthings erfolgt. 

Art 80. Das Storlbing bleibt versammelt so lange dasselbe es fttr n5- 
tUg findet« doch nicht ttber drei Monate ohne Erlaubniss des Königs. Wenn 
dattdbe, nachdem es seine Geschäfte beendigt hat, oder die bestimmte Zot 
versammelt gewesen ist, von dem Könige aufgehoben wird, thrflt dieser zu- 
gleich seine Resolution auf die schon nicht zuvor abgemachten H( Schlüsse mit 
Alle die, welche er nicht ausdrücklich annimmt, werden als von ihm verwor- 
fen angesehen. 

Art 81. Alle Gesefie werden in der Norwegischen Sprache ond (die 
im Alt 19 «nsgenommcD} Im Namen des Kdnigs miler dem NoiwegiMlieD 
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Reichssiegel und in folgenden Ausdrücken ausgeferligt : »Wir N. N. thun 
Itund and zu wissen, dass uns der Bescbluss des Stortlungs von — Dato so 
Itnfend: (bier folgt der Bcschluss) vorgelegt worden ist» welchen wir ange- 
nommen und genehmigt haben, 80 wie wir hiermit denselben als Gesetz an- 
nehmen und genehmigen, unter upserer Hand und tiem Siegel des Reichs.** 
Art, 8'2. Die Genehmigung des Königs ist nicht erforderlich xu dcjn 
DesdiIui>seQ des äLurlhings, wodurch: 

a) dasselbe sich als ein nach der ConstiUition msammengetietenes 
Storthing erklart; 

b) dasselbe seine innnerc Polizei bestinmit; 

c) dasselbe die YoIkDacbten der anwesenden Mitglieder annimmt 
oder verwirft; 

d) dasselbe Entscheidung über W ahlstreitigkeiten bestätigt oder ver- 
wirft; 

e) dasselbe Fremde natnralisirt, 

I) und endlich zu dem Besdilosse, wodorcb das OdeUthing Staali- 

räthe oder Andere zur Verantwortung zieht 

Art. ö3. Das Storthing \:mn das Erachten des höchstoi Gerichts über 
juristische Gegenstände abfordern. 

Art. 84L Das Storthing wird vor offenen Thüren gehalten, und dessen 
Verhandlungen werden durch den Dmck bekannt gemacht , ausser in den 
nUlen, wo das Entgegengesetzte durch Stimmenmehrheit beschlossen wird. 

Art. 85. Derjenige, welcher einem Befehle gehorcht, dessen Absicht ist, 
die Freiheit und Sicherheit des Storthings zu Stören» macht skll daducb 
der Verrätherei gegen das Vaterland schuldig. 

n« «er i4ela«ei*Ucliem KEsMlit. 

Art. 86. Die IfitgUeder des Lagthinges nebst dem höchsten Gerichte ma> 
eben das Reichsgericht aus, welches in erster und letzter Instana in den Sachen 

richtet, welche von dem Odelslhinge vorgelegt werden , entweder gegen Mit' 
glieder des Staatsrathes oder des höchsten Gerichts wegen Amtsvergehungen, 
oder gegen Mitglieder des Storthings wegen der Verbrechen, die sie als solche 
begangen haben möditen. 

Im Reichsgerichte itthrt der Präsident des Laglhinges den Yoniti. 

Art. 87. Der Angeklagte kann ohne irgend einen deshalb angegebenen 
Grund von den Mitgliedern des Reichsgerichta bis auf ein Drittel verwerfen, 
doch so, dass das Gericht aus nicht weniger, als 15 Personen besteht. 

Art. 68, Das höchste Gericht urtheilt in Inner Instanz. Es muss we- 
nigstens einen Justitiarius und 0 Beigeordnete zahlen. 

Art. 89. In Friedenszeiten ist das höchste Gericht nebst zwei hoben 
Officieren , die der König dazu bestimmt, zweite und letzte Instant in allen 
den kriegsgerichtlichen Sachen , die entweder Leben oder Ehre, oder Verlust 
der Freiheit auf längere Zeit, als 3 Monate, betrefTen. 

Art, 90. Die L rtheile des höchsten Gerichts können in keinem FaUe 
angefochten oder irgend einer Revision unterworfen werden. 

Art 91. Niemand kann znm Mitgliede des höchsten Gerichts ernannt 
werden, bevor er 30 Jahre alt ist. 

E« Allircmelne Uestliumiuii^en» 

Art H2. Zu Aemtern im Staate dürfen allein die Xorwegischen Bürger 
eruäimt werden, die sich zu der Evangelisch-Lutherischen Religion ibekeuMB» 
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der Gonsiitiitioii wd dem KSnige Treue gesdiworen haben, imd die Spradie 
des JLendes sprechen, nebst den^, welche: 

a) entweder im Reiche von Eltern geboren sindt die '^ e ilttl f Unter* 

thaiH 11 des Staates waren, oder 

b) in fremden Ländern von Norwt'f?i<rhen Ell« rtj , die m der Zelt 
nicht Unterthauen eines andcru Staates waren, geboren sind; 

c) oder welche am 17. Hai 1814 ihren steten AiU^enfhalt im Reiche 
hatten nnd sich nicht geweigert liaben, den Eid abzulegen» Nor- 
wegens Selbständigkeit zu vertheidigen ; 

d) oder die sich künftiirhin 10 Jahre im Reiche aufhalten; 

e) oder welche vom Slorlhinge naturalisirt worden sind.— Doch kön- 
nen Fremde ernannt werden zu Lehrern an Ut Universität und 
den gelehrten Schulen, zu Aerzten und zu Cousuln an fremden 
Orten. 

Niemand darf ein höheres obrigkeitUcfacs Amt bekleiden, ehe er 90 Jahre 
alt ist, oder zu einer Magistratsperson, znm Untenrichter oder Vogt ernannt 
werden, bevor er 2^ Jahre nlt 

Art 93. Norwegen erkennt keine andere, als seine eigne National* 
schuld an. 

Art* 94. Die Erlassung eines neuen allgemeinen Civil- und peinlichen 
Gesctsbnches soll anf dem ersten, oder wenn dieses nicht mögUch ist, auf dem 
zweiten ordentlichen Slorthinge veranstaltet werden. Indessen bleiben die nnn 

geltenden Gesetze des Staates in Kraft, insofern dieselben nicht diesem Grund* 
gesct^e oder den provisorischen Anordnungen, die indessen heransicommen 

konnten, widerstreiten. 

Die jetzigen permanenten Steuern sind ebenfalls bis zum nächsten Stor- 
thinge m enirichten. 

Art 95. Keine Dispensationen, Prolectorien, Moraiotien oder Restitu- 
tionen dürfen bewiOigt werden, nachdem das neue allgemeine Gesetz GOltig* 
keit erlangt hat. 

Art. 96. Niemand kann anders , als nach dem Gesetze gerichtet oder 
un iers, als nach Urtbeil und Recht gestraft werden. Peinliches Verhör darf 
nicht statt finden. 

Art 97. Keinem Gesetze darf zurückwirkende Kraft gegeben werden. 

Art 98. Hit Sportein, die an die richterlichen Beamten erlegt werden, 
dHrfen Iceine Abgaben an die Staatscasse verbunden sein. 

Art. 99. Niemand darf anders, als in den vom Gesetze bestimmten Fäl- 
len und auf die im Gesetze vorgeschriebene Art verhaftet werden. Für unbe- 
fugte Haft oder ungesetzlichen Aufenthalt stehen die Betreffenden den Ver- 
hafteten zur Verantwortung. 

Die Regierung ist in der Anwendung militärischer Macht gegen Mit- 
glieder des SUates nur berechtigt nach den in det Gesetzgebung bestimmten 
^ Formen, es sei denn, dass irgend eine Versamndung die öffentliche Ruhe 
stört und dieselbe sieh nicht augenblicklich trennt, wenn dieArtikel des Lan- 
desgescizes, die den Aufruhr betreffen, ihr dreimal von der bttrsertichen 
übrigkeit laut vorgelesen worden sind. 

Art. 100. Pressfreiheit muss statt linden. Niemand kann für irj^eud 
eine Schrift, welchen Inhalts dieselbe aocfa sei , die er hat drucken oder her- 
ausgeben lassen, bestraft werden» es sei denn, dass er voisitslich nnd offenbar ' 
entweder sich selbst des Ungehorsams gegen die Geselle, der Geringsch&tsung 
der Religion, der Sittlichkeit oder der oonstiHulioneOen Gewalten und des Wi* 
8ekai»ert,Tei£MnBiniinnden. AM 
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dttita^dM gegen die Befdile iknelben , schuldig gemacht odw «üdwe <ha 

anfjf(ereizt , oder falsche und ehrenrührige Beschuldigungen gegen irgrad 
Jemanden vorgebracht hnt. Preimütbigc Aeusserungen über die SUaUver- 
Wallung und jeden andern Gegenstand sind Jedermann gestaltet. 

Art. lül. Acuc und fortdauernde Einschränkungen in der Aahrungs* 
freiheit diirfen künftighin Niemandem eingeräuml werden. 

Art lOS. Bansinqnisitionen dtrfeii tmr in crinündlcn Fallen statt 
linden. 

Art. 103. Denjenigen, die künftighin falliren, wird kein Asyl gestattet 
Art. 104. Grimdeigenlhum imd ErbauLbeii kräiuen in keinem Falle ver- 
wirkt werden, 

ArU 105. Fordert der Nutzen des Staats, dass Jemand sein bewegliches 
oder unbewegliches Eigenthuis tarn öffentlichen Gebranehe abgeben musa, so 
konnnt ihm volle Erstattung aus d^r Staatskasse xu. 

Art. 106. Sowohl die Kaufsummen, als auch die Einkünfte der der 
Geistlichkeit bestimmten Benerici''n i)n<l Güter sollen blos zum Besten der 
Geistlichkeit und zur IJefördcrung der Aulkliirung angewandt werden. Die 
Besitzungen miidlijaligcr Stiftungen sollen allein zum Nutzen dtirsell>ea angc- 
irandt werden. 

Art. 107. Das Odels* und Aasädcs-Recht*) darf nieht aufgehoben wer^ 
den. Die näheren Bedingungen, unter welchen dasselbe «um gr^asten Nutatn 

für den Staat und zum Vortheile des Lanflmnnnes fortdauern soU, werden von 
den ersten oder dem zweiten folgenden Sü r hinge festgesetzt. 

Art. 108. Keine Grafschaften, ßaronien, Stammhäuser oder Fideicom* 
misse dürfen in Zokuuft erricfatet werden. 

ArU 100. Jeder Staatsbürger ist ohne Rfkdtsicht auf Geburt oder Ver- 
mögen im Allgemeinen in einer gewissen Zeit der Wehrpflidit für das Vater- 
land unterworfen. Die Anwendung dieses Grundsatzes und die Einschränkun- 
gen, welche derselbe erleiden iniiss , so wie die Bestimmung, inwiefern es 
für das Reich dienlich ist, dass die WehrpUicht mit dem 25sten Jahre aufhört, 
werden , nachdem von einem Gomite alle Aufklärungen eingezogen worden 
aind, der Entacheidting des ersten ordentlichen Storthings (überlassen. Bia da- 
hin verbleiben die nun geltenden Bestimmungen. 

Art. HO. Norwegen behält seine eigene Bank und sein eignes Geld- 
und Münzwesen, über welche Einrichtungen gesetzliche Bestimmungen zu ge- 
ben sind. 

Art. III. Norwegen hat das Recht, seine eigne KauflärtheiUagge zu ha- 
ben. Seine Kriegsdagge wird eine Unionsflagge. 

Art 112. Zeigt die Erfahrung, dass irgend ein^Theil dieses Grundge- 
setzes des Königreichs Norwegen der Veränderung bedarf, so soll ein Vor- 
schlag deshalb einem ordentlichen Storthingc vorgelegt und durch den Druck 
bekannt gemacht werden. Al)er es kommt erst dem nächstfolgenden ordent- 
lichen Slorthinge zu, zu be^liiumen, ob die vorgeschlagene Veränderung statt 
findf^n soll oder nicht, doch darf eine solche Verandemng niemals den Prin- 
cipien dieses Grundgesetzes widersprechen , sondern allein HodifieationeD in 
einzefaien Bestinunongen betreffen* die nicht den Geist dieser Gonatitatiso 
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verändern, aad iwd Dritdieile des Stoithing« mOtten ffir eine loldi« TMrSn* 
deruDg stimmen. 

Gbristiania, im <ujv;f>rordeiitIichen StorthingeNorwegenSt 
deu 4. iNovember 1815. 

Chr istie t 
d. Z. PrSiideiit 

CL S.) 
L. Weidmann. 

Dass das Grundgesetz dos Norwegischen Reichs, wie es vorstehend Wort 
für Wort geschrieben ist — mit Vorbehalt des con&tilutioDelleu Rechts der 
Sebwedifchen Rekfantinde in den Stücken, welche Verändeningen oder Mo- 
diflcalionen in der Regierungsform des Schwedischen Reichs mit sich ffthren — 
zwischen unscm Allcrgnädigsten Könige und Herrn , Carl dem Dreizehnten , 
König von Schweden, Norwegen u. s. w. durch uns «nterzeichnelc bevollmäch- 
tigte Comraissaricn vor Höchstdessen Auge und dem jetzt in Chrisliana ver- 
sammelten fiitorthinge des Norwegischen Reich«? verhandelt und beschlossen 
worden; wird hiedurch mit unsern Namcnsunterschrifteu und untergedruckten 
Siegeln attestirt und bekräftigt 

Ghristiania, den i, November 1814 

M. Rosenblad. 

B. V. Platen. H raf Wetterstedt 
G. ¥ Wirscn. A. G. Mörner. 

C. V. Rosenstein. J. B. Valerius. 



0ie voD den Schwedischen GommissarieD für die Schwediscfad 
Regierungsform vorbehaltenen Hodificatlonen bikleteifr den Gegenstand 
der weiteren Terhandlungen, welche schliesslich zu der bereits bei 
SdiwedenS. 390 angegebenea Acte vom 31. Juli und 6. August 1815 
in Betreff des gegenseitigen constitutionellen Rechtsverhältnisses bei« 
der Reiche führte, weshalb ich mich sowohl hierin, als für die übri- 
gen allgemeinen historischen Notizen aus den Zeiten der, vereinigten 
Reiche auf die obige Darstellung der iiisloriscJien Uebersicht Schwe- 
dens beziehe. 

Es sind bis jetzt seit Annahme der Verfassung zwölf ordent- 
liche SlorÜiiiige gehalten, und zwar regelmüssig vom Jahre 1814 ab 
alle drei Jahre, wie das Grundgesetz vorschreibt; nicht selten aber 
währte die Session der einzelnen einige Monate länger, als Art. 8U der 
Verf. die regelmässige Daner festsetzt (1836 5 Monate, 1845 8 Monate 
u. s. w.). Der loyal'* Sinn dt r Könige Carl Johann und Oscar, welche 
beide gleich nach ihrer i in ( iil u stcii^iing schriftlich den Eid auf die Ver- 
fassung ablegten und ih iisclben mündlich auf dem nächsten Storthiug 
(lbl8 und 1845) wiederholten, hat zwar niemals den Versuch ge- 
macht, durch gewaltthätige Eingriffe einzelne Artikel der Norwegi- 
schen Verfassung zu beseiü^en oder verfassungswidrige Aechte iiir 
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die Königliche Gewalt in Anspruch zu nehmen und zu behaupten. 
Aber mit um so grösserer Entschiedenheit hat die Schwedische Re- 
gierung an die Storthinge die Forderung gestellt» auf dem gesetzmäs- 
sigen Wege Veränderungen in der Verfassung vorzunehmen» durch 
welche theils wesentlich nothwendige Rechte der Königlichen Ge* 
walt hier wie in Schweden eingeräumt, theils Institutionen angenom- 
men würden, durch welche gegenseitig ein gteichmässigeres Verhält- 
niss zwischen den beiden Reichen herzustellen wäre. Die Wegschaf- 
fiing «oder möglichste Einschränkung des Art 79 schien daher vor 
allen die unausgesetzte Aufhierksamkeit der Königlichen Regierung 
zu erfordern; denn es fehlt ihr das Veto» und jeder Vorschlag, der 
vom ordentlichen Stortfaing dreimal als Bescbluss genehmigt worden» 
erhält gesetzliche Kraft auch ohne die Genehmigung des Königs*). 
Es kann mithin nur sechs iahre lang, d. h. den Zwischenraum zwi- 
schen drei ordentlichen Storthingen, die Königliche Verweigerung ei- 
nen Beschluss des Stortfaing's zurückhalten, um ihn sodann wider den 
Willen und das Interesse der Köm'glichen Gewalt selbst vermittelat 
der executiven Gewalt als Gesetz in Norweg«i eingeführt zu sehen. 
Diese Verkiirzui^ der Königlichen Gewalt erschien um so nachhaltiger» 
als der erste Fall der Wirksamkeit dieses Art. auf dem dritten Stor^ 
thinge eintrat; und ein Gesetzvorschlag über die Abschaffung des 
Adels, welcher ausser den Art 23 und 108 noch vom ersten Stor- 
thinge ausgegangen war» trotz zweimaliger Ablehnung von Seiten des 
Königs (1810, 1818)» im J. 18^1 zum dritten JMale angenommen» Ge- 
setzeskraft erhielt . König Carl Johann versuchte darauf auf dem 
vierten Storthinge (1824) **) neue Vorschläge über die Feststdlnng 
des Kömglichen Veto oder die Verwandlung des suspensiven in ein 
absolutes Veto^ über die Einfuhrung eines neuen Adels (ohne beson- 
dere politiscfae Vorrechte)» über eine anderweitige Organisation des 
Beichsgerichts, über die Zeit des nothwendigen Aufenthaltes des Vice- 
königs in Norwegen u. s. w. durchzuführen, aber alle diese Vorschläge 
wurden mit entschiedener lUajorität vom Verfiissungsausschusse und dem 
Storthinge zurückgewiesen: und das Grund^^tz vom 4. November 1814 
blieb unverändert aufrecht erhalten. Nur mit geringerer Veränderung 
wurde die Königliche Proposition über das Veto der Königlichen Ge- 
walt auch bei den Storthingen in den Jahren 1827, 1830 und 1833 



V Vergl über diesen und mehre andere Artikel der Nort», Vnf, M§ 

mit guter Localkenntni'^^ und gediegenen politisrhcn Frfnhningcn in Noncf- 
gen geschriebene Abhandlang, welche Münch Röder für den Bd,Xl, de* WA' 
kerschen Staatslexikons über Norwegen geliefert hat. 

. **) Vgl Uber deneefben die oben unter den miftmitMn angefm^ 
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eingebracht, ohne zii einem glücUicheren Ziefe gebracht zu werden: 
wiewohl auch seinerseits der König nun auf das sorgfältigste darüber 
wachte, keine weitere Ausdehnung dem Storthing in Bestimmungen 
fiir die Regierungs- Gewalt einzuräumen, um jede noch grössere Abson- 
derung der Norwegischen Angelegenheiten von den Scliwedischen zu 
vermeiden. Dies wurde von dem Storthinge mit der Forderung des be- 
sonderen diplomalisciien Verkeiirs für Norwegen, der Norwegisclien 
Gonsuln, einer grösseren Erweiterung des Art. III in Bezug auf die 
Norwegische Flagge bezweckt: man gebrauchte gegenseitig d^ 
Mittel der Vertagung solcher ForderunL'en für das näfhste Stor- 
thing, man wechselte auch harte ^AOrte und ([itsrliieJene Vor- 
würfe: aber das Schlussresnltot biit b der unveraiulerle Inhalt der 
Verfassung von 1*^14. Denselben Ausgang nahmen die Proposilionen 
des Königs Carl Johann auf den drei letzten Storthingen wahrend 
seiner Regierung (18-16, 1830, 1842), soweit sie Veränderungen ein- 
zeiner Artikel des Grundgesetzes bezweckten, während eine wenn 
auch langsame und durch mancherlei Erschwernisse verzögerte Ei- 
nigung über die gegenseitige Vorschläge für andere Gegenstände fast 
immer zu Stande kam. Bedeutsam ist noch aus dieser Zeit das Steuer- 
gesetz vom Jahre 1833, welches die Gegenstände nälier bestimmte^ 
die vom Storthinge einer Besteuerung unterwoifeu werden könnten* 

Auf den beiden bisherigen Storthingen unter dem Könige Oscar 
(1845, 1848) hat die R^'erung es aufgegeben» femete Vorschläge 
auf Veränderungen des Grundgesetzes einzubringen: die Einigung 
mit der Regierung uhor die sonstigen Propositionen ist aber nichts- 
destoweniger nur langsam vor sich gegangen, weil diese grössentheÜs 
schwierigere materielle Fragen behandelten» die bei den spärlich zuge- 
messenen Finanzzustanden dieses Rdcfas die vielseitigsten Erwägungen 
veranlassten» und daher z. B. Beschlüsse auf eine Erweiterung der 
Marine nicht herbeigerührt werden konnten, da Norwegen In seiner 
Isolirten Lage auf Jede Einmischung in die allgemeinen Verbältnisse 
Europa's gerne verzichtet, und sich selbst In seinen Zuständen durch 
seine geringeren Verthe^digungsmittel bereits für hinlänglich sicher 
gestellt erachtet. Doch hier gerade in diesen und ähnlichen Bezie- 
hungen befinden sich unzweifelhafte Lücken in der Norwegischen 
Verfassung, welche einer baldigen Revision noth wendig entgegense- 
hen müssen, wenn die Verbindung beider Reiche auf einer festen 
Grundlage fortbestehen, und die potitische Selbständigkeit gegen jeden 
Feind gegenseitig geschützt werden soll. 

Die Zahl der Mitglieder des Storthings ist ah\N echselnd zwischen 80 
und 99 gewesen, wie die Bestimmungen der Artikel 57, 59 der Verf. iit 
pezngauf die Wahl vonchreiben; sie war bereits 1Ö39 auf dasMaximum 




der" Mgieu/Utea Zahl, iuf 99 gestfegen. V<mi denselben wem im- 
gelahr drei Siebentel Beamte, drei Siebentel aus dem BaneilMtande 
und ein Siebentel aus dem Kaofmennastande^ Ein neues Wahlge- 
wti tm weiteren Ansfljhrung der Bestinunungen in den Art. 49 66 
der Veti ist nach dem Beacblusae des Stortfainga vom Jahie 1827 
im Jabre 1828 bekannt gemacht: ea betrifft gleichzelt^ die conati- 
twtioneye Verantwortlichkeit. 
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S. 7. Z, 14. ?. oben fehlt die Anmerkung, da&s der Originaltext der Ver- 
fassung nach dem Muniteur» 1848 November, abgedruckt 
ist Ueberdies sind m«hre Ausgaben dieser Verfiissnng 
gleicbieiiig in Paris ohne nähere Angabe des Heratisge« 
bers erschienen. 

S.36. Z. 3, V. unten. Nach frU rirt wurden ist einzuschalten: „Nur 
, in dieser 6. Mililar-Division (Lyon) wurde ein ausser- 
ordentlicher Commissar am 4. December 1849 er- 
nannt, welcher eine Oberaufsicht über die Präfecten der 
dm geliörigen Departements f &brt, und unmittelbar ?on 
dem Ministerium des Innern seine Berehle empflingf» 
also eine grössere Gewalt als die gewöhnliche (nach den 
Art. 77 und 105 der Verfassung) ausübt. 

S.44. 2. 1. V. oben. Es fehlt die Bezeichnung I. bei der Verfassung 
von 161-2. 

Dazu ist die Bemerkung hinzuxufflgen: Abgedrudct 
in Deutsch. Spr. bei Saalfeld Gesch. d. neuest. Zeit, 
Bd.iy, Abth. I.Beilage S. 799-835 und Pölitz. Eu- 
rop. Verf. II. Seite 263. und in Franaösischer Sprache bei 

Dufau Collect. V. pag. 8t. 
8.133. Z. & V. xmU'u In Ermangelung des Portugiesisclien Buchstaben 

a hat die Druckerei den Griechischen a gewählt 
S. 178. Z. 14. V. oben. Nadi den Qoelien und Httlbmitlehi fehlt die 

Ueberschrift: I. Das Königreich der Niederlande. 
S. 213. Z. 6. V. unten. Nach ».Majorität der" ist und lu streichoD. 
S. 214. Z. 22. V. oben lies Institut statt InsitUl. 
S. 220. Z. 11. V. unten lies einem statt eines. 

S. 244, Z. 17. V. oben. Zu Anfang des Art. 71. lies Er is statt Es is. 

S. 2t>4. Z. 9. V. uuleu lies mel opcu statt met odeu. 

S. 284. Z. 15. T. unten. Die Ueberschrift „Ih Luxemburg** fehlt vor 
„das Grosshenogthnm**. - 

S, 3M.. Z. 8. V. unten lies: Des Finances statt de Finanees. 
„ Z. 2, „ fehlt das Komma vor si, und 
„ Z. 1. „ „ lies renouveiees statt renouvellees. 

S. 329. Z. 21. V. oben lies Wahldecrete statt Wahldecrele. 

S. 360. Z. 13. V. unten. Vor und fehlt ein Komma. 

8. 379. Z. 8. T. unten lies denselben statt deniseben. 

S. 385. Z. 25. oben lies Drittheile statt DiittheiL 
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